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Bericht über die menschliche Entwicklung 2005

Vor fünf Jahren wurde die Millenniums-Erklärung unterzeichnet. Sie beinhaltet eine kühne neue Vision zur Bekämpfung von 

Armut und Ungleichheit. Diese wird gestützt von einer Reihe von Zielvorgaben, den Millenniums-Entwicklungszielen, deren 

Erreichen die menschliche Entwicklung vorantreiben würde. Die Millenniums-Entwicklungsziele sollen bis zum Jahr 2015 erreicht 

werden – in genau zehn Jahren. Heute sind die meisten Länder in Bezug auf die meisten Ziele allerdings nicht auf Kurs. Die Welt 

steuert im Bereich der menschlichen Entwicklung auf ein sich deutlich abzeichnendes Desaster zu – ein Desaster, das verbesserte 

internationale Zusammenarbeit verhindern könnte.

Der diesjährige Bericht über die menschliche Entwicklung zieht eine Bilanz der menschlichen Entwicklung einschließlich der 

Fortschritte auf dem Weg zum Erreichen der Millenniums-Entwicklungsziele. Er geht über bloße Statistiken hinaus und untersucht 

die Folgen nicht erreichter Zielvorgaben und gebrochener Versprechen für die Menschen. Extreme Ungleichheit zwischen 

Ländern und innerhalb von Ländern wird als eines der größten Hindernisse für die menschliche Entwicklung ermittelt – und als 

starke Bremse für schnellere Fortschritte auf dem Weg zum Erreichen der Ziele.

Neue Ansätze zur internationalen Zusammenarbeit sind unerlässlich, wenn das Versprechen der Millenniums-Erklärung wahr 

gemacht werden soll. Geeignete Maßnahmen müssen ergriffen werden, um die nächsten zehn Jahre zu einer „Dekade für 

Entwicklung“ zu machen. Anhand von drei der zentralen Pfeiler der internationalen Zusammenarbeit – Entwicklungshilfe, Handel 

und Sicherheit – liefert der Bericht über die menschliche Entwicklung 2005 eine schonungslose Analyse der Probleme und 

ermittelt Lösungen. Demnach dürfen die reichen Länder sich nicht auf ermutigende Appelle beschränken, sondern müssen ihre 

politischen Handlungskonzepte an die Verpflichtungen anpassen, die sie in der Millenniums-Erklärung eingegangen sind.

Die Analyse enthält: 

• einen umfassenden Überblick über Trends der internationalen Entwicklungshilfe. Der Bericht untersucht die wichtige 

Rolle von Entwicklungshilfe für mehr menschliche Entwicklung, beurteilt die Bilanz einzelner Geber und legt eine Agenda 

zur Verbesserung der Qualität von Entwicklungshilfe vor;

• eine kritische Prüfung der Fortschritte in der Doha-„Entwicklungsrunde“ der WTO-Verhandlungen und eine Analyse 

weit reichender struktureller Kräfte, die viele der ärmsten Länder auf der Welt extrem benachteiligen. Der Bericht zeigt, 

wie unfaire Handelsregeln ein ungleiches Globalisierungsmuster verschärfen, und er betont die Probleme, die über die 

Regeln hinausgehen;

• neue Forschungserkenntnisse zu den Verknüpfungen zwischen gewaltsamem Konflikt und menschlicher Entwicklung. 

Über die thematische Beschränkung auf Sicherheitsfragen hinaus untersucht der Bericht die negativen Folgen gewalt-

 samer Konflikte für die menschliche Entwicklung, unterzieht Konfliktverhütungsstrategien einer Prüfung und präsentiert 

eine kritische Einschätzung institutioneller Probleme des Wiederaufbaus nach dem Ende von Konflikten.



Das Design der Vorderseite drückt die Vorstellung vom Jahr 2005 als einem 

Scheidepunkt für die menschliche Entwicklung aus. Fünf Jahre nach der 

Unterzeichnung der Millenniums-Erklärung und zu Beginn des zehnjähri-

gen Countdowns zum erklärten Termin für das Erreichen der Millenniums-

Entwicklungsziele, dem Jahr 2015, befinden sich die Regierungen der 

Länder auf der Welt an einem Scheidepunkt. Wenn sie die Dinge weiter 

ihren gewohnten Gang gehen lassen, wird 2005 zu dem Jahr werden, in 

dem das Versprechen der Millenniums-Erklärung gebrochen wird. Wenn sie 

dagegen jetzt handeln, um ihre Versprechen gegenüber den ärmsten Men-

schen auf der Welt zu erfüllen, können sie  2005 zu dem Jahr des Aufbruchs 

in eine Dekade für Entwicklung machen. Dies würde den Ländern helfen, 

wieder auf Kurs zu kommen, damit die Millenniums-Entwicklungsziele bis 

2015 erreicht werden können und die Voraussetzung für ein neues, 

gerechteres Globalisierungsmuster schaffen.

Human Development Reports, englische Ausgaben
Cultural Liberty in Today’s Diverse World
Millennium Development Goals: A Compact Among Nations to End Human Poverty
Deepening Democracy in a Fragmented World
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Human Rights and Human Development
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Nähere Informationen finden Sie im Internet unter:
http://hdr.undp.org
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Human Development Reports werden auch auf nationaler, subnationaler und regionaler Ebene erstellt. Der erste nationale Human 
Development Report wurde 1992 verö�entlicht.
• Arbeitsgruppen in den einzelnen Ländern haben mit Unterstützung und unter Anleitung des Entwicklungsprogramms der Verein-

ten Nationen (United Nations Development Programme – UNDP) mehr als 500 nationale und subnationale Human Development 
Reports sowie 28 regionale Berichte erstellt. Für diese Berichte wurde der Ansatz des globalen Human Development Report auf die 
Länder- und regionale Ebene übertragen.

• Als Orientierungshilfen für politische Handlungskonzepte haben diese Berichte das Konzept der menschlichen Entwicklung in den 
nationalen politisch-konzeptionellen Dialog eingeführt – nicht nur in Form von Indikatoren für menschliche Entwicklung und 
Politikempfehlungen, sondern auch durch Konsultations-, Forschungs- und Berichterstellungsprozesse, die von den Ländern selbst 
gesteuert und selbst bestimmt werden.

• Daten in Human Development Reports wie geographisch, ethnisch oder nach ländlichen/städtischen Gebieten aufgeschlüsselte 
Statistiken, die o� nicht an anderer Stelle verö�entlicht werden, tragen dazu bei, Entwicklungslücken zu ermitteln, Fortschritte zu 
erfassen und früh vor möglichen Kon�ikten zu warnen.

• Weil die nationalen und regionalen Human Development Reports aus einem nationalen oder regionalen Blickwinkel verfasst werden, 
können sie beträchtlichen Ein�uss auf politische Handlungskonzepte und deren Umsetzung in die Praxis haben, auch im Hinblick 
auf die Förderung von Fortschritten auf dem Weg zum Erreichen der Millenniums-Entwicklungsziele.

Das Human Development Report Toolkit (HDR Toolkit; siehe unten) bietet Anleitungen zur Erstellung qualitativ hochwertiger 
Berichte. Auf der Website des Human Development Report O� ce (HDRO) �nden Sie eine Datenbank aller Human Development 
Reports, die nach � ema, Jahr, Land und Region durchsucht werden kann.

Schließen Sie sich den Netzwerken an! In zwei globalen Netzwerken – HDRNet und HDRStats Net – sind fast 1.500 Entwicklungs-
praktiker miteinander verbunden. Sie tauschen darüber in Online-Diskussionen ihre Erfahrungen und Vorstellungen in Bezug auf die 
menschliche Entwicklung aus.

Nähere Informationen zur Arbeit des Human Development Report O� ce sowie zu den nationalen, subnationalen und regionalen Human 
Development Reports �nden Sie: 
• auf der Website des Human Development Report O� ce: http://hdr.undp.org 
• im Bereich für die nationalen Human Development Reports: http://hdr.undp.org/nhdr/ 
• im Bereich für das HDR Toolkit: http://hdr.undp.org/nhdr/toolkit/ 

Neue Materialien des Human Development Report Office

Nationale, Subnationale und Regionale Human Development Reports
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Das Büro für den Bericht über die menschliche Entwicklung (HDRO)

Der Bericht über die menschliche Entwicklung ist ein Produkt gemeinsamer Anstrengungen. 
Mitglieder der Gruppe Nationale Berichte über die menschliche Entwicklung (NHDRU) lieferten 
ausführliche Kommentare zu den Entwürfen und inhaltliche Beratung. Sie sind auch das Bindeglied 
zwischen dem Bericht über die menschliche Entwicklung und einem globalen Forschungsnetzwerk 

(Stellvertretende Direktorin) und umfasst Sharmila Kurukulasuriya, Juan Pablo Mejia, Mary Ann 
Mwangi und Timothy Scott. Die Verwaltungsaufgaben wurden vom HDRO-Verwaltungsteam 
übernommen, bestehend aus Oscar Bernal, Mamaye Gebretsadik und Melissa Hernandez. Der 
operative Bereich im HDR-Büro unterliegt Yves Sassenrath, zusammen mit Ana Maria Carvajal. 
Die Leitung der Kommunikations- und Öffentlichkeitsarbeit des HDR-Büros haben Marisol 
Sanjines und Nena Terrell.

Die deutsche Übersetzung des Berichts über die menschliche Entwicklung 2005 übernahm die 
Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen.

in Entwicklungsländern. Das NHDRU-Team steht unter der Leitung von Sarah Burd-Sharps 
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Vorwort

Dies ist zu meinem Bedauern der letzte Bericht über die menschliche Entwicklung, 
für den ich das Vorwort schreibe, denn im August trete ich als Administrator des 
Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) zurück. Als ich 1999 
bei UNDP anfing, habe ich den Bericht über die menschliche Entwicklung als das 
Juwel in der Krone der intellektuellen Leistungen und der weltweiten Lobby-Arbeit 
dieser Organisation bezeichnet. Sechs Jahre und sechs Berichte später kann ich mit 
einigem Stolz sagen, dass sein Glanz nur noch heller erstrahlt.

Im ersten Jahrzehnt, als aufeinander folgende 
Berichte über die menschliche Entwicklung das 
Konzept menschlicher Entwicklung einführten 
und ihm Substanz verliehen, wurde eine starke 
Grundlage gelegt. Darauf aufbauend haben 
die Berichte kontinuierlich an Stärke gewon-
nen. Von der Analyse, wie neue Technologien 
reichen und armen Menschen gleichermaßen 
dienen können, bis hin zur Betonung, wie ent-
scheidend es ist, die Menschenrechte und die 
Demokratie zu stärken, um die Schwächsten 
dieser Welt zu schützen und zu stärken, hat 
der Bericht über die menschliche Entwicklung 
die intellektuellen Grenzen menschlicher Ent-
wicklung im neuen Jahrtausend stetig erwei-
tert. Und diese Verlagerung hat sich in all die-
sen entscheidenden Bereichen durch die Arbeit 
von UNDP und seinen vielen Partnern vor Ort 
in der entwicklungspolitischen Praxis zuneh-
mend widergespiegelt. 

Die Berichte über die menschliche Entwick-
lung haben sich im Laufe der Jahre weltweit 
einen exzellenten Ruf erworben – als deutliche 
Stimme, die sich ihre Unabhängigkeit bewahrt 
und zwar von UNDP finanziert wird, aber nicht 
notwendigerweise die Politik der Vereinten 
Nationen oder des Entwicklungsprogramms 
widerspiegelt. Die Berichte hatten und haben 
eine unverzichtbare Katalysatorfunktion, wenn 
es darum geht, konkrete Antworten auf die ent-

wicklungspolitischen Schlüsseldebatten un-
serer Zeit entwickeln und voranbringen zu hel-
fen. Wie dieser Bericht deutlich macht, ist die 
größte einzelne Herausforderung, vor der die 
entwicklungspolitische Gemeinschaft – und 
man könnte mit Recht behaupten die ganze 
Welt – heute steht, das Erreichen der Millenni-
ums-Entwicklungsziele bis zum Jahr 2015.

Der Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2003 hat auf einen großen Teil der 
früheren Arbeit des von UNDP geförderten 
Millenniumsprojektes der Vereinten Nationen 
zurückgegriffen. In dem Bericht 2003 wurde 
ein ausführlicher Aktionsplan vorgestellt, wie 
jedes der Millenniumsziele erreicht werden 
könnte. Doch obwohl in vielen Ländern und in 
Bezug auf mehrere der Ziele signifikante Fort-
schritte gemacht wurden, fallen die Fortschritte 
insgesamt noch immer hinter dem Erforder-
lichen zurück. Anfang dieses Jahres stellte der 
Generalsekretär der Vereinten Nationen in sei-
ner eigenen Fünfjahresprüfung der Millenni-
umserklärung eine breit angelegte Agenda vor, 
wie das Nötige erreicht werden kann, indem 
man auf den Ergebnissen des Konsenses von 
Monterrey 2002 aufbaut. Er nahm dabei stark 
auf den Abschlußbericht des Millenniumspro-
jektes Bezug. Der Grundstein dieses histo-
rischen Paktes ist die Verpflichtung der Ent-
wicklungsländer, die Hauptverantwortung für 
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Die Analysen und politisches Empfehlungen dieses Berichts geben nicht unbedingt die Ansichten des Entwicklungspro-

gramms der Vereinten Nationen, seines Exekutivrates oder seiner Mitgliedsstaaten wieder. Der Bericht ist eine unab-

hängige Publikation im Auftrag der UNDP. Er ist das Ergebnis einer fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen einem Team 

herausragender Berater und dem Team des Berichts über die menschliche Entwicklung. Sie wurde geleitet von Kevin 

Watkins, dem Direktor des Büros für den Bericht über die menschliche Entwicklung.

ihre eigene Entwicklung zu übernehmen. Die 
entwickelten Länder sollen sicherstellen, dass 
transparente, glaubwürdige und sorgfältig kal-
kulierte nationale Entwicklungsstrategien die 
volle Unterstützung bekommen, die sie brau-
chen, damit die Millenniums-Entwicklungs-
ziele erreicht werden. 

Doch wie der vorliegende Bericht überzeu-
gend darlegt, wird diese Agenda einfach keinen 
Erfolg haben, wenn es nicht gelingt, mit den 
Engpässen entschlossen fertig zu werden. In 
drei großen Bereichen gibt es derzeit Engpässe, 
die verhindern, dass Fortschritte in dem Um-
fang und mit der Geschwindigkeit stattfinden, 
wie wir sie im Laufe der nächsten zehn Jahre 
brauchen: in der Entwicklungshilfe, im Handel 
und aufgrund von Konflikten. Für jeden dieser 
entscheidenden Bereiche betrachtet dieser Be-
richt aktuell die Fakten und liefert eine zwin-
gende und umfassende Analyse, wie sich mit 
den Engpässen fertig werden ließe – und zwar 

Wahl in der Erinnerung bleiben, als das Jahr, in 
dem die Staats- und Regierungschefs der Welt 
die Gelegenheit hatten, auf dem UN-Gipfel 
im September ihre Zusagen und Versprechen 

in konkrete Maßnahmen umzusetzen, um 
dazu beizutragen, die extreme Armut in un-
serer Welt zu überwinden. Wenn wir unseren 
Kindern und zukünftigen Generationen eine 
sicherere, ungefährlichere und gerechtere Welt 
hinterlassen wollen, können wir es uns nicht 
leisten, diese Gelegenheit zu verpassen.

Dies ist zwar mein letzter Bericht als 
UNDP-Administrator, aber es ist der erste, der 
unter der Leitung von Kevin Watkins als Direk-
tor des Büros für den Bericht über die mensch-
liche Entwicklung geschrieben wurde. Die Fun-
diertheit und Gründlichkeit der Analyse macht 
deutlich, dass der Bericht über die menschliche 
Entwicklung und das Erbe menschlicher Ent-
wicklung, das er repräsentiert und symbolisiert, 
in sichereren Händen nicht sein könnten. Ich 
wünsche Kevin Watkins, seinem engagierten 
Team und meinem Nachfolger Kemal Dervis 
für die Zukunft alles Gute. 

Mark Malloch Brown

umgehend. Das Jahr 2005 wird als das Jahr der 

UNDP-Administrator
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Zu einem breiten Spektrum an Themen, die 
für den Bericht relevant sind, wurden Hinter-
grundstudien, -dokumente und -notizen ange-
fertigt. Beiträge leisteten Charlie Arden-Clarke, 
Catherine Barber, Helen Barnes, Graham K. 
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Nelson Giordano Delgado, Yuri Dikhanov, 
Kate Dyer, Xibo Fan, Juan Alberto Fuentes, 
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gerson, Jorge Oswaldo Romano, Diane Row-
land, Emma Samman, Timothy Scott, Abby 
Stoddard, Diana Tussie und Patrick Watt. 
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Carbon Dioxide Information and Analysis 
Center, das Sekretariat der Karibischen Ge-
meinschaft, das Center for International Com-
parisons (Universität von Pennsylvania), De-
velopment Initiatives, die Wirtschafts- und 
Sozialkommission für Asien und den Pazifik, 
die Wirtschafts- und Sozialkommission für La-
teinamerika und die Karibik, die Europäische 
Kommission, die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation, das Global IDP Project, 
das Internationale Institut für strategische 
Studien, die Internationale Arbeitsorganisa-
tion, der Internationale Währungsfonds, die 
Internationale Organisation für Migration, die 
Internationale Fernmeldeunion, die Interpar-
lamentarische Union, das Gemeinsame HIV/
Aids-Programm der Vereinten Nationen, die 
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liche Zusammenarbeit und Entwicklung, das 
Internationale Friedensforschungsinstitut 
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Dieser Bericht wäre ohne die großzügigen Beiträge vieler Personen und Organisa-
tionen nicht möglich gewesen. Die Autorinnen und Autoren stehen insbesondere 
bei Amartya Sen in der Schuld, dessen Arbeit die Entwicklung des Berichts über 
die menschliche Entwicklung über die Jahre geprägt hat. Mark Malloch Brown, aus-
scheidender Administrator des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen 
(UNDP), hat das Team konsequent unterstützt und bestärkt. Für sein persönliches 
Engagement spricht das Team ihm seine tiefe Anerkennung aus. Der Bericht hat 
sehr von den ausführlichen und fundierten Anmerkungen des neuen UNDP-Ad-
ministrators Kemal Dervis profitiert. Für Irrtümer und Auslassungen tragen die 
Autorinnen und Autoren die alleinige Verantwortung.
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schaft und Kultur, der Hohe Flüchtlingskom-
missar der Vereinten Nationen, das Büro der 
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung, die Sektion Verträge des 
Bereichs Rechtsangelegenheiten der Vereinten 
Nationen, die Bevölkerungsabteilung der Ver-
einten Nationen, die Statistikabteilung der Ver-
einten Nationen, das Millenniumsprojekt der 
Vereinten Nationen, die Weltbank, die Welt-
gesundheitsorganisation, die Welthandelsorga-
nisation und die Weltorganisation für geistiges 
Eigentum. 

Beratungsgremium 

Eine wichtige Unterstützung bei der Erstellung 
des Berichts war die intellektuelle Hilfestellung 
und Beratung durch ein externes beratendes 
Expertengremium. Es bestand aus Ekrem Be-
qiri, Nancy Birdsall, Francesca Cook, Justin 
Forsyth, Frene Ginwala, Richard Jolly, Donald 
Kaberuka, Nanak Kakwani, Rashid S. Kau-
kab, Tony Killick, A.K. Shiva Kumar, Jean-Pi-
erre Landau, Callisto Madavo, Moisés Naím, 
Deepa Narayan, Benno Ndulu, Dani Rodrik, 
Mohammad Sahnoun, Ransford Smith, Reh-
man Sobhan, Frances Stewart, Paul Streeten, 
Ana Toni, Shriti Vadera, Ngaire Woods und 
Susan L. Woodward. Ein Beratungsgremium 
für Statistik leistete wertvolle Beiträge. Be-
teiligt waren Carla Abou-Zahr, Tony Atkin-
son, Hubert Escaith, Andrew J. Flatt, Rebeca 
Grynspan, Gareth Jones, Irena Križman, Ian 
D. Macredie, Anna N. Majelantle, John Male-
Mukasa, Marion McEwin, Francesca Perucci, 
Tim Smeeding, Eric Swanson, Pervez Tahir 
und Michael Ward. Das Team dankt auch den 
statistischen Fachgutachtern Brian Hammond, 
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Das Jahr 2004 ging mit einem Ereignis zu Ende, das sowohl die zerstörerische Kraft  
der Natur als auch die erneuernde Kraft  menschlichen Mitgefühls vor Augen führte. 
Bei dem Tsunami im Indischen Ozean kamen über 300.000 Menschen ums Leben; 
Millionen wurden obdachlos. Doch nur Tage nach der Naturkatastrophe – einer 
der schlimmsten in der jüngeren Menschheitsgeschichte – lief bereits die größte 
internationale Hilfewelle an, die es je gegeben hat. Dies beweist, was mit weltweiter 
Solidarität erreicht werden kann, wenn die internationale Gemeinschaft  entschlos-
sen an eine große Aufgabe herangeht.

Der Tsunami war eine äußerst sichtbare, unvor-
hersehbare und weitgehend auch unvermeidbare 
Tragödie. Doch auf der Welt spielen sich noch 
andere Tragödien ab, die viel verborgener, rou-
tinemäßig vorhersehbar und ohne weiteres ver-
meidbar sind. Fernab von jeglicher Beachtung 
durch die Medien sterben jede Stunde über 
1.200 Kinder. Dies ist, als würden Monat für 
Monat drei solcher Flutwellen über den schutz-
losesten Bürgern der Welt – ihren Kindern – 
zusammenbrechen. Zwar variieren die Todesur-
sachen, doch in ihrer überwältigenden Mehrheit 
können sie auf eine generelle Krankheit zurück-
geführt werden: Armut. Anders als ein Tsunami 
lässt sich diese Krankheit verhindern. Die Welt 
verfügt heute über die technologischen Mög-
lichkeiten, die fi nanziellen Mittel und das Wis-
sen, um extreme Not überwinden zu können. 
Dennoch lassen wir als internationale Gemein-
schaft  ein Ausmaß von Armut zu, dessen Tribut 
an Menschenleben die Auswirkungen der Flut-
welle bei weitem in den Schatten stellt. 

Vor fünf Jahren, am Anbruch des neuen 
Jahrtausends, schlossen sich die Regierungen 
der Welt zusammen, um gegenüber den Opfern 
der Armut auf der ganzen Welt ein bemerkens-
wertes Versprechen abzugeben. Sie kamen bei 
den Vereinten Nationen zusammen und unter-
zeichneten die Millenniums-Erklärung – eine 

feierliche Selbstverpfl ichtung, „keine Mühen 
zu scheuen, um unsere Mitmenschen – Män-
ner, Frauen und Kinder – aus den erbärmlichen 
und entmenschlichenden Lebensbedingungen 
der extremen Armut zu befreien.“ Die Erklä-
rung vermittelt eine kühne Vision, die verwur-
zelt ist in einem gemeinsamen Bekenntnis zu 
den allgemeinen Menschenrechten und sozi-
aler Gerechtigkeit, und durch klare, terminierte 
Zielvorgaben gestützt wird. Diese Ziele – die 
Millenniums-Entwicklungsziele (Millennium 
Development Goals – MDGs) – beinhalten 
die Halbierung extremer Armut, die Senkung 
der Kindersterblichkeit, die Sicherstellung von 
Schulbildung für alle Kinder der Welt, die Ein-
dämmung von Infektionskrankheiten und den 
Aufbau einer neuen, ergebnisorientierten globa-
len Partnerschaft . Dies soll bis spätestens 2015 
geschehen.

Sicherlich erschöpft  sich menschliche Ent-
wicklung nicht mit den Millenniums-Entwick-
lungszielen. Doch die Ziele geben einen ent-
scheidenden Anhaltspunkt zur Messung des 
Fortschritts in Bezug auf die Errichtung einer 
neuen, gerechteren, weniger verarmten und we-
niger unsicheren Weltordnung. Im September 
2005 werden sich die Regierungen der Welt er-
neut bei den Vereinten Nationen versammeln, 
um sich einen Überblick über die Entwick-
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lungen seit der Unterzeichnung der Millen-
niums-Erklärung zu verschaffen und um das  
weitere Vorgehen in den kommenden zehn  
Jahren – bis 2015 – festzulegen.

Bisher gibt es wenig Grund zu feiern. Seit 
der Unterzeichnung der Millenniums-Erklä-
rung waren einige bedeutende Fortschritte bei 
der menschlichen Entwicklung zu verzeich-
nen. Die Armut ist zurückgegangen und bei 
den sozialen Indikatoren ist eine Verbesserung 
eingetreten. Die MDGs haben das internatio-
nal vorhandene Interesse gebündelt; sie haben 
Entwicklung und Armutsbekämpfung auf die 
weltweite Tagesordnung gebracht, wie es noch 
vor einem Jahrzehnt undenkbar schien. Das 
Jahr 2005 war gekennzeichnet von einer bei-
spiellosen globalen Kampagne, die zum Ziel 
hat, dass Armut bald der Vergangenheit ange-
hört. Diese Kampagne hat bereits eine Wir-
kung gezeitigt in Gestalt von Fortschritten, die 
beim Gipfel der Gruppe der acht führenden In-
dustriestaaten (G8) hinsichtlich Entwicklungs-
hilfe und Schuldenerlässen gemacht wurden. 
Dies zeigt: Starke Argumente gestützt durch 
die Mobilisierung der Öffentlichkeit können 
die Welt verändern. 

Doch während sich die Regierungen auf den 
Gipfel der Vereinten Nationen 2005 vorbereiten, 
liest sich der allgemeine Fortschritt bei den Mil-
lenniums-Entwicklungszielen eher deprimie-
rend. Die Mehrheit der Länder liegt hinter den 
meisten Zielvorgaben zurück. In einigen Schlüs-
selbereichen ist die menschliche Entwicklung 
ins Stocken gekommen, und ohnehin tiefe Un-
gleichheiten vergrößern sich noch weiter. Zwi-
schen den hohen Ansprüchen der Millenniums-
Erklärung und dem tatsächlichen Fortschritt 
bei der menschlichen Entwicklung tut sich eine 
Kluft auf. Diplomatische Formulierungen und 
höfliche Umschreibungen werden benutzt, um 
die Lage darzustellen. Keinesfalls darf dies je-
doch den Blick auf eine einfache Wahrheit ver-
stellen: Das Versprechen gegenüber den Armen 
der Welt wird nicht eingelöst.

Dieses Jahr, 2005, sind wir an einem Schei-
depunkt angelangt. Die Regierungen der Welt 

stehen vor einer wichtigen Entscheidung. Ent-
weder nutzen sie die Gunst der Stunde und 
machen 2005 zum Beginn einer „Dekade der 
Entwicklung“. Wenn heute die Mittel zur Ver-
fügung gestellt und die politischen Maßnah-
men eingeleitet werden, die zur Erreichung der 
MDGs erforderlich sind, ist immer noch Zeit, 
das Versprechen der Millenniums-Erklärung 
einzulösen. Doch die Frist läuft allmählich 
ab. Der UN-Gipfel bietet die entscheidende 
Gelegenheit zur Verabschiedung kühner Akti-
onspläne. Diese brauchen wir – nicht nur, um 
den Zielfahrplan für 2015 wieder einhalten zu 
können, sondern auch, um die tiefen Ungleich-
heiten zu überwinden, die die Menschheit spal-
ten, und ein neues, gerechteres Modell der Glo-
balisierung zu entwickeln. 

Die Alternative ist, so weiterzumachen wie 
bisher. Dann würde 2005 zu dem Jahr, in dem 
das Versprechen der Millenniums-Erklärung 
gebrochen wurde. Damit würde die gegenwär-
tige Generation politischer Führer in die Ge-
schichte eingehen als Verantwortliche für das 
Scheitern der Ziele. Der UN-Gipfel steht in 
Gefahr, anstatt zu handeln, nur eine weitere 
Runde wohlklingender Erklärungen abzuge-
ben – also mehr Worte und keine Taten seitens 
der reichen Länder zu produzieren. Die Folgen, 
die ein derartiges Ergebnis für die Armen der 
Welt hätte, liegen auf der Hand. Doch in einer 
Welt, in der Risiken und Gefahren immer stär-
ker miteinander verwoben sind, würden da-
durch Sicherheit, Frieden und Wohlstand auch 
global in Gefahr geraten. 

Der Gipfel 2005 gibt den Unterzeich-
nerstaaten der Millenniums-Erklärung die 
Chance, zu zeigen, dass sie ihre Verpflichtung 
ernst nehmen – und dass sie in der Lage sind, 
mit der Routine zu brechen. Jetzt gilt es zu be-
weisen, dass die Millenniums-Erklärung nicht 
nur ein Versprechen auf Papier ist, sondern ein 
wirkliches Bekenntnis zum Wandel beinhaltet. 
Der Gipfel ist der geeignete Zeitpunkt, um In-
vestitionsressourcen zu mobilisieren und Pläne 
zu entwickeln für den Bau der Dämme, die 
dem Tsunami der weltweiten Armut Einhalt 
gebieten können. Dazu bedarf es jedoch des 
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politischen Willens, nach der vor fünf Jahren 
erstellten Vision zu handeln.

Der Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2005

Dieser Bericht befasst sich mit dem Ausmaß der 
Herausforderung, der sich die Welt zu Beginn 
des zehnjährigen Countdown bis 2015 gegenü-
bersieht. Sein Schwerpunkt liegt darauf, was die 
Regierungen der reichen Länder tun können, 
um ihren Teil der Vereinbarung zur globalen 
Partnerschaft zu erfüllen. Dies bedeutet nicht, 
dass die Regierungen der Entwicklungsländer 
keine Verantwortung tragen. Im Gegenteil, 
ihnen fällt sogar die Hauptverantwortung zu. 
Nicht noch soviel internationale Zusammen-
arbeit kann die Handlungen von Regierungen 
aufwiegen, die es versäumen, der menschlichen 
Entwicklung Vorrang einzuräumen, die Men-
schenrechte zu wahren, Ungleichheiten in 
Angriff zu nehmen und die Korruption auszu-
merzen. Wenn aber das Bekenntnis zur Zusam-
menarbeit nicht bekräftigt und durch konkretes 
Handeln untermauert wird, lassen sich die 
MDGs nicht erreichen – und die Millenniums-
Erklärung wird als ein weiteres leeres Verspre-
chen in die Geschichte eingehen.

Wir konzentrieren uns auf die drei Pfei-
ler der Zusammenarbeit, die alle dringend der 
Erneuerung bedürfen. Der erste Pfeiler ist die 
Entwicklungshilfe. Internationale Hilfe ist eine 
Schlüsselinvestition in menschliche Entwick-
lung. Der Ertrag dieser Investition lässt sich in 
dem Humanpotenzial messen, dass freigesetzt 
wird, wenn vermeidbare Krankheiten und 
Todesfälle abgewendet werden, die Ungleich-
heit zwischen den Geschlechtern überwunden 
wird, alle Kinder eine Schulbildung erhalten 
und die Voraussetzungen für ein nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum geschaffen werden. Die 
Entwicklungshilfe krankt an zwei Problemen: 
chronischer Unterfinanzierung und schlechter 
Qualität. Zwar hat es in beider Hinsicht Ver-
besserungen gegeben, es bleibt jedoch noch viel 
zu tun, um die Lücken zur Finanzierung der 
Millenniumsziele zu schließen und das Kosten-
Nutzen-Verhältnis zu verbessern.

Der zweite Pfeiler ist der internationale 
Handel. Unter den richtigen Voraussetzungen 
kann Handel als wirksamer Katalysator für 
menschliche Entwicklung dienen. Die 2001 
in Doha ausgerufene „Entwicklungsrunde“ 
der Gespräche der Welthandelsorganisation 
(WTO) bot den Regierungen der reichen Län-
der die Möglichkeit, diese Voraussetzungen zu 
schaffen. Heute, vier Jahre danach, ist nichts 
Wesentliches erreicht worden. Die Handels-
politik der reichen Länder verweigert weiter-
hin den armen Ländern und armen Menschen 
einen fairen Anteil am globalen Wohlstand 
– und ist damit ein Schlag ins Gesicht der Mil-
lenniums-Erklärung. Denn mehr noch als Ent-
wicklungshilfe hätte der Handel das Potenzial, 
die ärmsten Länder und Menschen der Welt 
mehr am globalen Wohlstand teilhaben zu las-
sen. Eine unfaire Handelspolitik, die dieses Po-
tenzial verringert, lässt sich nicht mit dem Be-
kenntnis zu den MDGs vereinbaren. Darüber 
hinaus ist sie ungerecht und scheinheilig.

Der dritte Pfeiler ist Sicherheit. Gewaltsame 
Konflikte bedrohen das Leben von Hunderten 
Millionen Menschen. Sie sind eine Quelle sy-
stematischer Menschenrechtsverletzungen und 
ein Hemmnis für Fortschritte in Richtung auf 
die Millenniumsziele. Die Erscheinungsform 
der Konflikte hat sich gewandelt – neue Ri-
siken für die kollektive Sicherheit sind entstan-
den. In einer immer stärker miteinander ver-
wobenen Welt überschreiten die Bedrohungen, 
die durch die Unfähigkeit zur Verhinderung 
von Konflikten oder durch verpasste Chan-
cen auf Frieden entstehen, unweigerlich natio-
nale Grenzen. Eine wirksamere internationale 
Zusammenarbeit würde die Voraussetzungen 
für eine beschleunigte menschliche Entwick-
lung und wahre Sicherheit schaffen. Sie könnte 
damit zur Beseitigung der Hindernisse für Fort-
schritte bei den MDGs beitragen, die durch ge-
waltsame Konflikte verursacht sind.

Die Erneuerung muss zeitgleich an jedem 
der Pfeiler internationaler Zusammenarbeit er-
folgen. Wenn sie an einer Stelle nicht geschieht, 
werden die Grundlagen zukünftigen Fort-
schritts untergraben. In Ländern, wo die Chan-
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cen zur Teilhabe am Handel durch gewaltsame 
Konflikte verbaut sind, sind wirksamere Regeln 
im internationalen Handel wenig wert. Eine Er-
höhung der Entwicklungshilfe, die nicht von 
faireren Handelsregeln begleitet ist, wird we-
niger als optimale Ergebnisse liefern. Und ein 
Frieden, der keine Aussicht auf eine Verbesse-
rung des menschlichen Wohlergehens und eine 
Verringerung der Armut durch Entwicklungs-
hilfe und Handel bietet, wird immer zerbrech-
lich bleiben.

Der Stand der menschlichen 
Entwicklung

Vor fünfzehn Jahren sah der erste Bericht 
über die menschliche Entwicklung einem Jahr-
zehnt des raschen Fortschritts entgegen. „Die 
1990er Jahre,“ so lautete die optimistische Pro-
gnose, „entwickeln sich zum Jahrzehnt der 
menschlichen Entwicklung; selten zuvor hat es 
einen derartigen Konsens über die wahren Ziele 
von Entwicklungsstrategien gegeben.“ Auch 
heute gibt es wie 1990 einen Konsens über Ent-
wicklung. Dieser kam eindrucksvoll in den Be-
richten des UN-Millennium-Projekts und der 
von Großbritannien eingesetzten Kommission 
für Afrika zum Ausdruck. Allerdings muss die-
ser Konsens sich erst noch in konkreten Taten 
niederschlagen – und da sind die Aussichten 
nicht gut für das kommende Jahrzehnt. Es be-
steht eine echte Gefahr, dass die nächsten zehn 
Jahre, wie schon die letzten 15, weit weniger zur 
menschlichen Entwicklung beitragen werden, 
als es der neue Konsens verspricht.

Seit der ersten Ausgabe des Berichts über 
die menschliche Entwicklung ist viel erreicht 
worden. Im Schnitt sind die Menschen in den 
Entwicklungsländern heute gesünder, besser 
gebildet und weniger verarmt – und die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie in einer Mehrpartei-
endemokratie leben, hat sich auch erhöht. Seit 
1990 ist die Lebenserwartung in den Entwick-
lungsländern um zwei Jahre gestiegen. Es ster-
ben drei Millionen weniger Kinder im Jahr, 
und 30 Millionen mehr Kinder besuchen die 
Schule. Über 130 Millionen Menschen sind 
extremer Armut entronnen. Diese Errungen-

schaften bei der menschlichen Entwicklung 
sollte man nicht unterschätzen. 

Man darf sie aber auch nicht zu hoch ein-
schätzen. Im Jahr 2003 erzielten 18 Länder mit 
einer Gesamtbevölkerung von 460 Millionen 
Menschen geringere Punktzahlen beim Index für 
menschliche Entwicklung (Human Development 
Index – HDI) als 1990 – ein beispielloser Rück-
schritt. Inmitten des Aufschwungs der Weltwirt-
schaft erleben 10,7 Millionen Kinder jährlich 
ihren fünften Geburtstag nicht, und mehr als 
eine Milliarde Menschen leben in tiefstem Elend 
mit einem Einkommen von weniger als einem 
US-Dollar am Tag. Die HIV/AIDS-Epidemie 
hat die menschliche Entwicklung am stärksten 
zurückgeworfen. 2003 forderte die Epidemie drei 
Millionen Menschenleben; dazu gab es fünf Mil-
lionen Neuinfektionen. Millionen von Kindern 
sind dadurch zu Waisen geworden.

Durch das Zusammenwachsen der Welt 
entstehen tiefere Verbindungen zwischen den 
einzelnen Ländern. In Bezug auf die Wirtschaft 
verringert sich der Abstand zwischen Menschen 
und Ländern rasch, da Handel, Technologie 
und Investitionen alle Länder in einem Netz 
wechselseitiger Abhängigkeiten zusammenfüh-
ren. In Bezug auf die menschliche Entwicklung 
ist der Abstand zwischen den einzelnen Län-
dern jedoch gekennzeichnet durch tiefe und 
manchmal immer tiefer werdende Ungleichheit 
beim Einkommen und den Lebenschancen. Ein 
Fünftel der Menschheit lebt in Ländern, wo 
sich viele nichts dabei denken, zwei US-Dol-
lar am Tag für einen Cappuccino auszugeben. 
Ein weiteres Fünftel der Menschheit hingegen 
muss mit weniger als einem US-Dollar am Tag 
auskommen und lebt in Ländern, wo Kinder 
sterben müssen, weil es ihnen an etwas so Ein-
fachem wie einem Moskitonetz mangelt. 

Zu Beginn des einundzwanzigsten Jahrhun-
derts leben wir in einer geteilten Welt. Das Aus-
maß dieser Trennung stellt eine grundlegende 
Herausforderung für die globale menschliche 
Gemeinschaft dar. Ein Teil dieser Herausfor-
derung ist ethisch und moralisch. Nelson Man-
dela hat dies 2005 so ausgedrückt: „Massive 
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Armut und eklatante Ungleichheit sind derart 
furchtbare Geißeln unserer Zeit – einer Zeit, in 
der die Welt sich atemberaubender Fortschritte 
auf den Gebieten Wissenschaft, Technologie, 
Industrie und Ansammlung von Wohlstand 
rühmen kann –, dass sie als gleichgroße sozi-
ale Übel eingestuft werden müssen wie Sklave-
rei und Apartheid.“ Diese doppelte Geißel von 
Armut und Ungleichheit kann besiegt werden 
– doch in dieser Richtung hat es nur stockende 
und unregelmäßige Fortschritte gegeben.

Genauso wie die armen Länder haben auch 
die reichen ein Interesse daran, dass sich dieses 
Bild ändert. Die Verringerung des Abgrunds, 
der sich innerhalb der menschlichen Gemein-
schaft bei Wohlstand und Chancen auftut, ist 
kein Nullsummenspiel, bei dem die einen ver-
lieren müssen, damit die anderen gewinnen 
können. Das Wohlergehen der Menschen in 
den reichen Ländern wird nicht dadurch beein-
trächtigt, dass die Menschen in den armen Län-
dern bessere Chancen erhalten, ein langes und 
gesundes Leben zu führen, ihren Kinder eine 
anständige Bildung zu ermöglichen und der 
Armut zu entkommen. Im Gegenteil, es wird 
dazu beitragen, einen gemeinsamen Wohlstand 
aufzubauen und unsere kollektive Sicherheit zu 
stärken. In unserer vernetzten Welt ist eine Zu-
kunft, die inmitten des Überflusses auf dem 
Fundament der Massenarmut beruht, wirt-
schaftlich ineffizient, politisch nicht tragfähig 
und moralisch unhaltbar. 

Die Kluft bei der Lebenserwartung zählt 
zu den grundlegendsten aller Ungleichheiten. 
Heutzutage hat jemand, der in Sambia lebt, eine 
geringere Chance, 30 Jahre alt zu werden, als 
jemand, der 1840 in England geboren wurde – 
und die Kluft wird immer größer. Der Kern des 
Problems ist HIV/AIDS. Der größte demogra-
phische Schlag in Europa seit der Pest im Mittel-
alter war der, den Frankreich während des Ersten 
Weltkriegs erlitten hat. Damals sank die Lebens-
erwartung um etwa 16 Jahre. Im Vergleich dazu 
sieht sich Botsuana heute einem durch HIV/
AIDS verursachten Rückgang der Lebenserwar-
tung um 31 Jahre gegenüber. Über die unmit-
telbaren menschlichen Kosten hinaus zerstört 

HIV/AIDS die soziale und wirtschaftliche In-
frastruktur, die für eine Gesundung unverzicht-
bar ist. Die Krankheit lässt sich noch nicht hei-
len. Aber Millionen von Menschenleben hätten 
bereits gerettet werden können, wenn die inter-
nationale Gemeinschaft nicht so lange gewartet 
hätte, bis sich eine ernsthafte Bedrohung zu einer 
ausgewachsenen Krise entwickelt hat.

Kein Indikator veranschaulicht die un-
gleichen Chancen bei der menschlichen Ent-
wicklung besser als die Kindersterblichkeit. 
Die weltweiten Sterberaten bei Kindern sinken 
zwar, aber der Trend ist rückläufig und es tut 
sich ein immer größerer Abgrund zwischen den 
reichen und den armen Ländern auf. Rückläu-
fige Trends in diesem Bereich kosten Men-
schenleben. Hätte man es geschafft, das Tempo 
des Fortschritts der 1980er Jahre auch in den 
vergangenen 15 Jahren zu halten, würden dieses 
Jahr 1,2 Millionen weniger Kinder sterben. Für 
den Anstieg der anteiligen Kindersterblichkeit 
ist vor allem Afrika südlich der Sahara verant-
wortlich: Die Region kommt für 20 Prozent 
der Geburten weltweit auf, aber für 44 Prozent 
der Todesfälle unter Kindern. Eine Verlang-
samung des Fortschritts lässt sich jedoch auch 
außerhalb Afrikas südlich der Sahara beobach-
ten. Einige der Länder, die im Zuge der Globa-
lisierung die frappierendsten „Erfolgsstorys“ 
geschrieben haben – darunter China und In-
dien – ist es nicht gelungen, den neu gewon-
nenen Wohlstand und steigende Einkommen 
im Sinne einer rascheren Senkung der Kinder-
sterblichkeit umzusetzen. Eine tief verwurzelte 
Ungleichheit bei der menschlichen Entwick-
lung liegt diesem Problem zugrunde.

Derweil tobt die Debatte über Trends bei 
der globalen Einkommensverteilung weiter. 
Weniger debattieren lässt sich das bloße Aus-
maß der Ungleichheit. Die reichsten 500 Ein-
zelpersonen der Welt verfügen gemeinsam über 
ein größeres Einkommen als die ärmsten 416 
Millionen. Einmal abgesehen von solchen Ex-
tremen haben die 2,5 Milliarden Menschen, 
die mit weniger als zwei US-Dollar am Tag 
auskommen müssen – 40 Prozent der Weltbe-
völkerung – nur einen Anteil von fünf Prozent 

Die reichsten 500 

Einzelpersonen der Welt 

verfügen gemeinsam über 

ein größeres Einkommen als 

die ärmsten 416 Millionen



	 6 BErichT üBEr diE mEnschl ichE EnT wicklung 2005

am weltweiten Einkommen. Der Anteil der 
reichsten zehn Prozent, von denen fast alle in 
Ländern mit hohem Einkommen leben, beträgt 
hingegen 54 Prozent. 

Eine offensichtliche natürliche Folge der 
extremen globalen Ungleichheit ist, dass sogar 
geringfügige Veränderungen bei der vertikalen 
Verteilung dramatische Auswirkungen auf die 
Armut haben können. Ausgehend von den uns 
vorliegenden Daten über globale Einkommens-
verteilung schätzen wir, dass es 300 Milliarden 
US-Dollar kosten würde, das Einkommen von 
einer Milliarde Menschen, die von weniger 
als einem US-Dollar am Tag leben, über die 
Schwelle der extremen Armut anzuheben. Die-
ser Betrag entspricht 1,6 Prozent des Einkom-
mens der reichsten zehn Prozent der Weltbe-
völkerung. Allerdings lässt sich mit dieser Zahl 
nur ein statischer Transfer zum Ausdruck brin-
gen. Die nachhaltige Verringerung der Armut 
verlangt nach dynamischen Prozessen, durch 
die arme Länder und arme Menschen selbst 
einen Ausweg aus extremer Not finden kön-
nen. In unserer zutiefst ungleichen Welt würde 
mehr Gleichheit aber als wirksamer Katalysator 
für die Verringerung der Armut und für Fort-
schritte bei den Millenniumszielen dienen. 

Wie wirkt sich nun der derzeitige Ver-
lauf der globalen menschlichen Entwicklung 
auf die Millenniums-Entwicklungsziele aus? 
Zur Beantwortung dieser Frage nutzen wir 
Länderdaten, um zu prognostizieren, wo die 
Welt 2015 bei einigen der wesentlichen Zie-
len stehen wird. Das Bild, das sich dabei er-
gibt, ist nicht gerade ermutigend. Wenn der 
gegenwärtige Trend anhält, tut sich eine en-
orme Kluft zwischen den Zielvorgaben der 
MDGs und den erreichten Ergebnissen auf. 
Diese kann man statistisch ausdrücken, doch 
hinter der Statistik verbergen sich das Leben 
und die Hoffnungen gewöhnlicher Menschen. 
Die menschlichen Kosten lassen sich nie allein 
durch Zahlen zum Ausdruck bringen. Doch 
unsere Prognose für 2015 gibt Hinweise auf 
das Ausmaß der Kosten. Wenn es so weiter 
geht wie derzeit, hätte dies für die Entwick-
lungsländer u.a. folgende Konsequenzen:

• Die Millenniums-Zielvorgabe zur Senkung 
der Kindersterblichkeit wird um 4,4 Milli-
onen vermeidbare Todesfälle von Kindern 
im Jahr 2015 verpasst – dreimal so viel wie 
die Zahl der Kinder unter fünf Jahren in 
London, New York und Tokio zusammen-
genommen. In den nächsten zehn Jahren 
kommen durch die Abweichung des der-
zeitigen Trends von der Zielvorgabe wei-
tere 41 Millionen Kinder hinzu, die vor 
ihrem fünften Geburtstag an der am 
leichtesten heilbaren aller Krankheiten – 
Armut – sterben werden. Dieses Ergebnis 
lässt sich nur schwer vereinbaren mit dem 
Versprechen der Millenniums-Erklärung, 
die Kinder der Welt zu schützen.

• Die Diskrepanz zwischen der Zielvorgabe 
zur Halbierung der Armut und den pro-
gnostizierten Resultaten bedeutet weitere 
380 Millionen Menschen im Jahr 2015, 
deren Einkommen weniger als einen US-
Dollar beträgt.

• Nach dem gegenwärtigen Trend wird das 
Ziel der allgemeinen Grundschulbildung 
ebenfalls verfehlt werden; 2015 wird es 
immer noch 47 Millionen Kinder geben, 
die nicht zur Schule gehen.

So sieht also eine einfache Fortschreibung 
der gegenwärtigen Trends aus – doch Trends 
sind nicht unabwendbar. Im Finanzwesen 
gibt es ein geflügeltes Wort: Die Leistungen 
der Vergangenheit stellen keine Richtschnur 
für zukünftige Ergebnisse dar. Im Blick auf 
die Millenniums-Entwicklungsziele ist dies 
zweifellos eine erfreuliche Feststellung. Der 
Generalsekretär der Vereinten Nationen hat es 
so ausgedrückt: „Die MDGs können bis 2015 
erreicht werden – aber nur, wenn alle Betei-
ligten aus ihrer Routine ausbrechen und ihre 
Bemühungen sofort dramatisch beschleuni-
gen und verstärken.“ Einige der ärmsten Län-
der der Welt – darunter Bangladesch, Uganda 
und Vietnam – haben bewiesen, dass rascher 
Fortschritt möglich ist. Doch die reichen 
Länder müssen zur Deckung der Anlaufko-
sten eines globalen Aufschwungs der mensch-
lichen Entwicklung beitragen.

Die Millenniums-Zielvorgabe 

zur Senkung der Kinder-

sterblichkeit wird um 4,4 

Millionen vermeidbare 

Todesfälle von Kindern 

im Jahr 2015 verpasst



 BErichT üBEr diE mEnschl ichE EnT wicklung 2005	 7

Während die Regierungen sich auf den 
UN-Gipfel 2005 vorbereiten, geht von der Pro-
gnose für 2015 eine deutliche Warnung aus. 
Um es ohne Umschweife auszudrücken: Alle 
Anzeichen weisen darauf hin, dass die Welt bei 
der menschlichen Entwicklung auf ein Desaster 
zusteuert, dessen Kosten in vermeidbaren To-
desfällen, Kindern, die keine Schule besuchen 
können, und verpassten Gelegenheiten zur Ar-
mutsreduzierung gemessen werden wird. Dieses 
Desaster ist sowohl vermeidbar als auch vor-
hersehbar. Wenn es den Regierungen ernst mit 
ihrem Bekenntnis zu den MDGs ist, können sie 
nicht einfach so weitermachen wie bisher. Der 
UN-Gipfel 2005 bietet die Chance, einen neuen 
Kurs für das nächste Jahrzehnt zu stecken.

Warum Ungleichheit  
etwas ausmacht

Innerhalb der einzelnen Länder tun sich genauso 
tiefe Abgründe bei der menschlichen Entwick-
lung auf wie zwischen verschiedenen Ländern. 
Darin spiegelt sich fehlende Chancengleichheit 
wider – Menschen werden wegen ihres Ge-
schlechts, ihrer Gruppenzugehörigkeit, ihres 
Wohlstands oder ihres Aufenthaltsorts Steine in 
den Weg gelegt. Derartige Ungleichheiten sind 
ungerecht. Sie sind außerdem wirtschaftlich ge-
sehen eine Verschwendung und wirken sozial 
destabilisierend. Eine der effizientesten Wege 
zur Überwindung extremer Armut ist es, die 
strukturellen Kräfte zu überwinden, die extreme 
Ungleichheit produzieren und aufrechterhalten. 
Damit wird das Gemeinwohl gefördert und ein 
schnellerer Fortschritt bei den MDGs erzielt.

Die Millenniums-Entwicklungsziele sel-
ber sind eine grundsätzliche Erklärung der in-
ternationalen Entschlossenheit, die in einem 
Bekenntnis zu den grundlegenden Menschen-
rechten verankert ist. Diese Rechte – das Recht 
auf Bildung, auf Gleichstellung der Geschlech-
ter, auf Überleben der Kindheit und auf einen 
angemessenen Lebensstandard – sind von ihrer 
Natur her allgemeingültig. Deshalb sollte Fort-
schritt bei den MDGs allen Menschen dienen, 
unabhängig von ihrem Haushaltseinkommen, 
ihrem Geschlecht oder ihrem Aufenthaltsort. 

Die Regierungen messen jedoch Fortschritt an-
hand nationaler Mittelwerte. Dies kann dazu 
führen, dass der Blick auf tiefgreifende Un-
gleichheiten beim Fortschritt verstellt wird, die 
auf Disparitäten aufgrund von Wohlstand, Ge-
schlecht, Gruppenzugehörigkeit und anderen 
Faktoren beruhen. 

In diesem Bericht wird aufgezeigt, wie Fort-
schritt bei der Erreichung der Millenniumsziele 
gebremst wird, wenn man extreme Ungleich-
heiten nicht in Angriff nimmt. Bei vielen der 
MDGs bleiben die Armen und Unterprivilegier-
ten zurück. Eine länderübergreifende Analyse 
lässt erkennen, dass die Kindersterblichkeitsra-
ten bei den ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung 
nicht einmal halb so schnell sinken wie im Welt-
durchschnitt. Da die ärmsten 20 Prozent somit 
für einen unverhältnismäßíg hohen Anteil an 
der Kindersterblichkeit aufkommen, verringert 
sich das generelle Tempo des Fortschritts bei der 
Erreichung der Ziele. Die Schaffung von Bedin-
gungen, unter denen die Armen zur allgemei-
nen menschlichen Entwicklung aufschließen 
können, würde den MDGs neue, dynamische 
Impulse verleihen. Es würde außerdem eine Ur-
sache sozialer Ungerechtigkeit angehen.

Ein vielschichtiges Geflecht von Ungleich-
heiten schafft lebenslange Benachteiligung 
bestimmter Menschen. In Ländern, auf die 
über 80 Prozent der Weltbevölkerung entfällt, 
wächst die ungleiche Einkommensverteilung. 
Ungleichheit auf diesem Gebiet ist von beson-
derer Bedeutung, weil zwischen Verteilungs-
mustern und dem Niveau der Armut ein Zu-
sammenhang besteht. So liegt etwa in Brasilien, 
einem Land mit großer ungleicher Verteilung 
und mittlerem Einkommen, das Durchschnitts-
einkommen dreimal so hoch wie in Vietnam, 
einem Land mit geringer Ungleichverteilung 
und niedrigem Einkommen. Dennoch verfü-
gen die ärmsten zehn Prozent in Brasilien über 
ein geringeres Einkommen als die ärmsten zehn 
Prozent in Vietnam. Ein hohes Maß an unglei-
cher Einkommensverteilung beeinträchtigt das 
Wirtschaftswachstum und senkt das Tempo, 
mit dem Wachstum in Armutsreduzierung um-
gesetzt wird. Es verringert sowohl die Größe 
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des Kuchens, den es zu verteilen gibt, als auch 
die Größe des Kuchenstückchens, das für die 
Armen abfällt.

Ungleiche Einkommensverteilung zeigt 
eine Wechselwirkung mit anderen Ungleich-
heiten bei den Lebenschancen. In einen armen 
Haushalt hineingeboren zu werden, verringert 
die Lebens-, manchmal sogar die Überlebens-
chancen. In Ghana oder im Senegal sterben 
Kinder, die in die 20 Prozent einkommens-
schwächsten Haushalte hineingeboren wer-
den, im Schnitt zwei- bis dreimal häufiger vor 
Vollendung des fünften Lebensjahrs als Kin-
der, die in den reichsten 20 Prozent der Haus-
halte zur Welt kommen. Und die Benachteili-
gung verfolgt diese Menschen ihr ganzes Leben 
lang. Arme Frauen haben seltener eine Schul-
bildung und erhalten seltener vorgeburtliche 
Betreuung während einer Schwangerschaft. 
Ihre Kinder haben eine geringere Überlebens-
wahrscheinlichkeit und machen seltener einen 
Schulabschluss. Damit setzt sich der Kreislauf 
des Elends über Generationen hinweg fort. 
Grundlegende Ungleichheiten bei den Lebens-
chancen beschränken sich nicht allein auf die 
armen Länder. Die gesundheitliche Situation 
in den Vereinigten Staaten, dem reichsten Land 
der Welt, spiegelt tiefgreifende Ungleichheiten 
aufgrund von Wohlstand und Rasse wider.  
Regionale Gefälle sind eine weitere Ursache 
von Ungleichheit. Die Bruchlinien der mensch-
lichen Entwicklung trennen ländliche von städ-
tischen und arme von reichen Regionen dessel-
ben Landes. So ist in einigen Staaten Mexikos 
der Alphabetisierungsgrad vergleichbar hoch 
wie in Ländern mit hohem Einkommen. In 
den überwiegend landwirtschaftlich geprägten 
Wohngebieten der indigenen Völker in süd-
lichen Staaten wie Guerrero, die im sogenann-
ten Armutsgürtel gelegen sind, nähert sich die 
Analphabetenquote bei Frauen der von Mali. 

Geschlechtszugehörigkeit ist weltweit einer 
der deutlichsten Anzeiger für Benachteiligung. 
Dies gilt speziell für Südasien. Der hohe Anteil 
„fehlender Frauen“ in der Region legt Zeugnis 
vom Ausmaß des Problems ab. Die Benachtei-
ligung beginnt hier schon bei der Geburt. In 

Indien liegt die Sterberate im Alter von ein bis 
fünf Jahren bei Mädchen um 50 Prozent höher 
als bei Jungen. Anders ausgedrückt gehen jedes 
Jahr 130.000 Kinderleben aufgrund des Nach-
teils verloren, mit zwei X-Chromosomen ge-
boren zu sein. In Pakistan würde eine Gleich-
stellung der Geschlechter beim Schulbesuch 
weiteren zwei Millionen Mädchen die Chance 
geben, eine Schulbildung zu erhalten.

Der Verringerung von Ungleichheit bei der 
Verteilung der Möglichkeiten zur menschlichen 
Entwicklung wird von sich aus Vorrang in der 
öffentlichen Politik eingeräumt: Sie hat schon 
aus inneren Gründen eine Bedeutung. Außer-
dem wäre sie auch bei der Beschleunigung des 
Fortschritts in Richtung auf die Millenniums-
ziele förderlich. Wenn man die Kluft schließen 
könnte, die sich bei der Kindersterblichkeit zwi-
schen den reichsten und den ärmsten 20 Prozent 
der Bevölkerung auftut, würden Todesfälle bei 
Kindern um fast zwei Drittel zurückgehen. Auf 
diese Weise könnten jedes Jahr mehr als sechs 
Millionen Leben gerettet werden – und die Welt 
könnte den Fahrplan zur Erreichung der MDG-
Zielvorgabe einer Senkung der Kindersterblich-
keit um zwei Drittel wieder einhalten.

Eine gerechte Einkommensverteilung wäre 
ein wirksamer Katalysator für beschleunigte 
Armutsreduzierung. Wir verwenden Erhe-
bungen von Haushaltseinkommen und -ausga-
ben, um die Auswirkungen eines Wachstums-
mechanismus zu simulieren, bei dem arme 
Menschen einen doppelt so großen Anteil am 
zukünftigen Wachstum erhalten wie ihr ge-
genwärtiger Anteil am Nationaleinkommen. 
Im Fall von Brasilien verkürzt diese Version 
armutsreduzierenden Wachstums den Zeitho-
rizont für die Halbierung der Armut um 19 
Jahre, im Fall von Kenia um 17 Jahre. Daraus 
folgern wir: Wenn es um die Reduzierung der 
Einkommensarmut geht, ist Verteilung genauso 
wichtig wie Wachstum. Diese Schlussfolgerung 
gilt genauso für Länder mit geringem Einkom-
men wie für Länder mit mittlerem Einkommen. 
Ohne Verbesserungen bei der Einkommensver-
teilung würde es im Afrika südlich der Sahara 
unrealistisch hoher Wachstumsraten bedürfen, 
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um die Armut bis 2015 zu halbieren. Dieser 
Überlegung ist hinzuzufügen, dass ein nach-
gewiesenes Bekenntnis zur Verminderung der 
Ungleichheit – als Teil einer breiter angelegten 
Strategie der Armutsreduzierung – zu mehr all-
gemeiner Unterstützung der Entwicklungshilfe 
in den Geberländern beitragen würde.

Durch nationale Simulationen anhand eines 
globalen Modells der Einkommensverteilung 
lassen sich die potenziellen Vorteile verringerter 
Ungleichheit für die globale Armutsreduzierung 
herausstellen. Mithilfe eines solchen Modells wird 
die Frage aufgeworfen, was geschehen würde, 
wenn Menschen, die von weniger als einem US-
Dollar am Tag leben, ihren Anteil am zukünftigen 
Wachstum verdoppeln würden. Die Antwort ist: 
Bis 2015 würde die Zahl der Menschen, die ein 
Tageseinkommen von unter einem US-Dollar 
haben, voraussichtlich um ein Drittel abnehmen 
– dies entspricht 258 Millionen Menschen.

Planspiele dieser Art beschreiben, welche Re-
sultate möglich wären. Um darauf hinzuarbeiten 
zu können, bedarf es einer Neuorientierung der 
öffentlichen Politik. Der Verbesserung von Ver-
fügbarkeit, Zugänglichkeit und Erschwinglich-
keit öffentlicher Dienstleistungen und der Erhö-
hung des Anteils armer Menschen am Wachstum 
sollte wesentlich mehr Gewicht beigemessen wer-
den. Es gibt kein Patentrezept, wie sich Verbes-
serungen bei der Einkommensverteilung erzielen 
lassen. Viele Länder, insbesondere in Afrika süd-
lich der Sahara, benötigen Maßnahmen, um das 
produktive Potenzial der Kleinbauern und gene-
rell der ländlichen Gebiete zu erschließen. Auf 
einer übergeordneten Ebene ist Bildung einer der 
Schlüssel zu mehr Gerechtigkeit. Entscheidend 
ist auch eine Finanzpolitik, die auf sozialen Wan-
del gerichtet ist, Sicherheit bietet und die Armen 
mit den Aktivposten ausstattet, die nötig sind, 
um der Armut zu entgehen.

Das alles bedeutet nicht, dass es leicht wäre, 
größere Gerechtigkeit bei der menschlichen 
Entwicklung zu erreichen. Extreme Ungleich-
heiten haben ihre Wurzeln in Machtstrukturen, 
die arme Leute ihrer Marktchancen berauben, 
ihren Zugang zu Dienstleistungen beschrän-

ken und – was entscheidend ist – ihnen ein po-
litisches Mitspracherecht verwehren. Diese Pa-
thologie der Macht schadet der marktbezogenen 
Entwicklung und politischen Stabilität; sie stellt 
überdies ein Hemmnis für die Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele dar.

Internationale Entwicklungshilfe 
– mehr Quantität, höhere Qualität

Internationale Entwicklungshilfe ist eine der 
wirksamsten Waffen im Kampf gegen die 
Armut. Heute wird von dieser Waffe zu sel-
ten Gebrauch gemacht, sie wird nicht wirksam 
eingesetzt und bedarf der Instandsetzung. Die 
Reformierung des internationalen Entwick-
lungshilfesystems ist eine grundlegende Voraus-
setzung, damit der Zielfahrplan für die MDGs 
wieder eingehalten werden kann.

In den reichen Ländern stellt man sich 
Entwicklungshilfe manchmal als einseitigen 
Akt der Nächstenliebe vor. Diese Sichtweise 
ist unangebracht. In einer Welt miteinander 
verknüpfter Risiken und Chancen ist Ent-
wicklungshilfe genauso eine Investition wie ein 
moralisches Erfordernis – eine Investition in 
gemeinschaftlichen Wohlstand, kollektive Si-
cherheit und eine gemeinsame Zukunft. Wenn 
versäumt wird, heute in ausreichendem Um-
fang Investitionen zu tätigen, werden morgen 
Kosten entstehen. 

Entwicklungshilfe steht im Mittelpunkt 
der neuen Partnerschaft für Entwicklung, wie 
sie in der Millenniums-Erklärung vorgesehen 
ist. Wie in jeder Partnerschaft haben beide 
Beteiligten ihre eigenen Verantwortlichkeiten 
und Verpflichtungen. Die Entwicklungsländer 
sind dafür verantwortlich, ein Umfeld zu schaf-
fen, in dem Entwicklungshilfe die optimalen 
Ergebnisse erbringen kann. Die reichen Länder 
haben ihrerseits die Verpflichtung, ihre Zusa-
gen einzuhalten.

Für wirksame Entwicklungshilfe gelten 
drei Voraussetzungen. Erstens muss sie in aus-
reichender Quantität geleistet werden, um 
einen Sprung nach vorne bei der mensch-
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lichen Entwicklung zu ermöglichen. Hilfe 
gibt den Regierungen eine Ressource in die 
Hand, mit der sie ihre diversen Investitionen 
in Gesundheit, Bildung und wirtschaftliche 
Infrastruktur tätigen können, die zur Durch-
brechung von Kreisläufen der Not und zur 
Unterstützung wirtschaftlicher Gesundung 
erforderlich sind. Diese Ressource muss der 
Größe der Finanzierungslücke angemessen 
sein. Zweitens muss Hilfe geleistet werden 
auf der Grundlage von Berechenbarkeit, nied-
rigen Transaktionskosten und einem guten 
Kosten-Nutzen-Verhältnis. Drittens verlangt 
wirksame Entwicklungshilfe nach Eigenver-
antwortung der Länder. Die Entwicklungs-
länder tragen selbst die Hauptverantwortung 
dafür, die Voraussetzungen zu schaffen, unter 
denen die Hilfe optimale Ergebnisse erbrin-
gen kann. Während es bei der Erhöhung der 
Quantität und der Verbesserung der Qualität 
von Entwicklungshilfe Fortschritte gegeben 
hat, wurde bislang keine der genannten Vo-
raussetzungen erfüllt.

Zum Zeitpunkt, als die Millenniums-Er-
klärung unterzeichnet wurde, war bei der Ent-
wicklungshilfe – um ein Bild zu gebrauchen 
– das Glas zu drei Vierteln leer und außerdem 
undicht. In den 1990er Jahren wurden starke 
Kürzungen an den Entwicklungshilfeetats 
vorgenommen, so dass beispielsweise die Hilfe 
für Afrika südlich der Sahara pro Kopf um ein 
Drittel zurückging. Heute ist bei der Entwick-
lungsfinanzierung das Glas bald wieder halb 
voll. Die Konferenz von Monterrey zur Ent-
wicklungsfinanzierung 2002 markierte den 
Beginn der Erholung bei der Entwicklungs-
hilfe. Seit Monterrey war bei der Hilfe ein 
realer Zuwachs von vier Prozent im Jahr zu 
verzeichnen, was zwölf Milliarden US-Dollar 
entspricht (bei gleichbleibenden Preisen von 
2003 in US-Dollar). Die reichen Länder geben 
nun zusammengenommen 0,25 Prozent ihres 
Bruttonationaleinkommens (BNE) für Ent-
wicklungshilfe aus – weniger als 1990, aber 
seit 1997 wieder mit einem Aufwärtstrend. 
Die Zusage der Europäischen Union, bis 2010 
einen Wert von 0,51 Prozent erreichen zu wol-
len, ist besonders erfreulich.

Selbst wenn die geplanten Zuwächse in 
vollem Umfang eintreten sollten, verbleibt 
bei der Finanzierung der MDGs ein großer 
Fehlbedarf, der von 2006 bis 2010 von 46 
auf 52 Milliarden US-Dollar ansteigen wird. 
Die Finanzierungslücke ist besonders groß bei 
Afrika südlich der Sahara – dort müssten die 
Hilfeleistungen innerhalb von fünf Jahren 
verdoppelt werden, um die Kosten zu decken, 
die schätzungsweise für die Erreichung der 
Ziele anfallen. Wenn die Finanzierungslücke 
nicht durch einen stufenweisen Anstieg der 
Entwicklungshilfe geschlossen wird, wird dies 
die Regierungen davon abhalten, die Investiti-
onen in Gesundheit, Bildung und Infrastruk-
tur zu tätigen, die für die Verbesserung der 
Wohlfahrt und zur Förderung der wirtschaft-
lichen Gesundung nötig sind, um die MDGs 
zu erreichen.

Die reichen Länder bekennen sich zwar öf-
fentlich zur Bedeutung der Entwicklungshilfe, 
den Worten sind aber bislang keine Taten ge-
folgt. Drei Mitglieder der G8 – Italien, die 
Vereinigten Staaten und Japan – haben unter 
den 22 Ländern, die im Entwicklungshilfe-
ausschuss der Organisation für Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) vertreten sind, die geringsten An-
teile von Hilfe im Verhältnis zum Brutto-
nationaleinkommen. Positiv ist zu vermer-
ken, dass die Vereinigten Staaten, der größte 
Hilfegeber der Welt, ihre Entwicklungshilfe 
seit 2000 um acht Milliarden US-Dollar er-
höht haben und zum wichtigsten Geberland 
für Afrika südlich der Sahara geworden sind. 
Eine weitere begrüßenswerte Entwicklung ist, 
dass immer ehrgeizigere Ziele gesetzt werden. 
Allerdings haben die Geber keinen guten Ruf, 
was die Einhaltung von Zielsetzungen betrifft 
– und einige der wichtigsten Geber haben 
den Schritt hin zu konkreten und verbind-
lichen Mittelzusagen nicht vollzogen. Wenn 
die MDGs erreicht werden sollen, muss in 
den nächsten zehn Jahren eine klare Zäsur ge-
genüber den vergangenen 15 Jahren erfolgen. 
Seit 1990 hat der zunehmende Wohlstand in 
den reichen Ländern wenig dafür getan, die 
Spendenwilligkeit zu erhöhen: Während das 
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Pro-Kopf-Einkommen um 6.070 US-Dollar 
gestiegen ist, hat die geleistete Entwicklungs-
hilfe pro Kopf um einen US-Dollar abgenom-
men. Diese Zahlen lassen erkennen, dass für 
die Gewinner der Globalisierung nicht im 
Vordergrund steht, den Verlierern zu helfen, 
obwohl dies zu ihrem eigenen Vorteil wäre.

In der chronischen Unterfinanzierung von 
Entwicklungshilfe spiegelt sich eine Schieflage 
der Prioritäten bei den öffentlichen Ausgaben 
wider. Die kollektive Sicherheit hängt zuneh-
mend davon ab, dass die eigentlichen Ursachen 
von Armut und Ungleichheit in Angriff ge-
nommen werden. Doch für je einen US-Dollar, 
den die reichen Länder für Entwicklungshilfe 
ausgeben, fließen zehn US-Dollar in die Mili-
tärhaushalte. Allein der Anstieg bei den Mili-
tärausgaben seit 2000 hätte, wenn man diese 
Mittel für die Entwicklungshilfe bereitgestellt 
hätte, ausgereicht, das Ziel zu erreichen, das 
die Vereinten Nationen seit langem verfolgen: 
nämlich, dass 0,7 Prozent des Bruttonational-
einkommens in die Entwicklungshilfe fließen. 
Da menschliche Sicherheit meist nur unter dem 
Aspekt militärischer Sicherheit gesehen wird, 
wird zuwenig investiert, um einige der größten 
Bedrohungen des menschlichen Lebens abzu-
wenden. Die gegenwärtigen Ausgaben zur Ein-
dämmung von HIV/AIDS, einer Krankheit, 
die drei Millionen Menschenleben im Jahr for-
dert, entsprechen dem, was in drei Tagen für 
militärische Zwecke ausgegeben wird.

Manchmal wird in Frage gestellt, ob die 
Millenniums-Entwicklungsziele finanzierbar 
sind. Im Endeffekt hängt dies davon ab, wel-
che politischen Prioritäten man setzt. Im Ver-
gleich zu dem Wohlstand in den reichen Län-
dern nehmen sich die benötigten Investitionen 
allerdings bescheiden aus. Im nächsten Jahr-
zehnt werden jährlich sieben Milliarden US-
Dollar benötigt, um 2,6 Milliarden Menschen 
einen Zugang zu sauberem Wasser zu verschaf-
fen – weniger als die Summe, die Europäer für 
Parfüm oder US-Amerikaner für Schönheitso-
perationen ausgeben. Hier geht es wohlgemerkt 
um eine Investition, die jeden Tag schätzungs-
weise 4.000 Menschenleben retten könnte.

Die Geber sind sich einig, wie wichtig es ist, 
Probleme hinsichtlich der Qualität der Hilfe 
anzugehen. Im März 2005 wurden in der Pa-
riser Erklärung zur Wirksamkeit von Entwick-
lungshilfe wichtige Prinzipien niedergelegt, 
wie Geber ihre Hilfe wirksamer gestalten kön-
nen, sowie Zielvorgaben zur Überwachung des 
Fortschritts bei neuen Praktiken aufgestellt. 
Die Koordination hat sich verbessert, es wird 
weniger Hilfe in Form von gebundener Hilfe 
gewährt und auf die Eigenverantwortung der 
Länder wird mehr Wert gelegt. Doch die all-
gemeine Praxis hinkt den erklärten Prinzipien 
noch weit hinterher. Es wird immer noch sehr 
viel weniger Hilfe geleistet als zugesagt ist. Dies 
untergräbt auch die Finanzplanung zur Ar-
mutsreduzierung. Gleichzeitig schwächt die 
spezifische Form, die Konditionalität oft an-
nimmt, die Eigenverantwortung der Länder 
und beeinträchtigt die Hilfeleistungen. Da die 
Geber nur widerwillig von nationalen Systemen 
Gebrauch machen, steigen die Transaktions- 
kosten und die nationale Kapazität nimmt ab.

Gebundene Hilfe ist nach wie vor eine der 
gravierendsten Formen des Missbrauchs ar-
mutsorientierter Entwicklungshilfe. Die Bin-
dung von Hilfe, bei der Entwicklungshilfe 
davon abhängig gemacht wird, dass Waren und 
Dienstleistungen aus dem Geberland bezogen 
werden, statt den Hilfeempfängern die Nut-
zung des offenen Markts zu ermöglichen, wirkt 
sich negativ auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
aus. Viele Geber haben den Anteil gebundener 
Hilfe bereits reduziert, doch sie wird weiterhin 
häufig praktiziert, wobei selten darüber berich-
tet wird. Nach unserer konservativen Schätzung 
entstehen den Ländern mit niedrigem Einkom-
men durch gebundene Hilfe Kosten von fünf 
bis sieben Milliarden US-Dollar. Afrika süd-
lich der Sahara zahlt für gebundene Hilfe eine 
„Abgabe“ von 1,6 Mrd. US-Dollar.

In einigen Bereichen sieht die „neue Ent-
wicklungspartnerschaft“, die bei der Konfe-
renz von Monterrey ausgerufen wurde, immer 
noch verdächtig nach einer Fortsetzung der 
alten Partnerschaft unter anderem Etikett aus. 
Das Ungleichgewicht bei den Verantwortlich-

Gebundene Hilfe ist nach wie 

vor eine der gravierendsten 

Formen des Missbrauchs 

armutsorientierter 

Entwicklungshilfe



	 12 BErichT üBEr diE mEnschl ichE EnT wicklung 2005

keiten und Verpflichtungen besteht weiter. Von 
den Hilfeempfängern wird verlangt, dass sie  
Zielvorgaben für die Erreichung der MDGs set-
zen, Haushaltsziele erfüllen, die vierteljährlich 
vom Internationalen Währungsfonds (IWF) 
überwacht werden, eine verwirrende Fülle von 
Bedingungen einhalten, die von den Gebern ge-
stellt werden, und sich mit Praktiken der Geber 
auseinandersetzen, die die Transaktionskosten 
in die Höhe treiben und den Wert der Hilfeleis-
tungen mindern. Die Geber wiederum setzen 
sich selbst keine Zielvorgaben. Stattdessen ma-
chen sie weit gefasste, unverbindliche Zusagen 
zur Menge der Hilfe (die später zumeist nicht 
eingehalten werden) und noch weiter gefasste, 
noch vagere Zusagen zur Verbesserung der 
Qualität von Hilfe. Im Gegensatz zu den Hilfe-
empfängern ist es den Gebern möglich, sich un-
gestraft ihrer Verpflichtungen zu entziehen. In 
der Praxis hat sich also die neue Partnerschaft 
als Einbahnstraße erwiesen. Wir brauchen 
eine wahrhaftig neue Partnerschaft, bei der die 
Geber wie auch die Empfänger ihre Zusagen 
einhalten, um das Versprechen der Millenni-
ums-Erklärung einzulösen.

Dieses Jahr bietet sich die Gelegenheit, diese 
Partnerschaft zu besiegeln und der Entwick-
lungshilfezusammenarbeit eine neue Richtung 
zu geben. Die Geberländer müssen zunächst die 
in Monterrey gemachten Versprechen einlösen 
und dann darauf aufbauen. Zu den Hauptfor-
derungen gehören:

• Einen Termin setzen (und ihn einzuhalten), 
um bis 2015 einen Anteil der Entwicklungs-
hilfe von 0,7 Prozent des Bruttonationalein-
kommens zu erreichen. Die Geber sollten 
für 2010 Mittelzusagen in Höhe von min-
destens 0,5 Prozent abgeben, damit die 
Zielvorgabe für 2015 erreichbar bleibt.

• Untragbare Schulden zu regulieren. Beim 
G8-Gipfel 2005 wurde ein bedeutender 
Durchbruch in Bezug auf die Schulden-
last der hochverschuldeten armen Länder 
(HIPCs) erzielt. Dennoch bestehen manche 
Probleme weiter. Viele Länder mit gerin-
gem Einkommen haben nach wie vor akute 
Schwierigkeiten, ihren Verpflichtungen 

aus dem Schuldendienst nachzukommen. 
Zur endgültigen Überwindung der Schul-
denkrise muss gehandelt werden, um den 
Kreis der Länder auszuweiten und sicher-
zustellen, dass die Schuldenrückzahlungen 
auf einem mit der Finanzierung der MDGs 
vereinbaren Niveau gehalten werden. 

• Mittels Regierungsprogrammen eine bere-
chenbare, auf mehrere Jahre angelegte Fi-
nanzierung bereitzustellen. Aufbauend auf 
den Prinzipien, die in der Pariser Erklärung 
zur Wirksamkeit von Entwicklungshilfe 
niedergelegt wurden, sollten die Geber sich 
ehrgeizigere Ziele setzen, um einen stetigen 
Strom von Entwicklungshilfe sicherzustel-
len, die nationalen Systeme zu nutzen und 
die personellen und institutionellen Kapa-
zitäten zu stärken. Bis 2010 sollten min-
destens 90 Prozent der Entwicklungshilfe 
nach festgelegten, auf ein oder mehrere 
Jahre angelegten Zeitplänen ausgezahlt 
werden.

• Die Konditionalität sinnvoller zu gestalten. 
Bei der Konditionalität der Entwicklungs-
hilfe sollte der Schwerpunkt auf treuhände-
rische Verantwortung und die Transparenz 
der Berichterstattung mittels nationaler 
Systeme gelegt werden; weitreichende ma-
kroökonomische Ziele sollten in den Hin-
tergrund treten und die Bemühungen zum 
Aufbau von Institutionen und nationaler 
Kapazität verstärkt werden.

• Die gebundene Hilfe zu beenden. Es gibt eine 
einfache Methode, die Geldverschwendung 
anzugehen, die mit der gebundenen Hilfe 
einhergeht: sie 2006 abzuschaffen.

Handel und menschliche Ent-
wicklung – die Verbindung stärken

Wie die Entwicklungshilfe, so besitzt auch der 
Handel das Potenzial, zu einem wirksamen Ka-
talysator für die menschliche Entwicklung zu 
werden. Unter den richtigen Voraussetzungen 
könnte vom internationalen Handel ein kräf-
tiger Impuls für beschleunigten Fortschritt 
bei den Millenniums-Entwicklungszielen aus-
gehen. Das Problem ist, dass das dem Handel 
inhärente menschliche Entwicklungspotenzial 
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durch unfaire Regeln in Verbindung mit struk-
turellen Ungleichheiten innerhalb und zwi-
schen Ländern vermindert wird.

Der internationale Handel war seit jeher 
eine der stärksten Triebkräfte der Globalisie-
rung. Die Strukturen des Handels haben sich 
gewandelt. Der Anteil der Entwicklungsländer 
an den weltweiten Exporten von Industriegü-
tern ist stetig gestiegen – und einige Länder 
sind dabei, auch technologisch den Anschluss 
zu finden. Die strukturellen Ungleichheiten 
bestehen jedoch weiter und haben sich eini-
gen Fällen sogar verschärft. Afrika südlich der 
Sahara ist immer mehr an den Rand gedrängt 
worden. Heute verbucht diese Region, in der 
immerhin 689 Millionen Menschen leben, 
einen kleineren Anteil an den Weltexpor-
ten als Belgien, das nur zehn Millionen Ein-
wohner hat. Hätte Afrika südlich der Sahara 
den gleichen Anteil an den Weltexporten wie 
1980, dann würden die Wechselkursgewinne 
etwa acht Mal so viel betragen wie die Hilfslei-
stungen, die 2003 dorthin geflossen sind. Auch 
große Teile Lateinamerikas fallen immer weiter 
zurück. Wie in anderen Bereichen, so wäre es 
auch beim Handel übertrieben zu behaupten, 
dass die globale Integration eine Annäherung 
von reichen und armen Ländern bewirkt.

Vom Standpunkt der menschlichen Ent-
wicklung ist Handel ein Mittel zur Entwicklung, 
aber kein Selbstzweck. Die Indikatoren Export-
wachstum, Anteil des Handels am Bruttonatio-
naleinkommens und Liberalisierung von Impor-
ten sind nicht gleichbedeutend mit menschlicher 
Entwicklung. Leider werden sie immer häufiger 
damit gleichgesetzt. Beteiligung am Handel bie-
tet echte Chancen zur Anhebung des Lebens-
standards. Doch einige der hervorragendsten 
Modelle für Offenheit und Exportwachstum – 
beispielsweise Mexiko und Guatemala – sind bei 
der Beschleunigung menschlicher Entwicklung 
nicht sehr erfolgreich gewesen. Exporterfolge 
haben nicht immer das menschliche Wohlerge-
hen auf breiter Front gesteigert. Alle Anzeichen 
sprechen dafür, dass den Bedingungen, unter 
denen sich Länder in den Weltmarkt einfügen, 
mehr Beachtung geschenkt werden muss.

Fairere Handelsregeln wären hilfreich, ins-
besondere im Hinblick auf den Zugang zum 
Markt. Bei den meisten Formen der Besteu-
erung gibt es eine Staffelung, nach dem ein-
fachen Prinzip: Wer besser verdient, der zahlt 
auch mehr. Die Handelspolitik der reichen 
Länder stellt dieses Prinzip auf den Kopf. Die 
höchsten Handelsbarrieren der Welt werden 
gegen einige der ärmsten Länder errichtet: Die 
Handelsbarrieren, denen sich Entwicklungs-
länder gegenübersehen, die in reiche Länder 
exportieren, sind durchschnittlich drei bis vier 
Mal höher als bei reichen Ländern, die unterei-
nander Handel treiben. Die absurde Abstufung 
bei der Handelspolitik erstreckt sich auch auf 
andere Bereiche. So hält beispielsweise die Eu-
ropäische Union große Stücke auf ihre Bemü-
hungen, den ärmsten Ländern der Welt Märkte 
zu eröffnen. Doch ihre restriktiven Herkunfts-
bestimmungen, nach denen sich der Anspruch 
auf Handelspräferenzen richtet, machen die 
Chancen der meisten dieser Länder zunichte.

Die Landwirtschaft ist von höchster Be-
deutung. Zwei Drittel aller Menschen, die mit 
weniger als einem US-Dollar am Tag auskom-
men müssen, leben und arbeiten in ländlichen 
Gebieten. Die Regeln, denen der Agrarhandel 
unterliegt, haben unmittelbare Auswirkungen 
auf die Märkte, in denen sie operieren, ihre Le-
bensgrundlagen und ihre Aussichten, der Armut 
zu entkommen. Das Grundproblem, das bei den 
Gesprächen der WTO über Landwirtschaft in 
Angriff genommen werden muss, lässt sich in drei 
Wörtern zusammenfassen: Subventionen rei-
cher Länder. Bei der letzten Runde der Welthan-
delsgespräche sagten die reichen Länder zu, die 
Agrarsubventionen zu kürzen. Seitdem haben sie 
sie aber noch erhöht. Sie leisten jetzt etwas mehr 
als eine Milliarde US-Dollar im Jahr als Land-
wirtschaftshilfe an arme Länder, aber knapp eine 
Milliarde US-Dollar am Tag (!) zur Subventio-
nierung landwirtschaftlicher Überproduktion 
im eigenen Land – eine unangemessenere Pri-
oritätensetzung lässt sich kaum vorstellen. Zu 
allem Unglück zerstören die Subventionen der 
reichen Länder auch noch die Märkte, auf die die 
Kleinbauern in den armen Ländern angewiesen 
sind. Sie drücken die Preise, die erlöst werden 
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können, und verweigern ihnen damit einen 
fairen Anteil an den Erträgen des Welthandels.  
Baumwollpflanzer in Burkina Faso müssen mit 
US-amerikanischen Baumwollproduzenten kon-
kurrieren, die jährliche Subventionen in Höhe von 
über vier Milliarden US-Dollar erhalten – mehr 
als das gesamte Nationaleinkommen von Bur-
kina Faso. Unterdessen richtet die unsinnige ge-
meinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen 
Union schwere Schäden auf dem Weltmarkt für 
Zucker an, verweigert aber den Entwicklungslän-
dern den Zugang zu den europäischen Märkten. 
Die Verbraucher und Steuerzahler in den reichen 
Ländern sind in einer Finanzpolitik gefangen, die 
die Existenzgrundlagen in einigen der ärmsten 
Länder der Welt zerstört. 

In einigen Bereichen drohen die WTO-Re-
geln, die Benachteiligung der Entwicklungslän-
der systematisch zu verstärken und die Erträge 
der globalen Integration weiter den Industrie-
ländern zuzuschanzen. Ein Beispiel hierfür ist 
das Regelwerk, das die Möglichkeiten der armen 
Länder zur Entwicklung einer – zur Produkti-
vitätssteigerung und zum Erfolg auf dem Welt-
markt erforderlichen – aktiven Industrie- und 
Technologiepolitik einschränkt. Das bestehende 
WTO-Regime untersagt viele der politischen 
Maßnahmen, die den Ländern Ostasiens bei 
ihrem raschen Fortschritt geholfen haben. Die 
WTO-Regeln bezüglich geistigen Eigentums-
rechten stellen in doppelter Hinsicht eine Bedro-
hung dar: Sie erhöhen die Kosten des Technolo-
gietransfers – und potenziell auch die Preise für 
Arzneimittel – und bergen deshalb Risiken für 
die öffentliche Gesundheit armer Menschen. In 
den WTO-Gesprächen über Dienstleistungen 
haben die reichen Länder sich darum bemüht, 
Investitionsgelegenheiten für im Banken- und 
Versicherungsgewerbe tätige Unternehmer zu 
schaffen, während sie die Möglichkeiten armer 
Länder zum Export einer gefragten Ware einge-
schränkt haben: Zeitarbeitskräfte. Schätzungen 
zufolge ließen sich durch eine geringe Steige-
rung des Zustroms gelernter und ungelernter 
Arbeitskräfte jährlich mehr als 157 Milliarden 
US-Dollar erwirtschaften – ein viel größerer 
Zugewinn, als er von der Liberalisierung in an-
deren Bereichen zu erwarten ist.

Die Doha-Runde der WTO-Gespräche bie-
tet eine Chance, die Regeln des multilateralen 
Handels erstmals an einem Bekenntnis zur 
menschlichen Entwicklung und den MDGs 
auszurichten. Die Chance wurde bisher ver-
tan. Nach vier Jahren ist bei den Gesprächen 
immer noch nichts Konkretes herausgekom-
men. Das Kernproblem ist die von den reichen 
Ländern verfolgte unausgewogene Agenda in 
Verbindung mit einer nicht ernsthaft stattfin-
denden Auseinandersetzung mit dem Thema 
Agrarsubventionen.

Selbst die besten Handelsregeln werden je-
doch nicht in der Lage sein, einige der Haupt-
ursachen der Ungleichheit im Welthandel zu 
beseitigen. Dauerprobleme wie eine schwache 
Infrastruktur und eine eingeschränkte Lieferka-
pazität müssen angegangen werden. Die reichen 
Länder haben die Stärkung personeller und in-
stitutioneller Kapazitäten durch Entwicklungs-
hilfe auf ihre Agenda gesetzt. Leider ist eine 
ungesunde Konzentration dieser Aktivitäten 
in Bereichen festzustellen, die von den reichen 
Ländern als strategisch nützlich betrachtet wer-
den. Einige seit langem bestehende Probleme 
tauchen nicht einmal auf der Agenda internati-
onaler Handelsfragen auf. Ein Beispiel hierfür ist 
die tiefe Krise auf dem Markt für Konsumgüter, 
insbesondere Kaffee. In Äthiopien hat sich durch 
sinkende Weltmarktpreise das durchschnittliche 
Jahreseinkommen der vom Kaffeeanbau leben-
den Haushalte seit 1998 um etwa 200 US-Dollar 
verringert. 

Das Entstehen neuer Handelsstrukturen 
bringt neue Bedrohungen für einen gerechteren 
Agrarhandel mit sich. Supermarktketten sind zu 
„Gatekeepern“ der Agrarmärkte in den reichen 
Ländern geworden, das heißt zu Bindegliedern 
zwischen den Erzeugern in den Entwicklungs-
ländern und den Verbrauchern in den reichen 
Ländern. Durch die Einkaufspolitik einiger Su-
permärkte werden jedoch Kleinbauern ausge-
schlossen, wodurch die Verbindung zwischen 
Handel und menschlicher Entwicklung aufge-
weicht wird. Die Schaffung von Strukturen, die 
es den Kleinbauern ermöglichen, zu gerechteren 
Bedingungen in globale Vermarktungsketten 
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einzutreten, würde es dem privaten Sektor er-
lauben, eine entscheidende Rolle im weltweiten 
Kampf gegen die Armut einzunehmen.

Die Stärkung der Verbindung zwischen 
Handel und menschlicher Entwicklung ist ein 
langwieriges Unterfangen. Die Doha-Runde 
bietet nach wie vor die Gelegenheit, diese Auf-
gabe in Angriff zu nehmen und dadurch die 
Glaubwürdigkeit und Legitimität des auf Re-
geln beruhenden Handelssystems zu stärken. 
In einem breiteren Zusammenhang betrachtet 
ist die Runde zu wichtig, als dass sie scheitern 
dürfte. Zur Schaffung gemeinsamen Wohl-
stands bedarf es multilateraler Institutionen, 
die nicht allein dem Gemeinwohl förderlich 
sind, sondern offenkundig in fairer und ausge-
wogener Weise agieren.

Die für Dezember 2005 geplante Minister-
konferenz der WTO stellt die Chance dar, einige 
der drängendsten Aufgaben anzugehen. Viele der 
dort behandelten Themen werden sehr fachspezi-
fisch sein. Praktisch erforderlich ist ein Rahmen, 
in dem die WTO-Regeln der menschlichen Ent-
wicklung mehr nützen und weniger schaden. Es 
wäre unrealistisch, zu erwarten, dass die Doha-
Runde alle Unausgewogenheiten bei den Regeln 
aus dem Weg räumen kann. Sie könnte aber den 
Weg für zukünftige Runden bereiten, die darauf 
abzielen, die menschliche Entwicklung in den 
Mittelpunkt des multilateralen Systems zu stel-
len. Zu den Hauptbezugspunkten bei der Bewer-
tung der Resultate der Doha-Runde gehören:

• Einschneidende Kürzungen der staatlichen 
Agrarzuschüsse der reichen Länder und Verbot 
der Exportsubventionen. Die Agrarzuschüsse, 
gemessen nach den Schätzungen der OECD 
über Erzeugerzuschüsse, sollten auf höchstens 
fünf bis zehn Prozent des Produktionswertes 
gekürzt werden, mit einem sofortigen Verbot 
direkter und indirekter Exportsubventionen.

• Massiver Abbau der Barrieren für die Exporte 
von Entwicklungsländern. Die reichen Länder 
sollten ihre Zolltarife für Importe aus Ent-
wicklungsländern auf höchstens das Dop-
pelte ihrer normalen Tarife festsetzen, die alle 
zwischen fünf und sechs Prozent liegen. 

• Entschädigung von Ländern, die ihren Präfe-
renzstatus einbüßen. Der präferenzielle Zu-
gang, den die reichen Länder für bestimmte 
Importe aus Entwicklungsländern einräu-
men, bringt unter dem Strich nur wenige 
Vorteile. Der Entzug des Präferenzstatus hin-
gegen hat das Potenzial, hohe Arbeitslosigkeit 
zu verursachen und führt in bestimmten Fäl-
len sogar zu „Schocks“ bei der Zahlungsbi-
lanz. Es sollte ein Fonds eingerichtet werden, 
um die Anpassungskosten zu verringern, die 
auf die gefährdeten Länder zukommen.

• Wahrung eines politischen Spielraums  für 
menschliche Entwicklung. Multilaterale Re-
geln sollten keine Verpflichtungen auferle-
gen, die nicht mit nationalen Strategien der 
Armutsreduzierung vereinbar sind. Diese 
Strategien sollten die besten internationalen 
Praktiken miteinbeziehen, die den örtlichen 
Gegebenheiten angepasst und durch demo-
kratische und partizipative politische Abläufe 
gestaltet werden. Insbesondere sollte bei den 
WTO-Regeln das Recht der Entwicklungs-
länder anerkannt werden, landwirtschaft-
liche Erzeuger gegen unlauteren Wettbewerb 
zu schützen, der durch Exporte entsteht, die 
in reichen Ländern subventioniert werden.

• Zusage, in regionalen Handelsvereinba-
rungen Regelungen zu vermeiden, die über 
die WTO-Regeln hinausgehen. Einige re-
gionale Handelsvereinbarungen erlegen 
Verpflichtungen auf, die – insbesondere in 
Bereichen wie Investitionen und geistigem 
Eigentum – über die WTO-Regeln hinaus-
gehen. Es ist wichtig, dass diese Vereinba-
rungen sich nicht über die nationale Politik 
hinwegsetzen, die im Kontext der Strate-
gien zur Armutsreduzierung entwickelt 
wurde.

• Neuorientierung der Verhandlungen über 
Dienstleistungen auf einen vorübergehenden 
Zustrom von Arbeitnehmern. Im Kontext 
einer Entwicklungsrunde sollte weniger 
Wert auf eine rasche Liberalisierung des Fi-
nanzsektors gelegt werden als auf die Schaf-
fung von Regeln, die Arbeitnehmern aus 
Entwicklungsländern einen besseren Zu-
gang zu den Arbeitmärkten in den reichen 
Ländern ermöglichen.
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Gewaltsame Konflikte als 
Fortschrittshemmnisse

1945 ermittelte der damalige US-Außenmini-
ster, Edward R. Stettinius, die beiden grundle-
genden Bestandteile der menschlichen Sicher-
heit und ihre Zusammenhänge: „Die Schlacht 
um den Frieden muss an zwei Fronten geführt 
werden. Die erste Front ist die Front der Sicher-
heit, an der Freiheit von Angst den Sieg bedeu-
tet. Die zweite ist die wirtschaftliche und sozi-
ale Front, an der Freiheit von Mangel den Sieg 
bedeutet. Nur ein Sieg an beiden Fronten kann 
die Welt eines dauerhaften Friedens versichern.“ 
Diese Argumentation hat die Vereinigten Staa-
ten dazu geleitet, eine führende Rolle bei der 
Gründung der Vereinten Nationen zu spielen. 

Heute, sechzig Jahre danach und über 
ein Jahrzehnt, nachdem das Ende des Kalten 
Krieges scheinbar den Beginn einer neuen Ära 
des Friedens einläutete, wird die internationale 
Tagesordnung erneut von Sicherheitsbedenken 
bestimmt. Wie der Bericht des UN-General-
sekretärs In größerer Freiheit ausführt, leben 
wir in einer Zeit, in der das tödliche Zusam-
menwirken von Armut und gewaltsamen Kon-
flikten eine ernsthafte Bedrohung nicht nur für 
die unmittelbaren Opfer, sondern auch für die 
kollektive Sicherheit der internationalen Ge-
meinschaft darstellt.

Für viele Menschen in den reichen Ländern 
ist die Vorstellung von globaler Unsicherheit 
mit Bedrohungen verknüpft, die von Terroris-
mus und organisiertem Verbrechen ausgehen. 
Die Bedrohung besteht tatsächlich. Doch das 
Fehlen der Freiheit von Angst ist in den Ent-
wicklungsländern besonders ausgeprägt. Das 
Zusammenwirken von Armut und gewaltsamen 
Konflikten in vielen Entwicklungsländern zer-
stört in enormem Ausmaß Menschenleben 
– und hemmt den Fortschritt in Richtung auf 
die Millenniumsziele. Wenn dieses Zusammen-
wirken nicht beendet und dadurch menschliche 
Sicherheit geschaffen wird, sind globale Konse-
quenzen die Folge. In einer wechselseitig abhän-
gigen Welt macht die Bedrohung durch gewalt-
same Konflikte nicht an Staatsgrenzen Halt, so 

gut diese auch geschützt sind. Entwicklung in 
armen Ländern ist im Kampf für Weltfrieden 
und kollektive Sicherheit die Frontlinie. Das 
Problem bei dem derzeitigen Schlachtplan ist, 
dass die militärische Strategie überentwickelt 
und die Strategie für menschliche Sicherheit 
unterentwickelt ist.

Das Erscheinungsbild des Konflikts hat sich 
gewandelt. Das zwanzigste Jahrhundert, das 
bislang blutigste in der Menschheitsgeschichte, 
wurde zunächst durch Kriege zwischen Ländern 
und danach durch Kalte-Krieg-Ängste vor einer 
gewaltsamen Auseinandersetzung zwischen 
zwei Supermächten bestimmt. Inzwischen sind 
diese Ängste der Angst vor lokalen und regio-
nalen Kriegen gewichen, die überwiegend in 
armen Ländern innerhalb von schwachen oder 
gescheiterten Staaten mit Kleinwaffen ausge-
fochten werden. Heutzutage sind die meisten 
Kriegsopfer Zivilisten. Es gibt heute zwar weni-
ger Konflikte auf der Welt als noch 1990, doch 
der Anteil der Konflikte, die sich in armen Län-
dern ereignen, hat zugenommen.

Die Kosten gewaltsamer Konflikte in Bezug 
auf die menschliche Entwicklung werden nicht 
ausreichend gewichtet. In der Demokratischen 
Republik Kongo übersteigt die Zahl der Todes-
fälle, die direkt oder indirekt auf Konflikt zu-
rückzuführen sind, die Verluste, die Großbritan-
nien im Ersten und Zweiten Weltkrieg zusammen 
erlitten hat. In der Region Darfur im Sudan sind 
über eine Million Menschen durch den Konflikt 
zu Flüchtlingen geworden. Die unmittelbaren 
Opfer dieser und anderer Konflikte gelangen 
zwar regelmäßig ins Rampenlicht der internati-
onalen Medien. Doch die langfristigen Auswir-
kungen gewaltsamer Konflikte auf die mensch-
liche Entwicklung bleiben eher im Verborgenen. 

Konflikt untergräbt Ernährung und öffent-
liche Gesundheit, zerstört Bildungssysteme, 
verwüstet die Lebensgrundlagen und verzögert 
die Aussichten auf Wirtschaftswachstum. In 22 
der 32 Länder in der Kategorie einer geringen 
menschlichen Entwicklung gemäß dem Index 
für menschliche Entwicklung (HDI) ist es nach 
1990 zu irgendeinem Zeitpunkt zu Konflikten 

Das Zusammenwirken von 

Armut und gewaltsamen 

Konflikten in vielen 

Entwicklungsländern 

zerstört in enormem 

Ausmaß Menschenleben
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gekommen. Länder, die gewaltsame Konflikte 
durchgemacht haben, sind bei der Gruppe von 
Ländern, die nach unseren Prognosen für 2015 
bei den MDGs nicht im Zeitplan liegen, stark 
überrepräsentiert. 30 der 52 Länder, die bei ihren 
Bemühungen zur Senkung der Kindersterblich-
keit nicht vorankommen oder gar Rückschläge 
erleben, haben seit 1990 einen Konflikt durch-
laufen. Das enorme Ausmaß dieser Kosten al-
lein spricht für Konfliktprävention, Konfliktlö-
sung und Wiederaufbau nach einem Konflikt 
als den drei grundlegenden Voraussetzungen 
zur Schaffung menschlicher Sicherheit und zur 
Beschleunigung des Fortschritts in Richtung 
auf die Millenniums-Entwicklungsziele.

Ein Teil der Herausforderung durch feh-
lende menschliche Sicherheit und gewaltsame 
Konflikte kann auf schwache, zerbrechliche und 
im Scheitern begriffene Staaten zurückgeführt 
werden. Die Unfähigkeit, die Bevölkerung vor 
Sicherheitsrisiken zu schützen, die Grundbe-
dürfnisse zu befriedigen und politische Insti-
tutionen zu errichten, die als legitim betrachtet 
werden, ist ein festes Merkmal konfliktträch-
tiger Staaten. In einigen Fällen wirken tiefgrei-
fende horizontale Ungleichheiten zwischen 
verschiedenen Regionen oder Gruppierungen 
als Katalysator für Gewalt. Äußere Faktoren 
spielen dabei ebenso eine Rolle. Dem „Schei-
tern” von Staaten wie Afghanistan und Somalia 
wurde dadurch Vorschub geleistet, dass äußere 
Mächte bereit waren, aus eigenen strategischen 
Überlegungen heraus in diesen Ländern zu in-
tervenieren. Wenn Waffen importiert werden 
und kleine Interessengruppen die Finanzmit-
tel, die aus dem Verkauf natürlicher Ressourcen 
fließen, an sich reißen, trägt dies dazu bei, Kon-
flikte aufrechtzuerhalten und zu verschärfen. 
Politische Führerschaft in konfliktträchtigen 
Staaten ist zwar eine zwingende Voraussetzung 
für Veränderungen, aber keine hinlängliche. 
Auch reiche Regierungen müssen Führerschaft 
an den Tag legen.

Neue Ansätze bei der Entwicklungshilfe ste-
hen noch am Anfang. Schwache und zerbrech-
liche Staaten erhalten nicht nur zu wenig Hilfe 
im Verhältnis zu ihrer Fähigkeit, Finanzen wirk-

sam zu nutzen, sie sind auch der hochgradigen 
Unberechenbarkeit von Hilfeleistungen ausge-
setzt. Alles deutet darauf hin, dass die Hilfelei-
stungen 40 Prozent geringer ausfallen als durch 
die Institutionen und das politische Umfeld ge-
rechtfertigt wäre. Ein weiteres Problem ist die 
Ablaufplanung der Entwicklungshilfe. Allzu 
oft machen Geber in Zeiten unmittelbar nach 
einem Konflikt großzügige Zusagen für huma-
nitäre Hilfe, ohne konsequenterweise auch den 
Wiederaufbau der Wirtschaft in den Jahren da-
nach zu unterstützen.

Exporte von Bodenschätzen und anderen na-
türlichen Ressourcen lassen keine gewaltsamen 
Konflikte entstehen. Auch Kleinwaffen nicht. 
Doch der Markt für natürliche Ressourcen und 
derjenige für Kleinwaffen können die Möglich-
keit bieten, gewaltsame Konflikte weiterzufüh-
ren. Von Kambodscha über Afghanistan bis 
hin zu den Ländern Westafrikas haben Exporte 
von Edelsteinen und Holz dazu beigetragen, 
Konflikte zu finanzieren und die staatliche Ka-
pazität zu schwächen. Zertifikationsverfahren 
können Exportchancen verbauen, wie am Kim-
berley-Zertifikationsverfahren für Diamanten 
zu erkennen war. Kleinwaffen fordern jedes Jahr 
mehr als 500.000 Leben, die meisten davon in 
den ärmsten Ländern der Welt. Internationale 
Bemühungen um die Kontrolle des tödlichen 
Handels mit Kleinwaffen haben nur geringe 
Auswirkungen gezeigt. Die Durchsetzung sol-
cher Maßnahmen ist kaum möglich, die Ein-
haltung von Gesetzen geschieht auf freiwilliger 
Basis, und große rechtliche Lücken ermöglichen 
es, dass ein Großteil des Handels sich den Vor-
schriften entzieht.

Eine der wirksamsten Methoden, mit 
der die reichen Länder die Bedrohungen der 
menschlichen Entwicklung begegnen, die von 
gewaltsamen Konflikten ausgeht, ist die Förde-
rung regionaler Kapazität. Die Krise in Darfur 
hätte sich durch die Präsenz einer ausreichend 
großen und gut ausgerüsteten Friedenstruppe 
der Afrikanischen Union eindämmen oder gar 
abwenden lassen – insbesondere wenn diese 
Truppe ein starkes Mandat zum Schutz von 
Zivilisten gehabt hätte. Während des Höhe-
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punkts der Krise überwachten weniger als 300 
ruandische und nigerianische Soldaten, was 
mit 1,5 Millionen Darfuris in einem Gebiet 
von der Größe Frankreichs passierte. Die Stär-
kung regionaler Kapazitäten, von der Einrich-
tung wirksamer Frühwarnsysteme bis hin zur 
Intervention, bleibt ein dringendes Erfordernis 
menschlicher Sicherheit.

Wenn Prävention der kostengünstigste 
Weg des Umgangs mit Bedrohungen ist, die 
von gewaltsamen Konflikten ausgehen, so 
kommt gleich danach das Ergreifen von Ge-
legenheiten zum Wiederaufbau. Friedensab-
kommen bilden häufig nur den Auftakt zu er-
neuter Gewalt: In der Hälfte aller Länder, die 
einen gewaltsamen Konflikt hinter sich haben, 
kommt es innerhalb von fünf Jahren wieder zu 
einem Krieg. Um diesen Kreislauf zu durch-
brechen, bedarf es politischen und finanziellen 
Engagements zur Herstellung von Sicherheit, 
Überwachung des Wiederaufbaus und Schaf-
fung der Voraussetzungen für die Entwicklung 
wettbewerbsfähiger Märkte und langfristiger 
Investitionen des privaten Sektors. Dieses En-
gagement ist nicht immer zu erkennen.

Die Millenniums-Entwicklungsziele haben 
zwar den Fortschritt in Richtung auf die „Frei-
heit von Mangel“ in den Blickpunkt gestellt, 
doch die Welt bedarf immer noch einer einheit-
lichen Agenda zur Ausweitung der „Freiheit 
von Angst“. Wie in dem Bericht des UN-Ge-
neralsekretärs In größerer Freiheit argumentiert 
wird, gibt es einen dringenden Bedarf danach, 
einen kollektiven Sicherheitsrahmen zu entwi-
ckeln, der über militärische Reaktionen auf die 
Bedrohung durch den Terrorismus hinausgeht. 
Wir müssen uns eingestehen, dass Armut, sozi-
aler Zerfall und ziviler Konflikt Hauptbestand-
teile der Bedrohung globaler Sicherheit sind. 
Um diese Bedrohung zu verringern, müssen 
folgende Hauptvoraussetzungen erfüllt sein:

• Neuordnung der Entwicklungshilfe. Es ist 
nicht gerechtfertigt, konfliktträchtigen 
Staaten oder Staaten, die einen Konflikt 
hinter sich haben, Entwicklungshilfe zu ver-
wehren. Dies wäre schlecht für die mensch-

liche Sicherheit in den betroffenen Ländern 
– und schlecht für die globale Sicherheit. Als 
Teil der weitergehenden Zusage, die Zielv-
orgabe eines Anteils der Entwicklungshilfe 
von 0,7 Prozent am Bruttonationaleinkom-
men zu erreichen, sollten Geber sich einer 
größeren Hilfeanstrengung verschreiben, 
bei der die Hilfe durch langfristige finanzi-
elle Zusagen berechenbarer wird. Die Geber 
sollten die Bedingungen für die Zuweisung 
von Entwicklungshilfemitteln wie auch 
ihre Gründe für die Verringerung von In-
vestitionen in konfliktträchtigen Ländern 
stärker offenlegen.

• Größere Transparenz beim Ressourcenma-
nagement. Als Teilhaber der Märkte für 
natürliche Ressourcen, die bei der Finan-
zierung von Konflikten helfen und in man-
chen Fällen eine rechenschaftspflichtige 
Regierung unterminieren, sollten transna-
tionale Unternehmen, die am Export von 
Bodenschätzen beteiligt sind, ihre Trans-
parenz erhöhen. Der internationale gesetz-
liche Rahmen, den die von Großbritan-
nien eingesetzte Kommission für Afrika 
vorgeschlagen hat, um eine Untersuchung 
korrupter Praktiken von transnationalen 
Unternehmen im Ausland zu ermöglichen 
– wie es bereits nach US-amerikanischem 
Recht praktiziert wird – sollte als Priorität 
weiterentwickelt werden.

• Unterbrechung des Zustroms von Klein- 
waffen. Die UN-Kleinwaffen-Konferenz im 
Jahr 2006 bietet die Gelegenheit, ein um-
fassendes Abkommen zum Waffenhandel 
auszuhandeln, um die Märkte zu regulieren 
und den Nachschub in Gebiete zu drosseln, 
in denen gewaltsame Konflikte stattfinden.

• Stärkung regionaler Kapazitäten. Für 
Afrika südlich der Sahara ist sofortige Prio-
rität die Entwicklung einer voll funktions-
fähigen, einsatzbereiten Friedenstruppe der 
Afrikanischen Union, wofür finanzielle, 
technische und logistische Unterstützung 
zu leisten ist. 
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• Internationale Abstimmung vorantreiben. 
Der Bericht des UN-Generalsekretärs 
ruft auf zur Einrichtung einer Kommis-
sion für Friedenskonsolidierung, die den  
strategischen Rahmen für einen inte-
grierten Ansatz bezüglich kollektiver Si-
cherheit schafft. Als Teil dieses Ansatzes 
sollte ein globaler Fonds eingerichtet wer-
den, um die Hilfe sofort nach einem Kon-
flikt sowie den Übergang zum langfristigen 
Wiederaufbau auf einer langfristigen und 
berechenbaren Grundlage zu finanzieren.

*             *             *

Wenn die Geschichtsschreiber der mensch-
lichen Entwicklung auf das Jahr 2005 zurück-
blicken, werden sie es als Wendepunkt betrach-
ten. Der internationalen Gemeinschaft bietet 
sich erstmals die Möglichkeit, die Politikmaß-
nahmen umzusetzen und mehr Ressourcen 
aufzubringen, die aus dem nächsten Jahrzehnt 
eine echte Dekade der Entwicklung machen. 
Nachdem sie in der Millenniums-Erklärung 
die Meßlatte angelegt haben, könnten die Re-
gierungen der Welt einen Kurs zur Neugestal-
tung der Globalisierung einschlagen und damit 
Millionen der ärmsten und am stärksten ge-
fährdeten Menschen der Welt neue Hoffnung 
geben und die Voraussetzungen für gemein-
samen Wohlstand und Sicherheit schaffen. 

Die Alternative, so weiterzumachen wie bisher, 
würde zu einer Welt führen, die von Massen-
armut geschwächt, durch tiefe Ungleichheiten 
gespalten und von gemeinsamer Unsicherheit 
bedroht ist. In den reichen und den armen 
Ländern würden künftige Generationen glei-
chermaßen einen hohen Preis bezahlen für das 
Versagen der politischen Führerschaft in die-
sem entscheidenden Moment zu Beginn des 
21. Jahrhunderts.

Dieser Bericht liefert eine Grundlage zur 
Betrachtung des Ausmaßes der Herausforde-
rung. Indem er sich auf die drei Pfeiler der in-
ternationalen Zusammenarbeit konzentriert, 
beleuchtet er einige der Probleme, die bearbei-
tet werden müssen, sowie die entscheidenden 
Bestandteile des Erfolgs. Was nicht in Zwei-
fel steht ist die einfache Wahrheit, dass wir als 
globale Gemeinschaft über die Möglichkeiten 
verfügen, die Armut auszurotten und die tiefe 
Kluft der Ungleichheit zu überwinden, die sich 
mitten durch Länder und Völker zieht. Die 
grundlegende Frage, die fünf Jahre nach der 
Unterzeichnung der Millenniums-Erklärung 
noch einer Antwort harrt, ist: Bringen die Re-
gierungen der Welt die Entschlossenheit auf, 
mit früheren Praktiken zu brechen und gemäß 
ihrem Versprechen an die Armen der Welt zu 
handeln? Wenn es jemals einen Zeitpunkt gege-
ben hat, durch entschlossene politische Führer-
schaft die gemeinsamen Interessen der Mensch-
heit voranzubringen, dann ist es jetzt.



ZUR LAGE DER MENSCHLICHEN ENTWICKLUNG1



„Unser Fortschritt lässt sich 
nicht daran messen, ob wir zu 
dem Überfluss derjenigen, die 
bereits viel haben, noch mehr 
hinzufügen, sondern daran, ob 
wir diejenigen, die zu wenig 
haben, ausreichend versorgen.“

US-Präsident Franklin D. Roosevelt, zweite Antrittsrede, 1937 1
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Vor sechzig Jahren wurde in der Charta der Vereinten Nationen versprochen, künf-
tige Generationen von der Geißel des Krieges zu befreien, grundlegende Menschen-
rechte zu schützen und „den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstan-
dard in größerer Freiheit zu fördern“. Zu Beginn des neuen Jahrtausends erneuerten 
die Regierungen der Welt dieses Versprechen. Die Millenniums-Erklärung, die im 
Jahr 2000 angenommen wurde, präsentiert eine großartige Vision einer „größeren 
Freiheit“ im einundzwanzigsten Jahrhundert. Diese Vision legt das Versprechen 
eines neuen Musters globaler Integration dar, die auf den Grundlagen von mehr 
Gleichheit, sozialer Gerechtigkeit und des Respekts vor den Menschenrechten auf-
gebaut ist. Die Millenniums-Entwicklungsziele (Millennium Development Goals 
– MDGs), ein Paket von zeitgebundenen und quantifizierten Zielen zur Reduktion 
der extremen Armut und der Verwirklichung universeller Rechte bis 2015, bilden 
die Messlatten, um den Fortschritt dorthin zu messen. Um es grundsätzlicher zu sa-
gen, spiegeln sie die gemeinsamen Hoffnungen und Erwartungen der menschlichen 
Gemeinschaft weltweit in einer Zeit rasanten Wandels wider. 
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L1 Zur Lage der menschlichen Entwicklung

„Wir sind gemeinschaftlich 

dafür verantwortlich, 

weltweit die Grundsätze 

der Menschenwürde, der 

Gleichberechtigung und der 

Gerechtigkeit  zu wahren. 

Als Führer haben wir daher 

eine Pflicht gegenüber 

allen Bürgern der Welt zu 

erfüllen, namentlich den 

schwächsten unter ihnen 

und insbesondere den 

Kindern der Welt, denen 

die Zukunft gehört.“

Millenniums-Erklärung, 20002

Dieses Jahr bildet den Auftakt für den zehnjäh-
rigen Countdown zum erklärten Termin für das 
Erreichen der Millenniums-Entwicklungsziele, 
dem Jahr 2015. Heute verfügt die Welt über 
die finanziellen, technologischen und mensch-
lichen Ressourcen für einen entscheidenden 
Durchbruch bei der menschlichen Entwick-
lung. Sollten sich aber die gegenwärtigen Trends 
fortsetzen, werden die Ziele weit verfehlt. Statt 
diesen Augenblick zu nutzen, stolpern die Regie-
rungen der Welt auf ein klar erkennbares und 
leicht vermeidbares menschliches Entwick-
lungsdebakel zu – ein Debakel mit tiefgreifen-
den Auswirkungen nicht nur für die Armen 
der Welt, sondern auch für den Weltfrieden, die 
Weltwirtschaft und die globale Sicherheit. 

Fünfzehn Jahre nach der Veröffentlichung 
des ersten Berichts über die menschliche Ent-

wicklung beginnt der diesjährige Bericht mit 
einer Bestandsaufnahme der Lage mensch-
licher Entwicklung. In diesem ersten Bericht 
sagte Mahbub ul Haq ein Jahrzehnt raschen 
Fortschritts voraus: „Die neunziger Jahre“, so 
schrieb er, „zeichnen sich als Jahrzehnt mensch-
licher Entwicklung ab, denn nur selten gab es 
einen derart breiten Konsens über die tatsäch-
lichen Ziele von Entwicklungsstrategien“3. Seit-
dem diese Worte geschrieben wurden, wurde 
viel erreicht. Ein großer Teil der Entwicklungs-
länder hat raschen sozialen Fortschritt und 
steigende Lebensstandards erreicht. Millionen 
haben von der Globalisierung profitiert. Aber 
die Fortschritte bei der menschlichen Entwick-
lung bleiben hinter denen zurück, die im Be-
richt über die menschliche Entwicklung 1990 
vorausgesagt wurden – und zwar weit hinter 
dem, was möglich gewesen wäre. 
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Aus der Perspektive des Jahres 2015 gesehen, 
besteht eine wachsende Gefahr, dass die näch-
sten zehn Jahre – wie schon die vergangenen 
zehn – nicht als ein Jahrzehnt beschleunigter 
menschlicher Entwicklung in die Geschichte 
eingehen werden, sondern als ein Jahrzehnt ver-
passter Chancen, halbherziger Anstrengungen 
und fehlgeschlagener internationaler Zusam-
menarbeit. In diesem Jahr stehen wir an einem 
Scheidepunkt. Die internationale Gemein-
schaft kann es entweder zulassen, dass die Welt 
auf ihrem gegenwärtig eingeschlagenen Weg 
der Entwicklung weitermacht, oder sie kann 
die Richtung ändern und diejenigen Politiken 
umsetzen, die erforderlich sind, um die Verspre-
chen der Millenniums-Erklärung  in die Praxis 
umzusetzen. 

Die Konsequenzen, wenn wir auf dem ge-
genwärtigen Weg weitermachen, sollten nicht 
unterschätzt werden. Ausgehend von länder-
spezifischen Daten schätzen wir die mensch-
lichen Kosten, die sich ergeben, wenn wir auf 
dem gegenwärtigen Weg weitermachen und 
die Millenniums-Entwicklungsziele verfehlen. 
Hier einige Schlaglichter:
• Das Ziel der Senkung der Kindersterblich-

keit wird verfehlt, was einer Zahl von 4,4 
Millionen vermeidbaren Todesfällen im 
Jahr 2015 entspricht. Über die nächsten 
zehn Jahre summiert sich die Diskrepanz 
zwischen der Zielvorgabe und dem gegen-
wärtigen Trend auf mehr als 41 Millionen 
Kinder, die vor ihrem fünften Geburtstag 
sterben werden, und zwar an der am ein-
fachsten heilbaren Krankheit – Armut. 
Dieses Ergebnis passt kaum zu dem Ver-
sprechen der Millenniums-Erklärung, die 
Kinder der Welt zu schützen. 

• Die Differenz zwischen dem Ziel der Hal-
bierung der Armut und den erwarteten Er-
gebnissen entspricht zusätzlichen 380 Mil-
lionen Menschen in Entwicklungsländern, 
die mit weniger als einem Dollar am Tag im 
Jahr 2015 auskommen müssen. 

• Das Ziel der allgemeinen Grundschulbil-
dung weltweit wird nach den gegenwärtigen 
Trends verfehlt, und zwar mit 47 Millionen 
Kindern, die in den Entwicklungsländern 

im Jahr 2015 immer noch keine Schule be-
suchen können. 

Statistiken wie diese sollten allerdings mit 
Vorsicht behandelt werden. Projektionen auf 
der Grundlage bisheriger Trends bieten einen 
Ausblick auf ein mögliches Ergebnis. Aber sie 
beschreiben keine unausweichlichen Ergeb-
nisse. Von den Finanzmärkten kennen wir den 
Grundsatz, dass Leistungen der Vergangenheit 
keinen Rückschluss auf künftige Ergebnisse 
zulassen. Im Fall der Millenniums-Entwick-
lungsziele ist das eine uneingeschränkt gute 
Nachricht. Wir haben immer noch Zeit, auf 
den richtigen Kurs zu kommen – aber die Zeit 
läuft uns davon. Wie der UN-Generalsekretär 
gesagt hat: „Die MDGs können bis 2015 ver-
wirklicht werden –aber nur wenn alle Beteilig-
ten jetzt nicht nur weitermachen wie bisher, 
sondern wesentlich schneller und umfassender 
aktiv werden.“4

Der erste Teil dieses Kapitels ist ein kurzer 
Überblick über den Fortschritt und die Rück-
schläge bei der menschlichen Entwicklung in 
den letzten eineinhalb Jahrzehnten. Er betont 
den großen Rückschlag für die menschliche Ent-
wicklung in vielen Ländern durch HIV/AIDS, 
und die Verlangsamung des Fortschritts bei der 
Kindersterblichkeit. Ungleicher Fortschritt 
zwischen Ländern und Regionen ging einher 
mit einer Diskrepanz bei der menschlichen 
Entwicklung in einigen Schlüsselgebieten, mit 
zunehmenden Ungleichheiten. Der zweite Teil 
des Kapitels wendet sich den Millenniumszie-
len zu. Die begrenzten – und langsamer wer-
denden – Fortschritte bei der menschlichen 
Entwicklung, die im letzten Jahrzehnt erzielt 
wurden, haben direkte Auswirkungen auf die 
Aussichten, die MDGs zu verwirklichen. Die 
Durchschnittseinkommen in den Entwick-
lungsländern sind seit 1990 weitaus schneller 
gewachsen. Aber dieses Wachstum hat die Welt 
noch nicht auf Kurs Richtung Millenniums-
ziele gebracht – die meisten werden in den mei-
sten Ländern verfehlt. Ein Teil des Problems ist 
es, dass das Wachstum zwischen Ländern und 
auch innerhalb von Ländern ungleich verteilt 
ist. Das tieferliegende Problem ist jedoch, dass 
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Bei menschlicher Entwicklung geht es um Frei-
heit. Es geht darum, menschliche Fähigkeiten 
und Fertigkeiten zu entwickeln – die Bandbreite 
von Dingen, die Menschen tun können, und was 
sie sein können. Individuelle Freiheiten und 
Rechte sind sehr wichtig, aber Menschen stoßen 
auf enge Grenzen, was sie mit dieser Freiheit tun 
können, wenn sie arm oder krank oder Anal-
phabeten sind,  wenn sie diskriminiert werden, 
von gewalttätigen Konflikten bedroht sind oder 
vom politischen Prozess ausgeschlossen werden. 
Deshalb steht die „größere Freiheit“, die in der 
UN-Charta proklamiert wurde, im Zentrum 
menschlicher Entwicklung. Und deshalb ist der 
Fortschritt bei der Verwirklichung der Millen-
niums-Entwicklungsziele ein Lackmustest für 
den Fortschritt bei der menschlichen Entwick-
lung. Menschliche Entwicklung ist mehr als die 
MDGs allein – und viele der Zielvorgaben sind 
nur relativ bescheiden. Aber es wäre ein schwerer 
Rückschlag, wenn diese verfehlt würden. 

Die wesentlichsten Grundvoraussetzungen 
für menschliche Entwicklung sind, ein langes 
und gesundes Leben zu führen, eine Ausbil-
dung zu erhalten und ausreichende Mittel für 
einen angemessenen Lebensstandard zur Ver-
fügung haben. Weitere Grundvoraussetzungen 
sind soziale und politische Partizipation in der 
Gesellschaft. In diesem Abschnitt wird eine 
Bilanz menschlicher Entwicklung im letzten 
Jahrzehnt gezogen – einer Periode vertiefter 
weltweiter Integration.

Die Ära der Globalisierung ist gekennzeich-
net durch dramatische Fortschritte bei Techno-

logie, Handel und Investitionen – und durch 
ein beeindruckendes Wirtschaftswachstum. 
Der Zuwachs an menschlicher Entwicklung 
ist allerdings weniger beeindruckend. Große 
Teile der Entwicklungsländer bleiben ausge-
schlossen. Die ohnehin bereits großen Diskre-
panzen in menschlicher Entwicklung zwischen 
reichen und armen Ländern werden noch grö-
ßer. Inzwischen stellen einige der Länder, die 
üblicherweise als Erfolgsbeispiele der Globali-
sierung angeführt werden, fest, dass es schwie-
riger wird, Wirtschaftswachstum in mensch-
liche Entwicklung zu verwandeln. Fortschritte 
bei der Senkung der Kindersterblichkeit, einem 
der grundlegendsten  Indikatoren menschlicher 
Entwicklung, verlangsamen sich, und die Dis-
krepanz zwischen armen und reichen Ländern 
bei der Kindersterblichkeit nimmt zu. Trotz 
aller deutlich sichtbaren Erfolge reichen Glo-
balisierung und wissenschaftlicher Fortschritt 
bei weitem nicht aus, das unnötige Leiden, läh-
mende Krankheiten und Todesfälle durch be-
handelbare Krankheiten anzugehen, die den 
Armen der Welt das Leben so schwer machen. 

Fortschritte in der menschlichen 
Entwicklung – eine globale 
Momentaufnahme

Im vergangenen Jahrzehnt hat sich der län-
gerfristige Fortschritts-Trend bei der mensch-
lichen Entwicklung fortgesetzt. Im Durch-
schnitt können Menschen, die heute in einem 
Entwicklungsland geboren werden, erwarten, 
wohlhabender, gesünder und besser ausge-
bildet zu sein als die Generation ihrer Eltern.  

Fortschritte und Rückschläge bei  
der menschlichen Entwicklung

zunehmende Wohlstandsbildung nicht mit der 
Geschwindigkeit in menschliche Entwicklung 
umgesetzt wird, die nötig wäre, um die Ziele 
zu erreichen. Unsere länderspezifischen Daten-

projektionen skizzieren, was passieren kann, 
wenn die Welt nur so weitermacht wie bisher, 
ein Weg, vor dem der UN-Generalsekretär ge-
warnt hat.

Die Diskrepanzen in 

menschlicher Entwicklung 

zwischen reichen und armen 

Ländern werden noch größer
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Auch die Wahrscheinlichkeit, in einer Mehrpar-
teiendemokratie zu leben und nicht von Kon-
flikten betroffen zu sein, ist höher. 

In wenig mehr als einem Jahrzehnt hat sich 
die durchschnittliche Lebenserwartung in Ent-
wicklungsländern um zwei Jahre erhöht. Bei 

diesem Indikator schrumpfen 
die Diskrepanzen: arme Län-
der holen gegenüber den rei-
chen auf. (Grafik 1.1). Erhöhte 
Lebenserwartung ist teilweise 
auch ein Ergebnis sinkender 
Kindersterblichkeit (Grafik 
1.2). Heute gibt es zwei Millio-
nen weniger Todesfälle bei Kin-
dern als 1990, und die Chance 
eines Kindes, fünf Jahre alt zu 
werden, ist um etwa 15 Pro-
zent gestiegen. Verbesserungen 
beim Zugang zu Wasser und sa-
nitärer Versorgung haben dazu 
beigetragen, die Gefahr von In-
fektionskrankheiten zu senken. 
Weitere 1,2 Milliarden Men-
schen haben im vergangenen 
Jahrzehnt Zugang zu sauberem 
Wasser bekommen. Seit 2001 
hat auch die rasche Auswei-

tung der Impfungen weltweit 
durch das Globale Bündnis für 
Impfstoffe und Immunisie-
rung (GAVI) dazu beigetragen, 
die Lebenserwartung zu erhö-
hen und schätzungsweise einer 
halben Million Menschen das 
Leben gerettet. 

Auch die Fortschritte bei 
der Bildung waren beeindru-
ckend. Es gibt immer noch 800 
Millionen Menschen in der 
Welt ohne grundlegende Lese- 
und Schreibfähigkeiten. Der 
Anteil der Frauen an der Ge-
samtsumme der Analphabeten 
ist mit zwei Dritteln überdurch-
schnittlich hoch. Dennoch ist 
die Alphabetisierungsrate in 

Entwicklungsländern im vergangenen Jahrzehnt 
von 70 Prozent auf  76 Prozent gestiegen, und die 
Geschlechterdiskrepanz sinkt.5 Analphabetis-
mus heute ist ein Spiegelbild von fehlendem Zu-
gang zu Schulbildung in der Vergangenheit. Die 
Bedeutung dieser Defizite wird jedoch geringer. 
Verglichen mit 1990 gibt es heute 30 Millionen 
weniger Kinder im Grundschulalter, die nicht zur 
Schule gehen, und die durchschnittliche Schulzeit 
ist um ein halbes Jahr gestiegen. Die Geschlech-
terdiskrepanz beim Grundschulbesuch, zuge-
gebenermaßen nur ein begrenzter Indikator für 
Geschlechtergleichheit, hat abgenommen, wenn 
auch Mädchen immer noch mehr als die Hälfte 
der Kinder stellen, die keine Schule besuchen. 

Extreme Armut nimmt ab. Legitime Ein-
wände sind gegen die Messgröße von einem Dol-
lar als Armutsgrenze vorgebracht worden, um 
damit länderübergreifende Trends zu beschrei-
ben – und extreme Vorsicht ist bei der Verwen-
dung dieses Indikators durchaus angebracht.6 
Abgesehen von Erfassungsproblemen ist Armut 
ein dynamischer Prozess, der nur teilweise mit 
statischen Indikatoren gemessen werden kann. 
Aber der Trend weist in eine positive Richtung. 
Extreme Armut ist von 28 Prozent im Jahr 1990 
auf 21 Prozent heute zurückgegangen – ein Rück-
gang in absoluten Zahlen von etwa 130 Millio-
nen Menschen.7 Wirtschaftswachstum ist eine 
der offensichtlichsten Voraussetzungen für be-
schleunigte Armutsreduzierung und anhaltende 
menschliche Entwicklung. Auch hier sind die 
neuesten Nachrichten ermutigend. Der durch-
schnittliche Einkommenszuwachs in Entwick-
lungsländern in den neunziger Jahren betrug 
1,5 Prozent, fast die dreifache Rate der achtziger 
Jahre.8 Seit dem Jahr 2000 hat sich der durch-
schnittliche Pro-Kopf-Einkommenszuwachs in 
Entwicklungsländern auf  3,4 Prozent erhöht 
– das entspricht dem doppelten der Länder mit 
hohem Pro-Kopf-Einkommen. Nach zwei Jahr-
zehnten mit Einkommensrückgängen hat Afrika 
südlich der Sahara seit dem Jahr 2000 einen jähr-
lichen Anstieg von 1,2 Prozent verbucht. Es ist 
noch zu früh, diese Erholung als Wendepunkt zu 
bezeichnen, aber es gibt ermutigende Anzeichen 
in einer wachsenden Reihe von Ländern, dass das 
Wachstum Fuß fasst. 

40
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Verbesserte Lebenserwartung 
in den meisten Regionen

Grafik 1.1

Quelle:  UN 2005d.
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Eine weniger offensichtliche Erfolgsge-
schichte sind die Konflikte. Seit 1990 wurde 
die Welt Zeugin des Völkermords in Ruanda, 
gewalttätiger Bürgerkriege mitten in Europa, 
von Kriegen in Afghanistan und im Irak und 
Rückschlägen im Nahen Osten. Der Konflikt 
in der Demokratischen Republik Kongo hat 
fast vier Millionen Tote gefordert – die meisten 
Todesopfer seit dem Zweiten Weltkrieg. Im 
Sudan war die friedliche Lösung eines der älte-
sten Bürgerkriege Afrikas der Auftakt zu einer 
neuen humanitären Krise im Darfur, mit über 
einer Million Vertriebener. Neue Bedrohungen 
der gemeinsamen Sicherheit sind entstanden. 
Aber trotz dieser Herausforderungen für die 
menschliche Entwicklung durch gewalttätige 
Konflikte gibt es einige positive Nachrichten. 
Die Zahl der Konflikte ist seit 1990 zurückge-
gangen. In den letzten 15 Jahren sind viele Bür-
gerkriege durch Verhandlungen im Rahmen 
der Vereinten Nationen beendet worden. Von 
Timor-Leste bis Afghanistan, Sierra Leone und 
El Salvador hat der Frieden neue Möglichkeiten 
für menschliche Entwicklung und Demokratie 
eröffnet. Gewalttätige Konflikte sind eine der 
größten Barrieren für beschleunigte mensch-
liche Entwicklung. Aber diese Barriere kann 
gesenkt werden. 

Auch der Fortschritt zu mehr Demokratie 
ist durchwachsen. Demokratie ist ein grundle-
gender Bestandteil menschlicher Entwicklung. 
Sie ist sowohl ein Wert an sich, und somit ein 
eigenständiger Indikator menschlicher Ent-
wicklung, als auch ein Mittel für weiterge-
hende menschliche Entwicklungsziele. Diesen 
Fortschritt zu messen, ist inhärent schwierig. 
Mehrparteienwahlen – heute das dominie-
rende Regierungssystem – sind eine Bedingung. 
Eine unabhängige Justiz, Beschränkungen für 
die Exekutivgewalt, Pressefreiheit, und die Re-
spektierung der Menschenrechte geben einer 
freien Wahlentscheidung erst Substanz. Nach 
dem Polity-Indikator für Demokratie, einer zu-
sammengesetzten Messgröße, ist der Anteil der 
Weltbevölkerung, der in Ländern mit Mehr-
parteiensystemen lebt, die breitere Demokra-
tiekriterien erfüllen, seit 1990 von 39 Prozent 
auf 55 Prozent gestiegen—das bedeutet einen 

Zuwachs von 1,4 Milliarden Menschen, die nun 
in einer Mehrparteiendemokratie leben (Grafik 
1.3).9 Mehr als zwei Drittel der Afrikaner leben 
heute in Ländern mit demokratischen Mehr-
parteien-Wahlsystemen – und afrikanische 
Regierungen selbst übernahmen die Initiative, 
einem antidemokratischen Putsch in Togo 
entgegenzutreten. 

Allerdings sind Mehrparteienwahlen keine 
hinreichende Bedingung für Demokratie –und 
selbst daran gemessen ist das Glas fast halbleer. 
Mehrparteienwahlen sind im Nahen Osten 
größtenteils unbekannt, auch wenn Länder wie 
Ägypten und Jordanien den demokratischen 
Freiraum bei Wahlen erweitern. Von den bei-
den bevölkerungsreichsten Ländern der Welt 
ist Indien eine blühende Demokratie, während 
in China politische Reformen hinter den Wirt-
schaftsreformen zurückgeblieben sind. Viele 
Länder mit Mehrparteienwahlen, besonders 
in einigen Ländern der früheren Sowjetunion, 
sind formal Demokratien, in der Realität aber 
Wahl-Autokratien, deren politische Führer 
von ihren Völkern als korrupt, tyrannisch und 
ausbeuterisch angesehen werden und als nicht 
willens, sich um soziale Probleme zu küm-
mern. Mehrparteienwahlen können eine Ku-
lisse darstellen, die die überwältigende Macht 
der Exekutive, begrenzte Pressefreiheit und 
Menschenrechtsverletzungen verdecken soll 
und so Demokratie ihres Inhalts beraubt. In 
manchen Ländern haben öffentliche Proteste 
solche Praktiken beseitigt. In den Jahren 2004 
und 2005 wurden seit langem amtierende Präsi-
denten in Georgien, der Ukraine und Kirgisien 
von Volksbewegungen aus dem Amt gejagt, die 
aus dem Protest über einen solchen Missbrauch 
des demokratischen Prozesses entstanden. 

Das Ausmaß von menschlichen Entwick-
lungsgewinnen im vergangenen Jahrzehnt 
sollte nicht unterschätzt werden – aber auch 
nicht übertrieben. Bei solchen globalen Mo-
mentaufnahmen ist immer problematisch, dass 
sie große Schwankungen zwischen und auch in-
nerhalb von Regionen verwischen. Sie verbergen 
auch Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Dimensionen menschlicher Entwicklung.  

Grafik 1.3 Die Demokratie 
breitet sich aus

Autokratien

Zwischenformen

Demokratien

1990 2003

Prozentsätze von Regierungen

55%

27%

18%

39%

22%

39%

Quelle:  Berechnet auf der Basis von Bevöl-
kerungsstatistiken aus UN 2005d und Polity-
Ergebnissen aus CIDCM 2005.
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Die Fortschritte bei der menschlichen Entwick-
lung waren zwischen und auch innerhalb von 
Regionen unterschiedlich, ebenso zwischen den 
verschiedenen Dimensionen. 

Fortschritte im Lichte des Index 
für menschliche Entwicklung

Der Index für menschliche Entwicklung (HDI) 
ist ein zusammengesetzter Indikator. Er umfasst 
drei Dimensionen menschlichen Wohlbefin-
dens: Einkommen, Bildung und Gesundheit. 
Sein Zweck ist es nicht, ein umfassendes Bild 
menschlicher Entwicklung zu geben, sondern 
einen Maßstab zur Verfügung zu stellen, der 
über die bloße Betrachtung des Einkommens 
hinausreicht. Der HDI ist ein Barometer, um 
Veränderungen im Wohlergehen der Menschen 
und Fortschritte in verschiedenen Regionen 
messen zu können. 

Im letzten Jahrzehnt ist der HDI in allen 
Regionen des Südens gestiegen, allerdings in 
unterschiedlichem Ausmaß und mit der offen-
sichtlichen Ausnahme von Afrika südlich der 
Sahara (Grafik 1.4). Innerhalb dieses allgemei-
nen Fortschritts erlitten allerdings viele Länder 
nie dagewesene Rückschläge. Achtzehn Län-
der mit zusammen 460 Millionen Einwohnern 
wiesen 2003 einen niedrigeren HDI auf als 
1990 (Tabelle 1.1). (Solche Rückschritte muss-
ten in den achtziger Jahren nur sechs Länder 
hinnehmen.) Sie konzentrierten sich sehr stark 
auf zwei Regionen. Zwölf der Länder mit sol-
chen Rückschlägen liegen in Afrika südlich der 
Sahara. Etwas mehr als ein Drittel der Bevöl-
kerung Afrikas südlich der Sahara – 240 Mil-
lionen Menschen – leben in Ländern, die nun 
einen niedrigeren HDI aufweisen. Die frühere 
Sowjetunion stellt die anderen sechs Länder, in 
denen der HDI gesunken ist. 

HDI-Rückschritte drücken sich auch in 
den relativen Positionen von Ländern aus. In 
Afrika südlich der Sahara hat das tödliche Zu-
sammenwirken von wirtschaftlicher Stagna-
tion, langsamem Fortschritt bei der Bildung 
und die Ausbreitung von HIV/AIDS zu einem 
freien Fall in den HDI-Ranglisten geführt (Ka-

sten 1.1). Das südliche Afrika verzeichnet einige 
der gravierendsten Abstiege – ein Minus von 35 
Plätzen für Südafrika, 23 Plätze für Simbabwe 
und 21 Plätze für Botswana. Bei den Ländern 
der früheren Sowjetunion verzeichnete Ta-
dschikistan den größten Abstieg, nämlich um 
21 Plätze, die Ukraine um 17 Plätze und die 

1980–90 1990–2003

Guyana Botswana

Haiti Côte d’Ivoire

Kongo, Demokratische Republik Kamerun

Niger Kasachstan a

Ruanda Kenia

Sambia Kongo

Kongo, Demokratische Republik

Lesotho

Moldawien, Republik a

Russische Föderation a

Sambia

Simbabwe

Südafrika

Swasiland

Tadschikistan a

Tansania, Vereinigte Republik a

Ukraine a

Zentralafrikanische Republik

a. Für dieses Land liegen keine HDI-Daten für 1980-90 vor, dementsprechend kann  
    das Absinken bereits vor 1990 begonnen haben.
Quelle: Indikatorentabelle 2.

Tabelle 1.1   Länder mit sinkendem Index     
  für menschliche Entwicklung

Afrika südlich der 
Sahara

Verbesserte menschliche Ent-
wicklung in den meisten Regionen

Grafik 1.4

Quellle: Berechnet auf der Basis von Daten, die der Indikatorentabelle 2 zugrundeliegen.
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Russische Föderation um 15 Plätze. Die wirt-
schaftlichen Umbrüche, die nach dem Zerfall 
der Sowjetunion eintraten, sind eine Ursache 
für diese Rückschritte in der HDI-Rangliste. 
Eine andere ist der katastrophale Rückgang der 
Lebenserwartung. Russland rutschte von 1990 
bis 2003 um 48 Plätze in der Weltrangliste der 
Lebenserwartung ab (Kasten 1.2).

Der Zusammenhang zwischen der Einkom-
mensbewertung und der HDI-Bewertung vari-
iert zwischen den Ländern. Bangladesch und 
China sind zwei der raschesten Aufsteiger in 
der HDI-Rangliste. Seit 1990 ist Bangladesch 
14 Plätze in der HDI-Rangliste gestiegen, aber 
nur zehn Plätze in der Einkommens-Rangliste 
weltweit. Dies legt nahe, dass der soziale Fort-
schritt in Bangladesch den wirtschaftlichen 
Fortschritt im Vergleich zu anderen Ländern 
überholt hat. Umgekehrt hat China seinen be-
eindruckenden Aufstieg in der HDI-Rangliste 
fortgesetzt, aber der wirtschaftliche Aufstieg 
verlief schneller als der soziale. Das Land stieg 
in der HDI-Rangliste 20 Plätze auf, in der Ein-
kommens-Rangliste aber 32 Plätze. 

Die einfache Analyse des HDI führt zu eini-
gen Erkenntnissen über die Triebkräfte für Ver-
änderungen. Aus ganz unterschiedlichen Aus-
gangspositionen haben seit 1990 Bangladesch, 
China und Uganda ihre HDI-Ergebnisse um 
etwa 20 Prozent verbessert. In China war das 
Wirtschaftswachstum die wichtigste Kompo-
nente dieser Veränderung. In Bangladesch war 
das steigende Einkommen wichtig, aber viel we-
niger wichtig als in China: Das Durchschnitts-
einkommen stieg etwa viermal langsamer als in 
China. Allerdings erzielte Bangladesch gleich-
mäßige Fortschritte bei allen drei Dimensionen 
des HDI, und wies einen größeren Zuwachs bei 
der Lebenserwartung und bei der Bildung auf 
als China. In Uganda wurden bei der Lebens-
erwartung nur sehr geringe Erfolge erzielt, und 
den größten Anteil des gestiegenen HDI ma-
chen Fortschritte beim Schulbesuch sowie zu 
einem geringeren Teil beim Einkommenszu-
wachs aus. Diese Zusammensetzung des HDI 
wird im Kasten 2 der Erläuterungen zu den Sta-
tistiken genauer erklärt. 

Diese Betrachtungen zeigen wichtige Fragen 
auf, die sich den Entscheidungsträgern stellen. 
Fortschritte bei der menschlichen Entwicklung 
setzen Fortschritte auf einer breiten Front vo-
raus: Rückschläge beim menschlichen Wohlbe-
finden, die beispielsweise bei der Lebenserwar-
tung zu verzeichnen sind, können nicht durch 

Sinkende Lebenserwartung ist einer der Indikatoren für die Auswirkungen von HIV/

AIDS. Die Epidemie ist jedoch für eine Vielzahl von Rückschlägen bei der mensch-

lichen Entwicklung verantwortlich, die sich weit über den Bereich Gesundheit hinaus 

bis hin zur Ernährungssicherheit, Bildung und auch in andere Bereiche erstrecken.

 Von HIV betroffene Haushalte sind gefangen in einem Würgegriff steigender 

Gesundheitskosten und sinkender Einkommen. Die Kosten können sich auf mehr 

als ein Drittel des Haushaltseinkommens belaufen und damit zu Lasten der Ausga-

ben in anderen Bereichen gehen. Studien in Namibia and Uganda haben ergeben, 

dass Haushalte zu Verzweiflungsverkäufen von Nahrungsmitteln und Viehbeständen 

übergehen, um ihre Gesundheitsausgaben bestreiten zu können, was ihre Anfälligkeit 

noch erhöht. Gleichzeitig wird durch HIV/AIDS ihr wertvollstes Kapital untergraben: 

ihre Arbeitskraft. In Swasiland sinkt die Maisproduktion nach dem durch HIV/AIDS 

verursachten Tod eines Erwachsenen durchschnittlich um mehr als 50 Prozent. 

Über den einzelnen Haushalt hinaus betrachtet untergräbt HIV/AIDS die soziale 

und ökonomische Infrastruktur. Die Gesundheitssysteme leiden unter dem tödlichen 

Zusammenspiel zweier Phänomene: der Zermürbung der Beschäftigten und der stei-

genden Nachfrage. Bereits überbeanspruchte Infrastrukturen im Gesundheitswe-

sen geraten immer mehr an den Rand des Zusammenbruchs. In Côte d’Ivoire und  

Uganda beispielsweise sind mehr als die Hälfte aller Krankenhausbetten mit Pati-

enten belegt, die an Krankheiten leiden, die im Zusammenhang mit einer HIV-Infek-

tion stehen. 

HIV/AIDS untergräbt die menschlichen Kapazitäten in einer ganzen Reihe von 

Bereichen. In Sambia ist derzeit der Verlust von zwei Dritteln der ausgebildeten 

Lehrkräfte auf HIV/AIDS zurückzuführen, und im Jahr 2000 gaben zwei von drei 

landwirtschaftlichen Beratern des Landes an, dass sie im vergangenen Jahr einen 

Kollegen verloren hätten.

Die Ausbreitung von AIDS ist eine Folge, aber auch eine Ursache von Anfälligkeit. 

HIV/AIDS unterdrückt das Immunsystem des Körpers und führt zu Unterernährung. 

Gleichzeitig beschleunigen Ernährungsdefizite den Ausbruch und die Weiterver-

breitung von AIDS. Mit HIV/AIDS infizierte Frauen erleiden einen gesellschaftlichen 

Ansehensverlust. Gleichzeitig ist die Ungleichheit der Geschlechter und die unter-

geordnete Stellung der Frauen ein entscheidender Aspekt für die ungleiche Macht-

verteilung, durch die das Ansteckungsrisiko noch größer wird. Gewalt gegen Frauen, 

vor allem aufgezwungener Geschlechtsverkehr, ist eine der wesentlichsten Ursachen 

für die Anfälligkeit AIDS gegenüber. Eine weitere Ursache ist die schwache Verhand-

lungsposition der Frauen, wenn es um die Benutzung von Kondomen geht. 

Quellen: Gillespie und Kadiyala 2005; Yamano und Jayne 2004; Carr-Hill 2004; Swaziland, 
Ministry of Agriculture and Co-operatives and Business 2002.

Kasten 1.1   HIV/AIDS ist für eine Vielzahl von Rückschlägen bei der  
menschlichen Entwicklung verantwortlich
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Erfolge in anderen Gebieten wie Einkommen 
oder Bildung kompensiert werden. Vielmehr 
können Erfolge auf einem Gebiet ohne allge-
meine Fortschritte nur schwer aufrechterhalten 
werden. Beispielsweise kann die schlechte Ge-
sundheitslage das Wirtschaftswachstum und 
Bildungsleistungen bremsen, und langsames 
Wirtschaftswachstum reduziert die Ressour-
cen die für soziale Investitionen zur Verfügung 
stehen. Betrachtet man den HDI genauer, wer-

den die Herausforderungen deutlich, vor denen 
unterschiedliche Ländergruppen stehen. Für 
China ist die Herausforderung, sicherzustel-
len, dass das rasche Einkommenswachstum sich 
auf anhaltenden Fortschritt in den nicht direkt 
einkommensbezogenen Dimensionen mensch-
licher Entwicklung überträgt. Letztendlich ist 
Einkommen ein Mittel für menschliche Ent-
wicklung und kein Selbstzweck. In Uganda ist 
die Herausforderung, auf den Erfolgen bei der 

In der Russischen Föderation ist die Lebenserwartung zum Zeitpunkt 

der Geburt mit auf dem niedrigsten Stand aller Industrieländer: sie 

beträgt nur 65 Jahre im Vergleich zu 79 Jahren in Westeuropa. Die 

Anzahl der zusätzlichen Todesfälle in den Jahren 1992-2001 wird auf 

2,5-3 Millionen geschätzt. Da weder Kriege noch Hungersnöte oder 

Krankheitsepidemien aufgetreten sind, gibt es in jüngster Zeit kei-

nen vergleichbaren historischen Präzedenzfall für einen so starken 

Anstieg der Sterberaten. 

Die Sterblichkeitsrate ist bei Männern höher als bei Frauen, ins-

besondere bei alleinstehenden, nicht so gebildeten Männern. Im Jahr 

2003 betrug die Lebenserwartung für russische Männer 59 Jahre 

und für Frauen 72 Jahre, einer der größten geschlechtsspezifischen 

Unterschiede bei der Lebenserwartung weltweit. Wenn Russland 

normale Sterblichkeitsraten aufzuweisen hätte, wären sieben Millio-

nen mehr Männer noch am Leben. Oder anders ausgedrückt: Durch 

die Ungleichheit der Geschlechter wird die Gesamtbevölkerung um 

etwa fünf Prozent reduziert.  

Wenn man sich die unmittelbaren Todesursachen ansieht, 

lässt sich die Situation teilweise erklären. In Russland treten Herz-

Kreislauf-Erkrankungen besonders häufig auf, in denen sich Ernäh-

rungs- und Lebensstilfaktoren widerspiegeln. Neben dieser „Wohl-

standsepidemie“ treten in Russland immer stärker Probleme mit 

ansteckenden Krankheiten auf. Vor allem Tuberkulose und HIV/AIDS 

nehmen allmählich bedrohliche Ausmaße an. Gemessen am Stan-

dard der Industrieländer sind die Mord- und Selbstmordraten hoch 

und stiegen in den neunziger Jahren noch an. Beide Indikatoren ste-

hen in engem Zusammenhang mit übermäßigem Alkoholkonsum. 

Die Umstrukturierung des Arbeitsmarkts, die tiefe, anhaltende 

ökonomische Rezession der neunziger Jahre und der Zusammen-

bruch der sozialen Versorgung haben vermutlich dazu beigetragen, 

das Ausmaß des psychosozialen Stresses, dem sich die Bevölkerung 

ausgesetzt sah, noch zu steigern. Dies drückte sich in einer Zunahme 

des Alkoholkonsums und alkoholbedingter Krankheiten aus. Gleich-

zeitig nahm die Gewaltkriminalität zu, was mit dem Zusammenbruch 

staatlicher Institutionen zusammenhängt, die für öffentliche Ordnung 

und Sicherheit verantwortlich sind. Die informelle Wirtschaft und die 

gewaltsame Durchsetzung von Vereinbarungen trugen zum Absin-

ken der Lebenserwartung bei: Die Mordraten bei Männern haben 

sich in der ersten Hälfte der neunziger Jahre verdoppelt. 

Über Gewaltkriminalität und psychosozialen Stress hinaus ist 

die Verbreitung von vermeidbaren Infektionskrankheiten – insbe-

sondere Tuberkulose, akute Darminfektionen und Diphtherie – ein 

Hinweis auf Mängel im Gesundheitssystem. Die staatlichen Ausga-

ben im Gesundheitswesen gingen von 3,5 Prozent des BIP 1997/98 

auf durchschnittlich 2,9 Prozent in den Jahren 1999-2001 zurück. 

Wohlhabendere Haushalte konnten zunehmend auf neue private Ge-

sundheitsdienste zurückgreifen, aber viele ärmere Familien können 

sich den „kostenlosen“ öffentlichen Gesundheitsdienst wegen der 

weitverbreiteten Forderungen nach Bestechungsgeldern und ande-

ren informellen Zahlungen kaum noch leisten.

Die Trends bei den Sterblichkeitsraten in Russland sind eine der 

größten Herausforderungen für die menschliche Entwicklung im frü-

hen 21. Jahrhundert. Ein so starker Anstieg der Sterblichkeitsrate ver-

deutlicht die Notwendigkeit verstärkter Forschung über die Ursachen 

erhöhter männlicher Sterblichkeit sowie einer staatlichen Politik, die im 

Vorfeld anfällige Bevölkerungsgruppen identifiziert und diese in Zeiten 

raschen sozioökonomischen Wandels schützt. Besonders wichtig ist 

die Entwicklung von gesellschaftlich akzeptierten Institutionen, die 

einen komplexen wirtschaftlichen Reformprozess steuern können. 

Andere Gesellschaften im Übergang zur Marktwirtschaft, wie zum 

Beispiel Polen, haben es geschafft, negative Tendenzen bei Sterb-

lichkeitsraten umzukehren und die Lebenserwartung zu erhöhen. 

1. Auf den Begriff „fehlende Frauen“ trifft man in der Literatur häufiger. Er wurde z.B. benutzt, um die Sterblichkeitsunterschiede bei Frauen in einigen Teilen 
Afrikas südlich der Sahara und Südasiens zu verdeutlichen (Sen 1998). Die Anzahl fehlender Frauen oder Männer wird berechnet, indem man die aktuell 
vorhandene Rate von Frauen zu Männern mit der Rate vergleicht, die eigentlich normal wäre, wenn nicht bedeutende Ungleichheiten zwischen den Ge-
schlechtern zu verzeichnen wären. 

Quellen: Shkolnikov und Cornia 2000; World Bank 2005e; Men und andere 2003; Malyutina et al. 2002.

Kasten 1.2   Krise bei der Lebenserwartung in der Russischen Föderation: Sieben Millionen Männer „fehlen“
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Bildung aufzubauen und die Gründe zu iden-
tifizieren, warum Fortschritte auf diesem Ge-
biet und beim Einkommen sich nicht auf die 
Gesundheit auswirken. Bangladesch zeigt, dass 
es möglich ist, auch bei relativ bescheidenem 
Einkommenszuwachs große Fortschritte bei 
der menschlichen Entwicklung über eine weite 
Bandbreite zu erzielen. Diesen Fortschritt 
aufrechtzuerhalten und gleichzeitig das Wirt-
schaftswachstum und die Armutsbekämpfung 
zu beschleunigen ist für die künftige Entwick-
lung von zentraler Bedeutung. 

Einige Länder sind weitaus erfolgreicher als 
andere, Wohlstand in menschliche Entwicklung 
zu übertragen, wie sie durch den HDI gemessen 
wird. Saudi-Arabien hat ein weitaus höheres 
Durchschnittseinkommen  als Thailand, liegt 
aber auf einer ähnlichen HDI-Stufe (Grafik 1.5). 
Guatemala hat ein fast doppelt so hohes Durch-
schnittseinkommen wie Vietnam, aber einen 
niedrigeren HDI. Große Unterschiede zwischen 
Wohlstand und HDI sind meist ein Indikator 
für tiefgreifende strukturelle Ungleichheiten, 
die die Übertragung der Erwirtschaftung von 
Reichtum in menschliche Entwicklung blockie-
ren. Sie sind außerdem Hinweise auf Defizite 
der staatlichen Politik, das heißt, Regierungen 
haben keine Strategien, armen oder benachtei-
ligten Bevölkerungsgruppen Entwicklungs-
möglichkeiten zu eröffnen. Wie Kapitel 2 zeigt, 
haben strukturelle Ungleichheiten einen großen 
Einfluss darauf, ob Fortschritte zur Verwirkli-
chung der MDGs erzielt werden.

Über den HDI hinaus verbleiben sehr große 
Defizite bei den Grundbedingungen für mensch-
liche Entwicklung. Metaphern über das halbvolle 
oder halbleere Glas der menschlichen Entwick-
lung lenken die Aufmerksamkeit von einer über-
wältigenden Tatsache ab: das außerordentlich 
hohe Niveau vermeidbarer Entbehrungen inmit-
ten einer zunehmend prosperierenden Welt. 

Die Grenzen menschlicher 
Entwicklung 

Es gibt keinen wichtigeren – oder irritierenderen – 
Indikator für menschliche Fähigkeiten und 

Fertigkeiten, die gar nicht erst entwickelt wer-
den, als die Kindersterblichkeit. Mehr als zehn 
Millionen Kinder sterben jedes Jahr vor ihrem 
fünften Geburtstag.10 Der Anteil von Afrika 
südlich der Sahara an der Kindersterblichkeit 
nimmt zu. Die Region verzeichnet 20 Prozent 
der Geburten, aber 44 Prozent der Kindersterb-
lichkeit. Fast alle Todesfälle von Kindern sind 
vermeidbar. Alle zwei Minuten sterben Men-
schen allein an Malaria, drei davon Kinder. Die 
meisten dieser Todesfälle könnten durch ein-
fache, billige Medikamente verhindert werden. 
Krankheiten, die durch Impfungen verhindert 
werden könnten – wie Masern, Diphtherie und 
Tetanus – sind für weitere zwei bis drei Milli-
onen Todesfälle bei Kindern verantwortlich.11  

Auf  jedes gestorbene Kind kommen Millionen 
andere, die krank werden oder die Schule nicht 
besuchen können und so in einem Teufelskreis 
gefangen sind, der über schlechte Gesundheit 
in der Kindheit zu Armut im Erwachsenenalter 
führt. Wie die 500.000 Frauen, die jedes Jahr 
an schwangerschaftsbezogenen Ursachen ster-
ben, leben auch mehr als 98 Prozent der Kinder, 
die jedes Jahr sterben, in armen Ländern. Sie 
sterben daran, dass sie dort geboren wurden. 

Es gibt teilweise Fortschritte bei der Be-
kämpfung der Armut. Einer von fünf Menschen 
– weltweit mehr als eine Milliarde – müssen wei-
terhin von weniger als einem US-Dollar am Tag 
überleben, ein derart krasses Armutsniveau, dass 
das Überleben in Frage gestellt wird. Weitere 1,5 
Milliarden Menschen leben von ein bis zwei US-
Dollar am Tag. Mehr als 40 Prozent der Welt-
bevölkerung bilden faktisch eine globale Unter-
klasse, die tagtäglich mit der Realität oder der 
Gefahr extremer Armut konfrontiert ist. 

Einkommensarmut ist eng mit Hunger 
verbunden. In einer Welt des Überflusses hun-
gern Millionen Menschen jeden Tag. Mehr als 
850 Millionen Menschen, einschließlich jedes 
dritten Vorschulkindes, sind immer noch in 
einem Teufelskreis von Unterernährung und 
ihren Auswirkungen gefangen.12 Unterernäh-
rung schwächt das Immunsystem, erhöht das 
Krankheitsrisiko und macht die Unterernäh-
rung damit noch schlimmer. Etwa die Hälfte 
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der Todesfälle von Vorschulkindern können 
direkt auf die Zusammenhänge zwischen Un-
terernährung und Infektionskrankheiten zu-
rückgeführt werden.13 Kinder, die moderat un-
tergewichtig sind, sterben mit vierfach höherer 
Wahrscheinlichkeit an Infektionskrankheiten 
als ausreichend ernährte Kinder. 

Die Anfälligkeit für Infektionskrank-
heiten wird wiederum durch unzureichenden 
Zugang zu sauberem Wasser und sanitärer 
Versorgung verschärft. Mehr als eine Mil-
liarde Menschen hat keinen Zugang zu sau-
berem Wasser und 2,6 Milliarden haben 
keinen Zugang zu verbesserter sanitärer Ver-
sorgung. Krankheiten, die durch Wasser oder 
menschliche Fäkalien übertragen werden, sind 
die weltweit zweitwichtigste Todesursache 
für Kinder, nach den Atemwegsinfektionen. 
Insgesamt wird geschätzt, dass daran täglich 
3.900 Kinder sterben.14 

Die Diskrepanzen bei den Bildungschan-
cen sind nach wie vor groß. In einer zuneh-
mend wissensbasierten Weltwirtschaft wird 
etwa 115 Millionen Kindern selbst elemen-
tarste Grundschulbildung verwehrt.15 Die 
meisten der Kinder, die nicht zur Schule gehen, 
leben in Afrika südlich der Sahara und Süd-
asien (Grafik 1.6). Im Durchschnitt kann ein 
in Mosambik geborenes Kind heute vier Jahre 
formaler Bildung erwarten. Ein in Frankreich 

geborenes Kind wird 15 Jahre auf weitaus hö-
herem Niveau Bildung erhalten. Die durch-
schnittliche Schulzeit in Südasien beträgt 
mit acht Jahren etwa die Hälfte der in reichen 
Ländern üblichen Schulzeit. Hinzu kommt, 
dass zwar die Diskrepanzen im Grundschul-
besuch zurückgehen, aber die Unterschiede 
zwischen reichen und armen Ländern bei der 
durchschnittlichen Dauer des Schulbesuchs 
größer werden (Grafik 1.7). Zudem müssen 
noch die Qualitätsunterschiede in der Bil-
dung berücksichtigt werden: Weniger als ein 
Viertel der Kinder in Sambia bestehen ele-
mentare Alphabetisierungstests, wenn sie die 
Grundschule verlassen haben.16 Der Zugang 
zu höherer Bildung ist auch weiterhin in erster 
Linie ein Privileg der Bürger reicher Länder. 
Diese Ungleichheiten in der Bildung sind die 
weltweiten sozialen und wirtschaftlichen Un-
gleichheiten von morgen. 

Geschlechtsspezifische Ungleichheiten 
stehen auch weiterhin der Bildung von Mäd-
chen im Weg. Selbst mit abnehmenden ge-
schlechtsbedingten Unterschieden können 
Mädchen durchschnittlich ein Jahr weniger 
formale Bildung in afrikanischen und ara-
bischen Staaten als Jungen erwarten und zwei 
Jahre weniger in Südasien. In 14 afrikanischen 
Ländern stellen Mädchen weniger als 45 Pro-
zent der Grundschüler. In Pakistan stellen sie 
nur 41 Prozent – bei Geschlechtergleichheit 
würden weitere zwei Millionen Mädchen in 
diesem Land zur Schule gehen. In allen Ent-
wicklungsländern insgesamt schließen 75 Pro-
zent der Mädchen die Grundschule ab, jedoch 
85 Prozent der Jungen. Geschlechtsbedingte 
Unterschiede sind noch deutlicher sichtbar in 
der weiterführenden und höheren Bildung. 
Diese tiefsitzenden geschlechtsbedingten Un-
terschiede stellen nicht nur eine Verletzung 
des universellen Rechts auf Schulbildung dar, 
sondern sind auch eine Gefahr für künftige 
menschliche Entwicklungschancen: die Bil-
dung von Mädchen ist einer der wirksamsten 
Katalysatoren für sozialen Fortschritt in einer 
großen Bandbreite von Indikatoren.

1990 

2001 

Schuljahre – weiterhin große UnterschiedeGrafik 1.7

Anmerkung: Die Daten verweisen auf zu erwartende Schuljahre.
Quelle: UNESCO 2005, S. 107.
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Quelle:  UNICEF 2005d.
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Das Ende der Konvergenz?

Die meiste Zeit in den vergangenen 40 Jahren 
näherten sich die Grundvoraussetzungen für 
menschliche Entwicklung allmählich an. Von 
einer niedrigen Ausgangsbasis kommend holten 
die Entwicklungsländer als Gruppe gegenüber 
den reichen Ländern in Gebieten wie Lebens-
erwartung, Kindersterblichkeit und Alphabe-
tisierung auf. Ein besorgniserregender Aspekt 
menschlicher Entwicklung ist heute, dass diese 
Konvergenz insgesamt langsamer wird – und 
für eine große Gruppe von Ländern die Unter-
schiede wieder größer werden. 

In einer Welt, in der bereits extreme Un-
gleichheiten bestehen, nimmt die Diskrepanz 
zwischen reichen und armen Ländern in eini-
gen Fällen wieder zu und in anderen Fällen nur 
sehr langsam ab. Dieses Bild ist uneinheitlich, 
mit großen Variationen zwischen Regionen und 
Ländern. Wir mögen zwar in einer Welt leben, 
in der allgemeine Rechte verkünden, dass alle 
Menschen gleich viel wert sind – aber wo man 
in der Welt geboren wird, bestimmt die Chan-
cen, die man im Leben haben wird. Der nach-
folgende Abschnitt betrachtet drei Gebiete, 
in denen Ungleichheiten zwischen Ländern 
ungleiche menschliche Entwicklungschancen 
sowohl aufzeigen als auch verstärken: Diskre-
panzen in der Lebenserwartung, der sich ver-
langsamende Fortschritt bei der Kindersterb-
lichkeit und ein verlangsamter Rückgang bei 
der Einkommensarmut und Ungleichheit.

Lebenserwartung – die große Wende 

Ein langes und gesundes Leben zu führen ist ein 
grundlegender Indikator für Grundvorausset-
zungen menschlicher Entwicklung. Ungleich-
heiten auf diesem Gebiet haben grundlegende 
Auswirkungen auf das Wohlbefinden und die 
Chancen, die man im Leben haben wird. Seit 
den frühen neunziger Jahren wurde ein lan-
ganhaltender Trend zu einer Konvergenz bei 
der Lebenserwartung in reichen und armen 
Ländern durch gegenläufige Trends in einigen 
Regionen abgeschwächt, die mit HIV/AIDS 
und anderen Rückschlägen zusammenhängen.

Auf globalem Niveau betrachtet nimmt die 
Diskrepanz bei der Lebenserwartung ab. Zwi-
schen 1960 und heute stieg die Lebenserwar-
tung um 16 Jahre in den Entwicklungsländern 
und sechs Jahre in den Industrieländern.17 Seit 
1980 ist die Diskrepanz um weitere zwei Jahre 
zurückgegangen. Allerdings muss diese Kon-
vergenz im richtigen Zusammenhang gesehen 
werden. Abgesehen von drei Monaten fand die 
gesamte Konvergenz von zwei Jahren seit 1980 
vor 1990 statt. Seitdem ist die Konvergenz zum 
Stillstand gekommen, und die Diskrepanzen 
sind weiterhin sehr groß. Durchschnittlich be-
trägt der Unterschied in der Lebenserwartung 
zwischen einem armen und einem reichen Land 
immer noch 19 Jahre. Wer in Burkina Faso gebo-
ren wird, hat voraussichtlich 35 Jahre weniger zu 
leben als jemand, der in Japan geboren wird, und 
wer in Indien geboren wird, hat wahrscheinlich 
16 Jahre weniger zu leben als jemand, der in den 
Vereinigten Staaten geboren wird. 

Die Lebenserwartung ist auch ein Indika-
tor dafür, wie gesund jemand sein wird. Eine 
Möglichkeit ist, das Niveau der vermeidbaren  
Mortalität zu messen – das zusätzliche Risiko, 
vor einem bestimmten Lebensalter zu sterben 
im Vergleich zu einer Bevölkerungsgruppe in 
einem anderen Land. Nimmt man den Durch-
schnitt der reichen Länder als Vergleichsgröße, 
dann ist mehr als die Hälfte der Mortalität in 
den Entwicklungsländern vermeidbar. Auf Er-
wachsene im Alter von 15-59 Jahren entfällt 
knapp ein Drittel aller Todesfälle in Entwick-
lungsländern, aber nur ein Fünftel in den In-
dustrieländern.18 Die großen gesundheitlichen 
Ungleichheiten hinter diesen Zahlen verweisen 
auf das sogenannte „Gesetz der umgekehrten 
Versorgung“ – die Verfügbarkeit medizinischer 
Versorgung steht im umgekehrten Verhältnis 
zu ihrer Notwendigkeit. Ungleichheiten bei der 
Finanzierung des Gesundheitswesens sind der 
Kern dieses Gesetzes. Die Pro-Kopf-Ausgaben 
für Gesundheit bewegen sich in einer Spanne 
von mehr als 3000 US-Dollar in reichen Län-
dern mit den niedrigsten Gesundheitsrisiken 
bis hin zu 78 US-Dollar in armen Ländern mit 
den höchsten Risiken, und weit weniger in vie-
len der ärmsten Länder.19 

Wer in Burkina Faso geboren 

wird, hat voraussichtlich 35  

Jahre weniger zu leben als 

jemand, der in Japan 

geboren wird
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Verbesserungen bei der Lebenserwartung 
sind ungleichmäßig verteilt. Lateinamerika, der 
Nahe Osten und Asien haben sich den reichen 
Ländern angenähert. In Südasien hat sich die 
Lebenserwartung in den vergangenen 20 Jahren 
um ein ganzes Jahrzehnt erhöht. Im Gegensatz 
dazu sind die Länder der früheren Sowjet-
union und in Afrika südlich der Sahara weiter 
zurückgefallen. 

In den Ländern der früheren Sowjetunion 
ist die Lebenserwartung dramatisch zurückge-
gangen, insbesondere bei Männern. In der Rus-
sischen Föderation ist die Lebenserwartung 
von Männern von 70 Jahren Mitte der achtzi-
ger Jahre auf 59 Jahre heute zurückgegangen 
– und ist damit niedriger als in Indien. Der 
wirtschaftliche Zusammenbruch, die Erosion 
des Sozialstaats und hohe Alkoholismus- und 
Krankheitsraten - all dies hat dazu beigetragen 
(siehe Kasten 1.2). Nichtansteckende gesund-
heitliche Beeinträchtigungen – wie Herz-Kreis-
lauf-Krankheiten und Verletzungen – stellen 
den größten Anteil an den Todesfällen, ob-
wohl auch Infektionskrankheiten sich wieder 
ausbreiten. Wenn es bei dieser Sterblichkeits-
rate bleibt, werden etwa 40 Prozent der heute 
15jährigen russischen jungen Männer vor dem 
60. Lebensjahr sterben.20 

Die Ursache für den langsameren Fortschritt 
zu mehr globaler Gleichheit bei der Lebenser-
wartung liegt in Afrika südlich der Sahara. Vor 
zwanzig Jahren konnte jemand, der in Afrika 
südlich der Sahara geboren wurde, erwarten, 24 
Jahre weniger zu leben als jemand, der in einem 
reichen Land geboren wurde, wobei diese Dis-
krepanz allerdings zurückging. Heute ist diese 
Diskrepanz auf 33 Jahre angewachsen und sie 
nimmt weiter zu. HIV/AIDS ist der Haupt-
grund für diese Trendumkehr. 2004 starben 
schätzungsweise drei Millionen Menschen an 
diesem Virus, und weitere fünf Millionen wur-
den infiziert. Fast alle dieser Menschen starben 
in den Entwicklungsländern, 70 Prozent davon 
in Afrika. Etwa 38 Millionen Menschen sind 
jetzt mit HIV infiziert – 25 Millionen davon in 
Afrika südlich der Sahara (siehe Kasten 1.1).21 

Statistiken allein können das ganze Ausmaß 
der Leiden durch HIV/AIDS nicht erfassen. 
Aber sie können einen Hinweis auf das Aus-
maß des demografischen Schocks geben, den die 
am schlimmsten betroffenen Länder erleiden. 
Nach den gegenwärtigen Indikatoren hat ein 
in Sambia geborenes Kind heute eine geringere 
Aussicht, älter als 30 Jahre alt zu werden, als ein 
1840 in England geborenes Kind (Grafik 1.8). 
Für Afrika südlich der Sahara insgesamt hat ein 
heute geborenes Kind eine geringere Chance, 
über 45 Jahre alt zu werden. 

So deutlich diese Statistiken auch sein 
mögen, werden dadurch die menschlichen 
Auswirkungen von HIV/AIDS dennoch nicht 
ausreichend dargestellt. In Europa ereignete 
sich der größte demografische Schock seit der 
Pest in den Jahren 1913 bis 1918 in Frankreich, 
als der Erste Weltkrieg und die Grippewelle 
von 1918 die Lebenserwartung um etwa 16 
Jahre reduzierten. So traumatisch diese Epi-
sode auch war, verblasst sie doch gegenüber 
Zahlen wie einem Rückgang der Lebenserwar-
tung von 31 Jahren in Ländern wie Botswana. 
In Sambia ist die Lebenserwartung seit Mitte 
der achtziger Jahre um 14 Jahre zurückgegan-
gen. Dabei geht die voraussichtliche Erholung 
weitaus langsamer als damals in Frankreich 
(Grafik 1.9).
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Grafik 1.8

Quellen: UN 2005d und University of California, Berkeley und Max-Planck-Institut für Demografische Forschung 2005.
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Wenn man  in die Zukunft schaut, drohen 
Afrika die schwersten HIV/AIDS-bezogenen 
Risiken für die menschliche Entwicklung. 
Aber neue Gefahren ziehen am Horizont heran. 
Schwere Epidemien sind in verschiedenen in-
dischen Bundesstaaten aufgetaucht. In Tamil 
Nadu wurden HIV-Infektionsraten von über 
50 Prozent bei weiblichen Sex-Arbeiterinnen 
festgestellt, während sowohl Andhra Pradesh 
als auch Maharashtra lediglich die Ein-Prozent-
Marke überschritten haben.22 

Auch in den Ländern der früheren Sowjet-
union breitet sich HIV/AIDS aus. Die Ukraine 
weist heute eine der weltweit am schnellsten 
steigenden HIV-Zuwachsraten auf, während 
es in der Russischen Föderation die größte Epi-
demie mit der am zweitschnellsten steigenden 
Wachstumsrate (und einer Million Infizierten) 
gibt.23 Die große Mehrheit der mit dem HIV-
Virus lebenden Menschen ist jung, wobei die 
Hauptansteckungsursache intravenöse Drogen-
anwendung ist. Wie in anderen Teilen Osteuro-
pas befindet sich die Epidemie in der Anfangs-
phase – was heißt, dass rechtzeitiges Eingreifen 
sie stoppen und zurückdrängen kann. Falls dies 
aber vernachlässigt wird, hat die Epidemie ein 
beträchtliches Potenzial, sich auszubreiten und 
die allgemeine Bevölkerung zu erfassen. 

Die internationale Antwort auf HIV/AIDS 
ist bisher völlig unzureichend gewesen. In einem 
Zeitalter der Wissenschaft, der Technologie 
und des wirtschaftlichen Wohlstands unter-
streicht nichts das Versagen der reichen Länder 
deutlicher, etwas gegen die Krankheiten zu tun, 
die große Teile der Menschheit heimsuchen. 
Der AIDS-Virus erschien erstmals in den frü-
hen achtziger Jahren auf der Bildfläche. Als der 
erste Bericht über die menschliche Entwicklung 
1990 erschien, wurden bei der Weltgesund-
heitsorganisation WHO nur 133.000 Fälle 
gemeldet, zwei Drittel davon in Nordamerika. 
Der Bericht stellte fest: „AIDS wird vermutlich 
viele der Erfolge bei der Erhöhung der Lebens-
erwartung ... wieder rückgängig machen.“ Aber 
erst jetzt, nachdem 20 Millionen Menschen ge-
storben sind, zeichnet sich eine glaubwürdige 
internationale Antwort darauf ab. Nur ein klei-

ner Bruchteil der Bedürftigen hat Zugang zu 
Prävention und Behandlung. Weniger als acht 
Prozent der schwangeren Frauen haben Zugang 
zu Präventionsmaßnahmen gegen die Übertra-
gung des Virus von der Mutter auf das Kind. In 
Afrika erhalten weniger als vier Prozent derjeni-
gen, die antiretrovirale Behandlung brauchen, 
die entsprechenden Medikamente.24 Es gibt ei-
nige Erfolgsinseln. Länder wie der Senegal und 
Uganda haben die Krise eingedämmt und be-
ginnen nun, sie zurückzudrängen. Brasilien und 
Thailand haben mit entschlossener Gesund-
heitspolitik, mit der der Zugang zu Medika-
menten verbessert wurde, Leben gerettet. Diese 
Erfolgsbeispiele zeigen, dass das Ziel erreichbar 
ist,  drei Millionen Menschen bis zum Ende des 
Jahres 2005 zu behandeln, ein erster Schritt, 
um die Epidemie wieder zurückzudrängen. 

Die langsame und begrenzte internationale 
Antwort auf die HIV/AIDS-Krise hat direkt 
dazu beigetragen, die weltweiten  Gesundheits-
Diskrepanzen zu vertiefen. Sie zeigt auch, was 
verspätetes Handeln kostet. Im Jahr 2004 gab 
die Welt geschätzte sechs Milliarden Dollar 
dafür aus, den Virus durch den Globalen Fonds 
zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und 
Malaria zu bekämpfen.25 Wären Ressourcen in 
diesem Ausmaß 20 Jahre früher mobilisiert wor-
den, hätte die Epidemie zurückgedrängt werden 
können. Heute reicht der Betrag nicht einmal 
mehr aus, die Krise einzudämmen, geschweige 
denn das Millenniumsziel zu erreichen, „bis 
2015 die Ausbreitung von AIDS zum Stillstand 
zu bringen und allmählich umzukehren.“ Die 
Antwort der internationalen Gemeinschaft 
auf eine globale Gesundheitsgefahr war bisher 
schlicht unzureichend. Gleichzeitig haben viele 
Regierungen in den am schlimmsten betrof-
fenen Ländern auf die nie dagewesene Heraus-
forderung durch HIV/AIDS mit Verdrängung, 
Stereotypen und Nichtstun reagiert und so ihre 
Bürger großer Gefahr ausgesetzt. 

Frauen und Kinder zuletzt

Kindersterblichkeit ist einer der empfind-
lichsten Indikatoren für menschliches Wohl-
ergehen, für den Vergleich der Gesundheit von 

Grafik 1.9 Der demograf-
ische Schock 
durch AIDS ist 
schlimmer als 
der des Ersten 
Weltkriegs
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Quelle: UN 2005d und University of California, 
Berkeley und Max-Planck-Institut für 
Demografische Forschung 2005.
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Nationen und die Wirksamkeit von Gesund-
heitspolitik. Die wieder steigende Kindersterb-
lichkeit erreicht vor diesem Hintergrund rasch 
den Punkt, an dem man einen internationalen 
Gesundheits-Notstand ausrufen müsste. Von 
den 57 Millionen Todesfällen weltweit im Jahr 
2002 war jeder fünfte ein Kind unter fünf Jah-
ren – man kann sagen, alle drei Sekunden starb 
ein Kind. Geschätzte vier Millionen dieser 
Todesfälle traten im ersten Lebensmonat auf, 

der neonatalen Periode.26 Fast alle Todesfälle 
von Kindern sind in Entwicklungsländern zu 
verzeichnen, während die meisten Ausgaben 
zur Verhinderung von Todesfällen bei Kindern 
in den reichen Ländern getätigt werden. 

Es ist wohlbekannt, was getan werden 
müsste, um die Umstände zu verhindern oder 
wirksam zu bekämpfen, die zum Tod von Kin-
dern und Frauen im gebärfähigen Alter führen. 
Die meisten kosten nicht viel – und haben ein 
sehr hohes Kosten-Nutzen-Verhältnis. Zwei von 
drei toten Kindern könnten schon durch die Be-
reitstellung der grundlegendsten Gesundheits-
dienste gerettet werden. Aber man tut nichts 
gegen eine Gesundheitskatastrophe, die mehr 
Opfer fordert als die HIV/AIDS-Epidemie. 
Nichts verdeutlicht mehr die Diskrepanz zwi-
schen dem, was wir tun könnten, um vermeid-
bares Leiden zu überwinden, und wofür wir all 
den Wohlstand und die Technologien tatsäch-
lich verwenden, die uns zur Verfügung stehen. 

 
Während sich der Rückgang der Kinder-

sterblichkeit im letzten Jahrzehnt fortsetzte, 
scheint sich dieser Rückgang immer mehr zu 
verlangsamen. Von 1990-2003 gingen die Kin-
dersterblichkeitsraten in den Entwicklungs-
ländern um ein Drittel langsamer zurück als 
in den achtziger Jahren (Grafik 1.10).27 Diese 
Verlangsamung hat Leben gekostet. Wenn der 
Fortschritt der achtziger Jahre sich auch in den 
neunziger Jahren und im laufenden Jahrzehnt 
fortgesetzt hätte, hätten im Jahr 2003 mehr als 
eine Million Kinder weniger sterben müssen.28 
Die neonatale Sterblichkeit ist weitaus lang-
samer zurückgegangen als die Kindersterblich-
keit insgesamt, mit dem Ergebnis, dass ein stei-
gender Anteil der Kinder-Todesfälle im ersten 
Lebensmonat auftritt.29 Etwa vier Millionen 
Kinder sterben in diesem Zeitraum, drei Vier-
tel davon in der ersten Lebenswoche. 

Auch beim Thema Kindersterblichkeit tre-
ten erhebliche Unterschiede zutage. Die Diskre-
panzen zwischen den reichen und armen Län-
dern nehmen zu, am auffälligsten zwischen den 
reichen Ländern und den Ländern in Afrika, 
aber auch in anderen Regionen (Grafik 1.11). 

Weniger Kinder sterben – aber der Fortschritt geht langsamer vonstattenGrafik 1.10

Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten aus UNICEF 2005b.
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1980 war die Kindersterblichkeit in Afrika süd-
lich der Sahara 13mal höher als in reichen Län-
dern. Sie ist jetzt  29mal höher. Die Herausfor-
derung der Kindersterblichkeit beschränkt sich 
jedoch nicht nur auf Afrika südlich der Sahara. 
Sogar Länder, die höheres Wirtschaftswachs-
tum verzeichnen, haben langsamere Forschritte 
beim Abbau der Kindersterblichkeit. Es gibt je-
doch nicht die eine Ursache für diese Verlangsa-
mung. Ein großer Teil des Rückgangs der Kin-
dersterblichkeit seit 1970 kann auf steigenden 
Lebensstandard und gesunkene Todesfälle 
durch Krankheiten, gegen die Impfprogramme 
durchgeführt wurden, sowie bei Durchfaller-
krankungen zurückgeführt werden. Andere 
armutsbedingte Haupt-Todesursachen – wie 
etwa Unterernährung und akute Atemwegs-
infektionen – sind langsamer zurückgegangen, 
während Todesfälle durch Malaria zugenom-
men haben. 

Die Kindersterblichkeit unterstreicht eine 
der zentralen Lektionen menschlicher Entwick-
lung: Es gibt keinen automatischen Zusammen-
hang zwischen Einkommen und sozialem Fort-
schritt. Im Durchschnitt geht die Sterblichkeit 
zurück, wenn die Einkommen steigen. Aller-
dings gibt es zwischen Ländern auf ähnlichem 
Einkommensniveau große Unterschiede (Grafik 
1.12). Zum Beispiel haben Honduras und Viet-
nam weitaus geringere neonatale Kindersterb-
lichkeitsraten als Indien und Pakistan. Solche 
Tatsachen legen nahe, dass Wirtschaftswachs-
tum keine Garantie für rascheren Fortschritt 
beim Abbau der Kindersterblichkeit ist. 

Diese Schlussfolgerung wird auch durch die 
Bilanz des vergangenen Jahrzehnts untermauert. 
Einige der deutlichsten Erfolgsbeispiele beim 
Wirtschaftswachstum und der Globalisierung 
waren weniger erfolgreich beim Abbau der Kin-
dersterblichkeit. China und, in bescheidenerem 
Ausmaß, Indien stehen an vorderster Front der 
sich globalisierenden Länder mit hohem Wirt-
schaftswachstum. Doch der jährliche Fort-
schritt beim Abbau der Kindersterblichkeit ist 
in beiden Ländern seit 1990 langsamer gewor-
den, obwohl sich das Wirtschaftswachstum be-
schleunigte (Grafik 1.13). Das Beispiel China 

zeigt, dass selbst spektakulärste Wirtschafts-
wachstumsraten und steigender Lebensstan-
dard sich nicht automatisch in rascher sinkende 
Kindersterblichkeit übertragen. Das Pro-Kopf-
Wachstum der Einkommen nahm von 8,1 Pro-
zent in den achtziger Jahren auf 8,5 Prozent im 
Zeitraum 1990-2003 zu, womit ein spektaku-
lärer Fortschritt bei der Armutsbekämpfung 
erzielt wurde. In der Tat hat China bereits die 
MDG-Zielvorgabe erreicht, die Einkommens-
armut gemessen am Ausgangsniveau 1990 zu 
halbieren. Allerdings zeigen Daten der Verein-
ten Nationen, dass der jährliche Rückgang der 
Kindersterblichkeit von 2,3 Prozent in den acht-
ziger Jahren  auf 1,9 Prozent von 1990-2003 ab-
nahm.30 Es gibt natürlich Schwankungen inner-
halb dieses Trends – und andere Ausgangsjahre 
würden auch andere Ergebnisse bringen. Aber 
diese Verlangsamung hat zu Fragen geführt, ob 
China trotz seiner überzeugenden Leistungen 
bei einer großen Bandbreite von Indikatoren 
menschlicher Entwicklung das Millenniumsziel 
erreichen wird, die Kindersterblichkeit bis 2015 
um zwei Drittel zu reduzieren.31 

Auf einem weitaus höheren Niveau als 
China zeigen auch in Indien die Trends in eine 
ähnliche Richtung. Durch rascheres Wirt-
schaftswachstum mag das Land zwar das Ziel 

Neonatale Sterblichkeit hängt nicht vom Einkommen abGrafik 1.12

Quellen: WHO 2004b und Weltbank 2005f.
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erreichen, die Armut zu halbieren, aber Indien 
ist weit davon entfernt, die Kindersterblich-
keits-Zielvorgabe zu erreichen. Der jährliche 
Rückgang der Kindersterblichkeit fiel von 2,9 
Prozent in den achtziger Jahren auf 2,3 Prozent 
seit 1990 – ein Rückgang um fast ein Fünftel. 
Wie in China fiel dieser Rückgang in einen Zeit-
raum beschleunigten Wirtschaftswachstums.  

Die Entwicklungen in Indien und China 
haben globale Auswirkungen. Auf Indien allein 
entfallen 2,5 Millionen Todesfälle bei Kindern 
jährlich, ein Fünftel der ganzen Welt. China ver-
zeichnet weitere 730.000 – mehr als jedes andere 
Land außer Indien. Warum hat sich der Fort-
schritt verlangsamt? Eine Meinung ist, dass eine 
solche Verlangsamung beim Abbau der Kinder-
sterblichkeit unausweichlich ist. Die Ausweitung 
der Gesundheitsversorgung durch Immunisie-
rungsprogramme und andere Dienstleistungen 
können zu großen Fortschritten in der Volksge-
sundheit führen, insbesondere bei hohen Sterb-
lichkeitsraten. Sobald diese „niedrig hängenden 
Früchte“ geerntet sind, so dieses Argument, kon-
zentriert sich das Problem verstärkt in Bevölke-
rungsgruppen, die schwerer durch politische 
Maßnahmen zu erreichen und anfälliger sind, 
so dass die Grenzkosten zur Rettung von Leben 
steigen und sich so der Fortschritt verlangsamt. 

Im gegenwärtigen Zusammenhang ist das 
Argument der „niedrig hängenden Früchte“ 
aber nicht sehr glaubwürdig. Einige Länder 
– Malaysia zum Beispiel – haben den Rück-
gang der Kindersterblichkeit sogar von einem 
bereits relativ niedrigen Ausgangsniveau noch 
beschleunigt. Andere haben den raschen Fort-
schritt über längere Zeit durchgehalten, selbst 
in Zeiträumen niedrigen Wachstums. 1980 
hatte Ägypten eine höhere Kindersterblichkeit 
als Äthiopien heute. Mit seinem gegenwärtigen 
Fortschritt wird es das niedrige Niveau Schwe-
dens bis 2010 erreichen. Ägypten hat die MDG-
Zielvorgabe bereits erreicht. 

Niedriges Einkommen ist kein Hinder-
nis für Fortschritte. Vietnam und Bangla-
desch haben beide die Geschwindigkeit noch 
erhöht, mit der die Kindersterblichkeitsrate 

fällt. Tatsächlich hat Vietnam mit niedrigerem 
Einkommensniveau und vergleichbaren Wirt-
schaftswachstumsraten jetzt China bei der Kin-
dersterblichkeit überholt. Ähnlich hat Bangla-
desch bei niedrigerem Einkommensniveau und 
weitaus geringeren Wachstumsraten Indien 
überholt (Grafik 1.14). Diese Unterschiede 
sind wichtig. Hätte Indien im vergangenen 
Jahrzehnt die Geschwindigkeit von Bangla-
desch beim Rückgang der Kindersterblichkeit 
erreicht, würden dieses Jahr 732.000 weniger 
Kinder sterben. Hätte China die Geschwindig-
keit Vietnams erreicht, hätten 276.000 Leben 
gerettet werden können. Es gibt offenbar noch 
ein hohes Potenzial für eine rasche Senkung der 
Todesfälle bei Kindern in Indien und China. 
Für beide Länder werfen die Trends bei der 
Kindersterblichkeit grundsätzlichere Fragen 
der Volksgesundheit und der Verteilung der po-
sitiven Ergebnisse der Globalisierung innerhalb 
von Entwicklungsländern auf. Die Integration 
in die Weltmärkte hat ganz klar mehr Reich-
tum geschaffen, wirtschaftliche Dynamik her-
vorgerufen, und den Lebensstandard von vielen 
Millionen Menschen in Indien und China er-
höht. Gleichzeitig haben sich die wirtschaft-
lichen Erfolge nur langsam auf breite Schichten 
der Bevölkerung verteilt und die menschliche 
Entwicklung vorangetrieben – und dieser Pro-
zess scheint sich in einigen Schlüsselgebieten 
der Volksgesundheit noch zu verlangsamen. 

Dieses Bild wird sich nur ändern, wenn die 
tiefsitzenden Ungleichheiten zwischen reichen 
und armen Menschen, zwischen Männern und 
Frauen sowie zwischen prosperierenden und 
weniger prosperierenden Regionen politisch 
angegangen werden. Diese Ungleichheiten be-
ruhen auf ungleicher Machtverteilung – und sie 
werden durch politische Entscheidungen ver-
stärkt. Wenn Indien genausoviel Dynamik und 
Innovation bei der Beseitigung elementarer Un-
gleichheiten in der Gesundheitsversorgung an 
den Tag legen würde wie in den globalen Tech-
nologiemärkten, könnte es rasch Kurs auf die 
Erreichung der Millenniumsziele nehmen. Es 
gibt ermutigende Zeichen, dass die Politik sich 
jetzt in die richtige Richtung bewegen könnte. 
Im Laufe des Jahres 2005 zeichnete sich mit der 

Grafik 1.14

Quelle: UN 2005b.
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„Die langsame Besserung des Gesundheitszustands unserer Be-

völkerung gibt Anlass zu großer Sorge. Wir haben dem Gesund-

heitssystem nicht genügend Beachtung geschenkt.“ 

Dr. Manmohan Singh, Premierminister von Indien, April, 20051

Die Entwicklung in Indien wird überall als Erfolgsgeschichte für 

die Globalisierung angepriesen. In den letzten zwei Jahrzehnten ist 

das Land in die erste Liga des Wirtschaftswachstums weltweit auf-

gestiegen; die Exporte von High-Tech-Erzeugnissen boomen und 

Indiens im Aufstieg begriffene Konsumenten aus der Mittelschicht 

sind zu einem Magneten für ausländische Investoren geworden. 

Wie der indische Premierminister ehrlich eingeräumt hat, fällt die 

Bilanz bei der menschlichen Entwicklung jedoch weniger beeindru-

ckend aus als die Bilanz für die globale Integration. 

Die Einkommensarmut ist von etwa 36 Prozent in den frühen 

neunziger Jahren auf einen aktuellen Wert  zwischen 25 Prozent 

und 30 Prozent zurückgegangen. Genaue Zahlenangaben sind 

aufgrund von Problemen mit der Datenerhebung stark umstritten. 

Insgesamt jedoch lassen die vorliegenden Daten darauf schließen, 

dass das beschleunigte Wachstum nicht zu einem entsprechenden 

Rückgang der Armut geführt hat. Noch beunruhigender ist, dass 

die Verbesserungen bei der Kinder- und Säuglingssterblichkeit sich 

verlangsamt haben – und Indien diese Millenniumsziele nun wohl 

nicht erreichen wird. Einige Städte in Südindien sind zwar mitten 

in einem Technologie-Boom, aber eines von elf indischen Kindern 

stirbt in den ersten fünf Lebensjahren, weil es an einfacher Tech-

nologie und an Maßnahmen fehlt, die nicht viel kosten würden. Von 

Unterernährung, die sich im vergangenen Jahrzehnt kaum gebes-

sert hat, ist die Hälfte der indischen Kinder betroffen. Etwa eines 

von vier Mädchen und mehr als einer von elf Jungen besuchen 

keine Grundschule.

 Warum hat das beschleunigte Einkommenswachstum in Indien 

nicht zu einer schnelleren Verringerung der Armut geführt? Die ex-

treme Armut konzentriert sich auf ländliche Gebiete des nördlichen 

Armutsgürtels, darunter Bihar, Madhya Pradesh und West-Benga-

len, während sich der Einkommenszuwachs am dynamischsten in 

anderen Bundesstaaten, städtischen Gebieten und den Dienstlei-

stungssektoren entwickelt hat. Während die ländliche Armut in ei-

nigen Bundesstaaten – wie z.B. Tamil Nadu und Gujarat – rasch 

gesunken ist, hat es in den Bundesstaaten im Norden weniger Fort-

schritte gegeben. Auf nationaler Ebene steigt die Arbeitslosigkeit 

in ländlichen Gebieten, die landwirtschaftliche Produktion wächst 

um weniger als zwei Prozent im Jahr, die Löhne im Agrarbereich 

stagnieren und Wachstum findet praktisch ohne die Schaffung von 

Arbeitsplätzen statt. In den achtziger Jahren wurden dreimal so 

viele Arbeitsplätze wie in den neunziger Jahren geschaffen, wenn 

das nationale Einkommen um ein Prozent wuchs. 

Ein viel größeres Problem, mit dem Indien konfrontiert ist, ist 

sein Erbe in Bezug auf die menschliche Entwicklung. Insbeson-

dere untergraben tief verwurzelte Ungleichheiten zwischen den 

Geschlechtern, die mit ländlicher Armut und Ungleichheiten zwi-

schen den Bundesstaaten einhergehen, das Potenzial, Wachstum 

in menschliche Entwicklung umzusetzen. 

Die größte Ungleichheit zwischen den Geschlechtern wird 

durch eine simple Tatsache verdeutlicht: Bei Mädchen im Alter von 

ein bis fünf Jahren ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie sterben, um 

50 Prozent höher als bei Jungen. Diese Tatsache schlägt sich in 

130.000 „fehlenden“ Mädchen nieder. Die Sterberaten bei Frauen 

bleiben bis zum dreißigsten Lebensjahr höher als bei Männern  

– eine Umkehrung des typischen demografischen Musters. In  

diesen geschlechtsspezifischen Unterschieden spiegelt sich eine 

weitverbreitete Bevorzugung von Jungen wider, insbesondere in 

den Bundesstaaten im Norden. Mädchen werden, da sie weniger 

geschätzt werden als ihre Brüder, oft erst in einem bereits fortge-

schritteneren Krankheitsstadium zu medizinischen Einrichtungen 

gebracht, sie werden zu weniger qualifizierten Ärzten gebracht, und 

für ihre gesundheitliche Versorgung wird weniger Geld ausgege-

ben. Der niedrige Status von Frauen und die Nachteile im Bildungs-

bereich, denen sie ausgesetzt sind, wirken sich unmittelbar auf ihre 

Gesundheit und die Gesundheit ihrer Kinder aus. Etwa ein Drittel 

der indischen Kinder kommen mit Untergewicht zur Welt, worin sich 

der schlechte Gesundheitszustand ihrer Mütter widerspiegelt. 

Eine unzureichende staatliche Gesundheitsversorgung ver-

stärkt noch die Anfälligkeit. 15 Jahre nach Einführung der allge-

meinen Impfung im Kindesalter kommen Untersuchungen auf na-

tionaler Ebene zu dem Ergebnis, dass nur 42 Prozent der Kinder 

vollen Impfschutz aufweisen. Der Impfschutz ist in den Bundes-

staaten mit den höchsten Kindersterblichkeitsraten am niedrigsten. 

In Bihar und Uttar Pradesh beträgt er weniger als 20 Prozent.  

Kasten 1.3   Indien – eine Erfolgsgeschichte der Globalisierung mit gemischter Bilanz bei der menschlichen Entwicklung

Unterschiede zwischen indischen Bundesstaaten

Indikator Indien Kerala Bihar Rajasthan Uttar Pradesh

Frauenanteil an der Bevölkerung (%) 48 52 49 48 48

Sterblichkeitsrate bei Kindern unter 5 Jahren (pro 1.000 Lebendgeburten) 95 19 105 115 123

Gesamt-Fruchtbarkeitsrate (Geburten pro Frau) 2,9 2,0 3,5 3,8 4,0

Entbindung in Anwesenheit ausgebildeten medizinischen Personals (%) 42 94 23 36 22

Kinder mit Vollimpfschutz (%) 42 80 11 17 21

Quellen: IIPS und ORC Macro 2000.
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Indien mag Weltspitze bei 

Computerdienstleistungen 

sein, aber bei grundlegenden 

Impfungen für Kinder in länd-

lichen Gebieten ist seine Bi-

lanz weniger beeindruckend. 

Geschlechterungleich-

heiten gehören zu den wirk-

samsten menschlichen Ent-

wicklungsbremsen. Bildung 

für Frauen ist bereits ein 

Selbstzweck, hängt aber auch 

eng mit der Kindersterblich-

keit zusammen. Bei Kindern 

von Müttern, die nicht lesen 

und schreiben können, ist die 

Sterblichkeitsrate von Unter-

Fünfjährigen mehr als doppelt 

so hoch wie bei Kindern, deren 

Mütter eine Mittelschule abge-

schlossen haben (siehe Grafik). Mütter mit einer besseren Ausbil-

dung sind seltener unterernährt, und sie nutzen auch wesentlich 

eher das Angebot von Basis-Gesundheitsdiensten. Sie bekommen 

weniger Kinder und sind älter, wenn sie Kinder bekommen, und 

sie planen die Geburten mit größerem Zeitabstand. All diese Fak-

toren tragen positiv zum Überleben der Kinder bei. Durch die Un-

gleichheiten bei der Ausbildung in Indien wird Mädchen ein grund-

legendes Recht verwehrt. Gleichzeitig führen diese Ungleichheiten 

auch zu einer höheren Todesrate bei Kindern.

Die Ungleichheiten zwischen den einzelnen Bundesstaaten 

stehen in Wechselwirkung mit geschlechtsspezifischen Ungleich-

heiten und Ungleichheiten aufgrund unterschiedlicher Einkommen 

(siehe Tabelle). Mehr als die Hälfte der Todesfälle bei Kindern treten 

in nur vier Bundesstaaten auf: in Bihar, Madhya Pradesh, Rajast-

han und Uttar Pradesh. In diesen Bundesstaaten findet man auch 

einige der größten geschlechtsspezifischen Ungleichheiten in ganz 

Indien. Der Kontrast zu Kerala ist besonders auffällig. Mädchen, 

die in Kerala geboren werden, erreichen mit hoher Wahrschein-

lichkeit fünfmal eher ihr fünftes Lebensjahr, lernen mit doppelt so 

hoher Wahrscheinlichkeit lesen und schreiben und leben voraus-

sichtlich 20 Jahre länger als Mädchen, die in Uttar Pradesh zur 

Welt kommen. Diese Unterschiede stehen in Zusammenhang mit 

der ständigen Unterversorgung im Bereich Gesundheitsdienstlei-

stungen in den nördlichen Bundesstaaten mit ihrer hohen Sterbe-

rate. Diese Unterversorgung wiederum hängt mit dem geringen 

Einfluss der Bevölkerung auf die politischen Strukturen in diesen 

Bundesstaaten zusammen. 

Wenn sich ökonomische Erfolge auch in Fortschritten bei der 

menschlichen Entwicklung niederschlagen sollen, ist eine staatli-

che Politik erforderlich, die explizit darauf ausgerichtet ist, die aus 

dem Wirtschaftswachstum und der globalen Integration entste-

henden Profite breiter zu verteilen, eine Erhöhung der staatlichen 

Investitionen in ländlichen Gebieten und Dienstleistungen auf dem 

Land, und – vor allem – eine politische Führung, die Schluss macht 

mit schlechter Regierungsführung und sich der Ursachen für die 

geschlechtsspezifische Ungleichheit annimmt. 

Es gibt ermutigende Anzeichen, dass sich eine solche Füh-

rung allmählich entwickelt. Im Jahr 2005 rief die indische Regierung 

eine staatliche Gesundheitskampagne in ländlichen Gebieten mit 

einer finanziellen Ausstattung in Höhe von 1,5 Milliarden US-Dol-

lar ins Leben. Diese National Rural Health Mission zielt auf etwa 

300.000 Dörfer ab und wird schwerpunktmäßig in den ärmsten 

Bundesstaaten im Norden und Nordosten begonnen. Es wurden 

Beschlüsse gefällt, die Ausgaben im staatlichen Gesundheitswe-

sen von 0,9 Prozent des nationalen Einkommens auf 2,3 Prozent zu 

erhöhen. Auch die Ausgaben im Bildungsbereich sind erhöht wor-

den. Im Bemühen, Bedingungen für ein beschleunigtes Wachstum 

auf dem Land und eine Bekämpfung der Armut zu schaffen, sind 

ambitionierte staatliche Investitionsprogramme ins Leben gerufen 

worden, mit denen die Infrastruktur auf dem Land ausgeweitet wer-

den soll, insbesondere auch die Trinkwasserversorgung und der 

Bau von Straßen. 

Wenn sich das erhöhte finanzielle Engagement in besseren Er-

gebnissen niederschlagen soll, muss der Schwerpunkt stärker auf 

Effektivität und auf Maßnahmen zur qualitativen Verbesserung der 

staatlichen Dienstleistungen gesetzt werden. Es gibt genügend in-

novative Modelle, auf die man sich stützen kann. Bundesstaaten 

wie Himachal Pradesh und Tamil Nadu haben rasche Erfolge im 

Bildungsbereich erzielt, indem sie nicht nur mehr finanzielle Mittel 

zur Verfügung stellten, sondern auch für eine verstärkte Rechen-

schaftspflicht derjenigen sorgten, die Dienstleistungen anboten, 

und indem sie Anreize schufen – so zum Beispiel kostenlose Schul-

mahlzeiten, Stipendien und kostenlose Lehrbücher -, die darauf ab-

zielten, arme Haushalte stärker einzubeziehen. 

Das Erbe von Jahrzehnten mangelhafter Investitionen in 

menschliche Entwicklung und tief verwurzelter geschlechtsspezi-

fischer Ungleichheiten zu überwinden, stellt eine immense Heraus-

forderung dar. Sich diesen Herausforderungen zu stellen, erfordert 

starke politische Führung. Wenn man eine solche nicht bieten kann 

und die Chancen für die gesamte Bevölkerung, egal ob arm oder 

reich oder welchen Geschlechts, im Gesundheits- und Bildungsbe-

reich nicht erweitern kann, wird sich das letztlich als ein Hindernis 

für Indiens künftige Aussichten in der Weltwirtschaft erweisen. 

1. BBC News 2005a.

Quellen: BBC News 2005a; Cassen, Visaria und Dyson 2004; Kijima und Lanjouw 2003; Joshi 2004; Dev 2002; Dréze und Murthi 2001.

Nationaler
Durch-
schnitt

95 55,1

Bildungsungleichheiten
bremsen Fortschritte

DPT-Immuni-
sierungsrate
(% der Kinder)

Sterblichkeitsrate bei 
Kindern unter 5 Jahren

(pro 1.000 Lebend-
geburten)

Abgeschlossene
Mittelschule

77,6

Analphabeten 40,2

Lese- und
schreibkundig

123

Abgeschlossene
Mittelschule

58

Bildungsniveau
der Mutter

Quelle: IIPS und ORC Macro 2000.

Kasten 1.3   Indien – eine Erfolgsgeschichte der Globalisierung mit gemischter Bilanz bei der menschlichen Entwicklung



	Bericht	üBer	die	menschl iche	ent wicklung	2005 41

1

Z
ur	l

age	der	m
enschliche	e

ntw
icklung

Ankündigung ambitionierter neuer Programme 
zur Reform des Gesundheitssystems und zur 
Ausweitung der Gesundheitsdienste auf arme 
Regionen eine neue Politik ab. Wirtschaftlicher 
Erfolg hat mehr finanzielle Ressourcen für diese 
Programme verfügbar gemacht – und manche 
Bundesstaaten haben gezeigt, dass rascher Fort-
schritt möglich ist. Die Herausforderung ist 
jetzt sicherzustellen, dass wirksame Reformen  
in den Bundesstaaten und Gebieten Fuß fassen, 
in denen sich das menschliche Entwicklungsde-
fizit Indiens konzentriert (Kasten 1.3). 

Kindersterblichkeit ist eng mit der Müt-
tersterblichkeit verbunden. Mehr als 15 Jahre 
nachdem die Regierungen der Welt die Safe 
Motherhood Initiative gestartet haben, ster-
ben schätzungsweise 530.000 Frauen jedes 
Jahr während einer Schwangerschaft oder 
während der Geburt ihres Kindes. Diese To-
desfälle sind  nur die Spitze eines Eisbergs. 
Mindestens acht Millionen Frauen erleiden 
jedes Jahr schwere Komplikationen mit gra-
vierenden Gesundheitsrisiken während der 
Schwangerschaft oder bei der Geburt ihres 
Kindes. Wie auch bei der Kindersterblich-
keit treten die weitaus meisten dieser Todes-
fälle in den Entwicklungsländern auf, wobei 
auf Südasien (wo die Müttersterblichkeitsrate 
540 Todesfälle pro 100.000 Lebendgeburten 
beträgt) und Afrika südlich der Sahara (wo 
die Müttersterblichkeitsrate 920 pro 100.000 
Lebendgeburten beträgt) 75 Prozent davon 
entfallen. Das Risiko, an schwangerschaftsbe-
zogenen Ursachen zu sterben, bewegt sich zwi-
schen 1:18 in Nigeria und 1:8.700 in Kanada. 
Wie schon bei der Kindersterblichkeit sind 
die meisten Todesfälle vermeidbar und drei 
Viertel davon könnten durch Maßnahmen zu 
geringen Kosten vermieden werden. Dennoch 
scheint sich das allgemeine Niveau der Mütter-
sterblichkeit im Laufe des letzten Jahrzehnts 
kaum verändert zu haben, vor allem in der 
großen Mehrzahl der Länder, die den größ-
ten Teil der Todesfälle verzeichnen. Unvoll-
ständige und irreführende Berichterstattung 
über Müttersterblichkeit machen Vergleiche 
zwischen Ländern und präzise Trendanalysen 
schwierig (siehe Kasten 5 der Anmerkungen 

zur Statistik). Allerdings zeigen Ersatz-Indi-
katoren – wie etwa Fruchtbarkeitsraten und 
Präsenz ausgebildeten Gesundheitspersonals 
– dass sich der jährliche Rückgang der Sterb-
lichkeit verlangsamt.31 

Die Gesundheit von Kindern und Müttern 
sind Barometer für andere Gebiete mensch-
licher Entwicklung: so zum  Beispiel den Zu-
stand der Volksgesundheit,  die Ernährungssi-
tuation und die Rechte der Frauen. Missstände 
im öffentlichen Gesundheitswesen drücken 
sich in der Tatsache aus, dass das Leben von 
etwa sechs Millionen Kindern jedes Jahr durch 
einfache Maßnahmen zu geringen Kosten ge-
rettet werden könnte (Kasten 1.4). Masern 
verursachen mehr als eine halbe Million Tote 
jedes Jahr. Diphtherie, Keuchhusten und Teta-
nus (DPT) fordern eine weitere halbe Million 
Tote. Fast alle dieser Todesfälle könnten durch 
Impfungen vermieden werden.33 Aber 37 Mil-
lionen Kinder weltweit sind nicht mit dem 
DPT-Impfstoff geimpft, und Fortschritte bei 
der Ausweitung der Impfungen sind in weiten 
Teilen der Entwicklungsländer festgefahren, 
insbesondere bei armen Bevölkerungsgruppen. 
Für Kinder in Haushalten, deren Einkommen 
unterhalb der international anerkannten Ar-
mutsgrenze von einem Dollar am Tag liegt, 
liegt die Impfquote unter 50 Prozent.34 Allein 
in Afrika sterben alle zwei Minuten drei Kin-
der infolge von Malaria.35 Viele dieser Kinder 
sterben, weil es kein einfaches insektizidbe-
handeltes Netz über dem Bett gibt. Weniger 
als zwei Prozent der Kinder, die in Malaria- 
infizierten Zonen leben, schlafen unter Moskito- 
netzen.36 Die durchschnittlichen drei Dollar, 
die ein Moskitonetz kostet, sollten eigent-
lich eine kleine Investition für die Prävention 
einer Krankheit sein, die jedes Jahr mehr als 
eine Million Todesopfer fordert und für ein 
Viertel aller Todesfälle bei Kindern in Afrika 
verantwortlich ist. Aber vor dieser Investition 
scheuen die internationale Gemeinschaft und 
die nationalen Regierungen zurück. Die Aus-
gaben  für Malaria im Rahmen des Globalen 
Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberku-
lose und Malaria betragen gerade einmal 450 
Millionen US-Dollar im Jahr.37 

Das Risiko, an schwan-

gerschaftsbezogenen 

Ursachen zu sterben, 

bewegt sich zwischen 

1:18 in Nigeria und 

1:8.700 in Kanada
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würde ein schnelleres Wirtschaftswachstum die Sterblichkeit sen-

ken. Doch sie ist höher, als sie sein müsste. Denn in einer nicht 

zu rechtfertigenden Weise werden wirksame, kostengünstige und 

technologisch einfache Maßnahmen nur unzureichend eingesetzt, 

und die strukturellen Ursachen von Armut und Ungleichheit werden 

nicht angegangen.

Durch länderübergreifende Untersuchungen, die im Jahr 2003 

in The Lancet veröffentlicht wurden, wurden 23 Maßnahmen identi-

fiziert, die in Bezug auf die Kindersterblichkeit am wirksamsten sind. 

Diese Maßnahmen, von denen 15 präventiv und acht kurativ wirken, 

erstreckten sich von der Bereitstellung oraler Rehydrationstherapien 

über Medikamente und mit Insektiziden behandelte Moskito-Netze 

zur Malaria-Prophylaxe bis hin zur vorgeburtlichen Versorgung und 

Geburtshilfe. Die meisten Maßnahmen können kostengünstig durch 

ausgebildete Gesundheitshelfer und die lokale Bevölkerung ange-

boten werden. Unter Verwendung von Daten aus dem Jahr 2000 

und unter der Annahme, dass die Zielgruppe mit diesen Maßnah-

men vollständig erreicht wird, kamen die Autoren der Studie zu dem 

Schluss, dass rund zwei von drei Todesfällen bei Kindern – insge-

samt sechs Millionen – hätten vermieden werden können. 

Die Ergebnisse zeigen das riesige Potenzial auf, mit einem der 

schlimmsten Probleme menschlicher Entwicklung umzugehen, vor 

denen die internationale Gemeinschaft steht. Ansteckende Krank-

heiten und systemische Infektionen wie Lungenentzündung, Blut-

vergiftung, Durchfall und Wundstarrkrampf sind die Ursache für zwei 

von drei Todesfällen bei Kindern. Fast alle diese Todesfälle ließen sich 

verhindern. Die 2,5 Millionen Todesfälle aufgrund von Durchfall und 

Lungenentzündung könnten durch einfache Maßnahmen auf kom-

munaler Ebene, die von nationalen Regierungsbehörden unterstützt 

werden, drastisch reduziert werden. Die genauen Maßnahmenpriori-

täten variieren von Land zu Land, und es gibt keine allgemeingültige 

Lösung. Doch das allgemeine Problem ist die schlechte Abdeckung 

mit Dienstleistungen, ein hohes Niveau an Ungleichverteilung in Ver-

bindung mit Armut und dass die Sterblichkeit von Neugeborenen in 

der öffentlichen Gesundheitspolitik vernachlässigt wird.

Verschiedene Mythen verstärken den Eindruck, dass die Mil-

lenniums-Zielvorgabe der Senkung der Kindersterblichkeit um zwei 

Drittel nicht erreichbar sein könnte. Die folgenden gehören zu den 

am stärksten verbreiteten:

• Mythos 1. Die Kindersterblichkeit rasch zu senken, ist finan-

ziell nicht leistbar. Das stimmt nicht. Einige Länder haben mit 

großen finanziellen Einschränkungen fertig zu werden – des-

halb besteht ein Bedarf an mehr Entwicklungshilfe. Doch die 

Kindersterblichkeit ist ein Bereich, in dem kleine Investitionen 

großen Nutzen bringen. In einer aktuellen länderübergreifenden 

Untersuchung zur Sterblichkeit von Neugeborenen wurde ein 

Maßnahmenpaket identifiziert, das bei einer Abdeckung von 90 

Prozent in 75 Ländern mit hoher Sterblichkeit die Sterblichkeit 

um 59 Prozent senken und so 2,3 Millionen Leben retten könnte. 

Die Kosten in Höhe von vier Milliarden US-Dollar entsprechen 

den Militärausgaben in Entwicklungsländern von zwei Tagen.

• Mythos 2. Technologisch anspruchsvolle Maßnahmen wie In-

tensivstationen sind der Schlüssel zum Erfolg. Das stimmt nicht. 

In Schweden zum Ende des neunzehnten Jahrhunderts und in 

Großbritannien nach 1945 kam es mit der Einführung kosten-

loser vorgeburtlicher Versorgung, medizinischer Betreuung von 

Geburten und der zunehmenden Verfügbarkeit von Antibiotika 

zu einem raschen Rückgang der Sterblichkeit von Neugebo-

renen. Entwicklungsländer wie Malaysia und Sri Lanka haben 

durch einfache häusliche Versorgung auf Distrikt-Ebene, durch 

die Ausbildung von Gesundheitshelfern und Hebammen und mit 

Hilfe staatlicher Finanzierung einen ebenso jähen Rückgang der 

Sterblichkeit von Neugeborenen erzielt. 

• Mythos 3. Arme Länder verfügen nicht über die institutionellen 

Kapazitäten, um das Angebot zu erhöhen. Das stimmt nicht. 

Institutionen spielen zwar eine Rolle, doch viele arme Länder 

haben rasche Fortschritte erzielt, indem sie die institutionellen 

Strukturen kreativ genutzt haben. Ägypten verzeichnet seit 1980 

einen der schnellsten anhaltenden Rückgänge der Kindersterb-

lichkeit weltweit. Auch Bangladesch, Honduras, Nicaragua und 

Vietnam haben rasche Fortschritte erzielt. In jedem dieser Fälle 

wurden durch dezentrale Programme auf Distrikt-Ebene Kin-

der- und Müttergesundheitsprogramme – einschließlich Immu-

nisierung, Behandlung von Durchfallerkrankungen und vorge-

burtliche Versorgung – in die Gesundheitsversorgung integriert. 

Auch wurde in die Ausbildung von Gesundheitshelfern und Heb-

ammen investiert, und in die zielgerichtete Versorgung schwä-

cherer Bevölkerungsgruppen. Selbst in Ländern mit schwachen 

Leistungen gibt es Hinweise auf potenziell größere Fortschritte. 

Im indischen Bundesstaat Maharashtra wurde durch ein dreijäh-

riges Pilotprogramm, das 39 Dörfer in Maharashtra abdeckte, die 

vorgeburtlichen Grundversorgungsprogramme durch häusliche 

Versorgung und durch einfache ambulante Maßnahmen ausge-

weitet, die pro einbezogener Person fünf US-Dollar kosteten. 

Die Säuglingssterblichkeit sank von 75 Todesfällen pro 1000 Le-

bendgeburten im Ausgangszeitraum (1993-95) auf 39 Todesfälle 

drei Jahre später. In einem angrenzenden Distrikt sank die Sterb-

lichkeit nur von 77 auf 75 Todesfälle pro 1000 Lebendgeburten.

Das Potenzial für rasche Fortschritte spiegelt die großen Defi-

zite bei der derzeitigen Versorgung wider. In den Ländern Afrikas 

südlich der Sahara werden weniger als 40 Prozent der Frauen bei 

einer Entbindung medizinisch betreut, in Südasien weniger als 30 

Prozent. Jedes Jahr entbinden über 60 Millionen Frauen ohne me-

dizinische Betreuung. Die ungleiche Nutzung von Versorgungslei-

stungen – ein Thema, das wir in Kapitel 2 behandeln – erhöht die 

Gefährdung. Die ärmsten Frauen sind mit größerer Wahrschein-

lichkeit unterernährt und es ist weniger wahrscheinlich, dass sie 

Dienstleistungen in Anspruch nehmen, sei es, weil diese nicht 

Kasten 1.4   Sechs Millionen Leben retten – erreichbar und finanziell leistbar
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Aber auch Faktoren außerhalb des Gesund-
heitssektors sind wichtig. Louis Pasteur schrieb 
„die Mikrobe ist nichts, das Terrain alles“.38  
Armut und ungleiche Machtverteilung, und 
die Weigerung, sie zu reduzieren, definieren das 
Terrain für Kinder- und Müttersterblichkeit. 
Unterernährung trägt neben anderen  Faktoren 
maßgeblich zu neonatalen Todesfällen bei, und 
Unterernährung spielt bei der Hälfte aller To-
desfälle unter fünf Jahren eine Rolle. Arme 
und unterernährte Kinder werden mit höherer 
Wahrscheinlichkeit krank und überstehen  mit 
geringerer Wahrscheinlichkeit Kinderkrank-
heiten. Etwa 3.900 Kinder sterben schätzungs-
weise jeden Tag an Krankheiten, die durch 
verschmutztes Wasser oder unzureichende Hy-
giene übertragen werden.39 Diese Fortschritts-
hindernisse haben ihre Ursachen in der Armut, 
und die Ungleichheit der Geschlechter und der 
niedrige Status von Frauen haben damit direkt 
zu tun. In weiten Teilen der Entwicklungslän-
der – vor allem Südasien – haben Frauen nicht 
die Macht, Ansprüche auf Lebensmittel und 
Gesundheitsversorgung durchzusetzen. Sie sind 
damit genauso wie ihre Kinder einem erhöhten 
Sterblichkeitsrisiko ausgesetzt.40 

Während die Kindersterblichkeit der ex-
tremste Indikator für ungleiche Lebenschan-
cen ist, weisen die Diskrepanzen zwischen reich 
und arm noch auf ein grundlegenderes Problem 
hin. Der größte Teil der Menschen, die in rei-
chen Ländern leben, haben Zugang zu finan-
ziellen Ressourcen, Technologien und Dienst-

leistungen, die Todesfälle verhindern oder, im 
Falle von Krankheiten wie AIDS, den Tod zu-
mindest hinausschieben. In armen Ländern hat 
umgekehrt der größte Teil der Menschen diese 
Möglichkeiten nicht. Es ist diese anhaltende 
Ungleichheit bei der Gesundheitsversorgung, 
die grundlegende Fragen aufwirft über die Un-
fähigkeit von Regierungen in reichen Ländern, 
Globalisierungsmuster zu entwickeln, die Um-
verteilungsmechanismen enthalten, mit denen 
diese fundamental unausgewogenen Lebens-
chancen korrigiert werden könnten.41 

Einkommensarmut – nachlassender 
Fortschritt in einer ungleichen Welt

„Die Flut der Armut und Ungleichheit, die 
bisher die Welt überschwemmte, beginnt 
nun, sich zurückzuziehen,“ verkündet ein ein-
flussreicher Bericht über die Globalisierung.42 
Dieses Gefühl drückt einen weitverbreiteten 
Glauben aus, wenn es um das Einkommen geht, 
habe die globale Integration eine neue Ära der 
Konvergenz eingeläutet. Bestenfalls wird dieses 
Gefühl allerdings durch die Faktenlage kaum 
untermauert. Die Armut geht zurück, aber seit 
Mitte der neunziger Jahre nur langsam. In der 
Zwischenzeit verbleibt das Niveau der globa-
len Ungleichheit auf  ausgesprochen hohem 
Niveau.

Zusammengefasst haben wir in den beiden 
letzten Jahrzehnten einen der raschesten Rück-
gänge von Armut in der Weltgeschichte erlebt. 

verfügbar sind, weil sie sie sich nicht leisten können oder weil die 

Dienstleistungen von unzureichender Qualität sind. Über die zur 

Verfügung stehenden Dienstleistungen hinaus verschärfen größere 

Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern das Problem noch 

weiter. Nach Schätzungen könnten größere Geburtenabstände die 

Sterblichkeit in Indien und Nigeria, den Ländern mit der höchsten 

Sterblichkeit bei Neugeborenen, um 20 bzw. 10 Prozent senken. Die 

mangelnde Kontrolle der Fruchtbarkeit, die mit Machtungleichge-

wichten innerhalb der Haushalte und darüber hinaus zusammen-

hängt, ist der Kern des Problems.

Die eigentlichen Hindernisse für Fortschritte bei der Verringe-

rung der Todesfälle bei Kindern sind nicht institutioneller oder finan-

zieller Natur, wenngleich es in beiden Bereichen Beschränkungen 

gibt. Die schlechte Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen und 

die chronischen finanziellen Defizite müssen angegangen werden. 

Gleichzeitig müssen sich Strategien zur Armutsbekämpfung stärker 

auf die strukturellen Ursachen der hohen Sterblichkeit konzentrieren. 

Diese hängen mit dem niedrigen Status der Frau, Ungleichheiten 

beim Zugang zu Gesundheitsversorgung und fehlender Prioritäten-

setzung auf der Kinder- und Müttergesundheit zusammen.

Quellen: Cousens, Lawn und Zupan 2005, Mills und Shilcutt 2004, Wagstaff und Claeson 2004.

Kasten 1.4   Sechs Millionen Leben retten – erreichbar und finanziell leistbar (Fortsetzung)
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Allerdings muss jede Beurteilung von Trends 
bei der Einkommensarmut große Unterschiede 
zwischen den Regionen mitberücksichtigen. Die 
globale Armutsreduktion geht zu einem hohen 
Teil auf die außergewöhnlichen Entwicklungser-
folge Ostasiens zurück, insbesondere auf China. 
Am anderen Ende des Spektrums gab es 2001 
in Afrika südlich der Sahara fast 100 Millionen 
mehr Menschen, die mit weniger als einem US-
Dollar am Tag auskommen mussten als 1990. 
Südasien schaffte es, Armut zu reduzieren, aber 
nicht die absolute Zahl armer Menschen. La-
teinamerika und der Nahe Osten wiesen keine 
Fortschritte auf, während Mittel- und Osteur-
opa und die GUS-Staaten einen dramatischen 
Anstieg von Armut verzeichneten. Die Zahl der 
Menschen, die in Mittel- und Osteuropa sowie 
der GUS mit weniger als zwei US-Dollar am Tag 
auskommen mussten, stieg von 23 Millionen im 
Jahr 1990 auf  93 Millionen im Jahr 2001, oder 
von fünf Prozent auf 20 Prozent.

In militärischen Kategorien gesprochen, 
hat der Krieg gegen die Armut an der Ostfront 
Geländegewinne erzielt, massive Einbrüche in 
Afrika südlich der Sahara hinnehmen müssen 
und an allen anderen Fronten ist er steckenge-
blieben. Besorgniserregend für die Zukunft ist 
der Trend, dass sich der allgemeine Fortschritt 
verlangsamt. Viele der Fortschritte beim Zu-
rückdrängen der Armut in den letzten beiden 
Jahrzehnten wurden in den achtziger Jahren und 
der ersten Hälfte der neunziger Jahre erzielt (Ta-
belle 1.2). Seit Mitte der neunziger Jahre ging die 
Ein-Dollar-am-Tag-Armut nur noch ein Fünftel 

so schnell zurück wie 1980–96. Dies muss vor 
dem Hintergrund gesehen werden, dass sich das 
durchschnittliche Wachstum der Entwicklungs-
länder in den neunziger Jahren beschleunigte, 
und zwar um mehr als das Doppelte des vor-
hergehenden Jahrzehnts. In China ist die Rate, 
mit der sich Wachstum in Armutsreduzierung  
überträgt, deutlich gefallen. Zwischen 1990 und 
2001 ging die Ein-Dollar-am-Tag-Armut um 
50 Prozent zurück, mit 130 Millionen weniger 
Menschen unter der internationalen Armuts-
grenze. Allerdings fand mehr als 90 Prozent des 
Rückgangs zwischen 1990 und 1996 statt.

Der Fortschritt bei der Reduzierung der 
Einkommensarmut ergibt sich aus einem Zu-
sammenspiel zweier Faktoren: dem Wirtschafts-
wachstum und dem Anteil, den die Armen an 
dem dadurch erzielten Nutzen haben. Kein 
Land mit einer stagnierenden Wirtschaft hat 
dauerhaft Erfolg bei der Reduzierung der Ein-
kommensarmut gehabt. In Ostasien war hohes 
Wachstum der Schlüsselfaktor bei der Reduzie-
rung der Einkommensarmut. Seit kurzem hat 
der Wirtschaftsaufschwung in Indien das Po-
tenzial für beschleunigte Armutsreduzierung 
geschaffen. Bei der seit 1980 erreichten Wachs-
tumsrate von 4 Prozent verdoppelt sich das Pro-
Kopf-Einkommen alle 17 Jahre. Bei der ein-
prozentigen Wachstumsrate, die Indien in den 
beiden Jahrzehnten vor 1980 aufwies, dauert es 
66 Jahre, bis sich das Einkommen verdoppelt. 

In anderen Regionen sieht es beim Wirt-
schaftswachstum nicht so ermutigend aus.  

Anteil der Menschen, die von weniger als einem US-Dollar (Kaufkraftparität in US-$ am Tag leben müssen (%)

Region 1981 1984 1987 1990 1993 1996 1999 2001

Ostasien & Pazifik 56,7 38,8 28,0 29,5 24,9 15,9 15,3 14,3

Europa & Zentralasien 0,8 0,6 0,4 0,5 3,7 4,4 6,3 3,5

Lateinamerika & 
Karibik

10,1 12,2 11,3 11,6 11,8 9,4 10,5 9,9

Naher Osten & 
Nordafrika

5,1 3,8 3,2 2,3 1,6 2,0 2,7 2,4

Südasien 51,5 46,8 45,0 41,3 40,1 36,7 32,8 31,9

Afrika südlich der 
Sahara

41,6 46,3 46,9 44,5 44,1 46,1 45,7 46,4

Welt insgesamt 40,4 33,0 28,5 27,9 26,3 22,3 21,5 20,7

Quelle: Weltbank 2005d.

Tabelle 1.2   Rückgang der Einkommensarmut, 1981-2001

2001 gab es in Afrika südlich 

der Sahara fast 100 Millionen 

mehr Menschen als 1990
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Die Durchschnittseinkommen in Afrika südlich 
der Sahara sind heute niedriger als 1990. In den 
letzten Jahren konnten wir Anzeichen einer Er-
holung in einigen Ländern beobachten, darun-
ter Burkina Faso, Äthiopien, Ghana, Mosambik 
und Tansania. Allerdings muss man diese Erho-
lung im Zusammenhang sehen. Afrika südlich 
der Sahara wird noch bis 2012 brauchen, um die 
durchschnittlichen Einkommen wieder auf das 
Niveau von 1980 zu bringen, wenn es bei dem 
1,2-prozentigen Wachstum pro Kopf bleibt, das 
seit 2000 besteht. In den Ländern der früheren 
Sowjetunion verursachte der Übergang zur 
Marktwirtschaft eine der schlimmsten Rezessi-
onen seit der Weltwirtschaftskrise der dreißiger 
Jahre – und in vielen Fällen liegen die Einkom-
men trotz positiven Wachstums in den letzten 
Jahren immer noch unter dem Stand von vor 
15 Jahren. Seit 1990 sind die Realeinkommen 
pro Kopf in Kirgisien, Russland und der Ukra-
ine um mehr als zehn Prozent und in Georgien, 

Moldawien und Tadschikistan um 40 Prozent 
oder mehr gesunken. In Russland lebt zehn 
Prozent der Bevölkerung von weniger als zwei 
US-Dollar am Tag, und 25 Prozent leben unter 
der nationalen Subsistenzarmutsgrenze. Der 
größte Teil des Nahen Ostens und Lateiname-
rikas konnte nur ein marginales Wachstum der 
Durchschnittseinkommen verzeichnen. 

Diese Zahlen unterstreichen die unter-
schiedlichen Erfahrungen von Ländern im Glo-
balisierungsprozess im Hinblick auf das Wirt-
schaftswachstum. Während globale Integration 
für eine Reihe von Ländern mit beschleunigtem 
Wachstum gleichgesetzt wurde, bleiben die 
heutigen Wachstumsmuster unvereinbar mit 
der Verwirklichung der Millenniumsziele. Im 
Durchschnitt müssen Länder mit ein bis zwei 
Prozent pro Kopf und Jahr wachsen, um die 
Armut im Zeitrahmen von 25 Jahren zu halbie-
ren, wie das von den MDGs vorgesehen ist. Im 

Jährliche Wachstumsrate des BIP pro Kopf der Bevölkerung, 1990-2003 (%)

Region Negativ 0%–1% 1%–2% Mehr als 2%

Arabische Staaten 

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

5

34

4

70

2

19

5

139

Ostasien & Pazifik

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

4

3

1

6

3

81

13

1.814

Lateinamerika & Karibik

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

4

43

8

74

9

345

12

79

Südasien

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

0

0

0

0

1

152

7

1.324

Afrika südlich der Sahara

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

18

319

8

108

8

171

11

76

Mittel- und Osteuropa & GUS

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

10

253

5

58

1

10

11

85

OECD-Länder mit hohem Einkommen a

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

0

0

2

135

6

224

15

510

Welt insgesamt 

Länder

Bevölkerung (in Millionen)

41

653

28

450

32

1.081

76

4.030

(a). Enthält nicht Südkorea (Korea, Rep.) die unter Ostasien & Pazifik aufgeführt ist.
Quelle: Indikatorentabellen 5 und 14.

Tabelle 1.3   Bandbreiten des Einkommenszuwachses
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Zeitraum 1990-2003 lebten mehr als eine Mil-
liarde Menschen in Ländern, die ein geringeres 
Wirtschaftswachstum aufwiesen, etwa die Hälfte 
davon in Afrika südlich der Sahara (Tabelle 1.3). 
Fünfzehn Länder in Mittel- und Osteuropa mel-
deten ebenfalls Pro-Kopf-Wachstumsraten von 
weniger als einem Prozent in diesem Zeitraum. 
Allerdings sind die Trends der letzten Jahre ermu-
tigender und zeigen eine stabile wirtschaftliche 
Erholung, die die Armut zurückdrängt. Russland 
und die Ukraine haben seit 2000 durchschnitt-
liche Wachstumsraten von sechs bis neun Pro-
zent, und in Armenien, Aserbeidschan und Ta-
dschikistan sind es sogar neun bis 13 Prozent. Im 
Falle von Russland wurden die Armutsniveaus 
von 1999-2002 halbiert; etwa 30 Millionen Men-
schen entkamen der Armut.

Wirtschaftliche Stagnation ist ein weitver-
breitetes Kennzeichen des Globalisierungs-Zeit-
alters: in den neunziger Jahren mussten 25 Länder 
in Afrika südlich der Sahara und zehn in Latein-
amerika eine anhaltende Periode wirtschaft-
licher Stagnation durchleben.43 Von Krisen der 
Kapitalmärkte ausgelöste Instabilität ist ein an-
deres, wiederkehrendes Problem der Globalisie-
rung – und dieses hat erhebliche Auswirkungen 
auf die Armutssituation. In den zwei Jahren nach 
der Finanzkrise in Russland 1998 fanden sich 30 
Millionen Menschen zwangsweise unter der Ar-
mutsgrenze wieder.44 In Argentinien hat sich die 
Bevölkerung, die unter der extremen Armuts-
grenze lebt, zwischen 2000 und 2003 mehr als 
verdreifacht, womit eine Lektion der Asienkrise 
1997 noch einmal unterstrichen wurde: die In-
tegration in globale Kapitalmärkte birgt enorme 
Risiken für die menschliche Entwicklung.45 

Ungleichheit und der Anteil der 
armen Länder am zunehmenden 
globalen Wohlstand

Die Globalisierung hat eine langanhaltende 
und manchmal heftige Debatte angestoßen 
über Trends bei der globalen Einkommensver-
teilung, ihren Zusammenhang mit Armut und 
ob Integration in Weltmärkte zu einer Kon-
vergenz oder Divergenz des Einkommens von 
reichen und armen Ländern führt. Die Trends 

sind wichtig, weil der Anteil am Zuwachs des 
globalen Wohlstands, der auf die armen Län-
der entfällt, Auswirkungen auf das Durch-
schnittseinkommen und so auf die Aussichten 
für Armutsreduktion hat. 

Die Antwort auf die Frage, ob auf die armen 
Länder ein größerer oder kleinerer Anteil des 
globalen Einkommenszuwachses entfällt, hängt 
teilweise davon ab, wie sie gestellt wird.46 Für die 
meisten der ärmsten Länder der Welt hat sich im 
vergangenen Jahrzehnt ein entmutigender Trend 
fortgesetzt: sie konnten nicht nur die Armut 
nicht reduzieren, sondern sie fallen hinter den 
reichen Ländern noch weiter zurück. An den 
Extremfällen gemessen, wird die Kluft zwischen 
den durchschnittlichen Bürgern in den reichsten 
und ärmsten Ländern immer größer. Im Jahr 
1990 war der durchschnittliche Amerikaner 
38mal reicher als der durchschnittliche Tansa-
nier. Heute ist der durchschnittliche Amerikaner 
61mal reicher. Gemessen in Kaufkraftparität, ist 
das Einkommen der armen Länder als Gruppe 
ein Dreizehntel dessen der reichen Länder. 

Nach Bevölkerungsgröße gewichtet, ergibt 
sich ein anderes Bild. Weil die Einkommen in 
China und (weniger spektakulär) in Indien in 
den letzten zwei Jahrzehnten schneller gewach-
sen sind als in einigen reichen Ländern, ist die 
durchschnittliche Kluft relativ kleiner gewor-
den. Damit kehrt sich ein Trend Richtung zu-
nehmende globale Ungleichheit um, der in den 
zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts begann 
und bis 1992 anhielt.47 Selbst hier muss jedoch 
die Vorstellung von der Konvergenz im Zusam-
menhang gesehen werden. Hohes Wachstum ist 
in Indien eine der stärksten Antriebskräfte für 
Konvergenz. Aber bei den Wachstumsraten von 
2000 bis 2005 wird Indien immer noch bis 2106 
brauchen, um die reichen Länder einzuholen. Für 
andere Länder und Regionen sind die Aussichten 
auf Konvergenz noch begrenzter. Würden die 
reichen Länder heute das Wirtschaftswachstum 
einstellen und Lateinamerika und Afrika süd-
lich der Sahara auf ihren gegenwärtigen Wachs-
tumspfaden weitermachen, würde Lateiname-
rika bis 2177 und Afrika bis 2236 brauchen, um 
aufzuschließen.

Von Krisen der Kapitalmärkte 

ausgelöste Instabilität ist ein 

 wiederkehrendes Problem 

der Globalisierung
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verteilungs-Modelle erfasst. Diese Modelle ver-
wenden nationale Volkszählungsdaten, um eine 
vereinheitlichte globale Einkommensverteilung 
abzubilden, mit der alle Menschen der Welt in 
eine einheitliche Rangliste eingruppiert werden, 
unabhängig davon, wo sie leben (Kasten 1.5). In 
grafischer Form präsentiert ähnelt die globale 
Einkommensverteilung einem Sektglas, mit 
einer großen Einkommenskonzentration oben 
und einem dünnen Stiel unten (Grafik 1.16).49 
Die Diskrepanz zwischen oben und unten ist 
sehr groß – weitaus größer als diejenige, die man 
selbst in den Ländern mit der größten Ungleich-
heit vorfindet. In Brasilien beträgt das Verhält-
nis des Einkommens der ärmsten zehn Prozent 
der Bevölkerung zu den reichsten zehn Prozent 
1 zu 94. Für die Welt insgesamt beträgt es 1 zu 
103. Etwas systematischer mit dem Gini-Koef-
fizienten gemessen, dem am häufigsten verwen-
deten Maßstab für Ungleichheit, ist weltweit 
das allgemeine Einkommensverteilungsmuster 
ungleicher als innerhalb jedes einzelnen Landes, 
abgesehen von Namibia. Auf einer Skala, auf 
der 0 perfekte Gleichheit und 100 totale Un-
gleichheit ist, liegt der Gini-Koeffizient für die 
Welt bei 67.

Einkommensungleichheiten zwischen 
Ländern sind für den größten Teil der globa-
len Einkommensungleichheit verantwortlich. 
Etwa zwei Drittel der allgemeinen Ungleichheit 

Die meisten Entwicklungsländer fallen ge-
genüber den reichen Ländern weiter zurück, 
statt aufzuholen. Zudem ist Konvergenz ein re-
latives Konzept. Absolute Einkommensunter-
schiede zwischen reichen und armen Ländern 
nehmen selbst bei höheren Wachstumsraten 
der Entwicklungsländer genau deshalb zu, weil 
die ursprünglichen Einkommensdifferenzen 
so groß sind (Grafik 1.15). Wenn das Durch-
schnittseinkommen in Afrika südlich der Sa-
hara und im reichen Europa um drei Prozent 
wächst, heißt das beispielsweise in absoluten 
Zahlen, dass der absolute Anstieg pro Person in 
Afrika 51 US-Dollar beträgt und 854 US-Dol-
lar pro Person in Europa. 

Ein Teil des Problems der Debatte über die 
globale Ungleichheit ist, dass sie einen wich-
tigen Punkt nicht berücksichtigt. Die Einkom-
mensungleichheit ist außerordentlich hoch, 
egal wie sie gemessen wird und egal ob sie zu-
nimmt oder abnimmt. Unter der (konserva-
tiven) Annahme, dass die vom Magazin Forbes 
aufgelisteten 500 reichsten Menschen der Welt 
ein Einkommen haben, das nicht mehr als fünf 
Prozent ihres Vermögens entspricht, übersteigt 
ihr Einkommen das der ärmsten 416 Millionen 
Menschen.48 

Das Ausmaß der weltweiten Ungleichheit 
wird am besten durch globale Einkommens-

Ostasien & Pazifik

Quelle: Dikhanov 2005.

Wo das Geld istGrafik 1.16

Welteinkommen verteilt auf Perzentile der Bevölkerung, 2000 Regionale Verteilung der Bevölkerung pro 20%-Anteil des Einkommens (%)
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Grafik 1.15

Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten über
das BIP pro Kopf aus Weltbank 2005f.

Konvergenz des 
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des absoluten 
Einkommens
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kann auf diese Ursache zurückgeführt werden. 
Ungleichheit innerhalb von Ländern ist für 
den Rest verantwortlich. Auf nationaler Ebene 
reproduziert, würde die Diskrepanz zwischen 
reichen und armen Ländern als gesellschaftlich 
unakzeptabel, politisch nicht durchhaltbar und 
wirtschaftlich ineffizient betrachtet, selbst in Re-
gionen hoher Ungleichheit wie Lateinamerika. 
Globale Ungleichheiten sind weniger sichtbar, 
aber nicht weniger schädlich als Ungleichheiten 
innerhalb von Ländern (nähere Ausführungen 
siehe Kapitel 2). Eine Weltwirtschaft, in der 40 
Prozent der Bevölkerung mit Einkommensni-
veaus auskommen müssen, auf denen eine volle 
Beteiligung an der Wertschöpfung unmöglich 
ist, kann kaum als gut für allgemeine Prosperi-

tät und für ein Wirtschaftswachstum, von dem 
alle etwas haben, angesehen werden. 

Über die dysfunktionalen Ergebnisse hin-
aus hat die extreme Konzentration von Wohl-
stand an der Spitze der globalen Einkommens-
verteilung eine wichtige Konsequenz. Selbst 
kleine Transfers relativ zum Einkommen der 
Wohlhabenden könnten sehr große Einkom-
menszuwächse bei den Armen bewirken. Unter 
Anwendung des globalen Einkommensvertei-
lungsmodells, haben wir den allgemeinen Fi-
nanzbedarf geschätzt, mit dem jeder Mensch, 
der unter der Ein-Dollar-Armutsgrenze lebt, 
über diese Grenze gehoben werden könnte. 
Die Berechnung berücksichtigt so die Tiefe der 

Konstruiert man ein Modell der globalen Einkommensverteilung aus 

nationalen Umfragen zu den Haushaltsausgaben, so offenbart dies, 

wie hoch die Ungleichverteilung in der Welt ist. Ein solches Modell hilft 

auch, die globale Unterschicht zu identifizieren, die von weniger als 

zwei US-Dollar am Tag lebt, und deren Position mit anderen Menschen 

am oberen Ende der globalen Einkommensverteilung zu vergleichen.

Wenn die Welt ein einziges Land wäre, hätte sie im Jahr 2000 

ein Durchschnittseinkommen von 5.533 US-Dollar (Kaufkraftpari-

tät) und einen Einkommensmedian von 1.700 US-Dollar gehabt. 

Die Kluft zwischen dem Median und dem Durchschnittseinkommen 

weist auf eine Einkommenskonzentration am oberen Ende der Ver-

teilungskurve hin. 80 Prozent der Weltbevölkerung hatten ein Ein-

kommen, das unter dem Durchschnitt lag. Währenddessen war das 

durchschnittliche Einkommen der obersten 20 Prozent der Weltbe-

völkerung rund 50 Mal so hoch wie das Durchschnittseinkommen 

der untersten 20 Prozent.

Die globale Einkommensverteilung ähnelt einem Champagner-

glas (siehe Grafik 1.16 im Text). Oben, wo das Glas am breitesten 

ist, verfügen die reichsten 20 Prozent der Bevölkerung über drei 

Viertel des gesamten weltweiten Einkommens. Unten am Stiel, wo 

das Glas am schmalsten ist, verfügen die ärmsten 40 Prozent über 

fünf Prozent des weltweiten Einkommens und die ärmsten 20 Pro-

zent über gerade einmal 1,5 Prozent. Die ärmsten 40 Prozent ent-

sprechen ungefähr den zwei Milliarden Menschen, die von weniger 

als zwei US-Dollar am Tag leben.

Wie hat sich die regionale Zusammensetzung der Gruppe der 

ärmsten 20 Prozent im Zeitablauf verändert? Der Anteil Südasiens 

ist stark gesunken, von 50 Prozent im Jahr 1980 auf heute ein Drit-

tel. Die Länder Afrikas südlich der 

Sahara machen einen steigenden 

Anteil an den ärmsten 20 Prozent 

aus, was zwei Jahrzehnte sinken-

der Durchschnittseinkommen wi-

derspiegelt. Seit 1980 hat sich ihr 

Anteil von 15 auf 36 Prozent mehr 

als verdoppelt und steigt weiter. 

Jeder zweite Mensch in Afrika 

südlich der Sahara gehört heute 

zu den ärmsten 20 Prozent in der 

globalen Einkommensverteilung, 

im Vergleich zu jedem fünften in 

Ostasien und jedem vierten in 

Südasien.

Es überrascht nicht, dass 

die reichen Länder unter den 

obersten 20 Prozent vorherr-

schend sind. Neun von zehn ihrer 

Bürger gehören zu den reichsten 

20 Prozent und auf die Länder 

der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-

lung (OECD) entfallen 85 Prozent des Einkommens des reichsten 

Zehntels.

Die globale Einkommensverteilung macht auch den außergewöhn-

lich hohen Grad an Ungleichverteilung in Lateinamerika deutlich. Ein 

Viertel der Bevölkerung der Region genießt ein Einkommen, dass sie zu 

den reichsten 20 Prozent zählen lässt, während mehr als acht Prozent 

in der globalen Verteilung zu den ärmsten 20 Prozent gehören.

Quelle: Dikhanov 2005.

Kasten 1.5   Der Champagnerglas-Effekt – die globale Einkommensverteilung

Quelle: Dikhanov 2005.
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Armut, beziehungsweise den Abstand zwischen 
Haushaltseinkommen und der Einkommensar-
muts-Grenze. Gemessen an den Kaufkraftpari-
tät von 2000 wären die Kosten, extreme Armut 
zu beseitigen – der Betrag, der nötig wäre, um 
eine Milliarde Menschen über die Armutsgrenze 
von einem Dollar pro Tag zu heben, 300 Milli-
arden Dollar. Absolut gesehen klingt das, als sei 
es eine große Summe. Aber es entspricht weniger 
als zwei Prozent des Einkommens der reichsten 
zehn Prozent der Weltbevölkerung. 

Dies ist natürlich nur ein Beispiel zur Ver-
deutlichung. Es dient dazu, auf die beschei-
denen finanziellen Ressourcen aufmerksam 
zu machen, gemessen am globalen Maßstab, 
die zur Beseitigung der extremen Armut not-
wendig wären. Die Umsetzung von bleibender 
Umverteilung ruft allerdings komplizierte He-
rausforderungen auf den Plan. Anteile am Welt-
einkommen spiegeln historische und gegenwär-
tige Wachstumstrends wieder. Grundsätzlicher 
gesprochen, drücken sich wie auch in jeder na-
tionalen Volkswirtschaft auf globaler Ebene 
Unterschiede in Technologie, Humankapital 
und Investitionen in Einkommensunterschie-
den aus, aber auch Faktoren wie Geografie, 
Geschichte und vor allem politischer und wirt-
schaftlicher Macht. Wenn man Ungleichheiten 
korrigieren will, muss man auch etwas gegen 
diese tieferliegenden strukturellen Ungleich-
heiten tun, die darin zum Ausdruck kommen. 

Manche Menschen behaupten, dass Politiker 
keinen Grund haben, sich um Ungleichheiten 
jenseits ihrer nationalen Grenzen zu kümmern.  
Die Verteilung von Einkommen und Chancen 
zwischen den Ländern sei keine Frage, um die 
sich die Politik kümmern müsse, so ihre Behaup-
tung. Einer der Vertreter dieser Thesen schreibt, 
„Vergleiche zwischen Ländern, egal auf welcher 
Basis, sind einfach nur irrelevante Datensamme-
lei“, so formuliert es eine anerkannte Autoritäts-
person.50 In einer immer mehr vernetzten und 
gegenseitig voneinander abhängigen internatio-
nalen Gemeinschaft stimmen solche Ansichten 
weder mit der öffentlichen Wahrnehmung noch 
mit den politischen Realitäten überein. Wenn 
wir Teil einer globalen menschlichen Gemein-

schaft sind, können moralische Bedenken über 
unakzeptable Ungleichheiten – wie auch an-
dere globale Probleme – nicht auf Staatsgrenzen 
beschränkt bleiben. Dies ist insbesondere dann 
der Fall, wenn die Politik eines Landes Auswir-
kungen auf ein anderes Land hat. Wie die stär-
ker werdenden globalen Bündnisse für soziale 
Gerechtigkeit in Fragen wie Entwicklungshilfe, 
Handel und Verschuldung deutlich zeigen, hat 
internationale Verteilungsgerechtigkeit eine 
hohe Bedeutung für sehr viele Menschen in rei-
chen und armen Ländern gleichermaßen. Ge-
genüber den Herausforderungen der Mensch-
heit ist es ist ein zunehmend anachronistischer 
Ansatz, die Globalisierung voranzutreiben und 
dabei solche Fragen internationaler Gerechtig-
keit einfach zu ignorieren. Manchmal wird auch 
behauptet, dass selbst wenn globale Ungerech-
tigkeit tatsächlich wichtig ist, Regierungen je-
denfalls keine Möglichkeit für eine Politik der 
Umverteilung haben. Auch diese Ansicht ist 
unhaltbar.  

In einer nationalen Wirtschaft können Re-
gierungen, die größere Einkommensgleichheit 
anstreben, auf eine Reihe politischer Instrumente 
zurückgreifen. Transferzahlungen, öffentliche 
Ausgaben für die Armen, und Maßnahmen zur 
Ausweitung wirtschaftlicher Möglichkeiten ge-
hören allesamt dazu. Öffentliche Investitionen 
würden eine zentrale Rolle dabei spielen, nicht 
nur unmittelbare Benachteiligungen zu über-
winden, sondern auch dabei, Menschen mit 
den Voraussetzungen auszustatten, die sie brau-
chen, um aus eigener Kraft einen Ausweg aus 
der Armut zu finden. Auf der globalen Ebene 
sieht es ähnlich aus. Internationale Hilfe ist das 
Äquivalent eines steuerlichen Umverteilungs-
mechanismus, der darauf abzielt, dynamischen 
Wandel hervorzurufen, beispielsweise durch In-
vestitionen in Gesundheit, Bildung und Infra-
struktur. Genauso können die internationalen 
Handelspraktiken Marktchancen für arme Län-
der öffnen – oder auch verschließen – und deren 
Bürgern einen größeren Anteil am Wirtschafts-
kuchen ermöglichen. Das Problem ist jedoch, 
wie wir in Kapitel 3 und 4 zeigen werden, dass 
diese Umverteilungsmechanismen hochgradig 
unterentwickelt sind. 

Es ist ein zunehmend 

anachronistischer Ansatz, 

die Globalisierung 

voranzutreiben und dabei 

Fragen internationaler 
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zu ignorieren
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Vor zweiundvierzig Jahren hielt Martin Luther 
King jr. auf den Stufen des Lincoln Memorial 
in Washington die Rede, die zum Kristallisati-
onspunkt der Bürgerrechtsbewegung wurde. Er 
beschrieb die US-Verfassung als „Schuldschein“, 
die Freiheit und soziale Gerechtigkeit für alle 
garantiert, und warf der Regierung vor, über lange 
Zeit den schwarzen Amerikanern „einen schlech-
ten Scheck, der mit dem Stempel ‘ungedeckt’ 
zurückkam“ gegeben zu haben. Er fuhr fort: „Aber 
wir weigern uns, zu glauben, dass die Bank der 
sozialen Gerechtigkeit bankrott ist. Wir weigern 
uns zu glauben, dass es bei all den großen Chancen 
dieser Nation dafür keine Deckung gibt.“51 

Die Millenniums-Entwicklungsziele kön-
nen ebenfalls als Schuldschein verstanden wer-
den. Geschrieben von 189 Regierungen für die 
armen Menschen dieser Welt, muss diese Schuld 
in zehn Jahren eingelöst werden. Ohne Investi-
tionen in politischen Willen und finanzielles 
Kapital heute wird auch dieser Schuldschein 
mit dem Stempel „ungedeckt“ zurückkommen. 
Jenseits der direkten menschlichen Kosten, 
wird ein derart großer geplatzter Scheck Aus-
wirkungen auf die Glaubwürdigkeit der Regie-
rungen haben, die diese Versprechen abgegeben 
haben, und auf die Zukunft internationaler Zu-
sammenarbeit zur Lösung globaler Probleme. 

Bei der menschlichen Entwicklung geht es 
um mehr als die Millenniums-Entwicklungs-
ziele. Aber Fortschritt in Richtung MDGs ist 
Fortschritt hin zu menschlicher Entwicklung. 
Die MDGs stellen das umfassendste und detail-
lierteste Paket von menschlichen Entwicklungs-
zielen dar, das je beschlossen wurde (Kasten 1.6). 
Sie verkörpern grundlegende Indikatoren für 
menschliche Entwicklung in ihren vielfältigen 
Dimensionen, einschließlich Einkommensarmut, 
Bildung, Geschlechtergleichheit, Fortschritte bei 
der Bekämpfung ansteckender Krankheiten und 
beim Zugang zu sauberem Wasser und sanitärer 
Versorgung. Die Millenniumsziele sind außer-
dem grundlegende Menschenrechte. Während 
Maßstäbe wie das Bruttonationaleinkommen, 
der Wert der Handelsströme und das Ausmaß 
an ausländischen Investitionen etwas darüber 
sagen, wieviel Wertschöpfung in der Welt statt-
findet, sind die MDGs ein Wegweiser für etwas 
Grundlegenderes: die moralischen und ethischen 
Grundlagen unseres Zusammenwirkens als glo-
bale Gemeinschaft. Das ist der Grund dafür, 
warum der Bericht des UN-Millenniums-Pro-
jekts feststellt: „Die MDGs sind zu wichtig, um 
zu scheitern.“52 

Aber sie werden scheitern, wenn wir bei 
menschlicher Entwicklung nicht einen Gang 

Szenario 2015 – Aussichten für  
die Milllenniums-Entwicklungsziele 

Im September 2005 wird die UN-Generalversammlung die seit der Millenniums-

Erklärung im Jahr 2000 erzielten Erfolge überprüfen, einschließlich der Fortschritte 

bei der Umsetzung der acht Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs). Diese Ziele 

beinhalten greifbare Zielvorgaben zur Überprüfung der Fortschritte auf acht Ge-

bieten. Das Zieldatum für die meisten von ihnen ist das Jahr 2015: 

Ziel 1 Beseitigung der extremen Armut und des Hungers. Den Anteil der Men-

schen halbieren, deren Einkommen weniger als 1 US-Dollar pro Tag be-

trägt und den Anteil der Menschen halbieren, die Hunger leiden.

Ziel 2 Verwirklichung der allgemeinen Grundschulbildung. Sicherstellen, dass 

alle Jungen und Mädchen eine Grundschulbildung vollständig abschlie-

ßen können.

Ziel 3 Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und Ermächtigung der 

Frauen. Das Geschlechtergefälle in der Grund- und Sekundarschulbildung 

beseitigen, vorzugsweise bis 2005, und auf allen Bildungsebenen bis spä-

testens 2015.

Ziel 4 Senkung der Kindersterblichkeit. Die Sterblichkeitsrate von Kindern unter 

fünf Jahren um zwei Drittel senken.

Ziel 5 Verbesserung der Gesundheit von Müttern. Die Müttersterblichkeitsrate 

um drei Viertel senken.

Ziel 6 Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und anderen Krankheiten. Die Ausbrei-

tung von HIV/AIDS und anderen Krankheiten zum Stillstand bringen und 

allmählich umkehren.

Ziel 7 Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit. Den Anteil der Menschen um 

die Hälfte senken, die keinen nachhaltigen Zugang zu sauberem Trinkwas-

ser und sanitären Einrichtungen haben.

Ziel 8 Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft. Die Entwicklungshilfe 

und die Handelsbeziehungen reformieren, unter besonderer Berücksichti-

gung der ärmsten Länder. 

Kasten 1.6   Die Millenniums-Entwicklungsziele
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höher schalten. Die Fortsetzung der anfangs 
in diesem Kapitel beschriebenen Trends wird 
fatale Konsequenzen für die Millenniumsziele 
haben. Fast alle Ziele werden von den meisten 
Ländern verfehlt werden, einige davon mit rie-
sengroßem Abstand. In diesem Abschnitt ver-
wenden wir länderspezifische Projektionen, 
um das Ausmaß dieser Abstände einschätzen 
zu können. Diese Projektionen verdeutlichen 
die potenziellen Kosten, wenn wir nur so wie 
bisher bis 2015 weitermachen.

Es ist nicht das erste Mal, dass die internati-
onale Gemeinschaft ehrgeizige Ziele beschließt. 
Wenn feierliche Ankündigungen, ambitionierte 
Versprechen, ernste Zusagen und Gipfelkonfe-
renzen Menschen aus der Armut reißen, Kindern 
eine Schulbildung geben  oder die Kindersterb-
lichkeit reduzieren könnten, hätten wir die Mil-
lenniumsziele schon vor langer Zeit erreicht. Aber 
die Währung „Versprechen der internationalen 
Gemeinschaft“ ist inzwischen so sehr abgewertet 
durch ihre Nichteinhaltung, dass sie allgemein 
für wertlos gehalten wird. Die Wiederherstellung 
dieser Währung ist ein wichtiger Baustein nicht 
nur für den Erfolg der MDGs, sondern auch für 
die Vertrauensbildung in den Multilateralismus 
und die internationale Zusammenarbeit – die 
beiden Hauptgrundlagen für gestärkten inter-
nationalen Frieden und Sicherheit.

Szenario 2015 – Projektionen 
statt Vorhersagen

„Die Aktienkurse haben offenbar ein dauerhaft 
hohes Niveau erreicht“, erklärte Irving Fischer, 
ein Professor der Wirtschaftswissenschaften an 
der Yale-Universität, am Vorabend der Welt-
wirtschaftskrise im Oktober 1929. Wie die 
Ereignisse wenige Tage später zeigen sollten, 
sind Vorhersagen über die Zukunft eine gefähr-
liche Sache. Was die Zukunft bringt, ist nur sel-
ten eine Fortsetzung der bisherigen Trends. 

Unsere Projektionen für 2015 sind keine 
Vorhersagen. Wir verwenden Trendanalysen 
für 1990-2003 und schauen uns an, wo die Welt 
2015 hinsichtlich zentraler Ziele stehen würde, 
wenn die gegenwärtigen Trends sich fortsetzen. 

Die Trend-Projektionen beruhen auf natio-
nalen Daten statt auf regionalen Durchschnitts-
werten, und ergeben so ein präziseres Bild über 
die Richtung der gegenwärtigen Trends.53 Aller-
dings führen Trends nicht zu unausweichlichen 
Ergebnissen. Trends können verbessert werden 
– oder auch verschlechtert werden, indem poli-
tische Entscheidungen getroffen werden, ebenso 
wie durch externe Faktoren, auf die Regierungen 
nur begrenzten Einfluss haben. Aber solche 
Projektionen der Vergangenheit in die Zukunft 
können helfen, die öffentliche Aufmerksamkeit 
zu mobilisieren, wenn man eine mögliche Ver-
sion der Zukunft beschreibt. 

Verschiedene Einschränkungen müssen al-
lerdings für unsere Trendanalysen gemacht wer-
den. Für viele Länder und einige Ziele sind keine 
qualitativ hochwertigen Daten verfügbar. Für 
46 Länder gibt es keine Zeitserien-Daten über 
Bildung, um nur ein Beispiel zu nennen. Es ist 
auch problematisch, Trends für jedes Ziel ein-
zeln zu betrachten. Fortschritte in jedem Gebiet 
sind stark von Fortschritten in anderen Gebieten 
abhängig, wobei es starke Multiplikatoreffekte 
zwischen den verschiedenen Zielen gibt – bei-
spielsweise von der Gesundheit auf die Bildung. 
Schließlich sind einige der treibenden Kräfte, die 
den MDG-Fortschritt beeinflussen könnten, 
schwierig vorherzusagen, einschließlich dessen, 
was man systemische Gefahren nennen könnte. 
Wie der Internationale Währungsfonds (IWF) 
gewarnt hat, können gegenwärtige Ungleichge-
wichte in der Weltwirtschaft zu langsamerem 
Wirtschaftswachstum führen – ein Szenario, 
das Anstrengungen zur Armutsreduzierung in 
Entwicklungsländern beeinträchtigen würde. 
Jenseits der Weltwirtschaft gibt es potenzi-
ell schwere Gefahren für die Volksgesundheit.  
Wenn beispielsweise ein oft vorhergesagter Aus-
bruch der Vogelgrippe stattfinden würde, hätte 
dies verheerende Auswirkungen auf die Millen-
niumsziele, ebenso wie auf die Volksgesundheit 
über viele Ländergrenzen hinweg. Ebenso wür-
den die vollen Konsequenzen des Klimawandels 
und anderer ökologischer Beeinträchtigungen 
auf die Nahrungsmittelproduktion das Szenario 
für die Reduzierung der Unterernährung drama-
tisch verändern. 

Trends können verbessert 

werden, indem politische 
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Wir versuchen nicht, solche systemischen 
Risiken mitzuberücksichtigen, und so 
könnten unsere Ergebnisse zu optimistisch 
ausfallen. Selbst wenn das so wäre, verwei-
sen die Resultate doch unzweideutig auf eine 
große Lücke zwischen MDG-Zielvorgaben 
und den Ergebnissen, die bei den gegenwär-
tigen Trends herauskommen werden. Die län-
derspezifischen Fortschrittsberichte für Kin-
dersterblichkeit und Schulbildung werden 
zusammengefasst (Grafik 1.17). Dies zeigt, 
wieviele Länder jede der MDG-Zielvorgaben 
bis 2015 erreichen werden, wenn es bei den ge-
genwärtigen Trends bleibt. Es zeigt auch, wie-
viele Länder die Zielvorgabe erst 2035 oder 
noch später erreichen werden. Wie in Karte 
1.1 gezeigt wird, ist Afrika südlich der Sahara 
nicht die einzige Region, die es nicht schaffen 
wird, die Kindersterblichkeit um zwei Drittel 
zu reduzieren.  Schaut man sich etwas allge-
meiner die Fortschritte bei fünf der Millenni-
umsziele an – Kindersterblichkeit, Schulbil-
dung, Geschlechtergleichheit in der Bildung 
sowie Zugang zu Wasser und sanitärer Ver-
sorgung, ergibt sich eine ähnlich düstere Pro-
gnose. Hier einige der zusammengefassten 
Ergebnisse unserer Trendanalyse: 

• Fünfzig Länder mit zusammen fast 900 
Millionen Einwohnern bewegen sich bei 
mindestens einem MDG rückwärts. Vier-
undzwanzig dieser Länder liegen in Afrika 
südlich der Sahara.

• Weitere 65 Länder mit zusammen 1,2 Mil-
liarden Einwohnern werden mindestens ein 
MDG erst nach 2040 erreichen. Mit ande-
ren Worten, sie werden das Ziel mit einer 
ganzen Generation Verspätung erreichen. 

Im Folgenden werden wir auf der Basis dieser 
Trends kurz die Projektionen für 2015 darlegen.

Die Gesundheit von Kindern und Müttern 
– Millionen weitere Kinder werden sterben 
Kein Indikator zeigt deutlicher das Ausmaß 
der Herausforderung, vor der die internationale 
Gemeinschaft steht als die Kindersterblichkeit. 
Durch den verlangsamten Fortschritt seit 1990 
steuert die Welt auf einen umfassenden Fehl-
schlag zu, dieses Ziel zu erreichen. 

Bei diesen Trends wird die Welt die von den 
Millenniumszielen angestrebte Zweidrittel-Re-
duktion der Kindersterblichkeit erst im Jahr 
2045 erreichen – mit 31 Jahren Verspätung. Die 

Die Geografie der Kindersterblichkeit – Fortschritte bei der Umsetzung der MDG-Zielvorgabe für 2015Karte 1.1

Anmerkung: Diese Karte ist stilisiert und nicht maßstabsgerecht. Sie gibt nicht den Rechtsstatus eines Landes oder den Verlauf von Grenzen wieder.
Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten über Kindersterblichkeit und Grundschulbildung aus UN 2005b; Details siehe Technische Anmerkung 3.

Erreicht

Auf Kurs

Verzögerungen (Zielerreichung 2015–40)

Stagnation (Zielerreichung nach 2040)

Rückschritte

Grafik 1.17

Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten über
Kindersterblichkeit und Grundschulbildung aus
UN 2005b; Details siehe Technische Anmerkung 3.
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MDG-Zielvorgabe zu erreichen, impliziert eine 
jährliche Reduzierung der Kindersterblichkeit 
um etwa 2,7 Prozent. Das entspricht der dop-
pelten Rate, die 1990-2002 verzeichnet wurde. 
Weniger als ein Fünftel der Bevölkerung der 
Entwicklungsländer lebt in Ländern, die das 
Ziel wahrscheinlich erreichen werden. Nicht 
ein Land in Afrika südlich der Sahara mit einer 
nennenswerten Bevölkerung liegt auf Kurs, das 
Ziel zu erreichen. Dies gilt auch für China oder 
Indien.

Die Diskrepanz zwischen dem Ziel für 2015 
und dem bei den heutigen Trends absehbaren 
Ergebnis bedeutet einen großen Verlust an 
Menschenleben. Konkret heißt das, zusätzliche 
4,4 Millionen gestorbene Kinder im Jahr 2015, 
über diejenigen hinaus, die auch bei Erreichen 
der MDG-Zielvorgabe zu verzeichnen wären 
(Grafik 1.18). Wenn man aus den kumulierten 
Kosten zusätzlicher Todesfälle bei Kindern im 
Zeitraum 2003-2015 einen linearen Trend ex-
trapoliert, bekommt man einen Indikator für 
die jährliche Diskrepanz zwischen Ziel und 
Ergebnis. Die kumulierten Kosten dieser Dis-
krepanz entsprechen mehr als 41 Millionen zu-
sätzlicher Todesfälle bei Kindern von heute bis 
2015 – fast alle in Entwicklungsländern (Grafik 
1.19). Ihr Leben könnte gerettet werden, wenn 
die Zielvorgaben erreicht würden. 

Hier die wichtigsten Schlussfolgerungen 
aus der Trend-Projektion:

• Mehr als 45 Prozent der Todesfälle bei Kin-
dern – 4,9 Millionen insgesamt – treten in 
52 Ländern auf, die Rückschritte oder nur 
geringe Fortschritte bei der Bekämpfung 
der Kindersterblichkeit aufweisen. Kinder, 
die heute in diesen Ländern geboren werden 
und bis zum Erwachsenenalter überleben, 
haben kaum verbesserte Überlebenschan-
cen für ihre eigenen Kinder zu erwarten.

• Bei den gegenwärtigen Trends wird Afrika 
südlich der Sahara bis 2115 brauchen, um 
die MDG-Zielvorgabe zu erreichen, also 
ein volles Jahrhundert später. Die beiden 
größten Zentren der Kindersterblichkeit 
in Afrika südlich der Sahara sind die De-

mokratische Republik Kongo, wo sich die 
Bedingungen noch verschlechtern, und Ni-
geria, wo sie stagnieren. Die Kindersterb-
lichkeitsrate in Nigeria ist von 235 pro 1000 
Lebendgeburten auf 198 seit 1990 gefallen. 
Bei dieser Fortschrittsrate wird Nigeria 
weitere 40 Jahre brauchen, um das Millen-
niumsziel zu erreichen. 

• Zwei Drittel aller Todesfälle bei Kindern 
treten in 13 Ländern auf. Von diesen sind 
nur zwei – Bangladesch und Indonesien 
– auf Kurs, die Zielvorgabe zu erreichen. 
Weitere vier – China, Indien, Niger und Pa-
kistan – werden das Ziel zwischen 2015 und 
2040 erreichen. Die restlichen – darunter 
Afghanistan, Angola, die Demokratische 
Republik Kongo, Äthiopien, Nigeria, Tan-
sania und Uganda – werden entweder mehr 
als eine Generation Verspätung haben oder 
verzeichnen gar Rückschritte.

Begrenzte Datenverfügbarkeit macht es 
unmöglich, Trends bei der Müttersterblichkeit 
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Gegenwärtiger
Trend

Grafik 1.19

Quelle:  Berechnet auf der Basis von Daten der Kindersterblichkeit unter fünf Jahren aus UN 2005b und über Geburten aus UN 2005d;
Details siehe Technische Anmerkung 3.
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halbwegs genau nachzuvollziehen. Die besten 
Trend-Schätzungen sind von Modellen abge-
leitet, die Ersatz-Indikatoren verwenden, wie 
etwa Fruchtbarkeitsrate und die Anwesenheit 
ausgebildeten medizinischen Personals bei der 
Geburt. Die am meisten verwendeten Modelle 
legen nahe, dass die Welt das Ziel verfehlen 
wird und der Fortschritt langsamer wird. Für 
die Entwicklungsländer insgesamt liegt die 
nach Bevölkerung gewichtete Reduktionsrate, 
um das Millenniumsziel zu erreichen, knapp 
über drei Prozent. In Afrika südlich der Sahara 
wird die Müttersterblichkeit mit weniger als der 
Hälfte dieser Rate reduziert.54 

Wasser und sanitäre Versorgung –  
mehr als eine Milliarde ohne Zugang 
Fortschritte beim Zugang zu Wasser und 
sanitärer Versorgung werden erhebliche 
Auswirkungen auf Kindersterblichkeitsra-
ten haben. Unsere Trendanalyse legt nahe, 
dass die Zielvorgabe, die Zahl der Men-
schen zu halbieren, die keinen dauerhaften 
Zugang zu besseren Wasserquellen haben, 

um etwa 210 Millionen Menschen verfehlt 
wird (Grafik 1.20), und mehr als zwei Mil-
liarden Menschen werden weiterhin keinen 
Zugang zu besserer sanitärer Versorgung im 
Jahr 2015 haben. Der größte Teil dieses Defi-
zits geht auf das Konto von Afrika südlich 
der Sahara.

Die Halbierung der extremen Armut 
und Unterernährung hängt vom 
Wachstum und von seiner Verteilung ab 
Die Aussichten für die Halbierung der 
extremen Armut werden von zwei Faktoren 
bestimmt: vom Wachstum und von seiner 
Verteilung. Die Armut wird umso schneller 
zurückgehen, je höher die Wachstumsraten 
von armen Ländern und je höher die Anteile 
der von den armen Menschen erzielten 
Zuwächse sein werden. Projektionen bis 
2015 weisen darauf hin, dass das aggregierte 
globale Ziel erreicht werden wird, falls die 
gegenwärtigen Wachstums- und Vertei-
lungsmuster beibehalten werden. Dies liegt 
größtenteils am hohen Wachstum in China 
und Indien. Allerdings werden die meisten 
Länder die Zielvorgabe verfehlen.

Unsere Schätzungen zeigen, dass es 2015 
etwa 800 Millionen Menschen geben wird, 
die von weniger als einem US-Dollar am Tag 
leben müssen und weitere 1,7 Milliarden, 
die von weniger als zwei US-Dollar am Tag 
leben müssen. Die Verbreitung der Ein-Dol-
lar-am-Tag-Armut wird von den heutigen 21 
Prozent auf 14 Prozent im Jahr 2015 zurück-
gehen. Die regionale Verteilung der Armut 
wird sich ebenfalls ändern. Der Anteil Afri-
kas südlich der Sahara an der Ein-Dollar-am 
Tag-Armut wird sich stark erhöhen, von 24 
Prozent heute auf 41 Prozent im Jahr 2015. 
Wie würde zum Vergleich ein Szenario aus-
sehen, bei dem jedes Land die Zielvorgabe 
erreicht, die Armut zu halbieren? Nach un-
seren Schätzungen würden etwa 380 Millio-
nen Menschen weniger von einem Dollar am 
Tag leben müssen, falls alle Länder die Zielv-
orgabe erreichen (Grafik 1.21). Mehr als die 
Hälfte dieser Menschen würden in Afrika 
südlich der Sahara leben.

Kindersterblichkeit – die menschlichen KostenGrafik 1.18

Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten der Kindersterblichkeit unter fünf Jahren
aus UN 2005b und über Geburten aus UN 2005d; Details siehe Technischer Anhang 3.
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Der wachsende Anteil Afrikas südlich 
der Sahara an der globalen Armut bis 2015 
spiegelt sein schwaches Wirtschaftswachs-
tum seit 1990 wider, was durch hochgradig 
ungleiche Einkommensverteilung noch ver-
schärft wird. Die Region müsste im Laufe des 
nächsten Jahrzehnts eine unrealistisch hohe 
jährliche Pro-Kopf-Wachstumsrate von etwa 
fünf Prozent erreichen, um das 2015-Ziel zu 
erreichen. Eine Mischung aus beschleunigtem 
Wirtschaftswachstum und verbesserter Vertei-
lungsgerechtigkeit bietet mehr Hoffnung, auf 
Kurs zu kommen und das Ziel tatsächlich zu 
erreichen. 

Die Aussichten, das Millenniumsziel hin-
sichtlich der Unterernährung zu erreichen, 
sind noch weniger ermutigend. Unterernäh-
rung ist zwar seit 1990 von 20 Prozent auf 17 
Prozent zurückgegangen. Das Bevölkerungs-
wachstum hat jedoch dafür gesorgt, dass die 
Zahl der unterernährten Menschen gleich-
geblieben ist. Die Geschwindigkeit des Fort-
schritts wird sich verdoppeln müssen, um die 
Zielvorgabe für 2015 zu erreichen. Bei der ge-
genwärtigen Trendkurve wird es im Jahr 2015 
immer noch etwa 670 Millionen hungernde 
Menschen geben, 230 Millionen Menschen 
mehr als wenn das Ziel erreicht würde. Auf 
das Konto von Afrika südlich der Sahara gehen 
fast 60 Prozent dieses Defizits.

Regionale Projektionen zeigen ein anderes 
Muster für die Unterernährung als bei der Ein-
Dollar-am-Tag-Armut. Während Südasien er-
hebliche Fortschritte bei der Einkommensar-
mut machen dürfte, werden sich immer noch 
40 Prozent der Unterernährung im Jahr 2015 
dort konzentrieren. Das entspricht dem heu-
tigen Muster, wonach die Länder Südasiens 
Unterernährungsniveaus verzeichnen, die mit 
Afrika südlich der Sahara vergleichbar sind, 
trotz höherer Durchschnittseinkommen – ein 
Ergebnis, das darauf verweist, dass geschlechts-
spezifische Ungleichheiten eine zentrale Rolle 
dabei spielen, Fortschritte in der  Ernährung zu 
blockieren. 

Kein Zugang zu sauberem Wasser – die menschlichen KostenGrafik 1.20

Quelle:  Berechnet auf Basis von Daten über Menschen mit verbessertem Zugang zu Wasserversorgung aus UN 2005b und auf der Basis
von Bevölkerungsstatistiken aus UN 2005d; Details siehe Technische Anmerkung 3.
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Einkommensarmut – die menschlichen KostenGrafik 1.21

Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten über Menschen, die von weniger als einem US-Dollar (Kaufkraftparität in US-$) nach Weltbank 2004
und auf der Basis von Bevölkerungsstatistiken aus UN 2005d; Details siehe Technische Anmerkung 3.
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Bildung – das Ziel allgemeiner 
Schulbildung weltweit wird verfehlt 
Schulbildung ist ein unverzichtbares Ziel 
menschlicher Entwicklung per se, aber auch 
ein Schlüssel für Fortschritte in anderen 
Gebieten. Das Versprechen, jedem Kind eine 
Schulausbildung zu ermöglichen, und die 
Geschlechterunterschiede in der Schulbildung 
zu beseitigen, ist ein kraftvolles Symbol für die 
Hoffnung, dass die Weitergabe von Armut von 
einer Generation auf die andere überwunden 
werden kann. 

Diese Hoffnung wird unerfüllt bleiben, 
wenn die gegenwärtigen Trends anhalten. Ob-
wohl sich die Welt in die richtige Richtung be-
wegt, ist der Fortschritt doch zu langsam, um 
das Ziel für 2015 zu erreichen (Grafik 1.22). 
Falls die gegenwärtigen Trends anhalten:

• wird die Zielvorgabe, bis 2015 die allge-
meine Grundschulbildung weltweit zu er-
reichen, um mindestens ein Jahrzehnt ver-
fehlt. Es wird im Jahr 2015 47 Millionen 
Kinder ohne Grundschulbildung geben, 
19 Millionen davon in Afrika südlich der 
Sahara;

• verzeichnen 46 Länder Rückschritte oder 
werden das Ziel nicht vor 2040 erreichen. 
In diesen Ländern leben 23 Millionen von 
den 110 Millionen Kindern, die derzeit in 
den Entwicklungsländern nicht zur Schule 
gehen.

Geschlechtergleichheit und mehr 
Macht für Frauen – eine Zielvorgabe 
ist bereits jetzt nicht erreicht worden
Ein Paket von Zielvorgaben ist bereits heute 
nicht erreicht worden. Die MDG-Zielvorga-
ben für Geschlechtergleichheit in der Grund-
schul- und weiterführenden Bildung sollten bis 
2005 erreicht werden. Wenn dieses Ziel erreicht 
worden wäre, würden heute 14 Millionen mehr 
Mädchen eine Grundschule besuchen, Sechs 
Millionen davon in Indien und Pakistan und 
weitere vier Millionen in Afrika südlich der 
Sahara. Die Trendprojektionen sind nicht 
ermutigend. Bis 2015 wird das Nichterreichen 

Kinder ohne Schulbildung – die menschlichen KostenGrafik 1.22

Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten über eingeschulte Kinder aus UNESCO 2005, von Daten über nicht eingeschulte Kinder aus
UNICEF 2005d und von Bevölkerungsstatistiken aus UN 2005d; Details siehe Technische Anmerkung 3.
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Mädchen ohne Schulbildung – die menschlichen KostenGrafik 1.23

Quelle: Berechnet auf der Basis von Daten über eingeschulte Mädchen aus UNESCO 2005 und von Bevölkerungswachstumsraten aus 
UN 2005d. Details siehe Technische Anmerkung 3.
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der Zielvorgabe für Geschlechtergleichheit ein 
Ausmaß angenommen haben, das sechs Mil-
lionen Mädchen entspricht, die keine Schule 
besuchen, die Mehrheit dieser Mädchen wird in 
Afrika südlich der Sahara leben (Grafik 1.23). 
In 41 Ländern, in denen 20 Millionen der 
Mädchen leben, die heute keine Grundschule 
besuchen, vergrößern sich die Geschlechterdif-
ferenzen entweder oder nehmen so langsam ab, 
dass sie nicht vor 2040 verschwinden. Natür-
lich gehört zur Geschlechtergleichheit mehr 
als der Grundschulbesuch. Forschungsergeb-
nisse aus vielen Ländern deuten auf breitere 
Aspekte von geschlechtsspezifischer Benach-
teiligung hin, die auf tiefsitzende Haltungen 
und kulturelle Praktiken zurückgehen, die den 
Wert einer Schulbildung für Mädchen  gering-
schätzen. Fortschritt auf diesen Gebieten ist 
inhärent schwieriger auf komparativer Basis 
nachzuvollziehen, ist aber gleichermaßen fun-
damental wichtig.

Über die Gleichstellung im Bildungsbe-
reich hinaus beinhalten die Millenniums-Ent-
wicklungsziele die Repräsentanz der Frauen in 
den Parlamenten als Fortschritts-Indikator für 
ihre gesellschaftliche Macht. Das Maß für ge-
schlechtsspezifische Ermächtigung (GEM), den 
der Bericht über die menschliche Entwicklung ent-
wickelt hat, bezieht diesen Indikator in einem 
breiteren zusammengesetzten Indikator mit ein, 
der die Repräsentanz von Frauen in gesetzgeben-
den Körperschaften, Regierungen und dem Pri-
vatsektor untersucht, zusammen mit einer Reihe 
von einkommensbezogenen Indikatoren. 

Wenn man den GEM auseinandernimmt, 
um eine Bestandsaufnahme der heutigen Posi-
tion von Frauen zu erhalten, sieht man den be-
grenzten Fortschritt in Richtung auf eine Erwei-
terung der Macht von Frauen. Weltweit nehmen 
Frauen nur etwa 15 Prozent der Sitze in gesetzge-
benden Körperschaften ein. In lediglich 43 Län-
dern beträgt das Verhältnis von weiblichen zu 
männlichen Parlamentariern mehr als 1:5, und 
nur in zwei Ländern – Ruanda und Schweden 
– ist das Verhältnis auch nur annähernd gleich. 
In den meisten Ländern ist Politik nach wie vor 
überwältigend männlich dominiert. 

Nigeria ist eines von 57 Ländern, in denen 
auf Frauen weniger als 10 Prozent der Parla-
mentssitze entfallen. Frauen stellen in Nigeria 
sechs Prozent der Mitglieder des Repräsentan-
tenhauses, weniger als vier Prozent des Senats 
und keinen einzigen Gouverneur eines Bun-
desstaats. In Saudi-Arabien und den Vereini-
gten Arabischen Emiraten gibt es überhaupt 
keine Vertretung von Frauen, in einigen Fällen 
als Konsequenz von Gesetzen, die Frauen vom 
Wahlrecht oder von öffentlichen Positionen 
ausschließen. 

In Ländern, in denen Geschlechterun-
gleichheit ein Haupthindernis für Fortschritte 
bei Gesundheit, Bildung  und Einkommensar-
mut ist, verweist solch eine Unterrepräsentanz 
von Frauen auf eine besorgniserregende Fort-
setzung solcher Geschlechterungleichheit und 
auf das Weiterbestehen von Hindernissen für 
sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt.

Der GEM macht Schluss mit zwei weit-
verbreiteten Mythen über die Ausweitung der 
Macht von Frauen. Erstens gibt es keine Hin-
weise darauf, dass der Islam notwendigerweise 
ein Hindernis für die Übertragung von mehr 
Macht auf Frauen darstellt, wenn man etwa po-
litische Repräsentanz misst. Malaysia, ein isla-
misches Land, hat einen weitaus höheren GEM 
als Saudi-Arabien, vergleichbar mit demjeni-
gen von Griechenland.  Zweitens gibt es keine 
klaren Belege dafür, dass sich Geschlechterun-
gleichheiten automatisch bei höherem Ein-
kommensniveau abschwächen  (Grafik 1.24). 
Zwei Mitglieder der G7-Industrieländergruppe 
haben eine schlechte GEM-Bilanz. Sowohl Ita-
lien (Platz 36) als auch Japan (Platz 42) nehmen 
eine niedrigere Position ein als Costa Rica und 
Argentinien. Und ebenso sind sowohl Japan als 
auch Schweden Demokratien mit einem ver-
gleichbaren HDI-Niveau menschlicher Ent-
wicklung, aber der schwedische GEM ist na-
hezu doppelt so hoch wie der japanische. Die 
Schlussfolgerung daraus: soziale Normen, poli-
tische Kultur und gesellschaftliche Haltungen 
sind für die Chancen von Frauen genauso wich-
tig wie wirtschaftlicher Wohlstand und allge-
meine menschliche Entwicklung.

Grafik 1.24

Quelle: Indikatorentabellen 14 und 26.
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Kurswechsel in Richtung 
Umsetzung der Millenniumsziele

Trendprojektionen identifizieren einige mög-
liche Ergebnisse im Hinblick auf die Millen-
niums-Entwicklungsziele. Die tatsächlichen 
Ergebnisse werden politische Entscheidun-
gen von Regierungen und der internationalen 
Gemeinschaft im Laufe des kommenden Jahr-
zehnts widerspiegeln. Was aus unseren Projek-
tionen jedoch folgt, ist eine klare Warnung. Die 
Kluft zwischen Trendprojektionen und MDG-
Zielvorgaben bedeutet einen schweren Verlust 
an menschlichem Leben und menschlichem 
Potenzial. Die gute Nachricht ist, dass diese 
Lücke geschlossen werden kann. 

Einige Länder können außergewöhnliche 
Fortschritte in Richtung auf die Ziele vorwei-
sen, oft ausgehend von sehr niedrigem Ein-
kommensniveau. Vietnam ist eines davon.  Die 
Einkommensarmut ist bereits halbiert worden, 
von 60 Prozent im Jahr 1990 auf 32 Prozent im 
Jahr 2000. Die Kindersterblichkeit ist von 58 
pro 1000 Lebendgeburten (eine weitaus niedri-
gere Rate als das Einkommensniveau vermuten 
lassen würde) auf 42 im selben Zeitraum zu-
rückgegangen. Schnelles Wirtschaftswachstum 
auf breiter Basis hat zum Erfolg Vietnams bei-
getragen, ferner Investitionen in menschliche 
Entwicklung während der achtziger Jahre. Die 
Herausforderung für Vietnam ist, diese Fort-
schrittsraten beizubehalten, indem auch einige 
der marginalisierten Regionen und Gruppen 
des Landes erreicht werden.56 

Vietnam ist ein Beispiel – Chile ein anderes 
– eines Landes, das hohes Wirtschaftswachs-
tum in rasche Fortschritte bei der menschli-
chen Entwicklung umsetzen konnte. Andere 
Länder haben gezeigt, dass rasche Fortschritte 
Richtung Millenniumsziele selbst mit niedri-
gerem Wirtschaftswachstum möglich sind. In 
Bangladesch haben Politik und Aktivitäten der 
Zivilgesellschaft den Zugang zu grundlegenden 
Dienstleistungen und Entwicklungsmöglichkei-
ten erweitert, und Bangladesch konnte dadurch 
auf eine stärker ansteigende Kurve menschli-
cher Entwicklung einschwenken (Kasten 1.7). 

Als Region ist Afrika südlich der Sahara in den 
Ranglisten menschlicher Entwicklung abge-
rutscht. Allerdings verzeichnen einige Länder 
bedeutsame Fortschritte. Ghana reduzierte die 
Einkommensarmut von 51 Prozent im Jahr 
1991 auf 40 Prozent am Ende der neunziger 
Jahre.57 Uganda hat Wirtschaftsreformen mit 
einer besseren Bilanz bei Einkommensarmut 
und Bildung verbunden, obwohl die erreichten 
Fortschritte ungleichmäßig sind (Kasten 1.8). 

Konflikte sind nach wie vor ein wichti-
ges Hindernis für menschliche Entwicklung. 
Der Frieden schafft neue Möglichkeiten, die-
ses Hindernis zu überwinden. In Afghani-
stan gibt es ermutigende erste Anzeichen, dass 
verbesserte Sicherheit Möglichkeiten für eine 
rasche Erholung von dem freien Fall mensch-
licher Entwicklung in den vorangegangenen 
zwei Jahrzehnten Bürgerkrieg eröffnet. Mit 
dem 2001 angenommenen Plan „Zurück zur 
Bildung“ zielte die Regierung darauf ab, 1,5 
Millionen Kindern Schulbildung zu ermögli-
chen. Mehr als doppelt so viele Kinder besuch-
ten die Grundschulen, 2003 stieg die Zahl auf 
vier Millionen. Ein ambitioniertes Gesund-
heitsprogramm ist beschlossen worden, mit 
dem Dienstleistungen auf das ganze Land aus-
geweitet werden sollen. In der Zwischenzeit 
greift der Wirtschaftsaufschwung. Diese Mög-
lichkeiten zu nutzen, hängt entscheidend davon 
ab, ob Entwicklungshilfegeber sich zu länger-
fristiger Hilfe verpflichten. Die Gefahr ist, dass 
die internationale Gemeinschaft das Interesse 
verliert und strategische Schwerpunkte sich an-
derswohin verlagern. 

Es wurden Versuche unternommen, Kosten 
und Nutzen der Investitionen in verschiedene 
Millenniums-Entwicklungsziele isoliert zu 
betrachten. Solche Übungen sind wenig hilf-
reich. Fortschritte auf einem einzelnen Gebiet 
sind stark von Fortschritten im gesamten Spek-
trum der MDGs abhängig – und noch darüber  
hinaus. Kinder in gut ausgestattete Schulen 
mit motivierten Lehrern zu bekommen, ist 
eine vitale Voraussetzung dafür, die MDG-
Zielvorgabe der Bildung für alle zu erreichen. 
Aber der volle Wert von Investitionen in Bil-

Einige Länder können 

außergewöhnliche 

Fortschritte vorweisen
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Zu Beginn der 1990er Jahre war der Pessimis-

mus bezüglich der Entwicklungsaussichten 

Bangladeschs genauso tief verwurzelt wie 

heute der Pessimismus in Bezug auf die afrika-

nischen Länder südlich der Sahara. Langsames 

Wirtschaftswachstum, schnelles Bevölkerungs-

wachstum, begrenzte Fortschritte bei den ge-

sellschaftlichen Indikatoren und die akute An-

fälligkeit für Naturkatastrophen führten dazu, 

dass Bangladesch als „Katastrophenlandschaft“ 

beschrieben wurde. Diese Landschaft hat sich 

mittlerweile enorm verändert.

Seit 1990 war Bangladesch eines der Entwicklungsländer, die 

die schnellsten Fortschritte bei einigen der Basisindikatoren zur 

menschlichen Entwicklung verzeichnet haben. Die Kinder- und 

Säuglingssterblichkeit ist um jährlich mehr als fünf Prozent gesun-

ken, die Fruchtbarkeit hat stark abgenommen und die Unterernäh-

rung bei Müttern ist von 52 Prozent im Jahr 1996 auf 42 Prozent 

im Jahr 2002 gesunken. Die Einschulungsquoten in Primarschulen 

sind von 72 Prozent im Jahr 1990 auf nun mehr als 90 Prozent 

gestiegen, bei fast gleichem Geschlechterverhältnis. Auch die Ein-

schulungsquoten in Sekundarschulen sind gestiegen. 

Wie hat Bangladesch diese Veränderungen in der Landschaft 

menschlicher Entwicklung geschafft? Nicht allein durch wirtschaft-

liches Wachstum. Es stimmt, dass es in den 1990er Jahren schnel-

leres Wachstum gab, mit Durchschnittseinkommen, die um knapp 

drei Prozent pro Jahr stiegen. Bangladesch ist jedoch noch immer 

ein äußerst armes Land mit einem Durchschnittseinkommen von 

1.770 US-Dollar. Die Einkommensarmut ist relativ langsam zurück-

gegangen, um zehn Prozent zwischen 1990 und 2002. 

Vier Strategien haben die menschliche Entwicklung Bangladeschs 

auf den Weg gebracht:

• Aktive Partnerschaften mit der Zivilgesellschaft. Nichtregie-

rungsorganisationen (NRO) haben bei der Verbesserung des 

Zugangs zur Basisdienstleistungen durch innovative Pro-

gramme eine entscheidende Rolle gespielt. So hat zum Bei-

spiel das Bangladesh Rural Advancement Committee (BRAC) 

als erste Organisation Programme zur Ausbildung und Einstel-

lung weiblicher Lehrkräfte eingeführt, hat relevantes Unter-

richtsmaterial erstellt und hat die Einbeziehung von Eltern in 

das Management der Schulen unterstützt. Über zwei Millionen 

Kinder gehen in Schulen, die nicht Teil des formalen staatli-

chen Systems sind. Doch die NRO-Schulen tragen dazu bei, 

die staatlichen Sekundarschulen zu füllen. 

• Zielgerichtete Transferleistungen. Umfassende Sozialpro-

gramme zielen darauf ab, die Ernährungssituation zu verbes-

sern und gleichzeitig umfassendere Anreize für menschliche 

Entwicklung zu schaffen. Das Schulspeisungsprogramm bietet 

armen Haushalten kostenlose Mahlzeiten, vorausgesetzt ihre 

Kinder gehen in die Primarschule. Rund sieben Prozent der 

staatlichen Bildungsausgaben werden durch dieses Programm 

zugewiesen, das 2,1 Millionen Kinder erreicht und ein Stipen-

dium von drei US-Dollar im Monat vergibt. Die teilnehmenden 

Schulen haben erreicht, dass mehr Mädchen teilnehmen und 

die Abbrecherquoten niedriger sind. Sie zeigen damit, wie An-

reize dem wirtschaftlichen Druck und den kulturellen Vorurtei-

len entgegenwirken können, durch die Mädchen aus den Schu-

len ferngehalten werden.

• Ausweitung der Gesundheitsprogramme. Der durch Immunisie-

rungsprogramme gegen sechs Hauptkinderkrankheiten erfasste 

Personenkreis stieg von zwei Prozent Mitte der 1980er Jahre 

auf 52 Prozent im Jahr 2001. Die Immunisierungsprogramme 

wurden in Partnerschaft mit internationalen Organisationen und 

nationalen Nichtregierungsorganisationen umgesetzt.

• Positive Rückkopplungen und Frauen-Power. Der verbesserte 

Zugang zu Gesundheit und Bildung für Frauen, verbunden mit 

mehr Beschäftigungsmöglichkeiten und Zugang zu Kleinstkre-

diten, hat die Wahlmöglichkeiten der Frauen erweitert und sie 

gestärkt. Zwar existieren die Geschlechterdisparitäten weiter, 

doch die Frauen haben eine immer stärkere Katalysatorfunk-

tion, um Entwicklung voranzubringen. Sie verlangen mehr Kon-

trolle über Fruchtbarkeit und Geburtenabstände, Bildung für 

ihre Töchter und Zugang zu Dienstleistungen.

Bangladesch gelangen diese bemerkenswerten Fortschritte 

bei einem geringen Einkommensniveau und ausgehend von einem 

niedrigen Alphabetisierungsgrad, verbreiteter Unternährung und 

schwacher Institutionen. Die Erfolge dieses Landes zeigen, was 

durch drastischere staatliche Maßnahmen und bürgerschaftliches 

Engagement erreicht werden kann. 

Quelle: Ahluwalia und Hussain 2004, Dreze 2004, Yunus 2004, Ahmed und del Ninno, 2001, Sen, Mujeri und Quazi 2005.

Kasten 1.7   Bangladesch – moderates Wachstum, rasche menschliche Entwicklung 

Rascher Fortschritt in einem Land mit niedrigem Einkommen

Indikator                1990                2000

Einkommmensarmut (%) 59 50

Gini-Koeffizient 25 30

Untergewichtige Kinder unter 5 Jahren (%) 72 51

Sterblichkeitsrate bei Kindern unter 5 Jahren (pro 1000 Lebendgeburten) 144 69 a

Verhältnis Mädchen zu Jungen in Grundschulen (Anzahl der Mädchen pro 100 Jungen) 87 104 b

a. Daten beziehen sich auf 2003.
b. Daten beziehen sich auf 2002.
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g Im Laufe des vergangenen Jahrzehnts hat Uganda ein anhaltendes 

Wirtschaftswachstum verzeichnet und wichtige Fortschritte bei der 

menschlichen Entwicklung gemacht. Die Minderung der Armut ist 

eine nationale Priorität, die sich in der Planung und Budgetierung 

widerspiegelt. Die Fortschritte waren jedoch ungleichgewichtig und 

die Gewinne bleiben fragil:

• Einkommensarmut. In der ersten Hälfte der 1990er Jahre kon-

zentrierte sich die Regierungspolitik auf Stabilisierung und 

Wachstum. Das Durchschnittseinkommen stieg zwischen 1990 

bis 2000 um fünf Prozent pro Jahr. Die Einkommensarmut ist 

in den 1990er Jahren schnell gesunken, von 56 Prozent auf 34 

Prozent, und hat das Land damit auf den richtigen Kurs ge-

bracht, um die Millenniums-Zielvorgabe für 2015 zu erreichen. 

Seit 2000 hat sich das Einkommenswachstum jedoch verlang-

samt und die Armut hat zugenommen. Die Armut ist in den 

ländlichen Gegenden besonders ausgeprägt, insbesondere im 

Norden und Osten, und sie ist unter den Bauern, die nur Nah-

rungsmittel anbauen, weitaus größer.

• Bildung. In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre haben sich die 

Prioritäten bei der Armutsminderung auf den Bildungsbereich 

verlagert. Die kostenlose Primarschulbildung wurde eingeführt 

und die staatlichen Ausgaben wurden erhöht. Die Zahl der Ein-

schulungen in Primarschulen stieg zwischen 1997 und 2003 

von 5,3 auf 7,6 Millionen. Die Einschulungsquoten sind unter 

den ärmsten 20 Prozent genauso hoch, wie unter den reichsten 

20 Prozent, und die Kluft im Geschlechterverhältnis wurde auf 

Primarschulebene geschlossen. Der allgemeine Schulbesuch 

ist nun in greifbarer Nähe, doch aufgrund der Abbrecherquoten 

ist es unwahrscheinlich, dass bis 2015 erreicht werden kann, 

dass Jungen wie Mädchen ihre Schulbildung allgemein ab-

schließen können.

• Gesundheit. Die Ergebnisse bei den Kennziffern für Gesund-

heit, einschließlich Säuglings-, Kinder- und Müttersterblich-

keit, stagnierten entweder, oder haben sich verschlechtert. Die 

Sterblichkeit bei Kindern unter fünf Jahren ist seit 1995 gestie-

gen. Uganda ist eines der Länder, die in Bezug auf die Millen-

niumsziele am besten abschneiden. Doch bei allen wichtigen 

Gesundheitszielen ist es vom Kurs abgekommen. Die Regie-

rung hat erkannt, dass der gesellschaftliche und wirtschaftliche 

Fortschritt bedroht ist, wenn es nicht gelingt, die Kinder- und 

Müttersterblichkeit zu senken. Sie hat deshalb eine intermini-

sterielle Arbeitsgruppe unter der Schirmherrschaft des Finanz-

ministeriums eingerichtet, um Lösungen zu finden.

Diese unterschiedlichen Trends lenken die Aufmerksamkeit auf 

die Herausforderungen, vor denen Uganda steht. Einige Heraus-

forderungen werden durch externe Kräfte bestimmt, insbesondere 

durch den Kaffeepreis. Für Kleinbauern ist Kaffee das wichtigste 

Einkommen erwirtschaftende Anbauprodukt. Bis 1997 profitierten 

die Kaffeeproduzenten von steigenden inländischen Preisen und 

günstigen Terms of Trade. Seitdem hat der Einbruch der Kaffee-

preise diese Gewinne wieder zunichte gemacht und ist damit 

zum Teil für die negative Trendwende bei der Einkommensarmut 

verantwortlich. 

Ein weiteres Problem besteht darin, dass das abnehmende 

Wachstum mit zunehmender Ungleichverteilung zusammenfällt. 

Der Gini-Koeffizient ist seit 1997 von 34 auf 42 gestiegen, was da-

rauf hindeutet, dass Uganda dabei sein könnte, sich von einem 

Land mit geringer Ungleichverteilung zu einem Land mit starker 

Ungleichverteilung zu entwickeln. Diesen Trend zu korrigieren wird 

Maßnahmen erfordern, um neben kapitalintensiverer exportorien-

tierter Landwirtschaft die Grundlage des wirtschaftlichen Wachs-

tums um die Kleinbauern in ländlichen Gebieten zu erweitern. 

Tiefe strukturelle Probleme behindern die Fortschritte im Ge-

sundheitswesen. Zwei Drittel der Todesfälle bei Kindern hängen mit 

Unterernährung zusammen. Weniger als ein Drittel aller Frauen wer-

den bei Entbindungen von Fachpersonal betreut und die größten 

Killer unter den Kinderkrankheiten, wie Malaria und Masern, sind 

nicht zurückgegangen. Hohe Fruchtbarkeitsraten und nicht ausrei-

chende Abstände zwischen einzelnen Geburten sind ein weiteres 

Problem. Uganda hat die dritthöchste Fruchtbarkeitsrate weltweit.

Der Gegensatz zwischen den Fortschritten im Bildungswe-

sen und der Stagnation im Gesundheitswesen spiegelt zum Teil 

die Prioritäten bei den öffentlichen Ausgaben wider. Erst Ende der 

1990er wurde Gesundheit als wichtige staatliche Ausgabenpriorität 

identifiziert, aber in den vergangenen vier Jahren hat sich der Ge-

sundheitsetat verdreifacht. Ein weiteres Hemmnis ist die schlechte 

Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen.

Kasten 1.8   Uganda – beeindruckende, aber ungleichgewichtige Fortschritte

Unterschiedliche Ergebnisse bei
menschlicher Entwicklung

Indikator 1992 2002

Einkommensarmut (%) 56 38

Gini-Koeffizient 36 42

Untergewichtige Kinder unter 5 Jahren (%) 62 86

Sterblichkeitsrate bei Kindern unter 5 Jahren  

(pro 1000 Lebendgeburten)
167 a 152

Müttersterblichkeitsrate  

(pro 100.000 Lebendgeburten)
523 505

a. Daten beziehen sich auf 1990.

Quelle: Uganda Ministry of Finance, Planning, and Economic Development 2003, Ssewanyana et al. 2004.
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dung wird nicht erzielt werden können, wenn 
die Kinder krank sind, weil ihre Familien kei-
nen Zugang zu sauberem Wasser und bezahl-
barer Medizin haben. Die Multiplikatoreffekte 
zwischen den einzelnen Zielen sind besonders 
ausgeprägt bei der Bildung für Frauen. Bildung 
und mehr Macht für Frauen sind ein mensch-
liches Entwicklungsziel von eigenem Wert: Sie 
sind ein Selbstzweck. Den Frauen mehr Macht 
zu geben, beschleunigt Fortschritte bei der 
Umsetzung der MDGs und breiter angeleg-
ten menschlichen Entwicklungszielen. Gebil-
dete Frauen können ihre Fruchtbarkeit besser 
kontrollieren und grundlegende Gesundheits-
dienste fordern, werden mit geringerer Wahr-
scheinlichkeit HIV/AIDS bekommen und kön-
nen ihren Töchtern bessere Bildung vermitteln 
(siehe Kasten 1.3).

Ein Kurswechsel Richtung Millenniums-
ziele, hin zu ihrer weltweiten Umsetzung, er-
fordert neue Entwicklungspartnerschaften. 
Viele der Länder, die die Ziele weit verfehlen, 
insbesondere in Afrika, aber auch in anderen 
Regionen mit niedrigen Einkommen , haben 
nicht die finanziellen Ressourcen für die öf-
fentlichen Investitionen, die erforderlich sind, 
um positive Rückkoppelungen von erhöhten 
Investitionen in menschliche Entwicklung 

und schnellerem Wachstum zu ermöglichen. 
Der Bericht des UN-Millenniumsprojekt 
2005 schlägt einen ambitionierten aber prak-
tikablen Rahmen für eine neue Partnerschaft 
auf der Basis von zwei Bausteinen vor. Erstens 
muss jedes Entwicklungsland klare nationale 
Strategien zur Erreichung der MDGs festlegen, 
einschließlich der finanziellen Lücken, die ge-
schlossen werden müssen. Zweitens müssen die 
reichen Länder als Teil ihrer MDG-Zusagen 
die Entwicklungshilfemittel mobilisieren, um 
diese Lücken zu schließen – ein Thema, das wir 
in Kapitel 3 genauer betrachten werden.

Über die Finanzierungsfrage hinaus gibt 
es eine weitere grundlegende Voraussetzung 
dafür, dass die Welt wieder auf Kurs kommt: 
eine erneute Schwerpunktsetzung auf Un-
gleichheit und Verteilungsgerechtigkeit. 
Wie wir im nächsten Kapitel zeigen werden, 
haben tiefsitzende strukturelle Ungleichhei-
ten bei menschlichen Grundvoraussetzungen, 
Chancen und beim Einkommen eine enorme 
Bremsfunktion für die Millenniums-Entwick-
lungsziele. Wenn diese Bremse dadurch gelöst 
würde, dass Strategien für mehr Gleichheit ins 
Zentrum der nationalen Strategien zum Errei-
chen der MDGs gerückt werden, würden die 
Erfolgschancen dramatisch erhöht.



2

UNGLEICHHEIT UND M
ENSCHLICHE ENTWICKLUNG



„Es gibt nur zwei Familien 
auf der Welt, wie meine 
Großmutter zu sagen pflegte: 
die, die etwas haben, und die, 
die nichts haben.“

Sancho Pansa in „Don Quijote von la Mancha“ (Miguel de Cervantes)
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„Was treibt eine mächtige und stimmgewaltige Lobby dazu, nach mehr Gleichheit 
zu drängen?“ Diese Frage stellte die britische Premierministerin Margaret Thatcher 
im Jahr 1975 und gab auch gleich ihre eigene Antwort darauf: „Oft reduziert sich 
ihre Motivation auf ein gewöhnliches Gemisch aus Neid und bourgeoisen Schuldge-
fühlen.“1 Platon sah dies anders. Er warnte im 5. Jahrhundert v. Chr. die Gesetzge-
ber Athens vor der Bedrohung durch extreme Ungleichheit und schrieb: „ Es sollte 
unter den Bürgern weder drückende Armut noch übermäßigen Reichtum geben, 
denn beide verursachen große Übel.“2

k
a

p
it

E
l2 Ungleichheit und menschliche Entwicklung

Dies sind zwei kontrastierende Ansichten zu einer 
Frage, die auch heute höchst aktuell ist: Spielt 
Ungleichheit eine Rolle? Und wenn ja, warum? In 
diesem Kapitel vertreten wir das Argument, dass 
Ungleichheit deshalb von Bedeutung ist, weil sie 
grundlegende Auswirkungen auf die menschliche 
Entwicklung hat. Extreme Ungleichheiten bei den 
Möglichkeiten und Lebenschancen der Menschen 
haben einen unmittelbaren Einfluss darauf, was sie 
sein und was sie tun können, also auf die mensch-
lichen Fähigkeiten. Kinder, deren Überlebens-
chancen geringer sind, weil sie in einem Haushalt 
mit geringem Einkommen oder einem indigenen 
Haushalt zur Welt kommen oder weil sie weiblich 
sind, haben eindeutig schlechtere Voraussetzungen 
für die Entwicklung ihres Potenzials. Eine ererbte 
Benachteiligung in Bezug auf die Möglichkeiten 
und Chancen ist ein Unrecht in sich: Sie verstößt 
gegen Grundprinzipien der sozialen Gerechtigkeit. 
Es gibt jedoch auch triftige pragmatische Gründe 
dafür, sich mit Ungleichheit auseinanderzusetzen. 
Tiefe Disparitäten auf Grund von Wohlstand, 
Wohnregion, Geschlecht und ethnischer Zugehö-
rigkeit sind schlecht für das Wachstum, schlecht 
für die Demokratie und schlecht für den sozialen 
Zusammenhalt. 

Sie sind auch schlecht für die Millenniums-
Entwicklungsziele (Millennium Development 
Goals – MDGs). Diese haben nicht unmittel-

bar die Ungleichheit im Visier und sind insofern 
verteilungsneutral. Die Fortschritte werden an-
hand aggregierter, als Durchschnitt ermittelter 
Veränderungen auf nationaler Ebene gemessen. 
Theoretisch könnten die Millenniumsziele sogar 
dann erreicht werden, wenn etwa Haushalte mit 
niedrigen Einkommen bei den Zielvorgaben für 
die Einkommensarmut oder die Gesundheit zu-
rückfallen würden oder wenn die Kindersterb-
lichkeitsrate bei Jungen so stark sinken würde, 
dass dies den langsameren Rückgang der Sterb-
lichkeitsrate von Mädchen ausgleichen würde. 

Dieser gegen die Verteilung blinde Fleck 
der Ziele ist eine ihrer Schwächen, und zwar aus 
zwei Gründen: Erstens wurzeln die Millenni-
ums-Entwicklungsziele selbst in Vorstellungen 
von globaler Gerechtigkeit und Menschen-
rechten, und zwar als universelle Ansprüche, 
nicht als wahlweise oder willkürlich gewährte 
Leistungen. Daraus folgt, dass Fortschritte 
allen zugute kommen sollten, ungeachtet des 
soziökonomischen Status‘, des Geschlechts, des 
Wohlstands der Eltern oder der Wohnregion 
in dem jeweiligen Land. Dennoch enthalten 
die Ziele keine Mahnung an die Regierungen, 
die Fortschritte auf dem Weg zu den Zielen 
für alle Bereiche der Gesellschaft zu messen 
und nicht nur als Gesamtwert. Die den Men-
schen offen stehenden Möglichkeiten, die 

Die Millenniums-

Entwicklungsziele wurzeln 

in Vorstellungen von 

globaler Gerechtigkeit 

und Menschenrechten
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über die Verteilung von Einkommen, Bildung, 
Gesundheit und weiterer Lebenschancen in 
einer Gesellschaft entscheiden, sind nicht zu-
fällig verteilt. Wir zeigen in diesem Kapitel, 
dass die Disparitäten, die die Fortschritte in 
Richtung auf die Millenniumsziele behindern, 
systemischer Natur sind. Sie sind ein Spiegelbild 
komplexer Hierarchien von über Generationen 
hinweg vererbten Bevorzugungen und Benach-
teiligungen – aber auch von Entscheidungen 
auf staatlicher Ebene.

Der zweite Grund für eine gezielte Ausei-
nandersetzung mit der Ungleichheit hängt mit 
den Fortschritten im Rahmen der Millenni-
umsziele zusammen. Bei vielen MDGs bleiben 
die Armen derzeit zurück. Wie wir in diesem 
Kapitel zeigen, führen Daten aus einer großen 
Ländergruppe immer wieder zu der Festzu-
stellung, dass die Fortschritte der ärmsten 20 
Prozent der Bevölkerung weit unter dem nati-
onalen Durchschnitt liegen. Dies ist nicht nur 
ungerecht, es ist auch nicht optimal für die 
Erreichung der MDGs insgesamt. Der auf die 
Armen entfallende Anteil der Entbehrungen 
ist proportional sehr viel höher als der Anteil, 
der auf die entfällt, die nicht arm sind. Daraus 
folgt, dass die Beschleunigung der Fortschritte 
der Armen einer der wirksamsten Wege zu 
schnelleren Fortschritten für das ganze Land 
ist. Anders ausgedrückt: Die gegenwärtigen 
Fortschrittsmuster verlangsamen das generelle 
Voranschreiten, weil die kleinsten Zugewinne 
von den Haushalten verzeichnet werden, die 
den größten Teil des Problems ausmachen. 

Diese Überlegungen haben wichtige Aus-
wirkungen auf die Konzeption der MDG-
Strategien. Bei zahlreichen Zielen ist nach 
Ansicht der Fachleute jetzt erwiesen, dass ein 

auf den „Trickle-down-“Effekt gestützter An-
satz zur Verringerung der Disparitäten und 
zur Aufrechterhaltung des Gesamtfortschritts 
nicht funktionieren wird. Die MDGs legen 
quantifizierbare Vorgaben fest, die sich für die 
Ausarbeitung politischer Strategien unter Be-
rücksichtigung technischer und finanzieller 
Aspekte eignen. Letztlich sind die wirklichen 
Hindernisse für größere Fortschritte jedoch 
sozialer und politischer Natur. Sie wurzeln 
im ungleichen Zugang zu Ressourcen und in 
der ungleichen Machtverteilung innerhalb 
der Länder und zwischen ihnen. Werden 
diese Ungleichheiten nicht korrigiert, dann 
werden die obersten Grundsätze der Millen-
niums-Erklärung – das Eintreten für soziale 
Gerechtigkeit, Gleichberechtigung und Men-
schenrechte –, von denen sich die Millenni-
ums-Entwicklungsziele ableiten, nicht schnell 
genug in Fortschritte bei der menschlichen 
Entwicklung umgesetzt werden. Als ange-
messene Antwort hierauf muss sichergestellt 
werden, dass Ungleichheit und die Maßnah-
men zur Überwindung der Disparität in den 
Lebenschancen bei der Konzeption der Ar-
mutsbekämpfungsstrategien einen höheren 
Stellenwert erhalten. 

Dieses Kapitel legt zunächst dar, warum 
die Ungleichheit von Bedeutung ist. Dann 
untersucht es ihre verschiedenen Dimensi-
onen und zeigt, wie die ineinander greifenden 
Ungleichheiten beim Einkommen, bei der 
Gesundheit und bei der Bildung die Armen 
benachteiligen. Schließlich zeigt es, wie selbst 
bescheidene Vorstöße in Richtung auf eine 
größere Verteilungsgerechtigkeit die mensch-
liche Entwicklung voranbringen und die Fort-
schritte in Richtung auf die Millenniumsziele 
beschleunigen können. 

Bei vielen MDGs bleiben 

die Armen derzeit zurück
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Die Idee der Ungleichheit wurzelt ebenso wie 
die Idee der Fairness und sozialen Gerechtig-
keit in bestimmten Wertvorstellungen. Amar-
tya Sen vertritt die Auffassung, dass heute fast 
jeder an die Gleichheit von irgendetwas glaubt: 
gleiche Rechte vor dem Gesetz, gleiche bürgerli-
che Freiheiten, Chancengleichheit usw.3 Ebenso 
würden es die meisten Menschen wohl akzep-
tieren, dass nicht alle Ungleichheiten ungerecht 
sind. Die Ungleichverteilung der Einkommen 
ist ein unvermeidliches Produkt jeder funk-
tionierenden Marktwirtschaft, obwohl man 
durchaus nach dem vertretbaren Maß dieser 
Ungleichverteilung fragen kann. Gleichzeitig 
würden nur wenige Menschen es grundsätzlich 
akzeptieren, dass ungleiche Chancen hinnehm-
bar sind, wenn sie auf Geschlecht, ererbtem 
Wohlstand, ethnischer Zugehörigkeit oder 
anderen geburtsbedingten Zufälligkeiten beru-
hen, auf die der Einzelne keinen Einfluss hat. 
Der Gedanke, dass Menschen zu einem frühen 
Tod, zu Analphabetentum oder einem Dasein 
als Bürger zweiter Klasse verurteilt sind, weil 
ihnen bestimmte Eigenschaften vererbt wur-
den, die ihrer Kontrolle entzogen sind, ist für 
die meisten Menschen nicht mit dem vereinbar, 
was sie als fair empfinden.4 

Unter dem Blickwinkel der menschlichen 
Entwicklung gibt es eine Reihe sich gegenseitig 
verstärkender, wesentlicher und pragmatischer 
Gründe, warum Ungleichheit von Bedeutung 
ist. Diese lassen sich zu fünf größeren Gruppen 
zusammenfassen:

Soziale Gerechtigkeit und Moral

Dass Entbehrungen nicht uneingeschränkt hin-
zunehmen sind, ist ein grundlegender Gedanke, 
der in den meisten Gesellschaften und Werte-
systemen anzutreffen ist. Adam Smith formu-
lierte dieses Grundkonzept mit großem Nach-
druck, als er schrieb: „Keine Gesellschaft kann 
gedeihen und glücklich sein, wenn der weitaus 
größere Teil ihrer Mitglieder arm und elendig 

ist.“5 Er war es auch, der den Gedanken der rela-
tiven Armut entwickelte, mit dem Argument, 
dass alle Mitglieder der Gesellschaft über ein 
ausreichendes Einkommen verfügen sollten, das 
sie dazu befähigt, sich in der Öffentlichkeit zu 
zeigen, „ohne sich schämen zu müssen“. Allen 
großen Religionen ist Gerechtigkeit ein Anlie-
gen, und sie erlegen ihren Anhängern die mora-
lische Verpflichtung auf, etwas gegen extreme 
Benachteiligung zu tun. In der öffentlichen 
Meinung kommen breitere normative Forde-
rungen zum Ausdruck. Meinungsumfragen 
zeigen, dass über 80 Prozent der Öffentlichkeit 
in den (höchst unterschiedlichen) lateiname-
rikanischen Ländern den Abstand zwischen 
Reichen und Armen für zu groß halten, und 
dass ein nur unwesentlich kleinerer Prozent-
satz im (viel weniger ungleichen) Großbritan-
nien ebenfalls über diesen Abstand besorgt 
ist.6 Während wohl nur wenige der Befragten 
in der Lage wären, Auskunft über ein annehm-
bares Ausmaß der Ungleichheit zu geben, geht 
aus den Umfrageergebnissen klar hervor, dass 
es eine Grundvorstellung von sozialer Gerech-
tigkeit gibt. 

Die Armen zuerst

Die Pareto-Effizienz oder Optimalität – eine 
der Kernideen der modernen Wirtschafts-
lehre – besagt, dass nur eine Veränderung, die 
niemandem zum Nachteil gereicht, als „wohl-
fahrtsfördernd“ bezeichnet werden kann. Eine 
Umverteilung von Reich zu Arm ist keine 
„Pareto-Verbesserung“, weil der Definition ent-
sprechend einige dadurch schlechter gestellt 
werden. Aber wie schon Amartya Sen sagte: 
„Eine Gesellschaft kann im Sinne Paretos opti-
mal und dennoch absolut widerwärtig sein.“7 
Dieser Ausspruch gibt höchst eindrücklich den 
Gedanken wieder, dass es für das hinnehmbare 
Maß der Ungleichheit Grenzen gibt. 

Tatsächlich liefert die Wirtschaftslehre 
selbst starke Argumente zu Gunsten der Um-

Warum Ungleichheit von Bedeutung ist Allen großen Religionen ist 

Gerechtigkeit ein Anliegen
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verteilung. Die meisten Menschen und die 
meisten demokratisch gewählten Regierungen 
akzeptieren es im Prinzip, dass die Verbesse-
rung des Wohlergehens der Armen und Be-
nachteiligten größeres Gewicht erhalten sollte 
als Verbesserungen zu Gunsten der Reichen 
und Privilegierten.8 Das Einkommen einer 
Volkswirtschaft ist keine ausreichende stati-
stische Größe zur Bewertung der Wohlfahrt, 
und zwar genau deshalb, weil dabei die Vertei-
lung des durch Wachstum erzeugten Einkom-
mens ignoriert wird. Vor dem Hintergrund 
sinkender Erträge eines steigenden Wohlstands 
wird ein simples Konzept besser verständlich: 
Ein zusätzlicher US-Dollar in der Hand eines 
landlosen landwirtschaftlichen Tagelöhners in 
Südasien oder eines Slumbewohners in einer la-
teinamerikanischen Stadt schafft mehr Wohl-
fahrt als der äquivalente Betrag in der Hand 
eines Millionärs. So kann eine Politik, die das 
Einkommen der Armen um einen US-Dollar 
erhöht, durchaus lohnend sein, auch wenn sie 
den Rest der Gesellschaft mehr als einen US- 
Dollar kostet. Aus dieser Perspektive ist es 
für Regierungen, die zwischen verschiedenen 
Wegen zum Wachstum entscheiden müssen, 
sinnvoll, die Option mit dem höchsten Nutzen 
für die Armen zu wählen, selbst wenn die gene-
rellen Wachstumseffekte ungewiss sind.

Viele dieser Argumente gelten auch für an-
dere Bereiche. So würden es beispielsweise die 
meisten Menschen im Prinzip akzeptieren, dass 
eine zusätzliche Ausgabe im Staatshaushalt zur 
Senkung der Kindersterblichkeit oder zur Ver-
besserung des Zugangs zur Grundschulbildung 
aus sozialen Gründen einem entsprechenden 
Betrag zur Subventionierung von Dienstlei-
stungen für Hocheinkommensgruppen vorzu-
ziehen ist. 

Wachstum und Effizienz

Käme es zwischen Wachstum und Verteilung 
zu einem Zielkonflikt, dann würde dies die 
Regierungen vor harte Entscheidungen stel-
len: Die durch größere Gerechtigkeit erzielten 
wohlfahrtsfördernden Zugewinne könnten 
durch die mit geringerem Wachstum zusam-

menhängenden Verluste zunichte gemacht wer-
den. Es gibt jedoch Belege dafür, dass die Ziel-
konflikte genau in die andere Richtung wirken. 
Extreme Ungleichheit ist nicht nur schlecht für 
die Armutsbekämpfung, sie ist auch schlecht 
für das Wachstum. Langfristige Effizienz und 
größere Gerechtigkeit können einander ergän-
zen. Arme Menschen bleiben zum Teil deshalb 
arm, weil sie keine Kredite auf ihren künftigen 
Verdienst aufnehmen können, um damit in die 
Produktion, in die Bildung ihrer Kinder oder 
in Vermögenswerte zur Verbesserung ihrer pre-
kären Situation zu investieren. Weitere Investi-
tionshürden sind ungesicherte Landrechte und 
ein eingeschränkter Zugang zum Justizsystem.

Arme Menschen, die öffentliche Güter wie 
Informationen und gesetzlich verbriefte Rechte 
entbehren müssen, haben auch keine Möglich-
keit, zum Wachstum beizutragen. Sie treten 
zu ungleichen Bedingungen in den Markt ein 
und verlassen ihn mit ungleichen Ergebnissen. 
Wenn extreme Ungleichheiten auf Grund von 
Reichtum, Geschlecht oder Wohnregion dazu 
führen, dass ein großer Teil der Gesellschaft 
unzureichend mit materiellen Mitteln und son-
stigen Voraussetzungen ausgestattet ist, dann 
leidet die Gesellschaft als Ganzes unter der da-
raus resultierenden Ineffizienz. Die Vorenthal-
tung von Bildungschancen für die Hälfte der 
Bevölkerung ist nicht nur eine Verletzung der 
Menschenrechte, sondern auch schlecht für das 
Wachstum. In Pakistan zum Beispiel behinder-
ten die geschlechtsspezifischen Bildungsdispa-
ritäten die wirtschaftliche Entwicklung. Wenn 
zugelassen wird, dass die Ungleichverteilung der 
Wirtschaftsgüter die Massenarmut verfestigt, 
dann ist das eindeutig schlecht für die Armen, 
aber es beschränkt auch die Weiterentwicklung 
der Investitionschancen und Märkte für den 
Rest der Gesellschaft.

Politische Legitimität

Extreme Ungleichheiten schwächen auch die 
politische Legitimität und höhlen die Institu-
tionen aus. Die Ungleichverteilung der Ein-
kommen und der menschlichen Befähigungen 
spiegelt häufig die Ungleichverteilung der poli-
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tischen Machtverhältnisse wider. Bestimmte 
Gruppen – Arme, Frauen, Bewohner ländlicher 
Gebiete, indigene Gemeinschaften – sind zum 
Teil deshalb benachteiligt, weil ihre politische 
Stimme schwach ist, und ihre politische Stimme 
ist schwach, weil sie benachteiligt sind.

Wo politische Institutionen als Instrument 
zur Verfestigung ungerechter Ungleichheiten 
oder zur Förderung der Interessen von Eliten 
betrachtet werden, untergräbt dies den Aufbau 
der Demokratie, und es entstehen Bedingungen, 
die zum Zusammenbruch von Staaten führen 
können. In Ländern wie Bolivien und Ecuador 
haben sich Konflikte über die Bewirtschaftung 
natürlicher Ressourcen auf einer grundlegender 
Ebene zum Brennpunkt für benachteiligte indi-
gene Gruppen entwickelt, denen Institutionen, 
die als uneinsichtig empfunden wurden, eine 
politische Mitsprache verweigerten. 

Ziele staatlicher Politik

Die meisten Gesellschaften betrachten die Ver-
ringerung der Armut und die Beseitigung unge-
rechter Ungleichheiten als wichtige Ziele staat-
licher Politik. Extreme Disparitäten erschweren 
die Verfolgung dieser Ziele. Wie wir in diesem 
Kapitel zeigen, begrenzt eine extreme Ungleich-
verteilung der Einkommen das Tempo, mit 
dem Wachstum in geringere Armut umge-
setzt wird. Entsprechend reduzieren extreme 
Disparitäten bei Gesundheit und Bildung die 
Möglichkeiten der benachteiligten Gruppen, 
Chancen zur Verbesserung ihres Wohlergehens 
wahrzunehmen.

Gegenargumente widerlegt

Es gibt Gegenargumente gegen die Behauptung, 
dass Ungleichheit eine wichtige Rolle spiele. 
Manche Libertäre bestreiten die Existenz einer 
„sozialen Gerechtigkeit“. F.A. Hayek, der Theo-
retiker des freien Marktes, vertrat das berühmt 
gewordene Argument, es sei unsinnig, von der 
fairen oder unfairen Verteilung von Ressour-
cen zu sprechen. Seiner Meinung nach sind es 
die freien Märkte und nicht das menschliche 
Handeln, die die angemessene Allokation von 

Wohlstand und Ressourcen bestimmen. Diese 
Sichtweise ignoriert die Rolle des menschlichen 
Handelns und der ungleichen Machtverhält-
nisse bei der Schaffung von Marktstrukturen.

Eine andere weit verbreitete Ansicht lautet, 
dass bestimmte Ungleichheiten von größerer 
Bedeutung seien als andere und dass die Un-
gleichheit vor dem Gesetz dabei an erster Stelle 
stehe.9 Rechte und Freiheiten können jedoch 
nicht für sich allein existieren. Wahrscheinlich 
werden Menschen, die arm oder krank sind, kei-
nen Zugang zu Bildung haben und nicht in der 
Lage sind, auf ihre Lebensumstände Einfluss 
zu nehmen, ihre Freiheit und ihre Rechte nur 
eingeschränkt nutzen können. Formale Gleich-
heit hat nur dann einen Sinn, wenn sie durch 
das untermauert wird, was Amartya Sen die 
„wesentlichen Freiheiten“ nennt: die Fähigkeit 
der Menschen, einen bestimmten Lebensstil zu 
wählen und die Dinge zu tun, auf die sie Wert 
legen. Tiefgehende Ungleichheiten bei den 
Lebenschancen begrenzen diese wesentlichen 
Freiheiten und höhlen damit den Gedanken 
der Gleichheit vor dem Gesetz aus.

 
Andere vertreten die Meinung, der eigent-

liche Brennpunkt der sozialen Gerechtigkeit 
seien die absoluten Entbehrungen, nicht die 
Verteilung. Nach dieser Argumentation ist die 
Position armer Menschen in Relation zu ande-
ren weniger wichtig als das Ausmaß, in dem sie 
über Einkommen verfügen oder Zugang zu Ge-
sundheitsdiensten und Bildungsmöglichkeiten 
haben. „Wir sind gegen Armut“, lautet der gän-
gige Refrain, „aber Ungleichheit ist etwas an-
deres und hat nichts zu tun mit sozialer Gerech-
tigkeit und den MDGs.“ Auch dieses Argument 
ist nicht ganz richtig. Absolute Armut und Un-
gleichheit mögen zwei verschiedene Konzepte 
sein, aber sie hängen eng miteinander zusam-
men. Die Disparitäten bei den Lebenschan-
cen sind für die Aussichten, der Armut zu ent-
kommen, entscheidend. So kann der ungleiche 
Zugang zu Gesundheitsversorgung, Bildung 
oder politischen Rechten die Aussichten eines 
Individuums auf Überwindung der Armut 
einschränken. In diesem Kapitel untersuchen 
wir einige grundlegende Disparitäten, die mit 

Absolute Armut und 
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Armut interagieren. Die Verbindung zwischen 
den verschiedenen Disparitäten besteht darin, 
dass sie in der ungleichen Machtverteilung wur-
zeln, die Benachteiligung und Armut verfestigt. 
Die „Pathologien der Macht“, wie ein Autor sie 
nannte, bilden den Kern der Prozesse, die die 
Länder vom Kurs auf die Millenniums-Ent-
wicklungsziele abbringen.10

Wie wir später zeigen werden, hängen die 
Fortschritte bei der Verringerung der absolu-
ten Armut in hohem Maß von Ungleichheit 
ab. Das gilt nicht nur für das Einkommen, 
sondern auch für weiter reichende Ungleich-
heiten in Bereichen wie Gesundheit, Bildung 
und Politik. Ferner steht der Gedanke, dass 
Armut und menschliches Wohlergehen nur 
absolut, unter Ausschluss jeder relativie-
renden Überlegung definiert werden können, 

nicht nur im Widerspruch zu Erkenntnis-
sen aus Verhaltensstudien, sondern auch zu 
den grundlegenden Ideen, die Adam Smith 
1776 entwickelte. Er vertrat mit Nachdruck 
das Argument, die relative Verteilung sei 
ein integraler Bestandteil jeder Beurteilung 
des menschlichen Wohlergehens. „Unter 
Notwendigkeiten verstehe ich nicht nur die 
Güter, die für den Lebensunterhalt unver-
zichtbar sind, sondern all die Dinge, deren 
Abwesenheit nach der Sitte des Landes für 
Menschen, selbst des niedrigsten Standes, die 
etwas auf sich halten, als unwürdig gilt. Ein 
Leinenhemd beispielsweise ist streng genom-
men nicht lebensnotwendig ... Aber in der 
heutigen Zeit würde sich im größeren Teil 
Europas ein Tagelöhner, der etwas auf sich 
hält, schämen, sich ohne ein Leinenhemd in 
der Öffentlichkeit zu zeigen.“11

ineinandergreifende Benachteiligungen: 
Ungleichheit innerhalb von ländern

Kapitel 1 befasste sich mit den Ungleichheiten 
zwischen reichen und armen Ländern. Solche 
Ungleichheiten finden sich auch innerhalb von 
Ländern wieder. Zwischen reichen und armen 
Menschen, Männern und Frauen, ländlichen 
und städtischen Gebieten, verschiedenen Regi-
onen und Gruppen bestehen nach wie vor tief-
gehende Disparitäten hinsichtlich der mensch-
lichen Entwicklung. Diese Ungleichheiten 
treten selten isoliert auf. Sie schaffen sich gegen-
seitig verstärkende Strukturen der Benachteili-
gung, von denen die Menschen ihr Leben lang 
nicht loskommen und die über Generationen 
weitergegeben werden. 

Bei der Ungleichverteilung der Einkommen 
gibt es erhebliche Abweichungen zwischen den 
Regionen. Allgemein gesagt bewegt sich die Un-
gleichverteilung in Lateinamerika und Afrika 
südlich der Sahara auf einem hohen Niveau, 
während sie in Südasien und in den Mitglied-

staaten der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
sehr viel niedriger ist. Obwohl es keine eindeu-
tigen Schwellenpunkte gibt, können Länder mit 
einem Gini-Koeffizienten über 50 der Katego-
rie hohe Ungleichverteilung zugeordnet werden 
(Grafik 2.1).

Häufig werden länderübergreifende Belege 
zur Unterstützung der Ansicht zitiert, die Un-
gleichverteilung würde sich über einen längeren 
Zeitraum wenig ändern. Diese Behauptung ist 
in wichtigen Punkten irreführend. Wenn auch 
der Vergleich von Erhebungen, die in verschie-
denen Ländern und zu unterschiedlichen Zeit-
punkten vorgenommen wurden, schwierig ist, 
zeichnet sich doch in den letzten beiden Jahr-
zehnten eine klare Tendenz zu wachsender 
Ungleichverteilung innerhalb von Ländern 
ab. Von den 73 Ländern, für die Daten vorlie-
gen, verzeichneten 53 (mit mehr als 80 Prozent 
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der Weltbevölkerung) eine Zunahme der Un-
gleichverteilung, während nur neun (mit vier 
Prozent der Weltbevölkerung) einen Rückgang 
erlebten.12 Dies gilt sowohl für Situationen mit 
hohem als auch für solche mit geringem Wachs-
tum (wie im ersten Fall für China und im zwei-
ten Fall für Bolivien), und es gilt quer über alle 
Regionen hinweg. 

Die Unterschiede beim Gini-Koeffizienten 
hängen mit den Unterschieden beim Anteil der 
ärmsten Gruppen am Nationaleinkommen zu-
sammen. Allgemein gesprochen, ist der Gini-
Koeffizient umso höher, je geringer der von den 
ärmsten Gesellschaftsschichten erreichte An-

teil am Nationaleinkommen ist. Die ärmsten 
20 Prozent der Bevölkerung in Ländern mit 
geringer Ungleichverteilung wie Indonesien 
und Vietnam erreichen einen drei- bis viermal 
höheren Anteil am Nationaleinkommen als die 
entsprechende Gruppe in Ländern mit hoher 
Ungleichheit wie Guatemala und Peru (Gra-
fik 2.2). Während Einkommensunterschiede 
zwischen den Ländern für den größten Teil 
der weltweiten Ungleichverteilung verantwort-
lich sind, stehen die Einkommensdisparitäten 
innerhalb vieler Länder dem Ausmaß der glo-
balen Ungleichheiten bei der Einkommens-
verteilung nicht nach. In Brasilien entfallen 
auf die ärmsten zehn Prozent der Bevölkerung 
0,7 Prozent des Nationaleinkommens, auf die 
reichsten zehn Prozent dagegen 47 Prozent.  

Die Anteile am EinkommenskuchenGrafik 2.2

Quelle: Indikatorentabelle 15.
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Quelle: Regionale Daten, Dihkanov 2005; Länderdaten, Indikatorentabelle 15.
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Auch innerhalb Afrikas südlich der Sahara ist 
die Ungleichverteilung sehr hoch. In Sambia 
zum Beispiel beträgt das Verhältnis zwischen 
dem Einkommen der reichsten und dem Ein-
kommen der ärmsten zehn Prozent 42:1.

Die Verteilungsmuster haben erheb-
lichen Einfluss auf den Zusammenhang 
zwischen Durchschnittseinkommen und 
Armutsniveau. Eine gleichmäßigere Vertei-
lung kann bedeuten, dass arme Menschen 
in Ländern mit geringer Ungleichverteilung 
über ein höheres Einkommen verfügen als 
arme Menschen in Ländern mit höheren 
Durchschnittseinkommen. Dies ist ein 
klares Beispiel dafür, wie sich die Verteilung 
auf die absolute Armut auswirkt. So ist etwa 
das Durchschnittseinkommen in Brasilien 
dreimal so hoch wie das Durchschnittsein-
kommen in Vietnam. Aber das Einkommen 
der ärmsten 20 Prozent der Brasilianer liegt 
weit unter dem Durchschnittseinkommen 
in Vietnam und ist mit dem der ärmsten 20 
Prozent dieses Landes vergleichbar (Grafik 
2.3). Die ärmsten 20 Prozent der Bevölke-
rung Großbritanniens verfügen über ein 
Einkommen, das mit dem der ärmsten 20 
Prozent in der Tschechischen Republik, 
einem weit weniger wohlhabenden Land, 
vergleichbar ist.

Aus diesem Vergleich lässt sich schließen, 
dass das Durchschnittseinkommen die Aus-
wirkungen der Verteilungsmuster auf die tat-
sächliche Wohlfahrt verschleiert. Der Index für 
menschliche Entwicklung (HDI) ist ebenfalls 
ein Durchschnittsindikator. Insofern bietet auch 
er ein Bild der Lage einer hypothetischen Durch-
schnittsperson eines Landes, nicht einer durch-
schnittlichen armen Person. Dies lässt sich mit 
einem einfachen Rechenexempel nachweisen. 
Zieht man für die Einkommenskomponente des 
HDI an Stelle des allgemeinen Durchschnitts-
einkommens das Durchschnittseinkommen der 
ärmsten 20 Prozent heran, während alle anderen 
Größen konstant bleiben – einschließlich der 
Ergebnisse im Gesundheits- und Bildungsbe-
reich – so fällt Brasilien in der HDI-Einstufung 
um 52 Ränge (auf Platz 115) und Mexiko um 55 
Ränge (auf Platz 108) zurück. 

Vergleiche zwischen Ländern mit nied-
rigem Einkommen und Ländern mit hoher 
Ungleichverteilung sind auch in anderer Hin-
sicht aufschlussreich. Sie machen deutlich, 
dass bei einem beliebigen Durchschnittsein-
kommen eine ausgewogenere Verteilung mit 
geringerer Armut assoziiert werden kann. Zur 
Veranschaulichung lässt sich die Überlegung 
anstellen, wie sich die Einkommen in den ver-
schiedenen Teilbereichen der Gesamtvertei-
lung in einem Land verändern würden, wenn 
diesem die Verteilungsmuster eines Landes mit 
höherer Gleichheit auferlegt würden. Derzeit 
verfügen die ärmsten 20 Prozent der Bevölke-
rung in Guatemala über ein Durchschnitts-
einkommen von 550 US-Dollar pro Jahr. Sie 
liegen damit um 46 Prozentpunkte unter der 
internationalen Armutsgrenze von zwei US-
Dollar pro Tag. Würde diese Gruppe densel-
ben Anteil am Nationaleinkommen erreichen 
wie die ärmsten 20 Prozent in Vietnam, dann 
würde ihr Durchschnittseinkommen auf 1.560 
US-Dollar steigen und damit um 66 Prozent-
punkte über der Grenze von zwei US-Dollar 
pro Tag liegen.13 Natürlich könnte man argu-
mentieren, dass dieses Beispiel ignoriert, wel-
che potenziell negativen Effekte der Übergang 
zu größerer Verteilungsgerechtigkeit in Guate-
mala auf das Wachstum und damit auf die Ge-

Die Situation der Armen – das 
Durchschnittseinkommen spielt eine 
Rolle, die Ungleichheit jedoch auch

Grafik 2.3

Quelle: Berechnet auf der Grundlage der Daten zum Pro-Kopf-BIP (PPP US-$)
aus Indikatorentabelle 14 sowie der Daten zum Einkommensanteil der ärmsten
20 % aus Indikatorentabelle 15.
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samtgröße der Volkswirtschaft ausüben könnte. 
Aber das Beispiel Vietnams, einer dynamischen, 
rasch wachsenden Volkwirtschaft mit geringer 
Ungleichheit, ist ein Hinweis darauf, dass auch 
in Guatemala, das zwei Jahrzehnte eines lang-
samen Wachstums erlebt hat, positive Auswir-
kungen möglich wären.

Einkommensungleichheiten reflektieren und 
beeinflussen die breiteren Ungleichheiten bei 
den Lebenschancen, beginnend mit der Chance 
des Überlebens.14 In Bolivien und Peru sind die 
Säuglingssterblichkeitsraten bei den Kindern der 
ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung vier- bis 
fünfmal höher als bei den Kindern der reichsten 
20 Prozent. Auf Grund ihrer höheren Geburten-
zahlen sind die Armen bei der Verteilung der Ster-
befälle von Kindern stark überrepräsentiert (Gra-
fik 2.4). Dies zeigt recht krass, wie Ungleichheit 
die Menschen wesentlicher Freiheiten und Wahl-
möglichkeiten beraubt, ungeachtet ihrer forma-
len Rechte und Freiheiten.

Wohlstandsbedingte Unterschiede sind das 
erste Glied eines Kreislaufs der Ungleichheit, 
aus dem die Menschen ihr Leben lang nicht 
herauskommen. Für Frauen in armen Haushal-
ten besteht eine geringere Wahrscheinlichkeit, 
dass sie eine Schwangerschaftsbetreuung erhal-
ten und dass ihre Geburten von einer medizi-
nischen Fachkraft begleitet werden (Grafik 2.5). 
Die Wahrscheinlichkeit, dass ihre Kinder über-
leben oder dass sie eine Schulbildung abschlie-

ßen, ist geringer. Kinder ohne abgeschlossene 
Schulbildung werden wahrscheinlich niedrigere 
Einkommen haben. So setzt sich der Kreislauf 
der Benachteiligung über Generationen fort.

Auch in den reichen Ländern sind die 
grundlegenden Lebenschancen ungleich ver-
teilt. Kapitel 1 warf ein Schlaglicht auf die tiefe 
Kluft, die hier den Durchschnittsbürger eines 
reichen Landes vom Durchschnittsbürger eines 
armen Landes trennt. Von dieser Kluft abgese-
hen, sind auch die Lebenschancen bestimmter 
benachteiligter Gruppen in der ‚Ersten Welt’ 
mit dem Durchschnitt in Ländern vergleichbar, 
in denen das Einkommensniveau sehr viel nied-
riger ist. Ärmere Menschen sterben früher und 
sind häufiger krank. In den Vereinigten Staaten 

Höchste Sterbewahrscheinlichkeit für die Kinder der ÄrmstenGrafik 2.4

Quelle: Berechnet auf der Grundlage der Daten zur Sterblichkeit der unter 5-jährigen und zu Geburten aus Gwatkin et al. (demnächst erscheinend).
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leben Männer in der Gruppe der obersten fünf 
Prozent der Einkommenspyramide rund 25 
Prozent länger als Männer in der Gruppe der 
untersten fünf Prozent.15 Zugleich ist es trotz 
hoher Gesundheitsausgaben nicht gelungen, die 
großen Disparitäten bei den Säuglingssterblich-
keitsraten zu beseitigen, die durch die Rasse der 
Menschen, ihren Wohlstand und ihren Wohn-
sitz in bestimmten Bundesstaaten bedingt sind. 
Diese Disparitäten behinderten die Fortschritte 
bei der Senkung der Säuglingssterblichkeit. Die 
Säuglingssterblichkeitsrate in den Vereinigten 
Staaten ist mit der in Malaysia vergleichbar, 
einem Land, dessen Einkommen nur ein Vier-
tel des amerikanischen beträgt. Bei afroameri-
kanischen Kindern in Washington D.C. ist die 
Säuglingssterblichkeitsrate höher als bei Kin-
dern im indischen Staat Kerala. Zwar spielen 
dabei auch andere sozioökonomische Faktoren 
eine Rolle, aber finanzielle Barrieren für eine 
angemessene Gesundheitsversorgung tragen 
erheblich zu dieser Situation bei (Kasten 2.1).

Schichten der Ungleichheit  
beschränken Lebensentscheidungen

In jedem Land werden die Lebenschancen 
durch komplexe Schichtungen von Ungleich-
heit eingeengt. Disparitäten bei den Bildungs-, 
Gesundheits- und Einkommenschancen sowie 
bei den Möglichkeiten politischer Einfluss-
nahme finden sich in unterschiedlicher Grö-
ßenordnung in allen Ländern. Ungleichheiten, 
die mit Wohlstand, Geschlecht, Wohnort, 
Rasse und ethnischer Zugehörigkeit zusam-
menhängen, üben ebenso wie andere Krite-
rien für Benachteiligung ihre Wirkung nicht 
isoliert aus. Durch ihre Interaktion entstehen 
dynamische und sich gegenseitig verstärkende 
Kreisläufe der Benachteiligung, die über Gene-
rationen weitergegeben werden. Im Aufbrechen 
dieser Kreisläufe liegt einer der Schlüssel für 
schnelleren Fortschritt bei der Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele. 

Regionale Ungleichheiten 
In vielen Ländern sind regionale Disparitäten 
eine wichtige Quelle der Ungleichheit. Im 
Nordosten Brasiliens beträgt die Säuglings-

sterblichkeitsrate 52 Sterbefälle pro 1.000 
Lebendgeburten, während es im Südosten des 
Landes nur 20 pro 1.000 sind. Die zehn Kom-
munen mit den niedrigsten Säuglingssterblich-
keitsraten verzeichnen im Durchschnitt acht 
Sterbefälle auf jeweils 1.000 Lebendgeburten, 
das ist mit den Raten in einigen Hocheinkom-
mensländern vergleichbar. Die zehn Kommu-
nen mit den höchsten Raten verzeichnen 117 
pro 1.000, das sind mehr als im indischen Staat 
Bihar. Die Pro-Kopf-Ausgaben für Gesundheit 
sind umgekehrt proportional zur Säuglings-
sterblichkeitsrate: Im Südosten Brasiliens sind 
sie doppelt so hoch wie im Nordosten.16 

Eine grafische Aufschlüsselung der natio-
nalen HDIs legt das Ausmaß der regionalen 
Ungleichheit innerhalb der Länder offen (Gra-
fik 2.6). In China reicht der HDI von 0,64 in 
Guizhou bis zu 0,80 in Guangdong und 0,89 
in Shanghai. Wenn diese Provinzen Staaten 
wären, dann würde Guizhou knapp über Na-
mibia liegen und Shanghai gleichauf mit Por-
tugal. Der HDI in Mexiko reicht von 0,71 in 
Chiapas und 0,72 in Oaxaca bis 0,89 in Mexiko 
Stadt, eine Spanne, die den Länderrangstufen 
von El Salvador bis Republik Korea entspricht. 
Eine Erklärung hierfür sind Bildungsunter-
schiede. Die Analphabetenraten bewegen sich 
zwischen drei Prozent in Mexiko Stadt und 
mehr als 20 Prozent in Chiapas und Guerrero. 
Grafik 2.7 verwendet ein Baumdiagramm zur 

Grafik 2.6 Unterschiedliche menschliche 
Entwicklung in Provinzen Chinas
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Quelle: Berechnet auf der Grundlage von: China, National Bureau of
Statistics 2004 und UNDP 2002.
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Bei den Ausgaben für die Gesundheitsversorgung liegen die Verei-

nigten Staaten an der Weltspitze. Pro Kopf erreichen ihre Ausgaben 

mit 13 Prozent des Nationaleinkommens das Doppelte des Durch-

schnitts der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung. Dennoch haben manche Länder, die erheblich we-

niger aufwenden als die Vereinigten Staaten, eine gesündere Be-

völkerung. Die US-Indikatoren für die öffentliche Gesundheit sind 

gezeichnet von tief reichenden Ungleichheiten, die mit Einkommen, 

Versicherungsschutz, Rasse, ethnischer Zugehörigkeit, Geografie 

und – vor allem – Versorgungszugang zusammenhängen.

Die Schlüsselindikatoren für die Gesundheit in den Vereinigten 

Staaten liegen weit unter dem, was man angesichts des Wohlstands 

des Landes erwarten würde. 

Besonders bedenklich sind 

die Trends der Säuglings-

sterblichkeit. Nach einem 

50 Jahre anhaltenden Rück-

gang der Säuglingssterblich-

keit verlangsamte sich die-

ser Trend ab dem Jahr 2000 

und kehrte sich dann um. Die 

Säuglingssterblichkeitsrate 

ist in den Vereinigten Staaten 

gegenwärtig höher als in vie-

len anderen Industrieländern. 

Malaysia – ein Land mit einem 

Viertel des Durchschnittsein-

kommens der USA – liegt bei 

der Säuglingssterblichkeit 

gleichauf (siehe Grafik 1) Der indische Staat Kerala weist eine städ-

tische Säuglingssterblichkeitsrate auf, die ähnlich hoch ist wie die 

der Afroamerikaner in Washington D.C.

Die gegenüber anderen Industrieländern schlechteren Gesund-

heitsdaten der USA erklären sich durch die großen Unterschiede 

bei der Gesundheit zwischen den einzelnen sozioökonomischen 

Gruppen. Von der Wiege bis zur Bahre ist die Gesundheit der US-

Bürger durch extreme Unterschiede geprägt. So bleiben die ras-

sischen und ethnischen Gesundheitsdisparitäten, die neben an-

deren Faktoren auf Unterschiede beim Versicherungsschutz, beim 

Einkommen, bei der Sprache und bei der Bildung zurückzuführen 

sind, hartnäckig bestehen (Grafik 2). Die Wahrscheinlichkeit, un-

tergewichtige Kinder zu gebären, ist für afroamerikanische Mütter 

doppelt so hoch wie für weiße Mütter, ebenso die Wahrscheinlich-

keit, dass ihre Kinder vor dem ersten Geburtstag sterben. Zwischen 

Einkommensunterschieden und Unterschieden bei der Gesundheit 

besteht eine enge Korrelation. Ein männlicher Säugling, der in einer 

Familie der obersten fünf Prozent der Einkommenspyramide der 

USA geboren wird, wird um 25 Prozent länger leben als ein Säug-

ling in einer Familie der untersten fünf Prozent. 

Zu den Ungleichheiten bei der Gesundheit tragen viele Faktoren 

bei. Eine wichtige Rolle spielt die Deckung durch Krankenversicherung. 

Die USA sind das einzige reiche Land ohne allgemeines Krankenver-

sicherungssystem. Die Mischung aus beschäftigungsabhängiger pri-

vater Versicherung und staatlichen Versorgungsleistungen hat zu kei-

nem Zeitpunkt alle Amerikaner erfasst. Während mehr als die Hälfte der 

Bevölkerung durch ihren Arbeitgeber versichert ist und fast alle Älteren 

durch das staatliche Medicare-Programm erfasst sind, waren mehr als 

ein Sechstel (45 Millionen) der nicht zu den Älteren zählenden Ameri-

kaner im Jahre 2003 ohne Versicherungsschutz. Über ein Drittel (36 

Prozent) der Familien unter der 

Armutsgrenze sind unversichert. 

Hispanoamerikaner (34 Prozent) 

sind tendenziell doppelt so oft 

unversichert wie weiße Amerika-

ner (13 Prozent), und 21 Prozent 

der Afroamerikaner haben keine 

Krankenversicherung. Ebenso 

variiert die Deckung durch Kran-

kenversicherungen zwischen 

den 50 Bundesstaaten, je nach 

Anzahl der Familien mit gerin-

gem Einkommen, der Art der 

Beschäftigung und der Reich-

weite des Medicaid-Programms 

des jeweiligen Staates zu Guns-

ten von Menschen mit niedrigem 

Einkommen.

Mehr als in jedem anderen großen Industrieland sind in den 

USA die Kosten einer medizinischen Behandlung eine hohe Zu-

gangshürde. Über 40 Prozent der Unversicherten haben keinen 

Ort, an dem sie sich regelmäßig medizinisch behandeln lassen 

können, wenn sie krank sind, und über ein Drittel geben an, dass 

sie selbst oder ein Familienangehöriger im vergangenen Jahr aus 

Kostengründen die benötigte medizinische Versorgung, einschließ-

lich empfohlener Behandlungen oder verschreibungspflichtiger 

Medikamente, nicht in Anspruch nehmen konnten. 

Der ungleiche Zugang zur Gesundheitsversorgung hat eindeu-

tige Folgen für die Gesundheitssituation. Wer nicht versichert ist, 

wird seltener ambulant behandelt und kommt deshalb öfter wegen 

vermeidbarer Gesundheitsprobleme ins Krankenhaus. Unversi-

cherte werden im Krankenhaus weniger intensiv behandelt und 

sterben eher als Versicherte. Sie erhalten auch weniger vorbeu-

Kasten 2.1   Ungleichheit und Gesundheit in den Vereinigten Staaten

Quellen: Indische Daten, IIPS und ORC Macro 2000;
US-Daten, The Henry Kaiser Family Foundation 2005;
nationale Daten, Indikatorentabelle 10.
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Untersuchung der Ungleichheiten unterhalb der 
gesamtstaatlichen Ebene in Mexiko. Die reichs-
ten Kommunen in Guerrero, wie etwa der Bade-
ort Acapulco, weisen ein mit Hocheinkommens-
ländern vergleichbares Alphabetisierungsniveau 
auf, bei geringen geschlechtsspezifischen Dispa-
ritäten. Dagegen sinkt in den vorwiegend länd-
lichen, indigenen und in den Bergen liegenden 
Kommunen das generelle Alphabetisierungsni-
veau auf 28 Prozent – die Hälfte des Niveaus von 
Sudan –, das der Frauen sogar auf 20 Prozent. 
Die Darstellung der Ungleichheiten als Baum-
diagramm bietet die Möglichkeit, die innerhalb 
des nationalen Durchschnitts bestehenden kom-
plexen Ungleichheitsmuster nachzuvollziehen.

Disparitäten zwischen Stadt und Land
In einem ländlichen Gebiet zu leben, ist in vie-
len Ländern ein Kriterium für Benachteiligung. 
Die Armutsraten sind höher und der Zugang zu 
Dienstleistungen ist geringer. In Ghana beträgt 
die Armutsrate in der Hauptstadt Accra zwei 
Prozent, in der ländlichen Savannenregion 
dagegen 70 Prozent. Auf letztere entfällt ein 
Fünftel der Gesamtbevölkerung Ghanas, aber 
zwei Fünftel der in Armut lebenden Bevölke-
rungsgruppen. Während in Accra die Armut 
zurückging, ist sie in der Savanne unverändert 
geblieben.17 

Auch beim Zugang zu Grundversor-
gungsdiensten ist die Kluft zwischen Stadt 
und Land in Ghana sehr ausgeprägt. Nur ein 
Fünftel der ländlichen Bewohner verfügen 
über Leitungswasser, während es in der Stadt 
vier Fünftel sind. Die Sterblichkeitsraten von 
Kindern unter fünf Jahren sind in den länd-
lichen Gebieten sehr viel höher und spiegeln 
eine stärkere Verbreitung der Armut und eine 
geringere Versorgung mit Basisdiensten wider. 
In Bolivien sind die Sterblichkeitsraten bei 
Kindern im ländlichen Raum fast 1,9-mal 
höher als bei Kindern in Städten (Grafik 2.8).  
Die Kluft zwischen Stadt und Land verstärkt 
die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten, in 
vielen Ländern sogar sehr drastisch. In Paki-
stan beträgt die Disparität zwischen Stadt und 
Land beim Schulbesuch 27 Prozentpunkte, der  

Land Provinz Kommune Geschlecht
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Grafik 2.7

Quelle: Mexiko, INEGI 2005.
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gende Behandlungen. Das Institute of Medicine schätzt, dass jedes 

Jahr mindestens 18.000 Amerikaner vorzeitig sterben, allein weil sie 

nicht krankenversichert sind. Wer in einem unversicherten Haushalt 

geboren wird, wird mit 50 Prozent höherer Wahrscheinlichkeit im 

ersten Lebensjahr sterben.

Der ungleiche Zugang zur Gesundheitsversorgung hat ent-

scheidenden Einfluss auf mit der Rasse zusammenhängende 

Unterschiede bei der Gesundheit, die nur zum Teil mit Versiche-

rungs- und Einkommensungleichheiten zu erklären sind. Eine Un-

tersuchung zeigt, dass fast 85.000 Menschenleben pro Jahr geret-

tet werden könnten, wenn die Kluft zwischen Afroamerikanern und 

weißen Amerikanern bei der Gesundheitsversorgung geschlossen 

würde. Zum Vergleich: Der technische Fortschritt in der Medizin 

rettet etwa 20.000 Menschenleben pro Jahr.

Dieser Vergleich unterstreicht einen Widerspruch im Kern des 

Gesundheitssystems der USA. Ein hoher individueller Kostenauf-

wand für die Gesundheit reflektiert die medizinische Spitzentech-

nologie und die modernen Therapiemöglichkeiten, über die das 

Land verfügt, aber die sozialen Ungleichheiten, verbunden mit 

Ungleichheiten bei der Gesundheitsfinanzierung, begrenzen die 

Reichweite des medizinischen Fortschritts.

Quellen: Rowland und Hoffman 2005; Proctor und Dalaker 2003; Munnell, Hatch und Lee 2004; The Henry Kaiser Family Foundation 2005; Deaton 2002.

Kasten 2.1   Ungleichheit und Gesundheit in den Vereinigten Staaten (Fortsetzung)
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entsprechende Abstand zwischen Mädchen und 
Jungen im ländlichen Raum erreicht jedoch 47 
Prozentpunkte (Grafik 2.9). In vielen Ländern 
verschärft das Stadt-Land-Gefälle auch die Un-
gleichheiten innerhalb und zwischen einzelnen 
Gruppen. Für die indigene Bevölkerung Guate-
malas ist die Wahrscheinlichkeit eines Lebens 
in Armut ohnehin sehr viel höher, jedoch liegt 
bei der ländlichen indigenen Bevölkerung die 
Armutsrate um fast das Fünffache über dem 
Durchschnitt der nicht-indigenen städtischen 
Bevölkerung (Grafik 2.10).

Geschlechtsspezifische Ungleichheit
Die Disparitäten zwischen den Geschlechtern 
gehören zu den am stärksten verwurzelten und 

verbreiteten Ungleichheiten. Am schlimmsten 
tritt dies in Teilen Südasiens zu Tage. In Indien 
ist die Sterblichkeitsrate bei ein- bis fünfjährigen 
Mädchen um 50 Prozent höher als bei Jungen. 
Diese Mädchen, die nicht überleben, weil sie mit 
zwei X-Chromosomen geboren werden, sind 
Teil jener 100 Millionen „fehlender Frauen“ in 
Südasien. Die höheren Sterblichkeitsraten von 
Mädchen und Frauen von der Geburt bis zum 
Alter von etwa 30 Jahren kehren das normale 
demografische Gleichgewicht zwischen den 
Geschlechtern um. Sie sind ein Hinweis auf 
strukturelle Ungleichheiten in Bezug auf die 
Ernährung, die Gesundheitsversorgung und 
den gesellschaftlichen Status.

Die Einkommensungleichheit verstärkt die 
ungleiche Gesundheitssituation von Frauen. In 
Indonesien sind die Müttersterblichkeitsraten 
unter den Frauen der ärmsten 20 Prozent der 
Bevölkerung viermal höher als unter den Frauen 
der reichsten 20 Prozent. Bei Frauen, die wäh-
rend der Schwangerschaft sterben, ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie keine Schulbildung und 
keinen Zugang zu sauberem Wasser hatten, dop-
pelt so hoch.18 In der ganzen Entwicklungswelt 
ist es für arme Frauen weniger wahrscheinlich 
als für jene aus höheren Einkommensgruppen, 
dass ihre Geburten von einer medizinischen 
Fachkraft begleitet werden – ein Schlüsselindi-
kator für die Müttersterblichkeit. In Peru und 

Armut in Guatemala – ethnische
Zugehörigkeit und Wohnregion

Grafik 2.10
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Grafik 2.8

Quelle:  Berechnet auf der Grundlage der Daten zur Kindersterblichkeit aus Measure DHS 2005.
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Jemen ist für Frauen der reichsten 20 Prozent 
der Bevölkerung die Wahrscheinlichkeit einer 
Geburtsbetreuung durch medizinische Fach-
kräfte sechs bis sieben Mal höher als für Frauen 
der ärmsten 20 Prozent. Geschlechtsspezifische 
Ungleichheiten, einschließlich Säuglingssterb-
lichkeit, sind auf allgemeinere Ungleichheiten 
bei den Lebenschancen zurückzuführen. In 
Burkina Faso sind die Säuglingssterblichkeits-
raten bei Kindern, deren Mütter keine Schul-
bildung haben, drei Mal höher als bei Kindern 
von Müttern mit Schulbildung. 

Die deutlich sichtbaren Disparitäten bei der 
menschlichen Entwicklung, die hier beschrie-
ben werden, sind das Ergebnis tieferer struk-
tureller Ungleichheiten. Dazu gehören auch 
weniger sichtbare Ungleichheiten in den Macht-
verhältnissen. Die Ausstattung der Armen mit 
mehr Macht ist einerseits ein Instrument zur 
Verringerung der Armut und andererseits, da 
die gesellschaftliche Partizipation eine Dimen-
sion der menschlichen Entwicklung darstellt, 
ein Bestandteil der Armutsbekämpfung selbst.  
Arme Menschen und benachteiligte Gruppen 
sind häufig nicht in der Lage, Institutionen zu 
beeinflussen, die von einer Elite kontrolliert 
werden. Allgemeiner gesagt wird die Benachtei-
ligung durch Ungleichheiten bei jenen Faktoren 
verfestigt, die die politischen Befähigungen der 
Armen bestimmen: Selbstvertrauen, Fähigkeit 

zur Beeinflussung politischer Prozesse und An-
erkennung durch die übrige Gesellschaft.

Nirgends zeigen sich das Machtungleich-
gewicht und seine Folgen so deutlich wie bei 
den Frauen. Sie erfahren die ungleiche Macht-
verteilung gegenüber Männern überall, vom 
Haushalt bis zur nationalen Ebene, auf der 
sie generell unterrepräsentiert sind, sei es in 
den gesetzgebenden Gremien, in den Regie-
rungsorganen oder in den lokalen politischen 
Strukturen. Frauen, insbesondere solche mit 
niedrigem Einkommen, haben tendenziell 
eine geringere Kontrolle über die Haushalts-
ressourcen, geringeren Zugang zu Informati-
onen und zu Gesundheitsdiensten und eine 
geringere Kontrolle über ihre Zeit. Diese Fak-
toren hängen eng mit ihrem Ernährungsstand, 
der Qualität ihrer Gesundheitsversorgung und 
dem Ernährungsstand ihrer Kinder zusammen 
(siehe Kasten 1.3).

Ungleiche Chancen – bei 
der Gesundheit und bei den 
Millenniums-Entwicklungszielen

Ungleiche Lebenschancen in dem oben 
beschriebenen Ausmaß sind nicht nur in sich 
ungerecht, sie sind auch nachteilig für die Mil-
lenniumsziele. Tiefgehende Ungleichheiten be-
hindern die Fortschritte in vielen Bereichen. 
Am Beispiel der Kindersterblichkeit veran-
schaulicht dieser Abschnitt, wie Strategien zur 
Verringerung der Ungleichheit die Fortschritte 
beschleunigen können. 

Einkommen
Wie Kapitel 1 gezeigt hat, wird die Zielvor-
gabe der Senkung der Kindersterblichkeit um 
zwei Drittel deutlich verfehlt werden, wenn die 
gegenwärtigen Trends anhalten. Dieser Rück-
stand erklärt sich weitgehend durch zwei mit-
einander verknüpfte Faktoren. Erstens trifft in 
den meisten Ländern die Kindersterblichkeit 
die Armen in sehr viel höherem Ausmaß als 
ihrem Bevölkerungsanteil entsprechen würde. 
Anders gesagt sind die Kinder der Armen bei 
den Opfern der Kindersterblichkeit überreprä-
sentiert, in manchen Ländern ganz erheblich. In 

Grafik 2.11
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Quelle: Berechnet auf der Grundlage der Daten zur Sterblichkeit von unter 5-jährigen aus Gwatkin et al. (demnächst erscheinend).

Kindersterblichkeit – wachsende Kluft zwischen Reich und Arm
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Ghana entfallen 36 Prozent der Sterbefälle von 
Kindern auf die ärmsten 20 Prozent der Bevöl-
kerung, auf die reichsten 20 Prozent dagegen 
nur sieben Prozent (siehe Grafik 2.4). Zweitens 
ist der Rückgang der Kindersterblichkeitsrate 
in den armen Bevölkerungsgruppen sehr viel 
langsamer als der in den meisten Ländern zu 
beobachtende durchschnittliche Rückgang. 
Länderübergreifende Daten deuten darauf 
hin, dass die Kindersterblichkeitsrate bei den 
ärmsten 20 Prozent im Vergleich zum Durch-
schnitt halb so schnell zurückgeht, sodass der 
Abstand zwischen reichen und armen Kin-
dern bei der Sterblichkeit zunimmt. In Sam-
bia ging in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
die Kindersterblichkeitsrate bei den reichsten 
20 Prozent um sechs Prozent pro Jahr zurück 
– dreimal so schnell wie bei den ärmsten 20 
Prozent (Grafik 2.11). 

Kein vermeidbarer Tod eines Kindes darf 
hingenommen werden. Aber das gegenwärtige 
Fortschrittsmuster ist auch im Hinblick auf die 
Zielvorgabe, eine Senkung der Kindersterblich-
keit zum zwei Drittel zu erreichen, nicht opti-
mal. Der langsamste Rückgang erfolgt genau in 
der Bevölkerungsgruppe, in der ein schnellerer 
Fortschritt die größte Senkung der Kindersterb-
lichkeit bewirken könnte. Einer Schätzung zu-
folge würde die Schließung der Kluft zwischen 
den ärmsten 20 Prozent und dem nationalen 
Durchschnitt die Sterbefälle um 60 Prozent 
reduzieren und damit 6,3 Millionen Leben im 
Jahr retten. Dies würde die Welt auch auf Kurs 
bringen, um die MDG-Vorgabe zu erreichen.19 
Daraus lässt sich schließen, dass die Unfähig-
keit der Regierungen und der internationalen 
Gemeinschaft, die wohlstandsbedingten Un-
gleichheiten zu überwinden, pro Jahr sechs Mil-
lionen Kindern das Leben kostet.

Man könnte sogar behaupten, dass dieser 
Vergleich zu einer unangemessen vorsichtigen 
Beurteilung führt. Unter Heranziehung von 
Daten des Demographic and Health Survey 
haben wir geschätzt, was geschehen würde, 
wenn die durchschnittliche Kindersterblich-
keitsrate auf die Rate der reichsten 20 Prozent 
der Bevölkerung sinken würde. In vielen Län-

dern würde die Gesamtzahl der Sterbefälle 
enorm zurückgehen, in Indien und Nicaragua 
beispielsweise um mehr als die Hälfte. In In-
dien allein würde sich diese Gesamtzahl um 
1,4 Millionen verringern. In nur drei Ländern 
– Bangladesch, Indien und Nepal – wären unter 
den Kindern, deren Leben auf diese Weise ge-
rettet würde, eine halbe Million Kleinkinder in 
den ersten Lebensmonaten.

Geschlechtsspezifische Ungleichheiten
Wenn es gelänge, diese Ungleichheiten zu redu-
zieren, hätte dies einen Katalysatoreffekt für 
die Senkung der Kindersterblichkeit. Dieser 
wäre in Südasien, wo die geschlechtsspezifische 
Ungleichheit am tiefsten verwurzelt ist, beson-
ders deutlich spürbar. Wenn Indien den Mor-
talitätsabstand zwischen ein- bis fünfjährigen 
Mädchen und Jungen beseitigen würde, könnten 
schätzungsweise 130.000 Leben gerettet werden, 
sodass die Kindersterblichkeitsrate insgesamt um 
fünf Prozent zurückgehen würde.20

Die Überwindung der breiteren ge-
schlechtsspezifischen Ungleichheiten würde 
sich angesichts der negativen Korrelation 
zwischen Mangelernährung der Mütter und 
Kindersterblichkeit noch wesentlich stärker 
auswirken. Der Prozentsatz untergewichtiger 
Frauen ist in Südasien viermal höher als in 
Afrika südlich der Sahara, und der zur Kin-
dersterblichkeit beitragende Nährstoff- und 
Vitaminmangel ist wesentlich größer. Im Ver-
gleich mit Afrika südlich der Sahara hat Süd-
asien ein niedrigeres Armutsniveau und ein 
höheres Durchschnittseinkommen, aber eine 
um 20 Prozent höhere Mangelernährungsrate 
bei Kindern. Die Hälfte der untergewichtigen 
Kinder der Welt lebt in Südasien. Diese Defi-
zite menschlicher Entwicklung stehen in einem 
engen Zusammenhang mit geschlechtsspezi-
fischen Ungleichheiten.

Eine stärkere Ausgewogenheit zwischen 
den Geschlechtern wäre eine starke Triebfeder 
für die Senkung der Kindersterblichkeit. An 
Hand länderübergreifender Daten schätzte das 
International Food Policy Research Institute, 
dass eine stärkere Angleichung des Zugangs von 

Eine stärkere Ausge-

wogenheit zwischen 

den Geschlechtern wäre 

eine starke Triebfeder 

für die Senkung der 

Kindersterblichkeit



 80	 bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005

2

u
ng

le
ic

hh
ei

t	
un

d	
m

en
sc

hl
ic

he
	e

nt
w

ic
kl

un
g

Männern und Frauen zu Bildung, Ernährung, 
Einkommen und Eigentumsrechten die Ver-
breitung von Untergewicht bei Kindern unter 
drei Jahren in Südasien um 13 Prozentpunkte 
verringern könnte, sodass es 13,4 Millionen 
weniger mangelernährte und damit für eine 
frühe Sterblichkeit anfällige Kinder gäbe. In 
Afrika südlich der Sahara würde die Mangeler-
nährung von Kindern um drei Prozentpunkte 
zurückgehen, es gäbe also 1,7 Millionen weni-
ger mangelernährte Kinder.21 Die Befähigung 
der Frauen zu selbstbestimmtem Handeln be-
einflusst das Wohlergehen der Kinder auf 
verschiedene Weise, etwa durch größere Ge-
burtenabstände mittels einer besseren Fertili-
tätskontrolle, durch eine stärkere Nutzung von 
Gesundheitseinrichtungen und durch bessere 
Kenntnisse über Gesundheitsmaßnahmen.

Staatliche Politik
Die Reduzierung der tief verwurzelten Ungleich-
heiten auf Grund von Geschlecht, Einkommen 
und Wohnregion, die zu ungleichen Kindersterb-
lichkeitsraten führen, erfordert weit reichende 
Reformen. Der staatlichen Politik kommt eine 
entscheidende Rolle bei der Auseinandersetzung 
mit den folgenden drei Faktoren zu, die für die 
Verringerung der Ungleichheit wichtig sind

• Zugang. Häufig leben die Armen in Ge-
bieten, in denen Basisgesundheitsdienste 
nur spärlich vorhanden sind oder die Ein-
richtungen über zu wenig Medikamente 
und Fachpersonal verfügen. Ein Teil des 
Problems ist die chronische Unterfinan-
zierung. Die Bereitstellung einer gesund-
heitlichen Grundversorgung in einem 
Niedrigeinkommensland kostet schät-
zungsweise 30-40 US-Dollar pro Kopf. In 
den meisten afrikanischen Ländern errei-
chen die entsprechenden Pro-Kopf-Aus-
gaben weniger als sechs US-Dollar. Unter 
diesen Bedingungen ist zu erwarten, dass 
Gesundheitseinrichtungen, falls es sie 
überhaupt gibt, bestimmte unentbehrliche 
Arzneimittel nicht zur Verfügung haben.

 
• Erschwinglichkeit. Die Erhebung von Ge-

bühren für die Basisgesundheitsversorgung 

erhöht die Ungleichheit. Die Kosten für die 
Gesundheitsversorgung können einen großen 
Teil des Einkommens armer Menschen aus-
machen, mit dem Ergebnis geringerer Nach-
frage, abgebrochener Behandlungen oder hö-
herer Verschuldung. In Vietnam kostet ein 
einmaliger Krankenhausbesuch 40 Prozent 
des Monatseinkommens der ärmsten 20 Pro-
zent der Bevölkerung. Die den Haushalten 
entstehenden hohen Gesundheitsausgaben 
halten nicht nur von der Inanspruchnahme 
dieser Dienstleistungen ab, sondern haben 
nach einer Schätzung drei Millionen Men-
schen in Vietnam in die Armut getrieben.22 
In China hat der Zerfall des öffentlichen Ge-
sundheitssystems nach den Wirtschaftsre-
formen Ende der 1970er Jahre die Ungleich-
heiten im Gesundheitsbereich verschärft 
(Kasten 2.2). Der Verzicht auf Gebühren 
kann mehr Ausgewogenheit bewirken. Als 
sich Uganda 2001 dazu entschloss, stiegen 
die Besuche öffentlicher Gesundheitsein-
richtungen um 80 Prozent. Die Hälfte dieser 
Steigerung entfiel auf die ärmsten 20 Prozent 
der Bevölkerung. Der Anteil der Haushalte, 
die angaben, wegen hoher Kosten keine Ge-
sundheitsdienste in Anspruch genommen 
zu haben, fiel zwischen 1999 und 2002 von 
rund 50 Prozent auf 35 Prozent. Besonders 
deutlich war dieser Rückgang in der ärmsten 
Region des Landes.23

• Rechenschaftspflicht. Selbst dort, wo öffent-
liche Gesundheitsdienste vorhanden sind, 
werden sie von den Armen oftmals nicht 
in Anspruch genommen. So wird in Indien 
ein großer Teil der Nachfrage durch wenig 
qualifizierte private Anbieter gedeckt. Eine 
Erhebung in einem der ärmsten Distrikte 
Rajasthans ergab, dass arme Haushalte pri-
vate Anbieter von Gesundheitsdiensten 
nutzten, selbst wenn nominell kostenlose 
staatliche Dienstleistungen zur Verfügung 
standen. Einer der Gründe war, dass über 
die Hälfte der Gesundheitszentren auch 
während der offiziellen Öffnungszeiten ge-
schlossen waren. Sind diese Einrichtungen 
tatsächlich geöffnet, ist häufig keine aus-
gebildete Fachkraft anwesend. Für Indien 
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Im Verlauf der letzten 40 Jahre verzeichnete China Fort-

schritte bei der menschlichen Entwicklung, die zu den 

schnellsten in der Geschichte gehörten. Während der 

1990er Jahren stieg das Land um 14 Ränge im HDI (auf Platz 

85). In den letzten 20 Jahren hatte China die am schnellsten 

wachsende Wirtschaft der Welt, das Pro-Kopf-Einkommen, 

gemessen an konstanter Kaufkraft, stieg um das Dreifache. 

Allerdings gibt es beunruhigende Hinweise darauf, dass der 

soziale Fortschritt beginnt, hinter dem Wirtschaftswachs-

tum zurückzufallen, wobei die Verlangsamung beim Rück-

gang der Kindersterblichkeit besondere Sorge bereitet. 

Anscheinend tragen Ungleichheiten bei der Gesundheit 

zu diesem Problem bei. Kinder, die in den ärmsten Provin-

zen und dem ländlichen China leben, sind von den höch-

sten Sterblichkeitsrisiken bedroht. In städtischen Gebieten 

sind die Kindersterblichkeitsraten nur ein Drittel so hoch wie 

im ländlichen Raum. Bei Kindern unter fünf Jahren reichten 

die Sterblichkeitsraten von 8 pro 1.000 Lebendgeburten in 

Shanghai und Beijing (das ist vergleichbar mit den Verei-

nigten Staaten) bis zu 60 pro 1.000 in der ärmsten Provinz 

Guizhou (vergleichbar mit Namibia). Die Kluft zwischen rei-

chen und armen Provinzen scheint sich auszuweiten. Das-

selbe gilt für die Kluft bei den Überlebenschancen zwischen 

Mädchen und Jungen. Neuere Forschungen zeigen, dass 

die Sterblichkeitsrate bei Mädchen um 0,5 Prozent pro Jahr 

gestiegen und bei Jungen um 2,3 Prozent pro Jahr gesun-

ken ist.

Zu diesen Ungleichheiten hat die staatliche Politik bei-

getragen. Bis 1980 waren die meisten armen Chinesen, die 

auf dem Land lebten, von einem genossenschaftlichen Ge-

sundheitssystem erfasst. Dieses System wurde im Zuge 

der marktwirtschaftlichen Reformen abgewickelt. Eine der 

Folgen war, dass eine Verlagerung der von staatlichen Stel-

len getragenen Kosten für die Gesundheitsversorgung zu 

Transferleistungen an individuelle Haushalte stattfand. In-

zwischen müssen die meisten Menschen entweder eine 

Krankenversicherung abschließen oder entstehende Ko-

sten selbst tragen beziehungsweise auf eine medizinische 

Versorgung verzichten. Heute werden in China fünf Pro-

zent des BIP für die Gesundheit ausgegeben, das ist relativ 

viel im Vergleich zu anderen Ländern mit entsprechendem 

Einkommensniveau. Die staatlichen Gesundheitsausga-

ben belaufen sich jedoch auf weniger als zwei Prozent des 

BIP. Tatsächlich wurde also die Gesundheitsfinanzierung 

privatisiert.

Die Dezentralisierung des Steuerwesens hat den Über-

gang zu einem marktorientierten System verstärkt. Ärmere 

Landkreise und Distrikte konnten durch Steuern nicht genug 

Einnahmen erzielen, damit wurde der Druck auf die Anbie-

ter von Gesundheitsdiensten verstärkt, eine Bezahlung ihrer 

Leistungen zu fordern. Davon sind auch Basisimpfungen 

und andere vorbeugende Gesundheitsmaßnahmen betrof-

fen. Für Dienste, die ein öffentliches Gut sind, Geld zu ver-

langen, ist jedoch wirtschaftlich ineffizient und ungerecht.

Die Abschmelzung der staatlichen Versorgung be-

wirkte ein Ungleichgewicht zwischen Bedarf und Angebot: 

Die Pro-Kopf-Ausgaben für Gesundheit sind in städtischen 

Gebieten jetzt 3,5 mal so hoch wie in ländlichen Gebieten. 

Zwischen 70 und 80 Prozent der ländlichen Bevölkerung 

haben keine Krankenversicherung. Das heißt, dass jede 

Behandlung einer Krankheit aus der eigenen Tasche be-

zahlt werden muss. Die hohen Gesundheitskosten führen 

zur Verarmung der Haushalte und schrecken davon ab, Ge-

sundheitsdienste in Anspruch zu nehmen. Eine vom chi-

nesischen Gesundheitsministerium in Auftrag gegebene 

Studie, die drei Provinzen (Guangdong, Shanxi und Si-

chuan) umfasste, ergab, dass die Hälfte der Befragten im 

vergangenen Jahr trotz Notwendigkeit keine Behandlung 

in Anspruch genommen hat. Als Hauptgrund dafür wurden 

die Kosten genannt.

Preisbarrieren können zum Teil für den Rückgang bei 

der Immunisierung verantwortlich sein. In den 1980er Jah-

ren stieg die Immunisierungsrate gegen Diphtherie, Keuch-

husten und Tetanus (DPT3) von 58 auf 97 Prozent; eine der 

höchsten Erfassungsraten in der Entwicklungswelt. Wie aus 

Daten der Weltgesundheitsorganisation und des Kinder-

hilfswerks der Vereinten Nationen hervorgeht, ist sie seit-

dem auf 90 Prozent zurückgefallen.

Jetzt besteht die Gefahr, dass China die Vorgaben der 

Millenniums-Entwicklungsziele für die Kindersterblichkeit 

verfehlen wird und dass die verschärften Ungleichheiten 

auch den Fortschritt in Richtung auf weitere Gesundheits-

ziele behindern werden. Diese Ungleichheiten wurzeln in 

einem privatisierten System der Gesundheitsfinanzierung, 

das für Länder mit hohem Armutsniveau ungeeignet er-

scheint. Zwar haben Wirtschaftsreformen deutlich sichtbare 

Gewinne gebracht, aber die Ausdehnung von Marktprin-

zipien auf das Gesundheitssystem wurde zu weit getrieben. 

Die chinesische Regierung ist nun dabei, die Gesundheitsfi-

nanzierung zu überprüfen, um die Bereitstellung von Dien-

sten für arme Haushalte zu verstärken.

Quelle: Liu und andere 2004, Liu, Liu und Meng 1994, Sen 2004.

Kasten 2.2   China – wachsende Ungleichheit bei der Gesundheit
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insgesamt ergaben Erhebungen, die auf 
unerwarteten Besuchen in Gesundheits-
stationen basieren, dass in 40 Prozent 
dieser Einrichtungen keine Fachkraft an-
wesend ist.24 Der Aufbau stärker rechen-
schaftspf lichtiger Gesundheitssysteme 
kann den Zugang zu Gesundheitsdiensten 
und damit die Gesundheitsindikatoren 
drastisch verbessern. Ein Beispiel ist der 
brasilianische Bundesstaat Cereá, der 
zu den ärmsten des Landes gehört. Hier 

wurde 1987 ein dezentralisiertes, gemein-
wesengestütztes Gesundheitsversorgungs-
system eingerichtet, das inzwischen über 
170.000 Gesundheitsarbeiter beschäftigt. 
Das Programm wurde ergänzt durch Stra-
tegien, die die Überwachung der Anbie-
ter von Gesundheitsdiensten durch die 
Gemeinwesen unterstützen sollen. In we-
niger als 15 Jahren fiel die Säuglingssterb-
lichkeitsrate auf ein Drittel des Niveaus 
von 1987.

armutsorientiertes Wachstum und sein 
potenzial für die menschliche Entwicklung

Die Trends der Einkommensungleichheit 
haben wichtige Auswirkungen auf die breiteren 
Dimensionen der menschlichen Entwicklung 
und auf die Einkommensarmut. Bestrebungen 
zu einer größeren Verteilungsgerechtigkeit 
könnten die Einkommensarmut einschneidend 
verringern, mit positiven Nutzeffekten für die 
Millenniumsziele und die breiteren Ziele der 
menschlichen Entwicklung.

Eine bessere Verteilung kann die Entwick-
lung auf zweierlei Wegen voranbringen, einem 
statischen und einem dynamischen. Bei einer 
gegebenen Wachstumsrate gilt: Je größer der 
von den Armen erreichte Anteil an jedem Zu-
wachs des wirtschaftlichen Wohlstands ist, 
desto besser ist das Verhältnis zwischen Armuts-
bekämpfung und Wachstum – die sogenannte 
Armutselastizität des Wachstums. Das ist der 
statische Effekt. Dynamische Effekte werden 
erzielt, wenn Veränderungen bei der Vertei-
lung die Wachstumsrate beeinflussen. Extreme 
Ungleichheit kann das Wachstum bremsen. 
Diese Wirkung wird bei der Ungleichheit der 
Vermögenswerte besonders spürbar. Ein einge-
schränkter Zugang zu Produktivvermögen oder 
die Einschränkung der Fähigkeit zur Durch-
setzung von Rechtsansprüchen kann es armen 
Menschen erschweren, Kredite aufzunehmen 

und zu investieren, mit negativen Folgen für das 
Wachstum.25 Länderübergreifende Belege las-
sen erkennen, dass eine größere Verteilungsge-
rechtigkeit das Wachstum beschleunigen kann 
und dass zwischen Wachstum und Gerechtig-
keit keine inhärenten Zielkonflikte bestehen. 
So kann eine bessere Verteilungsgerechtigkeit 
von doppeltem Nutzen sein: Sie steigert Wachs-
tum und Größe des Wirtschaftskuchens, und 
sie versetzt die Armen in die Lage, ein größeres 
Stück dieses Kuchens zu erhalten.26

Die Verteilung des 
Wachstums verbessern

In Ländern, in denen hohe Ungleichheit und 
Armut herrschen, können selbst kleine Verän-
derungen bei der Verteilung des Wachstums die 
Armut erheblich verringern.

Armutsbekämpfung in einzelnen 
Ländern beschleunigen
Unter Heranziehung nationaler Daten für 
Haushaltseinkommen und -ausgaben in ver-
schiedenen Ländern schätzten wir, welche 
Auswirkungen es auf die Einkommensarmut 
hätte, wenn der Anteil der ärmsten 20 Pro-
zent der Bevölkerung am Nationaleinkommen 
durch einen Transfer zu Lasten der reichsten  

Selbst kleine Veränderungen 

bei der Verteilung des 

Wachstums können die 

Armut erheblich verringern
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20 Prozent verdoppelt würde (siehe Technical 
Notes 2). In Ländern mit hoher Ungleichheit 
und großen Bevölkerungsgruppen, die in Armut 
leben, könnte die Übertragung selbst eines kleinen 
Einkommensanteils der obersten 20 Prozent eine 
hohe Zahl von Menschen über die Armutsgrenze 
heben. Für Brasilien und Mexiko hätte der Trans-
fer von fünf Prozent des Einkommens der reichs-
ten 20 Prozent die folgenden Wirkungen: 

• In Brasilien würden rund 26 Millionen Men-
schen über die Armutsgrenze von zwei US-
Dollar pro Tag gehoben, sodass die Armuts-
rate von 22 auf sieben Prozent sinken würde.

• In Mexiko würden rund 12 Millionen Men-
schen über die auf nationaler Basis definierte 
Armutsgrenze gehoben, sodass die Armuts-
rate von 16 auf vier Prozent sinken würde.

Dies ist natürlich nur eine statistische Übung. 
Sie veranschaulicht aber, wie sich ein hypothe-
tischer Transfer von den Reichen zu den Armen 
auf die Armut auswirken würde. In einer Gesell-
schaft, die größeren Wert auf Wohlfahrtsgewinne 
für die Armen als für die Reichen legt, könnte ein 
solcher Transfer als wohlfahrtssteigernd für die 
gesamte Gesellschaft betrachtet werden, selbst 
wenn einige dabei Einbußen erleiden.

So wie jeder für Frieden und Freundschaft ist, ist auch jeder für 

ein armutsorientiertes Wachstum („pro-poor growth“). Das Kon-

zept, ebenso wie seine zunehmend populäre und neuere Variante, 

das verantwortungsvolle Wachstum („shared growth“), verkörpert 

die Idee, dass die Qualität des Wachstums für die Verringerung 

der Armut ebenso wichtig ist wie die Quantität. Aber verschiedene 

Menschen verbinden damit ganz unterschiedliche Bedeutungen. 

Die Weltbank und die internationalen Entwicklungsorganisationen 

treten für eine absolute Definition des armutsorientierten Wachs-

tums ein. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Einkommen der 

Armen im Verhältnis zum Durchschnittseinkommen steigen, son-

dern darauf, wie schnell dieser Anstieg erfolgt. Nach dieser Defi-

nition kann ein armutsorientiertes Wachstum mit steigender Un-

gleichheit einhergehen, selbst in Ländern, in denen bereits extreme 

Ungleichheiten bestehen.

Die in diesem Bericht verwendete progressive Definition des 

armutsorientierten Wachstums legt das Schwergewicht auf die re-

lative Position der Armen. Sie hebt die Möglichkeit hervor, durch 

kleine Veränderungen der Verteilungsmuster große Wirkungen bei 

der Armutsbekämpfung zu erzielen.

Sind diese Unterschiede nur semantischer Art? Oder sind sie 

von unmittelbarer Bedeutung für die menschliche Entwicklung? Die 

Unterschiede können auch überbewertet werden: alle Teilnehmer an 

der Debatte befürworten schließlich eine rasche Verringerung der 

Armut. Ebenso behauptet niemand, ein geringes Maß an Ungleich-

heit sei grundsätzlich ein Vorteil für die Armutsbekämpfung. Wenn 

dies zuträfe, dann würde Benin mit seinem geringen Wachstum und 

seiner geringen Ungleichheit (Gini-Koeffizient von rund 36 im Ver-

lauf der 1990er Jahre) besser dastehen als China. Es geht jedoch 

um zwei wichtige Probleme, die beide mit dem Gleichgewicht zwi-

schen Wirtschaftswachstum und Verteilung zusammenhängen.

Das erste Problem betrifft die soziale Gerechtigkeit. Nach der 

absoluten Definition kommt ein verteilungsneutrales Wachstum den 

Armen zugute: jedes Wachstum, das das Einkommen der Armen 

erhöht, gilt als armutsorientiertes Wachstum. Dies ist jedoch mit 

den Grundideen der sozialen Gerechtigkeit nur schwer in Einklang 

zu bringen. Wenn in Brasilien bei dem gegenwärtigen Verteilungs-

muster jeder einen Anteil an den Wachstumssteigerungen erhielte, 

würden auf die reichsten 20 Prozent 85 Cents pro US-Dollar, auf 

die ärmsten 20 Prozent drei Cents pro US-Dollar entfallen. Da auf 

diese Weise alle – auch die Armen – besser gestellt werden, könnte 

dies als armutsorientiertes Wachstum gelten. Wird jedoch mehr 

Gewicht auf das Wohlergehen der Armen gelegt, ist dieses Vertei-

lungsmuster mit den Grundprinzipien der Fairness und der sozialen 

Gerechtigkeit nicht vereinbar.

Das zweite, damit zusammenhängende Problem betrifft die 

Umsetzung von Wachstum in weniger Armut. Wenn als zentrales 

Ziel angestrebt wird, die Auswirkungen von Wachstum auf die Ver-

ringerung der Armut zu maximieren, dann ist die Verteilung ein 

wichtiger Aspekt. Bei ansonsten gleichen Ausgangsbedingungen 

ist das Tempo der Armutsverringerung um so schneller, je höher 

der von den Armen erreichte Anteil an der jeweiligen Wachstums-

steigerung ist. Die Erhöhung ihres Anteils am zusätzlichen Wachs-

tum kann das Tempo der Armutsverringerung durch zunehmenden 

Wohlstand beschleunigen, während gleichzeitig auch die Gesamt-

wachstumsrate steigt. 

Der Ansatz des progressiven Wachstums konzentriert die Auf-

merksamkeit auf die strukturellen Ungleichheiten, die den Armen 

und den marginalisierten Gruppen die Chance verwehren, unter 

ausgewogeneren Bedingungen zum Wachstum beizutragen und 

daran teilzuhaben. Er stellt die Umverteilung, zusammen mit dem 

Wachstum, in den Mittelpunkt der politischen Agenda zur Bekämp-

fung der extremen Armut. 
Quelle: Kakwani, Khandker und Son 2004; Ravallion 2005; DFID 2004b.

Kasten 2.3   Armutsorientiertes Wachstum und progressives Wachstum
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Ein anderer Weg zur Verbesserung der 
Verteilung ist ein progressives Wachstum 
– ein Wachstumsmuster, bei dem die Durch-
schnittseinkommen wachsen, die Einkommen 
der Armen jedoch schneller. Dies ist ein Po-
sitivsummenspiel, bei dem niemand verliert 
und die Armen im Verhältnis mehr gewinnen. 
Man kann sich progressives Wachstum als 
einen dynamischen Prozess vorstellen, in dem 
arme Menschen sich durch Produktion aus 
der Armut herausarbeiten, während sie gleich-
zeitig einen höheren Beitrag zum nationalen 
Wohlstand leisten (Kasten 2.3). 

Selbst ein geringfügig progressives Wachs-
tum kann starke Auswirkungen auf die Armut 
haben. Auch hier haben wir Wachstums-Si-
mulationsmodelle auf der Basis nationaler 
Erhebungen über Haushaltseinkommen ver-
wendet, um die Auswirkungen für Brasilien 
und Mexiko zu demonstrieren. Wir haben 
zwei Szenarien entwickelt. Das erste, vertei-
lungsneutrale Szenario geht von einer Fort-
setzung der gegenwärtigen Wachstumstrends 
ohne Veränderungen bei der Verteilung aus. 
Einkommenszuwächse werden entsprechend 
der bestehenden Einkommensanteile verteilt: 
Wenn auf die ärmsten 20 Prozent ein Prozent 
der gegenwärtigen Einkommen entfällt, dann 
würden sie von jedem durch Wachstum er-
zeugten US-Dollar einen Cent erhalten. Das 
zweite Szenario geht von einem progressiven 
Wachstum aus, bei dem die unterhalb der Ar-
mutsgrenze lebenden Menschen ihren Anteil 
am künftigen Wachstum verdoppeln. Wenn 
in dem oben erwähnten Fall die ärmsten 20 
Prozent die in Armut lebende Bevölkerung re-
präsentieren würden, dann würde ihr Anteil 
am künftigen Wachstum von einem auf zwei 
Cents je US-Dollar steigen. Angesichts der 
hochgradigen Ungleichheit sowohl in Mexiko 
als auch in Brasilien ist dies ein bescheidenes 
Szenario eines Wachstums zu Gunsten der 
Armen. Dennoch sind die Ergebnisse bemer-
kenswert. In Brasilien verkürzt sich die Zeit, 
die ein Durchschnittshaushalt zur Überwin-
dung der Armutsgrenze braucht, um 19 Jahre. 
Für Mexiko verkürzt sich die Zeit um 15 Jahre 
(siehe Technische Erläuterung 2).

Gelegentlich wird das Argument vertreten, 
die Verteilung sei für Länder mit mittlerem Ein-
kommen und hoher Ungleichheit von größerer 
Relevanz als für Niedrigeinkommensländer mit 
geringem Wachstum, die von der Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele am weitesten 
entfernt sind. Dies ist, wie die Simulation für 
Brasilien und Mexiko zeigt, insofern richtig, als 
selbst eine bescheidene Umverteilung zu einer 
starken Verringerung der Armut in der erstge-
nannten Länderkategorie führen kann. Aber 
die Verteilung des Wachstums spielt auch für 
Länder mit niedrigem Einkommen eine wich-
tige Rolle.

Afrika südlich der Sahara ist ein anschau-
liches Beispiel. Als Folge der wirtschaftlichen 
Stagnation in der Region erhöhte sich die für 
das MDG-Ziel der Armutshalbierung erforder-
liche Wachstumsrate. Einige Länder, darunter 
Äthiopien, Senegal, Südafrika und Tansania, 
benötigen für die Erreichung dieses Ziels ein 
Pro-Kopf-Wachstum von etwa drei Prozent. 
Analysen auf Grund von Haushaltserhebungen 
(in Ländern, in denen 78 Prozent der Bevölke-
rung der Region leben), lassen den Schluss zu, 
dass die Erreichung des betreffenden Ziels für 
die Region eine gewichtete durchschnittliche 
Pro-Kopf-Wachstumsrate von fünf Prozent pro 
Jahr über zehn Jahre hinweg erfordert.27 Dabei 
liegt in dieser Region das durchschnittliche 
jährliche Pro-Kopf-Wachstum für den Zeit-
raum 2000 - 2006 bei 1,6 Prozent. Selbst wenn 
der gegenwärtige Aufschwung in einigen Län-
dern anhält, ist es für eine große Ländergruppe 
unwahrscheinlich, dass sie das für dieses Millen-
niumsziel erforderliche Wachstum erreichen. 

Bedeutet dies, dass Afrika südlich der Sa-
hara hinsichtlich der MDGs zum Scheitern 
verurteilt ist? Dies muss nicht sein, wenn die 
Region eine bescheidenere Wachstumsrate mit 
einem verbesserten Einkommensverteilungs-
muster verbindet.

Dies lässt sich am Beispiel Kenias demons-
trieren, einem Land, das eindeutig nicht auf 
Kurs ist, was die Halbierung der extremen 
Armut bis 2015 betrifft. Bei den gegenwär-
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tigen Verteilungsmustern und einer Pro-Kopf-
Wachstumsrate von einem Prozent würde 
Kenia die Halbierung der Armut nicht vor 
2030 erreichen. Die Verdoppelung des Anteils 
der Armen am künftigen Wachstum würde 
Kenia selbst bei der einprozentigen Wachs-
tumsrate in die Lage versetzen, die Armut bis 
2013 zu halbieren und damit die entsprechende 
Zielvorgabe zu erfüllen. Mit anderen Wor-
ten, ein armutsorientiertes Wachstum würde 
die für die Halbierung der Armut benötigte 
Zeit um 17 Jahre verringern. Allgemeiner ge-
sagt gilt, dass extreme Ungleichheit sowohl in 
Ländern mit niedrigem als auch in solchen mit 
mittlerem Einkommen die Armutsbekämp-
fung hemmen kann, und zwar aus dem glei-
chen Grund: Je kleiner der Anteil der Armen 
an den Einkommenszuwächsen ist, desto ge-
ringer ist die Wirksamkeit von Wachstum als 
Mechanismus zur Verringerung der Armut. In 
Vietnam beträgt das Verhältnis zwischen dem 
durchschnittlichen Einkommenswachstum 
und der Verringerung der Armut in etwa 1:1. 
In Ländern mit hoher Ungleichheit wie Boli-
vien und Sambia liegt das Verhältnis bei etwa 
1:0,5.28 Das heißt, dass ein doppelt so hohes 
Wachstum erforderlich ist, um die Armut im 
selben Ausmaß zu verringern.

Diese Beispiele zeigen, dass Qualität und 
Zusammensetzung des Wachstums ebenso 
wichtig sind wie Quantität. Für die Regierungen 
in Afrika südlich der Sahara, die sich um die 
Festigung ihres Wirtschaftsaufschwungs be-
mühen, wird es immer dringlicher, der Quali-
tät des Wachstums hohe Priorität einzuräumen. 
Es besteht die Gefahr, dass bei den gegenwär-
tigen Wachstumsmustern die Armen nicht am 
Wirtschaftsaufschwung teilhaben. So hatte 
beispielsweise die erfolgreiche Steigerung der 
Gesamtwachstumsrate in Tansania nur gering-
fügige Auswirkungen auf die Armutsraten. Die 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen stie-
gen seit 1995 um 1,8 Prozent im Jahr, aber für 
die Erreichung des Millenniumsziels ging die 
Armut viel zu langsam zurück. Zwischen 1991 
und 2001 fiel die Armutsrate von 39 auf 36 Pro-
zent, allerdings mit starken Abweichungen. In 
Daressalam ging das Armutsniveau außeror-

dentlich stark zurück, in den ländlichen Ge-
bieten dagegen nur marginal (Grafik 2.12). Das 
Problem ist, dass 82 Prozent der Armut auf die 
ländlichen Gebiete entfallen.

In weiten Teilen Afrikas liegt die Herausfor-
derung also nicht nur in der Beschleunigung des 
Wachstums. Es muss vielmehr auch sichergestellt 
werden, dass die Armen durch Mehrproduktion 
und höhere Produktivität zum Wachstumspro-
zess beitragen und einen größeren Anteil an den 
Wachstumssteigerungen erreichen als bisher. 
Für die staatliche Politik bedeutet dies, dass 
sie ihre Aufmerksamkeit verstärkt auf Klein-
landwirte, auf marginalisierte, regenabhängige 
landwirtschaftliche Gebiete sowie auf staatliche 
Investitionen richten muss, die die materielle Si-
tuation der Armen und die ihnen zugute kom-
mende Infrastruktur verbessern.

Die Rolle des Privatsektors ist für ein ar-
mutsorientiertes Wachstum ebenfalls von gro-
ßer Bedeutung. Insbesondere die Klein- und 
Mittelbetriebe spielen eine ausschlaggebende 
Rolle – als Arbeitgeber, als Lieferanten von 
Input-Faktoren und als Bindeglieder zu den 
Märkten. Privatwirtschaftliche Unternehmen 
können zur Verringerung der Armut beitragen, 
indem sie die Handlungsfähigkeit der Men-
schen verbessern, ihre Wahlmöglichkeiten er-
weitern und einen breiten Fächer an Gütern 

Tansania – Verringerung der 
Armut auf die Hauptstadt beschränkt

Grafik 2.12

Quelle:  Demombynes und Hoogeveen 2004.
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und Dienstleistungen bereitstellen. In Bangla-
desch betreibt GrameenPhone, der größte An-
bieter von Mobiltelefondiensten des Landes, ein 
Programm im ländlichen Raum, das mehr als 
50 Millionen Menschen bedient. Es ermöglicht 
Kleinstunternehmen ein effizienteres Arbeiten 
durch die Verbesserung des Zugangs zu Markt-
informationen. Anderswo kann das Fehlen von 
Kleinstunternehmen einen geringeren Wett-
bewerb zur Folge haben, sodass die Kosten der 
Inputfaktoren steigen und die Preise für Güter, 
die von Gemeinschaften in armen oder entle-
genen Gebieten verkauft werden, zurückgehen. 
Die hohen Kosten staatlicher Regulierung und 
eingeschränkter Kreditzugang gehören zu den 
wichtigsten Hindernissen für die Fähigkeit 
privater Kleinunternehmen, bei der Armutsbe-
kämpfung eine dynamischere Rolle zu spielen. 
Im Durchschnitt entsprechen die Kosten für 
eine Unternehmensgründung in Afrika südlich 
der Sahara 224 Prozent des durchschnittlichen 
Nationaleinkommens, während dieser Anteil in 
Südasien 45 Prozent und in Hocheinkommens-
ländern sieben Prozent beträgt. 

Die Armutsbekämpfung 
weltweit beschleunigen
Bisher haben wir uns nur mit den potenziellen 
Vorteilen eines armutsorientierten Wachstums 
für die schnellere Armutsbekämpfung in einzel-
nen Ländern befasst. Unter Heranziehung des 
in Kapitel 1 beschriebenen globalen Modells 
der Einkommensverteilung erweitern wir die-
sen Ansatz. Das Modell liefert eine Schätzung 
der globalen Einkommensverteilung, bereinigt 
nach Kaufkraftparität, um die Preisunterschiede 
zwischen den Ländern zu berücksichtigen. Mit 
diesem Modell simulieren wir, wie es sich auf die 
in unserer Prognose bis 2015 angenommenen 
globalen Armutstrends auswirken würde, wenn 
die unter der Armutsgrenze lebenden Men-
schen ihren Anteil am künftigen Wachstum 
gegenüber ihrem derzeitigen Anteil verdop-
peln würden. Es wird also das für die nationale 
Ebene entworfene Modell eines armutsorien-
tierten Wachstums auf die globale Ebene über-
tragen. Wie bei den nationalen Berechnungen 
gehen wir für Länder mit positiven Wachstum-
strends von einem Anhalten dieser Trends aus.  

Für Länder mit negativen Wachstumstrends 
verwenden wir eine positive Wachstumspro-
gnose auf der Grundlage regionaler Durch-
schnitte für den Zeitraum 2000 - 2006.

Die Ergebnisse dieser Simulation sind bemer-
kenswert (Grafik 2.13). Die Umverteilung zu Guns-
ten der Armen hat nur geringfügige Auswirkungen 
auf die weltweite Einkommensverteilung insgesamt, 
aber sie hat deutliche Auswirkungen auf die Armut. 
Bei dem Szenario eines armutsorientierten Wachs-
tums wird bis zum Jahr 2015 Folgendes erreicht:

• Die Anzahl der in extremer Armut leben-
den Menschen sinkt von 704 auf 446 Mil-
lionen – ein Rückgang um ein Drittel.

• Die weltweite Verbreitung von Armut fällt 
von zehn auf sechs Prozent.

• Das armutsorientierte Wachstumsmodell 
senkt die Armut in allen Regionen drastisch, 
wobei sich allerdings der Armutsanteil Afri-
kas südlich der Sahara erhöht. Dieses Ergeb-
nis macht deutlich, wie wichtig es ist, nicht 
nur das Wirtschaftswachstum zu steigern, 
sondern auch die Verteilung zu verbessern. 

Extreme Armut – 
zwei Szenarien für 2015

Grafik 2.13

Hinweis: Extreme Armut bezieht sich auf eine Armutsgrenze von 700 $ pro Jahr
(Ausgabe für den persönlichen Konsum); zu Einzelheiten siehe Technische Erläuterung 2.
Quelle: Dihkanov 2005.
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Relative Armut in reichen Ländern
Diese Simulationen richten sich auf die absolute 
Armut. Welche Wirkung das Wachstum auf 
die Verteilung hat, hängt von der verwendeten 
Armutsdefinition ab. Bei einer relativen Defini-
tion der Armut sind die Verteilungseffekte stär-
ker, aus dem offensichtlichen Grund, dass der 
Armutsindikator zu einer Funktion der Vertei-
lung wird Letztlich stellt die Entscheidung für 
den geeigneten Maßstab ein Werturteil dar. 

Die meisten reichen Länder definieren Armut 
als relative Größe. Kinderarmut ist ein besonders 
sensibler Indikator für Einkommensarmut in rei-
chen Ländern. Sie lässt das Ausmaß von Entbeh-
rungen erkennen und ist auch ein Indikator für 
ererbte Benachteiligung und die Weitergabe von 
Armut über Generationen. Forschungsarbeiten, 
die das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
in den 1990er Jahren durchführte, zeigten für 17 
von 24 OECD-Staaten einen Anstieg der Kin-
derarmut. Der Definition entsprechend handelt 
es sich dabei um Kinder, die in Familien leben, 
deren Einkommen das nationale Durchschnitts-
einkommen um 50 Prozent unterschreitet.29 Dies 
bedeutet, dass in den reichsten Ländern der Welt 
40-50 Millionen Kinder in Armut aufwachsen. 
Zwei OECD-Mitglieder – Mexiko und die Verei-
nigten Staaten – zeichnen sich in unrühmlicher 
Weise durch Kinderarmutsraten von über 20 Pro-
zent aus. Großbritannien konnte in jüngster Zeit 
gewisse Erfolge bei der Umkehrung des raschen 
Anstiegs der Kinderarmut verbuchen. Die Um-
verteilung durch Transferleistungen spielte dabei 
eine zentrale Rolle, was darauf hindeutet, dass 
Ausgaben zu Gunsten der Armen ein schlagkräf-
tiges Instrument zur Senkung der Kinderarmut 
sind. Gleichzeitig wird damit jedoch auch demon-
striert, dass die breiteren Kräfte, die auf die Ein-
kommensverteilung einwirken, namentlich die 
Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt, schwer zu 
überwindende Hindernisse sind (Kasten 2.4).

Armutsorientiertes  
Wachstum verwirklichen

Aus den Simulationen, die im vorangehen-
den Abschnitt vorgestellt wurden, geht her-
vor, dass politische Handlungskonzepte und 

Wachstumsmuster, die die Verteilung verbes-
sern, wirksame Waffen im Kampf gegen die 
Armut sein können. Natürlich sind nicht alle 
politischen Strategien, die die Verbesserung 
der Verteilung anstreben, auch automatisch 
vorteilhaft für das Wachstum – ebenso wie 
ein geringes Maß an Ungleichheit kein Ersatz 
für beschleunigtes Wachstum ist. Aber die 
politischen Entscheidungsträger sind nicht 
immer gezwungen, sich für die eine Variante 
zu Lasten einer anderen zu entscheiden, denn 
zahlreiche Strategien, die eine Verringerung der 
Ungleichheit anstreben, werden auch positive 
Wachstumseffekte haben. Dies deutet darauf 
hin, dass die Erhöhung des Wachstumsanteils 
der Armen ein zentraler Aspekt der Strategien 
zur Erreichung der MDGs und der umfassen-
dere Ziele der menschlichen Entwicklung sein 
sollte (siehe Kasten 2.3).

Viele Wege führen zu diesem Ziel. Ein 
entscheidend wichtiger Ausgangspunkt ist die 
Schließung der Kluft bei den Bildungschan-
cen. In fast allen Ländern gehören Bildungs-
disparitäten zu den stärksten Triebfedern für 
Ungleichheiten hinsichtlich des Einkommens, 
der Gesundheit und der den Menschen offen 
stehenden Möglichkeiten, namentlich Parti-
zipation an der Gesellschaft und Beeinflus-
sung politischer Prozesse. Bildung birgt das 
Potenzial, mehr Chancengleichheit zu bewir-
ken und gleichzeitig Antriebsmotor für Wirt-
schaftswachstum und Effizienz zu sein. Aber 
dieses Potenzial lässt sich nur dann erschlie-
ßen, wenn die staatliche Politik systematisch 
alle sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Barrieren abbaut, mit denen die benachteilig-
ten Gruppen konfrontiert sind. Entsprechend 
gilt, dass eine tiefe Ungleichheit bei der Ge-
sundheit und eine stärkere Krankheitsanfäl-
ligkeit auf Grund des ungleichen Zugangs zur 
Gesundheitsversorgung eng mit einer tiefen 
Ungleichheit der Chancen zusammenhängt. 
Ebenso wie im Bildungssektor erfordert die 
Überwindung dieser Ungleichheit bei der 
Gesundheit öffentliche Investitionen, um die 
Versorgung mit hochwertiger Bildung zu ver-
bessern, sowie Maßnahmen zum Abbau von 
Nachfragehindernissen. 

Kinderarmut ist ein 
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In den meisten entwickelten Ländern wird Armut eher als relative 

denn als absolute Größe gemessen. Das bedeutet, dass der Richt-

wert für die Messung – und Bekämpfung – der Armut in der Regel 

im Verhältnis zum Durchschnitts- oder Medianeinkommen defi-

niert wird. Daraus folgt, dass Regierungen, die Zielwerte für die 

Armutsbekämpfung festlegen, Veränderungen bei der Verteilung 

anstreben, die unter anderem den Abstand zwischen den ärmsten 

Einkommensgruppen und dem Richtwert verringern sollen.

Die in Großbritannien gemachten Erfahrungen werfen ein 

Schlaglicht auf einige der Probleme, die eine Verringerung der rela-

tiven Armut mit sich bringt. Ende der 1990er Jahre legte die britische 

Regierung ehrgeizige Ziele für die Verringerung der Kinderarmut fest 

und stellte damit die Frage der Verteilung in den Mittelpunkt staatli-

cher Politik. Die Definition der Kinderarmut in diesem Kontext lautet, 

dass die Kinder in einem Haushalt leben, dessen Einkommen nach 

Abzug der Wohnungskosten um 60 Prozent unter dem Medianein-

kommen liegt. Fiskalpolitische Maßnahmen und gezielte Transfer-

leistungen an die Armen waren die wichtigsten Instrumente zur Ver-

wirklichung des angestrebten Ziels. Jedoch führten Entwicklungen 

am Arbeitsmarkt, namentlich steigende Einkommen am oberen 

Ende der Verteilungspyramide, in die entgegengesetzte Richtung. 

Ende der 1990er Jahre gehörte Großbritannien zu den Län-

dern mit der höchsten Kinderarmut in Europa. 1998 lebten rund 4,6 

Millionen Kinder – etwa ein Drittel – unterhalb der Armutsgrenze. 

Dieses hohe Armutsniveau, das sich seit dem Ende der 1970er 

Jahre verdoppelt hatte, war ein Erbe des Zeitraums von 1980 bis 

1989, in dem ein Wachstum stattfand, das eindeutig den Reichen 

zugute kam und an dem die Armen keinen Anteil hatten. Ende der 

1970er Jahre entfielen auf die reichsten zehn Prozent der Bevölke-

rung 21 Prozent des gesamten verfügbaren Einkommens. Zwanzig 

Jahre später betrug dieser Anteil 28 Prozent, fast ebenso viel wie 

für die gesamte untere Hälfte der Bevölkerung. Das jährliche Durch-

schnittseinkommen der reichsten 20 Prozent stieg rund zehnmal so 

schnell wie das der ärmsten 20 Prozent (3,8 Prozent gegenüber 0,4 

Prozent). Der Gini-Koeffizient Großbritanniens erhöhte sich um die 

Mitte der 1990er Jahre von 25 auf 25 – weltweit eine der höchsten 

Steigerungen von Ungleichheit.

Vor allem zwei Impulse bewirkten diese Zunahme der Ungleich-

heit: Veränderungen bei der zu Grunde liegenden Verteilung der 

Löhne und die Auswirkungen einer staatlichen Politik, die die Steu-

ern für Besserverdienende senkte und die Sozialleistungen für die 

Armen kürzte.

Während sich die Ungleichheit zu Beginn der 1990er Jahre auf 

einem hohen Niveau stabilisierte, blieb die Kinderarmut auf einem 

historisch gesehen außerordentlich hohen Stand. Selbst während 

des Wirtschaftsbooms Ende der 1990er Jahre lebte immer noch 

mehr als ein Viertel der Kinder unterhalb der Armutsgrenze, was sich 

in einem weiteren Anstieg des Gini-Koeffizienten widerspiegelte. 

1999 wurde das ehrgeizige Ziel angekündigt, die Kinderarmut 

innerhalb einer Generation zu beseitigen. In einer ersten Phase 

sollte sie bis 2004-2005 gegenüber 1998 um ein Viertel reduziert 

und bis 2010 dann halbiert werden.

Die fiskalische Umverteilung spielte bei den Strategien zur Er-

reichung des angestrebten Ziels eine zentrale Rolle. Die finanzielle 

Unterstützung für Familien mit Kindern wurde beträchtlich erhöht. 

Die zusätzlichen Ausgaben flossen zum größten Teil in arbeitsplatz-

bezogene Leistungen und Steuervergünstigungen, die die Einkom-

men von Niedriglohnfamilien mit Kindern verbesserten. Auch wurde 

das Arbeitslosengeld für Familien mit Kindern erhöht. 

Die finanziellen Verbesserungen zu Gunsten der ärmsten Fa-

milien waren beträchtlich. Das Institute for Fiscal Studies schätzt, 

dass die Einkommen des ärmsten Fünftels in Folge der zwischen 

1997 und 2004 unternommenen Reformen um über 20 Prozent stie-

gen. Zwar spielte die Regierung den Umverteilungseffekt herunter, 

aber er war eindeutig. Arbeitsmarkteffekte trugen ebenfalls zu den 

Fortschritten in Richtung auf das gesteckte Ziel bei. Vom Ende der 

1990er Jahre an ging die Arbeitslosenquote in Großbritannien auf 

einen historischen Tiefstand zurück, während Lohnzuwächse am 

unteren Ende des Spektrums zu einem substanziellen Rückgang 

der relativen Kinderarmut beitrugen. Im Zeitraum 2003-2004 lebten 

600.000 Kinder weniger in Armut als im Jahr 1998. 

Trotz dieses eindrucksvollen Rückgangs bleiben die Aussichten 

auf Erreichung des Ziels ungewiss. Wenn die Zielvorgabe für 2004-

2005 erreicht werden soll, müssen im Verlauf des nächsten Jahres 

rund 400.000 Kinder aus der Armut herausgeholt werden. Das näch-

ste Ziel, die Halbierung der Kinderarmut bis 2010, stellt eine noch 

größere Herausforderung dar. Warum ist es trotz einer erheblichen 

fiskalischen Umverteilung so schwierig, das Ziel zu erreichen?

Die Antwort auf diese Frage lautet, dass jede Fiskalpolitik an 

Grenzen stößt. Während Transferleistungen die Ungleichheit seit 1997 

verringert haben, scheinen Arbeitsmarktentwicklungen und sonstige 

Veränderungen in die andere Richtung zu wirken. Grob geschätzt sind 

es die ärmsten 15 Prozent, deren Einkommensniveau bis knapp unter-

halb der Medianlinie angestiegen ist. Gleichzeitig ist jedoch heute das 

Ausmaß der Ungleichheit insgesamt gegenüber 1997 unverändert.

Vom Arbeitsmarkt abgesehen, zeigt die Analyse des Institute 

for Fiscal Studies, dass der Anstieg der Kinderarmut in Großbritan-

nien zum großen Teil auf die veränderte relative Position der Fami-

lien bei der Einkommensverteilung zurückgeht. So ist der Anteil der 

Familien mit nur einem Elternteil und der Familien, in denen beide 

 

Kasten 2.4   Gezielte Anstrengung zur Verringerung der Kinderarmut in Großbritannien
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Die Ungleichverteilung der Einkommen 
reflektiert die Verteilung von Vermögens-
werten und Chancen und das Marktgesche-
hen. In vielen Ländern werden extreme Un-
gleichheiten bereits durch Transferleistungen 
abgebaut. In Chile beispielsweise verringern 
sie den Einkommensabstand zwischen den 
reichsten und den ärmsten 20 Prozent der Be-
völkerung von 20:1 auf 10:1. Die Transfers mit 
den höchsten Renditen sind unter dem Ge-
sichtspunkt der menschlichen Entwicklung 
Investitionen, die Kompetenzen aufbauen 
und in Zeiten akuter Gefährdung für Schutz 
sorgen (Kasten 2.5).

Ein offensichtliches Erfordernis für wirksame 
Transferleistungen zur Milderung der Armut ist 
die Bereitschaft – und Fähigkeit – des Staates, Ein-
nahmen zu erzielen. In weiten Teilen Lateiname-
rikas schränkt die Abneigung gegen Steuern diese 
Möglichkeit ein. In Mexiko machen die Steuer-
einnahmen nur 13 Prozent des BIP aus, also we-
niger als in Senegal. In Indien wird die Kapazität 
zur Umverteilung der Nutzeffekte eines höheren 
Wachstums durch das Steuersystem ebenfalls da-
durch beschränkt, dass der Anteil der Steuern an 
den Gesamteinnahmen nur zehn Prozent beträgt. 
Nach zwei Jahrzehnten des Wachstums ist dieses 
Verhältnis immer noch unverändert. 

Eltern arbeitslos sind, stark gestiegen. Beide Faktoren weisen einen 

starken Zusammenhang mit Armut auf. Dies lässt darauf schließen, 

dass die Erreichung des für 2010 gesteckten Ziels noch mehr Um-

verteilung, Veränderungen der Arbeits- und Beschäftigungsmuster 

der Eltern und einschneidendere Veränderungen bei der zu Grunde 

liegenden Verteilung von Löhnen und Einkommen erfordern wird.

Wie wichtig der letztgenannte Aspekt ist, lässt sich anhand 

einer Variante des armutsorientierten Wachstumsmodells demons-

trieren, das an anderer Stelle in diesem Kapitel verwendet wurde. 

Wie bereits erwähnt, waren die 1980er Jahre eine Dekade zu Guns-

ten der Reichen, in der die Einkommen am oberen Ende des Spek-

trums sehr viel schneller wuchsen als diejenigen am unteren Ende. 

In einer für den Bericht über die menschliche Entwicklung durchge-

führten Berechnung simulierte das Institute for Fiscal Studies, wie 

sich die Kinderarmut während der nächsten zehn Jahre entwickeln 

würde, wenn die Verteilungsmuster der 1980er Jahre umgedreht 

würden. In diesem Fall würde beispielsweise das Einkommen der 

ärmsten zehn Prozent mit schätzungsweise 3,7 Prozent pro Jahr 

wachsen, was dem Durchschnittswachstum der reichsten zehn 

Prozent zwischen 1979 und 1990 entspricht, während das Wachs-

tum der reichsten zehn Prozent von schätzungsweise 0,4 Prozent 

dem Durchschnittswachstum der ärmsten zehn Prozent zwischen 

1979 und 1990 entsprechen würde.

Die veränderte Verteilung würde die Verbreitung der Kinderar-

mut bis 2010 von 23 auf 17 Prozent senken (siehe Grafik). Dies liegt 

zwar immer noch über dem gesteckten Ziel, aber in der Simulation 

wird die Möglichkeit, die Lücke auf dem Weg der Fiskalpolitik zu 

schließen, nicht berücksichtigt. Anders gesagt: Wenn die nächsten 

zehn Jahre für die Armen so viel bewirken würden wie die 1980er 

Jahre für die Reichen, dann käme Großbritannien den Zielen der 

Verringerung der Kinderarmut zum Greifen nahe. 

Die Entwicklungen in Großbritannien werfen Fragen im Zu-

sammenhang mit der Armut auf, die anders geartet sind als die 

Fragen, die sich auf die Millenniums-Entwicklungsziele beziehen, 

wenn auch einige auffällige Berührungspunkte bestehen. Der ein-

deutigste ist wohl, dass die Festlegung von Zielwerten ein ganz 

entscheidendes Problem der menschlichen Entwicklung in den Mit-

telpunkt der Debatte über die staatliche Politik gerückt hat. Ein Ziel-

wert ist an sich schon eine wichtige Aussage über die Prioritäten 

der Regierung. Mit fiskalpolitischen Maßnahmen wurde versucht, 

dieser Priorität Rechnung zu tragen. Gleichzeitig werden jedoch die 

Fortschritte bei der Erreichung des Zielwerts verlangsamt durch 

die breiteren sozialen und wirtschaftlichen Kräfte, die während 

einer Periode hohen Wachstums und niedriger Arbeitslosigkeit die 

Verteilungsmuster beeinflussen. Es liegt eine gewisse Ironie darin, 

dass wirtschaftlicher Erfolg, zusammen mit den Grenzen, die der 

fiskalischen Umverteilung gesetzt sind, das absolute Einkommen 

der Armen erhöhen kann, ohne zu schnelleren Fortschritten bei der 

Verringerung der Kinderarmut zu führen.

Kasten 2.4   Gezielte Anstrengung zur Verringerung der Kinderarmut in Großbritannien (Fortsetzung)

Quelle: Goodman 2005.
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Transferleistungen sind ein Mechanismus, 
der es erlaubt, die Einkommen der Armen über 
die durch die gegenwärtigen Wachstums- und 
Verteilungsmuster diktierte Schwelle zu heben. 
Allgemeiner gesagt erfordert ein armutsori-
entiertes Wachstum die gezielte Ausrichtung 
staatlicher Investitionen auf die von den Armen 
genutzten Märkte. In vielen Ländern liegt die 

Herausforderung in einer Verlagerung des po-
litischen Schwerpunkts auf Kleinerzeuger und 
marginalisierte Gebiete, deren Armutsanteil am 
höchsten ist. Das Problem ist, dass die Erzeu-
gung von Grundnahrungsmitteln und für den 
Markt bestimmten Anbauprodukten in armen 
Gebieten durch beschränkten Marktzugang, 
hohe Transportkosten und geringere Kredit-

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts traten die großen Denker der europä-

ischen Aufklärung für ehrgeizige Sozialprogramme ein, die weniger Un-

gleichheit bewirken und die Verwundbarkeit und Fürsorgeabhängigkeit der 

Armen verringern sollten. Dabei kam aus ihrer Sicht der staatlichen Politik 

eine zentrale Rolle bei der Finanzierung von Investitionen in den sozialen 

Wandel zu. Diese Ideen haben ihren grundlegenden Wert behalten.

In Frankreich entwickelte Antoine Nicolas de Condorcet einen 

kühnen Plan zur Beseitigung aller Ungleichheiten, „die zu Armut, Er-

niedrigung oder Abhängigkeit führen“. Der Plan betrachtete staat-

lich finanzierte Bildung, Schutz vor Krankheit sowie Altersrenten als 

Schlüssel zum sozialen Fortschritt. Die praktische Umsetzung dieses 

Ansatzes wurde in England mit Thomas Paines Rights of Man entwor-

fen, worin ein allgemeines Versicherungssystem gefordert wurde, das 

durch Steuern finanziert werden sollte. Diesen Ansätzen lag die Idee 

zugrunde, dass es Aufgabe der staatlichen Politik sei, einen dauer-

haften Ausweg aus der Armut zu schaffen, indem die Menschen mit 

den Mitteln, der Sicherheit und den Chancen versehen würden, die 

zum Aufbrechen des Armutskreislaufs erforderlich sind. 

Gut geplante Transferleistungen können mehr bewirken als eine 

vorübergehende Erleichterung. Sie bieten einen Umverteilungsme-

chanismus, durch den Investitionen in die Armutsbekämpfung so-

wohl im Bereich der menschlichen Entwicklung als auch in der Wirt-

schaft viel höhere Renditen bringen als die ursprüngliche Investition 

ausmacht. Entsprechende Strategien sind:

• Transfereinkommen für benachteiligte Gruppen: Einkommenstrans-

fers setzen politische Entscheidungsträger in die Lage, das Einkom-

men benachteiligter Gruppen zu verbessern. Ein Beispiel bietet das 

Altersrentensystem in Südafrika. Es war ursprünglich nur für die weiße 

Bevölkerung ausgelegt, wurde jetzt aber auf ältere Schwarze und be-

nachteiligte Familien mit Kindern ausgedehnt. Im Jahr 2001 wurden 

80 Prozent des Sozialhaushalts für solche Zahlungen aufgewendet. 

Transferleistungen waren ausschlaggebend für die Verringerung der 

Einkommensungleichheit. (Der südafrikanische Gini-Koeffizient fiel 

von 67 im Jahr 1991 auf 59 im Jahr 2000.) Die Zahlungen versetzten 

Haushalte in die Lage, Kredite zu erhalten und in produktive Tätig-

keiten zu investieren (Ausrüstungen zu mieten, bessere landwirt-

schaftliche Produktionsmittel zu kaufen) und so die Vorstellung 

zu widerlegen, soziale Transferleistungen würden private Initiati-

ven behindern. Die Transferzahlungen bewirkten auch spürbare 

Verbesserungen bei der Gesundheit. Bei schwarzen Kindern 

unter fünf Jahren führten sie zu einer Zunahme der Körpergröße 

um schätzungsweise acht Zentimeter – das entspricht einem 

Wachstumsprozess über sechs Monate. 

• Beschäftigungsbezogene Transferleistungen: Transferleistungen, 

die an eine Beschäftigung gebunden sind, können benachteiligten 

Haushalten in Zeiten extremer Belastungen, zum Beispiel nach einer 

Dürre, Sicherheit gewähren. Zu den bekanntesten Beispielen gehört 

das Maharashtra Employment Guarantee Scheme. Es bietet seit 

Mitte der 1970er Jahre Landarbeitern und Kleinbauern bis zu 100 

Tagen bezahlte Beschäftigung in ländlichen Arbeitsprogrammen. 

Fast die Hälfte der Begünstigten sind Frauen. Um dieses Programm 

auf ganz Indien auszudehnen, müssten etwa 0,5-1 Prozent des Na-

tionaleinkommens für Transferzahlungen an 40 Millionen Landarbei-

ter und Kleinbauern ausgegeben werden Gezielt eingesetzt, würden 

diese Mittel die meisten Empfänger über die Armutsgrenze heben.

• Anreizbezogene Transferleistungen: Regierungen können sol-

che Transfers nutzen, um breiter angelegte Ziele der mensch-

lichen Entwicklung zu erreichen. Das Oportunidades-Programm 

in Mexiko setzt gezielt Einkommenstransfers für Haushalte in 

benachteiligten Kommunen ein, wobei die Berechtigung davon 

abhängig gemacht wird, ob die Kinder die Schule besuchen und 

sich in Gesundheitsstationen behandeln lassen. Über fünf Milli-

onen Familien werden von dem Programm erreicht, und es gibt 

deutliche Beweise für eine Verbesserung des Schulbesuchs, 

einen besseren Ernährungsstand und höhere Einkommen: neu-

ere Evaluierungen lassen vermuten, dass über 60 Prozent der 

Transferleistungen an Haushalte gehen, die zu den ärmsten 20 

Prozent der Bevölkerung gehören. Die Kosten des Programms 

betragen gegenwärtig 0,2 Prozent des BIP. Geringes Einkom-

men ist kein Hindernis für anreizbezogene Transferleistungen. 

Mehrere sehr arme Länder wenden solche Systeme an, bei-

spielsweise um den Schulbesuch von Mädchen zu erhöhen 

(siehe Kasten 1.7 über Bangladesch).

Quellen: Jones 2004; Lund 2002, 2004; ODI 2004; Case und Deaton 1998; Indiatogether.org 2004; Coady, Grosh und Hoddinott 2004; Coady und Parker 
2005; Mexico, Secretaria de Desarrollo Social 2005.

Kasten 2.5   Öffentliche Investitionen in den sozialen Wandel
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möglichkeiten eingeengt wird. Verschärft wird 
dieses Problem dadurch, dass arme Menschen – 
insbesondere arme Frauen – nicht über die erfor-
derlichen Vermögenswerte, Rechtstitel und poli-
tischen Einflussmöglichkeiten verfügen, um ihre 
Produktivität und ihr Einkommen zu steigern. 

Die Verfügungsgewalt über Vermögens-
werte ist entscheidend wichtig. Es wird manch-
mal behauptet, in der Landwirtschaft gäbe es 
einen potenziellen Zielkonflikt zwischen größe-
rer Gerechtigkeit durch Landreform und stärke-
rem Wachstum. Auch hier handelt es sich eher 
um scheinbare als um echte Zielkonflikte. Mit 
einer Umverteilung verbundene landwirtschaft-
liche Reformen haben die Armut nachweislich 
verringert und so in Ländern wie China, Süd-
korea (Korea, Rep.) und Vietnam sprunghafte 
Fortschritte ermöglicht. In Westbengalen (In-
dien) bewirkten die Reform des Pachtrechts und 
die Anerkennung der Landrechte der Armen 
eine Steigerung der Produktionsergebnisse und 
der Einkommen in der Landwirtschaft. Hier 
besteht ein augenfälliger Kontrast zu Pakistan. 
Der Bericht über die menschliche Entwicklung 
Pakistans stellte fest, dass die ärmsten land-
wirtschaftlichen Pächter 28 Prozent des Wertes 
ihrer Produktion an die Landbesitzer bezahlten, 
während es bei anderen Pächtern acht Prozent 
waren.30 Barzahlungen und Sachleistungen 
in Form von Anbauprodukten, die die armen 
Pächter an die Landbesitzer entrichten müssen, 
sind eine wichtige Quelle der Einkommensar-
mut. Viele dieser Zahlungen sind umstritten. 
Dennoch verzichten die Armen darauf, ihre 
Ansprüche mit Hilfe des Justizsystems durchzu-
setzen. Der Hauptgrund dafür ist, dass die mitt-
leren Kosten eines Rechtsstreits um 20 Prozent 
höher sind als das durchschnittliche jährliche 
Haushaltseinkommen der ärmsten landwirt-
schaftlichen Pächter.

Die zentrale Botschaft dieses Kapitels 
lautet, dass die auf die menschliche Entwick-
lung gerichteten Strategien die Verteilung in 
den Mittelpunkt stellen sollten. Auf natio-
naler Ebene erfordert dies, Maßnahmen zur 
Überwindung extremer Ungleichheiten in 
die Pläne zur Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele aufzunehmen, auch in die 
Strategiepapiere für die Armutsbekämpfung, 
die einen Rahmen für die Zusammenarbeit 
zwischen Entwicklungsländern und Gebern 
von Entwicklungshilfe bieten. Die MDG-
Agenda muss über nationale Durchschnitte 
hinausblicken und sich mit den strukturellen 
Ungleichheiten befassen, die mit Reichtum, 
Geschlecht, Wohnort und Vermögenswerten 
zusammenhängen und die Fortschritte bei 
der menschlichen Entwicklung behindern. 
Die Regierungen sollten sich ausdrücklich auf 
konkrete Einzelziele für geringere Ungleich-
heit und ausgewogenere Chancen verpflich-
ten, zusätzlich zu den aggregierten Zielen der 
MDGs.

Auf globaler Ebene muss die internationale 
Gemeinschaft die in der Millenniums-Erklä-
rung eingegangene Verpflichtung erfüllen, die 
extremen internationalen Ungleichheiten zu 
überwinden. Internationales Handeln kann 
kein Ausgleich für schlechte Regierungsfüh-
rung und schlechte nationale Politik sein. Aber 
es kann ein günstiges Umfeld schaffen, in dem 
für die menschliche Entwicklung engagierte 
Regierungen Erfolge erzielen können. In den 
weiteren Kapiteln rückt dieser Bericht die drei 
Säulen der internationalen Zusammenarbeit 
in den Blickpunkt, deren Neuaufbau für die 
menschliche Entwicklung unerlässlich ist: in-
ternationale Hilfe, Handel und die Verhütung 
gewaltsamer Konflikte.

Die MDG-Agenda muss 

sich mit strukturellen 

Ungleichheiten befassen
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ENTWICKLUNGSHILFE FÜR DAS 21. JAHRHUNDERT



„Hunger ist eigentlich die schlimmste 
aller Massenvernichtungswaffen.  
Jedes Jahr fordert er Millionen Opfer. 
Der Kampf gegen Hunger und Armut  
und die Förderung von Entwicklung  
sind der wirklich nachhaltige Weg,  
um Frieden in der Welt zu schaffen….  
Ohne Entwicklung wird es keinen  
Frieden geben, und ohne soziale  
Gerechtigkeit weder Entwicklung  
noch Frieden.“

Präsident Luiz Inácio Lula da Silva1 



	bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005 95

3

e
ntw

icklungshilfe	für	das	2
1
.	J

ahrhundert

Die internationale Entwicklungshilfe ist eine der mächtigsten Waffen im Kampf 
gegen die Armut. Heute wird diese Waffe jedoch nicht ihren Möglichkeiten  
entsprechend genutzt und verfehlt oft  ihr Ziel. Die Entwicklungshilfe ist zu gering 
und zu viel von dem, was geleistet wird, steht mit der menschlichen Entwicklung in 
nur schwachem Zusammenhang. Das System der internationalen Entwicklungshil-
fe wieder in Ordnung zu bringen, ist zu Beginn des zehnjährigen Countdowns bis 
2015 für die Regierungen eine der dringendsten Prioritäten.
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l3 Entwicklungshilfe für das 21. Jahrhundert

In diesem Kapitel wird eine Agenda vorgelegt, 
um die internationale Entwicklungshilfe zu 
überdenken, eine Agenda, die für reiche wie 
für arme Länder gleichermaßen relevant ist. 
Viele Menschen setzen Entwicklungshilfe mit 
Wohltätigkeit gleich – einem einseitigen Akt 
der Großzügigkeit der Länder mit hohen Ein-
kommen gegenüber jenen mit niedrigem Ein-
kommen. Diese Sichtweise ist falsch. Entwick-
lungshilfe sollte nicht als Almosen sondern 
als Unterstützung betrachtet werden, und als 
eine Investition in gemeinsame Sicherheit und 
gemeinsamen Wohlstand. Indem die Entwick-
lungshilfe arme Menschen und arme Länder in 
die Lage versetzt, Hindernisse in den Bereichen 
Gesundheit, Bildung und wirtschaftliche Res-
sourcen zu überwinden, die sie in der Armut 
gefangen halten, kann sie die Vorteile der glo-
balen Integration verbreiten und dabei den 
gemeinsamen Wohlstand auf mehr Menschen 
ausweiten. Sie kann auch die Massenarmut und 
Ungleichverteilung verringern, die die gemein-
same Sicherheit der internationalen Gemein-
schaft zunehmend bedrohen.

Die Entwicklungshilfe hat die mensch-
liche Entwicklung nicht immer auf positive 
Weise unterstützt, zum Teil aufgrund von 
Fehlern und Versäumnissen auf Empfänger-
seite und zum Teil, weil die Geberländer zuge-

lassen haben, dass strategische Überlegungen 
die Oberhand über Entwicklungsanliegen ge-
winnen. Doch was auch immer die Fehler und 
Versäumnisse der Vergangenheit gewesen sein 
mögen, heute gibt es neue Chancen, die Ent-
wicklungszusammenarbeit anders zu gestalten. 
Zum ersten Mal in der Geschichte gibt es einen 
internationalen Konsens, dass menschliche 
Entwicklung das Hauptziel der Entwicklungs-
hilfe sein sollte. Dieser Konsens wurde im März 
2002 noch einmal gestärkt, als die Staats- und 
Regierungschefs der Welt, die zur Internationa-
len Konferenz über Entwicklungsfinanzierung 
in Monterrey, Mexiko, zusammengekommen 
waren, sich darauf einigten, die Entwick-
lungshilfe zu einem der Bausteine einer neuen  
„globalen Partnerschaft“ zur Armutsbekämp-
fung zu machen. 

Drei Jahre danach ist die Bilanz dessen, 
was tatsächlich geleistet wurde, bestenfalls ge-
mischt. Es wäre falsch, das, was erreicht worden 
ist, nicht ausreichend zu würdigen. Als im Jahr 
2000 die Millenniumserklärung unterzeichnet 
wurde, befanden sich die internationalen Ent-
wicklungshilfe-Budgets, gemessen als Anteil am 
Nationaleinkommen, auf einem Tiefststand. 
Die Entwicklungshilfe für die ärmsten Re-
gion der Welt, die Länder Afrikas südlich der  
Sahara, war zum Ende der 1990er Jahre geringer 

„Diese wachsende Kluft 

zwischen Reichtum und 

Armut, zwischen Chancen 

und Not ist sowohl eine 

Herausforderung an unser 

Mitgefühl als auch eine 

Quelle für Instabilität.“

US-Präsident George W. Bush 2
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als zu Beginn. Zudem wurden neben quantita-
tiven Problemen ernstzunehmende qualitative 
Probleme der Entwicklungshilfe nicht ange-
gangen, was ihre Wirksamkeit untergrub und 
den Empfängerländern Transaktionskosten 
in enormer Höhe aufbürdete. Heute steigen 
die Entwicklungshilfehaushalte wieder, trotz 
der finanzpolitischen Schwierigkeiten und der 
Staatsverschuldung einiger Geberländer, und es 
wird ein intensiver Dialog geführt, um die Ent-
wicklungshilfe auch qualitativ zu verbessern. 

Der Anstieg der Entwicklungshilfe war be-
sonders deutlich. Die öffentliche Entwicklungs-
hilfe stieg zwischen 2002 und 2004 um zwölf 
Milliarden US-Dollar. Der weltgrößte Geber, 
die USA, hat die größte Aufstockung seiner na-
tionalen Entwicklungshilfeprogramme seit den 
1960er Jahren angekündigt. Diese Aufstockung 
macht acht der zusätzlichen zwölf Milliarden 
US-Dollar Entwicklungshilfe aus, wenngleich 
zugegebenermaßen die Steigerung, gemessen 
am Anteil der Entwicklungshilfe am National-
einkommen, von einer niedrigen Ausgangsbasis 
aus erfolgt und darin hohe Entwicklungshilfe-
leistungen an Afghanistan und den Irak enthal-
ten sind. Inzwischen haben auch EU-Länder 
Ziele für eine stufenweise Erhöhung der Ent-
wicklungshilfe festgelegt. 

Was die festgelegten Zielvorgaben angeht, 
so wurden auch in der Debatte über die Qua-
lität der Entwicklungshilfe beeindruckende 
Ergebnisse erzielt. Im März 2005 einigten sich 
die Geber auf einen weitreichenden Rahmen 
zur Verbesserung der Wirksamkeit der Ent-
wicklungshilfe durch größere Betonung von 
Harmonisierung, Koordination und Selbst-
bestimmung durch die einzelnen Länder. Die 
Pariser Erklärung über die Wirksamkeit der 
Entwicklungshilfe umfasst rund 50 Verpflich-
tungen zur qualitativen Verbesserung der Ent-
wicklungshilfe. Die Fortschritte sollen anhand 
von zwölf Indikatoren gemessen werden. 

Dies sind ermutigende Entwicklungen. 
Zum Zeitpunkt der Millenniumserklärung war 
das Entwicklungshilfeglas zu drei Viertel leer. 
Jetzt ist es halb voll – mit steigender Tendenz. 

Der G8-Gipfel der Gruppe der acht führen-
den Industrienationen 2005 hat der Entwick-
lungshilfe durch zusätzliche Schuldenerleich-
terungen und neue Entwicklungshilfezusagen 
weiteren Auftrieb gegeben. Eine Priorität wird 
sein, die tatsächlichen Leistungen anhand die-
ser Zusagen zu überwachen. Doch selbst wenn 
das Glas zu drei Vierteln voll ist, wird dies die 
Millenniums-Entwicklungsziele (Millennium 
Development Goals – MDGs) noch nicht in 
greifbare Nähe rücken, insbesondere, so lange 
die Mittel noch mehrere Jahre nicht zu Verfü-
gung stehen. Nach Unterzeichnung der Millen-
niumserklärung, aus der die MDGs entstanden 
sind, haben die Geber-Regierungen es versäumt, 
ihre Entwicklungshilfeprogramme an die Erfor-
dernisse zur Erreichung der Ziele anzupassen. 
Der unmittelbarste Hinweis auf die fehlende 
Anpassung ist die große – und wachsende – Fi-
nanzierungslücke. Ohne eine Aufstockung der 
Entwicklungshilfe wird bis zum Jahr 2010 die 
Diskrepanz zwischen der Entwicklungshilfe, die 
gebraucht wird, um die Ziele zu erreichen, und 
der tatsächlichen Höhe der Leistungen auf mehr 
als 30 Milliarden US-Dollar steigen. Gelingt es 
nicht, diese Lücke zu schließen, stehen die Fort-
schritte zum Erreichen der Millenniumsziele auf 
dem Spiel. Dennoch haben mehrere Hauptgeber 
bislang nicht die erforderlichen Ausgabenpläne 
vorgelegt – womit ihr Engagement für die Mil-
lenniumsziele in Frage gestellt ist. 

Die Bilanz bezüglich der Qualität der Hilfe 
ist ebenfalls gemischt. Arme Länder brauchen 
Entwicklungshilfe, die auf vorhersehbare Weise 
geleistet wird, ohne dass damit zu viele Bedin-
gungen verbunden sind, und auf eine Art und 
Weise, die die Transaktionskosten minimiert 
und den gegenüberstehenden Wert maximiert. 
All zu oft bekommen sie aber Entwicklungs-
hilfe, die unvorhersehbar, mit Auflagen verse-
hen, unkoordiniert und an Käufe in den Geber-
ländern geknüpft ist. Nach unserer Schätzung 
liegen die Kosten der an Auflagen gebundenen 
Entwicklungshilfe für Länder mit niedrigem 
Einkommen bei 2,6 Milliarden US-Dollar im 
Jahr. Dies stellt eine „Steuer“ auf die gebundene 
Entwicklungshilfe von rund acht Prozent dar. 
Diese Steuer kostet alleine die afrikanischen 
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Länder 1,6 Milliarden US-Dollar im Jahr – 
eine riesige Umleitung von Investitionsmitteln, 
die zur Armutsbekämpfung gedacht sind.

Nicht alle Probleme im Bereich Entwick-
lungshilfe sind auf die Geberseite zurückzu-
führen. Viele Entwicklungsländer haben Pläne 
zur Armutsbekämpfung und für die Millenni-
umsziele ins Zentrum der Politik gerückt. Zu 
oft jedoch wird die Wirksamkeit der Entwick-
lungshilfe dadurch untergraben, dass die MDG-
Verpflichtungen nicht in wirksame Maßnahmen 
umgesetzt werden. Eine schwache Staats- und 
Regierungsführung, Korruption und fehlende 
politische Handlungskonzepte für anhaltendes 
Wirtschaftswachstum mindern die Rendite 
von Entwicklungshilfe-Investitionen in Bezug 
auf die menschliche Entwicklung. In diesem 
Kapitel liegt der Schwerpunkt hauptsächlich 
auf der Geberseite, doch wir erkennen an, dass 
wirksame Entwicklungshilfe partnerschaftliche 
Beziehungen mit gemeinsamen Verantwortlich-
keiten und Verpflichtungen erfordert. 

Aus der Analyse in diesem Kapitel ergeben 
sich zwei einfache Botschaften, eine bezüglich 
der Finanzierung der Entwicklungshilfe und 
eine bezüglich ihrer Zusammensetzung. Er-
stens werden die Millenniumsziele verfehlt, 
wenn die Entwicklungshilfe nicht dauerhaft er-
höht wird. Die Zeit kleiner schrittweiser Verän-
derungen ist vorbei. Wenn die Geberländer es 
ernst meinen mit dem Kampf gegen die Armut 
in der Welt, mit der Reduzierung der Ungleich-
verteilung und mit der Schaffung einer sichere-
ren Zukunft mit mehr Wohlstand für ihre eige-
nen Bürgerinnen und Bürger, dann müssen sie 
ihren Blick fest auf das Ziel richten, bis 2010 die 
0,5 Prozent und bis 2015 die 0,7 Prozent ihres 
Nationaleinkommens an Entwicklungshilfe zu 
leisten. Mehr Entwicklungshilfe ist keine Ga-
rantie für Entwicklung und die Sorge bezüglich 
der Fähigkeiten armer Länder, die Entwick-
lungshilfe auf wirksame Weise zu absorbieren 
und zu nutzen, muss ernst genommen werden. 
Dennoch ist mehr Entwicklungshilfe eine not-
wendige Bedingung für schnellere Fortschritte 
in Hinblick auf die Millenniumsziele und es 
gibt klare Hinweise darauf, dass viele Länder 

sehr viel mehr Entwicklungshilfe absorbieren 
können, als sie derzeit bekommen.

Die zweite Botschaft ist, dass mehr Ent-
wicklungshilfe, wenn sie innerhalb der derzeiti-
gen Strukturen geleistet wird, zu suboptimalen 
Ergebnissen führen wird. Genauso wie die rei-
chen Länder die Entwicklungshilfe hochfahren, 
müssen sie die Transaktionskosten herunterfah-
ren, die die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe 
mindern. Das heißt nicht, in Bezug auf die treu-
händerische Verantwortung gegenüber ihren 
Steuerzahlern Kompromisse einzugehen. Aber 
es heißt, der an Auflagen gebundenen Entwick-
lungshilfe ein Ende zu setzen, die Schwankungs-
anfälligkeit und mangelnde Vorhersehbarkeit 
der Entwicklungshilfe zu reduzieren und den 
Umfang der Konditionalität zu überdenken. 
Mehr Entwicklungshilfe wird nur dann zu 
besseren Ergebnissen führen, wenn sie durch 
vereinfachte Managementstrukturen geleistet 
wird, die gegenüber den Regierungen und Bür-
gerinnen und Bürgern in Entwicklungsländern 
mehr Rechenschaftspflicht beinhalten. 

Die Gründe für mehr und bessere Entwick-
lungshilfe werden durch den riesigen – und 
wachsenden – potenziellen Nutzen noch ver-
stärkt. In der Vergangenheit haben eine Reihe 
von Faktoren die Wirkungen der Entwick-
lungshilfe auf die menschliche Entwicklung 
geschmälert. Die Politik des kalten Krieges, die 
Nutzung der Entwicklungshilfe zur Verfolgung 
wirtschaftlicher Ziele in den Geberländern, feh-
lende wirksame nationale Strategien zur Ar-
mutsbekämpfung, Korruption und Misswirt-
schaft trugen allesamt dazu bei. Es wäre naiv zu 
behaupten, dass alle diese Probleme nicht mehr 
bestünden. Doch das politische Umfeld hat sich 
enorm verbessert, ebenso wie die Entwicklungs-
hilfe-Rendite für die menschliche Entwicklung. 
Dies ist ein Zeitpunkt, zu dem eine stufenweise 
Erhöhung der Entwicklungshilfe die Aussichten 
für die Millenniumsziele verändern könnten.

Aufmerksamkeit muss auch dem Gleichge-
wicht zwischen Gebern und Empfängern von 
Entwicklungshilfe bezüglich der jeweiligen 
Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen ge-
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widmet werden. Die Entwicklungsländer, die 
Entwicklungshilfe haben wollen, müssen Ziele 
festlegen, die mit den Millenniums-Entwick-
lungszielen in Zusammenhang stehen, müs-
sen ihre Haushalte durch den Internationalen 
Währungsfonds (IWF) überwachen lassen und 
müssen umfangreiche Bedingungen erfüllen. 
Doch die Geber, die andere Partei dieser „neuen 
Partnerschaft“, können ungestraft darauf ver-
zichten, irgendwelche Ziele zur Erhöhung der 
Entwicklungshilfe zu erfüllen (einschließlich 
der Ziele, die sie selbst festgelegt haben), und 
können die vagen Prinzipien ignorieren, die 
sie festgelegt haben, um die Entwicklungshilfe 
qualitativ zu verbessern. 

Neue Entwicklungshilfeansätze sind fi-
nanzierbar und machbar. Der Ausgangspunkt 
ist, dass die Geber und Empfänger von Ent-
wicklungshilfe sich auf eine Abschätzung des 
Finanzierungsbedarfs einigen müssen, durch 
die der Bedarf an Entwicklungshilfe zur Er-
reichung der Millenniumsziele ermittelt wird. 
Dann müssen die Geber eine vorhersehbare, 
über mehrere Jahre laufende Finanzierung bie-
ten, um diesen Bedarf zu decken. Die Entwick-
lungsländer müssen die Reformen durchführen, 
durch die die Entwicklungshilfe-Rendite opti-
miert wird. Von entscheidender Bedeutung ist 
es, die Kapazitätsbeschränkungen in den Emp-
fängerländern zu überwinden. 

Auf einer Ebene ist die Entwicklungshilfe 
ein einfacher Transfer finanzieller Mittel aus 
reichen in arme Länder. Auf einer anderen 
Ebene ist sie ein Indikator für etwas Grundle-
genderes. Die Entwicklungspolitik der reichen 
Länder spiegelt wider, wie sie über die Globali-
sierung denken, über ihre eigene Sicherheit und 
ihren Wohlstand, und über ihre Verantwor-
tung und ihre Verpflichtungen gegenüber den 
Schwächsten dieser Welt. Letztendlich ist die 
Entwicklungspolitik ein Barometer, das misst, 

zu welchem Grad die reiche Welt Massenarmut 
inmitten von Reichtum toleriert.

Mahatma Gandhi wurde einst gefragt, wie 
Leute, die politische Entscheidungen zu tref-
fen haben, die politischen Vorzüge einer Maß-
nahme beurteilen sollen. Er antwortete: „Rufen 
Sie sich das Gesicht des ärmsten Menschen vor 
Augen, den Sie je gesehen haben, und fragen Sie 
sich, ob der Schritt, den Sie vorhaben, ihm in 
irgendeiner Weise nutzen wird.“3 Zehn Jahre 
vor dem erklärten Termin zum Erreichen der 
Millenniumsziele sollte dieser Rat in der der-
zeitigen Diskussion über Entwicklungshilfe Re-
sonanz finden. Verpflichtungserklärungen auf 
die Ziele sind für die Armen dieser Welt wenig 
nützlich, wenn sie nicht durch reale finanzielle 
Verpflichtungen und ebenso reale qualitative 
Verbesserungen der Entwicklungshilfe unter-
mauert werden. Nachdem die reichen Länder in 
der Millenniumserklärung die Ziele spezifiziert 
haben, müssen sie nun ihren Teil dazu beitra-
gen, die Mittel dafür bereitzustellen. 

Der erste Teil dieses Kapitels legt kurz die 
Gründe für Entwicklungshilfe in einer zuneh-
mend von wechselseitigen Abhängigkeiten ge-
prägten Welt dar. Er betont die zentrale Rolle, 
die die Entwicklungshilfe als Investition in die 
menschliche Entwicklung spielen kann. Im 
nächsten Teil wird die quantitative Entwick-
lung der Hilfe betrachtet und die Trends seit 
der Konferenz von Monterrey werden über-
prüft. Der dritte Teil wendet sich der Frage 
nach der Qualität der Entwicklungshilfe zu, 
gemessen anhand von Indikatoren für die Vor-
hersehbarkeit, die Transaktionskosten und die 
an Auflagen gebundene Entwicklungshilfe. Ab-
schließend untersuchen wir wichtige Fragen der 
Staats- und Regierungsführung, die durch eine 
Reform der internationalen Entwicklungshilfe 
aufgeworfen werden.
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Der Rahmen für die gegenwärtige Struktur der 
Entwicklungshilfe wurde vor über einem hal-
ben Jahrhundert geschaffen, genauso wie das 
globale Sicherheitssystem, das wir in Kapitel 5 
untersucht haben. Wie das Sicherheitssystem, 
so litt auch die Entwicklungshilfe unter Ver-
zerrungen durch den Kalten Krieg. Fünfzig 
Jahre später ist es nun Zeit, grundsätzliche Fra-
gen bezüglich der Rolle der Entwicklungshilfe 
bei der Bewältigung der Herausforderungen des  
21. Jahrhunderts zu stellen.

Entwicklungshilfe als 
moralischer Imperativ und 
aufgeklärtes Eigeninteresse

Einen Teil der Antwort können wir in einem 
Bericht finden, der vor 175 Jahren geschrieben 
wurde. In den 1830er Jahren wurden die dicht 
besiedelten britischen Industriezentren von einer 
Welle verschiedener Epidemien überschwemmt, 
die die Regierung veranlassten, eine Untersu-
chung in Auftrag zu geben, die unter der Lei-
tung des größten Sozialreformers Edwin Chad-
wick stand. In seinem Bericht legte Chadwick 
die menschlichen Kosten der Vernachlässigung 
dar: „Die jährlichen Verluste an Menschenleben 
aufgrund von Schmutz und schlechter Belüf-
tung sind größer als die Zahl der Toten oder 
Verwundeten in irgendeinem der Kriege, die 
dieses Land in der heutigen Zeit geführt hat.“4  
Neben diesen menschlichen Kosten lenkte der 
Bericht die Aufmerksamkeit auch auf den Effi-
zienz-Gewinn durch präventive Maßnahmen. 
Die Ausgaben für die Behandlung von Krank-
heiten und die Einbußen, die mit der geringeren 
Arbeitsproduktivität verbunden waren, stellten 
die Kosten der Bereitstellung eines öffentlichen 
Abwassersystems weit in den Schatten. In einer 
Zeit, in der sich die Regierung gegen Steuerer-
höhungen zur Bereitstellung öffentlicher Güter 
sträubte, dauerte es noch weitere zwanzig Jahre, 
in denen eine Reihe von Epidemien die Reichen 
wie die Armen bedrohten, bis dann schlagartig 
Maßnahmen ergriffen wurden. Doch Chad-

wicks Bericht führte das Prinzip ein, dass sozi-
ale Investitionen in ein öffentliches Gut aus 
moralischen Gründen unbedingt geboten sind 
und wirtschaftlich dem gesunden Menschen-
verstand folgten.

Der gleichen Logik unterliegt heute die 
internationale Entwicklungshilfe. In der heu-
tigen Welt werden die Grenzen, die die reichen 
von den armen Ländern trennen, durch an-
steckende Krankheiten, Bedrohungen der Si-
cherheit, schwarz gehandelte Waffen, Drogen 
und Umweltprobleme genauso einfach über-
schritten wie in den großen britischen Indus-
triezentren der 1830er Jahre die Grenzen zwi-
schen den reichen und armen Gegenden durch 
Krankheiten überschritten wurden. In diesem 
Zusammenhang ist die internationale Entwick-
lungshilfe eine Investition in öffentliche Güter, 
wie zum Beispiel verringerte Gesundheits- und 
Sicherheitsrisiken. 

Gemeinsamer Wohlstand und verringerte 
Anfälligkeit sind weitere gewichtige Gründe 
für Entwicklungshilfe. In den Industrieländern 
wirkten zeitweilige Krisen als starke Katalysa-
toren für die Entwicklung sozialer Sicherungs-
systeme. US-Präsident Franklin D. Roosevelt re-
agierte auf die Weltwirtschaftskrise der 1930er 
Jahre mit der Einführung staatlicher Beschäf-
tigungsprogramme und Einkommenstransfers, 
einem „New Deal“, der Millionen gefährdeter 
Menschen mit Beschäftigung versah und eine 
Quelle an Sicherheit bot. Der New Deal schuf 
die Bedingungen für wirtschaftliche Erholung, 
stellte den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
wieder her und führte ein Prinzip ein, dass für 
die menschliche Entwicklung weiterhin von 
zentraler Bedeutung bleibt: dass die Märkte und 
die Freiheiten des Einzelnen durch wirtschaft-
liche Sicherheit untermauert werden müssen.5 
Dreißig Jahre später, Mitte der 1960er Jahre, 
erklärte Präsident Lyndon B. Johnson mit  
seinem „Great Society“-Programm den „be-
dingungslosen Krieg“ gegen die Armut und 
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brachte eine Flut an Gesetzen auf den Weg, die 
darauf abzielten, die Menschen in die Lage zu 
versetzen, sich durch Arbeit selbst aus extremen 
Mangelsituationen zu befreien (Kasten 3.1). In 
beiden Fällen gingen die soziale Sicherung und 
Programme, die die Menschen wieder in Lohn 
und Brot bringen sollten, Hand in Hand.

Heute geben die reichen Länder ca. ein 
Viertel ihres Reichtums für soziale Transferlei-
stungen aus.6 Diese Transferleistungen sind eine 
Investition zur Vermeidung oder Reduzierung 
der Verschwendung und der gesellschaftlichen 

Erschütterungen, die mit extremer Not einher-
gehen. Auch auf globaler Ebene stellt die Armut 
eine massive Vergeudung menschlichen Poten-
zials dar, und ein Hindernis für gemeinsamen 
Wohlstand. In einer Welt, die durch Handels- 
und Investitionsströme eng verflochten ist, min-
dert die Armut in einem Land woanders das Po-
tenzial für Wohlstand. Doch der internationalen 
Gemeinschaft fehlt ein glaubwürdiges globales 
Sozialversicherungssystem – eine Lücke, die die 
Entwicklungshilfe füllen könnte. 

Die internationale Entwicklungshilfe ist 
der Punkt, an dem moralische Werte und aufge-
klärtes Eigeninteresse sich kreuzen. Der mora-
lische Imperativ der Entwicklungshilfe spiegelt 
sich in vielen auf Werten basierenden Denksy-
stemen wider. Die meisten wichtigen Religi-
onen rufen ihre Anhänger dazu auf, den Armen 
zu helfen. Im Islam zum Beispiel ist zakat, die 
Verpflichtung, denen zu geben, die in Not sind, 
eine der fünf Säulen dieser Religion. Die christ-
liche Tradition des Erlassjahres ruft die Gläu-
biger dazu auf, Schulden abzuschreiben. Auch 
andere Wertesysteme betonen den Schutz der 
Schwachen und die Begrenzung der Ungleich-
verteilung innerhalb von Gemeinschaften. Für 
die globale Gemeinschaft stellt die Entwick-
lungshilfe einen Mechanismus dar, durch den 
sie menschliche Solidarität ausdrücken und 
Möglichkeiten erweitern kann. Ob die Moti-
vation nun auf Menschenrechten, religiösen 
Werten oder breiter angelegten Ethiksystemen 
beruht, die Rolle der Entwicklungshilfe bei der 
Abschaffung von Massenarmut, Hunger und 
vermeidbaren Todesfällen bei Kindern ist ein 
moralischer Imperativ.

Die Sicherheitsbegründung für Entwick-
lungshilfe basiert auf einem aufgeklärten Eigen-
interesse. Armut fördert nicht automatisch den 
Terrorismus. Auch Ungleichverteilung nicht. 
Doch wie die führenden Politiker der reichen 
Länder zunehmend anerkennen, stellt das Ver-
säumnis, mit den wahrgenommenen Ungerech-
tigkeiten umzugehen, die die Massenarmut in 
einer immer wohlhabenderen Weltwirtschaft 
fortschreiben, eine Bedrohung für die Sicherheit 
dar. In der Antrittsrede zu seiner letzten Amts-

Die Rede vor dem amerikanischen Kongress, in der Präsident Lyndon B. Johnson 

1964 sein Programm der „Great Society“ verkündete, markierte den Beginn einer 

neuen Ära in der Sozialgesetzgebung. Es umfasste auch Grundsätze, die bis heute 

in Debatten zur Entwicklungshilfe ihren Nachhall finden.

Die damaligen Reformen basierten auf einem einfachen Kerngedanken: Der Staat 

muss aktiv werden, um die Menschen mit den Qualifikationen und anderen Aktiva 

auszustatten, die es ihnen ermöglichen, sich aus Armutszyklen zu befreien. Wachs-

tum allein reicht nicht aus. Transfers an die Armen sind keine Wohlfahrtszahlungen, 

sondern eine Investition in Qualifikationen und eine Versicherung gegen Risiken. 

Staatliche Programme verbessern den Zugang der Menschen zu sozialen, poli-

tischen und wirtschaftlichen Ressourcen und bieten ihnen statt bloßer Almosen 

wirkliche Hilfestellung. Johnson formulierte es so: „Es reicht nicht aus, die Tore 

zu den Chancen aufzustoßen. Alle unsere Bürger müssen befähigt werden, durch 

diese Tore zu schreiten.“

Der Ankündigung folgte eine ganze Reihe grundlegender Gesetze zu Themen 

wie Krankenversicherung, Gesundheitsversorgung für arme Menschen, Bildungs-

programmen für einkommensschwache Gruppen oder Berufsausbildung mit dem 

Ziel, den Aufstieg aus der Armut zu unterstützen und den Absturz in die Armut zu 

verhindern. Zwischen 1963 und 1967 wurde das Volumen der den Gesetzen fol-

genden staatlichen Zuschussprogramme auf 15 Milliarden Dollar verdoppelt. 

Anstrengungen zeitigten ihre Ergebnisse in Form einer Periode abnehmender 

Ungleichheit und zunehmender Mobilität für zuvor ausgeschlossene Gruppen. 

Guter internationaler Entwicklungshilfe liegen ähnliche Überlegungen zugrunde. 

Sie kann arme Länder mit der Bildung, den Qualifikationen und den Gesundheits-

aktiva ausstatten, die erforderlich sind, um Wachstum anzuregen und den Weg aus 

Armut und Abhängigkeit zu ebnen. Die Unterstützung, die Volkswirtschaften wie 

Botswana, Südkorea (Korea, Rep.) und Taiwan, Provinz von China, zu Beginn ihrer 

Entwicklung erhielten, half ihnen, sich aus der Abhängigkeit von Entwicklungshilfe 

zu lösen und den Wandel zu mehr wirtschaftlichen Wachstum sowie weniger Armut 

herbeizuführen.

Quellen: Burnham 1989; Brown-Collier 1998; Johnson 1964; Advisory Commission on Intergo-
vernmental Relations 1984 (Tabelle 75).

Kasten 3.1   Die „Great Society“
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zeit im Jahr 1945 fasste US-Präsident Roose-
velt das zusammen, was er als zentrale Lehre 
aus dem zweiten Weltkrieg ansah: „Wir haben 
gelernt, dass wir nicht alleine in Frieden leben 
können, dass unser Wohlergehen vom Wohler-
gehen anderer, weit entfernt gelegener Nationen 
abhängig ist.“ Diese Feststellung hat weiterhin 
eine mächtige Resonanz. Die Bedrohungen, 
die von zerbrechlichen und konfliktanfälligen 
Staaten ausgehen, haben ihre Wurzeln zum Teil 
in der Armut, aber auch in der Wahrnehmung 
von Ungerechtigkeit in einer Weltordnung, die 
eine große Kluft zwischen Wohlhabenden und 
Habenichtsen zulässt. In der derzeitigen US-
amerikanischen Sicherheitsstrategie wird das so 
ausgedrückt: „Eine Welt, in der einige bequem 
und im Überfluss leben, während die Hälfte der 
Menschheit von weniger als zwei US-Dollar am 
Tag lebt, ist weder gerecht noch stabil.“7 

Entwicklungshilfe und 
menschliche Entwicklung

Die Kontroversen um die Wirksamkeit der Ent-
wicklungshilfe erstrecken sich bereits über meh-
rere Jahrzehnte. Kritiker argumentieren, dass 
die Begründung für mehr Entwicklungshilfe 
durch den nur begrenzten Nutzen der großen 
Summen an Entwicklungshilfe, die im Laufe 
der vergangenen vier oder mehr Jahrzehnte 
geleistet wurden, untergraben würde. Diese 
Behauptung zeigt, wie ein einseitiges Verständ-
nis der Beweise zu falschen Schlussfolgerungen 
führen kann.

Behauptungen über die Ineffektivität der 
Hilfe aufgrund von Erfahrungen aus der Ver-
gangenheit stehen auf einer wackligen Grund-
lage. Bis zum Ende des Kalten Krieges stand ein 
großer Teil dessen, was als Entwicklungshilfe 
durchging, mit den Zielen menschlicher Ent-
wicklung in bestenfalls dürftigem Zusammen-
hang. Brutale, korrupte und ineffiziente Regime‘ 
wurden von den Gebern wohlwollend toleriert, 
die weniger an Entwicklung interessiert waren, 
als an der Verfolgung geo-politischer Ziele. Der 
zairische Präsident Mobutu Sésé Seko und der 
philippinische Präsident Ferdinand Marcos 
wurden reich, während ihre Bürgerinnen und 

Bürger mit großen Schulden zurückblieben. 
Von Afghanistan über das Horn von Afrika bis 
nach Mittelamerika war die Entwicklungshilfe 
Teil der Rivalitäten zwischen Ost und West. 

Mit dem Fall der Berliner Mauer entfiel 
auch die Motivation für Verzerrungen im Be-
reich der Entwicklungshilfe. Das heißt jedoch 
nicht, dass die gesamte Entwicklungshilfe jetzt 
plötzlich auf gut definierte Ziele menschlicher 
Entwicklung ausgerichtet wurde. Es werden 
noch immer große Summen Entwicklungshil-
fegelder für nicht entwicklungsbezogene Ziele 
ausgeben, so zum Beispiel, um Überschüsse aus 
der Landwirtschaft loszuwerden oder um Ab-
satzmärkte für Unternehmen aus reichen Län-
dern zu erschließen. Darüber hinaus besteht 
die Gefahr, dass der „Krieg gegen den Terroris-
mus“ eine neue Reihe von Verzerrungen in die 
Allokationsentscheidungen bringt. So erhal-
ten einige Länder mit bestenfalls zweifelhafter 
Entwicklungsbilanz einen warmen Regen an 
Entwicklungshilfe. Nichtsdestoweniger haben 
die Geber-Länder zum ersten Mal in der Ge-
schichte die Gelegenheit, ihre Entwicklungs-
hilfe auf das zentrale Ziel der Verbesserung der 
Lage der Menschheit zu richten.

Verringerung finanzieller 
Einschränkungen
Die Millenniumsziele bieten eine Meßlatte zur 
Messung der Fortschritte. Wie jedoch Kapitel 1 
zeigt, werden bei den derzeitigen Trends die 
meisten der ärmsten Länder der Welt den größ-
ten Teil der Ziele verfehlen. Beschränkte finan-
zielle Mittel aufgrund niedriger Durchschnitts-
einkommen und anhaltender Armut schränken 
die Fähigkeiten dieser Länder ein, diese Trends 
zu verändern. Die Entwicklungshilfe kann 
helfen, diese Beschränkungen zu verringern, 
indem sie die Regierungen mit neuen Mitteln 
für Investitionen versorgt.

Wie ernstzunehmend das Finanzierungspro-
blem ist, wird anhand des Gesundheitswesens 
deutlich. In Ländern mit niedrigem Einkommen 
betragen die durchschnittlichen Gesundheits-
ausgaben circa elf US-Dollar pro Kopf. In einem 
großen Teil der afrikanischen Länder südlich der 
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Sahara liegt der Durchschnitt zwischen drei und 
zehn US-Dollar. Die Kosten für die medizinische 
Grundversorgung werden jedoch auf 30 US-Dol-
lar pro Person geschätzt. In einem Land wie Mali, 
wo über die Hälfte der Bevölkerung von weniger 
als einem US-Dollar pro Tag lebt, würde es pro 
Person zusätzlich 26 US-Dollar – oder circa 
zehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP)  
– kosten, um dieses eine Ziel zu finanzieren.

Studien über die Kosten der Millenniums-
Entwicklungsziele zeigen durchgängig große 
Finanzierungslücken auf, selbst wenn die Re-
gierungen ihre Ausgaben deutlich erhöhen und 
deren Wirksamkeit verbessern. In einer Studie 
über den Finanzierungsbedarf im Bereich all-
gemeine Primarschulbildung wurden zum Bei-
spiel die finanziellen Implikationen untersucht, 
die sich ergäben, wenn die Entwicklungsländer 
vier Prozent ihres BIP ins Bildungswesen ste-
cken würden und davon die Hälfte in den Pri-
marschulbereich. Für die Entwicklungsländer 
als Gruppe lag die Finanzierungslücke bei einer 
Größenordnung von fünf bis sieben Milliarden 
US-Dollar, wobei die Länder mit niedrigem 
Einkommen daran einen Anteil von vier Mil-
liarden hatten.8 

Wirtschaftliches Wachstum in den Ent-
wicklungsländern kann helfen, die einheimi-
schen Mittel, die zur Entwicklungsfinanzie-
rung zur Verfügung stehen, zu erhöhen. Für 
viele Länder besteht das Problem jedoch in 
den Kapazitätsbeschränkungen, die das Wirt-
schaftswachstum begrenzen. Der unzurei-
chende Zugang zu Basisinfrastruktur wie Was-
serversorgung, Straßen, Stromversorgung und 
Kommunikation beschränkt die Möglichkeiten 
der Haushalte, das Investitionsvolumen des pri-
vaten Sektors und die Staatseinnahmen. In den 
ärmsten Ländern ist die Finanzierungslücke am 
größten. Nach Schätzungen der Weltbank müs-
sen die afrikanischen Länder südlich der Sahara 
ihre Infrastrukturausgaben gemessen als Anteil 
am BIP von unter fünf Prozent auf über neun 
Prozent erhöhen. Die von der britischen Regie-
rung finanzierte Afrika-Kommission setzt die 
zusätzlich benötigte Entwicklungshilfe bei zehn 
Milliarden US-Dollar pro Jahr über einen Zeit-

raum von zehn Jahren an.9 Gelingt es nicht, diese 
Investitionen zu tätigen, wird ein Teufelskreis in 
Gang gehalten. Zu wenige Investitionen in Stra-
ßen und Häfen, Stromversorgung und Kommu-
nikationssysteme mindern das Wachstum, ver-
ringern die Möglichkeiten zur Beteiligung am 
Handel und reduzieren die Einnahmen, die den 
Regierungen für zukünftige Infrastrukturinve-
stitionen zur Verfügung stehen. 

Betrachtet man den Finanzierungsbedarf 
für die Millenniums-Entwicklungsziele als Ge-
samtpaket, so macht dies die entscheidende Be-
deutung externer Finanzierung noch deutlicher. 
Schätzungen des Millenniumsprojektes der Ver-
einten Nationen auf der Grundlage von Unter-
suchungen in fünf Ländern mit niedrigem Ein-
kommen setzen den Finanzierungsbedarf zur 
Erreichung der Ziele für das Jahr 2006 bei 40 bis 
50 Milliarden US-Dollar an. Bis zum Jahr 2015 
wird der Bedarf auf 70 bis 100 Milliarden stei-
gen.10 Selbst mit angemessenem Wachstum und 
steigenden Staatseinnahmen hat Tansania heute 
einen ungedeckten Finanzierungsbedarf von 35 
US-Dollar pro Kopf – ein Betrag, der mehr als 
14 Prozent des Durchschnittseinkommens ent-
spricht. Bis 2015 wird dieser ungedeckte Bedarf 
85 US-Dollar pro Kopf betragen. Für ein Land 
mit einem durchschnittlichen jährlichen Pro-
Kopf-Einkommen von 100 US-Dollar ist das 
eine sehr große Lücke. Steigende Staatseinnah-
men aus einheimischen Mitteln könnten – und 
sollten – einen Teil dieser Lücke schließen. Doch 
in Ländern mit niedrigem Durchschnittsein-
kommen und hoher Armut gibt es Grenzen des 
Erreichbaren. Wenn Äthiopien den Anteil der 
Staatseinnahmen am BIP verdoppeln würde, 
würde es zusätzliche 15 US-Dollar pro Kopf 
hinzugewinnen - weniger als ein Viertel des ge-
schätzten Finanzierungsbedarfs zur Erreichung 
der Millenniumsziele.11 Äthiopien hat bereits 
eine Abgabenquote von 15 Prozent – sehr viel 
mehr als der Durchschnitt bei Ländern auf die-
sem Einkommensniveau. 

Nichts davon mindert die Bedeutung na-
tionaler Finanzierung. Selbst unter Berück-
sichtigung der stark eingeschränkten Mittel 
variieren die Leistungen der einzelnen Ent-
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wicklungsländer sehr. So hat Mosambik zum 
Beispiel vier Prozent des BIPs für staatliche In-
vestitionen im Gesundheitswesen mobilisiert. 
Das ist mehr als doppelt so viel wie in Ländern 
wie Burkina Faso, Côte d‘Ivoire, Mali und (bei 
sehr viel höherem Durchschnittseinkommen) 
Pakistan. Der Tschad gibt für das Bildungs-
wesen weniger als die Hälfte (gemessen als 
Anteil am BIP) aus, als Äthiopien. In den mei-
sten Regionen, und am bemerkenswertesten in 
den Ländern Afrikas südlich der Sahara, gibt 
es jedoch einen klaren Aufwärtstrend bei den 
Ausgaben für Gesundheit und Bildung, teil-
weise unterstützt durch Entwicklungshilfe und 
Schuldenerleichterungen.

Die offensichtliche Frage ist, ob in Ländern, 
die nicht in der Lage sind, die Kosten der Fi-
nanzierung der Millenniumsziele zu decken, die 
Entwicklungshilfe eine wirksame Ergänzung 
zu den inländischen Einnahmen darstellt. Die 
Antwort lautet ja. Mehr Entwicklungshilfe ist 
kein Allheilmittel gegen geringes Wachstum 
oder Armut. Nicht jede Entwicklungshilfe 
funktioniert und ein Teil der Hilfe wird ver-
schwendet. Doch unter den richtigen Bedin-
gungen (ein wichtiger Vorbehalt) kann Ent-
wicklungshilfe die menschliche Entwicklung 
auf verschiedenen Wegen voranbringen. Diese 
reichen von makroökonomischen Wirkungen 
– einschließlich höherem Wachstum und hö-
herer Produktivität – bis hin zur Bereitstellung 
von Gütern und Dienstleistungen, die für die 
Entwicklung der Fähigkeiten der Armen von 
entscheidender Bedeutung sind.

Steigerung des Wirtschaftswachstums
Die Entwicklungshilfe ermöglicht es den Emp-
fängern, ihren Konsum und ihre Investitionen 
zu erhöhen. Sie schafft Möglichkeiten, durch 
mehr Wachstum im Zeitablauf den Lebens-
standard nach und nach anzuheben. In länder-
übergreifenden Untersuchungen hat man in 
der Vergangenheit tendenziell einen positiven 
Zusammenhang zwischen Entwicklungshilfe 
und Wachstum festgestellt.12 Zieht man die 
Ausgaben im Bereich der Nothilfe ab, die sich 
definitionsgemäß auf Länder in Krisensituati-
onen bezieht, und auch die Ausgaben für lang-

fristige Hilfe, die mit dem Wachstum nicht in 
Zusammenhang stehen, so werden diese Ergeb-
nisse bestätigt. Das Centre for Global Develop-
ment schätzt, dass bei ungefähr der Hälfte der 
Entwicklungshilfeströme, von denen erwartet 
werden kann, dass sie kurzfristige Wachstums-
wirkungen haben, jeder US-Dollar Entwick-
lungshilfe ein um 1,64 US-Dollar höheres Ein-
kommen schafft.13 

Erfahrungen aus verschiedenen Ländern 
bestätigen die potenziell starken Wachstum-
seffekte. Afrikanische Volkswirtschaften mit 
hohem Wachstum, wie zum Beispiel Mosam-
bik, Uganda und Tansania, sind stark von der 
Entwicklungshilfe abhängig, um weiter in die 
soziale und wirtschaftliche Infrastruktur inve-
stieren zu können. Mosambik verzeichnet seit 
Mitte der 1990er Jahre ein Wachstum von acht 
Prozent pro Jahr - eine der höchsten Wachs-
tumsraten in der sich entwickelnden Welt. 
Ohne Nettoentwicklungshilfe in Höhe von 
54 US-Dollar pro Kopf hätte dieses Wachstum 
nicht aufrechterhalten werden können. Damit 
wurden die Infrastruktur und die Zahlungsbi-
lanz entscheidend gestützt.14 

Die Grundversorgung mit 
Dienstleistungen verbessern
Stehen für die Grundversorgung in Bereichen 
wie Gesundheit und Bildung zu wenig finan-
zielle Mittel zur Verfügung, so führt dies zu 
einer geringen Abdeckung und einer schlech-
ten Qualität der Dienstleistungen. Die Ent-
wicklungshilfe spielt bei der Finanzierung von 
Investitionen in Gesundheit und Bildung, die 
nötig sind, um Humankapital zu bilden, eine 
entscheidende Rolle. 

Die Finanzierung durch Entwicklungshilfe 
ist in vielen Ländern ein Rettungsanker für 
die Grundversorgung mit Dienstleistungen. 
In Tansania macht die Entwicklungshilfe aus 
dem Ausland über ein Drittel des Haushaltes 
für den Sozialbereich aus. In Sambia würden 
ohne Entwicklungshilfe die Gesundheitsaus-
gaben von acht auf drei US-Dollar pro Person 
sinken, mit verheerenden Folgen für den Kampf 
gegen HIV/AIDS und andere Probleme der öf-
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fentlichen Gesundheit. In Uganda ist der An-
teil der ausländischen Hilfe am BIP zwischen 
1997 und 2001 um fünf Prozent gestiegen. 
Die Pro-Kopf-Ausgaben im Gesundheitswe-
sen haben sich seit dem Jahr 2000 verdreifacht, 
wobei etwa die Hälfte des Gesundheitshaus-
halts durch Geber finanziert wird. Eine Reihe 
von Entwicklungsprogrammen hat die Kinder-
sterblichkeit nachweislich gesenkt. In Ägypten 
half ein nationales Programm zur Kontrolle 
von Durchfallerkrankungen, das von USAID 
und der Weltgesundheitsorganisation unter-
stützt wurde, die Säuglingssterblichkeit inner-
halb von fünf Jahren um 82 Prozent zu senken 
und 300.000 Todesfälle bei Kindern zu verhin-
dern.15 Der Entwicklungshilfe kommt bei der 
Schließung von Versorgungslücken eine zen-
trale Rolle zu. Um die Millenniumsziele in den 
Bereichen Gesundheit und Bildung bis 2015 zu 
erreichen, werden allein die afrikanischen Län-
der südlich der Sahara eine Million zusätzliche 

Arbeitskräfte im Gesundheitswesen brauchen 
und acht Länder in der Region werden die An-
zahl der Lehrkräfte an Schulen um mindestens 
ein Drittel erhöhen müssen.16 Ohne zusätzliche 
Entwicklungshilfe ist eine Ausweitung in die-
sem Umfang nicht machbar.

Selbst wenn eine Grundversorgung zur Ver-
fügung steht, stellen die Kosten oft eine Hürde 
dar, die die Menschen davon abhält, Versor-
gungsleistungen in Anspruch zu nehmen. 
Entwicklungshilfe kann diese Hürde senken. 
Nachdem in Tansania 2003 die Schulgebühren 
abgeschafft wurden, wurden 1,6 Millionen Kin-
der zusätzlich eingeschult (Kasten 3.2). Die Ab-
schaffung der Eigenbeteiligung an den Kosten 
für Gesundheitsdienste führte 2002 in Uganda 
zu einer Zunahme der Nutzung von Gesund-
heitseinrichtungen um 80 Prozent. Die Armen 
waren dabei die Hauptnutznießer. Keine dieser 
politischen Maßnahmen wäre möglich gewesen, 
wenn es keine Entwicklungshilfe-Finanzierung 
gegeben hätte. In Bangladesch hat die Entwick-
lungshilfe bei der Finanzierung von Schulspei-
sungsprogrammen eine zentrale Rolle gespielt. 
Diese Programme sollen für Eltern Anreize bie-
ten, ihre Kinder, insbesondere Mädchen, in die 
Schule zu schicken. Sie erreichen inzwischen 
über zwei Millionen Kinder und haben dazu 
geführt, dass die Einschulungsquoten enorm 
gestiegen sind und dass es Fortschritte in Bezug 
auf die Gleichstellung der Geschlechter gegeben 
hat.17 Indem die Entwicklungshilfe die Quali-
tät der Bildung verbessert, kann sie auch Nach-
frage schaffen. In einer aktuellen Untersuchung 
der Bildungsförderung der Weltbank im Zeit-
raum 1988-2003 wurde herausgefunden, dass 
die Einschulungsquote im Primar- und Sekun-
darschulbereich um zehn Prozent gestiegen war 
und dass sich die Prüfungsergebnisse um mehr 
als 60 Prozent verbessert haben.18 Die besseren 
Ergebnisse hingen mit der verbesserten Qua-
lität der Klassenräume, dem Zugang zu Lehr-
büchern und der Ausbildung von Lehrkräften 
zusammen. 

Ausweitung der Sozialversicherung
Die ärmsten Länder der Welt haben den größ-
ten Bedarf an sozialer Absicherung und die 

Der Umstand, dass sich arme Menschen grundlegende Dienste nicht leisten kön-

nen, ist eine Hauptursache von Ungleichheit und Armut. Entwicklungshilfe kann die 

Nachfrage nach Basisdiensten steigern, indem sie deren Kosten senkt.

Weil mit Entwicklungshilfemitteln das Bildungswesen aus dem Staatshaushalt 

unterstützt wurde, konnten in Tansania zwischen 1999 und 2003 1,6 Millionen Kin-

der zusätzlich die Schule besuchen. Die Regierung verdoppelte die Bildungsaus-

gaben pro Kopf und finanzierte den Übergang zu einem System mit kostenlosem 

Grundschulunterricht.

Die neue kenianische Regierung nahm sich daran ein Beispiel. Eine ihrer ersten 

Amtshandlungen war 2003 die Einführung der kostenlosen Grundschulbildung. In-

nerhalb eines Jahres stieg daraufhin die Schülerzahl um 1,5 Millionen. Kenia entwi-

ckelte auch Programme wie den Schulbuchfonds und das Schulspeiseprogramm, 

um armen Haushalten zu helfen, Kostenbeschränkungen zu überwinden. Keine 

dieser Investitionen wäre ohne mehr Entwicklungshilfe möglich gewesen.

Im Gesundheits- wie im Bildungswesen kann Entwicklungshilfe Hürden ab-

bauen, indem sie Regierungen die Ressourcen zur Senkung der Zugangskosten 

bereitstellt. Im Rahmen der nationalen Armutsbekämpfungsstrategie schaffte Ug-

anda 2001 die Nutzergebühren für die meisten Gesundheitseinrichtungen der un-

teren Ebene ab. 2002/2003 wurden daraufhin die Einrichtungen von mehr als sechs 

Millionen ambulanten Patienten zusätzlich in Anspruch genommen. Dies entsprach 

einem Anstieg der Inanspruchnahme um mehr als 80 Prozent gegenüber dem Jahr 

2000, wobei dieser bei armen Menschen stärker ausfiel als bei Wohlhabenderen.

Quellen: Inyega und Mbugua 2005; Tanzania, Government of, 2004; World Bank und Republic 
of Kenya 2004; World Bank 2001.

Kasten 3.2   Kostenhürden abbauen
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geringsten Kapazitäten, diese zu finanzieren. 
Die meisten Länder mit niedrigem Einkommen 
haben außergewöhnlich schwach ausgeprägte 
Wohlfahrtssysteme. Eine Folge ist, dass die 
ärmsten Haushalte in einem Teufelskreis der 
Armut gefangen sind. Probleme wie ein nied-
riges Einkommen, eine schlechte Ernährungs-
lage und Krisenanfälligkeit hindern sie daran, 
der Armut zu entkommen.

Entwicklungshilfe kann helfen, den Teu-
felskreis der Armut zu durchbrechen. Doch in 
der Entwicklungshilfe sind die Sozialversiche-
rungssysteme ein Bereich, der chronisch un-
terfinanziert ist. Programme in diesem Bereich 
haben das Potenzial, finanzielle Mittel direkt 
den ärmsten und schwächsten Haushalten zur 
Verfügung zu stellen. Solche Programme stel-
len eine internationale Ausweitung des Prin-
zips der sozialen Wohlfahrt dar, das in den 
reichen Ländern zur Anwendung kommt, ein-
schließlich des Prinzips von mehr Gerechtig-
keit. Mit Unterstützung durch die Geber zielt 
ein Pilotprogramm für Bartransfer in Sambia 
auf die ärmsten zehn Prozent der Bevölkerung 
ab, die noch nicht einmal ihren Mindestbe-
darf an Nahrungsmitteln decken. Die Trans-
ferleistungen – sechs US-Dollar im Monat 
– ermöglichen es den Nutznießern, statt einer 
zwei Mahlzeiten am Tag zu sich zu nehmen, 
mit großen positiven Multiplikatorwirkungen 
auf die Ernährungslage der Kinder und die Le-
bensgrundlage der Haushalte (Kasten 3.3).19 In 
Vietnam vergrößern sich die Ungleichheiten im 
Gesundheitsbereich, trotz der guten Leistungen 
der Regierung in Bezug auf die menschliche 
Entwicklung. Die Regierung hat darauf re-
agiert, indem sie Health Care Funds for the 
Poor (HCFP) eingeführt hat, um Haushalten, 
die nicht in der Lage sind, ihre Gesundheitsaus-
gaben zu decken, eine soziale Absicherung zu 
bieten. In enger Zusammenarbeit mit Gebern 
hat die Regierung Strategien entwickelt, die auf 
die ärmsten Regionen, wie das zentrale Hoch-
land, und die ärmsten gesellschaftlichen Grup-
pen abzielen. Die Entwicklungshilfe macht in 
Vietnam weniger als vier Prozent des Bruttona-
tionaleinkommens aus, aber über ein Viertel des 
HCFP-Etats.20 Ohne Unterstützung durch die 

Geber wären die Investitionen in eine gerechte 
Gesundheitsversorgung stark unterfinanziert.

Unterstützung des Wiederaufbaus
In armen Ländern, die zivile Konflikte hinter 
sich haben, kann die Entwicklungshilfefinan-
zierung dazu beitragen, die Bedingungen für 
Frieden und menschliche Entwicklung zu schaf-
fen. Das Beispiel Mosambik zeigt, was möglich 
ist. In einem aktuelleren Fall war in Ost-Timor 
die Entwicklungshilfe für die schnell erzielten 
sozialen Fortschritte von zentraler Bedeutung. 
Dort macht die Entwicklungshilfe derzeit mehr 
als die Hälfte des Bruttonationaleinkommens 
aus. In Afghanistan wurden als ein Ergebnis der 
staatlichen Kampagne „Zurück in die Schule“ 

Etwa die Hälfte der sambischen Bevölkerung von mehr als zehn Millionen Men-

schen erreicht nicht die Mindestenergieaufnahme, die durch die ernährungsbezo-

gene Armutsgrenze festgelegt ist. Unterernährung ist lebensbedrohend, verringert 

die Möglichkeiten, ein Einkommen zu erzielen, untergräbt die Schulbildung von 

Kindern und erhöht die Anfälligkeit für Krankheiten.

In Zusammenarbeit mit dem sambischen Ministerium für Gemeinschaftsent-

wicklung und soziale Dienste entwickelte die Deutsche Gesellschaft für Technische 

Zusammenarbeit (GTZ) ein Pilotprogramm für Bartransfers im Bezirk Kalomo im 

Süden des Landes. Intendierte Nutznießer des Programms sind die zehn Prozent 

der Haushalte in 143 Dörfern und fünf Städten, die auf der Grundlage vereinbarter 

Kriterien von gemeinschaftsbasierten Wohlfahrtsausschüssen als am bedürftigsten 

eingestuft werden. Bei zwei Dritteln der teilnehmenden Haushalte sind die Haus-

haltsvorstände Frauen, und zwar zumeist ältere Frauen. Zwei Drittel der Haushalts-

mitglieder sind Kinder, von denen 71 Prozent durch HIV/AIDS zu Waisen wurden.

Die Transfers im Rahmen des Programms belaufen sich auf sechs US-Dol-

lar monatlich. Das Pilotprogramm kommt 1.000 Haushalten zugute. Erste Evaluie-

rungen des 2004 begonnenen Programms signalisieren eine Reihe von Erfolgen. 

Der Schulbesuch hat zugenommen, und die als Zielgruppe ausgewählten Haus-

halte verzeichnen seither ein regelmäßiges Monatseinkommen.

Die räumliche Ausweitung des Transferprogramms auf 200.000 bedürftige 

Haushalte wäre mit jährlichen Kosten in Höhe von 16 Millionen US-Dollar verbun-

den, was etwa vier Prozent der gesamten nach Sambia fließenden Entwicklungs-

hilfe ausmachen würde. Es zeigt, dass Programme dieser Art Möglichkeiten zur 

Umverteilung zugunsten der Armen eröffnen können. In Ländern wie Sambia lassen 

sich durch sehr geringe Transfers aus den reichen Ländern beträchtliche Einkom-

menssteigerungen für arme Haushalte bewirken. Der Erfolg solcher Sozialversiche-

rungsprogramme hängt jedoch entscheidend von einer langfristigen Zusammenar-

beit zwischen den Gebern und den Regierungen der Empfängerländer ab.

Quellen: Goldberg 2005; Development Initiatives 2005a.

Kasten 3.3   Entwicklungshilfe zugunsten der Sozialversicherung in Sambia



 106	 bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005

3

e
nt

w
ic

kl
un

gs
hi

lf
e	

fü
r	

da
s	

2
1
.	

J
ah

rh
un

de
rt

über vier Millionen Kinder eingeschult. Die 
Regierung hat ehrgeizige Pläne, das öffentliche 
Gesundheitssystem wieder instand zu setzen. 
Die Finanzierung durch die Geber war ein ent-
scheidender Beitrag zum Erfolg. Dadurch wur-
den in Afghanistan über 90 Prozent des Haus-
haltes des sozialen Sektors finanziert.21 Nach 
Beilegung zweier der brutalsten Bürgerkriege 
der Welt liegt der Schlüssel zu Fortschritten 
in Liberia und Sierra Leone in langfristigen 
Entwicklungshilfe-Investitionen.

Sich den globalen Gesundheitsheraus-
forderungen stellen
Einige der großen Erfolge in Bezug auf die 
globale öffentliche Gesundheit wurden durch 
multilaterale Entwicklungshilfe-Initiati-
ven ermöglicht. In den 1970er Jahren führte 
gezielte Entwicklungshilfe in Höhe von rund 
100 Millionen US-Dollar, die hauptsächlich 
aus den USA kam, zur Ausrottung der Pocken. 
Die anhaltenden Einsparungen bei Impfungen 
und Behandlungen sind sehr viel höher als die 
ursprünglichen Investitionen. In der westlichen 
Hemisphäre ist die Bedrohung durch die Kin-
derlähmung ausgeschaltet worden. In West-
Afrika hat ein von 14 Gebern unterstütztes 
Programm mit Behandlungskosten von rund 
einem US-Dollar pro Person die Ausbreitung 
der Flussblindheit gestoppt. Bislang wurden 
60.000 Fälle von Flussblindheit verhindert 
und 18 Millionen gefährdete Kinder davor 
geschützt.22 Seit 2000 haben die Geber eine 
Milliarde US-Dollar durch das Globale Bünd-
nis für Impfstoffe und Immunisierung (GAVI) 
zugesagt und dadurch mehr als 600.000 Todes-
fälle aufgrund von Krankheiten verhindert, die 
durch Impfungen vermeidbar sind.23 

Anders betrachtet machen diese multilate-
ralen Erfolgsgeschichten das Ausmaß des Ver-
sagens in anderen Bereichen deutlich. Mehr als 
27 Millionen Kinder werden in ihrem ersten 
Lebensjahr nicht geimpft und noch immer ster-
ben jährlich 1,4 Millionen Kinder an Krank-
heiten, die durch Impfungen verhindert werden 
könnten. Eine weitere Million Menschen jähr-
lich sterben an Malaria. Doch die globale Initia-
tive zur Reduzierung der Zahl dieser Todesfälle, 

die Roll Back Malaria Campaign, leidet unter 
chronischer Unterfinanzierung und hat bislang 
entsprechend wenig erreicht. Wie das Millenni-
umsprojekt der Vereinten Nationen darlegt, ist 
dies ein Bereich, in dem die Entwicklungshilfe 
rasche Erfolge erzielen kann. Zum Beispiel wäre 
eine globale Initiative, durch die sichergestellt 
würde, dass bis 2007 jedes Kind in einer Mala-
ria-Region in Afrika kostenlos ein Moskitonetz 
bekommt, ein kostengünstiger Weg, um bis zu 
60 Prozent der Leben zu retten, die die Malaria 
heute fordert. USAID war an der Entwicklung 
von Kooperationen zwischen dem öffentlichen 
und dem privaten Sektor beteiligt, um sich 
dieser Herausforderung zu stellen. In Ghana, 
Nigeria, dem Senegal und Sambia verkaufte 
ein staatlich-privates Kooperationsprojekt, das 
durch das NetMark-Programm von USAID 
unterstützt wurde, über 600.000 mit Insektizi-
den behandelte Moskito-Netze. Jedoch müssen 
diese Initiativen noch auf ein Niveau ausgewei-
tet werden, das dem Umfang der Herausforde-
rung entspricht. 

Vorbeugung durch Entwicklungshilfe ist 
sowohl eine gute Investition als auch aus huma-
nitären Gründen geboten. Abgesehen von den 
menschlichen Opfern durch Krankheits- und 
Todesfälle mindert die Malaria in den betrof-
fenen Ländern das Wirtschaftswachstum pro 
Kopf um schätzungsweise 1,3 Prozentpunkte 
pro Jahr. Dies erschwert wesentlich das Errei-
chen der Millenniums-Zielvorgabe, die Armut 
zu halbieren. Doch die Durchschnittszahlen 
machen das Ausmaß dieser Erschwernis nicht 
ausreichend deutlich. Die Malariafälle kon-
zentrieren sich besonders stark auf die Armen. 
Nach einer Untersuchung wird geschätzt, dass 
zwei Drittel aller Malariafälle auf die ärmsten 
20 Prozent der Weltbevölkerung entfallen.24 
In ländlichen Dorfgemeinschaften fällt die 
Jahreszeit, in der Malaria übertragen wird, oft 
mit der Pflanz- und Erntezeit zusammen, was 
zu Produktions- und Einkommenseinbußen 
führt. Bauern, die von der Subsistenzwirtschaft 
leben, tragen die größte Last, denn ihr Überle-
bensspielraum ist so eng und ihre Abhängig-
keit von der Arbeitskraft so gefährlich. Selbst 
kurze Krankheitszeiten können für einzelne 

Malaria-Vorbeugung durch 
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Haushalte katastrophale Folgen haben. Würde 
man die Haushalte von den Belastungen durch 
Malaria befreien, wäre dies für die Minderung 
der Armut ebenso wie für das wirtschaftliche 
Wachstum ein großer Gewinn. Es würde rund 
drei Milliarden US-Dollar im Jahr kosten, das 
Auftreten von Malaria in Afrika um die Hälfte 

zu reduzieren, und es würde einen wirtschaft-
lichen Nutzen von 47 Milliarden US-Dollar im 
Jahr bringen.25 Dieser Nutzen beträgt mehr als 
das Doppelte der gesamten Entwicklungshilfe 
für die Länder Afrikas südlich der Sahara – und 
ein großer Teil davon würde sich direkt auf die 
ärmsten Haushalte konzentrieren.

Finanzierung der Entwicklungshilfe – bisherige 
leistungen, probleme, Herausforderungen

Die Menschen in diesem Land sind fern von 
den Notgebieten der Erde, und es ist für sie nicht 
leicht, sich eine Vorstellung von der Notlage und 
den sich daraus ergebenden Reaktionen der lei-
denden Völker oder von der Auswirkung dieser 
Reaktionen auf die Regierungen im Zusam-
menhang mit unseren Friedensbemühungen 
zu machen. In Wahrheit liegt die Sache so, dass 
Europas Bedarf um so viel höher liegt als seine 
gegenwärtige Zahlungsfähigkeit, dass beträcht-
liche zusätzliche Hilfsleistungen notwendig 
sind, wenn es nicht in einen wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Verfall sehr ernster Art 
geraten soll.26 

- George C. Marshall

Mit diesen Worten skizzierte der US-ame-
rikanische Außenminister George C. Marshall 
anlässlich der Verleihung seines Ehrendokto-
rats in Harvard im Jahr 1947 seinen Plan für 
den europäischen Wiederaufbau. Im Laufe der 
darauf folgenden drei Jahre leisteten die USA 
13 Milliarden US-Dollar Entwicklungshilfe 
an Europa – ein Betrag, der mehr als ein Pro-
zent des US-amerikanischen BIP ausmachte.27  
Die Transferleistungen waren zum Teil durch 
moralische Überzeugung motiviert, aber auch 
durch die Erkenntnis, dass der Wohlstand und 
die Sicherheit der USA letzten Endes von In-
vestitionen in die Erholung Europas abhängig 
waren. Der Marshall-Plan lieferte eine Vision, 
die durch eine praktische Handlungsstrategie 
untermauert wurde.

Ende der 1960er Jahre kam es zu einer 
Wiederbelebung des Gedankens des Marshall-
Plans durch die Kommission für Internationale 
Entwicklung, einberufen durch die Weltbank, 
unter der Schirmherrschaft des früheren ka-
nadischen Premierministers Lester Pearson.28 
Die Kommission sprach sich dafür aus, dass die 
Entwicklungshilfe-Geber es bis 1975 geschafft 
haben sollten, 0,7 Prozent ihres Bruttonational-
einkommens an Entwicklungshilfe zu leisten. 
Sie erklärte: „Die größtmögliche Nutzung der 
menschlichen wie physischen Ressourcen dieser 
Welt, die nur durch internationale Kooperation 
zustande gebracht werden kann, hilft nicht nur 
den heute wirtschaftlich schwachen Ländern, 
sondern auch den reichen und starken.“29 Somit 
war die Begründung für diese Zielvorgabe zum 
Teil moralischer Natur, zum Teil aufgeklärtes 
Eigeninteresse.

Der Umfang der Hilfe

In der gegenwärtigen Entwicklungshilfe-
Debatte bleibt dieses Argument relevant, und 
ebenso das zentrale Prinzip, eine Zielvorgabe 
festzulegen, für die ein Zeitpunkt festgemacht 
wird, zu dem das Ziel erreicht sein soll. Ohne 
einen Zeitplan laufen Zielvorgaben Gefahr, 
lediglich Ambitionen zu bleiben. In den 26 
Jahren, die seit dem Pearson-Bericht vergangen 
sind, gab es nicht wenige Verpflichtungen 
auf die 0,7-Prozent-Zielvorgabe, doch die  
reichen Länder haben ihre Versprechungen für 

Ohne einen Zeitplan 
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gewöhnlich nicht durch konkrete Maßnahmen 
untermauert.

Entwicklungshilfe – 
Zielvorgaben und Trends
Gemessen am 0,7-Prozent-Ziel, für das sich 
der Pearson-Bericht ausspricht, und noch viel 
mehr gemessen an den Standards, die der Mar-
shall-Plan gesetzt hat, blickt die internatio-
nale Entwicklungshilfe im Jahr 2005 auf eine 
Geschichte anhaltend zu geringer Leistungen 
zurück. Die Entwicklungshilfe nimmt zwar 
zu, aber ausgehend von einem niedrigen Aus-
gangsniveau, und die Finanzierung bleibt noch 
immer weit hinter dem zurück, was nötig ist, 
um die Millenniumsziele und weitergehende 
Ziele menschlicher Entwicklung zu erreichen.

Auf der Konferenz der Vereinten Nationen 
über Umwelt und Entwicklung (Erdgipfel) im 
Jahr 1992 in Rio de Janeiro erneuerten die mei-
sten Geber ihre Zusage, die Zielvorgabe von 0,7 
Prozent erreichen zu wollen. Dann verbrachten 
sie die darauf folgenden fünf Jahre damit, den 
Anteil der Entwicklungshilfe-Haushalte am 
Nationaleinkommen bis auf einen Tiefststand 
von 0,22 Prozent im Jahr 1997 herunterzufah-
ren. Die Entwicklungshilfe stagnierte bis 2001. 
Dann setzte eine allmähliche Erholung ein. Ein 
motivierendes Schlüsselereignis war die UN-
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung im 

Jahr 2002, auf der sich die Geber verpflichte-
ten, mehr und bessere Entwicklungshilfe zu 
leisten.

Seitdem waren die Leistungen in Bezug auf 
den Umfang der Entwicklungshilfe ermuti-
gend, aber nur zum Teil. Im Jahr 2002 stieg die 
Entwicklungshilfe schließlich wieder über das 
Niveau von 1990. Vorläufige Schätzungen für 
2004 setzen die Entwicklungshilfe bei 78 Mil-
liarden US-Dollar an, und damit real um etwa 
12 Milliarden höher als im Jahr 2000. Gemes-
sen an anderen Großzügigkeitsmaßstäben sieht 
die Erholung beim Umfang der Entwicklungs-
hilfe weniger ermutigend aus. Im Jahr 1990 lei-
steten die Geber 0,33 Prozent ihres Bruttona-
tionaleinkommens an Entwicklungshilfe. Seit 
dem Jahr 2000 ist dieser Anteil von 0,22 auf 
0,25 Prozent gestiegen, was die Grenzen des 
Aufschwungs bei der Entwicklungshilfe deut-
lich macht. Längerfristig sind diese Grenzen 
noch starrer definiert. Gemessen als Anteil am 
Bruttonationaleinkommen ist der gewichtete 
Entwicklungshilfe-Durchschnitt der OECD-
Länder um ein Drittel niedriger als zu Beginn 
der 1980er Jahre und halb so hoch wie in den 
1960er Jahren (Grafik 3.1). Umgerechnet in die 
pro Kopf empfangene Entwicklungshilfe kann 
ein großer Teil der Erholung nach 2000 als Aus-
gleich vorangegangener Einschnitte angesehen 
werden. In den Ländern Afrikas südlich der 
Sahara sank die Entwicklungshilfe von 24 US-
Dollar pro Kopf im Jahr 1990 auf zwölf US-
Dollar im Jahr 1999. Im Jahr 2003 lag sie noch 
immer knapp unter dem Niveau von 1990.

Die Entwicklungshilfe wird auf unter-
schiedlichen Wegen geleistet. Heute teilt sich 
die Entwicklungshilfe grob im Verhältnis zwei 
zu eins zwischen der bilateralen Entwicklungs-
hilfe der einzelnen Länder und der multilate-
ralen Entwicklungshilfe auf. Letztere umfasst 
Zuweisungen an nicht an Auflagen gebundene 
Finanzfazilitäten wie die Internationale Ent-
wicklungsorganisation (IDA) der Weltbank, 
regionale Entwicklungsbanken und globale 
Mechanismen wie den Globalen Fonds zur 
Bekämpfung von HIV/AIDS und anderen 
Krankheiten. 
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Die Gruppe der sieben führenden Industrie-
länder (G7) ist bei der internationalen Entwick-
lungshilfe vorherrschend. Auf sie entfallen drei 
Viertel der gesamten Entwicklungshilfe. Da-
durch haben sie enormen Einfluss darauf, wel-
che Aussichten bestehen, die Finanzierungslü-
cke bei den Millenniumszielen zu schließen. 
Gemessen an ihrem Reichtum gehören einige 
der größten Volkswirtschaften der Welt zu den 
geizigsten Gebern. Nur ein G7-Mitglied zählt 
zu den zehn Top-Gebern von Entwicklungs-
hilfe, gemessen als Anteil am Bruttonational-
einkommen. Mit diesem Indikator gemessen 
werden die drei hintersten Plätze in der Groß-
zügigkeits-Rangliste der Geber von G7 Ländern 
belegt (Grafik 3.2).

In finanzieller Hinsicht sind die USA der 
größte Geber der Welt. Seit 2000 ist ihr Ent-
wicklungshilfe-Anteil am Bruttonationalein-
kommen von einem außergewöhnlich niedrigen 
Niveau von 0,10 auf 0,16 Prozent im Jahr 2004 
gestiegen. Die USA haben Italien überholt, blei-
ben beim Anteil am Bruttonationaleinkommen 
jedoch zweitletzter. Der stetige Rückgang der ja-
panischen Entwicklungshilfe, die im Jahr 2004 
um weitere vier Prozent zurückgegangen ist, hat 
Japan auf den drittletzten Platz verwiesen. Am 
oberen Ende der Liste haben fünf kleine Länder 
– Norwegen, Luxemburg, Dänemark, Schwe-
den und die Niederlande – die UN-Zielvorgabe 
durchweg erfüllt oder übertroffen. 

Es entsteht eine neue Kategorie von Ge-
bern: die osteuropäischen Übergangsvolks-
wirtschaften, die sich von Entwicklungshilfe-
Empfängern zu Entwicklungshilfe-Gebern 
entwickelt haben. Ihre Beiträge sind noch re-
lativ klein. Die Tschechische Republik, die 0,1 
Prozent ihres Bruttonationaleinkommens lei-
stet, ist am großzügigsten. Seit dem Beitritt zur 
G7 hat sich die russische Regierung ebenfalls zu 
einem Geber entwickelt und trägt zu den Schul-
denerleichterungen in Ländern mit niedrigem 
Einkommen bei. Die russische Regierung arbei-
tet zusammen mit dem Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen (UNDP) daran, eine 
Entwicklungshilfeorganisation einzurichten, 
die vorläufig RUSAID heißt. Auch Russland 

macht sich daran, ein wichtigerer Akteur in der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit 
zu werden. Mit steigenden Öl-Einnahmen tra-
gen auch die arabischen Staaten mehr zur Ent-
wicklungshilfe bei, mit Transferleistungen, die 
sich im Jahr 2003 auf 2,6 Milliarden US-Dollar 
beliefen. Die G7 Länder machen jedoch noch 
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immer 70 Prozent der öffentlichen Entwick-
lungszusammenarbeit aus. Eine offensichtliche 
logische Folge davon ist der Einfluss, den sie auf 
die Höhe der Entwicklungshilfe in der Zukunft 
und auf die Aussichten zur Finanzierung der 
Millenniumsziele haben.

Auf längere Sicht betrachtet stand der 
Wohlstand der reichen Welt im umgekehr-
ten Verhältnis zur ihrer Großzügigkeit bei 
der Entwicklungshilfe. Seit 1990 ist das Pro-
Kopf-Einkommen in den reichen Ländern 
um 6.070 US-Dollar (zu konstanten Preisen) 
gestiegen, während die Entwicklungshilfe 
pro Kopf um einen US-Dollar gesunken ist 
(Grafik 3.3). Die Gewinner der Globalisie-
rung haben der Entschädigung der Verlierer 
oder der Verbreitung des Wohlstands keine 
Priorität beigemessen. In den Geber-Län-
dern variieren die pro Kopf-Investitionen in 
die Entwicklungshilfe stark, von mehr als 
200 US-Dollar in Schweden und den Nie-
derlanden über 51 US-Dollar in den Verei-
nigten Staaten bis hin zu 37 US-Dollar (mit 
fallender Tendenz) in Italien (Grafik 3.4). Zu 
konstanten Preisen geben vier der G7-Länder 
– Deutschland, Frankreich, Italien und Ka-
nada – heute immer noch weniger als 1992. 
Die italienischen Entwicklungshilfeausga-
ben beliefen sich 2004 rund auf die Hälfte 
des Niveaus von 1992.

Auf der Konferenz über Entwicklungsfi-
nanzierung 2002 in Monterrey einigten sich 
die Geber darauf, gemeinsam „Versuche“ zu 
unternehmen, die Zielvorgabe von 0,7 Pro-
zent zu erreichen – eine Formulierung, die an 
Verpflichtungen nicht heranreicht, und die für 
verschiedene Geber unterschiedliche Dinge be-
deutet. Wie im Pearson-Bericht jedoch treffend 
festgestellt wurde, sind vage Zusagen ohne zeit-
liche Zielvorgaben nur von beschränktem Nut-
zen. Eine wirksame Planung zur Minderung der 
Armut erfordert, dass Ressourcen in vorherseh-
barer Weise bereitgestellt werden. Deshalb müs-
sen die Geber die allgemeinen Zielvorgaben für 
mehr Entwicklungshilfe in konkrete Haus-
haltsverpflichtungen umsetzen. Einige Geber 
haben die Zielvorgabe von 0,7 Prozent in ihre 
Haushaltsplanung integriert. Abgesehen von 
den fünf Gebern, die die Zielvorgabe erreicht 
haben, haben sich weitere sechs jetzt unter-
schiedlich ambitionierte Zeitpläne gesetzt, um 
zu dieser Gruppe zu stoßen: darunter Belgien 
bis 2010, Großbritannien und Frankreich bis 
2012-13.30 Andere – insbesondere Japan und 
die Vereinigten Staaten – haben keinen Zeit-
plan festgelegt. Insbesondere die Vereinigten 
Staaten haben klargestellt, dass sie die 0,7-Pro-
zent-Zielvorgabe nicht als eine operationale 
Haushaltsverpflichtung ansehen.

Die wachrüttelnde Wirkung der Konferenz 
von Monterrey spiegelt sich in der Tatsache 
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Reicher, aber weniger großzügig – 
der Wohlstand wächst schneller als die Entwicklungshilfe…

Grafik 3.3

Quelle: ODA-Daten, OECD/DAC 2005f; BIP-Daten, World Bank 2005f.
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wider, dass alle Geber zugesagt haben, ihre Ent-
wicklungshilfebudgets zu erhöhen, wenngleich 
es bis 2005 gedauert hat, bis auch Neuseeland 
diese Zusage gemacht hat. Ein Sonderfonds 
für die Herausforderungen des Jahrtausends, 
der Millennium Challenge Account (MCA), 
war das Kernstück einer Selbstverpflichtung 
der USA, die Entwicklungshilfeausgaben bis 
2006 um jährlich 50 Prozent oder vier bis fünf 
Milliarden US-Dollar zu erhöhen. Aufbauend 
auf einer Verpflichtung, die vor Monterrey ge-
macht wurde, und nach der bis 2006 ein An-
teil der Entwicklungshilfe am Bruttonational-
einkommen von 0,33 Prozent erreicht werden 
sollte, einigten sich die 15 reichsten Mitglieds-
staaten der Europäischen Union im Jahr 2005 
auf eine zusätzliche Mindestzielvorgabe von 
0,51 Prozent Entwicklungshilfe-Anteil bis 2010 
– als Zwischenstufe, um bis 2015 die 0,7 Pro-
zent zu erreichen. Die zehn ärmsten Mitglieder 
stimmten einer Zielvorgabe von 0,17 Prozent 
bis 2010 und 0,34 Prozent bis 2015 zu. Die Ent-
scheidung der EU ist ein mutiger Schritt in die 
richtige Richtung. Wenn die Verpflichtungen 
eingehalten werden, können dadurch bis 2010 
zusätzliche 30 bis 40 Milliarden US-Dollar 
mobilisiert werden. Andere Verpflichtungen 
sind zeitlich weniger begrenzt. So hat sich Ka-
nada zum Beispiel die Zielvorgabe gesetzt, sein 
Entwicklungshilfe-Niveau von 2001 bis 2010 
zu verdoppeln, und die Entwicklungshilfe für 
Afrika bis 2008. Selbst mit diesen Verpflich-
tungen wird die kanadische Entwicklungshilfe 
bis 2010 nur 0,33 Prozent des Bruttonational-
einkommens erreichen. Japan hat zwar zuge-
sagt, die Entwicklungshilfe für Afrika zu ver-
doppeln, hat aber keine Verpflichtung bezüglich 
der gesamten Entwicklungshilfe als Anteil am 
Bruttonationaleinkommen abgegeben, die von 
Bedeutung wäre.

Die Auswirkungen dieser Zusagen sind in 
der jährlichen realen Zunahme der Entwick-
lungshilfe seit 2002 bereits sichtbar – einer 
Zunahme von sechs Milliarden US-Dollar (zu 
Preisen und Wechselkursen von 2003). Die 
Entwicklungshilfe hat sich deutlich zu einer 
wichtigeren öffentlichen Ausgabenpriorität ent-
wickelt. Doch auch wenn der Trend steigender 

Entwicklungshilfe-Budgets jetzt fest etabliert 
zu sein scheint, kann es nicht als selbstverständ-
lich angenommen werden, dass die Geber ihre 
Verpflichtungen von Monterrey vollständig 
einhalten werden. Italiens Entwicklungshilfe 
ist auf das Niveau von 2001 zurückgefallen, 
ein Rückgang von 30 Prozent seit Monterrey. 
Italien wird seine derzeitigen Ausgaben im 
nächsten Jahr mehr als verdoppeln müssen, um 
die EU-Verpflichtungen für das Jahr 2006 zu 
erfüllen. Deutschland hat seine realen Ausga-
ben 2004 eingefroren und steht vor einer er-
heblichen Herausforderung, bis zum nächsten 
Jahr die Entwicklungshilfe von ihrem derzei-
tigen Niveau von 0,28 Prozent des Bruttonati-
onaleinkommens auf 0,33 Prozent anzuheben. 
Auch Japan hat die Entwicklungshilfeausgaben 
gekürzt und wird bis 2006 eine weitere Milli-
arde US-Dollar auftreiben müssen, wenn sein 
bescheidenes Ziel, die Entwicklungshilfe auf 
dem Durchschnittsniveau von 2001-2003 zu 
halten, erreicht werden soll.

Die Vereinigten Staaten haben zwar ihren 
Entwicklungshilfehaushalt stark erhöht, die 
Zuweisungen im Rahmen des Millennium 
Challenge Account sind aber etwas hinter den 
Vorschlägen der Regierung zurück geblieben. 
Im Jahr 2005 bewilligte der Kongress eine 
Zuweisung von 1,5 Milliarden US-Dollar, 
statt der vorgeschlagenen 2,5 Milliarden US-
Dollar. Zwar kommen alle Länder mit einem 
Pro-Kopf-Einkommen von weniger als 1.435 
US-Dollar dafür in Frage, doch bis Mitte 2005 
waren nur zwei Auszahlungen zugewiesen wor-
den: ein Programm in Höhe von 110 Millionen 
US-Dollar für Madagaskar, bei dem die Aus-
zahlung über einen Zeitraum von vier Jahren 
erfolgen soll, und ein Programm in Höhe von 
215 Millionen für Honduras mit Auszahlungen 
über einen Zeitraum von fünf Jahren.31 

Angesichts der kurzen Zeit, die seit der 
Konferenz von Monterrey vergangen ist, wäre 
es voreilig, aus der Trendanalyse feste Schlüsse 
zu ziehen. Viel wird davon abhängen, ob die 
Regierungen die derzeitigen Aspirationen auch 
in harte Haushaltsentscheidungen umsetzen. 
Würde man das 0,7-Prozent-Ziel bis 2015 als 

Die Entwicklungshilfe 

hat sich deutlich zu einer 

wichtigeren öffentlichen 

Ausgabenpriorität entwickelt
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Messlatte nehmen, würden die derzeitigen 
Leistungen in einem weniger positiven Licht 
erscheinen. Grafik 3.5 stellt dar, auf welchem 
Niveau die Entwicklungshilfe heute wäre, wenn 
man eine hypothetische Welt annimmt, in der 
alle Geber sich bis 2015 das Ziel eines Entwick-
lungshilfeanteils von 0,7 Prozent am Bruttona-
tionaleinkommen gesetzt hätten und in der ab 
dem Jahr 2000 die Entwicklungshilfehaushalte 
Jahr für Jahr gleiche Zuwächse verzeichnen 
würden. Die Größe der Differenz zwischen dem 
derzeitigen Niveau und der stilisierten Zielvor-
gabe sprechen für sich. Diese Übung ist zugege-
benermaßen etwas Künstliches, denn nicht alle 
Geber akzeptieren die Zielvorgabe von 0,7 Pro-
zent. Dennoch stellt sie eine nützliche Bezugs-
größe dar. Selbst bei Gebern, die sich auf die 
Zielvorgabe von 0,7 Prozent verpflicht haben, 
sind die Lücken zwischen den erforderlichen 
Fortschritten und den tatsächlichen Leistungen 

groß. Das Gipfeltreffen der Staats- und Regie-
rungschefs der G8, das kürzlich in Gleneagles 
in Perthshire, Schottland, stattfand, hat bewie-
sen, dass Fortschritte zur Schließung dieser Lü-
cken möglich sind (Kasten 3.4).

Die Entwicklungshilfe kann nicht isoliert 
betrachtet werden. Dies gilt insbesondere für 
Länder mit niedrigem Einkommen, die Schwie-
rigkeiten mit dem Schuldendienst haben. Im 
Jahr 2003 zahlten die 27 Länder, die unter der 
Initiative für hoch verschuldete arme Länder 
(HIPC) Schuldenerleichterungen bekamen,  
2,6 Milliarden US-Dollar – oder 13 Prozent der 
Staatseinnahmen – an die Gläubiger.32 Diese 
Transferleistungen ziehen finanzielle Mittel ab, 
die nicht mehr für Investitionen in die mensch-
liche Entwicklung und die wirtschaftliche Erho-
lung zur Verfügung stehen. Im Jahr 2005, fast 
ein Jahrzehnt nachdem die HIPC-Initiative auf 
den Weg gebracht wurde, einigten sich die Gläu-
biger schließlich auf einen Plan, 100 Prozent der 
multilateralen Schulden abzuschreiben. Dies 
ist ein riesiger Schritt in die richtige Richtung. 
Doch der neue Schuldendeal deckt eine Reihe 
von Ländern (darunter Nigeria), für die die nicht 
tragfähige Schuldenlast ein Hindernis bei der 
Erreichung der Millenniumsziele darstellt, nicht 
ausreichend ab (Kasten 3.5). 

Die Angemessenheit der jetzigen Entwick-
lungshilfe und der Anstrengungen für Schulden-
erleichterungen muss im richtigen Kontext be-
trachtet werden. Aus Sicht der Millenniumsziele 
zählt, inwieweit die derzeitigen Entwicklungs-
hilfe-Verpflichtungen mit dem Finanzierungsbe-
darf zur Erreichung der Ziele im Einklang stehen. 
Die Schätzung der MDG-Finanzierungslücken 
ist eine ungenaue Wissenschaft. Die Kosten-
strukturen unterscheiden sich stark von Land 
zu Land und die Millenniumsziele stehen mitei-
nander in einer dynamischen Wechselwirkung. 
Fortschritte bezüglich der Schulbildung von 
Mädchen können zum Beispiel den Kostenauf-
wand reduzieren, um Fortschritte bezüglich der 
Kindersterblichkeit zu erzielen. Das Millenni-
umsprojekt der Vereinten Nationen schätzt, das 
die Entwicklungshilfe sich insgesamt bis 2006 
ungefähr verdoppeln und dann bis 2015 um  
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weitere 50 Prozent steigen müsste (auf 195 Mil-
liarden US-Dollar), wenn die Millenniums-Ziel-
vorgaben erreicht werden sollen. Die Vorschläge, 
die in einem Bericht der von der britischen Regie-
rung finanzierten Afrika-Kommission erläutert 
werden, stimmen mit dieser Analyse weitgehend 
überein.33 Die Afrika-Kommission schlägt vor, 
dass die 25 Milliarden US-Dollar, die gegenwärtig 
an Entwicklungshilfe in Afrika geleistet werden, 
im Laufe der nächsten drei bis fünf Jahre verdop-
pelt werden sollten, mit einer weiteren Erhöhung 
um 25 Milliarden US-Dollar bis 2015. Die derzei-
tigen Entwicklungshilfe-Hochrechnungen liegen 
weit darunter.

Finanzierungslücken. Eines der Probleme bei 
der Schätzung der MDG-Finanzierungslücke be-
steht darin, dass die Haushaltsziele, die die Geber 
sich gesetzt haben, eventuell nicht erreicht wer-
den. Wenn tatsächlich Maßnahmen folgen – und 
dies bleibt ein großes „wenn“ – würden die Zu-
sagen, die während und nach der Konferenz von 
Monterrey gemacht wurden, dazu führen, dass 
die Entwicklungshilfehaushalte der Geberländer 
bis 2006 auf 0,30 Prozent des Nationaleinkom-
mens steigen – eine Zunahme von 88 Milliar-
den US-Dollar (zu Preisen und Wechselkursen 
von 2003). Dieser Betrag ist um 47 Milliarden 
US-Dollar niedriger als die 135 Milliarden US-
Dollar, die die reichen Länder nach Schätzungen 
des Millenniumsprojektes der Vereinten Natio-
nen im nächsten Jahr ausgeben sollten, um die 
Welt in Bezug auf die Millenniumsziele auf Kurs 
zu halten (Grafik 3.6). Die Finanzierungslücke 
wächst bis 2010 auf 52 Milliarden US-Dollar. 
Wenn die reichen Länder ihren Verpflichtungen 
nicht Folge leisten, werden an diesem Punkt die 
Entwicklungsländer nicht in der Lage sein, die 
Investitionen in Gesundheit, Bildung und Infra-
struktur zu tätigen, die nötig sind, um die Wohl-
fahrt zu verbessern und die wirtschaftliche Erho-
lung in dem Umfang zu unterstützen, der nötig 
ist, um die Millenniumsziele zu erreichen.

Diese Zahlen beziehen zugegebenermaßen 
das Ziel der Europäischen Union, bis 2010 auf 
0,51 Prozent zu kommen, nicht ein. Doch diese 
Zielvorgabe ist auch noch nicht in konkreten Ver-
pflichtungen im Haushalt verankert. Auch ist es 

wichtig, nicht zu vergessen, dass nicht die ganze 
seit Monterrey zusätzlich mobilisierte Entwick-
lungshilfe speziell in die Schließung von MDG-
Finanzierungslücken gelenkt werden wird.

Gipfel der Gruppe der Acht (G8) sind dafür bekannt, dass auf ihnen scheinbar groß-

zügige Versprechen abgegeben werden, die rasch wieder gebrochen werden, vor 

allem, wenn sie an die Adresse der ärmsten Länder auf der Welt gerichtet waren. 

Wird es nach dem Gipfel im Juli 2005 im schottischen Gleneagles anders sein?

Das G8-Kommuniqué enthält einige wichtige Zusagen. Die Zusage, die Ent-

wicklungshilfe um 50 Milliarden US-Dollar über das Volumen des Jahres 2004 hi-

naus aufzustocken, wobei die Hälfte des Zuwachses Afrika südlich der Sahara 

zugute kommen soll, könnte einen beträchtlichen Teil der MDG-Finanzierungslücke 

schließen. Außerdem haben die Staats- und Regierungschefs der G8-Länder zum 

ersten Mal ein Kommuniqué mit konkreten Zielvorgaben unterzeichnet, was die 

Gefahr verringern könnte, in alte Verhaltensmuster zurückzufallen.

Im Bereich der Entwicklungshilfe wird es in der nächsten Zeit drei kritische 

Punkte geben. Erstens müssen die Staats- und Regierungschefs der G8-Länder 

beim Wort genommen werden. Es besteht die reale Gefahr, dass mindestens zwei 

EU-Mitgliedsländer, nämlich Deutschland und Italien, ihre Zusagen auf dem G8-

Gipfel nicht in ihre öffentlichen Ausgabenpläne umsetzen. Zweitens müssen einige 

Länder wesentlich weiter gehen. Selbst wenn Japan und die Vereinigten Staaten 

wie versprochen mehr Entwicklungshilfe leisten, werden sie 2010 nur 0,18 Prozent 

des Bruttonationaleinkommens dafür aufwenden (was der niedrigste Prozentsatz 

in der OECD wäre), und Kanada tut ebenfalls nicht genug. Drittens ist es wichtig, 

dass ein beträchtlicher Teil der zugesagten zusätzlichen Entwicklungshilfe im Vo-

raus ausgezahlt wird und nicht erst in fünf Jahren.

Bezüglich der anderen Themen muss das G8-Kommuniqué zwiespältig beurteilt 

werden. Die Verpflichtung zu kostenloser und obligatorischer Grundschulbildung, 

kostenloser Basisgesundheitsversorgung und „möglichst allgemeinem Zugang“ 

zur Behandlung bei HIV/AIDS könnte die Fortschritte auf dem Weg zum Erreichen 

der Millenniumsziele beschleunigen. Gleiches gilt für die Zusage, bis 2010 für Frie-

denssicherungseinsätze der Afrikanischen Union Truppen in einer Stärke von etwa 

75.000 Mann auszubilden und auszurüsten (siehe Kapitel 5). Zu den anstehenden 

Handelsfragen enthält das G8-Kommuniqué dagegen kaum Bemerkenswertes. Die 

allgemeine Ankündigung, eine beschränkte Reihe von Agrarexportsubventionen 

innerhalb eines nicht näher spezifizierten Zeitrahmens auslaufen zu lassen, kann 

für die afrikanischen Bauern nur ein schwacher Trost sein.

Das Zusammenspiel zweier wichtiger Elemente sorgte dafür, dass sich der G8-

Gipfel in Gleneagles von anderen Veranstaltungen dieser Art abhob: politische Füh-

rungsstärke und die politische Dynamik, die durch globale Mobilisierung und die 

öffentliche Meinung erzeugt wurden. Genau diese werden auch gebraucht, wenn 

der UN-Gipfel im September 2005 die bisherigen Errungenschaften konsolidieren 

und darauf aufbauen soll.

Quelle: G8 2005.

Kasten 3.4   Vom G8-Gipfel zur Vollversammlung:  
  Auf Worte müssen Taten folgen
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Vor 20 Jahren stellte der damalige tansanische Staatspräsident Ju-

lius Nyerere den Regierungen der reichen Länder eine zugespitzte 

Frage: „Sollen wir wirklich unsere Kinder hungern lassen, um un-

sere Schulden zu bezahlen?“ Fast ein Jahrzehnt, nachdem die 

Initiative für die hoch verschuldeten armen Länder (HIPC) Afrikas 

Schuldenkrise in die Geschichtsbücher verbannen sollte, haben 

die Gläubiger endlich begonnen einzusehen, dass es zu Nyereres 

Frage keine andere Antwort als ein Nein geben kann. Wenngleich 

die Details der Vereinbarung über den Schuldenerlass, auf die sich 

die G8-Finanzminister im Juni 2005 geeinigt haben, noch unklar 

sind, wurden wirkliche Fortschritte erzielt. Einige wichtige Fragen 

bleiben allerdings noch offen.

Die Zahlen über die Schuldenerleichterung im Rahmen der 

HIPC-Initiative, die man vor dem G8-Treffen 2005 in den Schlagzei-

len lesen konnte, waren beeindruckend. Insgesamt 27 Ländern – bis 

auf vier alle in Afrika – mit der Berechtigung zur Kreditaufnahme  bei 

der Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA), der Kredite zu 

Vorzugsbedingungen vergebenden Fazilität der Weltbank, wurden 

Schulden im Umfang von 32 Milliarden US-Dollar (zum aktuellen 

Nettowert) erlassen. Die durch die Schuldenerleichterung frei wer-

denden Mittel haben die Fortschritte auf dem Weg zum Erreichen 

der MDG beschleunigt. Nach Angaben der Weltbank sind in den 

Ländern, denen Schulden erlassen wurden, die öffentlichen Ausga-

ben für Gesundheit, Bildung und andere Investitionen zur Armutsbe-

kämpfung um zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) gestie-

gen. Durch die HIPC-Initiative herbeigeführte Einsparungen haben 

zur Finanzierung von kosten-

loser Grundschulbildung in 

Uganda und Tansania, HIV/

AIDS-Programmen im Sene-

gal, Gesundheitsprogrammen 

in Mosambik und der Entwick-

lung des ländlichen Raums in 

Äthiopien beigetragen.

Schlecht an der ganzen 

Sache ist, dass die Zahlen zur 

Verringerung der Schuldenlast 

in den Schlagzeilen andere 

Teile der Vereinbarung ver-

schleierten, und zwar insbe-

sondere diejenigen, in denen 

es um den Schuldendienst und 

die Staatseinnahmen ging. 

2003 wendeten die 27 Län-

der, denen Schulden erlassen 

wurden, immer noch 2,8 Milli-

arden US-Dollar für Rückzah-

lungen an Gläubiger auf. Dies 

machte im Durchschnitt 15 Prozent der Staatseinnahmen aus und 

bei Ländern wie Bolivien, Sambia und dem Senegal sogar mehr als 

20 Prozent (Grafik 1). Für Länder, die zu den ärmsten auf der Welt 

zählen, waren dies sehr große Transfers, die sich im Durchschnitt 

auf etwa drei Prozent des Volkseinkommens beliefen.

Letztlich hat der Schuldendienst Ressourcen von wichtigen so-

zialen Bereichen, die für Fortschritte auf dem Weg zum Erreichen 

der Millenniumsziele von Bedeutung sind, abgezogen. Sambia 

beispielsweise weist eine der weltweit höchsten HIV/AIDS-Infekti-

onsraten auf. Dennoch hat das Land für jeden Dollar Ausgaben im 

Gesundheitssektor mehr als zwei US-Dollar für Schuldendienstlei-

stungen ausgegeben (Grafik 2). Wenngleich die Entwicklungshilfe-

Mittelflüsse weiterhin höher ausfallen als die Schuldenzahlungen 

(ein wichtiger Unterschied zur Schuldenkrise in Lateinamerika in 

den 1980er Jahren), haben hohe Schuldendienstleistungen den 

Regierungen der HIPC-Länder Mittel entzogen, ihre Abhängigkeit 

von Entwicklungshilfe vergrößert und ihre Haushalte anfälliger für 

die Unwägbarkeiten der Geberprioritäten gemacht.

Die erhofften Erfolge, die sich mit der HIPC-Initiative verban-

den, blieben aus mehreren Gründen hinter den Erwartungen zu-

rück: Ein Schwellenwert für den Schuldenstand von 150 Prozent 

der Exporte zum aktuellen Nettowert war das vorrangige Kriterium 

für die Schuldentragfähigkeit. Dies räumt Exportindikatoren ein zu 

großes Gewicht ein. Gleichzeitig werden damit die Auswirkungen 

von Schulden auf die nationalen Haushalte unterschätzt. Auch auf 

die nationale Kapazität, notwendige Fortschritte auf dem Weg zu 

den Millenniumszielen zu finanzieren, haben Schulden einen er-

heblich höheren Einfluss. Darüber hinaus gewährten die meisten 

multilateralen Gläubiger wie Weltbank, IWF und die regionalen Ent-

wicklungsbanken im Gegensatz zu den meisten bedeutenden bila-

Kasten 3.5   Schuldenerleichterung kritisch hinterfragt

Quelle: World Bank und IMF 2005b.
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Reale Entwicklungshilfe  
und wichtige Eckzahlen
Die Zahlen bezüglich der Finanzierungslücke 
könnten sogar noch eine Untertreibung des 
Problems darstellen. Die Finanzierungslücken 
zu schließen erfordert reales Geld, doch nicht 
das gesamte Geld, das als Entwicklungshilfe 

zählt, wird auch in Transferleistungen umge-
setzt. Dies gilt insbesondere für die drei Katego-
rien der Entwicklungshilfe, die zwischen 2000 
und 2004 mehr als 90 Prozent der zusätzlichen 
11,3 Milliarden US-Dollar bilateraler Hilfe 
ausmachten: Schuldenerleichterungen (3,7 Mil-
liarden US-Dollar), technische Zusammenar-

teralen Gebern keinen 100-prozentigen Schuldenerlass – mit dem 

Ergebnis, dass sich ihr Anteil an den Schuldendienstleistungen ver-

größerte. Drittens wurde die Qualifikation zum Schuldenerlass an 

die Befolgung von IWF-Programmen und die Einhaltung von Kredit-

bedingungen geknüpft. Unterbrechungen dieser Programme haben 

den Schuldenerlass für eine große Gruppe von HIPC-Ländern wie 

Honduras, Ruanda und Sambia verzögert.

Wird die Vereinbarung von Juni 2005 diese Probleme lösen? 

Die Vereinbarung sieht einen 100-prozentigen Schuldenerlass für 18 

Länder vor, die den vollständigen HIPC-Prozess bis zum „Vollzugs-

zeitpunkt“ durchlaufen haben. Sie legt jedoch auch fest, dass die 

Kosten für die Verringerung der multilateralen Schulden gegenüber 

der IDA und dem Afrikanischen Entwicklungsfonds durch zusätzli-

che Finanzierung seitens der Gläubiger gedeckt werden sollen, wo-

durch der Missbrauch von Entwicklungshilfe zur Schuldenerleichte-

rung vermieden werden soll. Bei den Schulden gegenüber dem IWF 

wird die Finanzierung der Schuldenerleichterung mit internen Mitteln 

bestritten werden, möglicherweise durch den Verkauf oder die Neu-

bewertung eines Teils der Goldvorräte des IWF. Weitere acht Länder 

werden sich in den nächsten zwei Jahren für einen 100-prozentigen 

Schuldenerlass qualifizieren, wenn sie den HIPC-Vollzugszeitpunkt 

erreichen. Diese Gruppe umfasst Länder wie die Demokratische Re-

publik Kongo und Sierra Leone, die den Wiederaufbau beginnen, 

und Länder wie Kamerun und den Tschad, die IWF-Programme un-

terbrochen haben. Die neue Schuldenerlass-Vereinbarung kann in 

allen diesen Ländern neue Entwicklungsressourcen freisetzen – und 

es ist wichtig für die MDG-Finanzierung, dass die Ressourcen effizi-

ent zur Unterstützung von Diensten im sozialen Sektor und Wachs-

tum auf breiter Basis eingesetzt werden.

Die Umsetzung der neuen Vereinbarung muss genau über-

wacht werden, um sicherzustellen, dass zur Finanzierung des 

Schuldenerlasses wirklich zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt 

werden. In besonderem Maße bezweifelt wurde, ob die Finanzie-

rungsarrangements die Kosten für die Schuldenverringerung bei 

der Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank decken können, die 

einen Teil der Kosten für den Schuldenerlass für Bolivien, Honduras 

und Nicaragua tragen muss. Unabhängig davon ist die Vereinba-

rung für die 27 hoch verschuldeten armen Länder, denen jetzt die 

Schulden erlassen werden, fraglos eine positive Entwicklung.

Problematischer ist die Frage, wie mit den Ländern außerhalb 

dieser Gruppe verfahren werden soll. Die Mitgliedschaft im Kreis 

der hochverschuldeten armen Länder wurde jetzt auf die Länder 

begrenzt, die 2004 dazu zählten. Paradoxerweise bedeutet das, 

dass die Schuldenindikatoren mancher Länder, die Kredite bei der 

IDA aufnehmen können, schlechter als die der hochverschulde-

ten Länder nach dem HIPC-Schuldenerlass sein werden. Dennoch 

kommen diese Länder für einen Schuldenerlass nicht in Frage, weil 

sie 2004 nicht dazugehörten. Beispielsweise weisen sowohl Haiti 

als auch Kenia und Kirgisistan ein Verhältnis von Schuldenstand 

zu Exportwert von mehr als 150 Prozent auf und sind dennoch 

nicht für einen Schuldenerlass qualifiziert. Bislang haben einzelne 

Gläubiger einseitig auf die Anomalien im HIPC-Rahmen reagiert. 

Beispielsweise hat Großbritannien Vorschläge zur Annullierung 

seines Anteils an Schuldendienstverpflichtungen von Ländern wie 

Armenien, Mongolei, Nepal, Sri Lanka und Vietnam ausgearbeitet. 

Mit Blick auf die nähere Zukunft wird eine schlüssigere Strategie für 

die Verringerung der Schuldenlasten auf ein Niveau benötigt, das 

mit dem MDG-Finanzierungsbedarf in Einklang steht.

Der Fall Nigeria macht andere Beschränkungen der derzeiti-

gen Rahmenbedingungen für die Schuldenerleichterung deutlich. 

Im Gegensatz zu den hochverschuldeten armen Ländern schuldet 

Nigeria den größten Teil seiner Schuldenlast – etwa 80 Prozent der 

Gesamtschulden – bilateralen Gläubigern und nicht der Weltbank 

oder dem IWF. Gläubiger haben dem Land mit dem Verweis auf 

seinen Erdölreichtum eine Schuldenerleichterung verweigert. Ob-

wohl Nigeria jedoch der achtgrößte Erdölexporteur auf der Welt ist, 

nimmt es in der HDI-Rangliste Platz 158 ein, hat eine der ärmsten 

Bevölkerungen in Afrika südlich der Sahara und erhält weniger als 

zwei US-Dollar Entwicklungshilfe pro Kopf, was einer der niedrig-

sten Werte in der Region ist. Nigerias jährliche Schuldendienst-

leistungen übersteigen drei Milliarden US-Dollar und liegen damit 

höher als die öffentlichen Gesundheitsausgaben. Weil zudem we-

niger als die Hälfte der Auslandsschulden bedient werden, wer-

den die Rückstände immer größer. Es ist zweifellos richtig, dass 

Nigerias Schuldenprobleme hätten vermieden werden können, 

wenn frühere Regierungen nicht schlecht gewirtschaftet und die 

Erdöleinnahmen nicht auf Bankkonten in der Schweiz transferiert 

hätten. Dies kann jedoch kaum als Rechtfertigung dafür dienen, 

arme Nigerianer heute zu bestrafen oder eine Regierung nicht zu 

unterstützen, die sich zu Reformen verpflichtet hat.

Quelle: World Bank und IMF 2004c; Martin et al. 2004.

Kasten 3.5   Schuldenerleichterung kritisch hinterfragt (Fortsetzung)
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beit (5,2 Milliarden US-Dollar), und Nothilfe  
(1,7 Milliarden US-Dollar; Grafik 3.7). Mittel-
erhöhungen in diesen Bereichen produzieren 
Eckzahlen, die größer sind, als die tatsächlichen 
Entwicklungshilfetransfers.

Betrachten wir die Schuldenerleichte-
rungen. Sie sind ist eine sehr wirksame Form 
von Entwicklungshilfe. Sie geben den Regie-
rungen mehr Kontrolle über die inländischen 
Staatseinnahmen und verringern ihre Abhän-
gigkeit von der Entwicklungshilfe. Die Erlas-
sung von Schulden, die tatsächlich bedient wer-
den, setzt Haushaltsmittel für andere Zwecke 
frei. Das Berichtssystem der OECD erlaubt es 
jedoch den Regierungen, den gesamten Um-
fang der Schuldenerleichterungen in dem Jahr, 
in dem sie gewährt wurden, als Entwicklungs-
hilfe auszuweisen. Dies treibt den eigentlichen 
Wert der Schuldenerleichterungen übermäßig 
in die Höhe, denn die Empfängerländer sparen 
real nur durch den geringeren Schuldendienst.

In Fällen, in denen die Schulden nicht voll-
ständig bedient wurden, sind Schuldenerleich-
terungen zum Teil nur ein Rechenexempel. Ein 
großer Teil der zusätzlichen vier Milliarden US-
Dollar Entwicklungshilfe für die Demokra-
tische Republik Kongo im Jahr 2003 gehört in 

diese Kategorie. Äthiopiens Schuldenlast wurde 
2003 im Rahmen der HIPC-Initiative um 1,3 
Milliarden Dollar reduziert, um den jährlichen 
Schuldendienst um 20-40 Millionen US-Dol-
lar pro Jahr zu senken. Dies ist kein Argument 
gegen Schuldenerleichterungen, wohl aber gegen 
die derzeitige buchhalterische Praxis, die einen 
falschen Eindruck darüber entstehen lässt, wie 
viel Entwicklungshilfe die Geber eigentlich lei-
sten. Im Laufe der nächsten paar Jahre gibt es 
Aussichten auf große Schuldenerleichterungen 
für den Irak und für hoch verschuldete Länder 
im Rahmen der HIPC-Initiative. Es ist wich-
tig, dass der hohe Nennwert dieser Maßnahmen 
nicht von den daraus resultierenden relativ be-
scheidenen Haushaltseinsparungen ablenkt, 
oder von der Notwendigkeit, Schuldenerleich-
terungen als Teil eines umfassenderen Finanzie-
rungspakets zum Erreichen der Millenniums-
ziele zu sehen.

Viele dieser Argumente gelten auch für die 
technische Zusammenarbeit und die Nothilfe. 
Die technische Zusammenarbeit machte im Jahr 
2003 ein Viertel der Entwicklungshilfe aus. Oft 
spielt diese Zusammenarbeit bei der Unterstüt-
zung von Entwicklung und dem Aufbau von 
Kapazitäten eine wichtige Rolle. Doch ein gro-
ßer Teil davon besteht aus Ausgaben in den Ge-
berländern – ein Problem, das durch die an Auf-
lagen gebundene Entwicklungshilfe verschärft 
wird, mit der wir uns später in diesem Kapitel 
beschäftigen werden. Die Entwicklungshilfe für 
den Bildungsbereich macht das Problem deut-
lich. Die größten Finanzierungslücken bestehen 
in der Ausbildung, der Bezahlung und dem Ver-
hindern der Abwanderung von Lehrkräften, im 
Bau von Klassenräumen und in der Bereitstel-
lung von Schulbüchern. Doch drei Viertel der 
Unterstützung der Geber im Bildungsbereich 
wird in Form von technischer Hilfe geleistet. 
Ein großer Teil davon wird durch Zahlungen 
für Stipendien, externe technische Beratung 
und Beraterhonorare geschluckt. Die Quali-
tät der technischen Zusammenarbeit variiert 
stark, doch wie auch bei den Schuldenerleich-
terungen ist der wichtige Punkt in Hinblick 
auf die Finanzierung der Millenniumsziele der, 
dass die Mittel nicht automatisch in die prio-
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ritären Bereiche fließen. Die Nothilfe und die 
Entwicklungshilfe für schwache Staaten sind 
Prioritäten, doch sie sind auch eine Reaktion 
auf einen Finanzierungsbedarf, der über den 
für die Millenniumsziele geschätzten Bedarf 
hinausgeht. Afghanistan und der Irak machten 
an der zusätzlichen öffentlichen Entwicklungs-
hilfe zwischen 2001 und 2003 zusammen 3,2 
Milliarden US-Dollar aus, und einen großen 
Teil der zusätzlichen Entwicklungshilfe aus den 
USA. Mehr als 40 Prozent der zusätzlichen 3,8 
Milliarden US-Dollar US-amerikanischer Ent-
wicklungshilfe im Jahr 2003 waren für den Irak 
vorgesehen. Bislang stammte der größte Teil 
der erhöhten Entwicklungshilfe im Fall von 
Krisensituationen aus zusätzlich mobilisierten 
Mitteln, wenngleich in der Praxis schwierig 
nachzuweisen ist, dass es sich tatsächlich um 
zusätzliche Mittel handelt. So hat Japan zum 
Beispiel mehr Entwicklungshilfe für Afgha-
nistan und den Irak mit insgesamt tiefen Ein-
schnitten bei der Entwicklungshilfe verknüpft. 
Wie auch immer die gegenwärtige Situation 
aussieht, die reale Gefahr bleibt bestehen, dass 
Entwicklungshilfegelder aus der MDG-Finan-
zierung in den Wiederaufbau nach Konflikten 
oder zugunsten weitergehender strategischer 
Ziele umgelenkt werden könnten.34

Selektivität der Hilfe
Ein weiterer Grund, warum einzelne wichtige 
Eckzahlen das Ausmaß des MDG-Finanzie-
rungsproblems nicht ausreichend abbilden, 
besteht darin, dass die Geber bei der Zuwei-
sung von Entwicklungshilfe unterschiedlichen 
Mustern folgen. Länder mit niedrigem Ein-
kommen und afrikanische Länder südlich der 
Sahara, die die größten Finanzierungslücken 
aufweisen, spielen in einigen Entwicklungs-
hilfeprogrammen eine herausragendere Rolle 
als in anderen (Grafik 3.8). Die MDG-Finan-
zierungslücken bei der multilateralen Ent-
wicklungshilfe, die durch Mechanismen wie 
die Internationale Entwicklungsorganisation 
(IDA) der Weltbank und den Globalen Fonds 
zur Bekämpfung von HIV/Aids, Malaria und 
Tuberkulose geleistet wird, sind diejenigen, auf 
die man sich wohl am stärksten konzentriert 
– im Fall der IDA, weil für sie im wesentlichen 

nur Länder mit niedrigem Einkommen in Frage 
kommen (Kasten 3.6). Das heißt nicht, dass die 
Entwicklungshilfe für Länder mit mittlerem 
Einkommen aus Gründen menschlicher Ent-
wicklung nicht gerechtfertigt wäre. Doch es ist 
weiterhin so, dass die Geber bei den ärmsten 
Ländern, die in Bezug auf die Millenniums-
Entwicklungsziele den größten finanziellen 
Beschränkungen unterliegen, Unterschiede bei 
der anteiligen Zuweisung der Entwicklungs-
hilfe machen.

Die Auswahl bevorzugter Entwicklungs-
hilfe-Empfänger durch die Geber beeinflusst 
die Verteilung der Entwicklungshilfe. In einer 
sehr einflussreichen Studie aus dem Jahr 1997 
wurde auf der Basis länderübergreifender Ergeb-
nisse argumentiert, dass die Entwicklungshilfe 
nur in einem „guten“ politischen Umfeld (fiska-
lische Stabilität, niedrige Inflation, offene Mär-
kte und andere Kriterien) wirksam sei.35 Diese 
Studie führte zu der neuen Orthodoxie, dass 
die Entwicklungshilfe selektiv eingesetzt wer-
den sollte, um reformfreudige Länder zu beloh-
nen. In darauf folgenden Studien wurde jedoch 
herausgefunden, dass die Entwicklungshilfe 
auch in Ländern wirksam sein kann, in denen 

Die Geber leisten in unterschiedlichem Umfang 
Entwicklungshilfe für die ärmsten Länder 

Grafik 3.8

Quelle: Berechnet auf der Grundlage von Daten zur öffentlichen Entwicklungshilfe aus OECD/DAC 2005f.

Frankreich

Deutschland

Kanada, Schweden,  
Niederlande, Vereinigte Staaten 

Japan 

Spanien

Großbritannien

Öffentliche Entwicklungshilfe für
Afrika südlich der Sahara 

70

60

50

40

30

20

10

0

Irland

Italien

Frankreich, Deutschland 
Japan, Großbritannien 

Kanada

Spanien

Schweden
Niederlande

Vereinigte Staaten 

Öffentliche Entwicklungshilfe für
Länder mit niedrigem Einkommen 

70

60

50

40

30

20

10

0

Irland
Italien

Anteil an der öffentlichen Entwicklungshilfe insgesamt, 2003 (%) 



 118	 bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005

3

e
nt

w
ic

kl
un

gs
hi

lf
e	

fü
r	

da
s	

2
1
.	
J
ah

rh
un

de
rt

das institutionelle Umfeld weniger günstig ist 
und die Leistungen in Bezug auf wirtschaftliche 
Reformen schwächer sind. Diese Schlussfolge-
rung bedeutet nicht, dass das politische Um-
feld unwichtig ist. Im Gegenteil, ein wirksames  

makroökonomisches Management spielt eine 
entscheidende Rolle. Doch nach den gemach-
ten Erfahrungen ist nachdrücklich davor zu 
warnen, eine einheitliche Checkliste für „gute 
Politik“ als Grundlage für die Zuweisung von 
Entwicklungshilfegeldern zu verwenden.

Die besten verfügbaren Erfahrungen wei-
sen darauf hin, dass die Entwicklungshilfe in 
einer ganzen Reihe unterschiedlicher Umfelder 
wirksam sein kann – und dass es nicht hilfreich 
ist, politische Vorbedingungen geltend zu ma-
chen.36 Es besteht die Gefahr, dass durch diese 
Blaupausen die Entwicklungshilfe-Empfän-
ger in Geber-Lieblinge und Geber-Stiefkinder 
aufgeteilt werden, aufgrund dürftiger Beweise 
bezüglich ihrer Fähigkeiten, die Entwicklungs-
hilfe auch gut zu nutzen. Dies geschieht bereits 
zu einem gewissen Grad, wobei die Geber-Lieb-
linge in den anglophonen Ländern Afrikas süd-
lich der Sahara (und Mosambik und Äthiopien) 
überdurchschnittlich stark konzentriert sind, 
während die Geber-Stiefkinder im frankopho-
nen Afrika und in Lateinamerika überrepräsen-
tiert sind. 

Aktuelle Untersuchungen, die den an poli-
tische Handlungskonzepte geknüpften Selekti-
vitätsindex der Weltbank verwenden – ein Maß 
für den Zusammenhang zwischen Entwick-
lungshilfe und der Qualität der Institutionen 
in den Entwicklungshilfe-Empfängerländern 
– deuten darauf hin, dass die Entwicklungs-
hilfeströme gegenüber der Qualität der Insti-
tutionen (wie sie in dem Index definiert ist) 
zunehmend sensibel sind.37 Gleichzeitig legen 
die Geber in Ländern mit niedrigem Einkom-
men sehr viel strengeren Wert auf die institutio-
nellen Leistungen als in Ländern mit mittlerem 
Einkommen. Noch besorgniserregender ist, 
dass einige Länder mit niedrigem Einkommen 
etwa 40 Prozent weniger Entwicklungshilfe 
bekommen, als es ihre institutionellen Kapazi-
täten nahe legen würden.38

Nichts davon soll in Abrede stellen, wie 
offensichtlich das nationale politische Um-
feld die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe 
mit bestimmt. So unterschiedliche Länder wie 

Die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) ist der wirksamste internationale 

Mechanismus zugunsten der ärmsten Länder, weshalb ihr eine zentrale Bedeu-

tung bei der Finanzierung der Millenniumsziele zukommt: Bei durch die IDA bereit-

gestellten Mitteln ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie zur Reduzierung der MDG- 

Finanzierungslücke beitragen, größer als bei der Bereitstellung durch jeden ande-

ren Kanal. Weil die IDA außerdem mit einem dreijährigen Budgetzyklus arbeitet, ist 

sie weniger anfällig für die Unwägbarkeiten, wie sie bei bilateraler Entwicklungshilfe 

auf der Grundlage von Jahresbudgets auftreten.

Im Rahmen der regelmäßigen Wiederauffüllung wiesen die Geber der IDA 2005 

für den Zeitraum bis 2008 Mittel im Umfang von 34 Milliarden Dollar zu – ein realer 

Anstieg um 25 Prozent. Dies stellt die größte Zunahme in zwei Jahrzehnten dar, 

bleibt aber immer noch weit hinter den 40 bis 50 Prozent zurück, die die meisten 

europäischen Regierungen gerne gesehen hätten. Wenn die europäischen Vor-

schläge angenommen worden wären, hätten sich der multilaterale Anteil an der 

Entwicklungshilfe und der für die ärmsten Länder vorgesehene Anteil der Entwick-

lungshilfe erhöht. Die IDA ist die drittgrößte Bezugsquelle von Entwicklungshilfe für 

Afrika südlich der Sahara (nach Frankreich und den Vereinigten Staaten) und die 

Hauptquelle für Entwicklungshilfe zugunsten von Bildung und Gesundheit.

Wichtige Aspekte der zukünftigen Rolle der IDA bei der Entwicklungsfinanzie-

rung bleiben jedoch unklar. Etwa ein Fünftel der IDA-Kredite fließt zu subventio-

nierten Bedingungen an Länder, die für Schuldenprobleme anfällig sind. Der Rest 

wird in Form von Krediten zu Vorzugsbedingungen vergeben: Rückzahlung über 

eine Laufzeit von 40 Jahren mit zehn Freijahren ohne Rückzahlung. Manche Geber 

möchten dieses Verhältnis beibehalten. Andere favorisieren eine Umwandlung der 

IDA in eine Organisation, die primär nicht rückzahlbare Zuschüsse vergibt.

Damit sind die folgenden Gefahren verbunden: Die Geber stellen derzeit etwa 

die Hälfte der Einnahmen der IDA bereit. Weitere 40 Prozent stammen aus der 

Rückzahlung früherer Kredite durch Länder wie China, die sich von einem Land 

mit niedrigem zu einem mit mittlerem Einkommen entwickelt haben. Der Wechsel 

zu einem Zuschusssystem könnte diesen Zahlungsfluss zum Stillstand bringen und 

somit die Ressourcenbasis schmälern. Außerdem sind einige Länder wie Bangla-

desch und Indien in einer Position, zinsverbilligte Kredite in Anspruch zu nehmen, 

während andere die IDA nutzen könnten, um sich aus der ausschließlichen Abhän-

gigkeit von Zuschüssen zu befreien. 

Es gibt noch einen weiteren Anlass zur Skepsis. Die Geber könnten die finan-

ziellen Effekte neutralisieren, indem sie sich darauf verständigen, alle Ausfälle von 

IDA-Rückzahlungen durch bindende Zusagen höherer Zuschüsse auszugleichen. 

Bisher ist jedoch noch kein Geber so verfahren. Ohne solche Garantien höherer 

langfristiger Finanzierung würden die IDA-Mittelflüsse jedoch von unkalkulierbarer 

Geberunterstützung abhängig.

Quelle: Rogerson 2005.

Kasten 3.6   Die Zukunft der Internationalen Entwicklungsorganisation



	bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005 119

3

e
ntw

icklungshilfe	für	das	2
1
.	J

ahrhundert

Bangladesch, Mosambik und Vietnam sind in 
der Lage, in Bezug auf die menschliche Ent-
wicklung eine hohe Rendite der Entwicklungs-
hilfe zu erzielen, weil sie wirksame Strategien zur 
Armutsbekämpfung haben. Umgekehrt verrin-
gern die Korruption innerhalb dieser Länder, 
eine schwache Staats- und Regierungsführung 
und wirtschaftliches Missmanagement den po-
tenziellen Nutzen der Entwicklungshilfe. Die 
Korruption untergräbt die Entwicklungshil-
feanstrengungen in zweierlei Hinsicht: Erstens 
leiden arme Haushalte überproportional unter 
korrupten Praktiken. In einer Umfrage zur 
Staats- und Regierungsführung und Korrup-
tion in Kambodscha wurde herausgefunden, 
dass die Korruption Haushalte mit niedrigem 
Einkommen dreimal so viel kostet (gemessen am 
Anteil an ihrem Einkommen), als Haushalte mit 
hohem Einkommen. Dies liegt zum Teil daran, 
dass Haushalte mit niedrigem Einkommen von 
öffentlichen Dienstleistungen stärker abhän-
gig sind. Zweitens können die korruptionsbe-
dingten finanziellen Abflüsse die Entwicklungs-
hilfezuflüsse in den Schatten stellen.

Einer Schätzung nach übersteigen die öf-
fentlichen Finanzvermögen, die illegal auf aus-
ländische Bankkonten transferiert worden sind, 
den Wert der afrikanischen Auslandsschulden.

Die Entwicklungshilfegeber können diese 
Probleme am wirksamsten durch Partner-
schaften mit Regierungen angehen, die der 
finanziellen Transparenz und Rechenschafts-
legung verpflichtet sind, und nicht, indem sie 
Bedingungen auferlegen.

Entwicklungshilfe und die 
Millenniumsziele: Können die 
reichen Länder sie sich leisten?

Können die reichen Länder es sich leisten, 
ihre seit langem bestehenden Verpflichtungen 
einzuhalten, 0,7 Prozent ihres Bruttonational-
einkommens an Entwicklungshilfe zu leisten? 
Diese Frage ist für die Aussichten, die Millen-
niumsziele und breiter angelegte Ziele mensch-
licher Entwicklung zu erreichen, von entschei-
dender Bedeutung.

In jeder Demokratie spiegelt das, was Regie-
rungen als finanziell leistbar ansehen, ihre Be-
urteilung der Kosten und des Nutzens öffent-
licher Ausgaben wider. Diese Beurteilung wird 
von politischen Prioritätensetzungen geleitet 
und durch politische Prozesse vermittelt, die 
zu Wahlentscheidungen bezüglich der Vorzüge 
von miteinander in Konkurrenz stehenden An-
sprüchen führen. Die Entwicklungshilfehaus-
halte spiegeln die Sichtweise von Regierungen 
und die öffentliche Meinung über die Armut in 
der Welt wider, und wie sie ihre Verpflichtung 
und ihr Interesse sehen, diese zu bekämpfen.

Kosten, die man sich leisten kann
Gemessen am Reichtum und an den Ressourcen 
der reichen Länder sind die Kosten, die Millen-
niumsziele zu erreichen, bescheiden. Mehr als 
eine Milliarde Menschen auf der Welt haben 
keinen Zugang zu sauberem Wasser und 2,6 
Milliarden haben keinen Zugang zu sanitärer 
Versorgung. Diese Defizite zu überwinden 
würde im Laufe des nächsten Jahrzehnts knapp 
sieben Milliarden US-Dollar jährlich kosten. 
Diese Investition könnte jeden Tag rund 4.000 
Leben retten, weil die Menschen dadurch weni-
ger Ansteckungsgefahren ausgesetzt wären. 
Dadurch würde ein Problem angegangen, dass 
arme Menschen ihre Gesundheit kostet, die 
wirtschaftliche Entwicklung untergräbt und 
für junge Mädchen und Frauen eine enorme 
zeitliche und arbeitsmäßige Belastung darstellt. 
Die nötigen Investitionen scheinen eine Menge 
Geld zu sein – und für Entwicklungsländer mit 
niedrigem Einkommen ist es das auch. Doch es 
ist nicht mehr als die sieben Milliarden Dollar 
im Jahr, die die Europäer für Parfüm ausgeben, 
oder die acht Milliarden US-Dollar im Jahr, die 
die Amerikaner für freiwillige Schönheitsope-
rationen ausgeben. 

Solche Vergleiche sollen nicht die An-
strengungen in Abrede stellen, die erforder-
lich sein werden, um die Entwicklungshilfe in 
ausreichendem Umfang anzuheben, damit die 
Millenniumsziele erreicht werden können. In 
allen Ländern der G7 außer Kanada sind die 
Haushaltsdefizite weiterhin hoch. In der Tat 
hat sich die Haushaltslage der Gruppe der G7  

Korruption untergräbt 

die Entwicklungshilfe-

anstrengungen
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verschlechtert (Grafik 3.9). Unter den wich-
tigen Industrieländern, mit Ausnahme von 
Japan, ist das Haushaltsdefizit der USA (als An-
teil am BIP) heute das größte. Die derzeitigen 
Haushaltsentwürfe sehen vor, dieses Defizit 
bis 2009 zu halbieren und dabei den Anteil der 
nicht militärischen Ausgaben am BIP so weit 
herunterzufahren, wie seit 40 Jahren nicht. Es 
ist klar, dass dies kein günstiges Umfeld für eine 
Ausweitung der Entwicklungshilfehaushalte 
ist. Das gleiche gilt für Japan, wo das struktu-
relle Haushaltsdefizit bis 2006 nach Hochrech-
nungen nur leicht sinken wird, auf knapp über 
sechs Prozent des BIP. Mittelfristig sieht die ja-
panische Haushaltsplanung vor, das Defizit bis 
2010 in einen Überschuss zu verwandeln –eine 
Zielvorgabe, die sich in intensivem Druck nie-
derschlagen wird, die Investitionen der öffent-
lichen Hand zurückzufahren.

Die Situation der Europäischen Union ist 
kaum ermutigender. Zwar sind die Haushalts-
defizite im Euro-Raum kleiner als in Japan 
oder in den Vereinigten Staaten, doch sowohl 
in Frankreich als auch in Deutschland über-
steigt das Haushaltsdefizit drei Prozent des 
BIP, während Italiens Defizit nach Voraussa-
gen bis 2006 über vier Prozent des BIP errei-
chen wird. Die kleineren Haushaltsdefizite in 
der Europäischen Union, im Vergleich zu den 
Vereinigten Staaten oder Japan, verdecken drei 
andere Arten von dahinter stehendem Druck. 
Die Staatsverschuldung in der Euro-Zone ist 
hoch. Durch die Alterung der Bevölkerung 
wächst der finanzpolitische Druck. Und die 
Arbeitslosenquoten haben einige Länder dazu 
gezwungen, die Arbeitslosigkeit ganz oben auf 
die politische Tagesordnung zu setzen. Seit 
2003 liegen die Arbeitslosenquoten in Fran-
kreich, Deutschland und Italien konstant bei 
über neun Prozent. Zwar wurde durch Re-
formen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
der Europäischen Union die Flexibilität erhöht, 
doch die Regierungen der EU sind im Zusam-
menhang mit niedrigem Wachstum, hoher Ar-
beitslosigkeit und wachsendem Druck auf die 
öffentlichen Ausgaben intensivem finanzpoli-
tischen Druck ausgesetzt. Vor diesem Hinter-
grund war die Entscheidung der Europäischen 

Union, für die Entwicklungshilfe eine Zielvor-
gabe von 0,51 Prozent des Bruttonationalein-
kommens festzulegen, eine wichtige politische 
Absichtserklärung. Es wird jedoch außerge-
wöhnliche Anstrengungen erfordern, sicher-
zustellen, dass diese Zielvorgabe in konkrete 
Haushaltsverpflichtungen umgesetzt wird.

Zwar ist der haushaltspolitische Druck, 
dem die G7 und andere Geber-Industrieländer 
ausgesetzt sind, real. Doch es ist wichtig an-
zuerkennen, dass die Entwicklungshilfehaus-
halte, selbst in größerem Umfang, nur eine 
bescheidene Ursache dieses Drucks darstellen. 
In zwei der G7-Länder – Italien und den Ver-
einigten Staaten – hat die Entwicklungshilfe 
an den öffentlichen Ausgaben nur einen An-
teil von ein Prozent oder weniger – weit weni-
ger als im OECD-Durchschnitt. Im Jahr 2004 
entsprach sowohl in Japan als auch in den Ver-
einigten Staaten der gesamte Entwicklungs-
hilfehaushalt nur drei Prozent des gesamten 
Haushaltsdefizits, und in Deutschland fünf 
Prozent. Selbst wenn alle G7-Länder ihre Ent-
wicklungshilfe auf das EU-Zielniveau anheben 
würden, würden sich die negativen Auswir-
kungen auf ihre Haushaltssituation in Grenzen 
halten. Umgekehrt wird die Beschränkung der 
Entwicklungshilfeausgaben ebenso marginale 
Auswirkungen auf die Verbesserung der Lage 
haben.

In der Praxis wird die Prioritätensetzung 
einer Regierung bei den Haushaltsausga-
ben und ihre Reaktion auf finanzpolitischen 
Druck die Reihenfolge ihrer politischen Prio-
ritäten widerspiegeln, und auch die politische 
Beurteilung der Besteuerung, des Umfangs 
öffentlicher Investitionen und wirtschaftspo-
litischer Reformen. Wenn, wie wir in diesem 
Kapitel argumentieren, mehr Entwicklungs-
hilfe nicht nur aus ethischen und moralischen 
Gründen, sondern auch aus dem aufgeklärten 
Eigeninteresse der reichen Länder geboten ist, 
das sich im zukünftigen Wohlstand und der 
Sicherheit ihrer Bürgerinnen und Bürger wi-
derspiegelt, dann ist es wichtig, der Entwick-
lungshilfe eine sehr viel höhere Haushaltsprio-
rität beizumessen.
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Militärausgaben und das Niveau 
der Entwicklungshilfe
Ein Vergleich mit den Militärausgaben ist auf-
schlussreich. Für jeden US-Dollar, der in die 
Entwicklungshilfe investiert wird, werden wei-
tere zehn US-Dollar für Militärhaushalte aus-
gegeben (Grafik 3.10). In keinem Land der G7 
beträgt das Verhältnis der Militärausgaben zu 
den Entwicklungshilfeausgaben weniger als 4:1. 
Dieses Verhältnis beträgt in Großbritannien 
sogar 13:1 und in den Vereinigten Staaten 25:1 
(Tabelle 3.1). In einer Welt, in der die Regie-
rungen des Nordens zunehmend anerkennen, 
dass Bedrohungen der Sicherheit mit der glo-
balen Armut, der Ungleichverteilung und der 
Hoffnungslosigkeit großer Teile der Weltbevöl-
kerung in Zusammenhang stehen, macht dieses 
Verhältnis von Militärausgaben zu Entwick-
lungshilfeausgaben von zehn zu eins keinen 
Sinn. Beurteilt man die Bedrohungen mensch-
lichen Lebens, so besteht ein außergewöhn-
lich großes Missverhältnis zwischen den Mili-

tärhaushalten und dem Bedarf der Menschen. 
Der Betrag, den die reichen Länder derzeit zur 
Bekämpfung von HIV/AIDS ausgeben – eine 
Bedrohung für die menschliche Sicherheit, die 
pro Jahr drei Millionen Menschenleben fordert 
– entspricht dem Wert der Ausgaben für militä-
rische Ausrüstung von drei Tagen. 

Die Haushaltsprioritäten vieler reicher 
Länder spiegeln weder ein angemessenes En-
gagement für die Millenniumsziele wider, 
noch eine kohärente Antwort auf die Sicher-
heitsrisiken durch Massenarmut und tiefgrei-
fende globale Ungleichheit. Die Diskrepanz 
zwischen den Militär- und Entwicklungshil-
fehaushalten rückt die Erschwinglichkeit der 
Millenniumsziele in ein anderes Licht. Wären 
die zusätzlichen 118 Milliarden US-Dollar 
Militärausgaben zwischen 2000 und 2003 der 
Entwicklungshilfe zugewiesen worden, würde 
die Entwicklungshilfe nun rund 0,7 Prozent des 
Bruttonationaleinkommens der reichen Länder 
ausmachen. Nur vier Milliarden US-Dollar – 
drei Prozent der zusätzlichen Militärausgaben 
– sind nötig, um Maßnahmen im Bereich der 
medizinischen Grundversorgung zu finanzie-
ren, die die Todesfälle bei Neugeborenen pro 
Jahr um drei Millionen reduzieren könnten. 
Wenn der Kampf gegen die Armut eine Prio-
rität darstellt, dann ist es einfach nicht glaub-
würdig, wenn Regierungen den Entwicklungs-
hilfebudgets, die Leben retten sollen, so wenig 
Gewicht beimessen.

Nichts davon lenkt von den sehr realen Be-
drohungen der Sicherheit ab, mit denen die Re-
gierungen der entwickelten Länder umgehen 
müssen. Diese Bedrohungen reichen von der 
Verbreitung von Kernwaffen bis hin zum inter-
nationalen Terrorismus. Man kann jedoch zu 
Recht fragen, ob die militärische Aufrüstung 
die wirksamste Antwort darauf ist. Zum Bei-
spiel würde ein umfassender Vertrag zum Ver-
bot nuklearer Tests und eine starke Reduktion 
einsatzbereiter Atomsprengköpfe einige der 
weitreichenden – und teuren – Programme un-
nötig machen, mit denen derzeit Atomwaffen 
modernisiert und neue Trägerraketen entwi-
ckelt werden. Würde mehr politisches Kapital 

Anteil an den Staatsausgaben, 2003 (%)

Land Öffentliche  
Entwicklungshilfe Militärausgaben

Australien 1,4 10,7

Österreich 1,1 4,3

Belgien 2,7 5,7

Kanada 1,2 6,3

Dänemark 3,1 5,7

Finnland 1,6 5,4

Frankreich 1,7 10,7

Deutschland 1,4 7,3

Griechenland 1,4 26,5

Irland 2,1 4,6

Italien 0,9 9,8

Japan 1,2 5,7

Luxemburg 3,9 4,8

Niederlande 3,2 6,5

Neuseeland 1,2 6,3

Norwegen 4,1 8,9

Portugal 1,0 10,0

Spanien 1,3 6,7

Schweden 2,8 6,4

Schweiz 3,5 8,5

Großbritannien 1,6 13,3

Vereinigte Staaten 1,0 25,0

Quelle: Berechnet auf der Grundlage von Daten zur öffentlichen Entwicklungshilfe 
in OECD/DAC 2005f; Daten zu den Militärausgaben aus Indikatorentabelle 20 und 
Daten zu den Staatsausgaben aus World Bank 2005f.

Tabelle 3.1   In den reichen Ländern fallen die  
  Militärausgaben deutlich höher aus  
  als die öffentliche Entwicklungshilfe
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in Abrüstungsverhandlungen investiert und 
weniger Finanzkapital in militärische Ausrüs-
tung, so würde dies die Sicherheit erhöhen und 
Mittel für Entwicklung freisetzen. 

Innovative Finanzierung
Es sind eine Reihe innovativer Vorschläge ent-
wickelt worden, um die Lücke zur Finanzierung 
der MDGs zu überbrücken. Dazu gehört, über 
die Haushaltsfinanzierung hinaus auch die pri-
vaten Kapitalmärkte und neue Finanzierungs-
formen in den Blick zu nehmen. 

Die von der britischen Regierung vorge-
schlagene internationale Finanzfazilität (IFF) 
ist ein Beispiel. Dahinter steht eine einfache 
Idee, nämlich, dass Regierungen ihre Fähig-
keiten nutzen sollten, durch ihren Einfluss auf 
den Kapitalmärkten Mittel zu beschaffen, um 
zusätzliche Entwicklungshilfe zu leisten. Die 
Regierungen würden Zusagen machen, die Ent-
wicklungshilfe zu erhöhen, und die IFF würde 
diese Zusagen nutzen, um die Emission von 
Staatsanleihen abzusichern. Die Einnahmen 
aus dem Verkauf von Staatsanleihen würden 
durch Entwicklungshilfeprogramme geleitet, 
und die IFF würde dann zukünftige Entwick-
lungshilfeströme anzapfen, um die Anleihen 
bei Fälligkeit zurückzuzahlen.40

Eine der Stärken der IFF ist, dass sie in 
dieser entscheidenden Zeit Finanzmittel für 

vordringliche Investitionen in die Gegenwart 
vorziehen würde (Grafik 3.11). Selbst wenn alle 
Geber sich darauf verpflichten würden, das Ziel 
von 0,5 Prozent Entwicklungshilfe-Anteil am 
Bruttonationaleinkommen bis 2010 und von 
0,7 Prozent bis 2015 zu erreichen, gäbe es, bis 
die neuen Mittel fließen würden, kurzfristig 
eine MDG-Finanzierungslücke. Im Rahmen 
der IFF könnten die Entwicklungshilfe-Trans-
ferleistungen mit sofortiger Wirkung ausgewei-
tet werden, während die Haushaltsbelastungen 
für die Regierungen sich in die Zukunft verla-
gern würden. Dieses Vorziehen in die Gegen-
wart würde Entwicklungsländer-Regierungen 
in die Lage versetzen, Schlüsselinvestitionen in 
Bereichen wie Gesundheit, Bildung und Infra-
struktur zu tätigen, während Länder mit hohem 
Einkommen ihre MDG-Verpflichtungen ein-
halten könnten, ohne ihre finanzpolitische Sta-
bilität aufs Spiel zu setzen (Kasten 3.7).

Andere Vorschläge sehen vor, durch die 
Einführung internationaler Steuersysteme zu-
sätzliche Einnahmen zu generieren.41 In der 
Praxis würde jede internationale Steuer von na-
tionalen Regierungen erhoben werden müssen, 
denn sie sind die einzigen souveränen Verwal-
tungskörper, denen die Steuerhoheit zukommt. 
Insbesondere die USA sind gegen diesen An-
satz. Am stärksten ist die Unterstützung dafür 
in der Europäischen Union. Mehrere Regie-
rungen sind dabei, die Auswirkungen einer 
internationalen Flugbenzinsteuer einzuschät-
zen. Selbst wenn eine solche Steuer niedrig an-
gesetzt wird, könnte sie jährlich neun bis zehn 
Milliarden Dollar einbringen.42 Ein weiterer 
Vorschlag, der auf denselben Wirtschaftszweig 
ausgerichtet ist, bezieht sich auf die Einfüh-
rung einer einheitlichen Steuer auf Flugtickets, 
wobei die Erlöse daraus für die Prävention und 
Behandlung von HIV/AIDS vorgesehen sein 
sollen. Für diesen Vorschlag tritt ein Land der 
G7 ein (Frankreich), unterstützt von zwei wei-
teren (Deutschland und Großbritannien) und 
mehreren Entwicklungsländern (darunter Bra-
silien). Diese Länder und weitere haben eine 
prinzipielle Einigung darüber erzielt, eine na-
tionale Steuer auf Flugtickets einzuführen, um 
entwicklungsbezogene Ausgaben zu finanzieren.  
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Andere Länder befürworten eine Steuer auf 
Währungstransaktionen. Belgien hat bereits 
eine Gesetzgebung erlassen, um die Einfüh-
rung einer Währungssteuer möglich zu ma-
chen. Mehrere andere Länder – darunter 
Norwegen und Finnland – haben sich mit 
Kohlenstoffsteuern als neuem Finanzierungs-
mechanismus beschäftigt.

Die Befürworter der Nutzung internatio-
naler Abgaben zur Mobilisierung von Entwick-
lungsfinanzierung behaupten, dass dieser An-

satz wichtige Vorteile für die Millenniumsziele 
und darüber hinaus bringen würde. Diese Ab-
gaben, so die Argumentation, haben das Poten-
zial, die Finanzierung öffentlicher Güter mit der 
Finanzierung der Armutsminderung zu kombi-
nieren. Darauf verweist eine Arbeitsgruppe der 
französischen Regierung zu neuen internatio-
nalen Beiträgen zur Entwicklungsfinanzierung, 
die im Jahr 2004 ihren Bericht vorgelegt hat. 
Sie argumentiert, dass durch den Mittelfluss aus 
Abgaben auf vorhersehbare Weise Finanzmittel 
fließen würden. Zugleich würden Ansätze wie 

Um einen dauerhaften Effekt auf die Armut ausüben zu können, 

sollte Entwicklungshilfe drei Bedingungen erfüllen: Sie sollte langfri-

stig angelegt und kalkulierbar sein, umfangreich genug, um parallele 

Investitionen in verschiedenen Sektoren zu erleichtern, die sich in 

ihrer Wirkung verstärken, und auf realistischen Entwicklungsplänen 

basieren. Wenn diese Bedingungen nicht erfüllt werden, ist Entwick-

lungshilfe weniger eine Investition in die kontinuierliche Verringerung 

der Armut, sondern vielmehr eine Kompensation für den Umstand, 

dass die Empfänger arm sind.

Die Wichtigkeit langfristig angelegter und kalkulierbarer Entwick-

lungshilfe liegt auf der Hand. Kein verantwortungsvolles Unter-

nehmen aus der Privatwirtschaft würde ein Projekt zur Steigerung 

zukünftiger Renditen in Angriff nehmen, bevor es nicht über eine 

vollständig finanzierte mehrjährige Planung verfügt. Das Gleiche gilt 

für Regierungen in armen Ländern. Wenn ein Land wie der Senegal 

für 30 Prozent der Ausgaben und 74 Prozent der Investitionen der 

öffentlichen Hand von Entwicklungshilfe abhängt, ist ein sicherer 

und kalkulierbarer Fluss von Entwicklungshilfemitteln eine Voraus-

setzung für langfristige Investitionen. Länder können nicht die allge-

meine Grundschulbildung erreichen, indem sie die Schulgebühren 

abschaffen, Schulen bauen und Lehrer ausbilden, wenn nicht die 

Finanzierung für die Instandhaltung der Schulen und die Zahlung 

der Lehrergehälter auch über die ersten Jahre hinaus sichergestellt 

ist. Ebensowenig kann man von ihnen erwarten, ihre Investitionen 

in das Bildungswesen aufrechtzuerhalten, wenn es keine finanzierte 

Gesundheitsplanung gibt, die verhindert, dass Lehrer schneller an 

HIV/AIDS sterben, als sie ausgebildet werden können, oder es keine 

finanzierte Planung für die Wasserversorgung und die sanitäre Ver-

sorgung gibt, ohne welche Mädchen zur Pubertät den Schulbesuch 

abbrechen – was die Bedeutung paralleler Investitionen in verschie-

denen Sektoren illustriert.

Was die Geber jedoch am wenigsten bereit waren, einzusehen, 

ist der Umstand, dass die Aufstockung der Entwicklungshilfe un-

verzüglich und dringend erforderlich ist. Je länger sie diesen Schritt 

hinausschieben, desto komplexer wird das Problem und desto ko-

stenaufwändiger seine Lösung. Die vorgezogene Finanzierung von 

Entwicklungshilfe kann Einsparungen in der Zukunft bedeuten. 

Malaria verursacht Kosten in Höhe von zwölf Milliarden US-Dollar 

jährlich an Produktionsausfall. Die Bereitstellung von Mitteln zur 

umfassenden Malariabehandlung würde nur einen Bruchteil dessen 

verschlingen. Infrastrukturinvestitionen können Renditen von bis zu 

80 Prozent abwerfen, die die Standardrenditen auf den privaten Ka-

pitalmärkten um ein Vielfaches in den Schatten stellen.

Die Internationale Finanzfazilität (IFF) soll die drei Bedingungen 

für wirkungsvolle Entwicklungshilfe erfüllen. Durch den Verkauf von 

Staatsanleihen in reichen Ländern würde sie Ressourcen in einem 

festen Umfang zur Finanzierung eines sicheren und kalkulierbaren 

Flusses an Entwicklungshilfemitteln mobilisieren. Weil die Finanzie-

rung vorgezogen würde, könnte sie die Investitionen in verschie-

denen Sektoren in dem benötigten entscheidenden Umfang mög-

lich machen.

Kann die IFF in der Praxis funktionieren? Details zur Umsetzung 

des Konzepts werden derzeit anhand der Internationalen Finanzfa-

zilität für Immunisierung (IFFIm) erprobt, einem von der Globalen 

Allianz für Impfstoffe und Impfungen (GAVI) entwickelten Pilotpro-

gramm. Die Effektivität der GAVI wurde durch fluktuierende und 

ungewisse Finanzflüsse beeinträchtigt. Die IFFIm ist ein Finanzie-

rungsmechanismus, der eine sichere vorgezogene Finanzierung 

für Impfstoffe und Impfungen in den ärmsten Ländern ermöglichen 

soll. Nach Schätzungen der GAVI würden zusätzliche Investitionen 

von vier Milliarden Dollar mit einer vorgezogenen Finanzierung über 

einen Zeitraum von zehn Jahren vor dem angestrebten Jahr 2015 

das Leben von mehr als fünf Millionen Kindern retten und weitere 

fünf Millionen Todesfälle bei Erwachsenen (hauptsächlich durch He-

patitis B) nach 2015 verhindern.

Quellen: Development Initiatives 2005b; GAVI und The Vaccine Fund 2005a, b; UK, HM Treasury 2003.

Kasten 3.7   Die Internationale Finanzfazilität
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die IFF, die sich auf den privaten Kapitalmarkt 
beziehen, dadurch ergänzt, indem die erzielten 
Einnahmen die Flaute ausgleichen würden, 
die entsteht, wenn der Mittelfluss aus den IFF-
Strömen bei der Rückzahlung von Anleihen 
abnimmt.

Kann mehr Entwicklungshilfe 
absorbiert werden?

Eine bedeutende Ausweitung der Entwicklungs-
hilfe anzugehen, wird nur dann zu Ergebnissen 
führen, wenn die armen Länder die zusätz-
lichen Mittel auch wirksam nutzen können. 
Die Gegner einer raschen Erhöhung der Ent-
wicklungshilfe argumentieren, dass die armen 
Länder nicht genug Absorptionskapazitäten 
hätten, dass eine starke Zunahme der Trans-
ferleistungen ihre Fähigkeiten überbeanspru-
chen würde, die Entwicklungshilfe wirksam zu 
nutzen, wodurch wirtschaftliche Verzerrungen 
herbeigeführt und die Aussichten auf Wachs-
tum untergraben würden. Tatsächlich sind die 
meisten der Probleme durch eine Kombina-
tion von politischer Vernunft im Inland und 
besseren Praktiken auf Seiten der Geber ohne 
weiteres lösbar. Keiner der vorgebrachten Ein-
wände schwächt das Argument für eine stufen-
weise Erhöhung der Entwicklungshilfe, um die 
Fortschritte in Richtung der Millenniumsziele 
zu beschleunigen.

Mehrere wiederkehrende Themen beherr-
schen die Sorgen der Entwicklungshilfe-Pes-
simisten. Eines davon ist, dass die Länder, die 
zu wenig wirtschaftliche und soziale Infra-
struktur haben – Straßen, Krankenschwestern, 
Lehrkräfte und so weiter – nicht in der Lage 
sein werden, von mehr Entwicklungshilfe zu 
profitieren, und dass es schnell zu einer sinken-
den Rendite bei Wachstum und menschlicher 
Entwicklung kommen wird. Ein weiteres ist, 
dass die Entwicklungshilfe selbst verzerrende 
Wirkungen hat. Die Abhängigkeit von der 
Entwicklungshilfe, so das Argument, kann die 
Anreize für Regierungen untergraben, natio-
nale Abgabensysteme zu entwickeln, und dabei 
die Entwicklung rechenschaftspflichtiger Insti-
tutionen schwächen. Auch makroökonomische 

Probleme werden angeführt. Große Devisen-
zuflüsse können die Wechselkurse in die Höhe 
treiben und so dafür sorgen, dass die Exporte 
nicht mehr wettbewerbsfähig sind, Importe 
fördern und Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
verursachen. Das Problem ist als holländische 
Krankheit bekannt, nach den Erfahrungen der 
Niederlande in den 1960er Jahren, als der plötz-
lich zufließende Reichtum durch die Entde-
ckung von Nordsee-Gas den Wert des Guldens 
in die Höhe trieb, die Industriegüterexporteure 
lähmte und die Inflation anheizte.43 

Zwar wirft jede dieser drei Sorgen wichtige 
Fragen auf, doch die Grenzen der Absorpti-
onsfähigkeit kann man auch übertreiben, und 
ebenso den Grad an Abhängigkeit von der Ent-
wicklungshilfe. Afrika südlich der Sahara ist 
weltweit die am stärksten von Entwicklungs-
hilfe abhängige Region. Die bilaterale Entwick-
lungshilfe macht in 23 afrikanischen Ländern 
mehr als zehn Prozent des Bruttonationalein-
kommens aus, in Mosambik sogar mehr als 60 
Prozent. Doch der regionale Durchschnitt liegt 
mit 6,2 Prozent unter dem Niveau von Anfang 
der 1990er Jahre. 

Es gibt wenig sichere Beweise, die die Be-
hauptung stützen würden, dass arme Länder 
nicht in der Lage seien, mehr Entwicklungs-
hilfe wirksam zu nutzen. Die genauen Um-
stände unterscheiden sich, doch das Ausmaß 
der Abhängigkeit von der Entwicklungshilfe 
ist ein schwacher Indikator für die Fähigkeit 
einzelner Länder, Entwicklungshilfe für die Ar-
mutsbekämpfung nutzbar zu machen. Wo die 
Absorptionskapazitäten ein Problem darstel-
len, besteht die angemessene Reaktion darin, 
in den Aufbau von Kapazitäten zu investieren, 
kombiniert mit Maßnahmen zur Senkung der 
Transaktionskosten.

Sinkende Entwicklungshilfe-Renditen?
Theoretisch müssen die Renditen der Entwick-
lungshilfe irgendwann zu sinken beginnen, 
so dass – selbst bei gutem Management – der 
Grenznutzen sinken wird, wenn die Entwick-
lungshilfe weiter erhöht wird. Länderübergrei-
fende Untersuchungen des Center for Global 
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Development aus dem Zeitraum 1993-2001 
deuten darauf hin, dass die Entwicklungshilfe 
im Durchschnitt zu einer positiven Wachs-
tumsrendite führt, bis zu einem Punkt, wo sie 
16-18 Prozent des Bruttonationaleinkommens 
erreicht.44 Andere Studien setzen die Zahl bei 
20-25 Prozent an. Doch die Erfahrungen mit 
den Leistungen verschiedener Länder in der Ver-
gangenheit geben nur schwache Hinweise auf 
zukünftige Ergebnisse. Mit sich im Zeitablauf 
verbessernder Qualität der Entwicklungshilfe, 
besserer Staats- und Regierungsführung und 
besserer Wirtschaftspolitik kann man davon 
ausgehen, dass der Nutzen der Entwicklungs-
hilfe steigen wird. Was auch immer die maßgeb-
liche Schwelle sein mag, so sind einige Länder 
doch in der Lage, Entwicklungshilfe über diesen 
Punkt hinaus wirksam zu absorbieren. Mosam-
bik ist zum Beispiel sowohl eines der afrika-
nischen Länder, die beim Wachstum am besten 
abschneiden, als auch eines der am stärksten von 
Entwicklungshilfe abhängigen Länder. 

Jedenfalls weisen viele Länder, in denen der 
Anteil der Entwicklungshilfe am Bruttonatio-
naleinkommen zwischen 10 und 15 Prozent liegt 
– darunter Bangladesch, Kambodscha, Tansania 
und Uganda – in Bezug auf die Millenniumsziele 
eine Finanzierungslücke auf. Detaillierte Län-
deruntersuchungen der Weltbank deuten darauf 
hin, dass 30 Milliarden US-Dollar zusätzliche 
Entwicklungshilfe in Ländern mit niedrigem 
Einkommen produktiv genutzt werden könn-
ten – eine konservative Zahl, die den Umfang 
von Strukturinvestitionen nicht berücksichtigt. 
Auch ist es eine eingeschränkte Art und Weise 
Abhängigkeit zu betrachten, wenn man nur den 
Anteil der Entwicklungshilfe am Bruttonatio-
naleinkommen in Entwicklungsländern in Be-
tracht zieht. Zum Beispiel weist Äthiopien mit 
19 Prozent einen hohen Anteil auf, bekommt 
jedoch nur 19 US-Dollar Entwicklungshilfe pro 
Person, verglichen mit einem Durchschnitt von 
28 US-Dollar in den afrikanischen Ländern süd-
lich der Sahara und 35 US-Dollar in Tansania.

Auswirkungen auf die Staatseinnahmen
Durch eine rasche Erhöhung der Entwicklungs-
hilfe wird sich der Anteil der Entwicklungshilfe 

an den nationalen Haushalten erhöhen. Es 
besteht die offensichtliche Gefahr, dass dadurch 
die Abhängigkeit von der Entwicklungshilfe 
institutionalisiert wird, was die Haushalte 
anfälliger für die Volatilität der Hilfe und die 
sich ändernden Prioritäten der Geber macht.46 
Einige Kritiker argumentieren, dass ein großer 
Zustrom an Entwicklungshilfe die Anreize für 
Regierungen schwäche, im Inland Steuergelder 
zu mobilisieren, wodurch die Entwicklung 
einer nachhaltigen Einnahme-Basis untergra-
ben würde. Die Erfahrungen aus einigen Län-
dern verleihen dieser Sorge Gewicht. Uganda 
war zum Beispiel nicht in der Lage, trotz sei-
nes hohen Wachstums seine relativ niedrige 
Steuerquote anzuheben. Gegenbeispiele deuten 
jedoch darauf hin, dass solche Ergebnisse nicht 
unvermeidlich sind. Äthiopien hat seit 1998 
seine nationale Steuerquote von 11 auf 15 Pro-
zent erhöht, selbst als die Entwicklungshilfe-
Einnahmen um den Faktor drei gestiegen sind. 

Die holländische Krankheit –  
und wie man sie heilen kann
Die „holländische Krankheit“ ist eine Bedro-
hung, die ernst genommen werden muss. 
Rasche Wechselkursaufwertungen hätten ver-
heerende Konsequenzen für Afrika. Sie würden 
es für Kleinbauern und Produzenten schwie-
riger machen, ihre Exporte auszuweiten und zu 
diversifizieren, wodurch das Gespenst einer wei-
teren Marginalisierung im Welthandel herauf-
beschworen wird. In der Praxis können diese 
Probleme vermieden werden.

Die größten Probleme treten auf, wenn die 
Entwicklungshilfeströme einen Konsum-Boom 
finanzieren. Wenn die Produktion gleich bleibt 
und die Nachfrage steigt, sind Inflation und 
ein Anstieg der Preise nicht gehandelter Güter 
unvermeidbar. Wenn die Entwicklungshilfe je-
doch in Bereiche wie die Infrastruktur, die land-
wirtschaftliche Produktion und Investitionen 
in Humankapital gelenkt wird, kann die Reak-
tion der Angebotsseite ein Gegenmittel für die 
holländische Krankheit darstellen.47 Eine stei-
gende Produktivität kann dem Inflationsdruck 
entgegenwirken und die Wettbewerbsfähigkeit 
des Exportsektors erhalten. Dies erklärt zum 

Die größten Probleme 

treten auf, wenn 

Entwicklungshilfe einen 

Konsum-Boom finanziert
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Teil, warum Länder wie Äthiopien, Mosambik 
und Tansania in der Lage waren, mehr Entwick-
lungshilfe ohne große inflationäre Wirkungen 
zu absorbieren.

Auch die Regierungen können die Wir-
kungen der Entwicklungshilfe auf die Wech-
selkurse beeinflussen, zum Beispiel, indem sie 
entscheiden, ob sie die zufließende Entwick-
lungshilfe dafür nutzen wollen, den Konsum 
zu erhöhen, Importe zu finanzieren oder De-
visenreserven zu schaffen.48 Erfahrungen aus 
einzelnen Ländern bestätigen, dass ein großer 
Zufluss von Entwicklungshilfe nicht notwendi-
gerweise die holländische Krankheit verursacht. 
In Ghana ist die Netto-Entwicklungshilfe von 
drei Prozent des BIP Mitte der 1990er Jahre auf 
über sieben Prozent im Zeitraum 2001 bis 2003 
gestiegen. Doch der reale Wechselkurs hat sich 
im zweiten Zeitraum um weniger als ein Prozent 
verändert.49 In Äthiopien hat sich seit 1998 die 
Entwicklungshilfe auf 22 Prozent des National-
einkommens verdoppelt. Auch dort ist der reale 
Wechselkurs stabil geblieben.50 In beiden Fäl-
len wurde die Wettbewerbsfähigkeit im Export 
durch ein vernünftiges Management der Reser-
ven aufrechterhalten. Ghana zum Beispiel ging 
im Jahr 2001 mit einer Entwicklungshilfe-Welle 

um, indem es nicht die inländische Geldmenge 
erhöhte, sondern auf den Devisenmärkten ver-
kaufte, um nach einer Krise der Terms of Trade 
die Währung zu stabilisieren.

Wirksamer Einsatz der Entwicklungshilfe
Zwar wird ein plötzlicher Anstieg der Entwick-
lungshilfe wahrscheinlich zu suboptimalen 
Ergebnissen führen, doch es ist wichtig nach-
zuvollziehen, dass die Absorptionskapazitäten 
ein dynamischer Prozess und keine feste Größe 
sind. Ein Mangel an Lehrern und Fachkräften im 
Gesundheitswesen, eine baufällige Verkehrsin-
frastruktur und schwache Institutionen können 
den wirksamen Einsatz von Entwicklungshilfe-
geldern behindern. Doch staatliche Institutionen 
können durch den Aufbau von Kapazitäten ent-
wickelt werden, Lehrkräfte, Gesundheitshelfer 
und Ingenieure können ausgebildet werden und 
Infrastruktur kann geschaffen werden. Die ent-
scheidende Herausforderung besteht darin, diese 
Investitionen durch abgestimmte nationale Stra-
tegien in die richtige Reihenfolge zu bringen. 
Deshalb muss die Planung für die Millenniums-
Entwicklungsziele in den Mittelpunkt der öffent-
lichen Ausgabensysteme gerückt werden – und 
deshalb müssen sich die Geber auf eine vorherseh-
bare, mehrjährige Unterstützung verpflichten.

Schwächen bei der Qualität und 
Wirksamkeit von Entwicklungshilfe

Raschere Fortschritte bei der Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele lassen sich nur 
erzielen, wenn die Entwicklungshilfe erhöht 
wird. Anderenfalls wird man weit hinter den 
Zielen für 2015 zurückbleiben. Werden jedoch 
nur die Mittelzuweisungen erhöht, ohne dass 
man den Gebern ihre unproduktiven Ange-
wohnheiten abgewöhnt, sinkt die Rendite der 
Hilfe. Die Voraussetzungen für eine wirksamere 
Entwicklungshilfe zu schaffen, bedeutet: die 
Hilfe berechenbarer zu machen, keine über-
triebenen Bedingungen zu stellen, die Abstim-

mung zwischen den Gebern zu verbessern, die 
gebundene Hilfe abzuschaffen und einen grö-
ßeren Teil der Mittel in Form von Programm-
hilfe aus den Staatshaushalten zur Verfügung 
zu stellen.

Entwicklungshilfe ist unbeständig 
und unberechenbar

Stabile und berechenbare Hilfeströme sind 
erforderlich, damit in Ländern mit geringem 
Einkommen eine wirksame Planung der Maß-
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nahmen zur Armutsreduzierung erfolgen kann. 
Als 1999 die Strategiepapiere zur Armutsredu-
zierung eingeführt wurden, wollte man damit 
einen auf nationalen Plänen beruhenden För-
derungsrahmen schaffen, um die Hilfsströme 
stabiler und berechenbarer zu machen. Leider 
hat sich diese Hoffnung nicht erfüllt.

Berechenbare Hilfsströme sind von beson-
derer Wichtigkeit in Ländern mit niedrigem 
Einkommen, in denen die Hilfsströme im 
Vergleich zu Staatseinnahmen und -haushal-
ten groß sind. In Burkina Faso werden über 
40 Prozent der Haushaltsausgaben durch Ent-
wicklungshilfe finanziert. Unerwartete Verän-
derungen in den Hilfsströmen können daher 
die Haushaltsführung beeinträchtigen und die 
wirksame Erbringung grundlegender Dienst-
leistungen gefährden. Denn sie stören Investi-
tionen, die zum Betrieb von Schulen und Ge-
sundheitsstationen sowie zur Bezahlung von 
Lehrern und medizinischen Fachkräften erfor-
derlich sind, und sie führen zu Problemen bei 
der Zahlungsbilanz.

Länderübergreifende Untersuchungen zei-
gen, dass Entwicklungshilfe unbeständiger ist 
als das Bruttonationaleinkommen oder die 
staatlichen Einnahmen – im Schnitt 40-mal 
unbeständiger als die Einnahmen.51 Eine Stu-
die des IWF, bei der die Entwicklungshilfe 
zwischen 1985-88 und 2000-03 miteinander 
verglichen wurde, zeigt, dass der Unterschied 
zwischen der Unbeständigkeit von Entwick-
lungshilfe and staatlichen Einnahmen gewach-
sen ist. Dies lässt darauf schließen, dass die 
Strategiepapiere zur Armutsreduzierung wenig 
praktische Veränderung auf diesem Gebiet be-
wirkt haben.52 Gemessen an der Abweichung 
vom Trend hat sich die Unbeständigkeit der 
Entwicklungshilfe seit dem Jahr 2000 verdop-
pelt; bei manchen Ländern ist die Streuung 
über das Jahr hinweg enorm (s. Grafik 3.12). 
Besonders bedenklich ist, dass die von der Ent-
wicklungshilfe abhängigen Länder am stärk-
sten durch die Unbeständigkeit der Hilfe ge-
fährdet sind, und dass die Unbeständigkeit der 
Hilfe bei diesen Ländern besonders ausgeprägt 
ist – bei besonders schwachen Staaten liegt sie 

doppelt so hoch wie im Durchschnitt der Län-
der mit geringem Einkommen.

 
Unbeständigkeit wäre womöglich ein gerin-

geres Problem, wenn die Hilfeempfänger sich 
darauf verlassen könnten, dass auf die Zusiche-
rungen der Geber hin auch wirklich Finanzmit-
tel fließen. Tatsächlich geben Geberzusagen nur 
teilweise Aufschluss über geleistete Hilfe. Zuge-
sagte Mittel können über einen mehrjährigen 
Zeitraum hinweg ausgezahlt werden, wobei 
Differenzen zwischen der zugesicherten und der 
tatsächlich geleisteten Hilfe über mehrere Bud-
getzyklen hinweg ausgeglichen werden. Den-
noch kann diese Form der Unberechenbarkeit 
die öffentliche Finanzplanung hemmen. Investi-
tionsentscheidungen z.B. in den Bereichen Ge-
sundheit oder Bildung verursachen finanzielle 
Verpflichtungen auf Jahre hinaus. Im schlimm-
sten Fall kann die Unberechenbarkeit dazu füh-
ren, dass eine antizyklische Finanzierung erfolgt, 
bei der sich die Regierungen nach der Einlösung 
der Entwicklungshilfezusagen richten.

Die Kluft zwischen Mittelzusagen und tat-
sächlichen Auszahlungen kann man sich als 
„Hilfeschock“ vorstellen, den die öffentlichen  
Finanzen auffangen müssen. Die Messung 
der Intensität dieses Schocks wird dadurch er-
schwert, dass die Geber manchmal nicht gerade 
umfassend über ihre wirklichen Ausgaben Be-
richt erstatten. Mithilfe des Berichtssystems des 
Entwicklungshilfeausschusses der OECD für 
bilaterale und multilaterale Leistungen im Zeit-
raum 2001-03 haben wir für 129 Länder die Dif-
ferenzen zwischen Hilfezusagen und -zahlungen 
betrachtet. Das Ergebnis war frappierend. Bei 47 
Ländern blieben die Zahlung in einem der drei 
betrachteten Jahre um mehr als ein Prozent des 
Bruttonationaleinkommens (BNE) hinter den 
Zusagen zurück. Bei 35 Ländern betrug das De-
fizit sogar mehr als zwei Prozent des BNE. Im 
Jahr 2001 erlebten sowohl Burkina Faso als auch 
Ghana Hilfeschocks in Höhe von vier Prozent 
des BNE. Reiche Länder könnten ihren Haus-
halt nur mit Mühe an Schwankungen dieses Aus-
maßes anpassen. Im Fall von Ghana und Burkina 
Faso entsprach der Fehlbetrag etwa einem Fünf-
tel der gesamten Staatseinnahmen.
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In Ländern, die stark von der Entwick-
lungshilfe abhängig sind, können defizitäre 
Hilfsströme in Sektoren von überragender so-
zialer Bedeutung besonders großen Schaden 
anrichten. Sambia finanziert über 40 Prozent 
seines Bildungshaushaltes aus der Entwick-
lungshilfe. Im Zeitraum 2000-02 betrugen die 
Zahlungen der Geber durchweg weniger als die 
Hälfte dessen, was zu Beginn des Haushalts-
jahrs zugesagt worden war. Der Senegal ist bei 
einem Drittel der öffentlichen Gesundheitsaus-
gaben auf Hilfe angewiesen. Hier blieben die 
jährlichen Auszahlungen im Zeitraum 1998-
2002 durchschnittlich um 45 Prozent hinter 
den Zusagen zurück. Durch verzögerte und 
unvollständige Zahlungen wurde offenbar die 
Finanzierungsgrundlage der nationalen Immu-
nisierungskampagnen aufs Spiel gesetzt.53

Die Unbeständigkeit und Unberechenbar-
keit von Entwicklungshilfe ließe sich teilweise 
erklären, wenn sie eine Reaktion der Geber auf 
wirtschaftliche Schocks in den Empfängerlän-
dern darstellen würde. Der IWF definiert einen 
Schock als Preisrückgang in Höhe von minde-
stens zehn Prozent von einem Jahr auf das an-
dere, und rechnet, dass es in den Ländern mit 
niedrigem Einkommen im Durchschnitt alle 
drei Jahre zu einem derartigen Schock kommt. 
Diese Schocks ereignen sich überproportional 
oft in armen Ländern und beeinträchtigen dort 
das Wirtschaftswachstum und die Staatsein-
nahmen. Sie treffen vergleichsweise häufiger 
arme Menschen, indem sie beispielsweise die 
Existenzgrundlagen von Kleinbauern zerstören. 
Es gibt jedoch keine Hinweise darauf, dass Ent-
wicklungshilfe solche Schocks aufwiegen kann. 
Im Zeitraum 1975-2003 hat nur eines von fünf 
Ländern, die von negativen Schocks von fünf 
Prozent oder mehr beim BIP betroffen waren, 
mehr Entwicklungshilfe erhalten.54

Länder können auf unterschiedliche Weise 
– in jedem Fall jedoch mit ungünstigen Fol-
gen für die Finanzierung der Millenniumsziele 
– auf Defizite und Unsicherheiten bei der Ent-
wicklungshilfe reagieren. Sie können die staatli-
chen Ausgaben kürzen, was sich negativ auf das 
Wirtschaftswachstum und die sozialen Investi-

tionen auswirkt. Sie können ihre Ausgaben bei-
behalten, indem sie Schulden aufnehmen und 
das Haushaltdefizit erhöhen – dies wirkt sich 
ungünstig auf die Inflation und die IWF-Kon-
ditionalität aus. Und sie können die Entwick-
lungshilfe dazu nutzen, um Geldreserven im 
Hinblick auf zukünftige Einkommenseinbus-
sen anzulegen. Diese Herangehensweise muss 
mit einer Senkung der öffentlichen Ausgaben 
einhergehen.55 Keine dieser Optionen ist der 
langfristigen Finanzplanung zur Armutsredu-
zierung förderlich.

Die mangelnde Zuverlässigkeit der Hilfs-
ströme ist ein Grund, warum das Potenzial der 
Entwicklungshilfe nicht ausgeschöpft werden 
konnte. Die Regierungen tun sich schwer, sta-
bile Systeme der Einnahmen- und Finanzver-
waltung zu entwickeln oder langfristig angelegte 
Investitionen in Infrastrukturmaßnahmen und 
die Grundversorgung mit Dienstleistungen zu 
tätigen, wenn sie über einen großen Teil des na-
tionalen Finanzwesens kaum Kontrolle haben. 
Eine der wirksamsten Methoden zur Stärkung 
der absorptiven Kapazität wäre es, das Problem 
der unberechenbaren Hilfsströme direkt in An-
griff zu nehmen.

Konditionalität und Eigenver-
antwortung der Länder

Alle Geber betonen, wie vorteilhaft es ist, wenn 
die Länder Eigenverantwortung übernehmen und 
die Empfänger mehr Kontrolle darüber erhalten, 
wofür die Hilfe ausgegeben wird. Dennoch kop-
peln die meisten ihre Hilfe an strikte Auflagen. 
Die Eigenverantwortung der Länder wird als 
Voraussetzung für die wirksame Nutzung von 
Entwicklungshilfe betrachtet. Demgegenüber 
gilt Konditionalität als Mechanismus, politischen 
Wandel durchzusetzen. In vielen Fällen laufen 
diese beiden Ziele auseinander. Konditionalität 
untergräbt die Eigenverantwortung der Län-
der und vergrößert die Unberechenbarkeit und 
Unbeständigkeit der Hilfe. Ein Grund, warum 
das Bekenntnis der Geber zur Eigenverantwor-
tung der Länder die Berechenbarkeit der Hilfe 
nichts verbessert hat, ist, dass es erst noch in die 
Tat umgesetzt werden muss.
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Seit dem Ende der 1990er Jahre hat es 
wichtige Veränderungen bei der Handhabung 
der Konditionalität gegeben. Von nationalen 
Regierungen erstellte Strategiepapiere zur Ar-
mutsreduzierung haben einen neuen Rahmen 
für Zusammenarbeit geschaffen. Hinzu kam, 
dass die Auflagen der Geber gestrafft wurden. 
So gab es 2003 nur noch durchschnittlich 15 
Auflagen bei IDA-Krediten, während es Mitte 
der 1990er Jahre noch 30 waren.56 Die mit der 
Fazilität für Armutsreduzierung und Wachs-
tum (PRGF) verknüpften Kreditauflagen des 
IWF sind auf durchschnittlich 13 zurückge-
gangen. Es gibt jedoch eine große Streuung 
nach Ländern, und eine jüngst durchgeführte 
Analyse von IWF-Programmen lässt erkennen, 
dass die Anzahl der strukturellen Auflagen wo-
möglich wieder steigt.

Einige der Veränderungen haben zu sub-
stanziellen Ergebnissen geführt. Doch viel von 
dem, was als „Straffung“ bezeichnet wird, ist 
lediglich ein neues Etikett für Konditionalität 
oder bedeutet, dass die Verantwortung für die 
Durchsetzung der Konditionalität auf andere 
Geber übertragen wurde.57 Nach wie vor ist eine 
verwirrende Fülle von Bedingungen an die Ent-
wicklungshilfe gekoppelt. Durch die Kreditauf-
lagen, die mit den Programmen der Fazilität für 
Armutsreduzierung und Wachstum verbunden 
sind, werden immer noch detaillierte Haus-
haltsziele festgelegt, genauso wie generelle Vor-
gaben für das Wirtschaftsmanagement. Wenn 
man mit der Weltbank ins Geschäft kommen 
will, muss man die Vorgaben einhalten, die in 
ihren Strategien für Länderhilfe, den Krediten 
zur Förderung der Armutsreduzierung und 
sonstigen Kreditvereinbarungen festgeschrie-
ben sind. Bilaterale Geber und die Weltbank 
haben sogar einige der strukturellen Kredit-
auflagen wieder aufgegriffen, die der IWF hatte 
fallen lassen.58 Unterdessen müssen Länder, die 
sich um einen Schuldenerlass im Rahmen der 
HIPC-Initiative bemühen, eine ganze Reihe 
weiterer Vorgaben in Bezug auf das Ausgaben- 
und Wirtschaftsmanagement erfüllen.

Aus der Sicht der Hilfeempfänger gleicht 
selbst eine sehr schlanke Konditionalität 

einem sehr langen Forderungskatalog. Neh-
men wir einmal Benin: Nach der Fazilität für 
Armutsreduzierung und Wachstum, die Benin 
in Anspruch genommen hat, muss das Land 
dem IWF vierteljährliche Berichte über seine 
Ausgaben in den Bereichen Gesundheit und 
Bildung, Details der staatlichen Gehaltslisten 
sowie einen Zeitplan für die Privatisierung 
seiner Staatsbank vorlegen. Keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erhebt die Liste der Kon-
ditionen für den Kredit der Weltbank zur För-
derung der Armutsreduzierung. Dazu zählen: 
raschere Fortschritte bei der Privatisierung der 
Baumwollindustrie; greifbare Fortschritte bei 
der Privatisierung anderer öffentlicher Unter-
nehmen, einschließlich der Schaffung „solider 
regulatorischer Rahmenbedingungen in libe-
ralisierten Sektoren“, Erarbeitung einer „kohä-
renten Strategie“ für die Entwicklung des pri-
vaten Sektors sowie eine detaillierte Aufstellung 
der quantitativen Ergebnisse in den Bereichen 
Gesundheit, Bildung und Wasserversorgung. 
Insgesamt enthält die Politikmatrix mehr als 
90 Aspekte, die überwacht werden. Inzwischen 
wurde von Benin verlangt, dass es Vorgaben für 
die Privatisierung einer Vermarktungsagentur 
im Baumwollsektor erfüllt, um Anspruch auf 
einen Schuldenerlass zu erlangen59.

Solche spezifischen politischen Vorgaben 
haben sicherlich etwas für sich; die einzelnen 
Kreditkonditionen vermindern jedoch schon 
allein durch ihre Größenordnung, ihren Um-
fang und ihr Ineinandergreifen unweigerlich 
nationale Eigenverantwortung und erhöhen 
die Gefahr von Hilfekürzungen bei Nichtein-
haltung. Lediglich ein Viertel der IWF-Pro-
gramme werden ohne Unterbrechung zu Ende 
gebracht – dies trägt zur Erklärung sowohl der 
Unbeständigkeit als auch der Unberechenbar-
keit von Entwicklungshilfe bei.60

Ein bestimmtes Maß an Konditionalität ist 
unvermeidlich und wünschenswert. Hilfeemp-
fänger sollten in erster Linie auch gegenüber 
ihren eigenen Bürgern über öffentliche Aus-
gaben und Haushaltsprioritäten Bericht er-
statten. Nationale Entwicklungsstrategien, die 
klare Ziele zur Armutsreduzierung stecken und 
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an mittelfristige Finanzierungspläne gekoppelt 
sind, sind eine Möglichkeit, Transparenz zu 
schaffen. Von entscheidender Bedeutung sind 
außerdem eine wirksame Rechnungsprüfung 
und gesetzgeberische Kontrolle über den Etat. 
Bei den bestehenden Herangehensweisen be-
steht das Problem in der Mischung von Makro-
Konditionalität und Mikro-Management. Die 
Konditionalität von Krediten verstärkt weiter-
hin ungleiche Machtverhältnisse, die wirkliche 
Fortschritte hin zu einer Eigenverantwortung 
von Ländern hemmen.

Zu viele Geber – zu 
geringe Koordination

Die Kapazitätsprobleme, die durch übermäßige 
Konditionalität entstehen, werden durch die 
zerfahrenen Arbeitsgewohnheiten der Geber-
gemeinschaft noch verschlimmert. Nur zu oft 
müssen ohnehin überlastete Regierungsbehör-
den in Empfängerstaaten sich mit einer großen 
Zahl schlecht koordinierter Geber auseinander-
setzen, deren Programme sich oft überschnei-
den und denen die Bereitschaft fehlt, innerhalb 
staatlicher Strukturen zu operieren. Daraus 
resultieren hohe Transaktionskosten, die die 
Wirksamkeit der Hilfe vermindern und Kapa-
zität aufzehren.

Als in Europa der Marshall-Plan durchge-
führt wurde, interagierte ein einziger Geber mit 
Ländern, die über eine hohe Finanz-, Justiz- und 
Verwaltungskapazität und ein großes Reservoir 
an Facharbeitern, Unternehmern und Mana-
gern verfügten. Die Erfolgsgeschichten der Ent-
wicklungshilfe in Südkorea (Korea, Rep.) und 
in Taiwan (Provinz von China) beruhten auf 
einem vergleichbaren Modell mit einem beherr-
schenden Geber auf der einen und leistungsfä-
higen Regierungs- und Verwaltungsstrukturen 
auf der anderen Seite. Seither haben sich in der 
Entwicklungshilfe die Verhältnisse geändert. 
Unter den 23 Mitgliedern des Entwicklungs-
hilfeausschusses der OECD gibt es nur fünf, die 
Hilfe an weniger als 100 Länder leisten.

Die Kehrseite der Medaille ist, dass Hilfe-
empfänger sich mit mehreren Gebern ausein-

andersetzen müssen. Im Jahr 2002 waren im 
Durchschnitt 23 offizielle Geber in den Emp-
fängerländern tätig. Die Länder in Afrika süd-
lich der Sahara haben es jedoch üblicherweise 
mit über 30 Gebern (sowie mehreren Dutzend 
internationalen Nichtregierungs-Organisati-
onen) zu tun.61 Die äthiopische Regierung er-
hielt im Jahr 2003 Entwicklungshilfe von 37 
Gebern. Dabei betreiben die einzelnen Geber 
manchmal Dutzende von Projekte, die eine 
Vielzahl von Sektorstrategien unterstützen. In 
Tansania laufen etwa 650 Geberprojekte, die 
entweder von nationalen Ministerien oder von 
Kommunalverwaltungen betrieben werden.62

Die Erfüllung von Geberforderungen hin-
sichtlich Berichterstattung, Konsultation und 
Auswertung stellen eine starke Belastung für die 
knappste aller Ressourcen in den Ministerien 
der Entwicklungsländer dar: die Fachkräfte. Bei 
Hilfeprogrammen in einem beliebigen Land in 
Afrika südlich der Sahara entsteht Bedarf nach 
Tausenden von Berichten an diverse Aufsichts-
behörden, und Hunderte von Delegationen, die 
zur Überwachung, Begutachtung und Prüfung 
des Geleisteten ins Land kommen, wollen be-
treut werden. Die befassten Ministerien müssen 
dabei nicht nur interne Stellungnahmen verfas-
sen, sondern auch Dutzende von Berichten über 
einzelne Projekte. 

Unnötige Duplizierung verschärft das Pro-
blem noch. Um die rechtlichen Verpflichtungen 
gegenüber ihren Partnern erfüllen zu können, 
führen der IWF und die Weltbank jedes Jahr 
eingehende Überprüfungen von Haushaltsfüh-
rung, öffentlichen Finanzsystemen und Staats-
ausgaben durch. Die Regierungen sind gehalten, 
Abrechnungen vorzulegen, die internationalen 
Rechnungsprüfungsstandards gerecht werden. 
Dennoch verlangen Geber wie die Europäische 
Union, Italien, Japan und die Vereinigten Staa-
ten eine gesonderte Berichterstattung, die den 
eigenen Anforderungen genügt. Diese Rege-
lung produziert hohe, vermeidbare Transakti-
onskosten. Auf einer anderen Ebene führt auch 
Analysetätigkeit zu Duplizierung. Die Geber 
führen Armutsstudien, Untersuchungen der 
öffentlichen Ausgaben, Überprüfungen der  
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Finanzpolitik, Bewertungen der Wirtschaftspo-
litik und treuhänderische Analysen durch, die 
sich miteinander überschneiden. Sie sind häufig 
nicht im Bilde über ähnliche Studien, die von 
anderer Seite durchgeführt werden, oder nicht 
dazu bereit, darauf zurückzugreifen. In einem 
Fall, der von der Weltbank angeführt wird, 
wurde eine Armutsstudie in Bolivien von fünf 
Gebern gleichzeitig gefördert, die jeder eine ge-
sonderte finanzielle und technische Berichter-
stattung verlangten, sodass der Behördenmitar-
beiter, der das Projekt leitete, mehr Zeit für die 
Berichterstattung aufwenden musste als für die 
Untersuchung selbst.63

Die Belastung durch Geberanforderungen 
macht sich auch auf höchster Regierungsebene 
bemerkbar. Forderungen, die auf mangelhafte 
Koordination von Gebertätigkeiten zurück-
zuführen sind, verursachen enorme Opportu-
nitätskosten. Ashraf Ghani, der von 2002 bis 
2004 Finanzminister von Afghanistan war, be-
klagt diesen Umstand:

Als Finanzminister verbrachte ich über 60 
Prozent meiner Zeit damit, mich mit Gebern 
zu befassen – im Sinne von Treffen mit aus-
ländischen Delegationen und Vertretern, um 
immer wieder die Politik der Regierung vor-
zustellen und Mittel zu beschaffen… um die 
wiederkehrenden Kosten der Regierung de-
cken zu können, für die Unterstützung regie-
rungsgesponsorter Programme zu werben, die 
durch das staatliche Finanzierungs-, Beschaf-
fungs- und Buchhaltungssystem geschleust 
wurden, und über Projekte zu diskutieren 
und zu verhandeln…. Diese Zeit hätte ich 
stattdessen dazu nutzen können, um das In-
landseinkommen anzuheben und die innere 
Reform anzuleiten.

Die Situation in Sambia wirft ein Licht auf 
einige der weiter reichenden Probleme im Zu-
sammenhang mit der Koordination von Ge-
bern, die hinter nationalen Programmen ste-
hen. Die Förderung des Bildungsbereiches, die 
zuvor nach einem Vier-Jahres-Investitionspro-
gramm erfolgt war, wird nur über einen sektor-
weiten Ansatz gelenkt. Für 2004 lagen Mittel-

zusagen in Höhe von 87 Millionen US-Dollar 
vor. Da mindestens 20 Geber an der Bildungs-
förderung beteiligt sind, ist eine wirksame Ko-
ordination angesagt – mit durchwachsenem 
Erfolg. Die sambische Regierung hat sich dafür 
ausgesprochen, die Förderung über Sammel-
fonds im allgemeinen Bildungshaushalt laufen 
zu lassen. Dies ist nun bei etwa der Hälfte der 
Förderung der Fall. Ein weiteres Drittel der 
Förderung wird jedoch über Fonds zugewie-
sen, deren Verwendungszweck von den Gebern 
bestimmt wird, und die übrigen Mittel werden 
für bestimmte Projekte zur Verfügung gestellt. 
Insgesamt bestehen Finanzierungslinien von 
20 Gebern über Summen zwischen 12 und 400 
Millionen US-Dollar, die alle eine gesonderte 
Berichterstattung erfordern. Es ist nur wenig 
darüber diskutiert worden, wie sich die Zahl der 
Geber verringern lässt, ohne Mittel einzubüs-
sen. Einige der wichtigsten Geber haben zwar 
ihre Ressourcen zusammengelegt, aber noch 
keine gemeinsamen Missionen durchgeführt. 
Leitende Ministerialbeamte nennen weiterhin 
die Länge und Häufigkeit der Berichterstattung 
als Problem. Während gemeinsame Delegati-
onsbesuche seit neuestem die Transaktionsko-
sten der Geber verringern, beschäftigen diese 
Besuche nach wie vor Führungskräfte in den 
Entwicklungsländern zwei bis drei Wochen am 
Stück und verschlingen damit Energie, die für 
wirksames Management benötigt würde.64

Die Verhältnisse in Sambia eröffnen einen 
Einblick auf generellere Probleme, die mit der 
Harmonisierung in Ländern zusammenhän-
gen, deren System der öffentlichen Verwaltung 
als Schwachpunkt gilt. Einige Geber waren 
nicht dazu bereit, zur Sammelfondsregelung 
überzugehen, u.a. auch wegen Bedenken hin-
sichtlich treuhänderischer Verantwortung. An-
dere wiederum haben sich dazu bereit erklärt, 
allerdings unter strikten Auflagen bezüglich der 
Berichterstattung, einen Teil der Mittel in Sam-
melfonds zu überführen. Besonders ausgeprägt 
ist die Unwilligkeit der Geber, sich miteinander 
abzustimmen, in Ländern, wo die Auffassung 
verbreitet ist, den Regierungen sei es nicht ge-
lungen, wirksame Harmonisierungsstrategien 
zu entwerfen. Daher ist im Senegal selbst in  
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Sektoren, in denen sektorweite Ansätze vorhan-
den sind – so im Gesundheitsbereich – kaum 
eine wirksame Koordination vorhanden, ob-
wohl das Land zu den 13 Ländern zählt, die an 
einem Pilotvorhaben der OECD zur Beschleu-
nigung der Harmonisierung teilnehmen.

Es gibt Bemühungen, die Transaktions-
kosten zu senken. Im März 2005 unterzeich-
neten die Mitglieder des Entwicklungshilfe-
ausschusses der OECD die Pariser Erklärung 
zur Wirksamkeit von Entwicklungshilfe, die 
sich hauptsächlich mit Maßnahmen zur Sen-
kung der Transaktionskosten befasst. Pilot-
programme zur Stärkung von Harmonisie-
rung und Koordination werden in Äthiopien, 
Ghana, Tansania und Uganda durchgeführt. 
Die Transaktionskosten sind zwar in be-
stimmtem Maße zurückgegangen, doch hat es 
keine gleichmäßigen Fortschritte gegeben. In 
Uganda nennen Behördenvertreter nach wie 
vor die Transaktionskosten als massives Pro-
blem. Bedenkt man, dass allein im Rahmen von 
Ugandas Weltbankkrediten zur Förderung der 
Armutsreduzierung durchschnittlich drei De-
legationsbesuche (mit bis zu 35 Teilnehmern) 
stattfinden, lässt sich dies unschwer nachvoll-
ziehen. Auch anderenorts hat die Harmonisie-
rung nicht alles gehalten, was sie versprach. Wie 
verlautet, hat der Senegal im Jahr 2002 Besuch 
von über 50 Weltbankdelegationen erhalten 
– etwa einer pro Woche. Im Jahr 2003 kamen 
– die Delegationen der Weltbank und des IWF 
nicht mitgerechnet – 120 Gebermissionen nach 
Sambia. Davon waren lediglich 12 gemeinsame 
Missionen – und an keiner einzigen waren die 
Europäische Union oder die Vereinten Natio-
nen beteiligt.65

Die Geber bemühen sich auch durch mul-
tilaterale Initiativen, die für ein größere Spezi-
alisierung und bessere Kooperation sorgen, zu-
mindest einen Teil der Transaktionskosten zu 
senken. Mechanismen wie der Globale Fonds 
zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und 
Malaria und die Fast-Track-Initiative „Bildung 
für Alle“ ermöglichen es den Gebern, ihre Res-
sourcen zusammenzulegen, gemeinsam Hilfe zu 
leisten und die Berichterstattung einer einzigen 

Institution zu übertragen. In den letzten Jahren 
haben verschiedene Geberländer, darunter Dä-
nemark, die Niederlande, Norwegen, Schweden 
und Großbritannien, ihre Absicht bekundet, die 
Entwicklungshilfe zu straffen und den Kreis der 
Empfänger einzuengen. In der Theorie eröffnet 
dies Möglichkeiten für größere Spezialisierung 
und Kooperation. In der Praxis aber konzen-
trieren sich die Prioritätenlisten der einzelnen 
Geber meistens auf immer dieselbe Gruppe von 
Empfängern. Dadurch wächst die Gefahr, dass 
die Kluft zwischen Lieblingen und Stiefkindern 
der Geber noch weiter wird. Exemplarisch für 
eine Harmonisierung durch größere Spezialisie-
rung ist das Modell, nach dem Norwegen und 
Schweden gemeinsam einen Plan in Äthiopien 
umsetzen. Dabei wird Schweden Mittel für die 
Gesundheitsförderung über Norwegen und Nor-
wegen Mittel für die Bildungsförderung über 
Schweden laufen lassen. Solche Arrangements 
sind jedoch eher die Ausnahme als die Regel.

Den bisherigen Erfahrungen nach zu urtei-
len, wird es schwierig werden, die Agenda der 
verbesserten Koordination umzusetzen. Für 
größere Spezialisierung und Harmonisierung 
spricht eindeutig die Verbesserung der Effizienz. 
Wenn sich die Geber in diese Richtung bewe-
gen, werden sie gezwungen sein, die Kontrolle 
über Ressourcen mit anderen zu teilen und Be-
richtssysteme zu akzeptieren, die von anderen 
gemanagt werden. Dies würde erhebliche Ver-
änderungen bei der Verwaltung von Entwick-
lungshilfeprogrammen mit sich bringen. 

Ein ineffizienter Transfer von 
Ressourcen: gebundene Hilfe

Bei der Finanzierung der Armutsreduzierung 
ist nicht jeder Dollar an Entwicklungshilfe 
gleich viel wert. Viel von dem, was als Entwick-
lungshilfe lanciert wird, fließt in die reichen 
Länder zurück, zum Teil als Subventionen, von 
denen die Großunternehmen profitieren. Effi-
ziente Hilfe wird vielleicht am fatalsten durch 
die Praxis beeinträchtigt, Mitteltransfers an den 
Einkauf von Dienstleistungen und Waren aus 
den Geberländern zu koppeln – die sogenannte 
„gebundene Hilfe“.
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Bei der gebundenen Hilfe sind die Emp-
fängerländer in vieler Hinsicht die Verlierer. 
Da keine offenen Ausschreibungen durchge-
führt werden, wird ihnen die Möglichkeit ver-
baut, dieselben Dienstleistungen und Waren 
zu einem günstigeren Preis anderweitig zu be-
schaffen. Gebundene Hilfe kann dazu führen, 
dass unzulängliche Fachkenntnisse und Tech-
nologien transferiert werden. Preisvergleiche 
haben ergeben, dass durch gebundene Hilfe 
der Wert der Entwicklungshilfe um 11 bis 30 
Prozent vermindert wird, und dass gebundene 
Nahrungsmittelhilfe im Schnitt 40 Prozent 
teurer kommt als bei Kaufabschlüssen auf dem 
freien Markt.66

Da die Geber nicht offen und vollständig 
über die gebundene Hilfe berichten, ist deren 
ganzes Ausmaß nicht bekannt. Die Beschaf-
fungspolitik ist oft sehr undurchsichtig und 
voreingenommen gegenüber Auftragnehmern 
in dem jeweiligen Geberland. Zwei Geber-
länder der G7 – Italien und die Vereinigten 
Staaten – erstatten der OECD nicht über ihre 
gesamte gebundene Hilfe Bericht. Aber auch 
andere berichten nicht vollständig. Die OECD 
verlangt nicht, dass über die Bindung von tech-
nischer Hilfe berichtet wird, die größtenteils 
von Lieferanten aus den Geberländern bezo-
gen wird. Im Endeffekt ist von zwischen einem 
Drittel und der Hälfte der Entwicklungshilfe 
an Länder mit niedrigem Einkommen nicht 
bekannt, ob sie gebunden ist oder nicht. Die 
Bindung von Hilfe ist ein Gebiet, auf dem die 
Geber sinnvollen Gebrauch von den Grund-
sätzen der Offenheit und Rechenschaftspflicht 
machen könnten, die sie selbst von den Emp-
fängerstaaten verlangen. Die Steuerzahler in 
den Geberländern haben ein Recht darauf, zu 
erfahren, wieviel von der Hilfe, die sie finan-
zieren, für andere als für Entwicklungszwecke 
verwendet wird; umgekehrt haben die Bürger 
in den Empfängerländern ein Interesse daran, 
zu wissen, wie hoch ihre Einbussen aufgrund 
der Bindung von Hilfe sind.

Der genaue Umfang der gebundenen Hilfe 
ist zwar nicht bekannt, doch gibt es deutliche 
Unterschiede des Anteils von gebundener 

Hilfe bei den einzelnen Gebern (s. Grafik 
3.13). OECD-Berichten über gebundene Hilfe 
an die am wenigsten entwickelten Länder zu-
folge führen die Vereinigten Staaten die Liste 
der Geber gebundener Hilfe an, dicht gefolgt 
von Italien.67 Mittel, die aus dem Millennium 
Challenge Account, dem Sonderfonds der 
US-Regierung für die Herausforderungen des 
neuen Jahrtausends, bereitgestellt werden, sind 
jedoch ungebunden. Deshalb wird der Anteil 
der gebundenen Hilfe an der US-Entwick-
lungshilfe sinken, je mehr Mittel aus dieser 
Quelle fließen. Auch Deutschland und Japan 
haben einen vergleichsweise hohen Anteil von 
gebundener Hilfe.

Gebundene Hilfe ist mit hohen finanziellen 
Kosten verbunden, die sich jedoch nur schwer 
veranschlagen lassen, da die Berichterstattung 
der Geber wenig Aufschlüsse bietet und die 
technische Zusammenarbeit nicht einbezogen 
wird. In diesem Bericht wurde versucht, die 
Kosten gebundener Hilfe annähernd zu er-
rechnen. Der Anteil gebundener Hilfe, auf den 
wir uns hierbei beziehen, ist der Durchschnitt 
gebundener Hilfe für 2002 und 2003, wie er 
vom Entwicklungshilfeausschuss der OECD 
für Transfers in die am wenigsten entwickelten 
Länder angegeben wurde.68 Die Bruttoauszah-
lungen der bilateralen Hilfe für 2003 benutzen 
wir, um das Niveau der Entwicklungshilfe, die 
an bestimmte Regionen geleistet wird, zu ermit-
teln. Die gebundene Hilfe wird dann mit 20-
30 Prozent des Nennwerts diskontiert, um die 
geschätzten Kosten dieser Form von Hilfe ge-
genüber Regelungen, die sich den freien Markt 
zunutze machen, zu berücksichtigen.

Bei den Entwicklungsländern als Ganzes 
beziffern wir die Gesamtverluste auf schät-
zungsweise 5-7 Milliarden US-Dollar – dies 
würde ausreichen, um allen Kindern der Welt 
den Besuch der Grundschule zu finanzieren. 
Die Gruppe der Länder mit niedrigem Ein-
kommen verliert 2,6-4,0 Milliarden US-Dol-
lar, Afrika südlich der Sahara verliert 1,6-2,3 
Milliarden US-Dollar, und der Verlust der am 
wenigsten entwickelten Länder beträgt 1,5-2,3 
Milliarden US-Dollar (s. Grafik 3.14).

Grafik 3.14

Hinweis: Den Berechnungen liegt die Annahme von Einbußen
in Höhe von 20 Prozent aufgrund der Lieferbindung  
öffentlicher Entwicklungshilfe zugrunde. 
Quelle: Berechnet auf der Grundlage der Anteile gebundener  
Hilfe in OECD/DAC 2004b, 2005e und Daten zum Umfang  
öffentlicher Entwicklungshilfe in OECD/DAC 2005f. 
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Diese Zahlen liegen erheblich unter den re-
alen Kosten, da sie nur die bilaterale Hilfe zu-
grundelegen und technische Zusammenarbeit 
ausklammern. Die Verluste der einzelnen Län-
der variieren in Abhängigkeit von der Struktur 
ihrer Geber. In einigen Fällen ist ein sinnvolles 
Kosten-Nutzen-Verhältnis stark gefährdet: Von 
jedem US-Dollar der italienischen Entwick-
lungshilfe an Äthiopien werden 14 Cents in 
Italien selber ausgegeben. Derzeit werden zwei 
Drittel der australischen Entwicklungshilfe 
an den größten Empfänger, Papua-Neuguinea, 
über nur sechs australische Unternehmen ab-
gewickelt.69 Einige Formen gebundene Hilfe 
sind ein Schlag ins Gesicht eines ernsthaften 
Bekenntnisses zu den Millenniumszielen. 
2002-03 wurde etwa eine Milliarde US-Dollar 
an bilateraler Hilfe in Form von Hochschulsti-
pendien der Geberländer geleistet. In manchen 
Fällen übertraf dies bei weitem die Geberförde-
rung für die Grundschulbildung.

Gebundene Hilfe lässt häufig die Transak-
tionskosten für die Empfänger steigen. Einige 
Geber wenden restriktive Beschaffungsregeln 
an, um ihren eigenen Anforderungen gerecht 
zu werden; dadurch erzeugen sie Strukturen 
der Mehrfachbeschaffung und schwächen die 
Koordination. Durch die Bindung von Hilfe 
entsteht eine Schieflage zugunsten kapitalin-
tensiver Importe oder der Bereitstellung von 
technischem Fachwissen durch die Geber, 
anstatt Aktivitäten zu fördern, die geringe 
Input- und Kapitalkosten aufweisen, wie bei-
spielsweise auf örtlich vorhandenem Fachwis-
sen aufbauende ländliche Entwicklungspro-
gramme. Symptomatisch für dieses Problem 
ist, dass einige Geber eher für den Bau von 
Hauptverkehrsstraßen als für ländliche Zu-
bringerstraßen eingestellt sind.

Die Bindung von Hilfe gibt auf verschie-
denen Ebenen Anlass zur Besorgnis. Am offen-
sichtlichsten ist, dass sie den Wert einer Res-
source mindert, die im Kampf gegen die Armut 
absolute Mangelware ist. Zudem ist gebundene 
Hilfe unvereinbar mit anderen dezidierten 
Zielsetzungen der Geber, einschließlich der 
Entwicklung nationaler Selbstbestimmung. 

Ein Gutteil der Beschaffungspolitik, die durch 
Programme der gebundenen Hilfe betrieben 
wird, leidet an demselben Mangel an Trans-
parenz, den Geber bei den Empfängerländern 
ihrer Hilfe bemäkeln. Die Bindung von Hilfe 
stellt eine Form der Industrieförderung dar, die 
von den meisten Gebern missbilligt wird, wenn 
sie in den Empfängerländern erfolgt. Gebun-
dene Hilfe muss außerdem als Verschwendung 
von Steuergeldern gelten. Während die mei-
sten Steuerzahler in Industrieländern zur Be-
kämpfung der globalen Armut beitragen wol-
len, gibt es weniger Anzeichen dafür, dass sie 
den Einsatz öffentlicher Mittel zur Schaffung 
von Absatzmärkten für Großunternehmen 
befürworten.

Projektförderung statt 
nationaler Budgethilfe

Hilfe ist am wirksamsten, wenn sie durch 
Haushalte und Ausgabenrahmen kanalisiert 
wird, die die in den Strategien zur Armutsredu-
zierung festgelegten Prioritäten widerspiegeln. 
Indem Länder transparentere und effizientere 
Systeme zur Verwaltung öffentlicher Finanzen 
entwickeln, wächst der Handlungsspielraum 
zum Aufbau nationaler Eigenverantwortung 
durch die Stützung nationaler Haushalte. Viele 
Regierungen in den Empfängerländern klagen 
jedoch darüber, dass die Geber zwar im Prinzip 
nationale Prioritäten anerkennen, aber in der 
Praxis staatliche Prozesse untergraben, indem 
sie die Hilfe in einzelne Projekte lenken – ein 
Ansatz, der die Effizienz mindert, Transakti-
onskosten erhöht und Kapazität aufzehrt.

Hilfe auf Projektbasis ist oft Ausdruck von 
Bedenken der Geber hinsichtlich staatlicher 
Kapazität, Haushaltsführung und Finanzbe-
richterstattung. Man meint, durch Projektar-
beit Mängel im staatlichen Regierungs- und 
Verwaltungssystem umgehen zu können. Dabei 
steht doch gerade die Projektförderung in dem 
Ruf, dass sie die Probleme in allen genannten 
Bereichen noch verstärkt. In zahlreichen Län-
dern betreiben Geber Hunderte von Projekten, 
von denen viele außerhalb der staatlichen Struk-
turen finanziert und verwaltet werden.
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Im Endeffekt wird die Verwaltung öffent-
licher Finanzen dadurch geschwächt, dass ein 
Großteil der öffentlichen Ausgaben am Haus-
halt vorbei erfolgt. Unterdessen fungieren von 
Gebern aufgebaute Projektdurchführungsein-
heiten als Parallelsystem; sie locken häufig die 
staatlichen Fachkräfte zu den Geberorganisati-
onen und etablieren ein eigenes Regelwerk für 
Beschaffung, Finanzmanagement und Rech-
nungsprüfung. Die Erfahrungen Afghanistans 
seit dem Beginn des Wiederaufbaus zeigen, wie 
dieser Ansatz die Kapazität des Staates aufzehrt 
(Kasten 3.8).

Die Errichtung von leistungsfähigen öf-
fentlichen Finanzsystemen, die an die Zielset-
zungen der Armutsreduzierung gekoppelt sind, 
bietet Gebern die Chance, ihre Förderung von 

einzelnen Projekten auf den Staatshaushalt zu 
verlagern. Im vergangenen Jahrzehnt hat die 
ugandische Regierung in Zusammenarbeit mit 
Gebern eines der leistungsfähigsten Budgetsy-
steme Afrikas entwickelt. Seit 1997 haben sich 
die Prioritäten, die im Nationalen Aktionsplan 
zur Ausrottung der Armut festgelegt sind, in 
einem mittelfristigen Ausgabenrahmen und 
in jährlichen Etatzuweisungen niedergeschla-
gen (siehe Kapitel 1). Einige Geber haben da-
rauf mit der Verlagerung der Förderung von 
Projekten auf den Staatshaushalt reagiert. 
Der Anteil der Hilfe, die in Form von Budge-
thilfe geleistet wird, ist von 35 auf 53 Prozent 
gewachsen. Dadurch sind die Haushalte bere-
chenbarer geworden: Zwischen 1998 und 2003 
stieg das Verhältnis von Zahlungen gegenüber 
Zusagen von unter 40 auf über 85 Prozent.70  

Nach mehr als zwei Jahrzehnten rasch rückläufiger menschlicher 

Entwicklung hat in Afghanistan ein Prozess des Wiederaufbaus und 

der wirtschaftlichen Erholung begonnen. Die Herausforderungen 

sind immens. Das Land verzeichnet eine der höchsten Kinderster-

beraten auf der Welt (257 Todesfälle pro 1.000 Lebendgeburten), 

und drei Viertel der ländlichen Bevölkerung leben unterhalb der 

Armutsgrenze. Die Aussichten für die wirtschaftliche Erholung sind 

in hohem Maß von Entwicklungshilfe abhängig, die 90 Prozent der 

Ausgaben deckt. Die Praxis mancher Geber hat allerdings die Ent-

wicklung nationaler Kapazität behindert.

In Afghanistan kamen zwei Modelle für die Finanzierung und 

Durchführung des Wiederaufbaus zur Anwendung. Beim Modell 

der Unterstützung des Staates leiteten die Geber ihre Finanzierung 

in den Afghanischen Wiederaufbau-Treuhandfonds, der von UN-

Entwicklungsprogramm, Weltbank und Asiatischer Entwicklungs-

bank gemeinsam verwaltet wird. Von dort wurden die Mittel unter 

Beachtung strenger Rechenschaftsvorschriften an die Regierung 

weitergeleitet.

Beim Modell der Umgehung des Staates führten die Geber Pro-

jekte unmittelbar oder über UN-Organisationen oder nichtstaatli-

che Organisationen durch. Dies hatte zur Folge, dass es für diese 

Projekte parallele Organisationen sowie parallele Regelungen für 

Beschaffung, Finanzverwaltung und Rechnungsprüfung gab. Es 

wurden mindestens 2.000 Projekte unter diesen Bedingungen ab-

gewickelt, und viele weitere wurden gar nicht erst registriert. Wäh-

rend der ersten zwei Jahre des Wiederaufbaus flossen mehr als 80 

Prozent der Gebermittel in solche Projekte.

Die Entwicklungshilfe unter Umgehung des Staates warf meh-

rere Probleme auf. Die Transaktionskosten waren hoch. Offizielle 

Stellen wendeten viel Zeit auf, um von Gebern Informationen darü-

ber zu erhalten, welche Projekte im Gang waren und welche Res-

sourcen in das Land flossen. Die Mitarbeiter der Behörden muss-

ten sich auch mit neuen, von Geber zu Geber variierenden Regeln 

und Verfahren einschließlich diverser Berichterstattungsverfahren 

vertraut machen.

Diese auf Entwicklungshilfeprojekten basierende Wirtschaft 

führte auch zu Verzerrungen auf dem Arbeitsmarkt. Mitarbeiter 

aus dem öffentlichen Sektor wurden von wichtigen Stellen als Leh-

rer, Ärzte, Ingenieure und Verwaltungsfachleute abgeworben, um 

Positionen im Entwicklungshilfesystem zu besetzen. Verwaltungs-

fachleute und Ingenieure konnten als Fahrer oder Übersetzer im 

Entwicklungshilfesystem ein Vielfaches ihres normalen Gehalts 

verdienen. Die nationalen Reserven an Humankapital in der öffent-

lichen Verwaltung, die nach 23 Jahren Bürgerkrieg ohnehin fast 

erschöpft waren, wurden weiter ausgezehrt.

Die neue afghanische Regierung hat innovative Ansätze für den 

Umgang mit den Gebern entwickelt. Angesichts der Herausforde-

rung, 30 Geber koordinieren zu müssen, die alle in 30 Sektoren 

tätig sind, hat die Regierung die Geberaktivitäten in Afghanistan auf 

drei Sektoren pro Geber eingeschränkt. Außerdem wurde versucht, 

die Berichterstattung am afghanischen Budgetprozess statt an den 

einzelnen Geberprozessen auszurichten.

Quelle: Lockhart 2004.

Kasten 3.8   Untergrabung der Kapazität durch Projekthilfe – der Fall Afghanistan
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Allerdings sind verschiedene wichtige Geberlän-
der – einschließlich Japan und den Vereinigten 
Staaten – nur zögernd dazu bereit, ihre Entwick-
lungshilfe von Projekten auf Staatshaushalte zu 
verlagern, selbst in Ländern wie Uganda.

Und selbst dann, wenn die Geber durch 
Programmhilfe im Einklang mit den natio-
nalen Strategien agieren, erreicht die Hilfe 
den Empfänger oft in Formen, die ihrer Wirk-
samkeit abträglich sind. Die Geber haben die 
Hilfeempfänger darin bestärkt, mittelfristige 
Finanzierungsrahmen zu entwickeln, um bei 
der Finanzierung der Armutsreduzierung zu 
Stabilität und Berechenbarkeit zu kommen. 
Damit diese Rahmen ihre volle Wirkung ent-
falten können, müssen sie durch Geberzusagen 
abgesichert sein, die auf mehrere Jahre ange-
legt sind. Doch am Beispiel von Bangladesch 
ist zu erkennen, dass weniger als die Hälfte der 
Geber, die zur Budgethilfe beitragen, derar-
tige mehrjährige Zusagen gemacht haben. Eine 
der Hauptstärken des Millennium Challenge  
Account liegt darin, dass er einen Rahmen für 

mehrjährige Zusagen bildet. Gemäß den Ver-
einbarungen, die für Mittelvergaben aus die-
sem Sonderfonds getroffen wurden, erhält bei-
spielsweise Honduras Zuschüsse nach Maßgabe 
eines Fünf-Jahres-Haushaltsrahmens; für Ma-
dagaskar wurde ein Vier-Jahres-Rahmen ange-
setzt. Damit sollen diese Länder dazu befähigt 
werden, mittelfristige Finanzierungsstrategien 
zu entwickeln, die zu größerer Berechenbarkeit 
führen. Einige Geber, die Budgethilfe leisten, 
koppeln ihre Förderung an bestimmte Projekte 
oder sehen Mittel für einzelne Programme 
vor. Diese Praxis kann zu lästigen Auflagen 
bei der Berichterstattung führen. Die Bünde-
lung von Geberressourcen mithilfe von Sek-
torprogrammen wird oft als erster Schritt hin 
zur Budgethilfe betrachtet. Allerdings ziehen 
Bündelungsvereinbarungen manchmal enorme 
Transaktionskosten nach sich, da die Geber 
versuchen, die Kontrolle über bestimmte Pro-
grammelemente zu behalten. Im Senegal gibt es 
derzeit 23 Sektorgruppen mit entsprechenden 
Anforderungen an die Berichterstattung.71

Die Verwaltung der Hilfe überdenken

Im Verlauf des kommenden Jahrzehnts hat 
Entwicklungshilfe das Potenzial, eine entschei-
dende Rolle bei der Verwirklichung des mit der 
Millenniums-Erklärung gesetzten Anspruchs 
zu spielen. Die Verwirklichung dieses Potenzi-
als wird jedoch davon abhängen, dass die Geber 
sowohl die Hilfe aufstocken als auch die Ver-
waltung der Hilfe von Grund auf reformieren.

Um die Wirksamkeit der Hilfe zu erhöhen, 
bedarf es zuallererst einer grundlegenden Haus-
haltsplanung. Die Entwicklungsländer sind dazu 
gedrängt worden, auf Landesebene Strategien der 
Armutsreduzierung mit klaren, an die MDGs ge-
koppelten Zielsetzungen festzulegen. Die Geber 
haben jedoch bislang keine adäquaten Anstren-
gungen unternommen, damit sichergestellt ist, 

dass ausreichend Hilfe zur Verfügung gestellt 
wird, um die öffentlichen Investitionslücken zu 
schließen oder dass die Auflagen des IWF und 
anderer Institutionen mit den MDG-Zielset-
zungen vereinbar sind. Im Ergebnis, so das UN-
Millenniums-Projekt, „hat die öffentliche Stra-
tegie keinen direkten Bezug zu den tatsächlichen 
öffentlichen Investitionsprogrammen“. Wenn es 
um die Millenniums-Entwicklungsziele geht, 
scheuen die Geberregierungen die Mittel, die 
zum erwünschten Ergebnis führen würden.

Die Lösung liegt darin, dass die Geberregie-
rungen für den fraglichen Zeitraum eine Stra-
tegie zur Hilfefinanzierung verfolgen, die aus-
drücklich darauf ausgelegt ist, die MDGs bis 
2015 zu erreichen. Diese Finanzierungsstrategie 
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wird wirksamer sein, wenn sie auf einem neuen 
Verhältnis zwischen Gebern und Empfängern 
von Hilfe gründet. Das Schlagwort von der Ei-
genverantwortung der Länder muss in Handeln 
umgemünzt werden, um die Empfängerregie-
rungen zu befähigen, die Gebertätigkeiten zu 
koordinieren und die Qualität der Hilfe zu ver-
bessern. Die Pariser Erklärung zur Wirksam-
keit von Entwicklungshilfe, in der 50 konkrete 
Zusagen für 2010 gemacht werden, stellt einen 
Schritt in die richtige Richtung dar. Um weiter 
zu kommen, bedarf es fundamentaler Ände-
rungen in der gegenwärtigen Praxis.

Bilaterale Hilfe – was wir 
von Afrika lernen können

Die Entwicklungshilfebeziehung ist noch 
immer keine Partnerschaft, in der die Verant-
wortung gleich verteilt ist. Die Entwicklungs-
länder haben sich auf der Grundlage der MDGs 
Ziele gesetzt und erfüllen bis in alle Einzelheiten 
die von den Gebern gestellten Bedingungen. 
Die Gebergemeinschaft hingegen hat keine 
verbindliche Ziele bezüglich der Höhe der Ent-
wicklungshilfe gesteckt und nur ganz generelle 
– und vage – Prinzipien hinsichtlich der Qua-
lität der Hilfe aufgestellt. Wenn die Millenni-
ums-Erklärung in eine wirkliche Partnerschaft 
münden soll, werden neue Strukturen benötigt, 
damit beide Ländergruppen in der Lage sind, 
die Leistungen der Gegenseite zu überwachen.

Die Entwicklungsländer gehen bereits mit 
gutem Beispiel voran. Die Hilfeempfänger ent-
wickeln innovative Strategien, um die Praktiken 
der Geber zu verbessern. Sie schaffen die insti-
tutionellen Voraussetzungen für eine bessere 
Koordination und Harmonisierung sowie für 
geringere Transaktionskosten. Dieser Abschnitt 
stützt sich auf die Ergebnisse eines Forschungs-
programms des UNDP über Capacity Building 
sowie einer detaillierten Analyse der Arbeit von 
über 150 Behördenvertretern in 16 Empfänger-
ländern von Entwicklungshilfe, die tagtäglich 
mit den Gebern zu tun haben.72 Diese Analyse 
vermittelt Einblicke in die Perspektiven und Lö-
sungen, die in den Ländern Afrikas südlich der 
Sahara und anderswo verfolgt werden.73

Konzessionalität. 
Die Hilfeempfänger legen gesteigerten Wert 
auf konzessionelle Finanzierung, da diese die 
Gefahr einer zukünftigen Verschuldung senkt. 
Mit der von ihm selbst konzipierten Strategie 
für Entwicklungshilfe hat Tansania eine Unter-
grenze von 50 Prozent Bezuschussung für neue 
staatliche Schuldenaufnahme gesetzt. Andere 
Länder, darunter Ruanda, Senegal und Uganda, 
nehmen immer weniger Kredite der Fazili-
tät für Armutsreduzierung und Wachstum in 
Anspruch, die weniger konzessionell sind als 
beispielsweise Kredite der IDA. Es besteht ein 
deutlicher Bedarf nach mehr konzessioneller 
Finanzierung, um Strategien der Armutsredu-
zierung zu fördern.

Koordination. 
Die Präsenz einer großen Zahl von Gebern in 
einem Land kann die Transaktionskosten in 
die Höhe treiben, da jeder Geber seine eigenen 
Bedingungen für die Gewährung von Hilfe und 
seine eigenen Bestimmungen für die Bericht-
erstattung hat. Einige Hilfeempfänger haben 
jedoch mit Erfolg bei ihren Gebern auf eine 
verbesserte Abstimmung gedrängt.

Diesbezüglich lässt sich von Botswana ler-
nen. Dort gibt es einen Nationalen Entwick-
lungsplan, der die Entwicklungshilfe und die 
inländischen Ressourcen zusammenführt und 
als Richtschnur für die Tätigkeit der Geber 
dient. Um zu verhindern, dass die Zahl der Pro-
jekte und damit auch der geforderte Umfang der 
Berichterstattung überhand nimmt, ist es den 
befassten Ministerien nicht erlaubt, eigenstän-
dig mit Gebern zu verhandeln. Alle Programme 
der technischen Entwicklungszusammenarbeit 
sind darauf ausgelegt, die Ausbildung einhei-
mischer Fachkräfte zu gewährleisten, so dass 
hier ein größerer Transfer von Fachkenntnis-
sen erfolgt als in den hergebrachten Abläufen. 
Botswana hat den Spielraum der Geber zur 
Schaffung autonomer Projekteinheiten und 
paralleler Strukturen für das Berichts- und Be-
schaffungswesen rigide eingeschränkt und hilft 
damit, Verzerrungen der öffentlichen Gehalts-
struktur und das Abwandern hochqualifizierter 
Staatsbeamter zu verhindern.
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Andere Länder sind dabei, ähnliche Mo-
delle aktiver Koordination zu entwickeln. Er-
wähnenswerte Beispiele hierfür sind die tan-
sanische Strategie für Entwicklungshilfe und 
der ugandische Aktionsplan zur Ausrottung 
der Armut. Die Regierung von Kambodscha 
entwickelt derzeit ein Harmonisierungs- und 
Vereinfachungsprogramm, das an die nationale 
Strategie zur Armutsreduzierung gekoppelt ist. 
In allen Fällen haben die Geber Rückendek-
kung gegeben.

Programm- und Budgethilfe. 
Die meisten Regierungen betrachten Ent-
wicklungshilfe, die über das Budget gelenkt 
wird, als effizienteres und wirksameres Mittel 
zur Bekämpfung der Armut und als geringere 
Beanspruchung der Kapazität als die Hilfe, 
die über spezielle Organisationseinheiten 
bei den befassten Ministerien oder anderen 
Organisationen (z.B. NROs) in Projekte 
geleitet werden. Burkina Faso und Tansania 
haben die Abstimmung zwischen den einzel-
nen staatlichen Stellen dadurch verbessert, 
indem sie ein Gesetz erließen, dass es für alle 
befassten Ministerien obligatorisch macht, 
Anträge auf Kredite bzw. Zuschüsse dem 
Finanzministerium vorzulegen. Die Geber 
können die nationale Budgetplanung und -
verwaltung stärken, indem sie die gesamte 
von ihnen geleistete Hilfe dem zuständigen 
Ministerium melden und sie in Programme 
lenken, die Teil der nationalen Strategie für 
Armutsreduzierung sind.

Die einzelnen Länder haben noch an-
dere Strategien zur Senkung der Transak-
tionskosten entwickelt. In Afrika südlich 
der Sahara haben die Regierungen versucht, 
dies zu erreichen, indem sie die Geber davon 
überzeugen, ihre Ressourcen zu bündeln. Elf 
hochverschuldete Länder haben Budgethil-
feprogramme mit mehreren Gebern einge-
richtet, die in berechenbarer Weise Sammel-
fondsmittel freigeben, um die Ausgaben zur 
Armutsreduzierung zu unterstützen.

Diese Ansätze zur gebündelten Finan-
zierung bergen jedoch gewisse Risiken. Die 

Auszahlungsbedingungen können den größ-
ten gemeinsamen Nenner darstellen, auf den 
sich die Geber einigen. Dadurch wird die 
Hilfe unflexibler und läuft eher Gefahr, un-
terbrochen zu werden – insbesondere, wenn 
zur Auszahlung ein Konsens über die Erfül-
lung der Zielvorgaben erforderlich ist. Ein Ri-
siko besteht darin, dass alle Geber ihre Zah-
lungen einstellen, wenn das Land den vom 
IWF vorgeschriebenen Fahrplan nicht ein-
hält. Ein weiteres Risiko ist die Zeit, die zur 
Herbeiführung einer Einigung über Sammel-
fonds benötigt wird. Im Fall von Mosambik 
brauchte es ein ganzes Jahr und 19 Entwürfe, 
bis schließlich eine 21-seitige Absichtserklä-
rung über die Bündelung der Hilfe von 15 
Gebern zustande kam. Die Geber könnten si-
cherlich mehr tun, damit derartige Verhand-
lungen sich nicht so lange hinziehen.

Berechenbarkeit. 
Aus der Sicht der Entwicklungsländer ist die 
Berechenbarkeit von Hilfszusagen, die auf 
mehrere Jahre angelegt sind, von entschei-
dender Bedeutung für die wirksame Umset-
zung der mittelfristigen Ausgabenpläne, die 
ihren Strategien zur Armutsreduzierung 
zugrunde liegen. Mosambik und Ruanda 
melden einen verbesserten Zugang zu Mit-
teln, die über mehrere Jahre hinweg gewährt 
werden. Auch Tansania kann gewisse Erfolge 
bei seinen Bemühungen vermelden, Geber 
dazu zu bringen, Mittel im voraus zu gewäh-
ren und somit die Berechenbarkeit der Bud-
gethilfe zu verbessern. Doch viel zu viele 
Länder sind immer noch dazu genötigt, ihre 
Haushalte an Schwankungen in den Geber-
leistungen anzupassen. Die Geber müssen für 
einen stabileren und zuverlässigeren Strom 
langfristiger Hilfe sorgen.

Multilaterale Initiativen

In den letzten Jahren ist ein neu erwachtes 
Interesse an globalen multilateralen Entwick-
lungshilfeinitiativen zu beobachten. Die Wie-
derbelebung des Multilateralismus eröffnet 
der menschlichen Entwicklung große Chan-
cen, birgt aber auch gewisse Risiken.
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Es gibt drei gute Gründe dafür, multilate-
rale Konzepte der Entwicklungshilfe weiter 
auszubauen. Der erstens und offensichtlichste 
ist, dass die internationale Gemeinschaft sich in  
manchen Bereichen Problemen und Bedro-
hungen globaler Natur gegenübersieht: HIV/
AIDS ist ein typisches Beispiel hierfür. Mul-
tilaterale Initiativen können dazu beitragen, 
eine ganze Reihe öffentlicher Leistungen zu 
finanzieren, die sonst nicht möglich wären. 
Exemplarisch hierfür ist die Verwendung 
multilateraler Sammelfonds, um Anreize für 
die Forschung, Entwicklung und Produktion 
von Impfstoffen für HIV/AIDS Malaria und 
andere Krankheiten zu schaffen, bei denen 
die Marktnachfrage durch Armut zu begrenzt 
ist, um in großem Umfang private Investiti-
onen anzulocken. Wenn die Regierungen 
Vorabkaufverpflichtungen eingehen, liefert 
dies den Pharmaunternehmen ein Marktar-
gument zur Entwicklung neuer Arzneimittel 
– diese Vorgehensweise hat bereits dabei ge-
holfen, einen Durchbruch in der Erprobung 
von Malariamedikamenten zu finanzieren. 
Zweitens bietet ein multilateraler Rahmen 
den Gebern die Möglichkeit, ihre Ressourcen 
zusammenzulegen und die Transaktionsko-
sten zu senken; damit entfällt die Notwen-
digkeit für die Geber, in jedem Sektor, den 
sie zu fördern wünschen, ein hohes Maß an 
Fachwissen aufzubauen. Drittens stellen in-
ternationale Sammelfonds einen Mechanis-
mus für den Abgleich der Mittel mit dem 
Bedarf dar und tragen damit zumindest teil-
weise zur Überwindung der Schieflage bei der 
Verteilung bilateraler Hilfe bei.

Der Globale Fonds zur Bekämpfung von 
AIDS, Tuberkulose und Malaria ist exem-
plarisch für eine multilaterale Initiative und 
liefert inzwischen wirkliche Resultate im 
Kampf gegen HIV/AIDS. Die Mittelzusa-
gen für diesen Fonds betrugen 2004 1,5 Mil-
liarden US-Dollar. Bei der Initiative „Roll 
Back Malaria“, eine Partnerschaft mit über 
200 Mitgliedern – u.a. WHO, Weltbank, 
UNICEF und UNDP – haben finanzielle 
Einschränkungen und mangelhafte Koordi-
nation ein wirksames Handeln behindert. 

Die Lage hat sich jedoch etwas verbessert. 
Der Kampf gegen Malaria hat durch die Ein-
richtung des Globalen Fonds neuen Schwung 
erhalten. Im Jahr 2003 wurden über den Glo-
balen Fonds etwa 450 Millionen US-Dollar 
zur Bekämpfung der Malaria bereitgestellt. 
Dieser Betrag liegt jedoch noch weit unter 
den zwei bis drei Milliarden US-Dollar an 
zusätzlichen Mitteln, die benötigt werden, 
um die Maßnahmen so auszuweiten, dass die 
Anzahl der Todesfälle bis 2015 um 75 Pro-
zent verringert werden kann.

Die Fast-Track-Initiative „Bildung für 
Alle“ offenbart einige der Stärken des Mul-
tilateralismus – aber auch manche seiner 
Schwächen. Die Initiative ist aus einer Zu-
sage heraus entstanden, die im Jahr 2000 
beim Weltbildungsforum in Dakar abgege-
ben worden war: zu gewährleisten, dass „kein 
Land, das sich ernsthaft für ‚Bildung für Alle‘ 
einsetzt, durch Mangel an Ressourcen daran 
gehindert wird, dieses Ziel zu erreichen.“ 
Die Regierungen wurden dazu aufgefordert, 
Pläne zu erstellen, die die Lücken in der Bil-
dungsfinanzierung aufzeigen, und die Geber 
wurden dazu verpflichtet, durch einen wirk-
samen Mitteleinsatz über bilaterale und mul-
tilaterale Kanäle diese Lücken zu schließen. 
Bis Ende 2004 hatten 13 Länder nationale 
Pläne erstellt, die durch den Mechanismus 
der Fast-Track-Initiative gebilligt wurden.74 
Die externe Finanzierung, die zur Umsetzung 
der Pläne benötigt wird, wird auf etwa 600 
Millionen US-Dollar geschätzt, doch bislang 
wurde erst etwas mehr als die Hälfte dieses 
Betrags aufgebracht.75 Die Zusagen bleiben 
weiter hinter den jährlich sechs bis sieben 
Milliarden US-Dollar zurück, die zusätz-
lich benötigt werden, um bei der Bildung die 
MDG-Zielvorgabe zu erreichen. Einige Län-
der, die bei der Erreichung der Ziele bezüglich 
allgemeiner Schulbildung und Gleichstellung 
der Geschlechter am weitesten hinterherhin-
ken, erhalten keine adäquaten Mittelzuwei-
sungen. So erhalten beispielsweise die fran-
kophonen Länder in Westafrika weit weniger 
Hilfe pro Kopf als die anglophonen Länder 
in Ostafrika.
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Bei multilateralen Initiativen haben ei-
nige recht bescheidene Investitionen hohe Er-
träge abgeworfen. Das Globale Bündnis für 
Impfstoffe und Immunisierung (GAVI), das 
im Jahr 2000 initiiert wurde, um den Zu-
gang zu untergenutzten Impfstoffen zu ver-
bessern, hat im Zeitraum von fünf Jahren eine 
Summe von etwas über einer Milliarde US-
Dollar aufgebracht – damit konnten weltweit  
schätzungsweise 670.000 Todesfälle verhindert 
werden. Die höchst wechselhafte und unbestän-
dige Finanzierung erschwerte jedoch eine lang-
fristige Planung. Bis 2005 lagen die Einnahmen 
weit hinter dem Jahresziel von 400 Millionen 
US-Dollar zurück. Etwa 27 Millionen Kinder 
erhalten im ersten Lebensjahr nicht die erfor-
derliche Immunisierung. Der Fortschritt in 
Richtung auf die Millenniumsziele ist nach wie 
vor durch niedrige oder sinkende Abdeckungs-
quoten und den unerschwinglich hohen Preis 
einiger Impfstoffe bedroht.

Der Multilateralismus bietet Vorteile bei 
der Verwaltung der Hilfe. Da die Beiträge zum 
Globalen Fonds und zum GAVI nicht zweckge-
bunden sind, verringert sich das Risiko der Vor-
eingenommenheit von Gebern. Obwohl beide 
Fonds rigorose Leistungsstandards anwenden, 
ist keiner von beiden an die Unmenge von Be-
dingungen gekoppelt, die von den Gebern bei 
anderen Programmen vorgeschrieben werden. 
Dadurch verringert sich das Risiko, dass le-
benswichtige öffentliche Güter zurückgehalten 
werden, weil die Zielvorgaben nicht erreicht 
wurden. Außerdem ist bei beiden Fonds die 
bereitgestellte Finanzierung auf mehrere Jahre 
angelegt, was für mehr Berechenbarkeit sorgt. 
Es besteht jedoch die Gefahr, dass globale Ini-
tiativen Verzerrungen eigener Art hervorrufen. 
Große Ströme von Finanzmitteln könnten in 
die Bekämpfung einer bestimmten Krankheit 
gelenkt werden – beispielsweise HIV/AIDS 
– und andere Krankheiten dabei ins Hinter-
treffen geraten. Dies würde die Gesundheits-
haushalte verzerren. Eine weitere Gefahr ist, 
dass sich die Empfänger durch den Umgang 
mit den Sekretariaten der globalen Initiative 
wieder Berichterstattungsanforderungen und 
hohe Transaktionskosten gegenübersehen.

Die Entwicklungshilfe verändern

Wir alle leben in einer globalisierten Welt. 
Sicherheit und Wohlstand lassen sich nicht in 
nationalen Grenzen halten. Dennoch gibt es 
noch keine globale Sozialpolitik und keinen 
Mechanismus für soziale Absicherung oder 
den Schutz der Ärmsten der Armen. Soziale 
Sicherheit und länderinterne Transfers im 
Interesse der menschlichen Sicherheit sind 
ein Routinebestandteil der Binnenwirtschaft 
in den meisten Ländern mit hohem Einkom-
men. Jetzt gilt es, diese Prinzipien und Prak-
tiken auch global anzuwenden.

Entwicklungshilfe ist eine Ressource oh-
negleichen. Sie ist der einzige internationale 
Mechanismus, der auf die Ärmsten gerich-
tet werden kann, um ihr Recht auf Grund-
versorgung mit Dienstleistungen zu sichern, 
Gerechtigkeit zu fördern, die enorme Kluft, 
die weltweit beim Lebensstandard besteht, 
zu überwinden und menschliche Fähigkeiten 
zu stärken, die die Grundlage von Wohlstand 
und Chancen darstellen.

Um die Entwicklungshilfe wirksamer und 
effizienter zu gestalten, müssen alle Geber ihre 
Herangehensweise ändern:

• Sie müssen die Hilfe als Grundpfeiler eines 
dauerhaften Gebäudes zur Erreichung sozi-
aler Gerechtigkeit bestmöglichst nutzen.

• Sie müssen erkennen, dass sich Ausmaß und 
Tiefe der globalen Armut nicht mit halb-
herzigen Maßnahmen und nur graduellen 
Veränderungen überwinden lassen.

• Sie müssen nicht zweckdienliche Riten und 
Prozeduren abschaffen.

Als Ausgangspunkt muss die Geberge-
meinschaft aufhören, den Wert von Ent-
wicklungshilfezusagen herunterzusetzen. 
Seit über 35 Jahren geben die Geber fleißig 
ihre Bekenntnisse zu quantitativen und qua-
litativen Zielen der Entwicklungshilfe ab. 
Mit wenigen Ausnahmen sind diese Ziele nie 
erreicht worden. Die Geber müssen dringend 
das Vertrauen in die Verlässlichkeit ihrer Zu-
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sagen zur internationalen Hilfe wiederher-
stellen. Dabei sollten sie dem Beispiel der vor-
geschlagenen internationalen Finanzfazilität 
folgen, um Zusicherungen rechtsverbindlich 
zu machen.

Jahrelange Hilfekürzungen haben eine 
Kultur hervorgebracht, die zu kleine und 
weiter abnehmende Entwicklungshilfebud-
gets mit einer falschen Logik begründen. Be-
hauptungen, die Entwicklungsländer würden 
über unzureichende Kapazitäten verfügen, 
Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen er-
höhter Entwicklungshilfe auf die Wirtschaft 
sowie öffentlich bekundete Ängste in Bezug 
auf die Regierungs- und Verwaltungsführung 
sind oft nur Vorwände, mit denen die Geber 
versuchen, etwas zu rechtfertigen, was sich im 
Grunde durch nichts rechtfertigen lässt: eine 
Hinterlassenschaft von Gleichgültigkeit, Ver-
säumnissen und Nichteinhaltung früherer 
Versprechungen. Das soll nicht heißen, 
dass die angesprochenen Themen unwich-
tig wären. Im Gegenteil, sie sind zu wichtig, 
um von den Gebern zur Verschleierung ihrer 
verfehlten Entwicklungshilfepolitik miss-
braucht zu werden.

Es sind noch zehn Jahre bis zu dem Ter-
min, der für die Erreichung der MDG-Ziel-
vorgaben gesetzt wurde, und das internati-
onale System der Entwicklungshilfe steht 
an einem Scheidepunkt. Jetzt bietet sich für 
kurze Zeit die Gelegenheit, die Reformen zu 
verwirklichen, die benötigt werden, um das 
Potenzial von Entwicklungshilfe als Mecha-
nismus zur Erreichung der Millenniumsziele 
zu nutzen. Im Folgenden ist der wichtigste 
Reformbedarf genannt:

Einen Termin setzen 
– und ihn einhalten
Die Zielvorgabe eines Anteils der Entwick-
lungshilfe von 0,7 Prozent des Bruttonati-
onaleinkommens wurde bereits 1970 auf-
gestellt. Nur fünf Geberländer haben diese 
Vorgabe bislang erreicht. Weitere sieben 
Länder haben sich auf einen Terminplan 
verpflichtet. Zielvorgaben ohne verbindliche 

Termine sind keine tragfähige Grundlage 
für die Planung der Armutsreduzierung. 
Alle OECD-Geberländer sollten den näch-
sten Schritt tun und sich Termine setzen, 
wonach ein Anteil von 0,5 Prozent bis 2010 
und das Ziel von 0,7 Prozent bis spätestens 
2015 erreicht werden soll.

Die MDGs und weiter gefasste Pläne  
zur menschlichen Entwicklung mit 
wirklichem Geld absichern
Alle Entwicklungsländer sind dringend gebe-
ten worden, nationale Entwicklungsstrategien 
festzulegen, die beherzt genug sind, damit die 
Millenniumsziele erreicht werden können. Die 
Ziele sind ein Spiegel für das gemeinsame Stre-
ben der internationalen Gemeinschaft. Daraus 
folgert, dass Geber gewährleisten sollten, dass 
keiner der nationalen Pläne an der Finanzierung 
scheitert. Erhöhte Mittelzuweisungen sollten 
ausdrücklich an das Erreichen der MDGs 
gekoppelt werden. Die Finanzierung durch die 
Geber sollte von nationalen Finanzierungsplä-
nen abhängig gemacht werden; dazu gehört 
auch ein mittelfristiger Ausgabenrahmen. Dies 
verlangt danach, dass man bei der Entwick-
lungshilfe von der jährlichen Haushaltsplanung 
abgeht und stattdessen auf drei bis fünf Jahre 
angelegte Finanzierungsstrategien verfolgt, die 
Teil einer längerfristigen Planung zur Finanzie-
rung der Millenniumsziele sind.

Auf Zusätzlichkeit achten 
Jede Finanzierungsstrategie muss die 
beträchtlichen Summen berücksichtigen, 
die derzeit der Entwicklungshilfe zugerech-
net werden, aber die Geberländer bzw. deren 
Konten nie verlassen, insbesondere Schul-
denerlässe und technische Hilfe. Eine rea-
listische Rechnungsführung ist notwendig, 
um zu gewährleisten, dass die Geber ihrer 
Verpflichtung nachkommen, Mittel für die 
Erreichung der MDGs bereitzustellen. Die 
Berichterstattung über Entwicklungshilfe 
sollte angepasst werden, damit sichergestellt 
ist, dass öffentliche Bekenntnisse nicht ledig-
lich als buchhalterische Übung gegenüber 
der OECD dienen, sondern sich in tatsäch-
lichen Mitteltransfers niederschlagen.
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Die gebundene Hilfe beenden
Gebundene Hilfe beinhaltet eine verdeckte 
Steuerrückerstattung an die Unternehmen der 
Geberländer. Diese Rückerstattung sollte von 
der offiziell angegebenen Entwicklungshilfe 
abgezogen werden, ebenso wie die gebundenen 
Bestandteile der technischen Hilfe. Die gebun-
dene Hilfe sollte zwischen 2006 und 2008 
komplett auslaufen.

Entwicklungshilfe an  
den Bedarf knüpfen
Es gibt gute Gründe dafür, dass auch an Länder, 
die den Fahrplan zur Erreichung der MDGs 
einhalten können und sich keiner Finanzie-
rungslücke gegenübersehen, Entwicklungshilfe 
geleistet wird. Eine Erhöhung der Hilfe sollte 
aber gezielt bei denjenigen Ländern erfolgen, 
die die meisten Schwierigkeiten haben, insbe-
sondere in Afrika südlich der Sahara.

Das Schuldenproblem lösen
Untragbare Schulden stellen nach wie vor in 
einer ganzen Reihe von Ländern ein Hemmnis 
für die Finanzierung der Millenniumsziele dar. 
Zunächst sollten vorrangig diejenigen Länder 
mit niedrigem Einkommen ermittelt werden, 
die nach der Vereinbarung der G8 von 2005 
keinen Anspruch auf Schuldenerlass, aber den-
noch Schwierigkeiten bei ihrem Schuldendienst 
haben.

Die Ungleichheit in Angriff nehmen
In der Entwicklungshilfepolitik sollte ein 
Bekenntnis zur Verringerung der Ungleichheit 
beim menschlichen Leistungsvermögen und 
Einkommen zum Ausdruck kommen. Diese 
Politik sollte einen eindeutigen Bestandteil 
der Strategien zur Armutsreduzierung und der 
Geberstrategien darstellen. Beim Bekenntnis 
zur Verringerung der Ungleichheit sollte ein 
Schwerpunkt auf der Grundversorgung mit 
Dienstleistungen liegen. Bereits vor zehn Jah-
ren wurde auf dem Weltgipfel für soziale Ent-
wicklung die Forderung aufgestellt, 20 Prozent 
der Entwicklungshilfe für die Grundversor-
gung mit sozialen Diensten zur Verfügung zu 
stellen. Die Geber müssen gewährleisten, dass 
das statistische Berichtswesen vorhanden ist, 

damit sie Rechenschaft über ihre Ausgaben für 
grundlegende Dienstleistungen ablegen können 
– diese werden derzeit auf 17 Prozent geschätzt. 
Sie müssen einen Quantensprung in den Res-
sourcen vollziehen, die für Bildung, Gesund-
heit, Wasserversorgung und Hygiene sowie 
Ernährung eingesetzt werden, indem sie deren 
Anteil an der wachsenden Entwicklungshilfe 
weiter erhöhen.

Die Qualität der Hilfe verbessern
Die Geber rufen schon seit den 1980er Jahren 
zu besserer Koordination und Harmonisie-
rung der Entwicklungshilfe auf. Im Jahr 2005 
haben sie nun erstmals quantitative Ziele für 
Reformen zur Verbesserung der Qualität von 
Entwicklungshilfe aufgestellt.76 Dies ist ein 
begrüßenswerter erster Schritt. Diese Ziele sind 
jedoch nicht hoch genug angesetzt. Die Wirk-
samkeit der Entwicklungshilfe verlangt nach 
mehr, nämlich:

• An den nationalen Prioritäten ausgerichtete 
Hilfsströme. Als Ziel wird vorgeschlagen, 
dass 85 Prozent der Hilfe, die in den öf-
fentlichen Sektor fließt, in den Staatshaus-
halten der Empfängerländer verbucht wird. 
Dieser Anteil sollte auf 100 Prozent erhöht 
werden, um sicherzustellen, dass die öffent-
liche Finanzberichterstattung die Ausgaben 
wiedergibt und dass die nationalen Prioritä-
ten für die Millenniumsziele in der Finan-
zierung zum Ausdruck kommen.

• Budgethilfe. Die Geber haben vorgeschla-
gen, ein Ziel von 25 Prozent für den An-
teil der Entwicklungshilfe zu setzen, die 
in Form von Budgethilfe gewährt wird. 
Dieses Ziel ist viel zu niedrig gesteckt. Die 
Gegebenheiten sind zwar für jedes Land 
unterschiedlich, doch das Ziel sollte es sein, 
den Anteil der in Form von Budgethilfe ge-
währten Entwicklungshilfe soweit wie nur 
möglich zu erhöhen, wobei eine Zielvorgabe 
von 70 Prozent bis zum Jahr 2010 gilt.

• Weniger Missionen. Die Geber sollten sich 
an Best-Practice-Modelle halten. Sie sollten 
außerdem auf Länderbasis über die Zahl 
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der Missionen und über die gesonderten 
Berichte, die in deren Zusammenhang ver-
langt werden, berichten.

• Nutzung nationaler Systeme der Beschaffung 
und des öffentlichen Finanzmanagements. 
Wenn nationale Systeme nicht genutzt wer-
den, erhöht dies die Transaktionskosten und 
untergräbt die nationale Kapazität. Bisher 
wurde kein Ziel gesteckt. Es sollte jedoch 
angestrebt werden, dass zuallererst auf die 
nationalen Systeme zurückgegriffen wird, 
und dass die Entwicklungshilfe ab 2010 zu 
100 Prozent über nationale Systeme abge-
wickelt wird.

• Berechenbarkeit und Stabilität. Die Geber 
sollten verlässliche, auf mehrere Jahre an-

gelegte Zusagen machen, die dazu genutzt 
werden können, die wiederkehrenden  
Kosten, die für die Erreichung der MDGs 
anfallen, zu garantieren. Diese Zusagen 
sollten mindestens 90 Prozent der ter-
minierten Auszahlungen abdecken, und 
die Mittel sollten rechtzeitig freigegeben 
werden.

• Transparenz. Alle Geber sollten Maßnah-
men ergreifen, um ihre Hilfstransaktionen 
völlig transparent zu gestalten. Die Geber 
sollten transparente und umfassende In-
formation zu den Hilfsströmen rechtzeitig 
bereitstellen, um der Rechenschaftspflicht 
gegenüber der Öffentlichkeit und den Par-
lamenten in den Geber- und Empfängerlän-
dern zu genügen.



INTERNATIONALER HANDEL

4



„Die Arbeitsteilung zwischen 
den Nationen besteht darin, 
dass einige sich darauf spezi-
alisieren, zu gewinnen, und 
andere darauf, zu verlieren.“1

Eduardo Galeano
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„Solange die Löwen nicht ihre eigenen Geschichtsschreiber haben“, besagt ein afri-
kanisches Sprichwort, „so lange wird es immer der Jäger sein, der in den Jagd-Ge-
schichten verherrlicht wird.“ Das Gleiche gilt auch für die Geschichten über den 
internationalen Handel. Aus Sicht der Globalisierungsenthusiasten war das rasche 
Wachstum des Welthandels in den vergangenen zwei Jahrzehnten durch und durch 
ein Segen, insbesondere für die Ärmsten dieser Welt. Doch die Realität ist nüch-
terner. Mehr Handel bietet in der Tat enorme Chancen für die menschliche Ent-
wicklung. Unter den richtigen Bedingungen hat er das Potenzial, die Armut zu 
mindern, die Ungleichverteilung zu verringern und wirtschaftliche Ungerechtigkeit 
zu überwinden. Doch für viele der ärmsten Länder der Welt und für Millionen 
armer Menschen müssen diese Bedingungen erst noch geschaffen werden. 

k
A

p
it

e
l4 internationaler Handel – potenziale für 

menschliche entwicklung freisetzen

Eine bessere multilaterale Zusammenarbeit 
im Handel ist entscheidend, wenn die inter-
nationale Gemeinschaft die Millenniums-
Entwicklungsziele und breiter angelegte Ent-
wicklungsziele erreichen soll. Die Regeln des 
internationalen Handels und die Handelspo-
litik der einzelnen Länder müssen an den Ver-
pflichtungen zur Minderung der Armut ausge-
richtet werden. Ausgangspunkt sollte sein, dass 
man anerkennt, dass eine größere Offenheit 
für den Handel, genauso wie wirtschaftliches 
Wachstum, kein Selbstzweck ist. Es ist ein 
Weg, die menschlichen Fähigkeiten zu erwei-
tern. Indikatoren für größere Offenheit – wie 
Exportsteigerungen oder steigende Außenhan-
delsquoten – sind wichtig, aber sie stehen nicht 
stellvertretend für menschliche Entwicklung.

Der Handel steht im Mittelpunkt der wech-
selseitigen Abhängigkeit, die die Länder mitei-
nander verbindet. Diese wechselseitige Abhän-
gigkeit hat dazu beigetragen, dass in Bezug auf 
die menschliche Entwicklung einige deutlich 
sichtbare Fortschritte gemacht wurden, und 

dass Millionen von Menschen der Armut ent-
kommen und an dem durch die Globalisierung 
geschaffenen Wohlstand teilhaben konnten. 
Doch viele weitere Millionen sind dabei auf der 
Strecke geblieben. Zwischen den Ländern und 
innerhalb einzelner Länder sind die Kosten und 
der Nutzen des Handels ungleich verteilt. Da-
durch setzt sich ein Globalisierungsmuster fort, 
das Wohlstand für einige inmitten von Massen-
armut und zunehmender Ungleichheit für an-
dere schafft.

Das zentrale Problem sind die Spielregeln. 
Die Regierungen der entwickelten Länder las-
sen kaum eine Gelegenheit aus, die Vorzüge of-
fener Märkte, gleicher Voraussetzungen und des 
freien Handels zu betonen, vor allem in ihren 
Rezepten für die armen Länder. Doch diesel-
ben Regierungen halten zugleich eine stattliche 
Reihe protektionistischer Handelsschranken 
gegen die Entwicklungsländer aufrecht. Auch 
geben sie Milliarden Dollar für Agrarsubventi-
onen aus. Eine solche Politik verzerrt den Nut-
zen der Globalisierung zugunsten der reichen 
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Länder, während Millionen von Menschen in 
Entwicklungsländern die Chance verwehrt 
wird, am Nutzen des Handels teilzuhaben. 
Heuchelei und Doppelmoral sind keine stabilen 
Grundlagen für ein auf Regeln basierendes mul-
tilaterales System, dass auf menschliche Ent-
wicklung abzielt.

Die Doha-Verhandlungsrunde der Welthan-
delsorganisation (WTO) bietet eine Chance, 
die Spielregeln zu ändern. Diese Chance ist bis-
lang vertan worden. Die Doha-Runde wurde im 
Jahr 2001 auf den Weg gebracht und zur „Ent-
wicklungsrunde“ erklärt. Die reichen Länder 
versprachen praktische Maßnahmen, um eine 
gerechtere Verteilung der Nutzen der Glo-
balisierung zu erreichen. Vier Jahre später ist 
nichts Wesentliches erreicht worden. Die Han-
delshemmnisse werden aufrecht erhalten, die 
Agrarsubventionen sind erhöht worden und die 
reichen Länder haben sich aggressiv für Regel-
werke zu Investitionen, Dienstleistungen und 
geistigem Eigentum eingesetzt, die drohen, die 
globale Ungleichverteilung weiter zu verstär-
ken. Gleichzeitig tauchen Themen, die für viele 
der ärmsten Entwicklungsländer von zentralem 
Interesse sind, auf der internationalen Handels-
agenda kaum auf – darunter insbesondere der 
anhaltende Rückgang der Rohstoffpreise. 

Indem das Versprechen einer Entwick-
lungsrunde eingelöst wird, werden nicht alle 
Probleme menschlicher Entwicklung angegan-
gen, die der internationale Handel aufwirft. 
Selbst die besten Regeln werden die systemi-
mmanente Benachteiligung nicht überwin-
den, die mit niedrigem Einkommen, Armut 
und ungleicher Bildung und Gesundheit zu-
sammenhängt. Auch wird mit solchen Regeln 
die strukturelle Ungleichverteilung innerhalb 
einzelner Länder nicht angegangen, die die 
Armen daran hindert, sich einen fairen Anteil 
am Wohlstand zu sichern, der durch Handel 

geschaffen wurde. Wenn es den Entwicklungs-
ländern jedoch nicht gelingt, die multilateralen 
Handelsregeln mit den Verpflichtungen auf 
menschliche Entwicklung in Einklang zu brin-
gen, wird dies schwerwiegende Konsequenzen 
haben. Mit sofortiger Wirkung werden dadurch 
die Aussichten auf beschleunigte Fortschritte in 
Richtung der Millenniums-Entwicklungsziele 
untergraben. Misserfolge in der Doha-Runde 
wären der Glaubwürdigkeit und Legitimität 
des regelbasierten Handelssystems als solchem 
abträglich, mit gravierenden Konsequenzen 
für die Zukunft des Multilateralismus. In einer 
Zeit, in der die gemeinsame Sicherheit und der 
gemeinsame Wohlstand zunehmend von einem 
auf Regeln basierenden Multilateralismus ab-
hängen, werden die Kosten eines Versagens 
dieses Handelssystems weit über dieses System 
selbst hinausreichen.

Der erste Teil dieses Kapitels bietet einen 
Überblick über die Entwicklung des internati-
onalen Handelssystems im Zeitalter der Globa-
lisierung. Die Argumentation, dass wirtschaft-
liche Integration durch Handel dazu führt, dass 
sich die Länder einander annähern, wird in Frage 
gestellt. Es werden einige der Bedingungen iden-
tifiziert, unter denen der Handel die mensch-
liche Entwicklung unterstützen oder behindern 
kann. Im zweiten Teil beleuchten wir, wie das 
gegenwärtige Handelssystem die reichen Länder 
begünstigt. Im dritten Teil widmen wir uns einer 
Reihe von Problemfeldern, die über die multila-
teralen Regeln hinausgehen, die die armen Län-
der vom Welthandel ausschließen – darunter die 
anhaltende Krise auf den Rohstoffmärkten und 
die immer wichtiger werdende Rolle der Super-
märkte als Türöffner zu den westlichen Märk-
ten. Der abschließende Teil stellt ein Hand-
lungsprogramm vor, um die laufende Runde 
der Handelsverhandlungen zu einer wirklichen 
Entwicklungsrunde zu machen.
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Es ist nicht das erste Mal, dass es eine umfas-
sende globale Integration durch Handel gibt. 
Ende des 19. Jahrhunderts entstand durch die 
grenzüberschreitenden Güter-, Kapital- und 
Informationsströme eine machtvolle Dynamik 
für globale Integration. Weit mehr als heute 
bewegten sich Menschen ebenso wie Güter 
und Investitionskapital über Grenzen hinweg. 
In den vier Jahrzehnten vor dem ersten Welt-
krieg verließen 36 Millionen Menschen Europa. 
Sie halfen die Armut zu mindern und verrin-
gerten die globale Ungleichverteilung des Ein-
kommens.2 Die globalisierte Welt des frühen 
20. Jahrhunderts wurde durch den Ersten Welt-
krieg und die Weltwirtschaftskrise zerschlagen. 
Eine wirkliche Wiederbelebung der globalen 
Integration begann vor rund 25 Jahren. Der 
internationale Handel und das internationale 
Finanzwesen gaben dafür den Anstoß. Seitdem 
gab es große Verschiebungen in den Handels-
strukturen, wenngleich Kontinuität ebenso 
wichtig war wie der Wandel.

Handel und globale 
Lebensstandards

Der Handel ist eine der stärksten Antriebs-
kräfte für globale Integration. Im Laufe des 
vergangenen Jahrzehnts hat sich der Wert 
der weltweiten Exporte fast verdoppelt, auf 
neun Billionen US-Dollar im Jahr 2003.3 Das 
globale Produktionsvolumen ist langsamer 
gewachsen, so dass die globale Exportquote 
und die Einkommen der meisten Ländern 
und Regionen gestiegen sind (Grafik 4.1). Die 
Exporte machen heute mehr als ein Viertel des 
Welteinkommens und mehr als ein Drittel des 
Einkommens in den Ländern Afrikas südlich 
der Sahara aus. 

Wechselseitige Abhängigkeit ist die logische 
Folge zunehmender Exporte. Der Lebensstan-
dard in reichen wie in armen Ländern hängt 
zunehmend vom Handel ab. Vor dem Hinter-

grund komplizierter ökonomischer Zusam-
menhänge führt die Globalisierung zu einem 
Ergebnis, das ganz einfach ist: Im globalen 
Handelssystem hängt der Wohlstand jedes ein-
zelnen Landes zunehmend vom Wohlstand der 
anderen ab. Es stimmt, dass diese wechselseitige 
Abhängigkeit asymmetrisch ist. Die Entwick-
lungsländer sind von den reichen Ländern als 
Exportmärkten weiterhin stärker abhängig als 
umgekehrt. Doch in der globalisierten Welt des 
frühen 21. Jahrhunderts sind die Schicksale der 
einzelnen Länder immer stärker und unauflös-
lich miteinander verwoben.

Die zunehmende wechselseitige Abhängig-
keit ging mit Veränderungen in der Struktur 
des Welthandels einher. Der Export von Indus-
triegütern war der Katalysator der Integration, 
angeführt vom Handel mit Hochtechnologie-
Gütern (wie Elektronik und Computerausstat-
tung) und Gütern mittlerer Technologie (wie 
Autoteilen; Grafik 4.2). Der Handel mit kom-
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merziellen Dienstleistungen hat ebenfalls zuge-
nommen und macht nun ein Viertel des Welt-
handels aus. Gleichzeitig gab es seit 1980 einen 
stetigen Rückgang des Welthandelsanteils der 
Landwirtschaft und der Güter des primären 
Sektors, von 15 Prozent auf 10 Prozent.4 Auch 
die Strukturen des Handels haben sich verän-
dert. Eine der wichtigsten Entwicklungen war 
das rasche Wachstum des Handels zwischen 
Entwicklungsländern.5 Mehr als 40 Prozent der 
Exporte der Entwicklungsländer sind heute für 
andere Entwicklungsländer bestimmt.

Die Entwicklungsländer haben ihren Welt-
marktanteil ausgeweitet. Auf die Entwicklungs-
länder als Gruppe entfielen im Jahr 2003 rund 

ein Viertel der weltweit exportierten Industrie-
güter – ein doppelt so hoher Anteil wie im Jahr 
1980. An ihrem Wert gemessen machen Indus-
triegüter 80 Prozent der Entwicklungsländer-
Exporte aus. Die Entwicklungsländer haben 
mit ihrem Exportwachstum die Industrielän-
der überholt, und dies in allen Technologie-
Sektoren, auf spektakulärste Weise jedoch im 
Hochtechnologie-Bereich. Nur im Agrarsektor, 
einem Bereich, in dem die Entwicklungsländer 
über offensichtliche komparative Vorteile ver-
fügen, haben es die Industrieländer geschafft, 
keine Marktanteile zu verlieren – was von der 
Macht des Protektionismus und der Agrarsub-
ventionen zeugt.

Veränderte politische Leitlinien und neue 
Technologien haben zusammengewirkt, um 
die Bedingungen für zunehmenden Handel 
zu schaffen. Weltweit sind die Importschran-
ken und die Beschränkungen für ausländische 
Investitionen gefallen, insbesondere in Ent-
wicklungsländern. Die Zölle wurden gesenkt, 
Zollsätze vereinfacht und nicht-tarifäre Han-
delshemmnisse zurückgefahren. Der Durch-
schnittszoll in Entwicklungsländern ist von 
25 Prozent Ende der 1980er Jahre auf heute elf 
Prozent gesunken, wobei der größte Teil der Li-
beralisierungen auf unilateraler Basis durchge-
führt wurde (Grafik 4.3).6 Gleichzeitig haben 
sinkende Transportkosten, preisgünstigere 
Kommunikation und neue Informationstech-
nologien Neuland erschlossen. 

Eines der bestimmenden Merkmale der 
heutigen Globalisierung ist die Entwicklung 
globaler Produktionssysteme. Als das erste 
‘Model T’ 1908 bei Ford Detroit vom Fließ-
band rollte, war dies ein rein nationales Auto, 
das unter einem Dach montiert worden war. 
Hundert Jahre später macht der US-amerika-
nische Anteil an der Wertschöpfung der im 
Land produzierten Autos nur noch circa ein 
Drittel aus. Wie in anderen Industriezweigen 
wurde die Güterproduktion, die bislang an 
einem Standort stattfand, in einzelne Bereiche 
aufgesplittet. Komponenten und Produkte wer-
den in Netzwerken montiert, die sich über viele 
Länder erstrecken.7 
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Betrachten wir die Microsoft Xbox, eine 
High-Tech-Spielekonsole mit allerneuester 
Technologie. Die Produktion wurde an eine 
taiwanesische Firma ausgelagert. Die Intel-Pro-
zessoren werden von einer beliebigen der elf 
Produktionsstätten bezogen, darunter Werke 
in China, Costa Rica, Malaysia und auf den 
Philippinen. Die Grafikprozessoren werden von 
einer US-amerikanischen Firma in einer Fabrik 
in der chinesischen Provinz Taiwan hergestellt. 
Die Festplatte wird in China montiert, aus 
Komponenten, die in Irland produziert werden. 
Die DVD-Laufwerke werden in Indonesien her-
gestellt. Die Endmontage wurde kürzlich von  
Guadalajara, Mexiko nach China verlagert.8  

Die Xbox ist ein Mikrokosmos dessen, was 
im Zeitalter der Globalisierung geschieht. In 
der Computer-Elektronik dominieren regio-
nale Zentren in Ostasien die globalen Netz-
werke. Nach Schätzungen haben zwei Drittel 
aller Computer-Komponenten, die in den USA 
auf den Markt kommen, die chinesische Stadt 
Dongguan passiert, in einigen Fällen mehr als 
einmal.9 „Nationale Autos“ gehören der Ver-
gangenheit an. General Motors bezieht Getrie-
begehäuse, die in Mexiko montiert wurden, 
Kühlerhauben aus Fabriken in Chennai, In-
dien, und Polster von Lieferanten aus Indone-
sien, die dafür Material verwenden, das sie aus 
China importieren. 

Zur Fragmentierung der Produktion kom-
men weitergehende Veränderungen. Einige 
Dienstleistungen, die früher nur im Inland 
erbracht werden konnten, können nun inter-
national gehandelt werden. Westliche Firmen 
lagern inzwischen nicht nur Software-Dienst-
leistungen aus, sondern auch Datenmanage-
ment, Informationsdienste und Versicherungs-
ansprüche. Das schwindelerregende Wachstum 
der indischen Informationstechnologie und der 
dorthin ausgelagerten Geschäftsbereiche ist ein 
Ergebnis. Auch Forschung ebenso wie Daten-
management und die Bereitstellung technischer 
Dienstleistungen werden ausgelagert. General 
Electrics betreibt nun eines der größten Raum-
fahrt-Forschungslabore der Welt in Banga-
lore, Indien, und ist mit der Verlagerung von 

Forschungseinrichtungen in die Fußstapfen 
von Firmen wie Intel und Texas Instruments 
getreten.

Die Grenzen der Annäherung

Einer der fortbestehenden Mythen der Globa-
lisierung besagt, dass der zunehmende Han-
del der Katalysator für ein neues Zeitalter der 
Annäherung sei. Der sich ausweitende Han-
del, so die Argumentation, verringert die Ein-
kommenskluft zwischen reichen und armen 
Ländern. Die sich entwickelnde Welt soll vom 
Zugang zu neuen Technologien und neuen 
Märkten profitieren. Wie die meisten Mythen 
beinhaltet auch dieser Mythos ein Fünkchen 
Wahrheit, kombiniert mit einer großen Dosis 
Übertreibung. Einige Länder holen auf, wenn-
gleich von einer niedrigen Ausgangsbasis ausge-
hend. Eine erfolgreiche Integration ist aber eher 
die Ausnahme als die Regel – und der Handel 
fördert sowohl die globale Ungleichverteilung 
als auch den Wohlstand. Für die Mehrheit der 
Länder ist die Geschichte der Globalisierung 
eine Geschichte des Auseinanderdriftens und 
der Marginalisierung.

Erfolge im Welthandel hängen immer stär-
ker davon ab, in Industriegütermärkte mit hö-
herer Wertschöpfung vorzudringen. Der größte 
Teil der Marktanteilszuwächse der Entwick-
lungsländer im Industriegüterbereich kann auf 
eine Region – Ostasien – und auf eine kleine 
Gruppe von Ländern zurückgeführt werden 
(Grafik 4.4). Seit 1980 hat Ostasien seinen 
Marktanteil an den Industriegüterexporten 
mehr als verdoppelt, auf 18 Prozent des Ge-
samtvolumens. China hat seinen Anteil am 
Welthandel etwa alle fünf Jahre verdoppelt. Es 
liefert inzwischen ein Fünftel aller weltweit ex-
portierten Textilien und ein Drittel aller Mo-
biltelefone, und es ist der weltweit größte Ex-
porteur von Haushaltsgeräten, Spielzeug und 
Computerelektronik. Auch Mexiko hat seinen 
Marktanteil erhöht. Die sehr sichtbare Präsenz 
einer Gruppe dynamischer exportierender Ent-
wicklungsländer kann jedoch einen irrefüh-
renden Eindruck vermitteln. Nur sieben Ent-
wicklungsländer machen mehr als 70 Prozent 
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der Exporte im Niedrigtechnologiebereich und 
80 Prozent der Exporte im Hochtechnologie-
bereich aus.10 

Wie diese Zahlen nahe legen, stößt die An-
näherung an Grenzen. Ein großer Teil der sich 
entwickelnden Welt hat kaum mehr als einen 
Zeh in der Tür der Industriegüter-Exportmär-
kte. Mit Ausnahme von Mexiko ist die latein-
amerikanische Präsenz auf dem Weltmarkt für 
Industriegüter beschränkt und sinkt von einer 

niedrigen Ausgangsbasis aus. Mehr als die 
Hälfte der Industriegüter-Exporte der Region 
entfällt heute auf Mexiko. Der Anteil Südasiens 
am globalen Exportvolumen wächst von einer 
niedrigen Ausgangsbasis aus, angetrieben vom 
indischen Export-Wachstum. Unterdessen hat 
das Wachstum des internationalen Handels 
wenig dazu beigetragen, die Marginalisierung 
der afrikanischen Länder südlich der Sahara 
abzubremsen. Während der Handel in diesen 
Ländern (mit Ausnahme von Südafrika) gemes-
sen am Anteil am BIP seit 1990 von 40 Prozent 
auf 55 Prozent zugenommen hat, ist ihr Anteil 
an den weltweiten Exporten auf 0,3 Prozent 
gesunken (Grafik 4.5). Heute macht der Anteil 
der Exporte der afrikanischen Länder südlich 
der Sahara mit einer Bevölkerung von 689 Mil-
lionen weniger als die Hälfte des Anteils aus, 
der auf Belgien mit einer Bevölkerung von zehn 
Millionen entfällt.

Die afrikanischen Länder südlich der Sa-
hara zeigen anschaulich, wie Einbußen im 
Handel schwerer wiegen können als der Nut-
zen durch Entwicklungshilfe und Schuldener-
leichterungen. Wenn Afrika heute noch den 
gleichen Anteil am globalen Exportvolumen 
hätte wie noch 1980, würde es heute im Wert 
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Grafik 4.4

Quelle: Berechnet auf der Grundlage der Daten zu Exporten aus UNIDO 2004. 
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von rund 119 Milliarden US-Dollar mehr ex-
portieren (bei konstantem Dollar, Stand 1995). 
Das entspricht etwa dem Fünffachen der Ent-
wicklungshilfe und der Haushaltseinsparungen 
durch Schuldenerleichterungen, die von den rei-
chen Ländern im Jahr 2002 geleistet bzw. ge-
währt wurden.

Die Grenzen der Annäherung durch globale 
Integration sind auffallend. Nach mehr als zwei 
Jahrzehnten mit schnellem Handelswachstum 
machen die Länder mit hohem Einkommen 
mit einem Anteil von 15 Prozent an der Welt-
bevölkerung noch immer zwei Drittel der welt-
weiten Exporte aus – ein moderater Rückgang 
vom Stand der 1980er Jahre (Grafik 4.6). Die 
Hinweise auf eine Annäherung sind noch we-
niger beeindruckend, wenn man die aktuellen 
Marktanteile berücksichtigt. Indien mag eine 
der am schnellsten wachsenden Exportwirt-
schaften sein, mit Exporten, die seit 1990 um 
zehn Prozent im Jahr zunehmen, doch es hat 
nach wie vor nur einen Anteil von 0,7 Prozent 
am weltweiten Exportvolumen.

Die Weltmarktanteile bei den Exporten 
zeigen nur einen Ausschnitt des Ausmaßes der 
Divergenz im Welthandel. Die Fähigkeiten der 
Länder, Exporterfolge in steigende Einkom-
men umzusetzen – und so in verbesserte Le-
bensstandards und weniger Armut – hängen 
nicht nur vom Produktions- und Exportvolu-
men ab, sondern auch von der Wertschöpfung 
– einem Maß für den geschaffenen Wohlstand. 
Es ist die Wertschöpfung durch die Produktion 
von Industriegütern, die den größten Einfluss 
auf die Verteilung des weltweiten Einkommens 
und der Vorteile durch den Handel hat. Die 
schlechte Nachricht unter dem Gesichtspunkt 
globaler Verteilung ist, dass sich das Kräftever-
hältnis in der globalen Industriegüter-Produk-
tion nach 25 Jahren globaler Integration kaum 
verändert hat.

In den 1980er und 1990er Jahren stieg die 
Wertschöpfung in der Industriegüter-Produk-
tion in Entwicklungsländern um mehr als fünf 
Prozent pro Jahr – doppelt so stark wie in den 
Industrieländern.11 Fast das gesamte Wachs-

tum entfiel jedoch auf Ostasien und die In-
dustrieländer machen noch immer mehr als 70 
Prozent der Wertschöpfung in der weltweiten 
Industriegüter-Produktion aus.

Die Unterschiede zwischen Ostasien und 
Lateinamerika zeigen, dass Exportwachstum 
und Exporterfolg zwei sehr verschiedene Kon-
zepte sind. 

Bei der Wertschöpfung in der Industrie-
güter-Produktion hat Lateinamerika gegen-
über Ostasien Marktanteile verloren (Gra-
fik 4.7). Selbst Mexiko, das dynamischste 
Exportland Lateinamerikas, hat gegenüber 
Ostasien Marktanteile verloren, und – was 
noch spektakulärer ist – gegenüber China.12 
Die Erklärung: Mexiko produziert mit gerin-
ger Wertschöpfung Hochtechnologie-Pro-
dukte, die eine hohe Wertschöpfung haben. 
Ein großer Teil des Exportwachstums baut 
auf der einfachen Montage und dem Re-Ex-
port importierter Produkte aus Maquiladora-
Fabriken auf, mit begrenzter technologischer 
Aufwertung.13 Auf einem niedrigeren tech-
nologischen Niveau ist das mexikanische Mo-
dell mit hohem Exportwachstum und nied-
riger Wertschöpfung typisch für eine größere 
Gruppe von Ländern. Exporteure von Beklei-
dung, wie Bangladesch, Honduras und Nica-
ragua, gehören in diese Kategorie.
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Die globale Integration durch Handel 
war sowohl durch Elemente der Kontinuität 
als auch des Wandels gekennzeichnet. Zwar 
mag der Anteil der Landwirtschaft am Welt-
handel sinken, doch viele arme Länder sind 
von Agrarexporten weiterhin stark abhängig. 
Mehr als fünfzig Entwicklungsländer hängen 
mit mindestens einem Viertel ihrer Exporter-
löse von der Landwirtschaft ab. Diese Län-
der befinden sich in einer Abwärtsspirale. Sie 
exportieren Güter, die einen abnehmenden 
Anteil am Welthandel und am globalen Ein-
kommen ausmachen, mit den dazugehörigen 
Implikationen für ihre Position in der globa-
len Verteilung. Nach Regionen ist der Anteil 
der Agrarexporte in Lateinamerika (29 Pro-
zent, ohne Mexiko) und in Afrika südlich der 
Sahara (16 Prozent) am höchsten. 

Viele dieser Länder, vor allem in Afrika 
südlich der Sahara, sind von einem sehr engen 
Spektrum an Gütern abhängig, deren Welt-
marktpreise stark gefallen sind. Zwischen 
1997 und 2001 ist der kombinierte Preisin-
dex aller Waren real um 53 Prozent gefal-
len.14 Das bedeutet, dass die afrikanischen 
Exporteure ihr Exportvolumen verdoppeln 
mussten, um ihre Einnahmen konstant zu 
halten, wie wir später in diesem Kapitel zei-
gen werden. Es sind nicht nur rohstoffabhän-
gige Exporteure, die mit sinkenden Terms of 
Trade konfrontiert sind. Die Kaufkraft von 
Industriegüterexporten aus Entwicklungs-
ländern ist seit Mitte der 1990er Jahre um 
zehn Prozent gefallen. Dabei waren die Ex-
portgüter, die mit einem hohen Arbeitsein-
satz produziert wurden, dem größten Preis-
verfall ausgesetzt.15 

Warum sind diese Trends in Richtung An-
näherung bzw. Divergenz für die menschliche 
Entwicklung von Bedeutung? Ein Grund be-
steht darin, dass der internationale Handel 
auf die Verteilung des globalen Einkommens 
zunehmenden Einf luss hat. Mit steigendem 
Anteil des Handels am globalen BIP wird der 
Anteil der einzelnen Länder am Welthandel 
ihre Position in der globalen Einkommens-
verteilung stark beeinf lussen. 

Ein weiterer Grund, warum Verteilungs-
trends von Bedeutung sind, besteht darin, dass 
Erfolg – und Misserfolg – im Handel kumula-
tiv wirken. Exporte sind wichtig, nicht nur oder 
nicht hauptsächlich als Einkommensquelle, 
sondern auch als Mittel zur Finanzierung des 
Imports neuer Technologien, die nötig sind, um 
Wachstum, Produktivität und Arbeitsplätze zu 
schaffen und um den Lebensstandard zu verbes-
sern und die Konkurrenzfähigkeit auf den Welt-
märkten zu erhalten. Die Marginalisierung im 
Handel kann sich also in eine technologische 
Marginalisierung verwandeln, die Auswir-
kungen auf die globale Einkommensverteilung 
und die Armut hat. Marginalisierung zu ver-
meiden bedeutet auch, in dynamischere Märkte 
mit höherer Wertschöpfung vorzudringen. Dies 
wiederum erfordert die Entwicklung diversifi-
zierter Produktionssysteme, in die neue Tech-
nologien leicht integriert werden können und 
die eine lokale Wertschöpfung ermöglichen.16 

Handel und menschliche 
Entwicklung

Die Vorstellung, dass die Beteiligung am Han-
del das menschliche Wohlergehen fördert, ist 
so alt wie die moderne Volkswirtschaftslehre. 
Aus unterschiedlichen Perspektiven argumen-
tierten Adam Smith, David Ricardo, John 
Stuart Mill und Karl Marx alle, dass Spezia-
lisierung durch Handel die Produktivität und 
das Wirtschaftswachstum erhöhen und den 
Lebensstandard anheben würde. Viele ihrer 
Einsichten sind weiterhin gültig. Doch die 
Verbindungen zwischen Handel und mensch-
licher Entwicklung sind komplex – und es 
gib keine einfache Blaupause für erfolgreiche 
Weltmarktintegration.

Die Handelspolitik stellt einen der letzten 
Bereiche des Entwicklungsdenkens alter Schule 
dar. In anderen Bereichen akzeptieren die mei-
sten politischen Entscheidungsträger im Prinzip, 
dass Wirtschaftswachstum und Konsum kein 
Selbstzweck sind, sondern Mittel zur Förderung 
menschlicher Entwicklung. Im Handel wird die 
Entwicklungslogik ins Gegenteil verkehrt. Erfolg 
wird typischerweise anhand von Exportwachs-
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tum, anhand von Veränderungen der Außen-
handelsquote und anhand der Geschwindigkeit 
gemessen, mit der Importhemmnisse wegfallen. 
Dani Rodrik drückte es so aus: „Der Handel ist 
zum Objektiv geworden, durch das Entwicklung 
wahrgenommen wird, statt umgekehrt.“17  

Die Vorstellung, dass Offenheit für den 
Handel sowohl für das Wachstum als auch für 
die menschliche Entwicklung schon an sich gut 
ist, findet heute fast allgemeine Unterstützung. 
In politische Handlungskonzepte umgesetzt 
hat diese Vorstellung dazu geführt, dass die 
Vorzüge rascher Importliberalisierungen als 
Schlüssel zu erfolgreicher Weltmarktintegra-

tion betont werden. Wenn Länder wie Kambo-
dscha und Vietnam der WTO beitreten, wird 
von ihnen als Aufnahmebedingung eine dra-
stische Senkung der Zölle für Agrarprodukte 
und Industriegüter verlangt, als ob dies ein Test 
ihrer handelspolitischen Referenzen wäre.

Solche Ansätze sind ungerechtfertigt. Die 
Beweise, die die These stützen sollen, dass Im-
portliberalisierungen automatisch gut für das 
Wachstum seien, sind schwach – fast genauso 
schwach wie die gegenteilige These, dass Protek-
tionismus gut für das Wachstum sei (Grafik 4.8 
und Kasten 4.1). Zwar können Importliberali-
sierungen, wenn sie in der richtigen Reihenfolge 

Die Vorstellung, dass offene Märkte gut für Wachstum und mensch-

liche Entwicklung sind, ist tief verwurzelt. Häufig wird Druck auf die 

Entwicklungsländer-Regierungen ausgeübt, Importe zu liberalisie-

ren, in einigen Fällen durch Entwicklungshilfe- oder Kreditkonditi-

onen und in fast allen Fällen als eine Voraussetzung für den Beitritt 

zur WTO. Gibt es Beweise, die diese Verordnung untermauern?

Eine oft zitierte Studie unterteilt die Länder anhand der Wachs-

tumsrate ihrer Außenhandelsquote in Globalisierer und Nicht-Glo-

balisierer.  Dann wird gefragt, welche Gruppe am schnellsten 

wächst. Die Antwort, die sich ergibt, ist: die Globalisierer im Ver-

hältnis drei zu eins – ein riesiger Abstand. Weil diese Länder auch 

ihre Zölle stärker gesenkt haben, wird daraus geschlussfolgert, 

dass Importliberalisierungen gut für das Wachstum seien. In der-

selben Studie wird argumentiert, dass Wachstum im Durchschnitt 

verteilungsneutral sei, insofern, als dass die Armen im direkten 

Verhältnis zu ihrem gegenwärtigen Einkommensniveau Anteil am 

Wachstum haben. Daraus wird geschlossen, dass Offenheit gut für 

das Wachstum sei, und gut für die Armen.

Macht man dieselbe Übung, um sich den Zusammenhang 

zwischen Importliberalisierungen und Wachstum anzuschauen, so 

fördert dies jedoch ein ganz anderes Bild zutage. Länderübergrei-

fende Vergleiche zeigen, dass das Wirtschaftswachstum mit dem 

Exportwachstum in positivem Zusammenhang steht, doch die Wir-

kungen treten in beide Richtungen auf. Das heißt, Exportwachstum 

ist sowohl eine Folge als auch eine Ursache von mehr Einkommens-

wachstum. Der Zusammenhang zwischen Importliberalisierungen 

und Wachstum ist jedoch weniger genau definiert. Anders als die 

Außenhandelsquote, die einen volkswirtschaftlichen Ergebnisindi-

kator darstellt, sind Importliberalisierungen ein politischer Indikator. 

Grafik 4.8 im Text fasst die Daten zum Zusammenhang zwischen 

diesem Indikator, gemessen anhand der prozentualen Veränderung 

der (ungewichteten) Zölle, und dem Wachstum in 92 Ländern im 

Zeitraum 1985-89 bis 2001-03 zusammen. Die Aufteilung der Län-

der in drei Cluster auf der Basis dessen, wie stark sie ihre Zölle 

gesenkt haben, zeigt bezüglich des Wachstums keine signifikanten 

Unterschiede.

Was sich stattdessen zeigt, ist die Vielfalt an Ergebnissen, die 

deutlich machen, wie wichtig das Zusammenspiel zwischen han-

delspolitischen Maßnahmen und anderen Variablen ist. Brasilien 

und Peru haben ihre Zölle in beeindruckenderem Maße gesenkt 

als China und andere ostasiatische Länder, doch in Bezug auf 

Wachstum sind ihre Leistungen deutlich weniger beeindruckend. 

Indien hat in den 1990er Jahren starke Zollsenkungen mit besse-

ren Wachstumsleistungen kombiniert. Doch der Pfad mit höherem 

Wachstum beginnt ein Jahrzehnt früher als die Importliberalisie-

rungen und die Zölle sind noch immer relativ hoch. In anderen Fäl-

len, wie in Kenia und Nicaragua, war die rasche Marktöffnung mit 

Stagnation oder wirtschaftlichem Abschwung verbunden. 

All dies spricht nicht für mehr Protektionismus. Es gibt keine 

Hinweise darauf, dass höhere Zölle gut für das Wachstum seien. 

Die Vielfalt der Ergebnisse legt jedoch nahe, dass die Zusammen-

hänge zwischen Importliberalisierungen und Wachstum doch kom-

plexer sind, als manchmal behauptet wird. In der Praxis wird das 

Verhältnis zwischen Handel und Wachstum durch eine Reihe kom-

plexer interner und externer Faktoren bestimmt. Die länderüber-

greifenden Erfahrungen bieten kaum eine Grundlage dafür, dass 

Kreditkonditionen oder Welthandelsregeln genutzt werden sollten, 

um rasche Liberalisierungen zu fördern.

1. Dollar und Kraay 2001a, b.

Quelle: Samman 2005b; Dollar und Kraay 2001a, b.

Kasten 4.1   Wie gut ist Offenheit für das Wachstum?
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und schrittweise erfolgen, helfen, Produktivi-
tätszuwächse zu erzielen, doch sind erfolgreiche 
Handelsliberalisierungen und stärkere Integra-
tion oft das Ergebnis von anhaltendem hohem 
Wachstum, wobei die Länder mit zunehmendem 
Reichtum ihre Zölle senken. Dies galt sowohl für 
die reichen Volkswirtschaften während ihrer in-
dustriellen Entwicklung, als auch für die erfolg-
reich integrierten Entwicklungsländer. Länder 
wie China, Indien, Südkorea (Korea, Rep.) und 
die chinesische Provinz Taiwan begannen ihre 
Zölle nach und nach zu senken – im Anschluss 
an die Reformen, die die wirtschaftliche Ent-
wicklung auf den Weg gebracht hatten.

Nichts davon schmälert die offensicht-
lichen Vorteile durch die Beteiligung am 
Handel. Auf Haushaltsebene können Exporte 
eine wichtige Einkommensquelle und Arbeits-
plätze für die Armen bieten. In Bangladesch 
hat die Zunahme der Textilexporte seit 1990 
circa 1,8 Millionen Arbeitsplätze geschaffen, 
mehr als 90 Prozent davon für weibliche Ar-
beitskräfte.18 Höhere Einkommen im Beklei-
dungssektor haben die Armut gemindert und 

zu Verbesserungen bei den Gesundheits- und 
Bildungsindikatoren beigetragen. Als Viet-
nam die Vermarktung von Reis liberalisierte, 
erhielten einheimische Produzenten Zugang 
zum Weltmarkt, was zu wichtigen Verbesse-
rungen ihres Lebensstandards und der Indika-
toren für menschliche Entwicklung führte.19 
In beiden Fällen gaben die breiten Einkom-
mens- und Arbeitsmarkt-Wirkungen, die 
durch die Exporte zustande kamen, Anstöße 
für die menschliche Entwicklung.

Über die Haushaltsebene hinaus ergeben 
sich einige der wichtigsten Vorteile des Han-
dels aus dem Import von Investitionsgütern, 
die billiger sind als die im Inland verfügbaren. 
In den 1960er und 1970er Jahren versetzte 
der Export arbeitsintensiver Industriegüter 
Südkorea und die chinesische Provinz Taiwan 
in die Lage, die Technologien zu importieren 
und anzupassen, die diese Länder brauchten, 
um ihre Industriesektoren zu diversifizieren, 
die Produktivität zu erhöhen und im Welt-
handel in Bereiche mit höherer Wertschöp-
fung vorzudringen.20 Entsprechend hat auch 
das Exportwachstum, verbunden mit auslän-
dischen Investitionen, den Import von Tech-
nologien finanziert, die chinesische Firmen 
in die Lage versetzt haben, auf einheimischen 
und internationalen Märkten erfolgreich zu 
konkurrieren.

Wie jeder technologische Wandel, jede 
Umstrukturierung oder Reform, die Auswir-
kungen auf den einheimischen Markt hat, 
kann eine größere Offenheit für den Handel 
zu Verlagerungen führen und Anpassungs-
kosten mit sich bringen. Die Beteiligung am 
Handel kann sowohl Gewinner als auch Ver-
lierer hervorbringen. Unter dem Gesichts-
punkt menschlicher Entwicklung besteht die 
Herausforderung darin, die neuen Chancen, 
die der Handel bietet, zu nutzen und gleich-
zeitig sicherzustellen, dass der Nutzen breit 
gestreut ist und dass schwache Bevölkerungs-
gruppen davor bewahrt werden, die Kosten 
tragen zu müssen. Die sechs Bereiche, die wir 
im Folgenden behandeln, gehören zu den zen-
tralen Voraussetzungen.
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Eine aktive Industrie- und 
Technologiepolitik entwickeln 
Der Erfolg auf dem Weltmarkt hängt zunehmend 
von der Entwicklung der Fähigkeiten der Indus-
trie ab. In einer wissensbasierten Weltwirtschaft 
reichen billige Arbeitskräfte und der Export von 
Primärgütern oder einfachen, montierten Gütern 
zur Unterstützung steigender Lebensstandards 
nicht aus. Auf der Wertschöpfungskette weiter 
nach oben zu gelangen hängt von der Steuerung 
des Prozesses der Beherrschung, Anpassung und 
Verbesserung neuer Technologien ab. Dies ist 
ein Bereich, in dem es häufig zu Marktversagen 

kommt. Freie Märkte geben unter Umständen 
nicht die richtigen Signale für Investitionen in 
neue Technologien, wenn die Lernkosten unvor-
hersehbar hoch sind. Außerdem leiden Firmen in 
Entwicklungsländern unter strukturellen Nach-
teilen wie fehlenden Informationen, schwachen 
Kapitalmärkten und schwachen Institutionen, 
die sie unterstützen könnten.

Die besten Beispiele für eine erfolgreiche 
Weltmarktintegration beinhalteten staatliche 
Maßnahmen zur Überwindung von Markt-
versagen.21 Die Regierungen von Südkorea und 

Vietnam und Mexiko spielen, gemessen an den gängigen Wirt-

schaftsindikatoren, beide in der ersten Liga der neuen Länder, die 

den Weg der Globalisierung eingeschlagen haben. Gemessen an 

den Indikatoren für menschliche Entwicklung spielen sie jedoch 

nicht in der gleichen Liga. Die intensivere Beteiligung am Handel 

hat in Vietnam rasche Fortschritte unterstützt. In Mexiko waren die 

Export-„Erfolge“ nur von geringen Fortschritten bei der mensch-

lichen Entwicklung begleitet (siehe Tabelle).

Vietnam. Seit der Einführung marktwirtschaftlicher Reformen 

Ende der 1980er Jahre weist Vietnam ein anhaltendes Wachstum 

von über fünf Prozent pro Jahr auf – eine der höchsten Wachstums-

raten weltweit. Die Beteiligung am Handel war und ist von entschei-

dender Bedeutung. Die Produzenten erhielten dadurch Zugang zu 

neuen Märkten und neuen Technologien. Die Importe und Exporte 

sind seit Anfang der 1990er Jahre um mehr als 20 Prozent pro Jahr 

gestiegen und die Exportquote hat sich verdoppelt. 

Die Exporterfolge gingen mit Fortschritten bei der mensch-

lichen Entwicklung einher. In den 1990er Jahren sank die Einkom-

mensarmut von 58 Prozent auf 28 Prozent, die Lebenserwartung 

stieg um sechs Jahre und die Kindersterblichkeit wurde halbiert. 

Die Ungleichverteilung hat zugenommen, jedoch von einer nied-

rigen Ausgangsbasis aus. Der Gini-Koeffizient stieg von 35,7 An-

fang der 1990er Jahre auf 37 gegen Ende des Jahrzehnts und ist 

damit nach wie vor einer der niedrigsten weltweit. Beim HDI liegt 

das Land 16 Plätze weiter vorne als im BIP-Ranking. Zu den Er-

folgsfaktoren in Vietnam zählen:

•	 Vorausgegangene	 Investitionen	 in	die	menschliche	Entwick-

lung. Vor dem wirtschaftlichen Aufschwung war die Einkom-

mensarmut in Vietnam auf einem hohen Niveau, doch andere 

Indikatoren (die Einschulungsquote, der Alphabetisierungsgrad 

und die Lebenserwartung) lagen sehr viel höher als der Durch-

schnitt in Ländern auf einem ähnlichen Einkommensniveau.

•	 Breit	 angelegtes	 Wachstum,	 das	 vielen	 Menschen	 zugute	

kommt. Das Exportwachstum wurde durch Millionen von 

Kleinproduzenten vorangebracht. Die Wirtschaftsreformen 

begannen mit der Liberalisierung der Agrarmärkte. Die Be-

schränkungen auf Reisexporte wurden gelockert, die Import-

beschränkungen für Düngemittel wurden aufgehoben und die 

Rechte auf Landbesitz ausgeweitet. Steigende Preise und die 

sinkenden Kosten der eingesetzten Produktionsmittel führten 

dazu, dass die Einkommen der Kleinbauern rasch stiegen. Die 

Löhne in der Landwirtschaft, der inländische Handel und die 

Inlandsnachfrage stiegen allesamt. 

•	 Eine	Verpflichtung	auf	Gerechtigkeit:	Vietnam	hat	eine	Abga-

benquote	von	rund	16	Prozent	–	ein	hohes	Niveau	für	ein	Land	

mit	niedrigem	Einkommen. Die hohen Staatseinnahmen haben 

es der Regierung ermöglicht, durch Ausgaben für die soziale 

und wirtschaftliche Infrastruktur den Nutzen aus dem Handel 

breiter zu verteilen. 

•	 Allmähliche	Liberalisierung:	Höheres	Wachstum	und	die	För-

derung	des	Exportsektors	gingen	den	Importliberalisierungen	

voraus. Ab Mitte der 1990er Jahre wurden die quantitativen 

Beschränkungen abgebaut, doch die Zölle blieben bei durch-

schnittlich rund 15 Prozent. Die Kapitalmärkte blieben ge-

schlossen, wodurch Vietnam von den Auswirkungen der Fi-

nanzkrise in Ostasien abgeschottet wurde.

•	 Marktdiversifizierung:	Ende	der	1980er	Jahre	verließ	sich	Viet-

nam	fast	ausschließlich	auf	Öl-Exporte	nach	Japan	und	Singa-

pur. In den politischen Handlungskonzepten der 1990er Jahre 

wurde auf eine Diversifizierung der Exportbasis (Fertigwaren 

machen jetzt rund ein Drittel der Gesamtexporte aus) und der 

Exportmärkte gesetzt.

Kasten 4.2   Vietnam und Mexiko – die Geschichte zweier Globalisierer

(Fortsetzung	auf	der	nächsten	Seite)
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Mexiko. Im Laufe des vergangenen Jahrzehnts verzeichnete 

Mexiko bei Fertigwaren ein anhaltendes Exportwachstum von circa 

26 Prozent. Etwa die Hälfte aller aus Lateinamerika exportierten 

Fertigwaren kommt inzwischen aus Mexiko. Hinzu kommt, dass das 

Exportwachstum sich auf Technologiebereiche mit hohem Wachs-

tum und hoher Wertschöpfung konzentriert, wie zum Beispiel Autos 

und Elektronik. 

Im völligen Gegensatz zu dieser Export-Erfolgsgeschichte be-

trug das Wirtschaftswachstum pro Kopf zwischen 1990 und 2003 

im Durchschnitt nur knapp über ein Prozent pro Jahr. Die Reallöhne 

stagnieren und die Arbeitslosigkeit ist höher als zu Beginn der 

1990er Jahre. Die extreme Armut hat nur marginal abgenommen, 

während die Ungleichverteilung gestiegen ist. Die Gründe für Mexi-

kos Misserfolge bei der menschlichen Entwicklung sind das Spie-

gelbild der Faktoren, die in Vietnam zum Erfolg geführt haben.

•	 Ein	hohes	Maß	an	Ungleichverteilung	als	Ausgangsbasis. Me-

xiko hat einen der höchsten Gini-Koeffizienten der Welt – und 

er ist im Laufe des vergangenen Jahrzehnts leicht gestiegen. 

Der Anteil der ärmsten zehn Prozent der Bevölkerung am Na-

tionaleinkommen beträgt nur ein Viertel des Einkommens der 

ärmsten zehn Prozent in Vietnam. Die Rolle des Staates bei 

der Entwicklung der sozialen und wirtschaftlichen Infrastruktur 

für breit angelegtes Wachstum war aufgrund geringer staatli-

cher Einnahmen beschränkt. Mexiko hat ein fünfmal höheres 

Durchschnittseinkommen als Vietnam, aber mit 13 Prozent eine 

niedrigere Abgabenquote, die mit der in Uganda vergleichbar 

ist.

•	 Rasche	Liberalisierung. Unter dem nordamerikanischen Frei-

handelsabkommen (NAFTA) ist Mexiko eine der am schnellsten 

liberalisierenden Volkswirtschaften der sich entwickelnden 

Welt. In einigen Sektoren haben die Importliberalisierungen 

die Armut verschärft. Die Importe von subventioniertem Mais 

aus den Vereinigten Staaten haben sich seit Beginn der Libe-

ralisierung im Jahr 1994 versechsfacht und dazu beigetragen, 

dass die Realeinnahmen von Millionen mexikanischen Mais-

bauern um 70 Prozent zurückgegangen sind. Das Wachstum 

der Agrarexporte in Mexiko konzentrierte sich auf große kom-

merzielle Landwirtschaftsbetriebe, die über Bewässerungs-

systeme verfügen, während die Kleinbauern mit den Anpas-

sungen an die zunehmende Konkurrenz durch Importe fertig 

werden mussten.

•	 Schwache	Industriepolitik. Die Exportstatistiken, die auf einen 

Boom im Hochtechnologiebereich hinweisen, sind irreführend. 

Die Hälfte der mexikanischen Exporte kommt aus der Maqui-

ladora-Zone, wo die Produktion durch die einfache Montage 

und den erneuten Export importierter Komponenten dominiert 

wird. Die Exportaktivitäten sind mit begrenzter lokaler Wert-

schöpfung, minimaler Qualifikation und minimalem Technolo-

gietransfer verbunden. Die Abhängigkeit von einem Exportsek-

tor mit niedrigen Löhnen und niedrigem Qualifikationsniveau 

hat Mexiko stark der Konkurrenz aus Niedriglohnländern wie 

China ausgesetzt. Die Beschäftigung ist seit 2001 um 180.000 

Arbeitsplätze zurückgegangen.

•	 Machtungleichgewichte	 auf	 den	 Arbeitsmärkten. Trotz des 

anhaltenden Produktivitätswachstums sind die Reallöhne mit 

dem raschen Exportwachstum nicht gestiegen, zum Teil, weil 

sich die Exportwirtschaft auf Bereiche mit niedriger Wert-

schöpfung konzentrierte. Die schwach ausgeprägten kollek-

tiven Verhandlungsrechte und der Druck aufgrund der Arbeits-

losigkeit gehören zu den Einflussfaktoren. Ein weiterer Faktor 

waren die Lohnunterschiede, die mit der Feminisierung der Ar-

beiterschaft zusammenhängen. Frauen bekommen im Durch-

schnitt elf Prozent weniger Lohn als Männer.

Kasten 4.2   Vietnam und Mexiko – die Geschichte zweier Globalisierer (Fortsetzung)

Globale Integration und menschliche Entwicklung: Einige schaffen es besser als andere

Exporte von Gütern  
und Dienstleistungen 

(prozentualer Anteil am BIP)

BIP pro Kopf 
(2002, US-Dollar 
Kaufkraftparität)

Quote extremer Armut (%) Einkommensanteil 
der ärmsten 

20 Prozent der 
Bevölkerung (%) Gini-Koeffizient

1990 2003

Durchschnitt- 
liches Wachs-
tum pro Jahr 
1990-2003

(%)

Durchschnitt- 
liches Wachs-
tum pro Jahr 
1990-2003

(%)

Nationale absolute 
Armutsgrenze a (%)

Internationale absolute 
Armutsgrenze (%)

Land 1990 2003 1990 2002 1990 2002 1990 2002 1990 2002

Vietnam 36,0 59,7 20,2 1.282 2.490 5,9 30,0 15,0 60,0 37,0 .. 7,5 35,7 b 37,0

Mexiko 18,6 28,4 11,4 7.973 9.168 1,4 22,5 c 20,3 d 15,8 9,9 .. 3,1 50,3 c 54,6 d

.. Daten nicht verfügbar.
a. Es sollten keine Ländervergleiche angestellt werden, denn die nationalen Armutsgrenzen unterscheiden sich erheblich.
b. Die Daten beziehen sich auf das Jahr 1993.
c. Die Daten beziehen sich auf das Jahr 1992.
d. Die Daten beziehen sich auf das Jahr 2000.
Quelle: Expotedaten, Indikatorentabelle 16; Daten zum BIP pro Kopf, Indikatorentabelle 14; Daten zur nationalen absoluten Armut, Mexiko, Secretaría de Desarrollo Social 2005 und UN Vietnam 2002; Daten zur internationalen 
absoluten Armut für Mexiko, World Bank 2005d, für Vietnam, UN Vietnam 2002; Daten zum Einkommensanteil der ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung und Daten zum Gini-Koeffizient, Indikatorentabelle 15.

Quellen: Vietnam 2004; IMF 2003b; Audley et al. 2003; Oxfam International 2003b.
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der chinesischen Provinz Taiwan, die zur ersten 
Generation der ostasiatischen „Tiger“ gehören, 
boten Anreize für die Entwicklung einheimi-
scher technologischer Kapazitäten, indem sie 
Importbeschränkungen erließen, den Nachbau 
importierter Technologien förderten und aus-
ländische Investitionen regulierten. China ging 
im Wesentlichen einen ähnlichen Weg. In der 
Automobil- und Elektronikbranche wurde und 
wird von ausländischen Investoren gefordert, 
neue Technologien ins Land zu bringen, ein-
heimische Arbeitskräfte auszubilden und ein-
heimische Produktionsmittel einzusetzen. Das 
öffentliche Beschaffungswesen wurde genutzt, 
um Anreize zu schaffen. Um sich für staatliche 
Aufträge zu qualifizieren, müssen ausländische 
Software-Hersteller Schlüsseltechnologien nach 
China transferieren, einen Mindestanteil ihrer 
Erträge im Land investieren und 50 Prozent der 
Entwicklungskosten in Frage kommender Soft-
ware-Produkte decken.

Offenheit steuern
Wenn Offenheit, gemessen anhand der Außen-
handelsquote, ein Indikator für Fortschritte 
bei der menschlichen Entwicklung wäre, dann 
wäre Lateinamerika durch und durch eine 
Erfolgsgeschichte. Die Region war in Bezug auf 
Handelsliberalisierungen weltweit führend. 
Die Ergebnisse sind jedoch enttäuschend. Nach 
einem Jahrzehnt sinkender Einkommen in den 
1980er Jahren betrug das Wirtschaftswachs-
tum pro Kopf in den 1990er Jahren nur etwas 
mehr als ein Prozent.22 Die größere Offenheit in 
Mexiko ging mit einer vernachlässigbar gerin-
gen Minderung der Armut und einer starken 
Ungleichverteilung einher. Die rasche Libera-
lisierung von Agrarimporten hat vor allem die 
arme ländliche Bevölkerung weiter marginali-
siert, zum Teil aufgrund starker Ungleichver-
teilung in der Anfangsphase. Der Unterschied 
zu Vietnam ist bemerkenswert. Ausgehend von 
einem sehr viel niedrigeren Durchschnittsein-
kommen hat die Offenheit in Vietnam dazu 
beigetragen, die menschliche Entwicklung zu 
beschleunigen (Kasten 4.2). Vietnam war zum 
Teil deshalb erfolgreich, weil seine Exporter-
folge auf inländischen Reformen aufbauten, die 
zu Wirtschaftswachstum bei gleichzeitig besse-

rer Verteilung führten, und zum Teil, weil es die 
Marktöffnung nicht durch rasche Import-Libe-
ralisierung verfolgt hat. Noch wichtiger ist, dass 
Vietnam seine Weltmarktintegration auf einer 
stabilen Grundlage menschlicher Entwicklung 
aufgebaut hat.

Diese gegensätzlichen Fallbeispiele un-
terstreichen, wie wichtig es ist, die Handels-
politik, und insbesondere Import-Liberalisie-
rungen, als integralen Bestandteil nationaler 
Strategien zur Minderung der Armut zu sehen, 
und nicht als Selbstzweck. Dann können Im-
port-Liberalisierungen auch positiven Nutzen 
für das Wirtschaftswachstum und die mensch-
liche Entwicklung bringen. Indien hat seit 1990 
seine Zölle von durchschnittlich mehr als 80 
Prozent auf 20 Prozent gesenkt und es Firmen 
damit ermöglicht, Zugang zu Importen zu er-
halten, die sie brauchten, um den an Dynamik 
gewinnenden Wachstumsprozess in Gang zu 
halten. Eines der Probleme in Indien könnte 
sein, dass die Importliberalisierung in einigen 
Bereichen noch nicht weit genug geht. Die Zölle 
auf Inputs für die verarbeitende Industrie sind 
sehr viel höher als im Weltdurchschnitt und 
beeinträchtigen die Konkurrenzfähigkeit von 
Produkten, die auf den Einsatz importierter 
Produktionsmittel angewiesen sind.23 

Mit Ungleichheit umgehen
Die Beteiligung am Handel kann eine beste-
hende extreme Ungleichverteilung noch weiter 
verschärfen. Denn die Armen tragen die Anpas-
sungskosten, die durch die zunehmende Kon-
kurrenz durch Importe entstehen, während sich 
diejenigen mit Vermögen und Marktmacht die 
Chancen im Exportbereich zunutze machen. 

Rasches Exportwachstum ist kein Wunder-
mittel gegen die Armut. Seit Ende der 1990er 
Jahre hat die Exportwelle im Bekleidungs- und 
Textilsektor in Madagaskar sehr viele Arbeits-
plätze geschaffen, vor allem aber für Fachar-
beiter. Die Ergebnisse waren eine zunehmende 
Ungleichverteilung und nur moderate Auswir-
kungen auf die Armutssituation. Die zuneh-
menden Exporte von Obst und Gemüse mit 
hoher Wertschöpfung aus Ländern wie Kenia 

Rasches Exportwachstum 

ist kein Wundermittel 

gegen die Armut
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oder Sambia konzentrieren sich auf große, ka-
pitalintensive Landwirtschaftsbetriebe, die mit 
der restlichen Volkswirtschaft nur schwache 
Verflechtungen aufweisen. In ähnlicher Weise 
dominieren in Brasilien, dem viertgrößten Ex-
porteur landwirtschaftlicher Produkte welt-
weit, große kommerzielle Landwirtschaftsbe-
triebe und Firmen der Agrarindustrie den 20 
Milliarden US-Dollar-Exportmarkt. Nur vier 
oder noch weniger Firmen machen über 40 Pro-
zent der Exporte von Soja, Orangensaft, Geflü-
gel und Rindfleisch aus. Das andere Gesicht der 
brasilianischen Landwirtschaft trägt die Nar-

ben der Massenarmut. Über zehn Millionen 
Menschen in ländlichen Gegenden leben unter-
halb der Armutsgrenze. Die meisten von ihnen 
sind Kleinbauern oder landlose Arbeiter.24  
Guatemala, ein weiteres Export-Erfolgsbeispiel, 
ist in Bezug auf die menschliche Entwicklung 
ein Nachzügler (Kasten 4.3).

Mehr Offenheit für Handel kann mit dem 
Bildungsstand zusammenhängende Ungleich-
heiten verschärfen. In Lateinamerika haben 
die sehr ungleichen Absolventenquoten auf 
Primar- und Sekundarschulebene und der da-

Eine Steigerung der Agrarexporte wird allgemein als ein Weg zu hö-
heren ländlichen Einkommen und einer Verringerung der Armut an-
gesehen. In einigen Fällen ist sie dies auch. Doch die Wachstums- 
und Verteilungsstruktur ist ebenfalls von Bedeutung.

Im Laufe des vergangenen Jahrzehnts verzeichnete Guatemala 
ein anhaltendes Exportwachstum von mehr als acht Prozent, mit mi-
nimalen Fortschritten bei der menschlichen Entwicklung. Beim HDI 
liegt das Land elf Plätze weiter zurück als bei seinen Wirtschafts-
daten. Zwar ging die Einkommensarmut in den 1990er Jahren von 
62 Prozent auf 56 Prozent zurück, doch sie nahm sehr viel weniger 
ab, als man aufgrund des Wachstumsniveaus vorhersagen würde. 
Seit dem Jahr 2000 hat die extreme Armut zugenommen. Auch die 
bereits extremen Einkommensdisparitäten nehmen weiter zu. Von 
1989 bis 2002 ist der Einkommensanteil der ärmsten 20 Prozent der 
Bevölkerung von 2,7 auf 1,7 Prozent gefallen.

Warum ist der Zusammenhang zwischen dem Exportwachs-
tum und der menschlichen Entwicklung so schwach? Ein Grund 
ist, dass die hohe Ungleichverteilung in der Ausgangssituation die 
Armen von den Chancen des Marktes ausschließt und der mensch-
lichen Entwicklung Grenzen setzt. Obwohl es ein Land mit mittlerem 
Einkommen ist, hat Guatemala eine Unterernährungsquote, die zu 
den höchsten weltweit gehört, und ein Drittel der Einwohner sind 
Analphabeten. Die extreme Ungleichverteilung erstreckt sich auch 
auf das Eigentum an Grund und Boden. Schätzungsweise zwei Pro-
zent der Bevölkerung besitzen 72 Prozent der landwirtschaftlichen 
Fläche, einschließlich des fruchtbarsten Landes.

Der Export traditioneller Exportprodukte – wie Zucker, Rind-
fleisch und Kautschuk – wird von circa 20 bis 50 Familien beherrscht. 
Im anderen Extrem sind 87 Prozent aller Bauern Kleinbauern, besit-
zen aber nur 15 Prozent der Fläche und haben begrenzten Zugang 
zu Krediten und Vermarktungsinfrastruktur. Über die Hälfte der länd-
lichen Haushalte besitzt gar kein Land oder weniger als einen Hektar. 
Die Armutsquote in dieser Gruppe liegt bei über 80 Prozent.

Die Kleinbauern werden vom Exportwachstum in traditionellen 
Sektoren, wie zum Beispiel Zucker, wirksam ausgeschlossen. Zwar 
wurden Arbeitsplätze geschaffen, doch die Arbeitsbedingungen 
sind schlecht. Drei Viertel der Landarbeiter bekommen weniger als 
den Mindestlohn. Unter der indigenen Bevölkerung sind es sogar 
82 Prozent.

Die Entwicklungen im nicht-traditionellen Sektor sind ermuti-
gender. Der Export von Gemüse, wie beispielsweise Zuckererbsen, 
ist im Laufe des vergangenen Jahrzehnts rasch gestiegen. Die Pro-
duktion wird von 18.000 bis 20.000 Maya-Bauern im Hochland do-
miniert. Die meisten von ihnen arbeiten auf Parzellen von weniger 
als zwei Hektar. 

Der Export nicht-traditioneller Produkte hat für hohe Erträge ge-
sorgt, Arbeitsplätze geschaffen und eine Diversifizierung weg vom 
Kaffee ermöglicht. Doch nur drei Prozent der Bauern sind in die-
sem Sektor beschäftigt. Außerdem gibt es Hinweise darauf, dass 
die Kleinbauern von Großexporteuren verdrängt werden, die Ver-
bindungen zum US-amerikanischen Markt haben. Dass mehrere 
guatemaltekische Regierungen in Folge keine Kredite, Versiche-
rungsleistungen oder Marketing-Unterstützung zur Verfügung ge-
stellt haben, hat die Potenziale nicht-traditioneller Exportprodukte 
als Mittel zur Armutsbekämpfung eingeschränkt. 

Ohne tiefgreifende Strukturreformen zur Minderung der Un-
gleichverteilung und zur Erweiterung der Möglichkeiten durch die 
Umverteilung von Land und anderem Produktivvermögen, höheren 
öffentlichen Ausgaben zugunsten der Armen und zielgerichteten 
Programmen zum Abbau der Barrieren, mit denen indigene Bevöl-
kerungsgruppen konfrontiert sind, wird in Guatemala wahrschein-
lich keine Exportwachstumsstrategie substantiellen Nutzen für die 
menschliche Entwicklung bringen. Solche Maßnahmen werden 
letztendlich Veränderungen in der Verteilung der politischen Macht 
in Guatemala erfordern.

Quelle: Krznaric 2005.

Kasten 4.3   Guatemala – die Grenzen des exportbedingten Erfolgs
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raus resultierende Mangel an Fachkräften die 
auf höhere Bildung gezahlten Prämien erhöht. 
Die Lohnunterschiede zwischen Menschen mit 
College-Ausbildung und denen mit geringerer 
Schulbildung sind in den 1990er Jahren gestie-
gen. Im Durchschnitt lohnt sich eine College-
Ausbildung in Lateinamerika inzwischen mehr, 
als in den Vereinigten Staaten, was auf ein außer-
ordentlich hohes Niveau an Ungleichheit hin-
weist. Der Handel kann zwar eine positive Rolle 
spielen, doch politische Handlungskonzepte zur 
Überwindung struktureller Ungleichheiten sind 
von zentraler Bedeutung, um Exporterfolge in 
menschliche Entwicklung umzusetzen.25 

Die Anfälligkeit verringern
Die Weltmarktintegration eröffnet Chancen, 
bringt aber auch Risiken mit sich. Die Beteili-
gung am Handel bringt sowohl Gewinner als 
auch Verlierer hervor und sie bringt Anpassungs-
kosten mit sich. Wird die Anpassung schlecht 
gesteuert, kann dies in Bezug auf die mensch-
liche Entwicklung hohe Kosten verursachen.

Viele arme Länder und kleine Inselstaaten, 
die vom Handel, insbesondere dem Handel mit 
Rohstoffen, stark abhängig sind, sind hohen 
Marktrisiken ausgesetzt. Diese Risiken hän-
gen mit der Anfälligkeit der Preise zusammen, 
und damit, dass ein Politikwechsel in den im-
portierenden Ländern potenziell externe Wirt-
schaftskrisen verursacht. Unter diesem Problem 
litten in den vergangenen Jahren die Bananen- 
und Zuckerexporteure, die in die Europäische 
Union liefern. Auch die Exporteure einiger 
Fertigwaren sind akut verwundbar. Der Export 
von Bekleidung hat in Bangladesch und Nepal 
Millionen Arbeitsplätze geschaffen. Heute 
droht die Konkurrenz aus China viele dieser 
Arbeitsplätze zu vernichten (Kasten 4.4). Die 
Auswirkungen der Importe aus Entwicklungs-
ländern auf die Löhne und die Beschäftigung 
in den reichen Ländern werden oft übertrieben. 
Dennoch gibt es Erfahrungen in den Vereini-
gten Staaten, die zeigen, dass 75 Prozent der 
Menschen, die auf den Arbeitsmarkt zurück-
kehren, nachdem sie aus mit dem Außenhandel 
zusammenhängenden Gründen ihren Arbeits-
platz verloren hatten, Einkommenseinbußen zu 

verzeichnen hatten. Anders als die armen Län-
der haben die reichen Länder Kapazitäten, um 
die Anpassungskosten zu reduzieren, doch die 
meisten tun dies nicht. Der US-amerikanische 
Trade Adjustment Act, eine der wenigen Ge-
setzgebungen, die ausdrücklich dafür geschaf-
fen wurden, sich dieser Aufgabe zu widmen, 
erfasst kaum zehn Prozent aller betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.26 

Schwache Arbeitsrechte, verbunden mit 
fehlender Unterstützung für Anpassungen auf 
dem Arbeitsmarkt, verschärfen die Probleme 
der Anfälligkeit. In Lateinamerika sind nur 40 
Prozent der Beschäftigten durch Arbeitsgesetze 
geschützt und haben Zugang zu sozialer Absiche-
rung.27 Frauen leiden überproportional unter den 
schwachen Arbeitsrechten. Weniger als ein Vier-
tel der Frauen in der chilenischen Obstproduk-
tion haben einen Arbeitsvertrag. Dadurch sind sie 
unangemessen hohen Risiken und großer Unsi-
cherheit ausgesetzt. Arbeiter und Arbeiterinnen 
in Exportförderzonen haben oft weniger Rechte 
als diejenigen außerhalb solcher Zonen. Im Jahr 
2003 fielen mindestens sechzehn Länder, darun-
ter Bangladesch und Malaysia, in diese Katego-
rie.28 Schwache Arbeitsrechte und Diskriminie-
rung gegen weibliche Beschäftigte, insbesondere 
in Schlüsselbereichen wie der Versammlungsfrei-
heit und bei Tarifverhandlungen, beschränken 
die Möglichkeiten der Arbeiterinnen, angemes-
sene Löhne und Bedingungen auszuhandeln. 
Es braucht stärkere Arbeitsrechte in Kombina-
tion mit Institutionen und politischen Hand-
lungskonzepten, die die Anpassung an Verände-
rungen erleichtern. Nach den Grundlagen der 
Volkswirtschaftslehre kann der Handel das ag-
gregierte Einkommen erhöhen, selbst wenn ein 
Teil der Bevölkerung in Folge von Anpassungen 
Verluste erleiden könnte. Um die Wohlfahrtsge-
winne aus dem Handel zu maximieren und die 
politischen Gründe für eine Beteiligung am Han-
del zu stärken, ist es wichtig, dass die Gewinner 
die Verlierer entschädigen. Diese Entschädigung 
kann verschiedene Formen annehmen, darunter 
Transferleistungen zwischen einzelnen Ländern 
oder nationale Politik, um die Bedingungen zu 
schaffen, unter denen die Verlierer geschützt wer-
den und Chancen erhalten. 
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Die Abschaffung der Quoten im Bekleidungs- und Textilbereich, die unter 

dem Multifaserabkommen (MFA) bestanden, macht die Bedrohung der 

menschlichen Entwicklung durch den Verlust von Vorzugsbehandlungen 

besonders deutlich. Schlecht gehandhabt, wie es bislang der Fall war, 

könnte der Übergang zu einem stärker liberalisierten Markt das Wohler-

gehen von Millionen von Menschen aufs Spiel setzen.

Unter dem WTO-Übereinkommen über Textilien und Bekleidung, dass 

1994 entworfen wurde, werden alle Quoten für Bekleidung und Textilien, 

die von den Industrieländern unter dem Multifaserabkommen aufrecht er-

halten wurden, stufenweise abgeschafft. Wenn die letzten Quoten abge-

schafft sind, wird die Aufmischung des 350 Milliarden US-Dollar schweren 

Bekleidungs- und Textilmarktes Gewinner und Verlierer hervorbringen. Die 

verarmten Arbeiterinnen, die in diesem Sektor weltweit zwei Drittel aller 

Arbeitskräfte stellen, werden wahrscheinlich die größten Verliererinnen 

sein.

Das Multifaserabkommen war ein mächtiger Antrieb für die industrielle 

Entwicklung in einer ganzen Reihe von Ländern. In Bangladesch, Kam-

bodscha, Nepal und Sri Lanka wuchs der Bekleidungs- und Textilsektor 

dank der Quoten-Beschränkungen für Produzenten wie China und Indien, 

die zu noch niedrigeren Kosten produzieren. Ausländische Investoren aus 

China, Südkorea (Korea, Rep.), der chinesischen Provinz Taiwan und an-

deren Ländern traten auf den Plan, um aus dem geschützten Markt Vorteile 

zu ziehen.

Heute macht der Bekleidungssektor in Bangladesch über drei Viertel 

der Exporte des Landes aus und sichert circa 40 Prozent der Arbeitsplätze 

in der Fertigungsindustrie. Abgesehen von den 1,8 Millionen direkt in die-

sem Sektor beschäftigten, hauptsächlich weiblichen Arbeitskräften, unter-

stützt die Industrie indirekt schätzungsweise weitere zehn bis 15 Millionen 

Menschen durch die Überweisungen der Arbeitskräfte in ländliche Regi-

onen und durch die in anderen Sektoren geschaffene Beschäftigung. Die 

Löhne, die in der Exportproduktion von Kleidungsstücken verdient werden, 

tragen dazu bei, Kinder in der Schule zu halten, und helfen Verwandten auf 

dem Lande, Gesundheitsausgaben zu decken und die Ernährung zu si-

chern. In Nepal beschäftigt die Industrie 100.000 Menschen und macht 40 

Prozent der Exporteinnahmen aus. In Kambodscha stehen direkt 250.000 

Arbeitsplätze auf dem Spiel.

Die Abschaffung der Vorzugsbehandlungen unter dem Übereinkom-

men über Textilien und Bekleidung im Jahr 2005 leitet ein, was ein brutaler 

Umstrukturierungsprozess werden könnte. Nach Projektionen der WTO 

könnten die Anteile Chinas und Indiens auf dem US-amerikanischen Markt 

mittelfristig auf mehr als 60 Prozent steigen – das Dreifache des jetzigen 

Niveaus. Die Aussichten für Bangladesch sind weniger ermutigend. Der 

IWF sagt einen Rückgang der Exporte um 25 Prozent voraus, mit Einbußen 

von 750 Millionen US-Dollar. Länder wie die Demokratische Volksrepublik 

Laos, die Malediven und Nepal sind deutlich weniger konkurrenzfähig als 

Bangladesch.

Der Anpassungsdruck wird sich zwangsläufig von den globalen Mär-

kten auf die Unternehmen übertragen, in Form von Preisdruck, der wie-

derum Auswirkungen auf die Löhne und die Beschäftigung haben wird. In 

Bangladesch könnte das Ausmaß der Anpassung einige der Gewinne bei 

der menschlichen Entwicklung, die wir in Kapitel 1 dokumentiert haben, 

wieder zunichte machen. Niedrigere Löhne schlagen sich in niedrigeren 

für Bildung und Gesundheit zur Verfügung stehenden Einkommen nieder 

sowie in einem zunehmenden Druck auf die Frauen, länger zu arbeiten.

Die Industrieländer haben zum Ausmaß der Anpassungskosten direkt 

beigetragen. Statt zum Beispiel die Quoten in ausgewogener Weise über 

den Zehnjahreszeitraum, der für die stufenweise Abschaffung vorgesehen 

war, zu reduzieren, schoben die Europäische Union und die Vereinigten 

Staaten die Abschaffung der Quoten bis zum letzten Moment auf, wodurch 

die im Jahr 2005 drohende Krise verstärkt wird.

Strategien, die hätten ergriffen werden können, um die Anpassungs-

kosten zu reduzieren, wurden ignoriert. Zum Beispiel im Falle von Bangla-

desch, das fast seine gesamte Bekleidungs- und Textilproduktion in die 

geschützten Märkte der Europäischen Union und der Vereinigten Staaten 

exportiert. Bangladesch ist weiterhin mit hohen Zöllen für seine anderen 

Exporte in die Vereinigten Staaten konfrontiert, die für einige Produkte bis 

zu 30 Prozent ausmachen. Diese Zölle hätten im Rahmen der stufenweisen 

Abschaffung des Multifaserabkommens nach und nach gesenkt werden 

können, um einen geschützten Raum zum Atmen zu bieten.

Die Europäische Union war ebenso säumig. Formal genießt Bangla-

desch zollfreien Zugang zum EU-Markt unter der Everything-But-Arms-

Initiative, doch die Herkunftsregeln stellen eine Hürde dar. Strickwaren 

aus Bangladesch genügen in der Regel den Anforderungen, weil sie eine 

hohe einheimische Wertschöpfung beinhalten. Bei Webwaren, bei denen 

man sich jedoch stark auf importierte Produktionsmittel verlässt, bestehen 

Probleme, die Anforderungen an die einheimische Wertschöpfung zu er-

füllen. Gut über die Hälfte der Exporte aus Bangladesch in die Europäische 

Union fällt in diese Kategorie, so dass weniger als die Hälfte der Exporte 

aus Bangladesch tatsächlich zollfrei behandelt wird.

Nachdem die Europäische Union und die Vereinigten Staaten durch 

den Protektionismus im Rahmen des Multifaserabkommens erst Indus-

trien aufgebaut haben, gefährden sie diese nun durch die rasche Abschaf-

fung der Quoten. Ironischerweise bestand die politische Reaktion darin, 

auf Veranlassung der europäischen und US-amerikanischen Bekleidungs-

industrie eine neue Welle von Anti-Dumping-Maßnahmen gegen China zu 

genehmigen. Da sie mit weiteren Sanktionen rechnen muss, hat auch die 

chinesische Regierung Exportsteuern eingeführt. In der Praxis lassen sich 

die protektionistischen Maßnahmen gegen China auf einschlägige Kreise 

und politischen Druck zurückführen. Im krassen Gegensatz zu der Sensibi-

lität, die die entwickelten Länder gegenüber der protektionistischen Lobby 

bei sich zuhause an den Tag legen, haben sie es bislang versäumt, für die 

Verlierer der Abschaffung des Multifaserabkommens auch nur die rudi-

mentärsten Schutzmechanismen oder Anpassungshilfen bereitzustellen.

Quellen: Page 2005; UN Millennium Project 2005g; Alexandraki und Lankes 2004; Mlachila und Yang 2004.

Kasten 4.4    Stufenweise Abschaffung des Multifaserabkommens
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Dem „Ressourcen-Fluch“ begegnen
In Bezug auf die menschliche Entwicklung 
schneiden einige Export-Tätigkeiten besser ab 
als andere. Reichtum, der durch den Export 
von Öl und mineralischen Rohstoffen erzeugt 
wurde, kann schlecht für das Wachstum, 
schlecht für die Demokratie und schlecht für 
die Entwicklung sein.

Es gibt 34 Entwicklungsländer mit Öl- und 
Gasvorkommen, die mindestens 30 Prozent 
ihrer Exporterlöse ausmachen. Bis zur Hälfte 
der Gesamtbevölkerung dieser Länder lebt von 
weniger als einem US-Dollar pro Tag. 

Zwei Drittel dieser Länder sind nicht  
demokratisch.29 Die Ölexporte haben Äqua-
torialguinea zu einer der am schnellsten wach-
senden Volkswirtschaften gemacht. Doch das 
Land hält auch den Rekord des Landes mit 
der größten Kluft zwischen seinem Volksver-
mögen und seinem Index für menschliche Ent-
wicklung (HDI), eine Kluft von 93 Plätzen. 
Es gibt Schätzungen, nach denen nicht einmal 
zehn Prozent der 700 Millionen US-Dollar 
Öl-Einnahmen Äquatorialguineas ihren Weg 
auf die staatlichen Konten finden. Und Angola 
kommt trotz seines Reichtums an natürlichen 
Ressourcen beim HDI unter 177 Ländern 
nur auf Platz 160. Der Ansturm zur Ausbeu-
tung der Ölreserven im Kaspischen Meer hat 
zu einer Welle ausländischer Investitionen in 
Aserbaidschan, Kasachstan und Turkmenistan  
geführt. Zugleich haben sich die Indikatoren 
für menschliche Entwicklung verschlechtert 
und die Institutionen, die für die staatliche  
Rechenschaftslegung verantwortlich sind, lei-
den unter systemimmanenter Korruption. 

Der „Ressourcen-Fluch“ wird wirksam, 
indem er Institutionen schwächt, verkehrte 

wirtschaftliche Anreize bietet und die Vo-
raussetzungen für Konflikte schafft – doch er 
kann durch vernünftige politische Handlungs-
konzepte und eine demokratische Staats- und  
Regierungsführung gebrochen werden (siehe 
Kapitel 5).

Die sozialen und Umweltkosten erfassen
Ein Exportwachstum, das nicht auf angemes-
sene Weise reguliert wird, kann durch seine 
Umweltauswirkungen die menschliche Ent-
wicklung untergraben. In den 1990er Jahren 
förderte Bangladesch intensiv das Wachstum 
der Garnelen-Aquakultur für den Export. 
Heute macht der Garnelen-Export 1,1 Prozent 
des BIP aus. Studien des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen (UNEP) zeigen, dass die 
Versalzung des Wassers, der Verlust von Weide-
land und die darüber hinausgehenden Umwelt-
auswirkungen 20 bis 30 Prozent des Export-
wertes kosten. Arme Bauern haben Weideland 
verloren und leiden unter niedrigeren Ernte-
erträgen.30 In Tadschikistan förderte die Regie-
rung durch staatliche Unternehmen die inten-
sive Baumwollproduktion. Baumwolle ist heute 
das drittwichtigste Exportprodukt des Landes. 
Doch kommen durch verseuchtes Wasser über-
tragene Krankheiten in Baumwollanbaugebie-
ten drei- bis neunmal häufiger vor. Der Grund: 
Der kaum geregelte Einsatz giftiger Chemika-
lien, die in Bewässerungsgräben sickern, die 
der Wasserversorgung dienen.31 Wie diese Fälle  
zeigen, werden die menschlichen Kosten und die 
externen Umwelteffekte, die den Zusammen-
hang zwischen dem Handel und der mensch-
lichen Entwicklung schwächen, in den Export-
wachstumszahlen nicht berücksichtigt. Die 
Internalisierung dieser Kosten und Externali-
täten ist eine der Hauptvoraussetzungen, um 
dafür zu sorgen, dass der Handel der mensch-
lichen Entwicklung zugute kommt.
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Die multilateralen Verhandlungen der Doha-
Handelsrunde bieten den entwickelten Län-
dern eine Gelegenheit, die Regeln des inter-
nationalen Handels und ihre Innenpolitik in 
Einklang mit ihren Verpflichtungen auf die 
Millenniums-Entwicklungsziele zu bringen. Es 
wäre unrealistisch, zu erwarten, dass die Doha-
Runde dieses seit langem existierende Missver-
hältnis vollständig löst. Doch es wäre verhee-
rend für das multilaterale Handelssystem, wenn 
die reichen Länder keine greifbaren Fortschritte 
erzielen würden.

Es gibt drei Maßstäbe zur Bewertung der 
Ergebnisse der Doha-Runde. Erstens muss sie 
Regeln schaffen, die die seit langer Zeit beste-
henden unfairen und unausgeglichenen Han-
delspraktiken in den Griff bekommen, indem 
sie den Marktzugang für arme Länder verbes-
sern. Zweitens muss in dieser Runde ein beson-
derer Schwerpunkt auf den Agrarhandel und 
die Kürzungen der Agrarsubventionen gelegt 
werden. Drittens muss diese Runde sich erneut 
mit den Abkommen und Verhandlungen aus-
einandersetzen, die den politischen Spielraum, 
der den Entwicklungsländern zur Verfügung 
steht, einschränken, die für die menschliche 
Entwicklung eine direkte Bedrohung darstellen 

oder die die Vorteile der Integration zugunsten 
der reichen Länder verzerren. Die Themen, die 
durch die WTO-Regeln zu Investitionen und 
geistigem Eigentum und durch die laufenden 
Dienstleistungsverhandlungen aufgeworfen 
werden, zeigen auf verschiedene Art und Weise, 
wo das Problem liegt. 

Marktzugang

Damit die Entwicklungsländer und arme Men-
schen aus dem Handel Nutzen ziehen und die 
menschliche Entwicklung voranbringen kön-
nen, brauchen sie Zugang zu den Märkten der 
reichen Länder. Dies wurde in der Erklärung 
anerkannt, die die Doha-Runde auf den Weg 
gebracht hat. Sie beinhaltete ein Versprechen 
der reichen Länder, sowohl Zölle als auch nicht-
tarifäre Handelshemmnisse für Produkte, die 
für Entwicklungsländer als Exportprodukte 
von Interesse sind, zu verringern oder, wo ange-
messen, abzuschaffen. Für eine Gruppe selbst-
ernannter Freihandelsverfechter fanden es die 
Regierungen der reichen Länder bislang schwie-
rig, ihren Worten Taten folgen zu lassen.

Ein System ungerechter Abstufung
Die meisten Steuersysteme gehen von einem 
einfachen Prinzip aus: je mehr man verdient, 
desto mehr zahlt man. Das internationale 
Handelssystem stellt dieses Prinzip auf den 
Kopf. Wenn es um den Zugang zu den Märk-
ten der Industrieländer geht, gilt: Je niedriger 
das Durchschnittseinkommen eines Landes, 
desto höher die Steuer. Zwar erheben die Indus-
trieländer im Handel miteinander sehr niedrige 
Durchschnittszölle, doch für die ärmsten Län-
der der Welt reservieren sie einige ihrer höch-
sten Importschranken.

Im Durchschnitt sehen sich die Entwick-
lungsländer mit niedrigem Einkommen, die in 
Länder mit hohem Einkommen exportieren, 
Zöllen gegenüber, die drei bis vier mal höher 

Unfaire Regeln: Wie das Handelssystem 
die entwickelten länder begünstigt
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sind als die Handelsschranken, die im Handel 
zwischen den Ländern mit hohem Einkommen 
erhoben werden (Grafik 4.9).32 Dieser Durch-
schnitt kaschiert die sehr großen Unterschiede 
zwischen den einzelnen Ländern und die sehr 
hohen Zölle, die auf arbeitsintensive Produkte 
erhoben werden, die für die Beschäftigung in 
Entwicklungsländern von großer Bedeutung 
sind. Während zum Beispiel der Durchschnitts-
zoll auf Importe aus Entwicklungsländern in 
Länder mit hohem Einkommen bei 3,4 Prozent 
liegt, erhebt Japan auf kenianisches Schuhwerk 
26 Prozent Zoll. Die Europäische Union be-
steuert aus Indien importierte Bekleidung mit 
zehn Prozent, während Kanada 17 Prozent Zoll 
auf Bekleidung aus Malaysia erhebt.33 

Die Zahlungsfähigkeit der Handelspart-
ner hat wenig Einfluss auf die Zölle der ent-
wickelten Länder. Die Produkte aus Entwick-
lungsländern machen weniger als ein Drittel 
der Importe der entwickelten Länder aus, doch 
die Entwicklungsländer zahlen zwei Drittel von 
deren Zolleinnahmen. Sie machen auch zwei 
Drittel der Importe der reichen Länder aus, die 
Zöllen von mehr als 15 Prozent unterliegen.34 
Konkret bedeutet dies, dass Vietnam auf Ex-
porte in die Vereinigten Staaten im Wert von 
4,7 Milliarden US-Dollar 470 Millionen US-
Dollar Steuern zahlt, während Großbritannien 
etwa denselben Betrag für Exporte zahlt, die 50 
Milliarden US-Dollar wert sind.35 Die anteilig 
an den Importen erhobenen Zölle zeigen an-
schaulich, wie die perverse Besteuerung funkti-
oniert (Grafik 4.10). Die effektiven Importzölle 
der Vereinigten Staaten für Produkte aus Län-
dern wie Vietnam und Bangladesch sind rund 
zehnmal höher als für Produkte aus den meisten 
Ländern der Europäischen Union.

Progressive Zölle stellen eine der schäd-
licheren Formen widersinniger Abstufung dar. 
Die entwickelten Länder belegen Rohstoffe 
typischerweise mit niedrigen Zöllen, doch die 
Zölle steigen erheblich, wenn es um Halbfer-
tigwaren oder Endprodukte geht.36 In Japan 
sind die Zölle auf verarbeitete Nahrungsmittel 
siebenmal höher, als auf Produkte der ersten 
Verarbeitungsstufe. In Kanada sind sie zwölf-

mal höher. In der Europäischen Union liegen 
die Zölle für Kakaomasse bei null bis neun 
Prozent und steigen für das Endprodukt auf 30 
Prozent. 

Diese Zollstruktur hindert die Entwick-
lungsländer daran, die Wertschöpfung ihrer 
Produkte zu erhöhen. Die progressiven Zölle 
sollen dazu dienen, Werte von den Produzenten 
in armen Ländern an die verarbeitenden Be-
triebe und Einzelhändler in reichen Ländern 
zu transferieren – und das funktioniert. Das 
erklärt auch, warum zwar 90 Prozent der Ka-
kaobohnen weltweit in Entwicklungsländern 
angebaut werden, doch nur 44 Prozent des 
exportierten Alkohols auf Kakao-Basis und 
29 Prozent des Kakaopulvers aus diesen Län-
dern kommen. Progressive Zölle tragen dazu 
bei, dass sich Länder wie Côte d’Ivoire und 
Ghana auf den Export unverarbeiteter Ka-
kaobohnen beschränken müssen. Sie werden 
damit in einem volatilen Rohkakao-Markt 
mit niedriger Wertschöpfung gefangen gehal-
ten. Dagegen ist Deutschland der weltgrößte 
Exporteur von verarbeitetem Kakao und euro-
päische Unternehmen erlösen den größten Teil 
des schlussendlichen Wertes der afrikanischen 
Kakaoproduktion.

Zusätzlich zu den hohen Handelsbeschrän-
kungen der entwickelten Länder bürden sich die 
Entwicklungsländer auch im Handel unterei-
nander hohe Handelshemmnisse auf. Die Ent-
wicklungsländer erheben sogar höhere Zölle auf 
ihre gegenseitigen Importe als ihnen von den 
entwickelten Ländern auferlegt werden. Zum 
Beispiel liegen die Durchschnittszölle für Län-
der mit niedrigem und mittlerem Einkommen, 
die nach Südasien exportieren, bei mehr als 20 
Prozent. Spitzenzölle (Importzölle von mehr 
als 15 Prozent) sind auch in Entwicklungs-
ländern an der Tagesordnung. Sie betragen in 
Bangladesch und Indien über 100 Prozent. Die 
Zollschranken, mit denen die Exporte der am 
wenigsten entwickelten Länder in andere Ent-
wicklungsländer belegt werden, gehören zu 
den durchschnittlich höchsten im Welthandel. 
Nach Regionen haben die Länder Afrikas süd-
lich der Sahara und Südasien mit 18 Prozent 

Grafik 4.10

Berechnet als Zölle auf das Importvolumen 
Quelle: Berechnet auf der Grundlage der Daten  
über Importe und Zölle aus USITC 2005. 
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bzw. 15 Prozent die höchsten Durchschnitt-
szölle. Hohe Zölle sind auch eine Erklärung 
dafür, warum der Handel zwischen den Regi-
onen in Südasien weniger als ein Prozent und in 
Afrika südlich der Sahara weniger als fünf Pro-
zent des BIP ausmacht, verglichen mit über 25 
Prozent in Ostasien. Die Liberalisierung des re-
gionalen Handels im Rahmen des gemeinsamen 
Marktes für das südliche und östliche Afrika hat 
seit dem Jahr 2000 zu einem deutlichen Anstieg 
des Wertes der gehandelten Güter geführt. Die 
Importe und Exporte sind von 4,5 Milliarden 
US-Dollar im Jahr 2002 auf 5,3 Milliarden US-
Dollar im Jahr 2003 gestiegen.

Begünstigende Handelssysteme und die 
Aushöhlung der Vorzugsbehandlungen
Begünstigende Handelssysteme bieten einigen 
Ländern etwas Schutz vor diskriminierenden 
Importzöllen. Die Europäische Union gewährt 
den am wenigsten entwickelten Ländern im 
Rahmen der Everything-But-Arms-Initiative 
Vorzugsbehandlungen. Diese Regelung für einen 
zoll- und quotenfreien Marktzugang wurde im 
Jahr 2001 eingeführt. Im Rahmen des US-ame-
rikanischen African Growth and Opportunity 
Act (AGOA) bekommt Afrika bevorzugten 
Zugang zu den US-amerikanischen Märkten für 
verschiedene Produkte, einschließlich Beklei-
dung und Textilien. Der AGOA hat wesent-
lich dazu beigetragen, das Exportwachstum 
des Bekleidungssektors einiger afrikanischer 
Länder voranzubringen. Allgemein betrachtet 
leiden begünstigende Systeme jedoch oft darun-
ter, dass sie nur ein beschränktes Spektrum von 
Produkten abdecken, dass unsicher ist, wie lange 
sie gelten werden, und dass es komplexe Anfor-
derungen gibt, um für solche Vorzugsbehand-
lungen in Frage zu kommen.

Zu den lästigsten dieser Anforderungen 
zählen die Herkunftsregeln. Diese Herkunfts-
regeln legen fest, wie viel Wertschöpfung in 
Bezug auf die in der Exportgüterproduktion 
eingesetzten Produktionsmittel erfolgen muss, 
wenn die Exportgüter bevorzugt behandelt wer-
den sollen. Herkunftsregeln werden oft als pro-
tektionistische Handelshemmnisse eingesetzt. 
Um in die Europäische Union einzuführen, 

müssen die exportierenden Länder den „größ-
ten Teil“ der Wertschöpfung ihrer Exportgüter 
schaffen. Kanada hat die Latte am niedrigsten 
gelegt. Die exportierenden Länder müssen auf 
importierte Produktionsmittel nur eine Wert-
schöpfung von 25 Prozent erbringen.

Warum machen diese anscheinend geheim-
nisvollen Unterschiede etwas aus? Betrachten 
wir die Situation eines Gemüseexporteurs in 
Uganda, der aus Kenia importiertes Verpa-
ckungsmaterial verwendet. Dieser Exporteur 
hätte aufgrund des Wertes der importierten Ar-
tikel kein Recht auf zollfreien Zugang im Rah-
men der Everything-But-Arms-Initiative der 
Europäischen Union. Genauso würde ein afri-
kanischer Bekleidungsexporteur, der Stoffe aus 
Indien importieren will, um daraus Kleidungs-
stücke nähen zu lassen, mit den Herkunfts-
regeln der Europäischen Union in Konflikt 
geraten.37 Die bloße Komplexität der Regeln, 
verbunden mit unrealistischen Anforderungen 
in Bezug auf die Wertschöpfung, untergräbt die 
Fähigkeit armer Länder, solche Vorzugsbehand-
lungen in Anspruch zu nehmen. 

In der Praxis haben die Herkunftsregeln der 
Europäischen Union protektionistische Fol-
gen. Nur ein kleiner Teil der Güter, die dafür 
in Frage kommen, werden zollfrei in die Euro-
päische Union eingeführt. Als eines der am we-
nigsten entwickelten Länder hat Bangladesch 
ein Anrecht auf Zollfreiheit, doch weniger als 
die Hälfte seiner Exporte gelangen zollfrei in 
die Europäische Union.38 In ähnlicher Weise 
gelangt aus Kambodscha ebenfalls nur rund ein 
Drittel der entsprechenden Exporte zollfrei in 
die Europäische Union.39 Der Senegal hat for-
mal ein Anrecht auf zollfreien Zugang, doch 
tatsächlich zahlt das Land Zölle in Höhe von 
rund zehn Prozent.40 

Würden die europäischen Herkunftsregeln 
geändert, könnte dies für einige der ärmsten 
Länder der Welt potenziell neue Chancen er-
öffnen. Als Kanada im Jahr 2003 seine An-
forderungen in Bezug auf die einheimische 
Wertschöpfung senkte, verdoppelten sich die 
Importe aus Bangladesch innerhalb eines Jah-
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res. Genauso nahmen die in Frage kommenden 
Importe aus Afrika südlich der Sahara stark 
zu, als im Jahr 2001 die Vereinigten Staaten im 
Rahmen des African Growth and Opportunity 
Acts auf ihre Herkunftsregeln verzichteten. Bis 
2003 war der Wert der Importe von 54 Milli-
onen auf 668 Millionen US-Dollar gestiegen. 
Über 10.000 Arbeitsplätze wurden allein in Le-
sotho geschaffen.41 Die europäischen Importe 
aus Afrika südlich der Sahara nahmen im glei-
chen Zeitraum ab.

Was auch immer der Nutzen oder die Gren-
zen der bestehenden Vorzugsbehandlungen im 
Handel sein mögen, die Entwicklungsländer, 
die sie nutzen, werden unter ihrer Aushöhlung 
wahrscheinlich leiden. Wenn der Handel libe-
ralisiert ist, sinkt der Spielraum für Vorzugs-
behandlungen oder verschwindet ganz. Unter 
dem Multi-Faser Abkommen (MFA) genossen 
einige Entwicklungsländer – wie beispielsweise 
Bangladesch, Nepal und Sri Lanka – durch ein 
Quotensystem geschützten Zugang zu den Mär-
kten der Industrieländer. Die Abschaffung dieser 
Quoten durch ein WTO-Abkommen zur Han-
delsliberalisierung wird diese Länder dem Wett-
bewerb mit konkurrenzfähigeren Anbietern wie 
China und Indien aussetzen. China hat seinen 
Marktanteil bereits ausgeweitet und damit eine 
aus der Textil- und Bekleidungsindustrie der Eu-
ropäischen Union und der Vereinigten Staaten 
kommende Welle von Appellen um Schutz aus-
gelöst, angeblich wegen unfairen Wettbewerbs. 
Diese Appelle sind fehl am Platz. Es gibt keine 
konkreten Hinweise auf unfairen Wettbewerb. 
Zudem waren es die Exporteure in den Entwick-
lungsländern, nicht die Produzenten in den In-
dustrieländern, die die Kosten der Anpassung 
getragen haben, während die Importe aus China 
seit der Abschaffung der MFA-Quoten schlag-
artig zunahmen (siehe Kasten 4.4).

Einige der größten Verluste durch die Libera-
lisierung könnten in der Landwirtschaft auftre-
ten. Die Handelspräferenzen der Europäischen 
Union bedeuten zum Beispiel, dass Länder wie 
Fidschi und Mauritius eine Quote für Zuckerex-
porte haben, für die sie das Dreifache des gegen-
wärtigen Weltmarktpreises bekommen. Der In-

ternationale Währungsfonds (IWF) schätzt die 
potenziellen Einbußen für Fidschi und Mauri-
tius auf jeweils zwei bzw. vier Prozent des BIP.42 
Im Falle von Mauritius folgt daraus, dass die 
Staatseinnahmen um ein Viertel niedriger sein 
werden, wodurch zentrale Bereiche des Sozial-
haushalts bedroht sein werden.

Was diese Fälle unterstreichen, ist, dass die 
Liberalisierung des Handels in der sich entwi-
ckelnden Welt Gewinner und Verlierer hervor-
bringen kann. Die entwickelten Länder haben 
mit Verspätung begonnen, auf die Herausforde-
rungen zu reagieren, die sich aus der Aushöhlung 
der Vorzugsbehandlungen ergeben. Doch wenn 
die menschliche Entwicklung in der Handels-
politik der Dreh- und Angelpunkt wäre, gäbe 
es bereits Hilfsprogramme. Finanzielle Unter-
stützung und andere Maßnahmen müssen drin-
gend umgesetzt werden, um anfällige Länder 
und Menschen zu schützen. Allgemeiner gesagt 
hat das Versagen der entwickelten Länder, ihre 
Importpolitik mit einer Verpflichtung auf die 
Millenniums-Entwicklungsziele in Einklang 
zu bringen, die Fähigkeiten der armen Länder 
beschränkt, aus dem Handel Nutzen zu ziehen. 

Handel mit Agrarerzeugnissen

Die Landwirtschaft ist zu einem Spannungsfeld 
in der Doha-Runde geworden. Es stehen strit-
tige Fragen auf dem Spiel, die für die mensch-
liche Entwicklung und die Millenniums-Ent-
wicklungsziele von zentraler Bedeutung sind 
– die Regeln, die den Welthandel mit Agrarpro-
dukten regeln. Mehr als zwei Drittel aller Men-
schen, die von weniger als einem US-Dollar pro 
Tag leben, arbeiten in ländlichen Gegenden, 
entweder als Kleinbauern oder als Landarbeiter. 
Unfaire Handelspraktiken untergraben syste-
matisch die Lebensgrundlage dieser Menschen 
und behindern dabei die Fortschritte in Hin-
blick auf die Millenniums-Entwicklungsziele.

Das zentrale Problem in der Doha-Runde 
lässt sich in drei Worten zusammenfassen: 
Subventionen reicher Länder. Zwar haben die 
reichsten Länder der Welt in der letzten Welt-
handelsrunde, der Uruguay-Runde, verspro-
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chen, die Unterstützung für die Landwirtschaft 
zu reduzieren, doch sie haben das Gesamtniveau 
der an die Produzenten gezahlten Subventionen 
erhöht. Angeführt von den Agrarsubventionssu-
permächten, der Europäischen Union und den 
Vereinigten Staaten, stützen die entwickelten 
Länder ihre landwirtschaftliche Produktion 
derzeit mit 350 Milliarden US-Dollar pro Jahr. 
Die direkte Unterstützung der Produzenten 
lässt sich auf verschiedene Weise berechnen. Mit 
dem Producer Support Estimate (PSE) misst die 
Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) die Kosten 
aller politischen Maßnahmen und Transferlei-
stungen, die die inländischen Preise über dem 
Weltmarktniveau halten, mit rund 279 Milli-
arden US-Dollar oder einem Drittel des Pro-
duktionswertes. Für Japan steigt dieser Wert 
auf mehr als die Hälfte des Produktionswertes 
(Grafik 4.11).43 Die Unterstützung erfolgt auf 
verschiedene Art und Weise. Meist wirkt sie 
preissteigernd, erhöht das Produktionsvolumen 
und kurbelt die Exporte an. Importzölle, die für 
mehrere Produkte, darunter Reis, Zucker, Obst 
und Nüsse,44 bei über 100 Prozent liegen, hal-
ten die inländischen Preise auf einem Niveau, 
das über dem Weltmarktniveau liegt, während 
Budget-Transfers die Einkommen hochtreiben. 
Die meisten Regierungen der entwickelten Län-

der würden gar nichts davon halten, wenn ir-
gendein Entwicklungsland Zölle oder Subven-
tionen in diesem Umfang in Erwägung ziehen 
würde, doch wenn es um die Landwirtschaft 
geht, sind die reichen Länder in der Lage, ihre 
eigenen Standards zu setzen. 

Einige führende Politiker in den entwi-
ckelten Ländern versuchen ihre Unterstützung 
für die Landwirtschaft zu rechtfertigen, indem 
sie sich auf das Ziel ländlicher Entwicklung und 
auf die Interessen schwächerer Bevölkerungs-
gruppen beziehen. Es gibt wenig Beweise, die 
diese Rechtfertigung stützen würden. In der 
wirklichen Welt gewinnen im jährlichen Kreis-
lauf der mehrere Milliarden Dollar umfassenden 
Subventionszahlungen die landwirtschaftlichen 
Großbetriebe, die unternehmerischen Interes-
sen der Agrarindustrie und die Eigentümer von 
Grund und Boden. Nach Untersuchungen, die 
für diesen Bericht durchgeführt wurden, wird 
geschätzt, dass die Verteilung der Subventionen 
in den reichen Ländern ungleicher ist als die Ein-
kommensverteilung in Brasilien (Kasten 4.5). 
Es wäre schwierig, ein noch regressiveres – oder 
noch ineffizienteres – System von Transferzah-
lungen zu entwerfen, als das derzeitige System 
der Agrarsubventionen es darstellt.

Die finanziellen Verpflichtungen gegen-
über einer kleinen Gruppe von Nutznießern 
mit meist hohem Einkommen rücken den 
Finanzierungsbedarf der Millenniums-Ent-
wicklungsziele ins rechte Licht. Die reichen 
Länder zahlen etwas mehr als eine Milliarde 
US-Dollar pro Jahr an Entwicklungshilfe für 
die Landwirtschaft der Entwicklungsländer 
und geben knapp eine Milliarde US-Dol-
lar pro Tag für die Unterstützung ihrer eige-
nen Landwirtschaftssysteme aus. Für einen 
Bruchteil dessen, was die reichen Länder zur 
Subventionierung der Überproduktion von 
Anbauprodukten wie Reis und Zucker ausge-
ben, könnte man den Finanzbedarf zur Errei-
chung der Millenniumsziele in Bereichen wie 
Bildung, Gesundheit und Wasser decken. Um 
es noch schlimmer zu machen, werden durch 
die Subventionen der reichen Länder nicht 
nur Mittel umgelenkt, sondern diese Subven-
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tionen verschärfen auch die ländliche Armut 
in armen Ländern. Die Industrieländer sind in 
einem System gefangen, durch das im Inland 
Geld verschwendet wird und im Ausland Le-
bensgrundlagen zerstört werden. Wenn es um 
den Welthandel mit Agrarprodukten geht, 
wird der Erfolg am Markt nicht durch kompa-
rative Vorteile bestimmt, sondern durch kom-
parativ besseren Zugang zu Subventionen – 
ein Bereich, in dem die Produzenten in armen 
Ländern nicht konkurrieren können. 

Ein hohes Niveau an Unterstützung für 
die Landwirtschaft führt zu mehr Output, 
weniger Importen und mehr Exporten als es 
sonst der Fall wäre. Diese Unterstützung er-
klärt auch, warum die Industrieländer den 
Welthandel mit Agrarprodukten weiterhin 
beherrschen. Ende der 1990er Jahre machten 
die Agrarexporte der entwickelten Länder 
zwei Drittel aller Weltagrarexporte aus – der 
gleiche Anteil wie 1980.45 Die ländliche Bevöl-
kerung in Entwicklungsländern wird auf ver-
schiedene Weise getroffen. Auf dem globalen 
und lokalen Markt werden die Bauern durch 
subventionierte Exporte unterboten, was ihre 
Erlöse und die Löhne der Landarbeiter drückt. 
Währenddessen müssen Produzenten, die Zu-
gang zu den Märkten der Industrieländer su-
chen, mit einigen der höchsten Spitzenzölle 
im Welthandel fertig werden. 

Nach aktuellen Schätzungen erleiden die 
Entwicklungsländer aufgrund von Protektio-
nismus und Subventionen in den entwickelten 
Ländern jährlich Einkommenseinbußen in der 
Landwirtschaft in Höhe von ca. 24 Milliarden 
US-Dollar. Darin sind die dynamischen Wir-
kungen und Multiplikatoreffekte noch nicht 
berücksichtigt.46 Jeder US-Dollar, der durch 
die unfaire Agrarhandelspolitik eingebüßt 
wird, kostet die ländliche Bevölkerung mehr 
als einen Dollar, denn die eingebüßte Kauf-
kraft bedeutet weniger Einkommen für Inve-
stitionen und Beschäftigung. Die Multiplika-
toreffekte sind erheblich. Studien in Afrika 
deuten darauf hin, dass auf jeden zusätzlich 
eingenommenen US-Dollar im ländlichen 
Wirtschaftskreislauf drei weitere US-Dollar 

kommen, die durch die lokalen Märkte erwirt-
schaftet werden. Dies würde darauf schließen 
lassen, dass sich die realen Kosten der Unter-
stützung der Landwirtschaft in den reichen 
Ländern sogar auf 72 Milliarden US-Dollar 
pro Jahr belaufen könnten – ein Betrag, der 
der gesamten öffentlichen Entwicklungshilfe 
des Jahres 2003 entspricht.

Ein früherer EU-Landwirtschaftsminister hat 

die Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen 

Union (GAP) als einen integralen Bestandteil 

des „Sozialmodells“ der EU beschrieben. In 

den Vereinigten Staaten wurde der umstrittene 

Farm Act aus dem Jahr 2002 als eine Investition 

in landwirtschaftliche Familienbetriebe präsen-

tiert. Die Tatsachen sind jedoch ganz andere.

Die Subventionen in Europa und den Verei-

nigten Staaten stehen in direktem Zusammen-

hang mit der Produktionsmenge und der Größe 

des jeweiligen Grundbesitzes, mit einer über-

wältigenden Folge: Je größer ein Betrieb ist, 

desto mehr bekommt er. In der Europäischen 

Union gehen drei Viertel der GAP-Unterstüt-

zung an die größten zehn Prozent der Subven-

tionsempfänger. Im Jahr 2003 teilten sich sechs 

Zuckerhersteller eine gezahlte Summe von 831 

Millionen Euro. In den Vereinigten Staaten ist 

das Verteilungsmuster noch stärker verzerrt. 

Nur 40 Prozent der Bauern erhalten überhaupt 

Subventionen. Innerhalb dieser Gruppe bekommen die reichsten fünf Prozent über 

die Hälfte – was pro Betrieb circa 470.000 US-Dollar ausmacht. 

Ein Weg, die Verteilungsgerechtigkeit der Agrarsubventionen zu bewerten, be-

steht darin, einen Gini-Koeffizienten für die staatliche Unterstützung zu konstruieren. 

So gemessen ist die Verteilung der EU- und US-Subventionen ungleicher als die 

Einkommensverteilung in den Ländern mit der weltweit größten Ungleichverteilung. 

Dadurch wird in Frage gestellt, ob Subventionen wirklich eine wichtige Rolle für die 

soziale Wohlfahrt spielen (siehe Grafik). Der Gini-Koeffizient für EU-Subventionen 

beträgt 77, verglichen mit einem Einkommens-Gini-Koeffizienten für Brasilien – einem 

der Länder mit der größten Ungleichverteilung weltweit – von 60. Diese Zahlen stellen 

noch zurückhaltend dar, welche Rückwirkungen die Agrarsubventionen haben. Ein 

großer Teil des Endwertes der Subventionen wird in Form des steigenden Wertes 

von Grund und Boden und von Pacht kapitalisiert oder verwandelt sich in Gewinne 

auf Seiten der Zulieferer. In den Vereinigten Staaten behalten die Bauern nur circa 40 

Prozent des Wertes der staatlichen Zahlungen.

Kasten 4.5   Wohin fließen die Subventionen?

Quellen: Burfisher und Hopkins 2003; Oxfam International 2004a; Environmental Working 
Group 2005.
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Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU
Nichts verdeutlicht die perverse Logik der Agrar-
subventionen besser, als die Gemeinsame Agrar-
politik der Europäischen Union (GAP) – ein 
System, das die Produzenten mit 51 Milliarden 
US-Dollar (43 Milliarden Euro) Unterstützung 
überhäuft. Die Gemeinsame Agrarpolitik stützt 
einen Sektor, der weniger als zwei Prozent aller 
Arbeitsplätze ausmacht, aber mehr als 40 Prozent 
des gesamten Haushaltes der EU verschluckt. 
Zucker ist als Fallbeispiel für irrationale staatli-
che Politik der Primus inter pares (Grafik 4.12). 
Die Bauern und verarbeitenden Betriebe erhalten 
ein Vierfaches des Weltmarktpreises für Zucker 
und erzeugen einen Überschuss von vier Millio-
nen Tonnen. Dieser Überschuss wird dann auf 
den Weltmarkt geworfen, mit Hilfe von mehr als 
einer Milliarde US-Dollar Exportsubventionen, 
die an eine kleine Gruppe Zucker verarbeitender 
Betriebe gezahlt werden. Das Ergebnis: Europa 
ist weltweit der zweitgrößte Exporteur eines Pro-
duktes, beim dem es keinen komparativen Vor-
teil hat.

Die Produzenten in Entwicklungsländern 
bezahlen die Rechnung. Die subventionierten 
Exporte von EU-Zucker drücken den Welt-
marktpreis um rund ein Drittel. Im Ergebnis 
erleiden weitaus effizientere Zucker-Exporteure 
in Entwicklungsländern Einbußen an Devisen-
einnahmen. Für Brasilien werden sie auf 494 
Millionen US-Dollar geschätzt, für Südafrika 
auf 151 Millionen US-Dollar und für Thailand 
auf 60 Millionen US-Dollar. Dies sind Länder, 
in denen mehr als 60 Millionen Menschen von 
weniger als zwei US-Dollar pro Tag leben.47 Mo-
sambik, ein Land, das eine konkurrenzfähige Zu-
ckerindustrie aufbaut, die eine große Zahl von 
Landarbeitern beschäftigt, wird währenddessen 
von den EU-Märkten ferngehalten – durch eine 
Importquote, die es diesem Land nicht erlaubt, 
mehr zu liefern, als das Äquivalent des Wertes 
von vier Stunden Konsum der EU. Wenn es um 
die Landwirtschaft geht, sind der Offenheit der 
Europäischen Union deutliche Grenzen gesetzt.

Baumwoll- und Reispolitik der USA
Die Baumwollpolitik in den USA liefert ein wei-
teres Beispiel für Marktverzerrungen durch Sub-

ventionen, die der menschlichen Entwicklung 
schaden. Wie auch die Zuckerpolitik der EU 
überspannt der Umfang dieser Subventionen den 
Bogen der Glaubwürdigkeit. Das US-amerika-
nische Landwirtschaftsministerium schätzt, dass 
seine 20.000 Baumwollbauern im Jahr 2005 staat-
liche Zahlungen in Höhe von 4,7 Milliarden US-
Dollar erhalten werden – eine Summe, die dem 
Marktwert dieser Baumwolle entspricht und die 
mehr als die US-amerikanische Entwicklungs-
hilfe für die Länder Afrikas südlich der Sahara 
ausmacht.48 Subventionen dieser Größenordnung 
rufen Erinnerungen an die staatlichen Planwirt-
schaftssysteme wach, die für die frühere Sowjet-
union kennzeichnend waren. Von direkterer 
Bedeutung sind die Auswirkungen der Subventi-
onen auf die Baumwollbauern in armen Ländern.

Die Preisverzerrungen, die durch US-ame-
rikanische Subventionen verursacht werden, 
haben direkte Auswirkungen auf diese klein-
bäuerlichen Produzenten. Diese Subventionen 
drücken den Weltmarktpreis um neun bis 13 
Prozent und ermöglichen es den US-ameri-
kanischen Produzenten, mit einem Marktan-
teil von rund einem Drittel die Weltexport- 
märkte zu beherrschen. Ohne Subventionen 
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wären diese Exporte nicht möglich. Das hohe 
Niveau an staatlicher Unterstützung isoliert die 
US-amerikanischen Produzenten auf wirksame 
Weise von den Preissignalen des Weltmarktes 
und erlaubt es ihnen, ohne Berücksichtigung 
der Marktbedingungen die Produktion aus-
zuweiten. Auf perverse Art und Weise schaf-
fen die zusätzlichen Subventionen, die gezahlt 
werden, wenn die Weltpreise fallen, Anreize, 
die Produktion in Niedrigpreisphasen auszu-
weiten, während andere Länder die Kosten der 
Anpassung tragen (Grafik 4.13). Diese Anpas-
sungskosten sind sehr hoch. Im Jahr 2001, als 
der Weltmarktpreis für Baumwolle auf den 
niedrigsten Stand seit 50 Jahren fiel, wurden 
die Einbußen, die auf US-amerikanische Baum-
wollsubventionen zurückzuführen waren, in 
Ländern wie Burkina Faso und Mali auf ein bis 
drei Prozent des BIP geschätzt – in einer Re-
gion, in der rund zwei Millionen Kleinbauern 
von der Baumwolle als Haupteinkommens-
quelle, und in einigen Fällen als der einzigen 
Einkommensquelle, abhängig sind. Diese Ein-
bußen schadeten den armen Haushalten, deren 
niedrigere Einkommen ihre Ernährungslage 
gefährdeten sowie die für Gesundheit, Bildung 
und Investitionen in die Landwirtschaft zur 
Verfügung stehenden Mittel. Allein in Benin 
waren die gefallenen Baumwollpreise 2001-02 
mit einer Zunahme der Armut von 37 Prozent 
auf 59 Prozent verbunden.49 

Ganze Volkswirtschaften werden durch die 
Verzerrungen auf dem Weltmarkt für Baum-
wolle destabilisiert, wobei die armen Länder 
die Hauptlast tragen. Für die Vereinigten Staa-
ten sind die Baumwollexporte von marginaler 
Bedeutung. In Burkina Faso dagegen macht 
die Baumwolle 50 Prozent des Exportwertes 
aus und ist eine Hauptstütze der Volkswirt-
schaft. Der Weltmarkt für Baumwolle steuert 
2005 auf einen erneuten tiefen Preissturz zu. 
Der Internationale Währungsfonds (IWF) 
schätzt, dass durch die sich verschlechternden 
Terms of Trade das Wirtschaftswachstum in 
Burkina Faso um 2,5 Prozent des BIP sinken 
wird, womit sich das vorausgesagte Wachstum 
halbiert.50 Dieses Ergebnis hat schwerwiegende 
Konsequenzen für die Anstrengungen, das Mil-

lenniums-Entwicklungsziel der Halbierung der 
Einkommensarmut zu erreichen. Es droht auch 
die Zahlungsbilanzen zu destabilisieren. Die 
Zuflüsse an Entwicklungshilfe reichen nicht 
aus, um wachsende Defizite auszugleichen. 
Die menschliche Entwicklung wird leiden, so-
wohl aufgrund der Auswirkungen auf die länd-
liche Armut als auch aufgrund der gesunkenen 
Importkapazitäten.

Nicht alle Probleme auf den internationa-
len Baumwollmärkten lassen sich auf die US-
amerikanische Agrarpolitik zurückführen. Die 
steigende Produktion in anderen Ländern, ins-
besondere in China, und hohe Subventionen in 
der Europäischen Union tragen ebenfalls dazu 
bei.51 Da die Vereinigten Staaten aber der welt-
größte Exporteur sind, hat ihre Politik beson-
ders starke Auswirkungen auf den Weltmarkt. 

Es sind nicht nur die für den Export produ-
zierenden Kleinbauern, die Einkommenseinbu-
ßen erleiden. Die US-amerikanische Reispolitik 
schadet den einheimischen Produzenten in vielen 
Ländern. In den Jahren 2002/2003 wurde der 
Reis, der in den Vereinigten Staaten zu Kosten 
von 415 US-Dollar pro Tonne angebaut wurde, 
für 274 US-Dollar pro Tonne exportiert.52 Kon-
kurrierende Reisexporteure wie Thailand und 
Vietnam müssen sich an diesen unfairen Wett-
bewerb anpassen, ebenso wie Millionen Reisbau-
ern, die für den einheimischen Markt anbauen. 
In Ländern wie Ghana und Haiti sind Reisbau-
ern durch US-amerikanische Importe aus den 
nationalen Märkten herausgedrängt worden. 
Dadurch werden die Aussichten auf die Ent-
wicklung einer dynamischen ländlichen Wirt-
schaft untergraben. In Ghana wurden durch die 
billigen Importe aus den USA die Märkte für 
die Reisbauern im ärmsten nördlichen Teil des 
Landes immer enger. Der IWF hat sich gegen 
das Erheben von Zöllen zur Beschränkung die-
ser Importe ausgesprochen, mit der Begründung, 
dass es keine Hinweise auf unfairen Wettbewerb 
gebe. Diese Beurteilung ist kaum mit der Tatsa-
che zu vereinbaren, dass sich die Zahlungen für 
Reis aus dem US-amerikanischen Haushalt im 
Jahr 2003 auf 1,3 Milliarden US-Dollar beliefen 
– fast drei Viertel des Produktionswertes.

Ganze Volkswirtschaften 

werden durch die 

Verzerrungen auf dem 

Weltmarkt für Baumwolle 

destabilisiert
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Die Antwort auf die in der Überschrift gestellte Frage ist einfach: 

Wenn die entwickelten Länder es sagen. Ein Problem, vor dem 

die Entwicklungsländer jetzt stehen, besteht darin, dass die In-

dustrieländer ihre Unterstützung in Subventionsbereiche verlagert 

haben, die von den WTO-Regeln kaum erfasst sind – Regeln, die 

unter dem Einfluss der Europäischen Union und der Vereinigten 

Staaten kunstvoll gestaltet wurden.

Mit dem Landwirtschaftsabkommen, das in der Uruguay-

Runde im Wesentlichen zwischen der Europäischen Union und 

den Vereinigten Staaten ausgehandelt wurde, wurden drei Sub-

ventionskategorien eingeführt. Die „Amber Box“-Subventionen 

unterliegen jeglichen Kürzungen von Unterstützungen, die in der 

WTO vereinbart werden. Die „Green Box“-Subventionen werden 

als „nicht verzerrend“ angesehen und sind erlaubt. Zwischen die-

sen beiden Kategorien gibt es die „Blue Box“-Subventionen – Zah-

lungen, die von Subventionskürzungen ausgenommen sind, wenn 

die Subventionen mit Flächenstilllegungen zusammenhängen. Sie 

wurden eingeführt, weil die Europäische Union darauf bestand, 

um Anpassungen an die GAP-Reformen vorzunehmen. Mit den 

GAP-Reformen werden die direkten Zahlungsansprüche davon 

abhängig gemacht, dass die Produzenten einen bestimmten Teil 

ihrer Anbaufläche stilllegen.

Warum sind diese Unterscheidungen von Bedeutung? Weil 

der WTO-Rahmen gar keine oder nur wenig Disziplin darüber aus-

übt, in welche Formen von Unterstützung die Regierungen der 

entwickelten Länder ihre landwirtschaftlichen Subventionen nun 

genau lenken. Im Jahr 2001 (dem letzten Jahr, für das Angaben 

bei der WTO verfügbar sind), gaben die Vereinigten Staaten 50 

Milliarden US-Dollar für „Green Box“-Zahlungen aus – dreimal so 

viel wie für „Amber Box“-Zahlungen (siehe Tabelle). Die Europä-

ische Union stand dem in nichts nach und gab 50 Milliarden US-

Dollar für „Green Box“- und „Blue Box“-Zahlungen aus – mehr als 

für „Amber Box“-Zahlungen. In beiden Fällen waren die Subven-

tionssupermächte in der Lage, unter der WTO-Subventionsober-

grenze zu bleiben, indem sie den Gesamtumfang an Unterstüt-

zung nicht kürzten sondern umstrukturierten. Das Ergebnis davon 

ist, dass für WTO-Zwecke viele der Subventionen, die es Europa 

in Bezug auf Getreide und den Vereinigten Staaten in Bezug auf 

Reis, Baumwolle, Mais und andere Anbauprodukte erlauben, auf 

dem Weltmarkt unter Kosten zu verkaufen, momentan nicht als 

Exportsubventionen oder als handelsverzerrend eingestuft wer-

den. Sie sind daher potenziell von jeglichen Abkommen, die die 

Kürzung solcher Subventionen vorsehen, ausgenommen.

Einige Entwicklungsländer haben bereits WTO-Panels zur 

Streitschlichtung genutzt, um bestimmte Subventionen anzufech-

ten. Brasilien hat die US-amerikanische „Green Box“-Kategorisie-

rung direkter Zahlungen für Baumwolle erfolgreich angefochten. 

Die Rechtmäßigkeit der Zucker-Subventionen der Europäischen 

Union ist von Brasilien, Indien und Thailand ebenfalls erfolgreich 

angefochten worden. Ein WTO-Panel hat entschieden, dass diese 

Subventionen nicht den WTO-Regeln entsprechen. Es besteht 

jedoch zunehmend die Gefahr, dass eine Einigung in der WTO 

genügend Spielraum bieten könnte, um die Agrarsubventionen 

insgesamt (definiert nach dem Producer Support Estimate der 

OECD) auf etwa dem derzeitigen Niveau zu belassen, wenngleich 

in neuer Verpackung.

Ein solches Ergebnis würde die Glaubwürdigkeit jedes Doha-

Landwirtschaftsabkommens ernsthaft beeinträchtigen. Nicht 

alle Subventionen haben gleichermaßen verzerrende Wirkungen. 

Doch der jährliche Transfer von Milliarden von Dollar an große 

landwirtschaftliche Betriebe hat ganz klar marktverzerrende Wir-

kungen, selbst wenn diese Zahlungen formal als nicht verzerrend 

eingestuft werden. Dies gilt insbesondere für Sektoren, in denen 

große Überschüsse für den Weltmarkt produziert werden. Zumin-

dest bieten diese Zahlungen Garantien gegen Risiken, Kapital für 

Investitionen und Sicherheiten für Kredite. 

Aus Sicht der Baumwollbauern in Burkina Faso oder der Reis-

bauern in Ghana ist die genaue rechtliche Kategorisierung von 

Subventionen in der WTO nicht so unmittelbar von Bedeutung 

wie die Frage, ob die Subventionen in reichen Ländern ihre Le-

bensgrundlage untergraben. Das Problem des gegenwärtigen 

Handelsregimes im Agrarbereich besteht darin, dass es unfaire 

Handelspraktiken mit einem äußeren Anstrich an Legalität institu-

tionalisiert und dabei die Legitimität des auf Regeln basierenden 

multilateralen Systems schwächt. Die Entwicklung von WTO-Re-

geln, die den unfairen Wettbewerb zwischen entwickelten und 

Entwicklungsländern verbieten, sollte einer der Maßstäbe sein, 

anhand dessen die Ergebnisse der gesamten Doha-Runde beur-

teilt werden müssen.

Quellen: US Department of Agriculture, Economic Research Service 2005b; Watkins 2003b. 

Kasten 4.6   Wann ist eine Subvention keine Subvention?

Hohe Subventionen entziehen sich den 
Regeln der Welthandelsorganisation

(Milliarden US-Dollar, 2001/02)

Europäische 
Union

Vereinigte 
Staaten

Amber Box 44,3 14,4
Maximum an Amber Box-Subventionen, die nach den Regeln  

der WTO erlaubt sind
75,7 19,1

Blue Box 26,7 0,0

Green Box 23,3 50,7

Quelle: WTO 2005.
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Die Regeln für die Landwirtschaft 
neu definieren
Die Doha-Runde bietet Gelegenheit, eines der 
krassesten Beispiele für unfairen Handel abzu-
schaffen. Die Subventionen der entwickelten 
Länder haben zwar eine lange und unehren-
hafte Geschichte, doch es ist jetzt dringender 
denn je geboten, sie zu senken, denn dadurch 
würde ein Hindernis bei der Umsetzung der 
Millenniums-Entwicklungsziele abgeschafft. 
Leider gab es in dieser Richtung bislang wenig 
Fortschritte. Seit Beginn der Doha-Runde 
haben die Vereinigten Staaten Gesetze erlassen, 
durch die die Unterstützung für die Landwirt-
schaft um circa sieben Milliarden US-Dollar 
pro Jahr erhöht wird.53 Die neue Gesetzgebung 
stärkt auch die Zusammenhänge zwischen 
Subventionen und der Produktion, die durch 
vorangegangene Gesetzgebungen geschwächt 
worden waren.

Die jüngsten Verrenkungen in der andau-
ernden Saga der GAP-Reformen geben ebenso 
wenig Anlass für Optimismus. Mit Maßnah-
men, die 2003 vereinbart wurden, hat die Eu-
ropäische Union einen Rahmen geschaffen, der 
die Unterstützung zwar neu strukturieren, aber 
insgesamt nicht reduzieren wird. Der GAP-
Haushalt soll im Laufe der nächsten zehn Jahre 
steigen. Die Europäische Union argumentiert, 
dass die reformierten GAP-Zahlungen „WTO-
freundlich“ sein werden und deshalb von jed-
weden Kürzungen ausgenommen wären, auf 
die man sich im Ergebnis der Doha-Runde ge-
einigt habe. Die nationalen Regelungen geben 
den Regierungen jedoch auch den Spielraum, 
Subventionen weiterhin an die Produktion 
zu koppeln. Wie werden Reformen der Ge-
meinsamen Agrarpolitik den Gesamtumfang 
der Unterstützung beeinflussen? Die OECD 
hat auf der Grundlage von Hochrechnungen, 
die die Auswirkungen der neuen Struktur der 
Zahlungen erfassen, eine Evaluierung erstellt. 
Darin kommt sie zu dem Schluss, dass sich im 
Ergebnis der Reform die Unterstützung für 
die Produzenten weiterhin auf mehr als ein 
Drittel des Produktionswertes belaufen wird 
(wobei das Producer Support Estimate nur 
um knapp über ein Prozent sinken wird). Da 

die Zahlungen weiterhin mit den Produkti-
onsergebnissen aus der Vergangenheit und der 
Größe des jeweiligen Grundbesitzes zusam-
menhängen werden, wird die Unterstützung 
weiterhin den größeren und reicheren Bauern 
zugute kommen.54 Zwar wird sich die Struktur 
der Zahlungen ändern, doch die Stützung der 
Marktpreise wird im Rahmen der reformierten 
Gemeinsamen Agrarpolitik weiterhin 52 Pro-
zent der Gesamtsumme betragen.

In der WTO selbst entstehen neue Bedro-
hungen. Statt die grundlegende Herausfor-
derung direkt anzugehen und Marktverzer-
rungen abzuschaffen, haben die entwickelten 
Länder begonnen, die Subventionen auf ausge-
klügelte Weise neu zu verpacken (Kasten 4.6). 
Die Gefahr besteht nun darin, dass durch eine 
Einigung in der WTO genau die Verzerrungen 
aufrechterhalten werden, die durch die Doha-
Runde abgeschafft werden sollten. Dabei wer-
den die Aussichten auf die Erreichung der Mil-
lenniumsziele untergraben.

Abschaffung des entwicklungs-
politischen Spielraums

In der letzten Welthandelsrunde ist der Gel-
tungsbereich von WTO-Regeln auf neue 
Bereiche ausgeweitet worden. Außerdem sind 
die Durchsetzungsmechanismen gestärkt wor-
den. Unter dem neuen Handelsregime müssen 
die WTO-Mitglieder nun allen Abkommen 
als Gesamtpaket Folge leisten – ein Arrange-
ment, das als „Single Undertaking“ bekannt 
ist. Die Einhaltung wird durch ein Streitsch-
lichtungsverfahren durchgesetzt. Parallel zu 
den gestärkten multilateralen Handelsregeln 
nimmt die Zahl regionaler Abkommen stark 
zu. Es gibt inzwischen circa 230 regionale 
Handelsabkommen, die rund 40 Prozent des 
Welthandels abdecken. Insbesondere in vier 
Bereichen werden stärkere multilaterale Regeln 
oder regionale Abkommen wesentlichen Ein-
fluss auf die menschliche Entwicklung und 
die zukünftige Verteilung des Nutzens aus 
dem Welthandel haben: Industriepolitik, gei-
stiges Eigentum, Dienstleistungen, Zölle und 
Staatseinnahmen.

Seit Beginn der Doha-Runde 

haben die Vereinigten 

Staaten Gesetze erlassen, 

durch die die Unterstützung 

für die Landwirtschaft um 

circa sieben Milliarden US-

Dollar pro Jahr erhöht wird
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Industriepolitik
Eines der dringendsten Probleme der Entwick-
lungsländer besteht darin, die Kapazitäten zu ent-
wickeln, die nötig sind, um in Bereiche des Welt-
handels vorzustoßen, in denen die Wertschöpfung 
höher ist. Aus bereits erläuterten Gründen ist eine 
aktive Industrie- und Technologiepolitik eine zen-
trale Voraussetzung. Die gegenwärtigen Regeln 
schränken den staatlichen Handlungsspielraum 
in diesem Bereich stark ein. 

Mehrere WTO-Abkommen beschränken 
ausdrücklich den politischen Spielraum, der den 
Regierungen zur Verfügung steht. Das Überein-
kommen über Subventionen erklärt ein breites 
Spektrum an Steuer- und Kreditanreizen für 
den Exportsektor als illegal. In ähnlicher Weise 
verbietet das Übereinkommen über handelsbe-
zogene Investitionsmaßnahmen (TRIMs) In-
strumente, die erfolgreiche Volkswirtschaften in 
Ostasien und anderswo einst eingesetzt haben, 
um den Nutzen ausländischer Investitionen zu 
maximieren, darunter Anforderungen an den ein-
heimischen Produktanteil, Technologietransfer, 
einheimische Beschäftigung und Bestimmungen 
im Bereich Forschung und Entwicklung. 

Dieses Verbot ist ungerechtfertigt. Nicht jede 
Industriepolitik hat funktioniert. Es gibt nicht 
wenige Beispiele dafür, dass sich spezielle Inte-
ressengruppen solche politischen Handlungs-
konzepte angeeignet haben oder dass diese zu 
Investitionsruinen geführt haben. Gleichzeitig 
ist es schwierig, Beispiele für Branchen zu finden, 
die auf dem Weltmarkt erfolgreich konkurrie-
ren, ohne dass ein Staat aktiv involviert ist. Viele 
der politischen Maßnahmen, die die industrielle 
Entwicklung Ostasiens unterstützt haben, sind 
heute durch die WTO-Regeln verboten.55 China 
hat die Bestimmungen zum einheimischen Pro-
duktanteil und Technologietransfer umfassend 
genutzt. Dies hat dazu geführt, dass weltweit 
konkurrenzfähige Firmen entstanden sind, die 
schnell in Bereiche des Welthandels mit höherer 
Wertschöpfung aufgestiegen sind. Die brasilia-
nische Flugzeugindustrie, drittgrößte Quelle 
von Exporteinnahmen des Landes, wurde mit 
subventionierten Krediten unterstützt. Indi-
ens rasch wachsende Autoteile-Branche wurde 

Eine der wichtigsten Antriebskräfte für industrielle Entwicklung liegt in der Integration 

einheimischer Firmen in globale Zulieferketten. Erfolge in diesem Bereich hängen 

entscheidend von der jeweiligen Industriepolitik ab.

Eine der am weitesten entwickelten Zulieferketten ist die der Automobilindustrie. 

Im Laufe des vergangenen Jahrzehnts haben Unternehmen in Indien begonnen, sich zu 

einer mächtigen Kraft zu entwickeln, insbesondere im Autoteile-Sektor. Indische Firmen 

wie Bharat Forge, Brakes India und Sundaram sind erfolgreich in Produktionsbereiche 

mit höherer Wertschöpfung aufgestiegen, oft in Zusammenarbeit mit multinationalen Un-

ternehmen. Der Unterschied zu Lateinamerika ist bemerkenswert. Dort wurde eine relativ 

gut entwickelte Industrie von ausländischen Automobilunternehmen, die auf ihre eigenen 

Zulieferer zurückgreifen, aus einheimischen und regionalen Märkten verdrängt.

Zu Beginn der 1990er Jahre begannen multinationale Investoren in großer Zahl 

auf den indischen Markt zu drängen. Es wurde von ihnen verlangt, dass sie inner-

halb eines bestimmten Zeitraums auf ein hohen Anteil einheimischer Bauteile kamen 

(häufig zum Beispiel auf 70 Prozent innerhalb von drei Jahren). Um dies zu schaffen, 

mussten multinationale Unternehmen dazu übergehen, Komponenten von einhei-

mischen Unternehmen zu beziehen, statt zu importieren. Dadurch wurden für die 

Autobauer Anreize geschaffen, eng mit den Zulieferern zusammenzuarbeiten, um die 

Qualitätsstandards zu erhöhen. Außerdem machte die indische Regierung multinati-

onalen Investoren Auflagen, Aus- und Fortbildungen anzubieten.

Die Exporterfolge folgten auf einen langen Zeitraum, in dem die Märkte geschützt 

waren. Hohe Import-Barrieren schufen Anreize für ausländische Investoren, sich in In-

dien niederzulassen und Allianzen mit einheimischen Firmen einzugehen. Die Barrieren 

wurden, in krassem Gegensatz zu Lateinamerika, langsam abgebaut. Die Zölle auf im-

portierte Autos und Autoteile lagen Mitte der 1990er Jahre im Durchschnitt in Indien bei 

mehr als 30 Prozent, während sie in Lateinamerika bei weniger als drei Prozent lagen.

Die Zulieferkette für Komponenten hat sich schnell entwickelt. Der Wert der Produk-

tion stieg von 2,4 Milliarden US-Dollar 1997 auf 4,2 Milliarden US-Dollar im Jahr 2001. 

Auch hat sich Indien zu einem bedeutenden Exporteur entwickelt. Circa 15 Prozent der 

Produktion gehen mittlerweile in den Export. 2002-2003 machte der Exportwert 800 

Millionen US-Dollar aus. Internationale Vergleiche zeigen, dass die indischen Top-Un-

ternehmen bei einem breiten Spektrum von Autoteilen weltweit wettbewerbsfähig sind. 

Die einheimischen Firmen haben den Anteil fehlerhafter Produkte drastisch gesenkt und 

greifen auf Fachkräfte zurück, um die neuen Technologien zu beherrschen.

Marktforschungsergebnisse indischer Firmen deuten darauf hin, dass es unwahrschein-

lich ist, dass Änderungen der WTO-Regeln die Position einheimischer Firmen untergraben. 

Die meisten ausländischen Investoren berichten, dass die indischen Zulieferer genauso ef-

fizient seien, wie die Lieferanten alternativer Produkte, die importiert werden müssten. 

Es waren jedoch Auflagen in Bezug auf den einheimischen Produktanteil, die 

dazu genutzt wurden, die Entwicklung der Autoteile-Industrie anzukurbeln. Solche 

politischen Maßnahmen sind nicht immer geeignet oder erfolgreich. Doch in diesem 

Falle wurde eine junge Industrie erfolgreich gehegt, unter Beteiligung internationaler 

Automobilfirmen. Die zentrale Frage ist, ob in anderen Fällen multinationale Firmen 

auf dem einheimischen Markt einkaufen werden, da die WTO-Regeln Bestimmungen 

über einen einheimischen Produktanteil ausschließen. 

Quellen: Sutton 2004; Tewari 2003

Kasten 4.7    Der indische Autoteile-Zuliefersektor
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durch die Regulierung ausländischer Investiti-
onen unterstützt, darunter Bestimmungen zum 
einheimischen Produktanteil (Kasten 4.7). In 
Lateinamerika, wo die Autoteile-Industrie sich 
eng an die vorgeschlagenen WTO-Regeln hält, 
sind einheimische Firmen fast vollständig durch 
ausländische transnationale Unternehmen ver-
drängt worden.56 

Das Ziel der Industriepolitik sollte darin 
bestehen, die Bedingungen zu schaffen, unter 
denen Länder die technologischen Fähigkeiten 
erwerben können, die sie brauchen, um die Pro-
duktivität zu erhöhen, die Vorteile aus der Be-
teiligung am Handel zu maximieren und einen 
dynamischen komparativen Vorteil zu entwi-
ckeln.57 Reine Protektion und abschreckende 
Maßnahmen für ausländische Investitionen sind 
nicht hilfreich. Um erfolgreich zu sein, muss 
die Industriepolitik sich auf neue, dynamische 
Sektoren konzentrieren, zeitlich beschränkten 
Schutz vor Importen bieten und Aktivitäten för-
dern, die zu Investitionen und technologischer 
Streuung führen. Transparente Interaktionen 
zwischen dem öffentlichen und dem privaten 
Sektor sind von entscheidender Bedeutung. 

Allgemeine WTO-Regeln könnten helfen, 
die Transparenz und Berechenbarkeit zu för-
dern, die nötig sind, um sicherzustellen, dass 
die Industriepolitik nicht Handelsstreitigkeiten 
auslöst, wie es zwischen der Europäischen Union 
und den Vereinigten Staaten zunehmend der 
Fall ist. Doch das gegenwärtige Handelsregime 
steht absolut nicht im Einklang mit dem, was 
nötig ist, um die Verbindungen zwischen Han-
del und menschlicher Entwicklung zu stärken. 
Der Ausgangspunkt für Reformen sollte sein, 
dass man anerkennt, dass der Zweck des Mul-
tilateralismus nicht darin besteht, Ländern 
mit unterschiedlichen Ansätzen und unter-
schiedlichem Entwicklungsniveau gemeinsame 
Regeln oder die Blaupause des freien Marktes 
aufzuerlegen, sondern dass man die Gründe 
für unterschiedliche politische Handlungskon-
zepte akzeptiert. Das auf Regeln basierende Sy-
stem könnte dann auf die zentrale Herausforde-
rung ausgerichtet werden, die Vorhersehbarkeit 
zu erhöhen und Konflikte zu vermeiden. 

Geistiges Eigentum
Regeln zum geistigen Eigentum haben bedeu-
tenden Einfluss auf die menschliche Entwick-
lung. Sie beeinflussen die Bedingungen, zu denen 
arme Länder die neuen Technologien erwerben 
und anpassen können, die sie brauchen, um den 
Lebensstandard zu erhöhen und im Welthandel 
erfolgreich zu sein. Sie beeinflussen auch den 
Zugang zu Medikamenten. Alle Regeln zum 
geistigen Eigentum müssen zwei Ziele mitei-
nander in Einklang bringen: durch Patente und 
andere Maßnahmen Anreize für Innovationen 
zu schaffen und den Nutzen von Innovationen 
so breit wie möglich zu streuen. Das WTO-
Abkommen über handelsbezogene Aspekte der 
Rechte an geistigem Eigentum (TRIPS) und die 
„TRIPS plus“-Varianten in regionalen und bila-
teralen Abkommen schaffen nicht den richtigen 
Ausgleich zwischen den Interessen derjenigen, 
die über die Technologien verfügen, und dem 
breiteren öffentlichen Interesse.

Das TRIPS-Abkommen legt ein globales 
Regelwerk für geistige Eigentumsrechte fest. 
Es basiert auf dem Niveau an Protektion, das 
in den am stärksten entwickelten Ländern der 
Welt üblich ist. Dazu gehört Patentschutz über 
einen Zeitraum von zwanzig Jahren. Auf den 
Punkt gebracht wird das neue Regime die Preise 
patentierter Technologien erhöhen. Es schafft 
Gewinne für die Inhaber von Patenten und 
erhöht die Kosten des Technologietransfers. 
Firmen in den entwickelten Ländern erhalten 
derzeit 96 Prozent aller Tantiemen aus Patenten 
bzw. 71 Milliarden US-Dollar pro Jahr.58 

Das TRIPS-Abkommen droht die tech-
nologische Kluft zwischen technologiereichen 
und technologiearmen Ländern zu vergrößern. 
Die Fähigkeit, Technologien zu kopieren, die 
in wirtschaftlich fortgeschritteneren Ländern 
entwickelt worden waren, war ein wichtiges 
Element, das es in der Vergangenheit ande-
ren Ländern ermöglicht hat, aufzuholen. Im 
19. Jahrhundert kopierten die Vereinigten 
Staaten britische Patente. In Ostasien haben 
Japan, Südkorea (Korea, Rep.), die chinesische 
Provinz Taiwan und China Technologien 
durch Nachahmung und Kopieren verbessert.  

Das TRIPS-Abkommen 

droht die technologische 

Kluft zwischen 

technologiereichen 

und technologiearmen 

Ländern zu vergrößern



 176	 bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005

4

in
te

rn
at

io
na

le
r	

h
an

de
l

Der Spielraum für derartige Strategien wurde 
nun durch die Länder abgeschafft, die auf der 
Technologie-Leiter ganz oben stehen. Da Tech-
nologien für die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit im Handel eine zunehmend wichtige 
Rolle spielen, könnten die steigenden Kosten 
für Technologie-Importe viele Entwicklungs-
länder weiter an den Rand drängen.

Im öffentlichen Gesundheitswesen sind 
die Bedrohungen durch das TRIPS-Abkom-
men für die menschliche Entwicklung be-
sonders ausgeprägt.59 Die Preise für Medika-
mente werden stark durch die Bedingungen 
beeinflusst, zu denen durch Nachahmung 
hergestellte generische Produkte auf den 
Markt kommen und mit patentierten oder 
Markenprodukten konkurrieren können. Als 
zum Beispiel die generische Version von Flu-
conazol, einem Medikament zur Behandlung 
von HIV/AIDS, in Thailand auf den Markt 
kam, fielen die Preise auf drei Prozent des ur-
sprünglichen Niveaus. Strengere Regeln zum 
geistigen Eigentum werden den Zugang für 
generische Medikamente verzögern und die 
Preise in die Höhe treiben. In armen Ländern, 
wo die Haushalte drei Viertel der Arzneimit-
telkosten tragen, ist die Nachfrage nach Me-
dikamenten stark preissensibel. Nach einer 
Schätzung werden im Zusammenhang mit 
den höheren Arzneimittelkosten in Indien die 
Ausgaben der Haushalte um rund 670 Million 
US-Dollar steigen, auf fast das Doppelte der 
gegenwärtigen Ausgaben für anti-bakteriell 
wirkende Medikamente.60 Auch die Anbieter 
im öffentlichen Gesundheitswesen werden 
sich an höhere Kosten anpassen müssen. Nach 
Schätzungen der Regierung von Costa Rica 
müsste ohne Zugang zu generischen Medi-
kamenten das Haushaltsvolumen des Landes 
für pharmazeutische Produkte um den Faktor 
fünf steigen, um die allgemeine Versorgung 
aufrechtzuerhalten.

Die Sorge, dass ein stärkerer Patent-
schutz zu höheren Arzneimittelpreisen füh-
ren würde, war der Grund, warum die Regie-
rungen im Jahr 2003 die Doha-Erklärung zu 
öffentlicher Gesundheit verabschiedeten. Im 

Wesentlichen stärkt die Erklärung das Recht 
von Ländern mit ungenügenden Produktions-
kapazitäten, zur Förderung der öffentlichen 
Gesundheit Zwangslizenzen zu nutzen, um 
kostengünstige Kopien patentierter Medika-
mente zu importieren. Die Erklärung legt fest, 
dass das TRIPS-Abkommen die Mitglieds-
staaten nicht daran hindern solle, Maßnah-
men zum Schutz der öffentlichen Gesundheit 
zu ergreifen.61 

Es bleibt abzuwarten, ob die Erklärung in 
einem Sinne interpretiert wird, der diese Ver-
pflichtung widerspiegelt. Auf internationalen 
Druck hin haben pharmazeutische Unter-
nehmen die Preise für HIV/AIDS-Medika-
mente bis fast auf das Kostenniveau gesenkt. 
Dies ist eine ermutigende Entwicklung. Un-
klar ist, ob diese Maßnahme den Schutz des 
geistigen Eigentums für patentierte Produkte 
schwächen wird, die der Behandlung weniger 
herausragender Gesundheitsprobleme dienen, 
wie zum Beispiel Diabetes (von der 115 Milli-
onen Menschen in Entwicklungsländern be-
troffen sind) oder Gebärmutterhalskrebs (von 
dem 400.000 Frauen in Entwicklungsländern 
betroffen sind), oder mit denen Krankheiten 
wie Lungenentzündung (die Ursache von 25 
Prozent aller Todesfälle bei Kindern weltweit) 
verhindert werden können.62 

Selbst wenn die Erklärung so interpretiert 
wird, wie in Doha beabsichtigt, fordern die 
entwickelten Länder in vielen regionalen Han-
delsabkommen ‚TRIPS plus‘-Bestimmungen. 
Diese Bestimmungen gehen weit über die Be-
stimmungen der WTO hinaus und stärken aus-
drücklich den Schutz, der pharmazeutischen 
Unternehmen zugestanden wird, und schrän-
ken den politischen Spielraum der Regierungen 
ein. In der Tat scheinen einige Entwicklungslän-
der in Handelsfragen Verhandlungsstrategien 
gewählt zu haben, in denen sie einen strengeren 
Patentschutz akzeptieren, im Austausch gegen 
verbesserten Marktzugang.63 Die günstigen 
Geschäfte, die auf diese Weise abgeschlossen 
wurden, sind nicht für alle Beteiligten gleicher-
maßen vorteilhaft und spiegeln die ungleiche 
Verhandlungsmacht wider (Kasten 4.8).
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In den vergangenen Jahren gab es deutliche Veränderungen in der 

US-amerikanischen Handelspolitik. Zwar bleibt die WTO ein wichtiger 

Schwerpunkt, doch regionale und bilaterale Freihandelsabkommen 

(FTAs) stärken und erweitern die multilateralen Bestimmungen. Regeln 

zum geistigen Eigentum sind ein herausragender Bereich. Viele der 

geschlossenen Abkommen geben, was die menschliche Entwicklung 

angeht, Anlass zur Sorge.

Bilaterale Abkommen mit Jordanien (2000), Vietnam (2001), Chile 

(2003), Marokko (2004), Australien (2004) und die regionalen Vereinba-

rungen mit sechs Ländern im Rahmen des mittelamerikanischen Frei-

handelsabkommens (CAFTA, 2004) hatten alle „TRIPS-plus“’-Bestim-

mungen zum Ergebnis. Zwar variieren die einzelnen Bestimmungen, 

doch es gibt drei immer wiederkehrende Themen:

•	 Erweiterung	und	Ausweitung	des	Patentschutzes. Alle Freihandels-

abkommen sehen, wie die WTO auch, 20 Jahre Patentschutz vor. 

Unter bestimmten Bedingungen verlangen sie eine Verlängerung 

des Patentschutz-Zeitraums. Nach dem CAFTA können Patent-

inhaber zum Beispiel eine Verlängerung verlangen, um Verzöge-

rungen auf Seiten der nationalen Kontrollbehörden bei der Paten-

terteilung auszugleichen. Alle Freihandelsabkommen gehen beim 

Patentschutz für Pflanzen und Tiere über das TRIPS hinaus.

•	 Nutzungsbeschränkungen	für	klinische	Daten. Bevor ein Arznei-

mittel-Patent erteilt wird, müssen pharmazeutische Unternehmen 

klinische Versuchsdaten bei den nationalen Meldebehörden für 

Medikamente registrieren lassen. Der Zugang zu diesen Daten 

ist wichtig für Unternehmen, die Generika herstellen. Die Daten 

ermöglichen es ihnen, Nachahmerprodukte patentierter Medika-

mente herzustellen, ohne teure Versuche wiederholen zu müssen. 

Das TRIPS-Abkommen legt nur fest, dass die Regierungen die 

„unfaire kommerzielle Nutzung“ von Daten verhindern müssen. Im 

Gegensatz dazu legen die meisten Freihandelsabkommen einen 

„Marktexklusivitätszeitraum“ von fünf Jahren fest, in Übereinstim-

mung mit US-amerikanischem Recht. Innerhalb dieses Zeitraums 

ist der Zugang zu den Versuchsdaten nicht gestattet, was poten-

ziell den Markteintritt generischer Medikamente verzögert und 

den Spielraum für die Nutzung von Zwangslizenzen einschränkt. 

Außerdem gilt die Exklusivität grenzüberschreitend. Die Be-

schränkungen, die in einem Land (zum Beispiel in den Vereinigten 

Staaten) gelten, müssen in einem anderen Land (zum Beispiel in 

Nicaragua) sowie im gesamten Geltungsbereich des Freihandels-

abkommens ebenfalls durchgesetzt werden.

•	 Beschränkungen	von	Zwangslizenzen	und	Parallelimporten. Nach 

dem TRIPS-Abkommen können Regierungen Zwangslizenzen ge-

nehmigen, die es Generika-Herstellern erlauben, kostengünstige 

Nachahmer-Produkte patentierter Medikamente herzustellen, um 

die öffentliche Gesundheit zu fördern. Sie können auch patentierte 

Produkte importieren, die im Ausland billiger verkauft werden als auf 

dem einheimischen Markt – eine Vereinbarung, die als Parallelimport 

bezeichnet wird. Die Freihandelsabkommen schwächen diese bei-

den Bestimmungen. Zum Beispiel beschränken einige Abkommen 

die Nutzung von Zwangslizenzen auf Notsituationen und Fälle von 

nachweislich wettbewerbsschädigendem Verhalten. Dass die Be-

weislast für eine Notsituation oder wettbewerbsschädigendes Ver-

halten bei den armen Entwicklungsländern liegt, wird wahrscheinlich 

dazu führen, dass nur in begrenztem Umfang auf Zwangslizenzen 

zurückgegriffen werden kann. In ähnlicher Weise gibt zwar das 

TRIPS-Abkommen den WTO-Mitgliedsstaaten die Flexibilität, zu 

entscheiden, ob sie Parallelimporte patentierter Medikamente ge-

nehmigen wollen, doch die meisten Freihandelsabkommen geben 

den Patentinhabern die Möglichkeit, dies zu verhindern.

Insgesamt werden diese Bestimmungen die Fähigkeiten von Re-

gierungen einschränken, die Preise für pharmazeutische Produkte zu 

drücken. Es besteht die Gefahr, dass die höheren Gewinnspannen der 

Pharma-Industrie die staatlichen Möglichkeiten beeinträchtigen wer-

den, mit Problemen der öffentlichen Gesundheit umzugehen. 

Einige Entwicklungsländer sind bereit, sich auf strengere Regeln 

zum geistigen Eigentum zu verpflichten, während sie in anderen Be-

reichen auf Konzessionen aus sind. Der bevorzugte Zugang zum US-

amerikanischen Markt ist das Zuckerbrot in den Verhandlungen, ins-

besondere was Agrarprodukte angeht. Der Verhandlungsprozess hat 

jedoch zu einigen unausgewogenen Ergebnissen geführt.

Im Rahmen des CAFTA wird den sechs beteiligten Entwicklungs-

ländern (Costa Rica, der Dominikanischen Republik, El Salvador, Gu-

atemala, Honduras und Nicaragua) eine beschränkte Marktöffnung 

gewährt. Für Zucker, ein Anbauprodukt, bei dem diese Länder be-

deutende Vorteile haben, werden die Zölle bei mehr als 100 Prozent 

bleiben und die Importe werden auf einen Marktanteil von 1,7 Prozent 

beschränkt. Währenddessen haben sich die Vereinigten Staaten eine 

umfassende Öffnung der CAFTA-Märkte für Reis gesichert. Sie haben 

sofortige zollfreie Quoten für Reis bekommen, die jährlich um fünf Pro-

zent angehoben werden. Mehr als ein Drittel der US-amerikanischen 

Reisexporte in die Region wird nun zollfrei eingeführt. Zuvor unterlagen 

sie Zöllen zwischen 15 und 60 Prozent.

Im Austausch für bestenfalls eingeschränkte Marktvorteile bei 

einem Exportprodukt, das hauptsächlich von großen kommerziellen 

Betrieben angebaut wird, haben die CAFTA-Entwicklungsländer zuge-

stimmt, Regeln zum geistigen Eigentum zu akzeptieren, die die öffent-

liche Gesundheit und technologische Innovationen aufs Spiel setzen 

könnten, und sie haben zugestimmt, ihre einheimischen Reisprodu-

zenten der stark subventionierten Konkurrenz des US-amerikanischen 

Reissektors auszusetzen.

Quelle: Tussie 2005; Mayne 2005; US Department of Agriculture, Foreign Agricultural Service 2005.

Kasten 4.8   Über die Welthandelsorganisation hinausgehend
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Der Handel mit Dienstleistungen
Die Liberalisierung des Handels mit Dienstlei-
stungen bietet den Entwicklungsländern poten-
ziellen Nutzen. Das Problem ist, dass die Indus-
trieländer ihre Aufmerksamkeit auf Bereiche 
gelenkt haben, die drohen, die Aussichten auf 
menschliche Entwicklung zu untergraben, wäh-
rend sie in Bereichen nicht liberalisieren, die für 
die armen Länder Vorteile bringen könnten.

Das Allgemeine Abkommen über den 
Handel mit Dienstleistungen (GATS) legt den 
Rahmen für rechtlich verbindliche Regeln in 
der WTO fest. Es deckt vier Arten ab, auf die 
Dienstleistungen grenzüberschreitend erbracht 
werden können: grenzüberschreitender Handel 
(z.B. elektronischer Handel und Telekommuni-
kation), Konsum im Ausland (z.B. Tourismus 
oder Gesundheitsdienstleistungen), kommerzi-
elle Präsenz (z.B. durch die Niederlassung von 
Banken, Versicherungs- oder Finanzdienstlei-
stungsunternehmen) und die zeitweise Migra-
tion natürlicher Personen.

Die entwickelten Länder haben sich mit 
ihren Anstrengungen fast ausschließlich auf 
die kommerzielle Präsenz konzentriert. Ihre 
Priorität bestand und besteht darin, WTO-
Regeln einzuführen, die das Recht multinatio-
naler Banken, Versicherungsunternehmen und 
anderer Dienstleister durchsetzen, in Entwick-
lungsländern zu Bedingungen tätig zu werden, 
die den für einheimische Anbieter geltenden 
Bedingungen entsprechen. Diese Verhandlungs-
strategie spiegelt die anhaltende Lobby-Kampa-
gne von Vertretern von Finanzdienstleistungs-
unternehmen wider, denen solche Regeln eine 
weltweite Ausweitung ihrer Märkte ermögli-
chen würden. Die Entwicklungsländer haben 
den Schwerpunkt auf andere Bereiche gelegt, 
insbesondere auf den Abbau von Hemmnissen 
für die zeitweise Migration von Arbeitskräften.

Die Bemühungen, pauschal die Liberalisie-
rung von Dienstleistungen in Entwicklungslän-
dern durch die WTO zu fördern, sind völlig fehl 
am Platze. In einigen Fällen mag eine Liberali-
sierung des Dienstleistungssektors tatsächlich 
Nutzen bringen. Dienstleistungen von minderer 

Qualität stellen eine wesentliche Beschränkung 
für menschliche Entwicklung, Wachstum und 
Handel dar. Die Präsenz ausländischer Dienst-
leister kann dazu beitragen, die Verkehrsinfra-
struktur zu verbessern, die Kosten im Bereich 
Telekommunikation zu senken und den Zu-
gang zu Krediten zu verbessern. Die Liberali-
sierung wird jedoch am besten durch nationale 
Strategien gesteuert, die auf der Planung für die 
Millenniums-Entwicklungsziele und breiter an-
gelegte Ziele menschlicher Entwicklung fußen, 
und nicht durch multilaterale Handelsregeln. 
Dies gilt insbesondere in Bereichen wie Wasser, 
Gesundheit und Bildung. Der Ausgangspunkt 
für jegliche WTO-Regelwerke sollte eine um-
fassende Bewertung der Konsequenzen der 
Regeln für die menschliche Entwicklung sein, 
Sektor für Sektor – eine Bestimmung, die in das 
GATS aufgenommen wurde, jedoch bislang le-
diglich auf dem Papier stand.

Die entwickelten Länder waren bislang 
nicht bereit, sich auf substanzielle Verhand-
lungen zur zeitweisen Migration von Arbeits-
kräften einzulassen. Dabei ist dies der Bereich, 
aus dem die Entwicklungsländer wahrschein-
lich die größten Vorteile ziehen werden. Die 
Beschränkungen der zeitweisen Migration von 
Arbeitskräften zu lockern würde Entwicklungs-
ländern die Möglichkeit bieten, einen Bereich 
auszunutzen, in dem sie die größten kompara-
tiven Vorteile haben: niedrige Löhne in Verbin-
dung mit häufig hoher Qualifikation. Das gilt 
zum Beispiel für die indische Software-Branche, 
die 16 Prozent des Exportvolumens ausmacht 
und einer halben Million Menschen Beschäfti-
gung bietet. Zwei Drittel der Exporte gehen in 
die Vereinigten Staaten und ein weiteres Vier-
tel nach Europa. Fast die Hälfte dieser Exporte 
im Wert von über drei Milliarden US-Dollar 
im Jahr 2002 wird vor Ort von Fachkräften er-
bracht.64 Die Erbringung der Leistungen hängt 
vom Marktzugang ab.

Zu den Zugangsbeschränkungen gehören 
Probleme im Zusammenhang mit der Einwan-
derung und schwer zu erfüllende Vorausset-
zungen für die Visaerteilung.65 Zukünftige Im-
porteure professioneller Dienstleistungen aus 
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Indien müssen im Vorfeld auf dem einheimi-
schen Arbeitsmarkt suchen, um nachzuweisen, 
dass keine alternativen Arbeitskräfte zur Verfü-
gung stehen. Sie müssen auch Forderungen nach 
Lohnparität erfüllen. Das bedeutet, dass Ar-
beitgeber den im Gastland maßgeblichen Lohn 
bezahlen müssen (und damit die Kostenvorteile 
zunichte machen), während ausländische Ar-
beitnehmer Beiträge in die sozialen Sicherungs-
systeme einzahlen müssen (aus denen sie keine 
Anrechte auf Leistungen haben). Softwareent-
wickler müssen auch ein Mindestmaß an Erfah-
rung vorweisen (fünf Jahre in Großbritannien, 
drei Jahre in den Vereinigten Staaten) und müs-
sen beschwerliche Prozeduren durchlaufen, um 
eine Arbeitserlaubnis zu erhalten. Außerdem 
gibt es Quotenbeschränkungen für die Anzahl 
der Arbeitskräfte, die ins Land gelassen werden, 
und komplexe Prüfungen des wirtschaftlichen 
Bedarfs, die bestanden werden müssen. 

Für ungelernte Arbeitskräfte stellt die Ein-
wanderungskontrolle eine noch riesigere Ein-
trittsbarriere dar. Die Lohnunterschiede zwi-
schen einem sambischen Mechaniker oder 
einem honduranischen Landarbeiter und ihren 
jeweiligen Kollegen in Europa oder Nordame-
rika sind riesig. Das durchschnittliche Lohnge-
fälle zwischen entwickelten und Entwicklungs-
ländern beträgt zehn zu eins – das Fünffache des 
Gefälles bei den Güterpreisen. Daraus folgt, dass 
der zeitweise Zugang zu Arbeitsmärkten mit hö-
heren Löhnen große Vorteile bietet. Die Vorteile 
bleiben durch die Migrationspolitik versperrt.

Die zeitweise Migration von Arbeitskräften 
könnte sehr große Wohlfahrtsgewinne bringen. 
Eine Schätzung der potenziellen Wirkungen 
eines Transfers gelernter und ungelernter Arbeits-
kräfte aus Entwicklungsländern beläuft sich auf 
157 Milliarden US-Dollar. Das entspricht drei 
Prozent des Arbeitskräftepotenzials in Industri-
eländern. Zwar wären die Entwicklungsländer 
die Hauptnutznießer, doch die Industrieländer 
würden durch mehr Wachstum und mehr Steu-
ereinnahmen ebenfalls gewinnen. Genau wie im 
Warenhandel gäbe es jedoch in den entwickelten 
Ländern auch Verlierer: ungelernte Arbeits-
kräfte, die im gleichen Sektor des Arbeitsmarktes 

konkurrieren, wie die neu Hinzugekommenen, 
könnten mit Lohndeckelungen oder sogar Lohn-
kürzungen konfrontiert sein. Diese Schätzungen 
sollen nicht auf präzise Ergebnisse hindeuten. Sie 
zeigen lediglich Größenordnungen auf. Doch 
um die geschätzten Wohlfahrtswirkungen in 
den Zusammenhang zu stellen: Ein Abkom-
men der Doha-Runde, das den Handel in den 
Bereichen Landwirtschaft und Industriegüter-
Produktion zu 40 Prozent liberalisieren würde, 
hätte geschätzte Wohlfahrtswirkungen von nur 
70 Milliarden US-Dollar.66 

Zölle und Einnahmen – Abkommen 
über wirtschaftliche Partnerschaft
Multilaterale und regionale Handelsregeln 
haben direkten Einfluss auf die Zölle und 
andere Bereiche der Importpolitik – und auf 
die Einnahmen, die damit verbunden sind. 
Regionale Abkommen, an denen die Vereini-
gten Staaten beteiligt sind, standen und stehen 
im Mittelpunkt internationaler Debatten, doch 
die EU-Politik ist ebenfalls von Bedeutung.

Im Jahr 2000 stimmte die Europäische 
Union zu, ihr System von Handelspräferenzen 
mit den afrikanischen, karibischen und pazi-
fischen AKP-Staaten zu überarbeiten und das 
Cotonou-Abkommen durch eine neue Reihe 
von Abkommen über wirtschaftliche Partner-
schaft (EPAs) mit sechs AKP-Regionen, die 76 
Länder umfassen, zu ersetzen. Das Abkommen, 
das ab 2008 gelten soll, wird die Bedingungen 
festlegen, zu denen Europa seine Handelsbezie-
hungen mit einigen der ärmsten Länder der Welt 
gestaltet. Es bleibt abzuwarten, ob diese Bedin-
gungen mit der Verpflichtung auf menschliche 
Entwicklung und auf die Millenniums-Ent-
wicklungsziele in Einklang stehen werden.

Nach den WTO-Regeln müssen regionale 
Handelsabkommen die Liberalisierung auf 
„im Wesentlichen den gesamten Handel“ aus-
weiten. Die Europäische Union hat diese Ver-
pflichtung in den Mittelpunkt ihres Verhand-
lungsmandats gerückt. Neben Zollsenkungen 
plant die Europäische Union, in den Verhand-
lungen auch eine Reihe nicht-tarifärer Import-
belastungen, den Handel mit Dienstleistungen 
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und die so genannten Singapur-Themen (Wett-
bewerbspolitik, Investitionen, Handelserleich-
terungen und öffentliches Beschaffungswesen) 
abzudecken. Es gibt keine Pläne, für die AKP-
Staaten irgendwelche speziellen Vorkehrungen 
zu treffen, um die Importschwemme zu be-
grenzen. Als Gesamtpaket wird das Verhand-
lungsmandat potenziell zu einem unausgewo-
genen Ergebnis führen, das für die menschliche 
Entwicklung schädlich ist.

Betrachten wir zunächst, was es für Fol-
gen hat, „im Wesentlichen den gesamten 
Handel“ zu liberalisieren. In den reichen Län-
dern ist dies für die Staatseinnahmen von be-
grenzter Bedeutung. In den Ländern Afrikas 
südlich der Sahara dagegen machen die Zölle 
rund ein Drittel der Staatseinnahmen aus, in 
Uganda und Lesotho sogar rund die Hälfte. 
Niedrigere Zölle führen nicht automatisch 
zu niedrigeren Einnahmen. Mehr Importe 
können die Wirkungen niedrigerer Import-
steuersätze ausgleichen. Doch es besteht ein 
deutliches Potenzial für einen starken Rück-
gang der Einnahmen. Eine ausführliche Stu-
die kommt zu dem Schluss, dass in drei Vier-
tel der AKP-Staaten die Steuereinnahmen um 
40 Prozent oder mehr sinken könnten, und in 
einem Drittel dieser Länder um 60 Prozent.67 
Ein solches Ergebnis hätte tiefgreifende Kon-
sequenzen für die staatliche Finanzierung der 
Grundversorgung mit Dienstleistungen und 
der wirtschaftlichen Infrastruktur.

Auch andere Aspekte des Mandates sind 
problematisch. Während der Doha-Verhand-
lungen hat der Versuch der Europäischen 
Union, zu einem WTO-Abkommen zu den 
Singapur-Themen zu kommen, zum Abbruch 
der Verhandlungen geführt. Mehrere Entwick-
lungsländer – insbesondere afrikanische Län-

der südlich der Sahara – wehrten sich gegen 
eine Stärkung der WTO-Regeln in diesen 
Bereichen. Aus praktischen Gründen wurden 
die multilateralen Verhandlungen zu den Sin-
gapur-Themen ausgesetzt. Die Kritiker argu-
mentieren nun, dass die Europäische Union 
ihren Einfluss in den Verhandlungen mit den 
AKP-Staaten nutzt, um den Widerstand in der 
WTO zu umgehen und durch die Hintertür 
regionaler Handelsgespräche strengere Regeln 
zu entwickeln. Auch ist es problematisch, dass 
die Europäische Union keine Regeln zulässt, 
die die Fähigkeiten der AKP-Staaten stärken, 
ihre Volkswirtschaften gegen Importschwem-
men zu schützen – nicht zuletzt im Falle von 
Produkten, die im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik subventioniert werden.

Es ist noch nicht sicher, zu welchen Bedin-
gungen die Europäische Union ihr Verhand-
lungsmandat einsetzen wird. In der Praxis hat 
sie Wahlmöglichkeiten. Zwar betonen einige 
EU-Länder den verbindlichen Charakter der 
WTO-Forderung, „im Wesentlichen den ge-
samten Handel“ zu liberalisieren, doch diese 
Regel ist offen für Interpretationen und es ist 
unwahrscheinlich, dass es zu einer Infragestel-
lung in der WTO kommt. Zwar könnten viele 
Länder in Afrika südlich der Sahara von nied-
rigeren Zöllen profitieren, insbesondere um den 
Handel innerhalb der Region anzukurbeln, 
doch es wäre falsch, regionale Handelsgespräche 
dazu zu nutzen, Druck auf die Regierungen 
auszuüben, damit diese rasch liberalisieren. 
Angesichts der potenziell schädlichen Auswir-
kungen einer Öffnung für den subventionierten 
Agrarhandel für die AKP-Staaten könnte die 
Europäische Union auch sehr viel mehr Fle-
xibilität zulassen, um einen Schutz gegen Im-
porte zu bieten, die mit den GAP-Subventionen 
zusammenhängen.
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Es sind nicht nur die manipulierten Regeln des 
Welthandelssystems, die das Machtgleichge-
wicht zu Lasten der Entwicklungsländer in eine 
Schräglage bringen. Tiefgreifende strukturelle 
Veränderungen in der Weltwirtschaft verringern 
die Chancen schwacher Volkswirtschaften, aus 
dem Handel die Vorteile zu ziehen, die sie brau-
chen, um menschliche Entwicklung auf den Weg 
zu bringen. Zwei Trends stellen sich als beson-
dere Herausforderungen dar. Der erste ist der 
langfristige Verfall der Rohstoffpreise, der zweite 
die zunehmende Macht von „Gatekeepern“ der 
Märkte, wie Supermärkten. Und zusätzlich zu 
diesen Veränderungen in der Struktur des Welt-
handels haben die armen Länder wie gehabt mit 
den beschränkten Kapazitäten ihrer eigenen 
Volkswirtschaften zu kämpfen. Was derzeit als 
Capacity Building durchgeht, bleibt hinter dem 
Bedarf weit zurück.

Die Krise der Rohstoffmärkte

„Die richtigen wirtschaftlichen Preise sollten 
nicht auf dem niedrigstmöglichen Niveau fest-
gelegt werden, sondern auf einem Niveau, das 
ausreicht, um Produzenten unter den Bedin-
gungen, unter denen sie leben, mit angemes-
senen Ernährungs- und anderen Standards zu 
versorgen … und es ist im Interesse aller Produ-
zenten, dass der Preis eines Gutes nicht unter 
dieses Niveau gedrückt werden sollte, und die 
Konsumenten haben nicht das Recht, zu erwar-
ten, dass er darunter gedrückt wird.“68 

Ein halbes Jahrhundert ist nun vergangen, 
seit der britische Ökonom John Maynard 
Keynes diese Bemerkungen gemacht hat. Seine 
Sichtweise war durch die Erinnerung an die 
Weltwirtschaftskrise geprägt, als der Einbruch 
der Güterpreise zum Zusammenbruch des Welt-
handelssystems beitrug, die gesellschaftliche 
Entwurzelung der Massen verursachte und die 
internationalen Spannungen verschärfte. 

Fünfzig Jahre danach sind Millionen Pro-
duzenten von Primärgütern in einer Wirt-
schaftskrise gefangen, die noch sehr viel schlim-
mer ist, als die der 1930er Jahre. Zwar hat der 
Wachstumsschub in China Preiserholungen 
bei einigen Rohstoffen unterstützt, doch nied-
rige und instabile Preise untergraben in einer 
großen Gruppe von Ländern die Fortschritte in 
Richtung der Millenniums-Entwicklungsziele. 
Dennoch ist deutlich, dass die Krise der Roh-
stoffmärkte auf der internationalen Handels- 
agenda nicht auftaucht. Wenn die internationale 
Gemeinschaft es mit der Halbierung der extre- 
men Armut und der Erreichung der anderen 
Millenniums-Entwicklungsziele ernst meint, 
dann muss sich dies ändern.

Die sich in die Länge ziehende Krise auf 
den Kaffeemärkten zeigt die verheerenden 
Konsequenzen der allgemeinen Krise der Roh-
stoffmärkte. Aus der Perspektive der Designer-
Cafés in den Ländern mit hohem Einkommen, 
wo der Preis für Kaffee und die Gewinne der 
Einzelhändler in die Höhe schnellen, ist die 
Kaffee-Krise kaum sichtbar. Dennoch zerstört 
sie die Lebensgrundlage von über 20 Millionen 
Haushalten, für die die kleinbäuerliche Kaffee-
produktion eine entscheidende Einkommens-
quelle darstellt.

Seit mehr als einem Jahrzehnt sind die Kaf-
feeproduzenten in einer abwärts führenden 
Preisspirale gefangen. In dem verzweifelten 
– und kontraproduktiven – Bemühen, ihr Ein-
kommen aufrecht zu erhalten, produzieren sie 
mehr und mehr Kaffee. Ende der 1980er Jahre 
bekamen die Kaffee exportierenden Länder 
rund zwölf Milliarden US-Dollar für ihre Ex-
porte. Im Jahr 2003 exportierten sie mehr Kaf-
fee, doch sie erzielten dafür mit 5,5 Milliarden 
US-Dollar weniger als die Hälfte an Einnah-
men. Gleichzeitig hat sich die Kaffeewirtschaft 
in den Ländern mit hohem Einkommen in die 

Über die WtO-Regeln hinausgehend:  
Rohstoffe, neue Gatekeeper und die entwicklung 
handelspolitischer institutionen
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entgegengesetzte Richtung bewegt. Seit 1990 
ist der Einzelhandelsumsatz von circa 30 Milli-
arden US-Dollar auf 80 Milliarden gestiegen.69 
Durch die niedrigen Weltmarktpreise sind die 
Kosten gesunken und die Gewinnspannen der 
Einzelhändler und der sechs Kaffeeröster, die 
50 Prozent des Welthandels ausmachen, gestie-
gen. Die exportierenden Länder mussten unter-
dessen zusehen, wie ihr Anteil an den Ausgaben 
der Endverbraucher von einem Drittel auf ein 
Dreizehntel gesunken ist.70 Aus Sicht der klei-
nen Kaffeebauern ist der Unterschied noch viel 
dramatischer. Von jedem US-Dollar des quali-

tativ hochwertigen Arabica-Kaffees aus Tansa-
nia, der in einem Café in den Vereinigten Staa-
ten verkauft wird, bekommt der Bauer heute 
weniger als einen Cent (Kasten 4.9).

Die Entwicklungsländer-Exporteure haben 
aufgrund der fallenden Preise riesige wirt-
schaftliche Rückschläge erlitten. Neun Länder 
in Afrika südlich der Sahara und in Mittela-
merika hängen mit mindestens einem Viertel 
ihrer Exporterlöse vom Kaffee ab. In jedem 
dieser Länder hat der Preisverfall die Schaffung 
von Wachstum und Einkommen untergraben, 
die für schnellere Fortschritte in Richtung der 
Millenniums-Entwicklungsziele von entschei-
dender Bedeutung sind. Da die meisten Produ-
zenten Kleinbauern sind, haben die fallenden 
Preise direkten Einfluss auf die Haushaltsein-
kommen und den Zugang zu Basisdiensten in 
Bereichen wie Gesundheit und Bildung.71 

Äthiopien ist eines der Länder, die am 
schlimmsten betroffen sind.72 Kaffee ist das 
wichtigste für den Verkauf bestimmte Anbau-
produkt des Landes. Er sorgt für über 60 Pro-
zent der Deviseneinnahmen und zehn Prozent 
der Staatseinnahmen. Etwa ein Viertel der Be-
völkerung hat entweder direkt oder indirekt mit 
der Produktion und Vermarktung von Kaffee zu 
tun. Was sich auf den internationalen Kaffeemär-
kten abspielt, hat tiefgreifenden Einfluss auf die 
Aussichten Äthiopiens, die Millenniumsziele zu 
erreichen. Im Gegensatz zu den Landwirten in 
der Europäischen Union oder den Vereinigten 
Staaten sind die Bauern in Äthiopien gegen fal-
lende Preise nicht geschützt. 

Die Preisschocks, die von den Produzenten 
in Äthiopien aufgefangen wurden, waren riesig. 
Das Exportvolumen ist seit Mitte der 1990er 
Jahre um zwei Drittel gestiegen, doch die Ex-
porterlöse sind dramatisch gesunken (Grafik 
4.14). Abgesehen von den negativen Konse-
quenzen für die Zahlungsbilanz und das Wirt-
schaftswachstum schlagen sich die geringeren 
Exporterlöse in verringerten Chancen für die 
menschliche Entwicklung nieder. Der Kaffee, 
der neben Grundnahrungsmitteln angebaut 
wird, ist für schwache Haushalte die Hauptein-

„Das Kaffee-Einkommen ist für unseren Haushalt sehr wichtig. Ich verwende es, 

um Schulgebühren zu bezahlen, Arztrechnungen zu begleichen und die Angele-

genheiten der Familie zu regeln. Doch jetzt verliere ich die Hoffnung in den Kaffee. 

Er hat mich so sehr enttäuscht.“ Dies sind die Worte eines Kaffeebauern aus dem 

Masaka-Distrikt in der Nähe des Victoria-Sees in Zentral-Uganda. Sie drücken die 

Verzweiflung von Millionen Produzenten aus.

Wie in anderen Ländern ist der Kaffee in Uganda ein Produkt, das vor allem 

von Kleinbauern angebaut wird. Er wird neben Nahrungsmitteln wie Kartoffeln, 

Mais und Bananen angebaut, um den Haushalten eine Einkommensquelle zu bie-

ten. Eine Umfrage unter Kaffeebauern, die 1999 und 2002 durchgeführt wurde 

und vier Regionen abdeckt, deren Produktion die Hälfte der Produktion Ugandas 

ausmacht, zeigt die Auswirkungen des Preisverfalls. In der ersten Hälfte der 1990er 

Jahre waren die steigenden Haushaltseinkommen der Kaffeebauern – ein Ergeb-

nis von Währungsabwertung, Steuersenkungen für die Produzenten und stabilen 

Weltmarktpreisen – eine der Hauptkräfte bei der Minderung der Armut in Uganda. 

Als ab 1997 die Weltmarktpreise fielen, begannen die erzwungenen Anpassungen 

auf Seiten der Bauern die Fortschritte zunichte zu machen: 

•	 Wachsende	Schulden. Mehr als ein Drittel der Kaffeebauern berichteten, dass 

sie aufgrund fallender Preise nicht in der Lage sind, Kredite zurückzuzahlen.

•	 Zurückgehender	Konsum. Die Familien berichteten, dass sie Fleisch und Fisch 

aus ihrem Speiseplan streichen und die Anzahl der Mahlzeiten reduzieren müs-

sen. An dem Tag, an dem der oben zitierte Bauer interviewt wurde, hatten seine 

zehn und zwölf Jahre alten Söhne nicht gefrühstückt.

•	 Sinkende	Investitionen. Die Familien berichteten, dass sie die Ausgaben für 

Instandhaltungen an ihrem Haus und für den Kauf von Ziegen – einer wichtigen 

Proteinquelle – reduzieren mussten.

•	 Verkauf	von	Nahrungsmitteln. Die Familien berichteten, dass sie Grundnah-

rungsmittel verkaufen mussten, um Gesundheitsausgaben zu decken und 

Schulgebühren zu bezahlen.

Quelle: Vargas Hill 2005.

Kasten 4.9   Die Kaffee-Krise
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nahmequelle. Der Verkauf von Kaffee finan-
ziert Ausgaben für Bildung, Gesundheit und 
anderen wesentlichen Haushaltsbedarf.

Die finanziellen Einbußen, die die Haus-
halte erleiden, sind schwierig zu schätzen. Die 
Informationen über die Produktion auf Haus-
haltsebene sind unvollständig. Außerdem hat in 
einem Markt mit starken Preisschwankungen 
die Wahl des Referenzjahres wesentlichen Ein-
fluss auf die geschätzten Einbußen. Wir haben 
als Bezugsgröße mit einem US-Dollar pro Kilo 
den Preis von 1998 gewählt (ein Niveau, das sich 
dem Durchschnittsniveau der vergangenen 15 
Jahre annähert) und haben Haushaltsdaten ver-
wendet, um zu schätzen, um wie viel der nied-

rigere Preis von 0,30 US-Dollar pro Kilo im 
Jahr 2003 das Einkommen der Kaffee produ-
zierenden Haushalte gemindert hat. Die Daten 
auf Haushaltsebene deuten darauf hin, dass der 
mittlere Kaffee produzierende Haushalt im Jahr 
2003 circa 300 Kilo Kaffee verkauft hat. Die 
Einkommenseinbußen aufgrund des Preisver-
falls belaufen sich auf circa 200 US-Dollar pro 
Haushalt – ein großer Verlust in einem Land, wo 
mehr als ein Drittel der ländlichen Bevölkerung 
von weniger als einem US-Dollar pro Tag lebt. 
Auf die nationale Ebene übertragen machen die 
entsprechenden Einbußen 400 Millionen US- 
Dollar aus.73 Das bedeutet, dass von jedem  
US-Dollar Entwicklungshilfe, die Äthiopien 
im Jahr 2003 bekommen hat, ein halber Dollar 
durch den niedrigeren Kaffeepreis wieder ver-
loren gegangen ist – ein Verlust, der die Finan-
zierungslücke zur Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele vergrößert.

Äthiopien ist nur ein Beispiel für ein sehr viel 
weitergehendes Problem. In Mittelamerika hatte 
der Preisverfall wirtschaftliche Auswirkungen, 
die sich in einem Rückgang des BIP um 1,2 Pro-
zent niederschlugen, ohne Berücksichtigung 
von Multiplikatoreffekten. Die Auswirkungen 
auf die Armut können anhand von Daten zu 
den Haushaltsausgaben zurückverfolgt werden. 
In Nicaragua ist die extreme Armut bei Kaffee-
bauern um fünf Prozent gestiegen, während sie 
bei Haushalten, die keinen Kaffee anbauen, um 
16 Prozent zurückgegangen ist (Tabelle 4.1). Die 
sinkenden Haushaltseinkommen hatten Aus-
wirkungen auf andere Bereiche menschlicher 
Entwicklung, darunter den Bildungsbereich. 
Dies ist ein weiteres Beispiel dafür, wie Pro-
bleme an den Rohstoffmärkten die Fortschritte 
in Hinblick auf die Millenniums-Entwicklungs-
ziele auf breiter Front untergraben können. 

Prozentuale Veränderungen

Haushalt Armutsrate Extreme Armutsrate Schulbesuch Pro-Kopf-Konsum

Nicht Kaffee erzeugend –15,0 –16,0 9,0 9,6

Kaffee erzeugend 2,4 5,0 –7,0 –7,0

Quelle: Auf der Grundlage von Vakis, Kruger und Mason 2004.

Tabelle 4.1   Wohlfahrtsveränderungen in Nicaragua – die Kosten fallender Kaffeepreise 1998 - 2001
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Wie in anderen primären Sektoren sind die 
Probleme, mit denen die Kaffeeproduzenten 
konfrontiert sind, leichter zu beschreiben als 
zu lösen. Das Überangebot wurde durch den 
intensiven Wettbewerb um Marktanteile ange-
trieben sowie durch die steigende Produktion 
und eine wachsende Kluft zwischen Angebot 
und Nachfrage, die sich in zunehmenden La-
gerbeständen widerspiegelte. Auch die Ge-
schäftspraktiken haben dazu beigetragen. Zum 
Beispiel haben die Kaffeeröstereien Dampf-
reinigungstechniken entwickelt, die es ihnen 
ermöglichen, Kaffee von geringerem Wert mit 
niedrigem Preis durch höherwertigen Kaffee 
zu ersetzen. Damit haben sie Anteil an der glo-
balen Preisschwäche, die ihre Gewinnspanne 
übermäßig erhöht hat, aber Millionen Produ-
zenten in die Armut treibt.74 

In der Hast, die Vermarktungssysteme für 
Agrarprodukte zu liberalisieren, haben Geber 
und Regierungen die Probleme der Rohstoff-
produzenten manchmal noch weiter verschärft. 
Zwar waren die staatlichen Behörden ineffizi-
ent und manchmal korrupt, doch sie stellten 
den Produzenten auch Produktionsmittel wie 
Kredite zur Verfügung. Der Verlust dieser 
Dienstleistungen hat es für die Kleinbauern oft 
schwieriger gemacht, auf den globalen Markt 
vorzudringen, insbesondere mit Produkten mit 
höherer Wertschöpfung. In Tansania führte die 
rasche Liberalisierung der Kaffeevermarktung 
zum Zusammenbruch von Kooperativen, die 
in der Vergangenheit durch Preisdifferenzie-
rung die Qualität gesichert hatten. Der Preis-
bonus auf tansanischen Kaffee fiel in der Folge 
sehr viel stärker als in Kenia, wo der einheimi-
sche Markt nur geringfügig liberalisiert war.75 
Der gleiche Prozess wiederholte sich bei der 
Baumwolle. Die rasche Liberalisierung der Ver-
marktung in Tansania führte zum Wegfall von 
Produktionsmitteln, Krediten und Marktinfor-
mationen, die vorher von staatlichen Behörden 
bereitgestellt wurden – mit negativen Konse-
quenzen für die Produktion und die Erzeuger-
preise. In Westafrika dagegen hat die aktivere 
staatliche Beteiligung Produktivitätssteige-
rungen erleichtert und einen höheren Preisbo-
nus für Qualität aufrechterhalten.76 

Es gibt keine einfachen oder allgemein-
gültigen Lösungen für die anhaltende Krise 
an den globalen Rohstoffmärkten. In einigen 
Fällen muss das Angebot gesteuert werden, um 
das Marktgleichgewicht wieder herzustellen, 
obwohl es genug Erfahrungen mit den Proble-
men mit Rohstoff-Abkommen alten Stils gibt. 
Marktwirtschaftliche Risikomanagement-In-
strumente könnten zwar einigen Schutz gegen 
Preisvolatilität bieten, aber nicht gegen Preis-
verfall. Es ist schwierig, solche Instrumente 
auf die ärmsten Produzenten auszuweiten, aber 
es ist nicht unmöglich. Eine andere Möglich-
keit besteht in der Kompensation, indem Ent-
wicklungshilfe und Schuldenerleichterungen 
eingesetzt werden, um Zahlungsbilanz-Krisen 
abzufedern. Der IWF hat eine Fazilität zur 
kompensierenden Finanzierung, aber er bietet 
eine Finanzierung zu Bedingungen, die sich die 
meisten afrikanischen Länder mit niedrigem 
Einkommen nicht leisten können. Die EU-
FLEX-Fazilität, die im Jahr 2000 eingeführt 
wurde, ist vielversprechender. Sie bietet Bud-
get-Unterstützung in Form von Zuschüssen, 
doch die Voraussetzungen, in deren Genuss 
zu kommen, sind so restriktiv, dass nur we-
nige Länder sie erfüllen. Sie müssen Einbußen 
bei den gesamten Exporterlösen in Höhe von 
zehn Prozent erleiden, und eine vergleichbare 
Verschlimmerung des Haushaltsdefizits. Im 
Ergebnis wurden im Zeitraum 2000-2003 im 
Durchschnitt nur zwölf Millionen US-Dollar 
pro Jahr ausgezahlt, und dies an nur sechs der 
51 Länder, die Anträge gestellt hatten.77 

Die Rolle der Markt-Gatekeeper 

In den internationalen Handelsdebatten kon-
zentriert man sich tendenziell auf die Rolle des 
Staates. Sehr viel weniger Aufmerksamkeit ist 
bislang den Verzerrungen geschenkt worden, 
die mit der Konzentration wirtschaftlicher 
Macht in den Händen der „Gatekeeper“ der 
Märkte der entwickelten Länder zusammen-
hängen. Globale Einzel- und Außenhandels-
unternehmen spielen im internationalen 
Handelssystem eine zunehmend wichtige 
Rolle. Sie bringen weltweit Millionen Pro-
duzenten und Konsumenten zusammen.  
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Diese Unternehmen leisten einen Beitrag zum 
Wohlstand, der durch den internationalen 
Handel geschaffen wird. Doch ihre zuneh-
mende Marktmacht stellt eine Bedrohung 
der Bemühungen dar, die darauf abzielen, die 
Verbindungen zwischen dem Handel und der 
menschlichen Entwicklung zu stärken.

Die Supermärkte sind inzwischen die 
wichtigsten Gatekeeper zu den Agrarmärk-
ten der entwickelten Länder. Ihr Wachstum 
verändert die Märkte. Auf den Weltmärkten 
zu verkaufen, insbesondere auf Märkten für 
Anbauprodukte mit höherer Wertschöpfung, 
bedeutet zunehmend, an eine Handvoll gro-
ßer Supermarktketten zu verkaufen. Das hat 
wichtige Konsequenzen für die Verteilung 
des Nutzens aus dem Handel.78 

Die 30 Spitzenunternehmen und größten 
Supermarktketten der Lebensmittelindustrie 
machen heute etwa ein Drittel der weltwei-
ten Lebensmittelumsätze aus.79 In den entwi-
ckelten Ländern wächst der Marktanteil der 
größten Akteure rasch. Wal-Mart, heute das 
größte Unternehmen der Welt, macht mehr 
als ein Drittel des Umsatzes der US-amerika-
nischen Lebensmittelindustrie aus. In Groß-
britannien machen die fünf Top-Supermärkte 
70 Prozent oder mehr der Lebensmittelum-
sätze aus – ein Anteil, der doppelt so hoch ist, 
wie noch Ende der 1980er Jahre. In den Ent-
wicklungsländern laufen parallele Entwick-
lungen ab. Ende der 1980er Jahre machten 
die Supermärkte weniger als 20 Prozent der 
Lebensmittelverkäufe in Lateinamerika aus. 
Dieser Anteil ist mittlerweile auf 60 Prozent 
gestiegen. Die Geschwindigkeit des Wandels 
ist erstaunlich. Innerhalb eines Jahrzehnts 
haben sich die Supermärkte in Lateinamerika 
in einem Ausmaß ausgebreitet, für das Europa 
fünf Jahrzehnte brauchte.80 

Die Machtkonzentration ging einher mit 
der Entwicklung globaler Beschaffungs- und 
Distributionssysteme. Wal-Mart deckt seinen 
Bedarf aus mehr als 65.000 Quellen. Carre-
four bezieht seine Melonen in Nordost-Brasi-
lien, um damit seine Einzelhandelsgeschäfte 

in diesem Land zu beliefern, und seine Distri-
butionszentren in 21 weiteren Ländern. Royal 
Ahold bezieht Äpfel in Chile zur Distribution 
durch ein Zentrum in Peru. Unternehmen 
wie Tesco in Großbritannien beziehen Obst 
und Gemüse von mehr als 200 Lieferanten, 
viele davon in Entwicklungsländern.81 

Diese Trends sind für die Verteilung des 
Nutzens aus dem internationalen Handel 
aus drei Gründen von Bedeutung. Diese drei 
Gründe stehen miteinander in Zusammen-
hang. Erstens sind die Supermärkte die Gate-
keeper der am schnellsten wachsenden Mär-
kte im Weltagrarhandel, und der Märkte, die 
durch eine höhere Wertschöpfung gekenn-
zeichnet sind. Die erfolgreiche Beteiligung 
auf diesen Märkten kann für Kleinbauern 
potenziell große Einkommensgewinne be-
deuten, insbesondere für diejenigen, die in 
der Lage sind, aus den Primärgütermärkten 
heraus zu diversifizieren. Zweitens gibt die 
Konzentration von Kaufkraftinformationen 
den Supermärkten enorme Möglichkeiten, 
die Preise und die weitergehenden Bedin-
gungen zu beeinflussen, unter denen Klein-
bauern in Entwicklungsländern mit reichen 
Ländern Handel treiben. Drittens gibt das 
Entstehen globaler Versorgungsnetzwerke, 
die eine große Anzahl von Ländern umfas-
sen, Supermärkten die Möglichkeit, ihre 
Nachfrage zwischen einer großen Anzahl von 
Lieferanten hin und her zu schieben, was ihre 
Marktmacht weiter stärkt.

Das vorherrschende Geschäftsmodell im 
Supermarkt-Sektor belohnt kurze Liefer-
zeiten, hohe Qualität und vor allem inten-
siven Preisdruck. Wie es in einem Oxfam-
Bericht heißt: „Die Einkäufer arbeiten in 
einer Geschäftskultur mit Leistungszielen 
und Anreizen, die sie anspornen, die Liefe-
ranten in Bezug auf Preise und Lieferzeiten 
unter Druck zu setzen, mit wenig Rücksicht 
auf die ethischen Auswirkungen weiter unten 
in der Produktionskette.“82 Durch ihre Kauf-
kraft stellen die Supermärkte sicher, dass die 
Anpassungen an niedrigere Preise an die  
Produzenten weitergegeben werden. Zum 
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Beispiel begannen im Jahr 2002 die bri-
tischen Supermarktketten einen Preiskrieg 
bei Bananen, dem beliebtesten Obst in Groß-
britannien. Zwischen 2001 und 2003 wurden 
die an die Produzenten gezahlten Preise um ein 
Drittel gedrückt, mit verheerenden Auswir-
kungen für die Kleinbauern in der Karibik und 
die Plantagenarbeiter.83 

Solche Trends weisen auf die Gefahr hin, 
dass die Entwicklungsländer-Exporteure 
von Produkten mit höherer Wertschöpfung 
durch negative Trends der Terms of Trade auf 
die gleiche Art in die Falle geraten könnten, 
wie die Exporteure im primären Sektor. Die 
Supermärkte schaffen für Kleinproduzenten 
zudem sehr viel größere Markteintrittsbarrie-
ren als die Zölle. Die Preise werden gedrückt 
und gleichzeitig müssen die Lieferanten hö-
here Produktstandards und strengere Krite-
rien der Just-in-time-Lieferung erfüllen. Diese 
Standards und Kriterien zu erfüllen, über-
steigt die finanziellen und institutionellen 
Möglichkeiten vieler Kleinbauern. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Super-
märkte erst verspätet zahlen. Die gängige Ge-
schäftspraxis ist es, 45 bis 60 Tage nach Erhalt 
der Lieferung zu zahlen.84 

Da die Konsumenten im Westen sich um 
die Lebensmittelsicherheit zunehmend Sor-
gen machen, stehen die Supermärkte unter 
Druck, auf die Standards und die Herkunft 
der von ihnen verkauften Waren Garantien 
abzugeben. Doch die Überwachungskosten 
der Einhaltung dieser Standards steigen mit 
zunehmender Anzahl und geografischer Ver-
teilung der Produzenten. Das schafft Anreize, 
die Verträge mit großen Produktions- und 
Verteilungszentren abzuschließen. Das Ergeb-
nis davon ist, dass die Markteintrittsbarrieren 
in genau jenen Bereichen am höchsten sind, 
in denen der Handel das größte Potenzial hat, 
die Armut zu mindern.

Die kenianischen Erfahrungen machen 
das Problem deutlich. Im Laufe der ver-
gangenen fünfzehn Jahre ist Kenia zu einem 
dynamischen Exporteur von frischem Ge-

müse in die Europäische Union aufgestiegen 
– ein seltenes Beispiel für den erfolgreichen 
Eintritt eines afrikanischen Landes in Märkte 
mit höherer Wertschöpfung. Doch die Klein-
bauern halten in diesem Prozess nicht mit. Im 
Jahr 1997 wurden in Kenia fast drei Viertel 
der Gemüseexporte mit hoher Wertschöp-
fung von Kleinbauern geliefert. Im Jahr 2000 
war ihr Anteil auf 18 Prozent gefallen.85 Die 
größte Veränderung in diesem Wirtschafts-
zweig ist die zunehmende Bedeutung land-
wirtschaftlicher Betriebe, deren Eigentümer 
oder Pächter große Exportfirmen sind. Einer 
der Antriebsfaktoren für diesen Wandel war 
die Notwendigkeit, den britischen Super-
markt-Standards zu entsprechen, insbeson-
dere in Bezug auf die Rückverfolgbarkeit. Ein 
weiterer war die Anforderung, Liefermengen 
zu garantieren, die von den Supermärkten 
kurzfristig geändert werden können. In Zu-
kunft könnten durch die Forderungen der Su-
permärkte die Kleinbauern weiter ins Abseits 
gedrängt werden, die sich den Strom, die Ge-
wächshäuser und die künstliche Beleuchtung 
nicht leisten können, die nötig sind, um völlig 
einheitliche Ware zu liefern.

Kenia ist kein Einzelbeispiel. Weltweit gibt 
es mehr und mehr Hinweise darauf, dass die 
Kleinbauern ausgeschlossen werden. In Brasi-
lien wurden in der zweiten Hälfte der 1990er 
Jahre 60.000 kleine Molkereibetriebe aus dem 
einheimischen Markt gedrängt, weil sie nicht 
in der Lage waren, die steigenden technischen 
Standards zu erfüllen, die von den Super-
märkten verlangt werden.86 Mit der zuneh-
menden Marktabdeckung der Supermärkte 
besteht die Gefahr, dass der Preisdruck sich 
intensivieren wird und die Markteintrittsbar-
rieren aufgrund der Anforderungen an die 
Produktstandards zunehmen werden.

Mangelnde Fähigkeiten

Die Exportmärkte können für die mensch-
liche Entwicklung riesige Chancen bieten. Um 
diese Chancen auszunutzen braucht es mehr 
als nur offene Märkte. Es erfordert vor allem 
die Fähigkeit, auf die Öffnung von Märkten zu 
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reagieren und mit Anpassungen umzugehen. 
Viele arme Länder und arme Produzenten ver-
fügen nicht über diese Fähigkeiten.

Wie die afrikanischen Länder südlich der 
Sahara erfahren mussten, ist der Marktzugang 
eine notwendige, aber keine hinreichende Be-
dingung für eine erfolgreiche Integration in 
den internationalen Handel. Diese Region ist 
mit den niedrigsten Zollschranken der ent-
wickelten Länder konfrontiert, doch das hat 
ihre Marginalisierung nicht aufgehalten. Ein 
Grund dafür sind die hohen Vermarktungs-
kosten – ein Problem, das mit schwachen In-
stitutionen und schwachen infrastrukturellen 
Kapazitäten zusammenhängt. Die Transport-
kosten erhöhen die Preise der Exportwaren 
aus den afrikanischen Ländern südlich der 
Sahara um 15 bis 20 Prozent. Sie liegen damit 
dreimal so hoch wie im Weltdurchschnitt und 
stellen ein Hemmnis dar, das die Zölle, die die 
afrikanischen Exporteure zahlen müssen, weit 
in den Schatten stellt.87 Der Bericht der von 
der britischen Regierung finanzierten Afrika-
Kommission hat einen Infrastrukturfonds im 
Umfang von 10-15 Milliarden US-Dollar vor-
geschlagen, um Afrikas Infrastruktur-Defi-
zite zu überwinden. Dies unterstreicht sowohl 
das Ausmaß des Problems als auch die zentrale 
Rolle der Entwicklungshilfe im Umgang mit 
Problemen im Bereich des Handels.

Zwangsläufig haben arme Produzenten die 
höchsten Vermarktungskosten. Viele haben 
keinen Zugang zu den Straßen, den Technolo-
gien, den Markinformationen oder dem Pro-
duktivvermögen (Land, Kapital und Wasser), 
das sie brauchen, um Erfolg zu haben. In der 
Demokratischen Volksrepublik Laos sind fast 
40 Prozent der Dörfer mehr als sechs Kilome-
ter von einer Hauptstraße entfernt und die 
Hälfte der Straßen ist in der Regenzeit nicht 
befahrbar. Das macht es nicht nur schwierig, 
die Erzeugnisse auf den Markt zu bringen, 
sondern verteuert auch die eingesetzten Pro-
duktionsmittel. In Afrika südlich der Sahara 
beträgt die Dichte des Straßennetzes auf dem 
Lande nur 55 Kilometer pro Quadratkilome-
ter, im Vergleich zu mehr als 800 Kilometern 

in Indien.88 Die Unzulänglichkeit der Straßen 
in ländlichen Regionen erhöht die Transak-
tionskosten, drückt die Erzeugerpreise und 
die Löhne der Arbeitskräfte und schwächt 
die Marktanreize. Das erklärt auch, warum es 
nichts Ungewöhnliches ist, wenn Kleinbauern 
in Afrika südlich der Sahara nur zehn bis 20 
Prozent des Exportpreises für ihre Erzeugnisse 
bekommen, während der Rest für Transport 
und Vermarktung verloren geht.89 

Auf einer Ebene sind die Voraussetzungen 
für menschliche Entwicklung durch Handel 
keine anderen, als die, die für die menschliche 
Entwicklung im Allgemeinen gelten. Ohne 
Maßnahmen zur Überwindung der gravie-
renden Defizite und der Ungleichheiten im 
Zugang zu Gesundheit, Bildung und Pro-
duktivvermögen wird die Weltmarktintegra-
tion kaum Gewinne bringen. Deshalb muss 
die Handelspolitik als Teil einer integrierten 
Strategie zur Minderung der Armut und zur 
Förderung menschlicher Entwicklung entwi-
ckelt werden. Sie dem Markt zu überlassen, ist 
kein angemessener Weg.

Aus einigen der Erfolgsgeschichten im 
Agrarhandel können wichtige Lehren gezogen 
werden. Im Senegal haben die Exporte von Obst 
und Nüssen seit 1998 um mehr als 40 Prozent 
zugenommen. Die Kleinbauern waren dabei die 
treibende Kraft. Es sind mehr als 10.000 länd-
liche Arbeitsplätze geschaffen worden. Der 
Schlüssel zum Erfolg: eine Partnerschaft zwi-
schen Kleinbauern, der Regierung und einem 
eigenständigen Exportförderungsprojekt für 
die Landwirtschaft.90 Dieses Projekt baut Kühl-
häuser, stellt Markinformationen zur Verfü-
gung und saniert Beförderungsanlagen. In 
Ghana haben fünf Kleinbauern-Kooperativen 
eine Firma gegründet, die bei der Erhöhung des 
Volumens der Exporte von Ananas in die Euro-
päische Union und auf die regionalen westafri-
kanischen Märkte führend war. Diese Firma 
war anfänglich von der Weltbank unterstützt 
worden. Sie arbeitet mit staatlichen Stellen und 
privaten Anbietern zusammen, um technische  
Dienstleistungen einzuholen, die den Bauern 
helfen, Produktstandards einzuhalten, Kre-
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dite zu bekommen und zu exportieren.91 In 
Indien bietet die Gewürzbehörde eine Regu-
lierungsstruktur und Marketingsysteme, die 
2,5 Millionen Produzenten mit dem Welt-
markt verbinden. Sie bietet Unterstützung in 
den Bereichen Marketing, der Entwicklung 
von Schädlingsbekämpfungssystemen und 
der Qualitätssicherung. In jedem dieser Fälle 
waren Kooperationen zwischen dem öffent-
lichen und dem privaten Sektor entscheidend 
für den Erfolg.92 

Seit Beginn der Doha-Runde haben sich 
die entwickelten Länder zu mehr Anstren-
gungen im Bereich Capacity Building ver-

pflichtet, um die Kapazitätsbeschränkungen 
zu überwinden, die im Exportsektor der Ent-
wicklungsländer Hindernisse darstellen.93 Ein 
umfangreiches Paket an Entwicklungshilfe-
Maßnahmen entstand unter dem Titel „För-
derung der handelsbezogenen technischen 
Zusammenarbeit und Entwicklung von han-
delspolitischen Institutionen“ (TACB). Kon-
servativ geschätzt werden nun circa 2,1 Milli-
arden US-Dollar in die TACB gelenkt. Rund 
70 Prozent dieser Summe dienen dazu, ange-
botsseitige Beschränkungen zu verringern. 
Der Rest ist zur Entwicklung von handelspo-
litischen Institutionen bestimmt. 

Die Entwicklung handelspolitischer Institutionen ist entscheidend 
für die erfolgreiche Integration der Entwicklungsländer in den Welt-
handel. Die entwickelten Länder machen diesen Bereich in ihren 
Entwicklungshilfeprogrammen zunehmend zu einer Priorität, doch 
die technische Zusammenarbeit zur Entwicklung handelspolitischer 
Institutionen leidet unter einer Reihe von Mängeln, die ihre Wirksam-
keit untergraben. Dies gilt insbesondere für Maßnahmen im Rahmen 
der Förderung der handelsbezogenen technischen Zusammenar-
beit und Entwicklung von handelspolitischen Institutionen (TACB).

Prioritäten der Geber. Allzu oft weist die TACB eine Schieflage 
zugunsten der Verhandlungsprioritäten der Geber auf. Zu 
Beginn der Doha-Runde legte die Europäische Union in ihrer 
Verhandlungsagenda den Schwerpunkt auf Wettbewerbspolitik, 
Handelserleichterungen und Investitionen – die Singapur-Themen. 
Die überwältigende Mehrheit der Entwicklungsländer, insbesondere 
afrikanische und am wenigsten entwickelte Länder, lehnten diese 
Tagesordnung ab. Dennoch machten im Jahr 2001 die Singapur-
Themen die Hälfte der gesamten technischen Unterstützung im 
Bereich der Handelspolitik aus, die von der WTO erfasst wird. 
Dagegen wurde nur ein Prozent der politischen Unterstützung 
für die Agrarverhandlungen aufgewendet, einen Bereich, der für 
die Entwicklungsländer von lebenswichtigem Interesse ist. Die 
Schieflage bei den bilateralen Programmen drückt sich durch 
negative Diskriminierung aus (die Geber lehnen es ab, Aktivitäten 
zu finanzieren, die ihren unmittelbaren Interessen Schaden können), 
oder durch positive Diskriminierung (wobei Unterstützung in den 
Bereichen angeboten wird, die für die Geber Priorität haben). 

Tendenziöse und eingeschränkte Beratung. In einem zu großen 
Teil der Beratung im Rahmen der TACB geht es darum, wie die von 
den entwickelten Ländern diktierten WTO-Abkommen umzusetzen 
sind. Ein großer Teil der WTO-Aktivitäten, die unter dem Dach des 
2001 eingerichteten Globalen Treuhandfonds durchgeführt wurden, 

fallen in diese Kategorie. Zu wenig Beratung wird in Bereichen 
angeboten, die die ungleichen Machtverhältnisse ausgleichen und 
politische Ziele voranbringen könnten. 

Unterfinanzierung. Einige der wirksamsten TACB-Programme 
sind chronisch unterfinanziert. Ein Beispiel dafür ist das Gemeinsame 
integrierte Programm für technische Hilfe der WTO, der Konferenz 
der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung und des 
International Trade Center. Dieses Programm ist insbesondere unter 
afrikanischen Regierungen sehr anerkannt. Doch es wird derzeit 
durch einen gemeinsamen Treuhandfonds finanziert, der sich auf 
zehn Millionen US-Dollar für zwanzig Länder beläuft. Dies erscheint 
kaum angemessen, angesichts des Ausmaßes der Nachteile, mit 
denen die afrikanischen Regierungen in der WTO konfrontiert sind. 
Die derzeitige Finanzierung für den Integrierten Rahmenplan für 
handelsbezogene technische Hilfe für die am wenigsten entwickelten 
Länder beläuft sich auf weniger als sechs Millionen US-Dollar.

Schwache Verknüpfungen mit Entwicklungsstrategien. 
Die Bemühungen der Geber, die TACB zu einem integralen 
Bestandteil der Entwicklungszusammenarbeit und der Planungen 
für die nationale Armutsbekämpfung zu machen, sind bislang 
hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Der Integrierte 
Rahmenplan, um ein treffendes Beispiel zu nehmen, hat mehrere 
qualitativ hochwertige Untersuchungen der angebotsseitigen 
Beschränkungen durchgeführt, insbesondere sofern sie die Armen 
betreffen. Doch es gibt keine Hinweise darauf, dass die Empfehlungen 
in Strategiedokumente zur Armutsbekämpfung (PRSPs) integriert 
worden sind. Die meisten dieser Strategiedokumente sagen sehr 
wenig über die Handelspolitik. Schwache Koordination, miteinander 
in Konflikt stehende und sich überlappende Mandate der beteiligten 
Behörden und die Schieflage zugunsten der technischen Hilfe und 
zulasten der Finanzierung von Infrastruktur haben die Wirksamkeit 
des Integrierten Rahmenplans weiter geschwächt. 

Quelle: Deere 2005.

Kasten 4.10   Die Grenzen der handelsbezogenen technischen Zusammenarbeit für die Entwicklung handelspolitischer Institutionen
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Während einige wichtige Vorteile reali-
siert werden konnten, leidet die TACB noch 
deutlicher unter den Problemen der Entwick-
lungshilfe, wie sind in Kapitel 3 dargestellt 
sind. Es gibt eine Vielzahl an Initiativen im 
Bereich technische Hilfe, die untereinander 
schlecht koordiniert sind, deren Finanzie-
rung begrenzt ist und die sich die Regierungen 
der Empfängerländer in vielen Fällen nur be-
grenzt zu eigen gemacht haben. Technische 
Hilfe wird häufig wahllos, willkürlich und 
meistens isoliert geleistet. Genauso schädlich 
war der enge Fokus auf die Umsetzung der 
WTO-Abkommen, von denen viele für die 
Entwicklungsländer von zweifelhaftem Nut-
zen sind (Kasten 4.10).

Kohärenz ist wichtig für die Entwicklung 
von handelspolitischen Institutionen. Allzu oft 
untergräbt die Handelspolitik genau die Ziele, 
die im Rahmen von TACB-Programmen ver-
folgt werden. Während die Europäische Union 
und die Vereinigten Staaten mit ihren Entwick-
lungshilfe-Programmen in die Entwicklung der 
Kapazitäten von Kleinbauern investieren, un-
tergraben sie mit ihrer Handelspolitik die Mär-
kte, von denen der Lebensunterhalt ländlicher 
Produzenten abhängig ist. Eine besonders deut-
liche Illustration der Funktionsweise der Inko-
härenz ist die Fischereipolitik der Europäischen 
Union. Sie richtet in Senegal systematisch einen 
Wirtschaftszweig zugrunde, der durch die Ent-
wicklungshilfe-Programme von EU-Mitglied-
staaten unterstützt wird (Kasten 4.11).

In einigen Fällen leidet die Entwicklung handelspolitischer Institu-
tionen unter völliger politischer Inkohärenz. Ein krasses Beispiel 
dafür ist die Fischereipolitik der Europäischen Union im Senegal. 
Während ein Teil der EU-Entwicklungshilfe und EU-Handelspolitik 
darauf abzielt, ein nachhaltiges Ressourcenmanagement zu unter-
stützen und das Exportwachstum mit dem Bedarf des einheimi-
schen Marktes in Einklang zu bringen, untergräbt ein anderer Teil 
genau diese Ziele.

Der Fischereisektor macht derzeit mehr als ein Drittel der Ex-
porterlöse des Senegal aus. Er liefert auch schätzungsweise 75 
Prozent des nationalen Proteinkonsums und beschäftigt direkt 
und indirekt ca. 600.000 Menschen, darunter eine große Zahl von 
Kleinfischern. 

Die Entwicklung der Fischereiwirtschaft für den Export wurde 
von der französischen Entwicklungsagentur gefördert, die schät-
zungsweise ein Drittel der Kosten finanziert hat, die damit verbun-
den waren, die EU-Standards für Lebensmittelsicherheit zu erfül-
len. Die Handelspräferenzen der Europäischen Union haben den 
Senegal vor der Billigkonkurrenz aus Thailand geschützt. Andere 
EU-Geber, zusammen mit der Weltbank, unterstützen Projekte 
zur Verbesserung der Fähigkeiten des Senegal, die Fischgründe 
nachhaltig zu managen. Die Europäische Union gibt zwölf Millionen 
US-Dollar für die Unterstützung der Überwachung und Kontrolle 
aus. Die diagnostische Arbeit unter dem Integrierten Rahmenplan 
für handelsbezogene technische Hilfe hat gezeigt, wie wichtig es 
war, dass die senegalesische Regierung auf nationaler Ebene die 
Fähigkeiten entwickelt hat, die Bestände zu überwachen und den 
Zugang dazu zu kontrollieren.

Während ein Teil der EU-Entwicklungshilfe und EU-Handels-
politik darauf abzielt, ein nachhaltiges Ressourcenmanagement zu 
unterstützen und das Exportwachstum mit dem Bedarf des einhei-
mischen Marktes in Einklang zu bringen, untergräbt ein anderer Teil 
genau diese Ziele. Seit 1979 hat die Europäische Union eine Reihe 
von Vereinbarungen finanziert, die europäischen Schiffen Zugang 
zu den senegalesischen Fischgründen geben. Der jüngste Deal 
„Geld gegen Zugang“ ist ein 64 Millionen US-Dollar-Transfer, der 
den Zeitraum bis 2006 abdeckt. Er ist Teil eines weitergehenden 
Netzes von Abkommen, durch die die Europäische Union den Zu-
gang zu den Fischgründen anderer Länder subventioniert hat, um 
einen Ausgleich für die Überfischung in den Gewässern der EU zu 
schaffen. 

Nach 15 Jahren „Kooperation“ mit der Europäischen Union 
befindet sich der senegalesische Fischereisektor in einer tiefen 
Krise. Die Fischgründe sind stark dezimiert worden, was die Klein-
fischerei zum Erliegen gebracht hat, die Fischpreise auf den lo-
kalen Märkten in die Höhe getrieben hat und die Lieferungen an 
die Konservenfabriken gefährdet, die für den Export produzieren. 
Wie frühere Abkommen setzen die gegenwärtigen Regelungen der  
Fischerei keine Grenze. Und da es keine Aufzeichnungen über  
Tonnagen gibt, sind die senegalesischen Behörden nicht in der 
Lage, die Fischgründe zu überwachen. Dies steht in krassem  
Gegensatz zum Fischereimanagement innerhalb der Europäischen 
Union, wo die Gesamtfangmengen begrenzt werden. 

Das Ergebnis ist, dass die Europäische Union die Entwicklung 
eines Ressourcenmanagementsystems in der Fischerei systematisch 
untergräbt. All dies lässt sich mit den Zielen politischer Kohärenz, 
wie sie im Vertrag von Rom festgelegt sind, nur schwer vereinbaren. 

Quellen: Brown 2005b; Kaczynski und Fluharty 2002; UNEP 2002; Picciotto 2004; CTA 2004; Jensen 2005.

Kasten 4.11   Fischen um Kohärenz
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Wie wir in diesem Kapitel durchgehend argu-
mentieren, wird es Maßnahmen auf breiter 
Front erfordern, um die Verbindungen zwi-
schen dem Handel und der menschlichen Ent-
wicklung zu stärken. Die unmittelbare Priorität 
besteht darin, die Handelspolitik als zentralen 
Bestandteil nationaler Planungen zur Min-
derung der Armut zu betrachten – und dann 
sicherzustellen, dass multilaterale und regio-
nale Handelsregeln die vorrangigen Bereiche 
menschlicher Entwicklung unterstützen. 

Die Doha-Runde – und die WTO selbst 
– sind wichtige Bausteine dieses breiter an-
gelegten Prozesses. Gute Handelsregeln wer-
den zwar viele der dringendsten Probleme der 
Entwicklungsländer nicht lösen, doch gute 
Handelsregeln können helfen und schlechte 
können ernsten Schaden anrichten. Die näch-
ste WTO-Ministerkonferenz im Dezember 
2005 bietet eine entscheidende Gelegenheit, 
einen Verhandlungsrahmen zu verabschieden, 
der in Hinblick darauf, dass sich die Minister-
runde auf die Durchführung einer Entwick-
lungsrunde verpflichtete, konkrete Ergebnisse 
liefert. Gleichzeitig kann sie den Boden für zu-
künftige Verhandlungen bereiten, in denen die 
menschliche Entwicklung – neben fortschrei-
tender ausgewogener Liberalisierung – zu einer 
zentralen Aufgabe der WTO gemacht wird. 
Gelingt es nicht, diese Gelegenheit zu nutzen, 
wird dies die bereits angeschlagene Legitimität 
und Glaubwürdigkeit der WTO schwächen.

Die ordnungspolitische Funktion 
der WTO überdenken

Änderungen der Regeln finden nicht in einem 
Vakuum statt. Sie werden durch Institutionen 
gestaltet und, im Falle der WTO und des Welt-
handels, durch Machtverhältnisse. Die entschei-
dende Herausforderung an ein multilaterales 
System besteht darin, dass es einen Rahmen bie-
ten muss, in dem die Stimmen der schwächeren 
Mitglieder Gewicht haben.

Im Prinzip ist die WTO eine überaus „de-
mokratische Organisation“. Anders als die 
Weltbank oder der IWF spiegeln die Entschei-
dungsstrukturen nicht die finanzielle Macht 
der Mitglieder wider. Die geltende Regel heißt 
„ein Land, eine Stimme“. Jedes Mitglied hat 
dabei das Recht, ein Veto gegen Entscheidungen 
einzulegen, die – so wird vorgegeben – auf der 
Grundlage des Konsensprinzips getroffen wur-
den. Formell zählt die Stimme Benins genauso 
viel wie die der Vereinigten Staaten, und die 
Stimme Bangladeschs genauso viel wie die der 
Europäischen Union.

In der Praxis verschleiert die Fassade der 
gleichberechtigten Entscheidungsfindung die 
ungleichen Machtverhältnisse, die die Ergeb-
nisse der WTO-Verhandlungen prägen. Einige 
Länder sind besser als andere in der Lage, die 
Tagesordnung der WTO zu beeinflussen. In 
der Uruguay-Runde waren die Entwicklungs-
länder, obwohl sie in der Mehrheit waren, nicht 
erfolgreich in ihrem Widerstand gegen die Aus-
weitung der WTO-Regeln auf Bereiche wie 
geistiges Eigentum, Investitionen und Dienst-
leistungen. Das Agrarabkommen ließ die mei-
sten Subventionsprogramme für die Landwirt-
schaftsbetriebe der Europäischen Union und der 
Vereinigten Staaten unangetastet, aus dem ein-
fachen Grund, dass es in jeder Hinsicht, außer 
dem Namen nach, ein bilaterales Abkommen 
zwischen zwei Parteien war, das dem multila-
teralen Regelsystem aufgezwungen wurde. Im 
Wesentlichen gelang es den Weltwirtschafts-
mächten, sich die Regeln so zurechtzubasteln, 
dass sie zu ihrer nationalen Politik passten.

Institutionelle Faktoren verschärfen die Un-
gleichheiten zwischen den einzelnen Ländern. 
Die Fähigkeit, Abkommen zu gestalten, hängt 
entscheidend von den Fähigkeiten der einzel-
nen Länder ab, komplexen, weit reichenden Ver-
handlungen zu folgen – ein Bereich, in dem ei-
nige Länder deutlich gleicher sind als andere. Im 
Jahr 2004 gab es 33 Entwicklungsländer, davon 
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zehn afrikanische Länder, die Mitglieder sind 
(oder dabei waren, der WTO beizutreten), und 
keinen ständigen Vertreter bei der WTO hatten. 
Die durchschnittliche Größe der WTO-Vertre-
tungen der am wenigsten entwickelten Länder 
beläuft sich auf zwei professionelle Mitarbei-
ter. Der andere Extremfall ist die Europäische 
Union, die 140 Mitarbeiter hat, um in den Ver-
handlungen in Genf ihre Anliegen zu vertreten. 
Dabei sind die in den Hauptstädten der einzel-
nen Länder sitzenden Vertreter in Handelsfragen 
noch nicht berücksichtigt, deren Anzahl diese 
Zahl noch einmal um ein Vielfaches erhöhen 
würde.94 Während einige Entwicklungsländer, 
wie zum Beispiel Brasilien, China und Indien, 
große Verhandlungsteams ins Feld schicken und 
wirkliche Verhandlungsteilnehmer sind, stehen 
die meisten Entwicklungsländer am Rand. 

Dieses Defizit in der Vertretungsdemokra-
tie ist von Bedeutung. Im Tagesgeschäft der 
Verhandlungen sind das bloße zahlenmäßige 
Gewicht und der einfache Zugang zu Expertise 
von wesentlicher Bedeutung. Die Fähigkeiten, 
das System zu nutzen, spiegeln sich auch im 
Streitschlichtungsverfahren wider. Nicht ein 
einziges afrikanisches Land hat bislang einen 
Streitfall vor der WTO erwirkt. Um in der 
WTO ein demokratisches System zu schaffen, 
das diesen Namen auch verdient, ist die Kor-
rektur dieser institutionellen Ungleichgewichte 
eine Voraussetzung. 

Wie der Handel in Bezug 
auf die Millenniumsziele 
etwas leisten könnte

Fairere internationale Handelsregeln könnten 
den Millenniums-Entwicklungszielen starken 
Auftrieb geben. Diesen Auftrieb zu schaffen, 
wird eine größere Kohärenz zwischen der Han-
delspolitik der entwickelten Länder und ihrer 
Entwicklungspolitik und ihren entwicklungs-
politischen Verpflichtungen erfordern. Unfaire 
und unausgewogene Handelsregeln behindern 
die internationalen Anstrengungen, die Mil-
lenniums-Entwicklungsziele zu erreichen. Die 
Doha-Runde bietet eine Gelegenheit, sich die-
sem Problem anzunehmen, doch bislang sind 

nur wenig Forschritte gemacht worden. Es 
braucht zwei Schritte, um die Runde wieder 
auf ihre Entwicklungsziele zu fokussieren und 
um einen entwicklungspolitischen Rahmen für 
zukünftige Verhandlungen festzulegen.

Eine Anzahlung auf die 
Entwicklungsrunde
Die Ministerkonferenz im Dezember 2005 
in Hongkong, China (SAR) bietet eine letzte 
Chance, das Vertrauen in die Doha-Runde wie-
der herzustellen. Das Treffen muss konkrete und 
praktische Ergebnisse liefern. Diese Ergebnisse 
sollten in drei spezifischen Bereichen (Markt-
zugang, Unterstützung der Landwirtschaft und 
der besonderen und unterschiedlichen Behand-
lung von Entwicklungsländern) ’Anzahlungen’ 
auf die Entwicklungsrunde beinhalten.

Die Ministerkonferenz 2005 bietet eine 
Gelegenheit, einige der krasseren Marktzu-
gangsbeschränkungen abzuschaffen, die die 
Fähigkeiten armer Länder einschränken, vom 
Handel zu profitieren. Es sollten verbindliche 
Zeitpläne vereinbart werden, um:

• bis 2010 Spitzenzollsätze abzuschaffen und 
die Zollprogression zu verringern, indem 
die Obergrenze bei den Zollsätzen auf ein 
Niveau gesenkt wird, das nicht höher ist, als 
das Doppelte der Durchschnittszölle;

• den Vorschlag der von der britischen Re-
gierung finanzierten Afrika-Kommission 
umzusetzen, den zoll- und quotenfreien 
Zugang auf alle Exporte aus südlich der 
Sahara liegenden afrikanischen Ländern 
mit niedrigem Einkommen anzuwenden, 
und diesen Zugang auch auf alle in anderen 
Regionen liegenden am wenigsten entwi-
ckelten Länder auszudehnen;

• die Herkunftsregeln zu lockern, indem 
bis 2007 eine Gesetzgebung verabschiedet 
wird, die auf den international besten Bei-
spielen beruht, um die Anforderung an den 
einheimischen Wertschöpfungsanteil für in 
Frage kommende Produkte auf 25 Prozent 
des Exportwertes zu reduzieren und um es 
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Ländern, die eine Vorzugsbehandlung ge-
nießen, zu erlauben, ihre Produktionsmittel 
nach Belieben weltweit zu beziehen;

• im Jahr 2006 einen Kompensationsfonds 
für Anpassungen im Handelsbereich einzu-
richten, der in den kommenden zehn Jahren 
mit 500 Millionen US-Dollar pro Jahr ein-
zelne Länder für die Aushöhlung von Vor-
zugsbehandlungen entschädigt. 

Dass im Bereich Landwirtschaft Fort-
schritte gemacht werden, ist von entscheidender 
Bedeutung. Die Politik der entwickelten Län-
der destabilisiert und schwächt die Weltmär-
kte, untergräbt die Position wettbewerbsfähiger 
Agrarexporteure und verstärkt die ländliche 
Armut, indem sie die Nahrungsmittelmärkte 
in armen Ländern mit subventionierten Expor-
ten überschwemmt. In vier Verhandlungsjahren 
ist nichts erreicht worden. Es wurde kein Zeit-
plan festgelegt, um die Exportsubventionen 
abzuschaffen, und die entwickelten Länder 
strukturieren ihre Subventionen neu, um Maß-
regelungen durch die WTO zu vermeiden. Die 
unmittelbaren Prioritäten im Zeitplan der Ver-
pflichtungen der entwickelten Länder sollten 
Folgendes vorsehen: 

• das verbindliche Verbot aller direkten Ex-
portsubventionen bis 2007 erreicht zu 
haben;

• bis 2010 die Subventionen auf ein Niveau 
gesenkt zu haben, das insgesamt nicht mehr 
als zehn Prozent des Wertes der Produktion 
entspricht;

• die Produzenten in Entwicklungsländern 
zu entschädigen, die von der Agrarpolitik 
der entwickelten Länder in Bezug auf wich-
tige Rohstoffe wie Zucker und Baumwolle 
am stärksten betroffen sind;

• bis 2010 die Importzölle schrittweise zu 
verringern, durch die so genannte Schwei-
zer Formel, die bei den höchsten Zollsätzen 
die stärksten Einschnitte vorsieht und die 
Obergrenze bei zehn Prozent anlegt;

• die Abschaffung der „Blue Box“-Bestim-
mungen, die es den Ländern erlauben, auf 
Grund von Marktentwicklungen unbe-
schränkte Unterstützung zu leisten.

In den WTO-Regeln wird prinzipiell an-
erkannt, dass die Entwicklungsländer nicht zu 
Verpflichtungen gezwungen werden sollten, die 
mit ihrem wirtschaftlichen Status und ihren 
Entwicklungsbedürfnissen nicht vereinbar sind. 
In der Praxis ist es durch die Bestimmung zur 
besonderen und unterschiedlichen Behandlung 
von Entwicklungsländern nicht gelungen, einen 
Rahmen zu schaffen, durch den die WTO-Ver-
pflichtungen mit der Verpflichtung auf mensch-
liche Entwicklung in Einklang gebracht werden 
können. Dies wurde in der Erklärung von Doha 
anerkannt, in der zu „präziser formulierten, 
wirksameren und besser funktionierenden“ Re-
geln aufgerufen wurde. Die Entwicklungslän-
der sind jedoch unter Druck geraten, den Im-
portsektor in einem Tempo zu liberalisieren, 
das mit ihren Entwicklungsbedürfnissen un-
vereinbar ist. Die Importliberalisierung kann 
zwar für die menschliche Entwicklung Vorteile 
bieten, doch sie sollte nach und nach erfolgen, 
auf eine Art und Weise, die mit nationalen Stra-
tegien zur Armutsbekämpfung im Einklang 
steht, und mit den Millenniums-Entwicklungs-
zielen, an denen die WTO-Regeln ausgerichtet 
werden sollten. Die Ministerkonferenz 2005 
bietet eine Chance, diese Regeln in Bezug auf 
Fragen des Marktzugangs und auf die Land-
wirtschaft auszuarbeiten. Dahingehend sollten 
sich die entwickelten Länder einigen, 

• die gegenseitigen Forderungen nach Markt-
zugang für nicht-agrarische Güter zu be-
schränken und es den Entwicklungsländern 
zu erlauben, die Durchschnittszollsätze 
anhand einer Formel zu senken, die einen 
hohen Grad an Flexibilität bietet;

• „spezielle Produkte“ im Agrarbereich von 
jeglichen Liberalisierungsforderungen 
auszunehmen und es den Entwicklungs-
ländern zu erlauben, Schutzmechanismen 
anzuwenden, um den Marktzugang zu be-
schränken, wenn der Umfang der Importe 
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die Ernährungssicherung bedroht. Diese 
Produkte sollten Grundnahrungsmittel 
umfassen sowie Anbauprodukte, die als Le-
bensgrundlage in ländlichen Regionen und 
als Einkommensquelle für arme Haushalte 
von Bedeutung sind;

• die Beitrittsregeln der WTO zu überprüfen, 
um sicherzustellen, dass Entwicklungslän-
der, die neu Mitglied werden, nicht Libera-
lisierungsforderungen erfüllen müssen, die 
mit ihrem Entwicklungsstand unvereinbar 
sind.

Blick in die Zukunft
Es wäre unrealistisch, zu erwarten, dass die 
Doha-Runde, geschweige denn die Minister-
konferenz 2005, alle Spannungen zwischen 
den WTO-Regeln und der Handelspolitik der 
entwickelten Länder auf der einen Seite und 
den Millenniums-Entwicklungszielen und 
weitergehenden Zielen menschlicher Entwick-
lung auf der anderen Seite löst. Ministerkon-
ferenzen sind jedoch wichtig, auch weil dort 
Absichten kundgetan werden können. Im aktu-
ellen Zusammenhang müssen die Industrielän-
der ihre Absicht signalisieren, die Abkommen 
zu überprüfen und die Verhandlungen in fol-
genden Bereichen neu auszutarieren:

• Industrie- und Technologiepolitik. Es sollte 
eine Verpflichtung geben, die Beschrän-
kungen der Entwicklung einer aktiven In-
dustrie- und Technologiepolitik durch han-
delsbezogene Investitionsmaßnahmen und 
andere Abkommen zu lockern. 

• Geistiges Eigentum. Man könnte mit Recht 
behaupten, dass das TRIPS-Abkommen 

nicht auf die Tagesordnung der WTO hätte 
gesetzt werden dürfen. Zwar ist der Schutz 
geistigen Eigentums wichtig, doch das der-
zeitige System leidet darunter, dass es ein 
Einheitsmodell ist, das die Bedürfnisse und 
Interessen der Entwicklungsländer nicht be-
rücksichtigt. Die Herausforderung besteht 
nun darin, die in dem Abkommen enthal-
tenen Bestimmungen zur öffentlichen Ge-
sundheit zu stärken und den Spielraum für 
technologische Innovationen zu erweitern. 
Außerdem sind die entwickelten Länder 
herausgefordert, auf ihre TRIPS-Verpflich-
tung hin aktiv zu werden und den Techno-
logietransfer finanzieren zu helfen.

• Dienstleistungen. Eine Liberalisierung der 
Regeln zur zeitweisen Migration natürlicher 
Personen im Rahmen des Allgemeinen Ab-
kommens über den Handel mit Dienstlei-
stungen würde sehr dazu beitragen, eine 
gerechtere Verteilung des aus dem Handel 
zu ziehenden Nutzens zu erreichen. Die ent-
wickelten Länder sollten in der WTO die 
Liberalisierung der Dienstleistungsmärkte 
in Entwicklungsländern als zweitrangig be-
handeln und stattdessen der schrittweisen 
Liberalisierung ihrer einheimischen Ar-
beitsmärkte Priorität einräumen.

• Rohstoffe. Die Krise, mit der die Rohstoff-
produzenten konfrontiert sind, muss in 
den Mittelpunkt der internationalen Han-
delsagenda gerückt werden. Es sollte ein 
integrierter Ansatz entwickelt werden, der 
zusätzliche Schuldenerleichterungen, Ent-
schädigungen, Risikoversicherungen und in 
einigen Fällen die Steuerung des Angebots 
umfasst.
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„Was mit der Missachtung 
der Würde eines einzigen 
Menschenlebens beginnt,  
endet nur allzu oft mit 
einem großen Unglück 
für ganze Nationen.“

UN-Generalsekretär Kofi Annan 1
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Wenn es bei der menschlichen Entwicklung um die Erweiterung von Wahlmög-
lichkeiten und die Förderung von Rechten geht, dann sind gewaltsame Konflikte 
die brutalste Form der Unterdrückung menschlicher Entwicklung. Das Recht auf  
Leben und das Recht auf Sicherheit zählen zu den fundamentalsten Menschen-
rechten, aber auch zu denen, die am häufigsten und systematischsten verletzt  
werden. Durch bewaffnete Konflikte hervorgerufene Unsicherheit ist weiterhin ei-
nes der größten Hindernisse für die menschliche Entwicklung. Sie ist sowohl Ur-
sache als auch Folge der Massenarmut. Mit den Worten des UN-Generalsekretärs: 
„Ohne Entwicklung gibt es für die Menschheit keine Sicherheit und ohne Sicherheit 
keine Entwicklung; ohne die Achtung der Menschenrechte gibt es beides nicht.“2 
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l5 Gewaltsame konflikte –  

die wahre Bedrohung erkennen

Fast fünfzehn Jahre nach dem Ende des Kal-
ten Krieges gibt es die Wahrnehmung, dass 
unsere Welt immer unsicherer wird. Mei-
nungsumfragen in den Industrieländern 
lassen erkennen, dass diese Wahrnehmung 
mit der Angst vor der Terrorgefahr zusam-
menhängt. Diese Gefahr ist real. Sie bewirkt 
jedoch auch eine verzerrte Wahrnehmung von 
der Verteilung menschlicher Unsicherheit. 
Seit 1998 hat der Terrorismus weltweit fast 
20.000 Menschenleben gekostet.3 Der Kon-
flikt in der Demokratischen Republik Kongo 
hingegen hat inzwischen schätzungsweise an 
die vier Millionen Todesopfer gefordert, von 
denen die überwältigende Mehrheit nicht 
durch Kugeln, sondern an Unterernährung 
und Krankheiten gestorben ist. In der Dar-
fur-Region des Sudan spielt sich eine huma-
nitäre Tragödie ab, die nur gelegentlich in 
der Weltpresse Beachtung findet, obwohl sie 
Opfer in einem Ausmaß fordert, die sämtliche 
Bedrohungen in den Schatten stellt, denen 
sich die Menschen in den reichen Ländern 
gegenübersehen. Jeder Tod eines Zivilisten, 
der im Zusammenhang mit einem Konflikt 
steht, ist eine Verletzung der Menschenrechte. 

Doch dieser Gefahr sind die Menschen, die 
in den ärmsten Ländern der Welt leben, viel 
häufiger ausgesetzt.

Seit 1990 sind über drei Millionen Men-
schen bei bewaffneten Konflikten ums Leben 
gekommen.4 Nahezu alle Todesfälle, die direkt 
auf Konflikte zurückzuführen sind, waren 
Menschen in den Entwicklungsländern. Ab-
gesehen von den unmittelbaren menschlichen 
Kosten beeinträchtigten gewaltsame Kon-
flikte ganze Gesellschaften und sind dazu 
fähig, Errungenschaften in der menschlichen 
Entwicklung zunichte zu machen, die über 
Generationen hinweg aufgebaut wurden. Kon-
flikte stören die Nahrungsmittelversorgung, 
verschlimmern Hunger und Unternährung 
und untergraben den Fortschritt im Gesund-
heits- und Bildungsbereich. Derzeit gibt es 
etwa 25 Millionen Menschen, die durch Kon-
flikte oder Menschenrechtsverletzungen zu 
Flüchtlingen im eigenen Land geworden sind.5 
In neun der zehn Länder, die beim Index für 
menschliche Entwicklung (HDI) ganz unten 
rangieren, hat es seit 1990 irgendwann einmal 
einen gewaltsamen Konflikt gegeben.
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Gewaltsame Konflikte in den Entwick-
lungsländern verlangen die Aufmerksamkeit der 
reichen Länder. Die moralische Verantwortung, 
etwas gegen menschliches Leiden zu unterneh-
men, und das gemeinsame Interesse an kollek-
tiver Sicherheit sind die zwingendsten Gründe 
für reiche Länder, sich an der Entwicklung einer 
kollektiven Sicherheitsstrategie für Alle zu be-
teiligen. Die Rechte, die durch Konflikte ver-
letzt werden, sind allgemeine Menschenrechte, 
zu deren Wahrung die gesamte internationale 
Gemeinschaft moralisch und rechtlich verpflich-
tet ist. Die Millenniums-Entwicklungsziele 
(MDGs) sind ein weiteres Argument dafür, die 
menschliche Sicherheit in den Entwicklungs-
ländern in den Mittelpunkt der internationalen 
Agenda zu stellen. Die Zukunft ist weitgehend 
ungewiss. Soviel ist jedoch gewiss, dass die Ver-
meidung und Lösung von Konflikten und das 
Wahrnehmen von Gelegenheiten zum Wieder-
aufbau nach einem Konflikt den Fortschritt in 
Richtung auf die MDGs sichtbar beschleunigen 
würde. Umgekehrt würde ein Versagen auf die-
sen Gebieten es der Welt schwierig machen, die 
Ziele zu erreichen, die sie sich gesetzt hat.

Die reichen Länder haben einen weiteren 
Grund, Maßnahmen Vorrang einzuräumen, die 
der Herausforderung gewaltsamer Konflikte in 
armen Ländern begegnen. Dieser Grund lässt 
sich in zwei Wörtern zusammenfassen: auf-
geklärtes Eigeninteresse. Vor hundert Jahren 
hatten Staaten vielleicht noch die Option, die 
Sicherheit des Landes zu erhöhen, indem sie in 
militärische Ausrüstung investierten, ihre Gren-
zen verstärkten und so taten, als seien ihre Län-
der Inseln, die sich von der Welt um sie herum 
isolieren lassen. Diese Option ist hinfällig. In 
unserer globalisierten Welt ist kein Land mehr 
eine Insel. Gewaltsame Konflikte erzeugen Pro-
bleme, die ohne Pass reisen können, und die sich 
nicht um Landesgrenzen kümmern, selbst wenn 
diese noch so befestigt sind. Die Hochrangige 
Gruppe des UN-Generalsekretärs für Bedro-
hungen, Herausforderungen und Wandel hat 
2004 gemahnt, dass in einer eng verwobenen 
Welt die kollektive Sicherheit nicht auf einer 
rein nationalen Grundlage entwickelt werden 
kann.6 

Die kollektive Sicherheit stellt eine direkte 
Verbindung der Menschen in den reichen Län-
dern und den Gemeinschaften in den armen 
Ländern her, wo durch Konflikte Leben zer-
stört werden. Aus dem internationalen Dro-
genhandel und dem Waffenschmuggel stam-
men das Geld und die Waffen, die gewaltsame 
Konflikte in Ländern wie Afghanistan und 
Haiti anheizen. Gleichzeitig stellen sie eine tief-
greifende Bedrohung des Gemeinwohls in den 
reichen Ländern dar. Wenn durch gewaltsamen 
Konflikt die Gesundheitssysteme zusammen-
brechen, wächst die Gefahr von Infektions-
krankheiten nicht nur in den armen, sondern 
auch in den reichen Ländern. Der Kollaps von 
Immunisierungssystemen in Zentralafrika und 
Teilen von Westafrika ist ein aktuelles Beispiel 
hierfür. Wenn Menschen infolge von Gewalt 
aus ihrer Heimat herausgerissen werden, ent-
stehen Flüchtlingsströme im Land und über 
Ländergrenzen hinweg und der Konflikt greift 
oft auch auf die Nachbarstaaten über. Dadurch 
erwachsen Herausforderungen für die gesamte 
internationale Gemeinschaft. Wenn schwache 
Staaten in einem gewaltsamen Konflikt versin-
ken, entsteht dort ein natürlicher Lebensraum 
für terroristische Gruppierungen, die für die 
Menschen in reichen Ländern ein Sicherheits-
risiko darstellen, während sie in den armen Län-
dern dafür sorgen, dass die Gewaltspirale sich 
immer weiter dreht. Und vor allem wenn reiche 
Länder durch ihre Gleichgültigkeit zulassen, 
dass es Armut und gewaltsame Konflikte gibt, 
wird die Hoffnung auf eine eng vernetzte Welt, 
die das Los aller Menschen, auch der Armen, 
Gefährdeten und Bedrohten verbessert, in 
Frage gestellt.

Gewaltsame Konflikte in armen Ländern 
sind nur ein Aspekt der globalen Unsicherheit. 
Doch heutzutage geht nicht nur von Krieg, zi-
vilem Konflikt, Terrorismus und organisiertem 
Verbrechen, sondern auch von der Armut eine 
Bedrohung der Sicherheit aus. Durch Infekti-
onskrankheiten, Hunger und Umweltzerstö-
rung sterben immer noch viel mehr Menschen 
als durch bewaffnete Konflikte – und jede 
dieser tödlichen Gefahren ist sowohl Ursache 
als auch Auswirkung gewaltsamen Konflikts. 
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Zwar gibt es keinen automatischen Zusam-
menhang zwischen Armut und zivilem Kon-
flikt, doch ist Gewalt ein wahrscheinlicheres 
Ergebnis in Gesellschaften, die von tiefer Pola-
risierung, schwachen Institutionen und chro-
nischer Armut geprägt sind. Die Bedrohung 
durch den Terrorismus verlangt nach globalen 
Gegenmaßnahmen. Dasselbe gilt auch für die 
menschliche Unsicherheit im weiteren Sinne. 
Der „Krieg gegen den Terror“ kann niemals 
gewonnen werden, falls nicht die menschliche 
Sicherheit erweitert und gestärkt wird. Die heu-
tigen Sicherheitsstrategien leiden darunter, dass 
die militärische Antwort auf Bedrohungen der 
kollektiven Sicherheit überentwickelt ist, wäh-
rend die der menschlichen Sicherheit dienliche 
Antwort unterentwickelt geblieben ist.

Dieses Kapitel befasst sich mit der Heraus-
forderung, die gewaltsame Konflikte für die 
menschliche Entwicklung darstellen. Der erste 
Abschnitt umreißt das wechselhafte Wesen von 
Konflikten und untersucht deren Kosten für die 
menschliche Entwicklung. Es zeigt auf, wie sich 
die Beschaffenheit von Konflikten, aber auch 
deren Geografie gewandelt hat: Kriege zwischen 

Staaten wurden abgelöst durch Konflikte, die sich 
innerhalb von Staatsgrenzen abspielen, wobei 
die armen Länder viel stärker betroffen sind. Im 
zweiten Abschnitt werden einige der strukturel-
len Schwächen betrachtet, an denen Staaten lei-
den, die für Konflikte anfällig sind. Diese reichen 
von einer geringen Fähigkeit zur Sicherung der 
Grundversorgung über umstrittene Legitimi-
tät bis hin zu tiefen horizontalen Ungleichhei-
ten. Der dritte Abschnitt wendet sich der Frage 
zu, was die reichen Länder zur Erhöhung der 
menschlichen Sicherheit tun können. Der vierte 
Abschnitt erkundet die Übergänge von Krieg 
über Frieden hin zu Sicherheit, und die Rolle, die 
Entwicklungshilfe und der Privatsektor spielen 
können, um diese zu begünstigen. Der letzte Teil 
des Kapitels schließlich streicht heraus, was die 
internationale Gemeinschaft unternehmen kann, 
um kollektive Sicherheit zu schaffen. Dies ist 
eine sehr umfangreiche Agenda, und deshalb be-
schäftigen wir uns vorrangig mit vier Bereichen:  
1) Entwicklungshilfe an konfliktträchtige Län-
der, 2) Markteingriffe, um zu verhindern, dass 
Gelder und Waffen in Konfliktgebiete geraten, 
3) die Entwicklung regionaler Kapazität und  
4) Wiederaufbau.

Gewaltsame konflikte zu Beginn des 21. Jahrhunderts

Vor elf Jahren formulierte der Bericht über die 
menschliche Entwicklung des Jahres 1994 einen 
Sicherheitsbegriff, der über eng gefasste mili-
tärische Interessen hinausging. Dem Bericht 
zufolge ist menschliche Sicherheit unter zwei 
Gesichtspunkten zu betrachten: Sicherheit vor 
chronischen Gefahren wie Hunger, Krankheit 
und Unterdrückung sowie Schutz vor plötzli-
chen Störungen im Ablauf des täglichen Lebens. 
Gewaltsamer Konflikt untergräbt die mensch-
liche Sicherheit in beider Hinsicht. Er verstärkt 
Armut und vernichtet die Leben gewöhnlicher 
Menschen.

Die internationalen Sicherheitsinstitutio-
nen, die es heute gibt, entstanden als Reak-
tion auf die beiden großen Kriege in der ersten 
Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts und die 
Bedrohungen durch den Kalten Krieg.

Die Welt sieht sich heute neuen Heraus-
forderungen gegenüber. Die Beschaffenheit 
und die Geografie des Konflikts haben sich ge-
wandelt. Vor sechzig Jahren machte sich eine 
visionäre Generation von Nachkriegsführern 
auf, der Bedrohung durch zwischenstaatliche 
Konflikte etwas entgegenzusetzen. Die Ver-
einten Nationen sind ein Ergebnis ihrer Bemü-
hungen. Am Anbruch des einundzwanzigsten 

Die heutigen Sicher-

heitsstrategien leiden 

darunter, dass die 

militärische Antwort 

auf Bedrohungen der 

kollektiven Sicherheit 

überentwickelt ist, während 

die der menschlichen 

Sicherheit dienliche Antwort 

unterentwickelt geblieben ist
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Jahrhunderts spielen sich die meisten Konflikte 
innerhalb von Staaten ab und der Großteil ihrer 
Opfer sind Zivilisten. Die Herausforderungen 
sind nicht weniger enorm als vor sechzig Jahren. 
Doch wie UN-Generalsekretär Kofi Annan in 
seinen Vorschlägen zur Reform der Vereinten 
Nationen hervorhob, wurde bisher nur wenig 
darauf reagiert: „Im Hinblick auf Sicherheit 
mangelt es – trotz einem erhöhten Gefühl des 
Bedrohtseins bei vielen – sogar an einem grund-
sätzlichen Konsens, und die Umsetzung, soweit 
sie erfolgt, wird allzu oft in Frage gestellt.“7 Das 
Fehlen einer durch eine praktische Strategie un-
termauerten Vision hat immense Kosten für die 
menschliche Entwicklung zur Folge, die viel zu 
wenig berücksichtigt werden.

Die Sicherheitsrisiken haben sich 
auf die armen Länder verlagert

Auf lange Sicht betrachtet leben wir in einer 
zunehmend gewaltsamen Welt. Das Jahrhun-
dert, das gerade vorbei ist, war das gewalttätig-
ste, das die Menschheit je erlebt hat. Im zwan-
zigsten Jahrhundert wurden fast dreimal soviel 
Menschen bei Konflikten getötet wie zusam-
mengenommen in den vier Jahrhunderten 
davor (Tabelle 5.1).

Die Konflikttendenzen können sowohl 
unter positiven als auch unter negativen Aspek-
ten interpretiert werden. Im letzten Jahrzehnt 
des zwanzigsten Jahrhunderts war ein deut-
licher Rückgang in der Anzahl der Konflikte 
zu beobachten. Gegenüber dem Höchststand 
von 51 Konflikten im Jahr 1991 gab es 2003 

nur noch 29 aktuelle Konflikte (Grafik 5.1). 
Andererseits hat zwar die Zahl der Konflikte 
abgenommen, doch die Kriege der letzten 15 
Jahre haben einen extrem hohen Tribut an 
Menschenleben gefordert. 1994 wurden fast 
eine Million Menschen beim Völkermord in 
Ruanda umgebracht. Beim Bürgerkrieg in der 
Demokratischen Republik Kongo starben etwa 
sieben Prozent der Bevölkerung. Im Sudan hat 
der Bürgerkrieg zwischen dem Norden und dem 
Süden in zwei Jahrzehnten über zwei Millionen 
Menschen das Leben gekostet und sechs Millio-
nen Menschen zu Flüchtlingen im eigenen Land 
gemacht. Sobald dieser Konflikt überstanden 
war, brach eine neue vom Staat angestachelte 
humanitäre Krise in der Region Darfur im We-
sten des Landes aus. Bis heute hat der Konflikt 
schätzungsweise 2,3 Millionen Binnenflücht-
linge produziert; mindestens 200.000 weitere 
Menschen sind in den benachbarten Tschad 
geflohen. In den 1990er Jahren kam es sogar im 
Herzen Europas zu ethnischen Säuberungen im 
Verlauf furchtbarer Bürgerkriege, die über den 
Balkan hereinbrachen.

Das geografische Muster des Konflikts hat 
sich im Lauf der Zeit gewandelt, wobei sich 
die Sicherheitsrisiken deutlich auf die ärmsten 
Länder verlagert haben. Im Zeitraum von 1946 
bis 1989 fanden nur etwas mehr als ein Drit-
tel aller Konflikte in Entwicklungsländern mit 

Zeitraum

Konfliktbedingte  
Todesfälle
(Millionen)

Weltbevölkerung zur Mitte 
des Jahrhunderts

(Millionen)

Anteil der konflikt-
bedingten Todesfälle an  
der Weltbevölkerung (%)

Sechzehntes Jahrhundert 1,6 493,3 0,32

Siebzehntes Jahrhundert 6,1 579,1 1,05

Achtzehntes Jahrhundert 7,0 757,4 0,92

Neunzehntes Jahrhundert 19,4 1.172,9 1,65

Zwanzigstes Jahrhundert 109,7 2.519,5 4,35

Quellen: Angaben zu konfliktbedingten Todesfällen: Sivard 1991, 1996; Bevölkerungsdaten für das zwanzigste Jahrhundert: UN 2005d; andere 
Bevölkerungsdaten: Hochrechnung des Büros für den Bericht über die Menschliche Entwicklung auf der Grundlage von Sykes 2004 (Tabelle B-10).

Tabelle 5.1   Konflikte kosten immer mehr Menschenleben

Weniger Konflikte seit 1991Grafik 5.1

a. Konflikt zwischen einem Staat und internen Oppositionsgruppen unter  
Einmischung anderer Staaten. 
b. Konflikt zwischen einem Staat und einer nichtstaatlichen Gruppierung  
außerhalb seines Territoriums. 
Quelle: Berechnet auf der Grundlage von Daten zu bewaffnetem Konflikt  
aus Strand, Wilhelmsen und Gleditsch 2005. 
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niedrigem Einkommen statt. Zwischen 1990 
und 2003 entfielen mehr als die Hälfte der 
gewaltsamen Konflikte auf Länder mit nied-
rigem Einkommen.8 Nahezu 40 Prozent aller 
Konflikte der Welt spielen sich in Afrika ab 
(Grafik 5.2), darunter einige der blutigsten der 
letzten anderthalb Jahrzehnte. Zwar gibt es in-
zwischen zahlenmäßig weniger Konflikte, doch 
dauern sie heute länger. Daraus folgt, dass sie 
sich schwerwiegend auf die menschliche Ent-
wicklung auswirken.9 

Die Kosten des Konflikts für  
die menschliche Entwicklung

Gewaltsamer Konflikt bringt einige offen-
sichtliche und unmittelbare Kosten für die 
menschliche Entwicklung mit sich. Der Verlust 
von Menschenleben, Verletzungen, Verstüm-
melungen und Vergewaltigungen sind alles 
natürliche Folgen von Konflikten. Aber es gibt 
andere Kosten, die weniger unmittelbar erkenn-
bar und weniger leicht in Zahlen zu fassen sind. 
Der Zusammenbruch der Nahrungsmittelsy-
steme, der Zerfall des Gesundheits- und Bil-
dungswesens sowie der Verlust von Einkommen 
sind alles Gesichtspunkte von Konflikten, die 
sich nachteilig auf die menschliche Entwick-
lung auswirken. Ebenso wie psychologischer 
Stress und Traumatisierung. Statistiken allein 
sind nicht in der Lage, die ganzen Kosten zum 
Ausdruck zu bringen – und oft gibt es in den 
Ländern, die gewaltsame Konflikte durchma-
chen, am wenigsten verlässliche Daten. Klar ist 
jedoch, dass die unmittelbaren menschlichen 
Kosten, auch wenn sie enorm sind, nur einen 
Bruchteil des Preises darstellen, den diese Län-
der für Konflikte bezahlen.

Der Index für menschliche Entwicklung 
(HDI) liefert ein Instrument, mit dem sich 
die längerfristigen Kosten von Konflikten be-
trachten lassen. Da die Rangfolge beim HDI 
von vielen verschiedenen Faktoren abhängt, ist 
bei der Interpretation der Beziehung zwischen 
dem HDI-Rang eines Landes und bestehenden 
Konflikten Vorsicht angebracht. Doch selbst 
unter diesem Vorbehalt lässt sich ein enger 
Zusammenhang zwischen niedriger menschli-

cher Entwicklung und gewaltsamem Konflikt 
feststellen. Gewaltsamer Konflikt ist fraglos 
einer der sichersten und raschesten Wege, wie 
ein Land ganz am Ende der HDI-Tabelle lan-
det – und eines der stärksten Anzeichen dafür, 
dass es für lange Zeit dort bleibt. Von den 32 
Ländern, die in der HDI-Tabelle unter niedri-
ger menschlicher Entwicklung firmieren, haben 
22 irgendwann seit 1990 einmal einen Konflikt 
durchgemacht; fünf davon hatten im letzten 
Jahrzehnt Rückschritte bei der menschlichen 
Entwicklung zu verzeichnen. Die tödlichen 
Auswirkungen gewaltsamer Konflikte auf die 
menschliche Entwicklung lassen sich an den 
folgenden Tatsachen unschwer ablesen:

• Neun der zehn Länder mit dem niedrigsten 
HDI-Rang haben irgendwann seit 1990 ein-
mal einen Konflikt erlebt. Nur zwei davon 
waren Demokratien.10 

• Von den zehn Ländern, die beim Pro-
Kopf-BIP am schlechtesten abschneiden, 
haben sieben in letzter Zeit einen Konflikt 
durchgemacht.

• In fünf der zehn Länder mit der niedrigsten 
Lebenserwartung gab es in den vergangenen 
fünfzehn Jahren einen Konflikt.

• Neun der zehn Länder, die die höchste 
Säuglings- und Kindersterblichkeit auf-
weisen, hatten in den letzten Jahren unter 
einem Konflikt zu leiden.

• In acht der zehn Länder mit der niedrigsten 
Quote beim Grundschulbesuch hat sich 
in der Zeit seit 1990 einmal ein Konflikt 
ereignet.

• Bei 18 Ländern war der HDI in der 1990er 
Jahren rückläufig; in der Hälfte davon kam 
es im gleichen Zeitraum zu Konflikten. Das 
Pro-Kopf-Einkommen und die Lebenser-
wartung sanken in so gut wie allen dieser 
Länder.

Aufgrund dieser Rückschritte bei der 
menschlichen Entwicklung zählen die Länder, 
die unter gewaltsamen Konflikten leiden, zu 
der Gruppe, die am weitesten davon entfernt 
sind, die Millenniums-Entwicklungsziele zu 
erreichen. Zwar bestehen in den Konfliktlän-
dern Datenlücken, die es schwer machen, einen 
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Der Konflikt im Ostteil der Demokratischen Republik Kongo findet 

in den Medien wenig Beachtung. Auch auf den Radarschirmen der 

politischen Entscheidungsträger in den Industrieländern taucht er 

nicht mehr als bedeutendes internationales Sicherheitsproblem 

auf. Und doch ist dies der Schauplatz des tödlichsten Konflikts 

seit dem Zweiten Weltkrieg.

Dieser Konflikt illustriert drastisch, dass die Zahl der un-

mittelbaren Opfer die menschlichen Kosten nicht angemessen  

wiedergibt. Ein Vergleich der Sterberaten im Zeitraum 1998-2004 

mit dem, was ohne gewaltsamen Konflikt zu erwarten gewesen 

wäre, ergibt schätzungsweise 3,8 Millionen „zusätzlicher Todes-

fälle“. Der Konflikt veranschaulicht noch ein weiteres Merkmal der 

Beziehung zwischen gewaltsamen Konflikten und menschlicher 

Entwicklung: Friedensabkommen bewirken nicht automatisch, 

dass die Einbußen bei der menschlichen Wohlfahrt wieder aus-

geglichen werden. Trotz einer verbesserten Sicherheitslage seit 

dem Inkrafttreten eines vorläufigen Waffenstillstands im Jahr 2002 

ist die ohnehin hohe Sterblichkeitsrate des Landes weiterhin 67 

Prozent höher als vor dem Konflikt und doppelt so hoch wie im 

Schnitt der afrikanischen Länder südlich der Sahara. Infolge von 

Krankheiten, Unterernährung und Gewalt sterben jeden Monat 

immer noch etwa 31.000 mehr Menschen als durchschnittlich in 

Afrika südlich der Sahara.

Hinzu kommt, dass ganze Gemeinschaften aus ihrer Heimat 

vertrieben wurden. Mit Stand vom März 2004 verzeichnete das 

Büro der Vereinten Nationen für die Koordination humanitärer An-

gelegenheiten (OCHA) bei einer Gesamtbevölkerung von 51,2 Milli-

onen 3,4 Millionen Kongolesen als Binnenvertriebene. Eine derartig 

massive Zahl ungeschützter Vertriebener bedeutet die schlimmste 

humanitäre Katastrophe, die die Welt nach 1945 erlebt hat.

Arme Haushalte sind besonders gefährdet. Die Vertreibung 

geht einher mit dem Verlust von Vermögenswerten, insbesondere 

in ländlichen Gegenden, die anfälliger für Plünderungen bewaff-

neter Gruppierungen sind. Viele Landwirte waren gezwungen, 

ihr Land aufzugeben und sich nach kurzfristigen Einnahmemög-

lichkeiten umzuschauen. Häufig verdingten sie sich im illegalen 

Abbau von Bodenschätzen. Die Zerrüttung der Landwirtschaft 

hat die Nahrungsmittelsysteme unterminiert und die Gefahr von 

Unterernährung verschärft. Die landwirtschaftliche Produktion in 

den östlichen Provinzen des Landes beträgt heute nur noch ein 

Zehntel des Vorkriegsniveaus. Auch dort, wo noch Feldfrüchte 

produziert werden und Waren für den Tauschhandel erhältlich 

sind, hemmt der Zusammenbruch der Verkehrswege der Fluss-

schifffahrt den Zugang zu den Märkten. Im ganzen Land leiden 

fast drei Viertel der Bevölkerung – etwa 35 Millionen Menschen 

– an Unterernährung.

Kinder haben immer in der vordersten Schusslinie der Opfer 

des Konflikts gestanden (siehe Grafik). Krankheiten wie Masern, 

Keuchhusten und sogar Beulenpest sind wieder ausgebrochen und 

stellen eine große Bedrohung dar Im Jahr 2002 betrug die Säug-

lingssterblichkeitsrate in den östlichen Provinzen 210 pro 1.000  

Lebendgeburten und war damit fast doppelt so hoch wie der Durch-

schnitt in Afrika südlich der Sahara und über 70 Prozent höher als 

der Landesdurchschnitt. Die Säuglingssterblichkeit in den Ostpro-

vinzen ist 2003-04 zurückgegangen, quasi als „Friedensbonus“. 

Dies kann jedoch auch als Hinweis auf die Kosten des Konflikts 

dienen. Auch in der Bildung hat der Konflikt seinen Tribut gefordert. 

Die Schulbesuchsquote des Landes ist im Jahr 2001 auf 60 Prozent 

zurückgegangen, gegenüber 94 Prozent 1978.

Immer noch ist der Alltag 

von Unsicherheit bestimmt. 

Trotz des Friedensabkom-

mens, das 2003 unter Ein-

beziehung aller Konfliktpar-

teien abgeschlossen wurde, 

sind Hunderttausende von 

Menschen noch immer nicht 

in der Lage, wieder ein nor-

males Leben zu führen. Seit 

November 2004 sind sogar 

an die 200.000 Menschen 

aus ihrer Heimat in den Pro-

vinzen Nord- und Süd-Kivu 

geflohen und haben Zuflucht 

in den Wäldern gesucht.

Die andauernden Ko-

sten des Konflikts wei-

sen auf Schwächen in dem  

Friedensabkommen hin. Die 

Streitkräfte anderer Länder, wie auch diverse Rebellengruppen, 

operieren nach wie vor weiträumig in der Demokratischen Repu-

blik Kongo. Der östliche Landesteil ist zum Militärstützpunkt der 

Demokratischen Kräfte zur Befreiung Ruandas (FDLR) geworden 

– Hutu-Rebellen, die mit dem Völkermord von 1994 in Verbindung 

gebracht werden. Er zieht außerdem wie ein Magnet Kräfte aus 

den Nachbarstaaten an, die auf die Ausbeutung der enormen 

Bodenschätze der Region aus sind. Die Entwaffnung der FDLR, 

die Vertreibung der Streitkräfte ausländischer Staaten und die 

Errichtung einer wirksamen staatlichen Kontrolle über die Boden-

schätze sind Grundvoraussetzungen dafür, dass in der Region 

wahre Sicherheit einkehrt.

Quellen: FAO 2004b; IRC 2004; Global IDP Project 2005b; Oxfam GB, Save the Children und Christian Aid 2001; UNICEF 2000, 2001b; UN OCHA 2002, 
2004a, b; Oxfam International et al. 2002; UNHCR 2004; WHO 2004a; Human Rights Watch 2004a.

Kasten 5.1   Die Demokratische Republik Kongo – durch gewaltsamen Konflikt geht es den fragilen Staaten noch schlechter

Quelle: IRC 2004. 
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Zusammenhang zwischen stattfindenden Kon-
flikten und Fortschritten in Richtung auf die 
MDGs herzustellen. Angaben zur Kindersterb-
lichkeit sind jedoch für die meisten Länder 
verfügbar. Von den 52 Ländern, in denen die 
Kindersterblichkeitsrate stagniert oder sich ver-
schlechtert hat, haben 30 seit 1990 einen Kon-
flikt durchgemacht. Wie in anderen Bereichen 
der menschlichen Entwicklung, so stellen die 
Indikatoren des Kindeswohls ein sensibles Ba-
rometer dar, um zu messen, wie sich Konflikte 
auf menschliches Wohlergehen auswirken.

So eindrucksvoll sie auch sein mögen, die 
HDI-Indikatoren: Für die im Konflikt befind-
lichen Länder sind nur die statische Moment-
aufnahme eines dynamischen Bildes. Die Ver-
luste beim Gemeinwohl, die sie zum Ausdruck 
bringen, sind kumulativ und erstrecken sich 
über verschiedene Dimensionen hinweg. Im 
Sudan haben gewaltsame Konflikte nicht allein 
Menschenleben gefordert, sondern auch die Be-
dingungen geschaffen, unter denen die Rück-
schritte bei der menschlichen Entwicklung auf 
Generationen hinaus weitergegeben werden. Im 
Süden des Sudan besucht nur etwa eines von 
fünf Kindern die Schule. Weniger als ein Drittel 
der Bevölkerung verfügt über angemessene sani-
täre Einrichtungen und die Müttersterblichkeit 
(763 auf 100.000 Lebendgeburten) ist eine der 
höchsten der Welt. Das Friedensabkommen, 
mit dem der lang anhaltende Nord-Süd-Kon-
flikt beendigt wurde, hat zumindest die Mög-
lichkeit geschaffen, dass sich das Land wieder 
erholt. Unterdessen haben von der Regierung 
unterstützte Milizen in der Region Darfur eine 
weitere Krise der menschlichen Entwicklung 
fabriziert. Der Anteil der Unterernährten wird 
auf 40 Prozent geschätzt und 60 Prozent der 
Menschen haben keinen Zugang zu sauberem 
Wasser. Während die Kindersterblichkeitsrate 
im Sudan nur halb so hoch ist wie im Durch-
schnitt der afrikanischen Länder südlich der 
Sahara, lassen die neuesten Schätzungen erken-
nen, dass die Sterblichkeitsrate in Nord-Darfur 
um das Dreifache und in West-Darfur um das 
Sechsfache über dem Durchschnitt liegt. Der-
weil erzeugt der Konflikt die Bedingungen für 
eine langfristig ungesicherte Nahrungsmittel-

versorgung. Das Ausmaß der Vertreibung ist 
so groß und dauerhaft, dass aller Voraussicht 
nach nur wenige Haushalte für die diesjährige 
Pflanzsaison in ihre Heimatorte zurückkehren 
werden. Dies hat zum Ergebnis, dass es für die 
Menschen noch schwieriger wird, Zugang zu 
Nahrungsmitteln zu erhalten und ein Einkom-
men zu erzielen.

Wie am Fall von Darfur in extremer Weise 
deutlich wird, töten gewaltsame Konflikte nicht 
bloß mit Kugeln, sondern auch durch die gene-
relle Aushöhlung der menschlichen Sicherheit. 
Die Unterbrechung von Nahrungsmittelsyste-
men, der Zusammenbruch von Lebensgrundla-
gen und der Zerfall von ohnehin beschränkten 
grundlegenden Dienstleistungen erzeugt ge-
waltige Multiplikatoreffekte, wobei die Kinder 
in der vordersten Schusslinie der Opfer stehen. 
Unter den drei Millionen Todesfällen, die seit 
1990 weltweit durch gewaltsame Konflikte ver-
ursacht wurden, machen Kinder etwa zwei Mil-
lionen aus. Viele dieser Todesfälle ereigneten 
sich in der Demokratischen Republik Kongo 
(Kasten 5.1). Seit 2002 hat dort ein vorläufi-
ger Waffenstillstand die Zahl der Todesfälle 
verringert, die direkt durch den gewaltsamen 
Konflikt hervorgerufen sind. Doch die soge-
nannte „zusätzliche Sterberate“ – also die Zahl 
der Todesfälle, die über die in einem norma-
len Jahr zu erwartende Sterberate hinausgeht 
– lässt erkennen, dass der Multiplikatoreffekt 
des gewaltsamen Konflikts immer noch 31.000 
Menschenleben im Monat fordert. Die meisten 
dieser Todesfälle sind auf Infektionskrankhei-
ten bei Kindern zurückzuführen.

Schon ganz begrenzte Ausbrüche von ge-
waltsamem Konflikt können Länder in einen 
Strudel des Verderbens reißen. Unsicherheit, 
Verlust der physischen Infrastruktur, vermin-
derte Wirtschaftstätigkeit, die Opportunitäts-
kosten der Militärausgaben, das Einbüßen von 
Vermögenswerten und die damit zusammen-
hängende Anfälligkeit bilden eine Kombina-
tion, die Gift für die Entwicklung ist. Konflikt 
verschärft die Armut, wirft das Wachstum 
zurück, untergräbt Investitionen und zerstört 
die Infrastruktur, von der Fortschritte im  

Gewaltsame Konflikte töten 

nicht bloß mit Kugeln, 

sondern auch durch die 

generelle Aushöhlung der 

menschlichen Sicherheit
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Wohlergehen der Menschen abhängen. Kon-
flikte fördern auch hohe Militärausgaben und 
zweckentfremden Mittel, die produktiv inve-
stiert werden könnten. Gewaltsame Konflikte 
tragen außerdem durch den Zusammenbruch 
der öffentlichen Dienstleistungen und eine hö-
here Anzahl von Flüchtlingen und Vertriebe-
nen zur Ausbreitung von Unterernährung und 
Infektionskrankheiten bei. In den folgenden 
Abschnitten findet eine Betrachtung einiger 
der Hauptelemente statt, die zu den Kosten für 
die menschliche Entwicklung beitragen.

Verlangsamtes Wirtschaftswachstum, 
eingebüßte Vermögenswerte 
und Einkommensverluste
Gewaltsame Konflikte verursachen Verluste, 
die über ganze Volkswirtschaften hinweg wei-
tergeleitet werden, und untergraben damit das 
Wachstumspotenzial. Wenn weniger Vermö-
genswerte und eine geringere Kapazität für die 
Reaktion auf Einkommens- und Vermögens-
verluste zur Verfügung steht, sind die Armen 
besonders anfällig für die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen von Konflikten.

Nach Schätzungen der Weltbank dauert ein 
Bürgerkrieg im Schnitt sieben Jahre, wobei das 
Wirtschaftswachstum jedes Jahr um 2,2 Prozent 
zurückgeht.11 Nur wenige Länder, die in dieser 
Größenordnung in ihrer Entwicklung zurück-
geworfen werden, haben glaubhafte Aussichten, 
die Armut bis 2015 zu halbieren. Eine Studie 
beziffert die durchschnittlichen Kosten eines 
Konflikts für ein Land mit niedrigem Einkom-
men auf bis zu 54 Milliarden US-Dollar. Dabei 
wird auch das erhöhte Risiko eines zukünftigen 
Konflikts berücksichtigt, wenn auch Versuche, 
die Auswirkungen quantitativ zu bestimmen, 
durchaus aus methodischen Gründen in Frage 
gestellt werden dürfen.12 Soviel ist jedoch klar, 
dass die absoluten Zahlen enorm hoch sind – 
und dass sie den potenziellen Nutzen von Hilfs-
strömen weit in den Schatten stellen. Im Verlauf 
des Bürgerkriegs steigen außerdem die kumu-
lativen Verluste. Lang anhaltende Konflikte in 
Lateinamerika hatten gravierende Folgen für 
das Wirtschaftswachstum.13 Eine Schätzung 
besagt, dass der bewaffnete Konflikt zwischen 

Regierungstruppen und Rebellen in Kolumbien 
seit 1992 die Wachstumsrate des Landes jedes 
Jahr um zwei Prozentpunkte gesenkt hat.

Gewaltsame Konflikte führen zu Kettenre-
aktionen, die wirtschaftliche Verluste verfesti-
gen und vergrößern. Eine verlangsamte Volks-
wirtschaft und eine ungewisse Sicherheitslage 
schrecken – in- und ausländische – Investoren 
ab und schaffen einen kräftigen Anreiz für Ka-
pitalflucht: In manchen Ländern wurden bei-
nahe 20 Prozent des Privatvermögens ange-
sichts sich abzeichnender Konflikte ins Ausland 
transferiert.14 Neben sinkenden Investitionen 
bedeutet dies, durch die Zerstörung von phy-
sischem Kapital um Jahre in der Entwicklung 
zurückgeworfen zu werden. Zerstörte Straßen, 
Brücken und Energieversorgungssysteme sind 
sowohl ein Verlust früherer Investitionen als 
auch eine Gefahr für den künftigen Wiederauf-
bau. El Salvador hat in den Jahren des Konflikts 
Infrastruktur im Wert von schätzungsweise 1,6 
Milliarden US-Dollar verloren, mit verheeren-
den Konsequenzen für die Wachstumsleistung 
des Landes.15 

Der Zusammenhang von Wachstum und 
gewaltsamen Konflikt scheint in beiden Rich-
tungen zu funktionieren. Arme Länder sind 
anfälliger gegenüber Konflikten. Wie aus län-
derübergreifenden ökonometrischen Untersu-
chungen hervorgeht, ist die Wahrscheinlichkeit, 
einen Bürgerkrieg zu erleben, in Ländern mit 
einem Pro-Kopf-Einkommen von 600 US-Dol-
lar nur halb so hoch wie in Ländern mit einem 
Pro-Kopf-Einkommen von 250 US-Dollar.16 
Dies lässt darauf schließen, dass Armut und 
geringes Wachstum mit Konflikten zusam-
menhängen, und dass Konflikte wiederum die 
Bedingungen fördern, unter denen Armut und 
geringes Wachstum entstehen. Für viele Länder 
ist die Konfliktfalle Teil der Armutsfalle.

Die ökonomischen Kosten, die mit Kon-
f likten verbunden sind, bleiben nicht fein 
säuberlich auf das Gebiet der betroffenen 
Staaten begrenzt. Der unmittelbarste Spill-
Over-Effekt eines Bürgerkriegs auf die Nach-
barländer manifestiert sich im Zustrom von 
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Flüchtlingen, wie zum Beispiel Afghanen 
in Pakistan und im Iran, Kongolesen und 
Burundier in Tansania und Sudanesen im 
Tschad. Weitere Auswirkungen sind: ein 
erhöhtes Risiko, in den Konflikt hineinge-
zogen zu werden, dementsprechende Erhö-
hung der Militärausgaben, zurückgehende 
Investitionen in der gesamten Region sowie 
die Unterbrechung von Handelswegen. Län-
der, die an eine Konf liktzone angrenzen, 
müssen mit einem Rückgang ihrer eigenen 
Wachstumsrate um einen halben Prozent-
punkt rechnen.17 

Zu den direkten Einbußen beim Einkom-
men und den Investitionen kommen Kosten 
hinzu, die Tragweite für die menschliche 
Entwicklung haben. Durch Bürgerkriege  
erhöhen sich die Militärausgaben, was mit 
entsprechenden Opportunitätskosten ver-
bunden ist. Im Durchschnitt führt ein Bür-
gerkrieg zu zusätzlichen Militärausgaben in 
Höhe von 1,8 Prozent des BIP.18 Diese Mit-
tel könnten sinnvoller eingesetzt werden, 
um soziale Dienste zu leisten und die wirt-
schaftliche Infrastruktur zu stärken.

Gewaltsamer Konflikt fordert nicht nur Menschenleben, er zerstört 

auch die Existenzgrundlagen der Überlebenden. Wenn der Frieden 

versagt, wird der Warenverkehr oft unterbrochen. Denn die Händler 

ziehen sich aus den von Konflikt betroffenen Gebieten zurück und 

senken dabei die Preise ihrer Handelswaren – wodurch das Ein-

kommen der Armen schrumpft. Mit am stärksten in Mitleidenschaft 

gezogen wurden die von der Viehzucht lebenden Gemeinschaften 

im östlichen Afrika.

Die Verhältnisse in der Karamoja-Region im Nordosten  

Ugandas, die aus den Bezirken Kotido, Moroto und Nakapiripirit 

besteht, zeigen, was geschehen kann, wenn gewaltsamer Konflikt 

und das Wegbrechen des Markts sich gegenseitig verstärken. Wirt-

schaftliche Unsicherheit ist hier chronisch geworden. Karamoja, an 

der Grenze zum Sudan und zu Kenia, stellt eine einzigartige Heraus-

forderung für die Entwicklung dar. Die Region ist eine der ärmsten 

des Landes und weist bei der menschlichen Entwicklung mit die 

schlechtesten Indikatoren auf. Der Landstrich ist semiarid, wird häu-

fig von Dürren heimgesucht, hat nur beschränkten Zugang zu den 

Märkten und ist weitgehend von sozialen Diensten abgekoppelt.

Der Konflikt in Karamoja wurzelt in einem komplexen Sach-

verhalt. Der Großteil der Bevölkerung lebt von der Viehzucht. Die 

kolonialen und – bis in jüngste Zeit – post-kolonialen Regierungen 

betrachteten diese Lebensweise der Karamojong als überholt, 

wirtschaftlich unproduktiv und umweltzerstörend. Man versuchte, 

das Volk zur Sesshaftigkeit zu zwingen, indem man die Zahl des 

Viehs, das sie halten dürfen, begrenzte, Gebietsgrenzen absteckte, 

den Zug der Herden zu ihren Weideflächen auf die Trockenzeit be-

schränkte und sie dazu nötigte, verstärkt Landbau zu betreiben.

Dies hatte unter anderem zur Folge, dass die Konkurrenz um 

knappe Ressourcen zunahm und die Viehzüchterfamilien Not litten. 

Mit wachsender Gefährdung der Existenzgrundlagen wurde der 

Viehraub zur Überlebensstrategie. Große Zuströme von Kleinwaffen 

im Anschluss an die Konflikte in Somalia und Äthiopien und in der 

jüngsten Vergangenheit auch in der Region um die großen Seen be-

deuteten, dass diese Überfälle immer blutigere Formen annahmen. 

Dasselbe gilt für die Vergeltungsmaßnahmen der Beraubten.

Heute gibt es ständig Auseinandersetzungen zwischen unter-

schiedlichen Stämmen wegen Vieh und Weidegründen. Dadurch ent-

steht eine Spirale der Gewalt, die auch vor Landesgrenzen nicht Halt 

macht. Im März 2004 überfielen die Dodoth das kenianische Volk der 

Turkana, als diese in ihr Gebiet eingedrungen waren, um ihr Vieh zu 

weiden. Die Turkana waren mit 58.800 Stück Vieh gekommen. Bei 

einem einzigen Überfall wurden sie um 2.915 Stück Vieh beraubt.

Auch Wegelagerei ist zu einem routinemäßigen Bestandteil des 

Konflikts geworden. In den Jahren 2003 und 2004 wurden minde-

stens zehn mit Vieh beladene Lastwagen auf der Fernstraße zwi-

schen Kotido und Mbale aus dem Hinterhalt überfallen. Die Händler 

sind derzeit sehr zurückhaltend bei Viehkäufen von den Märkten 

in diesem Gebiet. Im März 2003 betrugen die Käufe nur noch ein 

Zehntel des Vorjahresvolumens.

Bewaffnete Überfälle haben auch dazu geführt, dass die Infra-

struktur im Gesundheits- und Bildungsbereich zusammengebrochen 

ist. Viele medizinische Fachkräfte und Lehrer haben inzwischen aus 

Angst, bei lokalen Scharmützeln ums Leben zu kommen, ihre Arbeit 

aufgegeben. In den Jahren 2003 und 2004 wurden zwei medizinische 

Fachkräfte und fünf Lehrer in Ausübung ihres Amtes getötet. Dadurch 

hat die Zugänglichkeit der sozialen Angebote weiter abgenommen.

Da sich niemand der Not der Viehzüchter annimmt, sind gewalt-

same Konflikte und Überfälle immer mehr zum festen Bestandteil 

des Lebens in Karamoja geworden. Konflikt ist Teil des Alltags. Die 

starke Militarisierung der Region hat eine Situation geschaffen, in der 

Gesetzlosigkeit, ständige Gefahr für Leib, Leben und Besitz sowie 

der Griff zur Waffe nun die normale Lebensweise bestimmen.

Quellen: Gray 2000; Nangiro 2005; Odhiambo 2004.

Kasten 5.2   Die Auswirkungen von Unsicherheit auf die Lebensgrundlagen – am Beispiel von Karamoja, Uganda



 206	 Bericht	üBer	die	menschl iche	ent wicklung	2005

5

g
ew

al
ts

am
e	

k
on

fli
kt

e

Über die Makroebene hinaus entfallen 
die Kosten von Konflikten unverhältnismä-
ßig stark auf arme und benachteiligte Men-
schen. Die Angst vor gewaltsamem Konflikt 
kann lokale Handelssysteme beieinträchtigen 
und Menschen von den Märkten abschnei-
den, von denen ihre Existenz – oder gar ihr 
Überleben – abhängt. In Nord-Uganda hat 
der gewaltsame Konflikt dazu geführt, dass 
die Viehmärkte wiederholt gestört wurden, 
mit verheerenden Folgen für die Viehzüch-
ter, eine der ärmsten Bevölkerungsgruppen 
des Landes. Die Region Karamoja in Nord-
ost-Uganda, an der Grenze zum Sudan und 
zu Kenia, erscheint in den Medien als weißer 
Fleck auf der Standard-Weltkarte der Kon-
fliktbrennpunkte. Angesichts des Ausmaßes 
menschlichen Leidens, das durch gewaltsa-
men Konflikt dort angerichtet wird, dürfte 
dies nicht sein. Mitverursacht durch einen 
heftigen Konkurrenzkampf um die vorhan-
denen Ressourcen, hat der Konflikt die Ge-
fahr erhöht, dass die Karamojong-Viehzüch-
ter verarmen (Kasten 5.2).

Nicht nur in Ländern mit niedrigem Ein-
kommen lässt sich ein enger Zusammenhang 
zwischen gewaltsamen Konflikten und Stö-
rungen der Wirtschaft beobachten. Konflikte 
beeinträchtigen auch den Arbeitsmarkt in Län-
dern mit mittlerem Einkommen und verringern 
damit den Ertrag des wichtigsten Vermögenswert 
der Armen – ihrer Arbeitskraft. In den besetzten 
palästinensischen Gebieten hat die Zerrüttung 
des Arbeitsmarktes zu einem steilen Anstieg der 
Armut beigetragen. Zunehmende Arbeitslosig-
keit, wachsende Armut und sinkende Einkom-
men ging mit einer generellen Verschlechterung 
bei den Indikatoren der menschlichen Entwick-
lung einher (Kasten 5.3).

Der Verlust von Vermögenswerten kann 
verheerende Auswirkungen haben, denn er 
nimmt armen Haushalten die Sicherheit und 
die Ersparnisse, die sie gegen künftige Risi-
ken absichern sollen. Im ländlichen Raum 
sind die Probleme besonders ausgeprägt, 
wenn Menschen des Zugangs zu Ackerland, 
Vieh, Gerätschaften und Saatgut beraubt wer-

den oder wenn die landwirtschaftliche Infra-
struktur – zum Beispiel Bewässerungsanlagen 
– zerstört wird. In der Region Bahr-el-Ghazal 
im Süden des Sudan haben 40 Prozent aller 
Haushalte im Verlauf des zwanzig Jahre wäh-
renden Konflikts ihr gesamtes Vieh verlo-
ren.19 Der Verlust männlicher Arbeitskräfte 
hat den Druck auf die Frauen erhöht, die sich 
darum bemühen, Vermögenswerte neu zu er-
werben und ihr Auskommen zu sichern. Der 
weibliche Bevölkerungsanteil in der Region 
hat inzwischen ein Übergewicht von 2:1 ge-
genüber der männlichen Bevölkerung.20 Als 
Haushaltsvorstände müssen Frauen nicht nur 
ihre Kinder versorgen, sondern auch in einem 
höchst unsicheren Umfeld eine Anstellung 
und Erwerbsmöglichkeit finden.

Direkte Verluste bei der Agrarproduktion 
und -infrastruktur können verheerende Aus-
wirkungen auf die Anstrengungen zur Verrin-
gerung der Armut haben. In Afrika werden die 
Nettoeinbußen bei der landwirtschaftlichen 
Produktion, die im Zeitraum 1970-1997 auf 
bewaffnete Konflikte zurückzuführen waren, 
auf 25 Milliarden US-Dollar geschätzt – dies 
entspricht drei Vierteln der gesamten Entwick-
lungshilfe, die im selben Zeitraum geleistet 
wurde.21 In Sierra Leone, wo etwa eine halbe 
Million Bauernfamilien vertrieben wurden,22 

ist die Produktion von Reis (dem wichtigsten 
Grundnahrungsmittel) durch den Bürgerkrieg 
von 1991-2000 bis auf 20 Prozent des Vorkriegs-
niveaus zurückgegangen.23 

Verpasste Bildungschancen
Bildung ist einer der Grundsteine menschlicher 
Entwicklung. Sie ist nicht nur ein Grundrecht, 
sondern das Fundament des Fortschritts in 
anderen Bereichen, einschließlich Gesundheit, 
Ernährung, Entwicklung von Institutionen und 
Demokratie. Konflikt untergräbt dieses Funda-
ment und trägt außerdem zu den Bedingungen 
bei, die Gewalt perpetuieren.

Gewaltsame Konflikte zerstören die Bil-
dungsinfrastruktur, verringern die Mittel, die 
für Schulen und Lehrer zur Verfügung stehen 
und halten Kinder davon ab, die Schule zu 
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besuchen. Schulen werden oft zum Ziel re-
gierungsfeindlicher Gruppierungen, da sie 
mit staatlichem Einfluss in Verbindung ge-
bracht werden. Während des Bürgerkriegs in 
Mosambik (1976-92) wurden bis 1989 fast 
die Hälfte der Grundschulen des Landes ge-
schlossen oder zerstört.24  Auch in den be-
setzten palästinensischen Gebieten wurde die 
Bildungsinfrastruktur schwer getroffen: im 
Zeitraum 2000-04 wurden 282 Schulen be-
schädigt (Kasten 5.3). Die Kapazität von Re-

gierungen, ihre Bildungssysteme aufrechtzu-
erhalten, wird durch Mittelknappheit weiter 
ausgehöhlt – die Militärausgaben erdrücken 
die Ausgaben für Soziales. Unter den Län-
dern mit niedrigem Einkommen, für die An-
gaben vorliegen, lagen die Bildungsausgaben 
in Ländern, die sich nicht in einem Konflikt 
befinden, bei 4,2 Prozent, jedoch in Ländern, 
die sich seit 1990 in einem Konflikt befinden, 
nur bei 3,4 Prozent des BIP – also um fast ein 
Fünftel niedriger.25  

In den 1990er Jahren waren in den besetzten palästinensischen 

Gebieten gewisse Verbesserungen bei der menschlichen Entwick-

lung zu verzeichnen. Doch die zweite Intifada (Erhebung), die seit 

September 2000 läuft, und die damit verbundenen militärischen 

Übergriffe in der West Bank und im Gaza-Streifen haben zu einer 

drastischen Verschlechterung der Lebensstandards und der Le-

benschancen geführt.

Infolge des Konflikts war ein enormer Abschwung in der Wirt-

schaft Palästinas zu beobachten. Durch die Schließung der Gren-

zen wurden die palästinensischen Arbeitnehmer vom Arbeitsmarkt 

in Israel abgeschnitten. Unterdessen hatten kleinere Betriebe damit 

zu kämpfen, dass die Versorgung mit Betriebsstoffen unterbrochen 

wurde und sie von ihren Absatzmärkten ausgeschlossen wurden. 

Dadurch sind die Löhne gesunken und die Arbeitslosigkeit ist ge-

stiegen. Die Arbeitslosenquote schnellte förmlich in die Höhe, von 

10 Prozent vor September 2000 auf 30 Prozent im Jahr 2003, und 

2004 weiter auf 40 Prozent.

Eine qualifizierte Arbeiterschaft, der es bis zum Jahr 2000 

immer besser gegangen war, hat einen dramatischen Anstieg der 

Armut erlebt. Die Armutsrate hat sich von 1999 bis 2003 mehr als 

verdoppelt – von 20 Prozent auf 55 Prozent (siehe Tabelle).

Der Konflikt hat die gesamte Wirtschaftstätigkeit des Landes 

unterbrochen. Man nehme einmal den vergleichsweise wohlha-

benden Bezirk Nablus in der West Bank. Bis zum September 2000 

war die Stadt eine wirtschaftliche Drehscheibe. Infolge des Kon-

flikts hat sich die militärische Präsenz stark erhöht. Es gab lange 

Ausgangssperren (im Großteil der zweiten Jahreshälfte 2002 sogar 

eine Ausgangssperre rund um die Uhr), mehr Kontrollpunkte und 

gesperrte Zufahrtsstraßen. Das Ergebnis: Geschäfte haben ge-

schlossen, Handwerker haben ihre Werkzeuge verkauft und Bau-

ern ihr Land aufgegeben.

Die Einschränkungen der Bewegungsfreiheit haben sich auch 

auf das Gesundheits- und das Bildungswesen ausgewirkt. Fast die 

Hälfte der palästinensischen Bevölkerung hat keinen Zugang zu Ge-

sundheitsdiensten. Die Mütterfürsorge ist ab dem Jahr 2002 stark 

zurückgegangen und die chronische Unterernährung bei Kindern 

hat sowohl in der West Bank als auch in Gaza um 50 Prozent zuge-

nommen. In den letzten vier Jahren wurden 282 Schulen beschädigt; 

weitere 275 Schulen liegen sozusagen direkt in der Schusslinie.

Die wachsende Unsicherheit beeinträchtigt Beschäfti-

gungschancen und die Grundversorgung mit Dienstleistungen, 

was sich nachteilig auf die palästinensische Bevölkerung auswirkt 

und zu Rückschritten bei der menschlichen Entwicklung führt.

Quellen: World Bank und Palestinian Central Bureau of Statistics 2004; UN OCHA 2004b.

Kasten 5.3   Die besetzten palästinensischen Gebiete – wie die menschliche Entwicklung umgekehrt wird

Gewaltige Rückschritte bei der menschlichen Entwicklung

in Prozent

Indikator Vor September 2000 2001 2002 2003

Armutsrate 20,1 45,7 58,6 55,1

Arbeitslosenquote 10,0 26,9 28,9 a 30,5

Frauen, die Schwangerenfürsorge erhalten 95,6 .. 82,4 ..

Hausgeburten in der West Bank 8,2 7,9 14,0 ..

Chronische Unterernährung bei Kindern in der West Bank 6,7 .. 7,9 9,2

Chronische Unterernährung bei Kindern in Gaza 8,7 .. 17,5 12,7

.. Keine Angaben vorliegend.
a. Angaben beziehen sich auf das 1. Quartal 2002.
Quelle: UN OCHA 2004b.
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Darüber hinaus errichten gewaltsame Kon-
flikte Bildungsschranken. Eltern schicken ihre 
Kinder nur widerwillig zur Schule, wenn ein 
Sicherheitsrisiko besteht. In Kolumbien gibt es 
in Bezirken, in denen paramilitärische Einhei-
ten und Aufständische operieren, mehr Schul-
abbrecher als in anderen Gebieten.26 Es be-
steht ein enger Zusammenhang zwischen der 
Unsicherheit, die mit gewaltsamen Konflikten 
verknüpft ist, und der Ungleichheit von Jun-
gen und Mädchen im Bildungsbereich. Selbst 
dort, wo Schulbildung angeboten wird (bei-
spielsweise in Flüchtlingslagern), ist die Sorge 
um die persönliche Sicherheit ein Hauptgrund, 
warum Mädchen nicht die Schule besuchen. 
In 18 Ländern mit niedrigem Einkommen, die 
irgendwann einmal nach dem Jahr 2000 einen 
Konflikt erlebt haben und für die Daten verfüg-
bar sind, betrug das Verhältnis von Mädchen zu 
Jungen, die die Grundschule besuchen, 0,82. In 
Ländern mit niedrigem Einkommen, die kei-
nen Konflikt erlebt haben, betrug das Verhält-
nis 0,90.27 

Bildung ist ein weiteres Beispiel dafür, wie 
gewaltsame Konflikte einen Kreislauf erzeugen, 
der sich kaum durchbrechen lässt. Eine Untersu-
chung unter Ex-Kombattanten in Sierra Leone 
ergab, dass eine überwältigende Mehrheit der-
jenigen, die sich den brutalen Rebellionen an-
geschlossen hatten, Jugendliche waren, die vor 
dem Ausbruch des Krieges unter schwierigen 
Bedingungen gelebt hatten. Auf der Grund-
lage von Interviews mit 1000 Ex-Kombattanten 
kam die Untersuchung zu dem Ergebnis, dass 
die Hälfte davon ihre Schulausbildung abbre-
chen mussten, entweder weil sie sich die Gebüh-
ren nicht leisten konnten oder weil die Schule 
geschlossen wurde.

Nachteilige Folgen für die 
öffentliche Gesundheit
Wie Bildung ist auch Gesundheit eine Haupt-
determinante menschlicher Entwicklung. 
Gewaltsame Konflikte erzeugen auf kurze Sicht 
offensichtliche Gesundheitsrisiken. Auf län-
gere Sicht fordern die gesundheitlichen Folgen 
gewaltsamer Konflikte mehr Menschenleben 
als die abgefeuerten Kugeln.

Die meisten der zwei Millionen Todesfälle 
von Kindern, die auf Konflikte zurückzufüh-
ren sind, fallen in diese Kategorie. In ähnlicher 
Weise stellt die größere Anfälligkeit für Krank-
heiten und Verletzungen eine erhebliche Gefahr 
für ungeschützte Gruppen dar, insbesondere 
für Flüchtlinge und Binnenvertriebe. Akute 
Unterernährung, Durchfallerkrankungen, 
Masern, Infektionen der Atemwege sowie Ma-
laria werden oft also Gründe genannt, warum 
die Sterblichkeitsrate bei Flüchtlingen in Teilen 
von Afrika über 80-mal höher ist als die Ver-
gleichsrate bei der Gesamtbevölkerung.28 Doch 
auch die nicht vertriebene Bevölkerung wird in 
Mitleidenschaft gezogen – Krankheiten, die 
in Flüchtlingslagern ausbrechen, greifen leicht 
auch auf die Umgebung über. In Tschetsche-
nien liegt der Anteil der Tuberkulosekranken 
bei 160 Fällen pro 10.000 Einwohnern im Ver-
gleich zu 90 in den übrigen Teilen der Russi-
schen Föderation.29 

Gewaltsame Konflikte sind nachweislich 
verantwortlich für Störungen der Grundver-
sorgung mit Gesundheitsdiensten, insbeson-
dere in armen Gemeinwesen. So wie Schulen 
werden auch Gesundheitseinrichtungen häufig 
von Rebellengruppen als legitimes militärisches 
Ziel betrachtet. In Mosambik wurde fast die 
Hälfte aller Einrichtungen der medizinischen 
Grundversorgung während des Bürgerkriegs 
geplündert und ihre Umgebung vermint.30 Au-
ßerdem verlassen viele medizinische Fachkräfte 
die Konfliktgebiete. Selbst in Gebieten, die vor 
dem Ausbrechen von Gewalt gute Gesundheits-
indikatoren aufwiesen, können durch Konflikte 
drastische Verschlechterungen eintreten. In 
Bosnien-Herzegowina wurde vor dem Beginn 
der Feindseligkeiten Anfang der 1990er Jahre 
noch 95 Prozent der Kinder schutzgeimpft. 
1994, auf dem Höhepunkt der Kampfhand-
lungen, war die Immunisierungsrate auf we-
niger als 35 Prozent abgesunken.31 Konflikte 
können die Versorgung mit wichtigen öffent-
lichen Gütern beeinträchtigen, die benötigt 
werden, um die Gesundheit in der Gesellschaft 
insgesamt zu verbessern und um entkräftende 
und tödliche Krankheiten zu bekämpfen. Auch 
wenn es weltweit Bemühungen zur Ausrottung 
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von Guineawurm, Flussblindheit und Kinder-
lähmung gibt, haben diese Krankheiten in den 
Gebieten Afrikas, in denen die heftigsten Kon-
flikte toben, festen Fuß gefasst.32 

Bewaffnete Konflikte haben auch bei der 
Ausbreitung der HIV/AIDS-Epidemie eine 
Rolle gespielt. Im Jahr 2003 befanden sich 13 
der 17 Länder, in denen es über 100.000 AIDS-
Waisen gibt, in einem Konflikt oder am Rande 
einer Notlage.33 Verschiedene Faktoren, von 
denen zumeist Frauen besonders stark betroffen 
sind, können zur Verbreitung von HIV in Kon-
fliktsituationen beitragen: Flucht und Vertrei-
bung, das Auseinanderbrechen von Beziehun-
gen, der Einsatz von Vergewaltigung als Waffe, 
immer häufiger sexuelle Nötigung im Austausch 
gegen Geld, Lebensmittel oder Schutz, der Zu-
sammenbruch des Gesundheitswesens, gefolgt 
von fehlendem Zugang zu Informationen und 
Versorgungsgütern, die vor einer HIV-Infek-
tion schützen könnten sowie ein zunehmendes 
Risiko bei Bluttransfusionen.34 

Bewaffnete Konflikte führen oft dazu, dass 
– wie bei der Bildung – weniger Ressourcen für 
das Gesundheitswesen zur Verfügung stehen 
(Grafik 5.3). Im Jahr 2002 wendeten die Länder, 
die einen niedrigen Rang beim HDI ausweisen, 
durchschnittlich 3,7 Prozent ihres BIP für Mi-
litärausgaben, aber nur 2,4 Prozent für Gesund-
heit auf.35 In einigen Fällen – beispielsweise in 
Burundi und Eritrea – geben Länder wesentlich 
mehr Haushaltsmittel für Militärausgaben aus 
als für Bildung und Gesundheit zusammen.

Flucht und Vertreibung, 
Unsicherheit und Kriminalität
Flucht und Vertreibung sind fast unvermeid-
liche Nebenfolgen von gewaltsamem Konflikt 
und wirken oft sehr lange nach. Wenn Men-
schen ihre Heimat und ihr Hab und Gut ver-
lieren, können sie ihre Existenz nicht mehr 
dauerhaft sichern. Selbst ehemals wohlhabende 
Familien können nicht mehr für ihren Lebens-
unterhalt oder den ihrer ärmeren Verwandten 
sorgen. Für arme Haushalte bedeutet der Ver-
lust ihres geringen Besitzes ein erhöhtes Risiko 
von Unterernährung und Krankheit.

Es wird geschätzt, dass es weltweit 25 Mil-
lionen Menschen gibt, die durch Konflikte ihre 
Heimat verlassen mussten. Diese Menschen, die 
entweder von bewaffneten Gruppen vertrieben 
wurden oder geflohen sind, um der Gewalt zu ent-
gehen, sind akut gefährdet. Die Auffanglager in der 
Region Darfur, mit schätzungsweise 1,8 Millionen 
Menschen sind zum Symbol der Vertreibung ge-
worden. Nachdem sie von Milizen, die von der 
Regierung unterstützt werden, aus ihrer Heimat 
vertrieben wurden, sehen sich die Menschen weit 
höheren Risiken von Unterernährung und Infek-
tionskrankheiten gegenüber als zuvor. In Kolum-
bien hat ein sich hinziehender Bürgerkrieg zu einer 
der größten Vertreibungen geführt, die es seit dem 
Zweiten Weltkrieg – damals in Europa – gegeben 
hat. Im Jahr 2002 waren bei einer Bevölkerung von 
43,5 Millionen zwei Millionen Menschen entwe-
der Flüchtlinge oder Vertriebene.  Gemessen an der 
Bevölkerungszahl hat es aber in einigen Ländern 
Vertreibungen von noch schlimmerem Ausmaß 
gegeben. Mitte der 1980er Jahre wurde eine Drei-
viertel Million Menschen innerhalb von Guate-
mala zu Flüchtlingen oder floh nach Mexiko – fast 
ein Zehntel der Gesamtbevölkerung.37 Nach fast 
einem Jahrzehnt des Konflikts leben über 600.000 
Tschetschenen – die Hälfte der Bevölkerung – als 
Flüchtlinge im eigenen Land.38 
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Zwar haben ganze Gemeinschaften an den 
Folgen gewaltsamer Konflikten zu leiden, doch 
Frauen sind besonders gefährdet. Viele von ihnen 
bekommen – entweder während oder nach einem 
Konflikt – die Brutalität von Vergewaltigung, se-
xueller Ausbeutung und Missbrauch zu spüren. 
In letzter Zeit wurden Massenvergewaltigungen 
im Krieg in zahlreichen Ländern dokumentiert: 
in Bosnien-Herzegowina, Kambodscha, Libe-
ria, Peru, Somalia und Uganda. Während des 
Konflikts in Sierra Leone wurden mehr als die 
Hälfte der Frauen Opfer von sexueller Gewalt 
in der einen oder anderen Form.39 Viele dieser 
Frauen leiden immer noch an ernsthaften, lang 
anhaltenden Gesundheitsproblemen, sowohl 
körperlicher als auch seelischer Art, und einige 
von ihnen werden zudem von ihren Familien 
und Gemeinschaften ausgestoßen. Gewalt- und 
Terrorakte gegen Frauen sind heute institutiona-
lisierte Strategien, die von kriegführenden Par-
teien – einschließlich Regierungstruppen – in 
vielen Ländern angewendet werden.

Auch Kinder sind besonders gefährdet durch 
die Auswirkungen gewaltsamer Konflikte. Sie 
haben nicht nur die Hauptlast der menschli-
chen Kosten zu tragen, sondern sind auch einer 
besonders schlimmen Gefahr schutzlos ausgelie-
fert – der Zwangsrekrutierung als Soldaten. Die 
Lord’s Resistance Army, die in einem großen 
Landstrich in Nord-Uganda ihr Unwesen treibt, 
wird beschuldigt, 30.000 Kinder entführt zu 
haben. Weltweit gibt es etwa 250.000 Kinder-
soldaten.40 Entführung ist die üblichste Re-
krutierungsmethode, wobei auch Faktoren auf 
der Angebotsseite ihren Teil beitragen. Speziell 
Kinder aus armen Haushalten werden durch 
Armut in die Arme bewaffneter Gruppierungen 
getrieben. In Ländern wie Sri Lanka rekrutieren 
Rebellengruppen Jugendliche aus ärmsten Ver-
hältnissen, indem sie ihnen bzw. ihren Familien 
Geld oder Lebensmittel anbieten.

Weniger sichtbar als Flüchtlinge oder Kin-
dersoldaten, aber nicht weniger wichtig für die 
menschliche Entwicklung ist der Verlust von 
Vertrauen in traditionelle Formen der Schlich-
tung, den gewaltsame Konflikte mit sich bringen 
können. Wenn diese Institutionen geschwächt 

werden, nehmen Kriminalität und Unsicher-
heit unweigerlich zu. Dies gilt insbesondere in 
Situationen, die durch hohe Arbeitslosigkeit ge-
prägt sind oder wenn der Staat zu schwach ist, 
um Recht und Ordnung zu wahren. Zivilisten 
werden häufig zu Opfern von Plünderungen 
und Verfolgung sowohl durch die Staatsmacht 
als auch durch Aufständische. Zwischen 1998 
und 2001 wurden in Kolumbien über 100.000 
Tötungsdelikte verübt – dies entspricht im 
Durchschnitt 61 Getötete pro 100.000 Perso-
nen im Jahr. Im Vergleich dazu gab es in den 
Vereinigten Staaten im gleichen Zeitraum nur 
etwa 5,7 Tötungsdelikte pro 100.000 Personen 
im Jahr.41 Diese hohe Mordrate hat die Lebens-
erwartung in Kolumbien in den 1990er Jahren 
um cirka 1,5-2 Jahre verringert.42 

Arme Haushalte tragen oft die Hauptlast 
bei der Finanzierung der gleichen Konflikte, 
durch die ihre Sicherheit aufs Spiel gesetzt wird. 
Sowohl Rebellen als auch staatliche Akteure fi-
nanzieren sich, indem sie einfache Leute ihres 
Besitzes berauben oder natürliche Ressour-
cen ausbeuten. Dadurch entsteht eine Kriegs-
wirtschaft, die den Konflikte nährt, und deren 
Nutznießer ein verständliches Interesse daran 
haben, dass kein Frieden zustande kommt. Un-
gesetzliche Besteuerung und Erpressung sind 
oft gewählte Methoden der Mittelbeschaffung. 
Im Osten der Demokratischen Republik Kongo 
erheben die Demokratischen Kräfte zur Befrei-
ung Ruandas (FDLR) ungesetzliche Steuern 
und plündern systematisch lokale Märkte. Die 
wöchentliche „Kriegssteuer“ übersteigt das Ein-
kommen der meisten Ortsansässigen. Manchmal 
werden Zivilisten auch dazu gezwungen, einen 
Großteil ihres Profits aus dem Abbau des Mine-
rals Coltan – einer der wenigen einträglichen Be-
schäftigungen in dieser Gegend – an die FDLR 
abzugeben.43 Banditentum, Viehraub und die 
Unfähigkeit des Staats, die Bevölkerung zu 
schützen, machen Unsicherheit zur alltäglichen 
Erfahrung in konfliktgeplagten Regionen.

Das Entstehen von Schwarzmärkten und 
einer Parallelwirtschaft, die häufig mit gewaltsa-
mem Konflikt einhergeht, bietet den kriegfüh-
renden Parteien neue Verdienstmöglichkeiten 
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– und ist eine neue Quelle wirtschaftlicher Zer-
rüttung für die Gesellschaft. Die begrenzte Fä-
higkeit des Staates zur Regulierung natürlicher 
Ressourcen in Verbindung mit weit verbreiteter 
Korruption erleichtert beispielsweise die Entste-
hung informeller und rechtswidriger Netzwerke. 
In Sierra Leone war die informelle Diamanten-
industrie eine ertragreiche Einkommensquelle 
für die Rebellen der Revolutionären Vereinigten 
Front und ihren Gönner, den ehemaligen libe-
rianischen Präsidenten Charles Taylor. Somit 
werden Kriminalität und Unsicherheit zur Aus-
drucksform von Konflikten, die ursprünglich 
vielleicht politisch motiviert waren.

Die Verflechtungen der Unsicherheit
Die Kosten, die mit gewaltsamen Konflikten 
für die menschliche Entwicklung verbunden 
sind, sind ein schwerwiegendes Argument für 
Prävention. Wenn ein gewaltsamer Konflikt 
erst einmal begonnen hat, kann er Probleme 
schaffen, die schwer zu beheben sind, und 
sowohl kumulative als auch irreversible Kosten 
für die menschliche Entwicklung haben. Wenn 
arme Menschen ihren Besitz verlieren, sinkt 
ihre Fähigkeit, für Gesundheitskosten auf-

zukommen, den Schulbesuch der Kinder zu 
ermöglichen und Nahrung zu sichern – manch-
mal mit tödlichen Konsequenzen. Verpaßte 
Bildungschancen werden über Generationen 
hinweg weitergegeben, in Form von Analpha-
betismus und geringen Aussichten darauf, der 
Armut zu entkommen. Es sind nicht allein die 
Kosten für die menschliche Entwicklung, die 
Prävention unumgänglich machen. Die insti-
tutionellen Kosten gewaltsamen Konflikts 
können sich auf lange Sicht verheerend auf die 
Entwicklung auswirken. Wenn ein Konflikt 
vorbei ist, können Straßen und Brücken rasch 
mit Hilfe von außen wiederaufgebaut werden. 
Doch das Zusammenbrechen von Institutio-
nen, der Vertrauensverlust und die Trauma-
tisierung schutzloser Menschen erhöhen die 
Wahrscheinlichkeit eines erneuten Konflikts. 
Da gewaltsamer Konflikt die Staaten schwächt, 
kann er ganze Völker, einschließlich der Bevöl-
kerung benachbarter Staaten, in einen Kreislauf 
der Gewalt hineinzwingen. Diesen Automatis-
mus zu durchbrechen ist eine der größten Her-
ausforderungen für die menschliche Entwick-
lung, der sich die internationale Gemeinschaft 
gegenübersieht. 

Die Herausforderung konfliktträchtiger Staaten

Über weite Teile des 20. Jahrhunderts hinweg 
waren gewaltsame Konflikte das Ergebnis des 
Zusammenbruchs der Beziehungen zwischen 
Staaten. Heute sind gewaltsame Konflikte pri-
mär das Ergebnis davon, dass es Staaten nicht 
gelingt, Konflikte zwischen unterschiedlichen 
Gruppierungen zu vermeiden, einzudäm-
men und beizulegen. Kein Konflikt gleicht 
dem anderen. Doch Staaten, die anfällig für 
Konflikte sind, haben manche Merkmale 
gemeinsam.

Gewaltsame Konflikte können aus vielen 
Gründen zum Ausbruch kommen. Man hat sich 
darum bemüht, einzelne Risikofaktoren heraus-

zuarbeiten. In der Realität jedoch scheint es auf 
ein Bündel von Risiken und auf Ereignisse mit 
Katalysatorwirkung anzukommen. Manche Ri-
siken haben ihre Grundursache in Armut und 
Ungleichheit, auch wenn es keinen automati-
schen Zusammenhang gibt. Andere können 
zurückverfolgt werden auf ein Versagen von In-
stitutionen wie auch auf undemokratische poli-
tische Strukturen, Besetzung fremder Gebiete 
oder konkurrierende Gebietsansprüche. Äußere 
Einflüsse wie wirtschaftliche Schläge, regionale 
Konflikte und gesellschaftlicher Wandel, die 
Spannungen zwischen verschiedenen politi-
schen Eliten erzeugen, können Gesellschaften 
in gewaltsame Konflikte stürzen.
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In einigen Ländern hat der Zusammen-
bruch einer wirksamen Autorität die Kapazität 
zur Vermeidung und Beilegung von Konflikten 
untergraben. Regierungen, denen es entweder 
an den Mitteln oder am Willen ermangelt, ihre 
Kernaufgaben zu erfüllen – dazu gehören terri-
toriale Kontrolle, Grundversorgung mit Dienst-
leistungen, Verwaltung öffentlicher Mittel und 
Schutz der Lebensgrundlagen der Allerärmsten 
– sind sowohl Ursache als auch Auswirkung 
gewaltsamen Konflikts.44 Die Internationale 
Kommission zu Intervention und staatlicher 
Souveränität (ICISS) stellt hierzu fest: „In 
punkto Sicherheit lässt sich ein zusammenhän-
gendes und friedliches internationales Gefüge 
sehr viel eher durch die Zusammenarbeit effek-
tiver Staaten erreichen... als in einem Umfeld 
fragiler, kollabierter, fragmentierter oder allge-
mein chaotischer staatlicher Gebilde.“45 Ineffek-
tive Staaten können in ihrer Erscheinungsform 
variieren. Die US-Kommission zu Schwachen 
Staaten und Nationaler Sicherheit hat bei ihnen 
jedoch drei gemeinsame Merkmale ausgemacht, 
durch die sich die Gefahr erhöht, dass politi-
sche Spannungen und wirtschaftlicher Druck 
in gewaltsame Konflikte umschlagen: ein Si-
cherheitsdefizit, ein Kapazitätsdefizit und ein 
Legitimitätsdefizit.46 

• Das Sicherheitsdefizit. Sicherheit, einschließ-
lich menschlicher Sicherheit im weitesten 
Sinne, ist eine Grundvoraussetzung für 
nachhaltige Entwicklung und eine wirk-
same Regierungsführung. Die Gewähr-
leistung der Sicherheit ist eine der grund-
legendsten Aufgaben des Staats. Hierzu 
gehört der Schutz vor systematischen Men-
schenrechtsverletzungen, körperlicher Be-
drohung, Gewalt, und extremen ökonomi-
schen, sozialen und ökologischen Risiken. 
Viele konfliktträchtige Staaten sind nicht 
gewillt oder nicht dazu fähig, Sicherheit 
zu gewährleisten. Dadurch bietet sich für 
nichtstaatliche Akteure die Gelegenheit, 
die Sicherheitslücke auszufüllen. Während 
der Konflikte in Sierra Leone und Liberia 
war die Fähigkeit der Regierung, Sicherheit 
zu gewährleisten, außerhalb einiger weni-
ger städtischer Zentren kaum erkennbar. 

Im Sudan hat die Regierung die Sicherheit 
der Schwarzafrikaner aktiv durch ihre Un-
terstützung der arabischen Milizen und di-
rektes militärisches Vorgehen gegen die Zi-
vilbevölkerung untergraben.

• Das Kapazitätsdefizit. Die Autorität des 
Staats hängt entscheidend von seiner Fä-
higkeit ab, grundlegende Dienstleistungen 
und Infrastruktur bereitzustellen. Wenn 
Regierungen hierzu nicht fähig oder nicht 
gewillt sind, folgen Not, Elend und die Ge-
fahr von Seuchen. Dadurch kann zusätz-
lich zum Verlust des Vertrauens Unmut 
in der Bevölkerung entstehen. In Liberia 
beispielsweise wird das Gesundheitswesen 
seit 1990 im Wesentlichen durch interna-
tionale NROs organisiert und bezahlt, 
nicht durch das auf dem Papier zuständige 
Gesundheitsministerium. In Sierra Leone 
lässt sich die unzulängliche Reichweite 
sozialer Dienste daran ablesen, dass nur 
etwa ein Viertel aller Geburten im länd-
lichen Raum aufgezeichnet werden. Über 
90 Prozent der Medikamente, die von 
der zentralen Staatsapotheke ausgegeben 
werden, erreichen nicht ihre vorgesehenen 
Empfänger.

• Das Legitimitätsdefizit. Politische, soziale 
und wirtschaftliche Rivalitäten sind Teil 
des Entwicklungsprozesses. Ob diese Ri-
valitäten gewalttätige Formen annehmen, 
hängt von der Kapazität staatlicher Institu-
tionen ab, die Interessen und Wünsche ver-
schiedener Gruppen zu artikulieren, einen 
Ausgleich zwischen ihnen zu finden und 
bei Konflikten als Schlichter aufzutreten. 
Dies alles steht und fällt damit, dass Insti-
tutionen vorhanden sind, die als legitim und 
verantwortungsbewusst betrachtet werden 
statt als Kanäle für private Interessen. In 
konfliktträchtigen Staaten sind die Insti-
tutionen im Allgemeinen funktionsunfä-
hig und anfällig für den Zerfall politischer 
Autorität; sie neigen zu Gewalt, um ihren 
Forderungen nach Kontrolle über Ressour-
cen, staatliches Einkommen und staatliche 
Macht Nachdruck zu verleihen.
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Armut, Unsicherheit und gewaltsamer 
Konflikt verstärken sich gegenseitig systema-
tisch. Nicht alle verarmten Länder sind kon-
fliktträchtig; andererseits kann Wohlstand 
nicht die Gefahr eines Konflikts beseitigen. 
Doch im Zusammenwirken mit anderen Fak-
toren kann Armut die Spannungen verschär-
fen, die durch die Sicherheits-, Kapazitäts- und 
Legitimitätsdefizite entstehen. Das britische 
Ministerium für internationale Entwicklung 
(DfID) listet 46 fragile Staaten auf, die es wie 
folgt definiert: Sie haben Regierungen, die nicht 
fähig oder nicht willens sind, Kernaufgaben wie 
territoriale Kontrolle, Gewährleistung von Si-
cherheit, Verwaltung öffentlicher Mittel und 
Grundversorgung mit Dienstleistungen zu er-
füllen; 35 dieser Länder befanden sich in den 
1990er Jahren im Konflikt.47 Nach der Schät-
zung des DfID machen diese Staaten ein Drit-
tel der Menschen aus, deren Einkommen we-
niger als einen US-Dollar am Tag beträgt. Es 
wäre vergeblich und weitgehend sinnlos, den 
Versuch der Feststellung zu unternehmen, ob 
diese Länder arm sind, weil sie sich im Konflikt 
befinden oder umgekehrt. Soviel ist klar, dass 
Armut Teil des Kreislaufes ist, der gewaltsamen 
Konflikt hervorruft und perpetuiert – und dass 
gewaltsamer Konflikt eine Rückkopplung gibt, 
die Armut verstärkt.

Horizontale Ungleichheiten

So wie Massenarmut nicht automatisch zu 
gewaltsamem Konflikt führt, so sind auch die 
Zusammenhänge von Ungleichheit und Kon-
flikt komplex und verschiedenartig. Ein hoher 
Grad an Ungleichheit ist nicht automatisch ein 
Kennzeichen für gewaltsamen Konflikt – sonst 
wäre Lateinamerika eine der gewalttätigsten 
Gegenden der Welt. Ein hohes Maß an verti-
kaler Ungleichheit beim Einkommen ist ver-
bunden mit sozialer Entwurzelung und damit 
hoher Kriminalität und persönlicher Unsicher-
heit. Horizontale Ungleichheit zwischen Regio-
nen und Gruppen stellt eine Gefahr in einer 
anderen Größenordnung dar, nicht zuletzt weil 
diese Ungleichheiten zu einer Wahrnehmung 
führen können – ob gerechtfertigt oder nicht 
–, dass staatliche Macht missbraucht wird, um 

eine Gruppe gegenüber anderen zu bevorteilen. 
In der Praxis wirken horizontale und vertikale 
Ungleichheiten oft zusammen. Dabei ist wohl 
nicht das Ausmaß der Ungleichheit für sich 
genommen entscheidend, sondern komplexe 
politische und wirtschaftliche Spannungen, die 
über Generationen hinweg ausgespielt wurden.

Der Konflikt in Nepal veranschaulicht, wie 
Ungleichheiten über verschiedene Dimensio-
nen hinweg die Bedingungen für gewaltsamen 
Konflikt erzeugen können.48 1996, als der heute 
noch anhaltende Volksaufstand begann, betrug 
die Armutsrate in den Regionen des mittleren 
und fernen Westens 72 Prozent, im Kath-
mandu-Tal jedoch nur vier Prozent. Überlagert 
werden diese regionalen Unterschiede von Dis-
paritäten beim Stand der menschlichen Ent-
wicklung. Der HDI von Nepalesen aus den hö-
heren Kasten liegt etwa 50 Prozent höher als bei 
den Kastengruppen der ethnischen Bergvölker, 
der ethnischen Tarai und der niederen Hand-
werker. Während 1999 indigene Völker 36 Pro-
zent und dalits (Unberührbare) 15 Prozent der 
Bevölkerung ausmachten, betrug der Anteil der 
Angehörigen indigener Völker im öffentlichen 
Dienst nur 8,42 Prozent, bei dalits sogar nur 
0,17 Prozent. Der Aufstand im Nepal hat seine 
tiefsten Wurzeln gerade in den westlichen Lan-
desteilen, in denen die Entwicklung hinter dem 
Rest des Landes zurückgeblieben ist. Die mar-
ginalisierten Gruppen dort fühlen sich zutiefst 
ungerecht behandelt angesichts des Versagens 
der staatlichen Institutionen. Mehr als 8.000 
Menschen sind seit 1996 bei dem Konflikt ums 
Leben gekommen.

Nepal verdeutlicht, wie Reaktionen auf ge-
waltsame Konflikte die ihnen zugrunde liegen-
den Ursachen verschlimmern können. Die Re-
gierung, die sich einem weitflächigen Aufstand 
gegenübersah, hat mit einer Feldzugstrategie rea-
giert, um den Aktivitäten der maoistischen Gue-
rillas entgegenzuwirken. Diese Strategie wurde 
durch Militärhilfe aus einigen reichen Ländern 
unterstützt. Das Schlagwort vom „Krieg gegen 
den Terror“ ist dazu benutzt worden, um die 
großangelegte militärische Antwort zu rechtfer-
tigen. Gravierende Menschenrechtsverletzungen 

Horizontale Ungleichheit 

zwischen Regionen 

und Gruppen führt 

zur Wahrnehmung, 

dass staatliche Macht 

missbraucht wird, um 

eine Gruppe gegenüber 

anderen zu bevorteilen
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sind auf allen Seiten gemeldet worden, doch in 
manchen Teilen des Landes herrscht die Auffas-
sung, dass die staatlichen Akteure nun Teil des 
Sicherheitsproblems sind.

 
Von politischen Strategien zur Auseinan-

dersetzung mit den tiefgreifenden Ungleichhei-
ten, die den Volksaufstand geschürt haben, war 
weniger zu bemerken. Tatsächlich scheint die 
politische Reaktion auf den Konflikt die ihm 
zugrunde liegenden Ursachen noch verschärft 
zu haben. Die königliche Regierung hat unter 
Berufung auf übergeordnete Sicherheitserfor-
dernisse eine absolute Monarchie errichtet, die 
demokratische Institutionen untergräbt und 
etablierte Politiker und Menschenrechtsgrup-
pen kriminalisiert – und die Indien und Groß-
britannien dazu veranlasst hat, ihre Hilfe ein-
zustellen. Die Schwächung der Demokratie in 
diesem Kontext dient zu nichts anderem als zur 
Unterminierung der Institutionen, die für eine 
Beilegung des Konflikts und die Wiederherstel-
lung des Friedens erforderlich sind. Praktikab-
ler wäre eine Strategie, die die demokratischen 
Kräfte zusammenführt, um sich mit den ganz 
realen Sicherheitsrisiken auseinanderzusetzen, 
die der Volksaufstand darstellt, und um ein 
Friedensabkommen zu erarbeiten, dass Maß-
nahmen zur Verringerung der tiefen Ungleich-
heiten enthält, die den Konflikt verursacht 
haben.

Wenn die Herausforderungen, die durch ho-
rizontale Ungleichheit entstehen, nicht in An-
griff genommen werden, können nicht nur in 
fragilen Staaten, sondern auch in stabileren ge-
waltsame Konflikte entstehen. Bis in die späten 
1990er Jahren hinein war Côte d’Ivoire einer 
der gefestigtsten Staaten in Westafrika. Die Le-
gitimität der Regierung geriet ins Wanken, als 
politischer Wandel und zunehmende regionale 
Ungleichheiten von einem Teil der politischen 
Elite als nachteilig empfunden wurden. Das Er-
gebnis war ein Ausbruch politischer Gewalt am 
Ende der 1990er Jahre, gefolgt von einem labilen 
Frieden 2003. Die Lektion daraus lautet: Poli-
tische Legitimität und Stabilität sind zerbrech-
liche Güter, die schwer wiederherstellbar sind, 
wenn man sie einmal verliert (Kasten 5.4).

Horizontale Ungleichheiten treten nicht 
isoliert auf. Sie wirken zusammen mit generel-
len und politischen Abläufen, die gewaltsame 
Konflikte hervorrufen können. In Bolivien 
wurden die jüngsten Ausbrüche politischer In-
stabilität und Gewalt in Verbindung gebracht 
mit Uneinigkeit über die Politik zur Verwal-
tung des Wohlstands, der durch den Export 
von Bodenschätzen entstanden ist. Diese 
Konflikte waren Prüfsteine für die tiefe Un-
zufriedenheit der indigenen Bevölkerung mit 
der ungleichen Verteilung von Entwicklungs-
gewinnen. In Indonesien kann der gewaltsame 
Konflikt in Aceh teilweise auf die gleiche Ur-
sache zurückgeführt werden. Indigene Grup-
pierungen haben mit einem Programm mobil 
gemacht, mit dem sie einen größeren Anteil 
am Erlös aus dem Export von Bodenschätzen 
für sich in Anspruch nehmen und gleichzeitig 
ihren Unmut darüber kundtun, dass Einwan-
derer aus Java aus ihrer Sicht bei der Schulbil-
dung und im Berufsleben bevorteilt werden.49 
Im Jahr 2000 gehörte Aceh zu den reichsten 
Landesteilen Indonesiens gemessen an Reich-
tümern, jedoch zu den ärmsten gemessen an 
der Einkommensarmut. Im Verlauf der zwei 
Jahrzehnte bis 2002, die von wachsendem Öl-
reichtum geprägt waren, hat sich die Armut 
in Aceh mehr als verdoppelt, während sie in 
Indonesien insgesamt um die Hälfte zurück-
gegangen ist. Wachsende Vorkommen von Bo-
denschätzen haben zu einem Bedarf an Fach-
arbeitern in der Erdöl- und Erdgasindustrie 
und in den zuständigen Regierungsbehörden 
geführt, der in unverhältnismäßig großem 
Umfang durch Einwanderer aus Java gedeckt 
wurde. 1990 (etwa zu der Zeit, als der immer 
noch anhaltende Konflikt begann) lag die Ar-
beitslosigkeit unter der städtischen Bevölke-
rung bei den Achinesen doppelt so hoch wie 
bei den eingewanderten Javanern. Gleichzei-
tig wurde von der Politik die Ansiedlung von 
Bauern aus Java in Aceh ermutigt, von denen 
die meisten mehr Land hatten als die einhei-
mischen Bauern. Die empfundene Ungerech-
tigkeit dieser horizontalen Ungleichheiten 
trat in einer anti-javanischen Stimmung zu-
tage, die sich die Separatistenbewegung nach 
wie vor zunutze macht.

Wenn die Herausfor-

derungen, die durch 

horizontale Ungleichheit 

entstehen, nicht in Angriff 

genommen werden, 

können auch in stabileren 

Staaten gewaltsame 

Konflikte entstehen
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Vor zehn Jahren hätten wahrscheinlich nur wenige Côte d’Ivoire für einen 

Kandidaten auf den Status eines fragilen Staates gehalten. Das Land schien 

über Institutionen und politische Strukturen zu verfügen, die in der Lage 

waren, den Interessen verschiedener Gruppen und Regionen entgegenzu-

kommen. Heute, nach verschiedentlichen Ausbrüchen von gewaltsamen 

Konflikten, herrscht Unsicherheit über die künftige politische Stabilität von 

Côte d’Ivoire. Was ist schief gelaufen?

In Côte d’Ivoire gibt es fünf große Volks- und Sprachgemeinschaften. 

Die Akan (42,1 Prozent der Bevölkerung) und die Krou (11 Prozent) sind Chri-

sten und leben vorwiegend im Süden und Westen des Landes. Die Gruppen 

der nördlichen Mandé (16,5 Prozent) und der Voltaer (17,6 Prozent) bewoh-

nen hauptsächlich den Norden und sind überwiegend Moslems. Die fünfte 

Gruppe sind die südlichen Mandé (10 Prozent). Im Land gibt es auch eine 

große Bevölkerungsgruppe ausländischen Ursprungs, die in der 1940er 

Jahren aus Obervolta, dem heutigen Burkina Faso, gekommen sind, um 

auf Kaffee- und Kakaoplantagen zu arbeiten. Viele dieser Migranten haben 

sich seitdem auf Dauer in Côte d’Ivoire niedergelassen. 1998 war ein Viertel 

der Bevölkerung ausländischer Abstammung, obwohl sie in Côte d’Ivoire 

geboren sind.

Nach der Unabhängigkeit des Landes im Jahre 1958 errichtete Präsi-

dent Felix Houphouet-Boigny einen Einparteienstaat. Er hielt jedoch über 

ein Quotensystem für Regierungsämter sorgfältig das Gleichgewicht zwi-

schen den Regionen und ethnischen Gruppierungen aufrecht. Außerdem 

verlieh er den Einwanderern politische Rechte und führte letztendlich ein 

Mehrparteiensystem ein. In den ersten zwanzig Jahren nach seiner Unab-

hängigkeit erfreute sich Côte d’Ivoire politischer Stabilität und eines anhal-

tend hohen Wirtschaftswachstums – für Westafrika eine Seltenheit.

Dieser vergleichsweise große Erfolg begann in den 1980er Jahren ab-

zubröckeln. Sinkende Preise für Kaffee und Kakao erhöhten die Anfälligkeit 

der Wirtschaft, das Nord-Süd-Gefälle vergrößerte sich und Spannungen 

zwischen Einheimischen und Wirtschaftsmigranten in den südlichen Re-

gionen wuchsen. In den 1990er Jahren erlebte dann der ivorische Nationa-

lismus einen Aufschwung. „Ausländer” durften nicht mehr wählen, so dass 

politische Führer aus dem Norden keine Möglichkeit mehr hatten, sich an 

Wahlen zu beteiligen. Die Ethnie des jeweiligen Machthabers wurde in staat-

lichen Ämtern, einschließlich des Militärs immer stärker überrepräsentiert.

Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten vertieften sich, teils durch 

ökonomischen Druck, teils durch den Gebrauch staatlicher Macht zur Un-

terstützung bestimmter Gruppen und Regionen. Ende der 1990er Jahre 

lagen fünf der sechs Regionen mit der geringsten Quote beim Grundschul-

besuch in den nördlichen Landesteilen. Legt man als Maßstab den Index 

des sozioökonomischen Wohlstands  zugrunde, so konnten die südlichen 

Volksgruppen (Akan und Krou) im Zeitraum 1994-98 ihre Stellung gemes-

sen am Landesdurchschnitt verbessern – insbesondere der Stamm der 

Baoulé –, während die nördlichen Mandé und die Voltaer weit unter dem 

Landesdurchschnitt zurückblieben (siehe Grafik). Die Position der nördli-

chen Mandé verschlechterte sich von 1994 bis 1998 vom 1,19-fachen auf 

nur noch das 0,93-fache des Landesdurchschnitts.

Die wachsenden Ungleichheiten verbanden sich mit einem gären-

den Unbehagen, hervorgerufen durch den Ausschluss von der politischen 

Teilhabe und der Wahrnehmung, 

dass der Staat seine Macht zur 

Bevorzugung bestimmter Grup-

pen und Regionen einsetzte. Im 

Dezember 1999 führte ein Putsch 

zur Einsetzung einer durch das 

Militär beherrschten Regierung. 

Diese erklärte sich zwar dazu 

bereit, Wahlen abzuhalten, sie 

nahm aber auch Verfassungsän-

derungen vor, wonach die Bürger, 

deren Staatsangehörigkeit „zwei-

felhaft“ war, von der Ausübung 

politischer Ämter ausgeschlossen 

wurden. Strittige Wahlergebnisse 

führten im Oktober 2000 zu aus-

gedehnten Protesten und einem 

weiteren Regierungswechsel. 

Die neue Regierung protegierte 

weiterhin die südlichen Gruppen 

und löste damit einen Aufstand 

aus, der 2001 losbrach. Unter der 

Führung der im Norden des Landes ansässigen Patriotischen Bewegung 

von Côte d’Ivoire brachten die Aufständischen über die Hälfte des Staats-

gebiets unter ihre Kontrolle.

Kräftig ermuntert von Frankreich und der Wirtschaftsgemeinschaft der 

westafrikanischen Staaten schlossen die rivalisierenden Gruppen im Ja-

nuar 2003 ein Friedensabkommen ab. Doch es haperte bei der Umsetzung, 

da keine Einigung über die Entwaffnung der Rebellen, die Auswahlkriterien 

für Präsidentschaftskandidaten und die Staatsbürgerschaftsgesetze erzielt 

werden konnte. Die politischen Kämpfe sind in den letzten Monaten wieder 

aufgeflammt, gepaart mit wachsendem Unmut über die französischen Frie-

denstruppen. Vor kurzem kündigte der gegenwärtige Staatspräsident an, 

dass der Oppositionsführer sich an den Wahlen, die später im Jahr stattfin-

den, beteiligen könne. Kernprobleme bleiben jedoch weiterhin ungelöst.

Der Abstieg von Côte d’Ivoire zu einem fragilen Staat ist das Ergeb-

nis eines Zusammenwirkens komplexer sozialer, wirtschaftlicher und po-

litischer Kräfte. Jedoch hat das Versäumnis des Staates, wachsende Un-

gleichheiten zu beseitigen, die auf der Zugehörigkeit zu einer bestimmten 

Region oder Gruppe beruhen, wesentlich dazu beigetragen. Außerdem hat 

der Staat es nicht geschafft, als faires Gleichgewicht zwischen verschiede-

nen Gruppen wahrgenommen zu werden. Das Resümee: Horizontale wirt-

schaftliche und politische Ungleichheiten können Staaten destabilisieren.

1. Dem Index für sozioökonomischen Wohlstand liegen fünf Indikatoren zugrunde (Besitz eines Kühlschranks, Besitz eines Autos, Zugang zu Leitungswasser, 
Bodenbeläge in der Wohnung und Zugang zu Spülklos). Er zeigt die Stellung einer Gruppe im Vergleich zum Landesdurchschnitt an.Quelle: Langer 2005.

Quelle: Langer 2005.

Kasten 5.4   Côte d’Ivoire – horizontale Ungleichheiten entzaubern das „afrikanische Wunder“
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Konflikte, die durch ein hohes Maß an hori-
zontaler Ungleichheit oder politischen Spaltun-
gen über Gruppen und Regionen hinweg bedingt 
sind, können bewältigt werden. Eine Herange-
hensweise ist, durch einen Prozess des Dialogs 
zwischen den verschiedenen Interessengruppen 
das Vertrauen in die Politik wieder herzustellen. 
Dieser Ansatz geht von dem einfachen Grund-
satz aus, dass Konflikte allein durch Vertrauen 
und Dialog friedlich – und dauerhaft – beigelegt 
werden können. Dieses Modell eines Dialogs der 

Interessengruppen hat in Lateinamerika weite 
Anwendung gefunden, mit wechselndem Erfolg. 
In Guatemala hat während des Friedensprozesses 
1994 die Versammlung der Zivilgesellschaft eine 
zentrale Rolle für die Formulierung konsensfä-
higer Positionen gespielt; viele ihrer Vorschläge 
wurden schließlich in die Friedensvereinbarung 
übernommen. Die Versammlung schlug Brücken 
zwischen der Regierung und der breiten Öffent-
lichkeit, wenn auch das Ergebnis daran gelitten 
hat, dass die Regierung etliche ihrer Zusagen zur 

Nationale Dialoge zwischen verschiedenen Interessenvertretern sind integrative, partizipatorische 

Übungen in der Absicht, gegenseitiges Vertrauen der Interessengruppen aufzubauen. Nationale Dia-

loge, die mithilfe neutraler Vermittler geführt werden, ermöglichen es den Regierungen, auf Krisen zu 

reagieren oder eine langfristige strategische Politik zu formulieren. Diese Dialoge nützen besonders 

viel, wenn das Vertrauen in die politischen Institutionen erschöpft ist oder dort, wo die demokra-

tischen Prozesse nicht tragfähig sind.

Doch in Staaten, die sich nicht mit tiefgreifenden strukturellen Ungleichheiten auseinandersetzen, 

die zum Zusammenbruch der Politik führen, ist Dialog nicht das richtige Mittel zur Beilegung von Kon-

flikten oder zur Verringerung sozialer Spannungen. Bolivien ist der lebende Beweis dafür.

In den letzten Jahren hat das Land mit Dialogen experimentiert, um einen Rahmen für seine Ent-

wicklungsstrategien zu schaffen. 1997 ist durch einen Dialog der Leitplan der wirtschaftlichen und 

sozialen Entwicklung für 1997-2000 zustande gekommen, der auf der Grundlage von Gerechtigkeit, 

Chancengleichheit, Institutionalismus und Menschenwürde auf die Reduzierung der Armut abzielte. Im 

Jahr 2000 wurde ein weiterer nationaler Dialog einberufen, der Bestandteil des Ablaufs der Strategie 

zur Armutsreduzierung war. Der Dialog wurde von einem unabhängigen Sekretariat geführt, an dem 

sich zahlreiche Vertreter der Zivilgesellschaft beteiligten. Doch weil die Politik, die aus den Dialogen 

hervorging, nicht wirksam in die Praxis umgesetzt wurde, war wachsende Frustration zu beobachten. 

Immer uneiniger ist man sich über wichtige wirtschaftspolitische Themen: die Ausbeutung der Erd-

gasvorkommen, der Ausstieg aus dem Anbau von Coca im Zeitraum 1998-2001, durch den 59.000 Ar-

beitsplätze verloren gingen, sowie Widerstand gegen die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen.

Derweil bestehen die generellen Ungleichheiten weiter. Die reichsten zehn Prozent der Bevöl-

kerung verfügen über 90-mal soviel Einkommen wie die ärmsten zehn Prozent. Der Grundbesitz ist 

ungleich verteilt – zwei Millionen Familien, die vorwiegend der indigenen Bevölkerung angehören, be-

arbeiten fünf Millionen Hektar Land, während weniger als 100 Familien insgesamt 25 Millionen Hektar 

Land besitzen. Im Durchschnitt besuchen Bolivianer fünfeinhalb Jahre die Schule, doch zwischen den 

reichsten und den ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung beträgt der Unterschied beim mittleren Schul-

besuch sieben Jahre. Die Armutsquote, die 1999 auf 48,7 Prozent zurückgegangen war, schnellte 2002 

wieder auf 61,2 Prozent hoch. Hinzu kommt, dass 88 Prozent der indigenen Bevölkerung arm sind.

Ungleichheiten und Unzufriedenheit mit der politischen Antwort darauf führten 2003 zu gewalt-

tätigen Demonstrationen unter Beteiligung der Landarbeitergewerkschaften, Arbeitnehmerverbände 

und sogar der intellektuellen Mittelschicht, durch die der Präsident zur Abdankung gezwungen wurde. 

Mit zunehmenden Protesten und dem Vertrauensschwund, der darin zum Ausdruck kommt, wird es 

für Regierungen schwerer, nachhaltig auf Forderungen einzugehen.

Quellen: Barnes 2005; ICG 2004a; Justino, Litchfield und Whitehead 2003; Petras 2004.

Kasten 5.5   Grenzen und Nutzen eines partizipatorischen Dialogs zur Verhütung von Konflikten
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Landreform nicht eingehalten hat. Der Dialog 
zwischen Interessengruppen, in welcher Form 
auch immer er erfolgt, kann kaum Resultate lie-
fern, wenn die staatlichen Akteure nicht wirksam 
auf die sozialen und wirtschaftlichen Ungleich-
heiten eingehen, die den Konflikt verursachen. 
In Bolivien haben mehrere Runden des Dialogs 
zwischen der Zivilgesellschaft und aufeinander 
folgenden Regierungen nicht zu greifbaren Er-
gebnissen geführt, wodurch sich erklärt, dass das 
Land regelmäßig in politischer Gewalt und im 
Chaos versinkt (Kasten 5.5).

Die Bewirtschaftung 
natürlicher Ressourcen

Ein Reichtum an natürlichen Ressourcen kann 
die Ungleichheit noch verschärfen und die 
Kapazitätsdefizite vergrößern, durch die man-
che Staaten anfälliger für Konflikte werden. 
Konfliktträchtige Staaten sind häufig bitterarm, 
obwohl sie einen enormen Ressourcenreichtum 
besitzen. Die Anfälligkeit gegenüber gewaltsa-
mem Konflikt scheint ein bestimmendes Merk-
mal des Phänomens zu sein, das man als „Fluch 
der Ressourcen“ bezeichnet. Um es nochmals zu 
sagen: Die Zusammenhänge zwischen Ressour-
cen und gewaltsamem Konflikt sind weder ein 
Automatismus noch unvermeidbar. Botswana ist 

es gelungen, seinen Diamantenreichtum in ein 
hohes Wirtschaftswachstum und rasche mensch-
liche Entwicklung umzumünzen und Konflikte 
von Gruppen über die Aufteilung der Einkünfte 
zu vermeiden. Dies ist jedoch eher die Ausnahme 
als die Regel in den Entwicklungsländern. Die 
Kombination von schwachen Strukturen der 
Staats- und Regierungsführung mit Ressourcen, 
die denjenigen, die ihren Abbau und Export kon-
trollieren, leichte Gewinne verheißen, ist eine 
Hauptursache gewaltsamen Konflikts.

Seit dem Ende des Kalten Krieges werden 
Kriege nicht mehr mit Mitteln, die ehedem aus den 
Kassen der Supermächte flossen, angeheizt, sondern 
mit Einkünften aus natürlichen Ressourcen. Zwi-
schen 1990 und 2002 hat die Welt mindestens 17 
Konflikte erlebt, bei denen der Reichtum an natür-
lichen Ressourcen die entscheidende Rolle spielte. 
Diamanten in Angola und Sierra Leone, Nutzholz 
und Diamanten in Liberia, Edelsteine in Afghani-
stan und Kupfer, Gold, Kobalt und Nutzholz in der 
Demokratischen Republik Kongo standen jeweils 
im Mittelpunkt von Bürgerkriegen oder – im Fall 
der Demokratischen Republik Kongo – von ter-
ritorialen Übergriffen, die durch Nachbarstaaten 
unterstützt wurden (Tabelle 5.2). In Kambodscha 
finanzierten die Roten Khmer ihren Rebellenkrieg 
großenteils durch Exporte von Nutzholz.

Land Dauer des Konflikts Ressourcen

Afghanistan 1978-2001 Edelsteine, Opium

Angola 1975-2002 Erdöl, Diamanten

Angola, Cabinda 1975- Erdöl

Kambodscha 1978-1997 Nutzholz, Edelsteine

Kolumbien 1984- Erdöl, Gold, Coca

Kongo 1997 Erdöl

Kongo, Dem. Rep. 1996-1997, 1998-2002 Kupfer, Coltan, Diamanten, Gold, Kobalt

Indonesien, Aceh 1975- Erdgas

Indonesien, West-Papua 1969- Kupfer, Gold

Liberia 1989-1996 Nutzholz, Diamanten, Eisen, Palmöl, Kakao, Kaffee, Marihuana, Kautschuk, Gold

Marokko 1975- Phosphate, Erdöl

Myanmar 1949- Nutzholz, Zinn, Edelsteine, Opium

Papua-Neuguinea 1988-1998 Kupfer, Gold

Peru 1980-1995 Coca

Sierra Leone 1991-2000 Diamanten

Sudan 1983-2005 Erdöl

Quelle: Nach Bannon und Collier 2003.

Tabelle 5.2   Natürliche Ressourcen haben in vielen Ländern Konflikte geschürt

Konfliktträchtige Staaten 

sind häufig bitterarm, 

obwohl sie einen enormen 

Ressourcenreichtum 

besitzen
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Wie in Kapitel 4 bereits angesprochen, sind 
natürliche Ressourcen für viele Länder kein 
Segen, sondern ein Fluch. Im Dunstkreis von 
Konflikten hemmt der „Fluch der Ressourcen“ 
in verschiedenster Weise die Entwicklung poli-
tischer Institutionen und einer Marktwirtschaft, 
die dazu in der Lage wäre, natürlichen Reich-
tum in menschliche Entwicklung umzumünzen. 
Teil des Problems ist die Umlenkung nationalen 
Reichtums. Mittelströme, die man zur Förderung 
der menschlichen Entwicklung hätte nutzen kön-
nen, werden häufig umgelenkt, um Bürgerkriege 
zu finanzieren. Dabei bemühen sich Regierungen, 
Rebellen und Kriegsherren aller Art, die Kon-
trolle über Erdöl, Metalle, Mineralien und Nutz-
holz zu erlangen. Angola ist ein krasses Beispiel 
hierfür. Der Wohlstand, der aus den zweitgröß-
ten Erdölreserven Afrikas und den viertgrößten 
Diamantenvorkommen der Welt stammt, wurde 
dazu missbraucht, einen Bürgerkrieg zu schüren, 
durch den zwischen 1975 und 2002 eine Million 
Menschen getötet oder verstümmelt und weitere 
vier Millionen zu Flüchtlingen im eigenen Land 
wurden. Heute steht Angola beim HDI an 160. 
Stelle von 177 Ländern, mit einer Lebenserwar-
tung von 40 Jahren.

Unerwartete Zusatzeinnahmen aus natürli-
chen Ressourcen können den Staat auf verschie-
denen Ebenen schwächen. Dabei stechen zwei 
absurde Anreize für eine schlechte Staats- und 
Regierungsführung besonders hervor. Erstens 
kann die Verfügbarkeit großer Einnahmen-
ströme die Motivation von Regierungen senken, 
durch eine nationale Steuerordnung ein stabiles 
Einnahmensystem zu entwickeln. Ein Staat, der 
weniger auf Steuereinnahmen angewiesen ist, ist 
seinen Bürgern auch weniger Rechenschaft schul-
dig.50 Zweitens bietet die Rendite aus natürlichen 
Ressourcen dem Staat – und den Einzelperso-
nen und Gruppen, die ihn kontrollieren – eine 
immense Einkommensquelle durch Korruption. 
Unterentwickelte Strukturen der Staats- und Re-
gierungsführung ermöglichen ausgedehnte Akti-
vitäten der Schattenwirtschaft, und durch große 
Einnahmenströme entsteht bei den Mächtigen 
ein Interesse daran, dafür zu sorgen, dass diese 
Möglichkeiten weiterbestehen. Beispielsweise lie-
gen für Äquatorialguinea keine offiziellen Zah-

len über Erdöleinnahmen vor. Die Schätzung der 
Weltbank von 710 Millionen US-Dollar deutet 
jedoch auf ein eklatantes Missverhältnis zwischen 
angegebenen und tatsächlichen Einnahmen hin. 
Solche Praktiken können Rechenschaftspflicht 
und Transparenz schwächen – zentrale Voraus-
setzungen dafür, dass der Staat eine legitime Au-
torität entwickeln kann.

Über Grenzen hinweg

Nicht jeder Konflikt ist auf das Versagen des 
Staates zurückzuführen. Auch externe Fak-
toren spielen oft eine gleichgroße Rolle. Über 
durchlässige Grenzen der menschlichen Sicher-
heit werden Probleme von außen hereingetragen 
und dann wieder als neue Sicherheitsprobleme 
anderer Staaten reexportiert.

Diese externen Faktoren nehmen unterschied-
liche Gestalt an. Der Zerfall des afghanischen 
Staates wurde aktiv gefördert durch die sowjeti-
sche Invasion und die Anwerbung von Mudja-
hedin-Kämpfern seitens äußerer Mächte, um die 
Besatzung des Landes zu beenden. Der darauf 
folgende Bürgerkrieg zwischen den verschiede-
nen Gruppierungen von Widerstandskämpfern 
verwüstete das Land und ermöglichte es den skru-
pellosesten Elementen, als Sieger hervorzugehen. 
Die Regierung der Taliban, unter der die mensch-
liche Entwicklung in Afghanistan im freien Fall 
absackte, machte sich das innere Chaos zunutze, 
das durch Einflussnahme von außen begünstigt 
wurde. In Somalia führte einen Militarisierungs-
prozess, der zunächst von der Sowjetunion und 
danach von den Vereinigten Staaten mitfinan-
ziert wurde, zu einem Krieg mit Äthiopien und zu 
einem brutalen Bürgerkrieg zwischen rivalisieren-
den Kriegsherren, die zusammen über ungefähr 
eine halbe Million Feuerwaffen verfügen.

Gleich wie interne und externe Faktoren als 
Konfliktursachen gewichtet sind, die Folgen wir-
ken sich stets auch regional und international aus. 
Aufgrund von ethnischen Säuberungen auf dem 
Balkan entstanden Flüchtlingsströme nach West-
europa hinein, und Gewalt in Darfur produzierte 
Flüchtlinge im Tschad. Wenn sie einmal losgetre-
ten sind, können Konflikte in die Nachbarstaaten 

Regierungen, Rebellen und 

Kriegsherren bemühen 

sich, die Kontrolle über 

Erdöl, Metalle, Mineralien 

und Nutzholz zu erlangen
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überschwappen, wo sie die Sicherheit untergraben 
und einen grenzüberschreitenden Kreislauf von Ge-
walt erzeugen. Der westafrikanische Regionalkrieg, 
der 1989 in Liberia seinen Anfang nahm, wanderte 
nach Sierra Leone weiter, kehrte dann nach Liberia 
zurück (wo er 1997 den Entwaffnungsprozess un-
terminierte) und griff schließlich auf Guinea über. 
Im September 2002 waren Kombattanten aus Li-
beria und Sierra Leone an den Kämpfen beteiligt, 
die in Côte d’Ivoire ausbrachen.

Ein Merkmal der Globalisierung ist, dass der 
wirtschaftliche Abstand zwischen den Ländern 
abnimmt. Wenn Staaten zusammenbrechen, 
können Bedrohungen der Sicherheit diesen Raum 
nach Belieben überbrücken. Die Entstehung ter-
roristischer Netzwerke aus genau denselben Grup-
pierungen, die vom Westen im Kampf gegen die 
sowjetischen Besatzer unterstützt worden waren, 
ist ein markantes Beispiel des Bumerang-Effekts, 
den der Stellvertreterkrieg in Afghanistan hatte.

Konfliktträchtige Staaten stellen nicht nur 
für ihre eigenen Bürger, sondern auch für die 
internationale Gemeinschaft eine gewaltige 
Bedrohung dar. Sie sind ein natürlicher Stand-
ort von Kriegsherren, kriminellen Netzwerken 
und extremistischen Gruppen, die das Macht-
vakuum zu nutzen suchen. Von Afghanistan bis 
nach Westafrika und darüber hinaus eröffnet 
der Zerfall von Staaten Zufluchtsmöglichkei-
ten für Gruppierungen, die eine Bedrohung für 
die Sicherheit der örtlichen Bevölkerung dar-
stellen. Er führt weiterhin dazu, dass der Keim 
für grenzüberschreitende Bedrohungen wie 
Flüchtlingsströme, Waffenschmuggel, Drogen-
handel und Krankheiten gelegt wird. Fragile 
Staaten zeitigen jenseits ihrer Grenzen Wir-
kungen unter anderem deshalb, weil ihnen die 
Fähigkeit zur wirksamen Kontrolle ihres Terri-
toriums abgeht, das dadurch zum Zufluchtsort 
für Terroristen und kriminelle Vereinigungen 
werden kann.

Die internationale antwort

1945 berichtete der der damalige US-Außen-
minister, Edward R. Stettinius, seiner Regie-
rung über die Konferenz von San Francisco, 
bei der die Vereinten Nationen gegründet wur-
den. Er ermittelte die beiden grundlegenden 
Bestandteile der menschlichen Sicherheit und 
ihre Zusammenhänge: „Die Schlacht um den 
Frieden muss an zwei Fronten geführt werden. 
Die erste Front ist die Front der Sicherheit, an 
der Freiheit von Angst den Sieg bedeutet. Die 
zweite ist die wirtschaftliche und soziale Front, 
an der Freiheit von Mangel den Sieg bedeutet. 
Nur ein Sieg an beiden Fronten kann die Welt 
eines dauerhaften Friedens versichern.“51 

Heute, sechzig Jahre danach, klingen diese 
Worte kräftig nach, denkt man an die Heraus-
forderungen für die kollektive Sicherheit zu 
Beginn des einundzwanzigsten Jahrhunderts. 
Nach wie vor hängt der Erfolg vom Sieg an 

beiden Fronten der menschlichen Sicherheit 
ab, doch es sind nur sporadische Fortschritte 
zu verzeichnen. Der Fortschritt an der wirt-
schaftlichen und sozialen Front blieb begrenzt 
und hemmte dadurch auch Fortschritte an 
der Sicherheitsfront. Die Verbesserung des 
Lebensstandards, größere Chancen im Ge-
sundheits- und im Bildungsbereich und der 
Aufbau von Institutionen, die zur Verwirk-
lichung einer wahren Demokratie benötigt 
werden, sollten als erste Verteidigungslinie 
betrachtet werden. Die Überwindung der 
Armut wird nicht nur Millionen Leben ret-
ten, sondern auch die sozialen und wirtschaft-
lichen Spannungen, die zu Konflikten führen, 
lösbarer machen. Für gewaltsame Konflikte 
wie auch für die öffentliche Gesundheit gilt 
als erste Erfolgsregel: Vorbeugen ist besser als 
Heilen. Und Entwicklung ist die wirksamste 
Präventionsstrategie.
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Das internationale Klima für die Entwick-
lung einer wirksamen kollektiven Sicherheits-
antwort birgt Chancen und Risiken. Neue 
Friedensabkommen, so zerbrechlich manche 
erscheinen, veranschaulichen die potenziel-
len Vorteile der Beilegung gewaltsamer Kon-
flikte für die menschliche Entwicklung: Vor 
fünf Jahren hätten nur Wenige die Prognose 
gewagt, dass Afghanistan, Liberia oder Sierra 
Leone in der Lage wären, einen Aufschwung 
bei der menschlichen Entwicklung einzuleiten. 
Die Regierungen der entwickelten Länder sind 
sich zunehmend darüber bewusst, wie wichtig 
es ist, Maßnahmen zur Konfliktvermeidung in 
ihre Entwicklungshilfeprogramme einzubauen. 
Gleichzeitig ist festzustellen, dass die militäri-
sche Antwort auf Bedrohungen der Sicherheit 
überentwickelt ist im Vergleich zur generellen 
Antwort im Sinne der menschlichen Sicherheit. 
Die Millenniums-Entwicklungsziele haben 
einen neuen Blickpunkt für die weltweiten Be-
mühungen zur Armutsreduzierung geschaffen. 
Doch wie schon in den vorausgehenden Kapi-
teln dieses Berichts argumentiert wurde, muss 
die Übereinstimmung über die MDGs erst 
noch die dauerhafte finanzielle und politische 
Entschlossenheit herbeiführen, die benötigt 
wird, um Zielvorgaben in praktische Resultate 
ummünzen zu können.

Die Auffassung von Sicherheit in den In-
dustrieländern wird bestimmend sein für die 
Wirksamkeit der Zwei-Fronten-Strategie. Si-
cherheit in der entwickelten Welt bedeutet 
heute zunehmend militärische Sicherheit ge-
genüber der Bedrohung durch den „Terror“. 
Breiter angelegte Zielvorstellungen wurden 
diesem Oberziel untergeordnet. Die Bedro-
hung durch den Terrorismus ist real genug, 
für die armen Länder genauso wie für die rei-
chen. Es besteht jedoch die Gefahr, dass der 
Krieg gegen den Terrorismus die Prioritäten 
verzerren und zu Strategien führen wird, die 
entweder ineffektiv oder kontraproduktiv 
sind. Beispielsweise kann der Krieg gegen den 
Terrorismus keine Rechtfertigung für bru-
tale Verletzungen der Menschenrechte und 
bürgerlichen Freiheiten und für militarisierte 
Antworten auf Entwicklungsprobleme sein. 

Dennoch redet eine Reihe von Regierungen 
von der unabdingbaren Notwendigkeit dieses 
Kriegs, um einen Schlag gegen Gruppierun-
gen führen zu können, die man leichthin als 
„Terroristen“ bezeichnet. Diese Übertretun-
gen drohen die Normen und Institutionen zu 
schwächen, die zur Sicherung des Friedens be-
nötigt werden. Aus der Sicht eines weiter ange-
legten Konzepts der menschlichen Sicherheit 
besteht die Gefahr, dass der Krieg gegen den 
Terrorismus den Kampf gegen Armut, Seu-
chen und andere Herausforderungen in den 
Hintergrund drängen und knappe finanzielle 
Ressourcen von den Ursachen der Unsicher-
heit weglenken könnte. Es besteht weiterhin 
eine sehr reale Gefahr, dass die ohnehin schon 
spärlichen Mittel der staatlichen Entwick-
lungshilfe umgewidmet werden könnten, um 
dem so empfundenen Primat militärischer und 
außenpolitischer Ziele gerecht zu werden.

Menschliche Sicherheit kann nur dann 
voll entwickelt werden, wenn die Entwick-
lungsländer selber die Initiative dafür über-
nehmen – sie ist kein Wirtschaftsgut, das 
sich importieren ließe. Doch menschliche Si-
cherheit ist gleichzeitig eines der Schlüsselele-
mente der neuen Entwicklungspartnerschaft 
zwischen reichen und armen Ländern. Den 
entwickelten Ländern kommt bei der Entfer-
nung der Hemmnisse für menschliche Ent-
wicklung, die durch gewaltsamen Konflikt 
entstehen, eine zentrale Rolle zu – und sie 
haben alle Gründe zu handeln, auf der Grund-
lage eines moralischen Imperativs, aber auch 
aus Eigeninteresse.

Die Entwicklungshilfe verbessern

Wie in Kapitel 3 aufgezeigt wird, ist interna-
tionale Entwicklungshilfe eine der wichtigsten 
Ressourcen, die zur Verfügung stehen, um an 
der zweiten Front, die der US-Außenminister 
Stettinius ermittelt hatte, schneller voranzu-
kommen: dem Krieg gegen den Mangel. Doch 
eine gut durchdachte Entwicklungshilfe kann 
auch dazu beitragen, manche der Herausforde-
rungen, denen sich konfliktträchtige Staaten 
gegenübersehen, anzugehen.
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Die Anerkennung der Tatsache, dass Ent-
wicklungsprozesse, die eine Verbesserung des 
menschlichen Wohlergehens beabsichtigen, un-
beabsichtigt Konflikte erzeugen können, ist der 
erste Schritt zur Vermeidung von Konflikten. 
Entwicklungshilfe, die in einem konfliktträch-
tigen Umfeld geleistet wird, kann die zwischen 
einzelnen Gruppierungen bestehenden Span-
nungen verschärfen – wie es in Ruanda gesche-
hen ist. Dort verstärkte eine Entwicklungshilfe, 
die einem kleinen Teil der Bevölkerung zugute 
kam, während die Mehrheit davon ausgeschlos-
sen blieb, die Ungleichheit, schürte Ressenti-
ments und trug zu struktureller Gewalt bei.52  
Wären sich die Geber bewusster über die Kon-
sequenzen ihres Tuns und gewillter gewesen, 
auch Konfliktvermeidung zu betreiben, hätten 
sie womöglich den resultierenden Völkermord 
verhindern können.

Neue Ansätze der Entwicklungshilfe, die sich 
mit „konfliktsensibler Entwicklung“ überschrei-
ben ließen, verpflichten Geber nun direkt dazu, 
die potenziellen Auswirkungen ihrer Entwick-
lungshilfe auf verschiedene Gruppen zu berück-
sichtigen. Zwischen 1998 und 2000 kam es zu 
Ausbrüchen von Gewalt auf den Salomon-Inseln, 
bei denen indigene Gruppierungen auf Guadalca-
nal gewalttätige Übergriffe auf Gemeinschaften 
verübten, die sich, von einer Nachbarinsel kom-
mend, in der Hauptstadt Honiara niedergelassen 
hatten. Dieser Konflikt schien im Wesentlichen 
ethnisch begründet. Im Jahr 2000 wurde zwar 
ein Friedensabkommen geschlossen, doch mili-
tante Gruppierungen weigerten sich, ihre Waf-
fen abzugeben. Im Jahr 2003 untersuchten das 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNDP) und andere Geber in Zusammen-
arbeit mit dem Nationalen Friedensrat und dem 
Ministerium für nationale Einheit, Versöhnung 
und Frieden in einem weit reichenden Konsul-
tationsprozess unter Beteiligung verschiedener 
Interessengruppen die Missstände und Enttäu-
schungen, die zu den Gewaltakten geführt hat-
ten. Bereits während des Konsultationsprozesses 
wurde die vorherrschende Auffassung, dass der 
Konflikt hauptsächlich mit ethnischer Identität 
zu tun hatte, in Frage gestellt. Die Beteiligten er-
mittelten mehrere grundlegende Brennpunkte, 

insbesondere: strittige Landrechte, die Rollen 
traditioneller und nicht-traditioneller Autori-
tätsstrukturen, Zugang zu staatlichen Hilfsan-
geboten, mangelnde wirtschaftliche Chancen 
und das Versagen der Exekutive. Der Konsulta-
tionsprozess stellte also die weit verbreitete und 
potenziell gefährliche Meinung infrage, dass der 
Konflikt im Wesentlichen ethnisch begründet 
gewesen sei. Er brachte außerdem zutage, dass in 
manchen Fällen Maßnahmen von Gebern zur 
Stützung staatlicher Hilfsangebote, die ohne 
Konsultation erfolgt waren, wenn auch unab-
sichtlich zur Verschärfung der Spannungen bei-
getragen hatten.53 

Externe Finanzierung kann die Kapazitäts-
defizite, die Staaten anfällig für Konflikte ma-
chen, teilweise ausgleichen. Soweit die Finanzie-
rung zur Verhinderung von Konflikten beiträgt, 
lässt sich von ihr eine enorm hohe Rendite für 
das Wirtschaftswachstum und die menschliche 
Entwicklung erwarten. Gerade an fragile Staa-
ten wird jedoch unverhältnismäßig wenig Hilfe 
geleistet, vor allem wenn man Afghanistan und 
den Irak außer Betracht lässt. Bis auf einige we-
nige Ausnahmen ziehen fragile Staaten keine 
großangelegte Entwicklungshilfe an. Dies liegt 
nicht allein an einer schlechten Staats- und Re-
gierungsführung in diesen Ländern. Eine län-
derübergreifende Untersuchung der Weltbank 
anhand eines armuts- und leistungsbezogenen 
Mittelzuweisungsmodells hat ergeben, dass die 
Hilfe an zerbrechliche Staaten um bis zu 40 Pro-
zent erhöht werden könnte, wenn die Qualität 
ihrer Institutionen zugrunde gelegt wird. Ein 
weiteres Problem, das bereits in Kapitel 3 einge-
hend behandelt wurde, ist, dass die Hilfe an fra-
gile Staaten doppelt so unbeständig ist wie die an 
andere Länder geleistete Hilfe. Bei Regierungen 
mit einer schwachen Einnahmenbasis wirkt sich 
dies aller Voraussicht nach höchst destabilisie-
rend aus und zehrt an der ohnehin schwachen 
Kapazität. Geber, die in einem Umfeld im An-
schluss an Konflikte Entwicklungshilfe leisten 
wollen, sehen sich natürlich enormen Schwierig-
keiten gegenüber. Wichtig ist in jedem Fall, dass 
Entscheidungen über Mittelzuweisungen auf 
der Grundlage sorgfältig erwogener und trans-
parenter Einschätzungen erfolgen.
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Internationale Entwicklungshilfe ist in der 
Zeit des Wiederaufbaus von entscheidender Be-
deutung. Wiederaufbau nach einem Konflikt 
zielt darauf ab, eine Rückkehr zu den Verhält-
nissen vor der Krise zu verhindern und das Fun-
dament für einen dauerhaften Frieden zu legen. 
Will man in fragilen Staaten die Gefahr eines 
Rückfalls in den Konflikt abwenden, dann 
muss Entwicklungshilfe eine Investition sein, 
mit der die Voraussetzungen für einen tragfä-
higen Frieden geschaffen werden. Legt man der 
Bewertung die Mittelzuweisungen zugrunde, so 
weist wenig darauf hin, dass darin der tatsäch-
liche Finanzierungsbedarf des Wiederaufbaus 
zum Ausdruck kommt. Die Pro-Kopf-Ausga-
ben im Zwei-Jahres-Zeitraum nach dem Ab-
schluss eines Friedensabkommens reichen von 
245 US-Dollar in Bosnien-Herzegowina über 
40 US-Dollar in Afghanistan bis hin zu 31 US-
Dollar in Liberia (Grafik 5.4).

Diese Diskrepanz ist sicherlich zum Teil mit 
Unterschieden bei der Leistungsfähigkeit der 
politischen Systeme und der absorptiven Kapa-
zität erklärbar – und es gibt keine feste Formel 
dafür, wie Bedarf und Finanzierung aufeinander 
abgestimmt werden. Dennoch ist wenig innere 
Konsequenz in einem Mechanismus der Mit-
telzuweisung zu erkennen, bei dem Länder wie 
Burundi, die Demokratische Republik Kongo 

und Liberia mit am wenigsten bedacht werden. 
Die Weltbank hat eingestanden, dass es dieses 
Problem bei der Nutzung von Mitteln ihrer 
Tochter, der Internationalen Entwicklungsor-
ganisation (IDA), gibt – eine der wichtigsten 
internationalen Mittelquellen für den Wieder-
aufbau nach Konflikten. Die Finanzierung des 
Wiederaufbaus durch die IDA betrug bei Bos-
nien-Herzegowina zwischen 1996 und 1999 45 
US-Dollar pro Kopf, aber bei Ruanda in dem 
Dreijahres-Zeitraum nach dem Völkermord 
weniger als fünf US-Dollar pro Kopf.54  Diese 
Diskrepanzen machen deutlich, dass bei Geber-
entscheidungen über die Finanzierung des Wie-
deraufbaus nach Konflikten ein wesentlich hö-
heres Maß an Transparenz erforderlich ist.

Die Terminierung der Hilfe stellt ein weite-
res Problem dar. Im Zyklus der Hilfe nach Kon-
flikten erreicht die Hilfe üblicherweise in den 
Jahren direkt nach dem Konflikt ihren Höchst-
stand und sinkt dann stark ab. Dies ist genau 
das Gegenteil von dem, was benötigt wird. 
Die Kapazität zur Absorption von Hilfe ist in 
der Zeit unmittelbar nach einem Konflikt am 
stärksten begrenzt, denn in diesem Zeitraum 
werden neue Institutionen aufgebaut, wodurch 
sich eine große Kluft zwischen den Zusagen der 
Geber und der ausbezahlten Hilfe auftut. Un-
tersuchungen haben ergeben, dass der optimale 
Zeitpunkt für die Absorption erhöhter Hilfe 
etwa sechs Jahre nach dem Abschluss eines Frie-
densabkommens liegt. Bis dahin hat sich jedoch 
das Interesse der Geber schon weiterverlagert. 
Der beschriebene Zyklus hilft, die Ergebnisse 
einer Weltbank-Studie zu erklären, aus der her-
vorgeht, dass in Staaten nach einem Konflikt 
die Kapazität zur Absorption von Hilfe fast 
doppelt so hoch ist wie in anderen Ländern, die 
ein ähnliches Armutsniveau aufweisen.55 

Nach einem Konflikt sind Staaten beson-
ders anfällig für einige der generellen Pro-
bleme im Zusammenhang mit Entwicklungs-
hilfe, wie sie in Kapitel 3 beschrieben werden. 
In jedem Staat, der einen Konflikt hinter sich 
hat, gilt es vorrangig, institutionelle Kapazitä-
ten aufzubauen und Rechenschaft gegenüber 
der örtlichen Bevölkerung abzulegen. Wenn 

Hilfe zum Wiederaufbau nach einem Konflikt – Bedürfnisse sind nachrangigGrafik 5.4

Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf Dreijahresmittel, beginnend mit dem Jahr, in dem der Konflikt geendet hat, außer bei der Demokratischen  
Republik Kongo, Côte d’Ivoire und Sierra Leone, für die sich die Angaben auf Zweijahresmittel beziehen, und bei Liberia, wo nur ein Jahr zugrunde gelegt wird. 

Quelle: Berechnet auf der Grundlage von Daten zur öffentlichen Entwicklungshilfe aus OECD/DAC 2005f und Bevölkerungsdaten aus UN 2005d.  
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Geber sich dafür entscheiden, keine Budget-
hilfe zu leisten, sondern Projekte zu unter-
stützen, und damit parallele Strukturen für 
Berichtswesen, Rechnungsprüfung und Be-
schaffungswesen zu errichten, untergraben sie 
die Entwicklung der institutionellen Struktu-
ren, von denen für die Zukunft Frieden und 
Sicherheit abhängen. Die Gefahr ist, dass eine 
falsche Einschätzung der Lage seitens der 
Geber genau das Problem verstärken kann, das 
die Geber verbessern wollen: die Schwächung 

staatlicher Strukturen und lokaler Kapazität. 
Das Koordinations- und Abstimmungsdefizit 
ist in Bosnien-Herzegowina besonders auffäl-
lig. Das Land hat mehr Hilfe pro Kopf erhal-
ten als Europa durch den Marshall-Plan. Doch 
über sechs Jahre nach der Unterzeichnung der 
Friedensabkommen steckte es immer noch in 
einer Finanzkrise.56 Auch in Afghanistan, wo 
das Niveau der institutionellen Entwicklung 
wesentlich geringer ist, gab es ernsthafte Pro-
bleme auszustehen.

Form und Funktion des Staates stehen seit jeher im Mittelpunkt 

von Konflikten. Im Anschluss an die politischen Abläufe zur Been-

digung offener Konflikte ist die entscheidende Herausforderung: 

Politische Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen zu entwickeln, 

die den Frieden nachhaltig sichern, ein Umfeld des gegenseitigen 

Vertrauens und der Solidarität schaffen und den Staat als organi-

sierte Macht der Gesellschaft errichten.

Im Einzelnen müssen die folgenden Fragen vorrangig Beach-

tung finden:

• Konsens über eine Strategie herbeiführen. Im Umfeld, das un-

mittelbar nach einem Konflikt herrscht, betreten ganz verschie-

dene – in- und ausländische – Akteure die Bühne. Jeder davon 

hat unterschiedliche Auffassungen, unterschiedliche Fähigkei-

ten und unterschiedliche Prioritäten. Wenn jeder dieser Akteure 

eine autonome Strategie verfolgt, hat dies Verschwendung von 

Ressourcen, wachsendes Misstrauen und möglicherweise er-

neuten Konflikt zur Folge. Daher ist es für die Regierung und 

die Geber unabdinglich, dass sie im Rahmen einer kohärenten 

Strategie zu einer Einigung über die Prioritäten kommen, sich 

auf eine Arbeitsteilung verständigen und sich darum bemühen, 

einen Modus der Koordination und Kooperation zu finden.

• Das Vertrauen in den Staat wiederherstellen und ausbauen. 

Damit das Vertrauen in den Staat wiederhergestellt werden 

kann, muss die Wiederbelebung und Reform von Abläufen 

der Staats- und Regierungsführung in den Mittelpunkt gestellt 

werden, wobei besonderes Augenmerk auf Sicherheit, Verwal-

tung, Rechtsstaatlichkeit und Grundversorgung zu legen ist. 

Das Entstehen von Institutionen, die parallel zum Staat tätig 

sind, ob nun mittels UN- oder bilateralen Organisationen, kann 

diese Schwerpunktsetzung, die den Staat notwendigerweise in 

den Mittelpunkt stellt, untergraben.

• Angemessene öffentliche Finanzen gewährleisten. Die Wieder-

herstellung der Funktionen des Staates erfordert, dass dem 

Staat Ressourcen zur Verfügung stehen. Hilfsströme stellen in 

der Anfangsphase einen bedeutenden Bestandteil dieser Res-

sourcen dar. Doch die Mobilisierung inländischer Einnahme-

quellen, die bedeutende Mittel abwerfen können, sollte im Vor-

dergrund stehen. Vertrauen in den Staat verlangt danach, dass 

der Staatshaushalt das zentrale Instrument der Politik und die 

Arena zur Festlegung von Prioritäten und zur Bildung eines Kon-

senses über die Nutzung der Ressourcen im nationalen Inter-

esse ist. Das Entwicklungshilfesystem muss sich darum bemü-

hen, der Regierung dabei zu helfen, rasch die Kapazität für einen 

mittelfristigen Ausgaberahmen zu erwerben und Mechanismen 

der Rechenschaftslegung zu schaffen, die das Vertrauen der 

Geber wie auch der Bürger erwecken – auch bei der Beschaf-

fung, beim Finanzmanagement und der Rechnungsprüfung.

• Die regulatorische Funktion des Staates nutzen, um die Be-

völkerung zu schützen und Vertrauen zu schaffen. Über ihre 

anderen, selbstverständlichen Aufgaben hinaus müssen In-

teressensvertreter auch den regulatorischen Funktionen des 

Staates Beachtung schenken. Die Erteilung von Genehmigun-

gen und die Regulierung der Aktivitäten des privaten Sektors 

(um die Bürger gegen Gefahren wie verbleiten Kraftstoff oder 

abgelaufene Arzneimittel zu schützen) können eine entschei-

dende Rolle bei der Herstellung des Vertrauens spielen. Na-

tionale Programme, die insbesondere auf die Armen in Stadt 

und Land gerichtet sind, sind ein Instrument, um Bürgersinn zu 

schaffen und Ressourcen wirksam zu nutzen.

Dr. Ashraf Ghani

Ehemaliger Finanzminister

Islamischer Staat Afghanistan

Sonderbeitrag Herausforderungen für den Wiederaufbau nach einem Konflikt: Was wir von Afghanistan lernen können
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Die Bewirtschaftung 
natürlicher Ressourcen und 
der Umgang mit Kleinwaffen

Die entwickelten Länder könnten zwei Pro-
bleme, die gewaltsame Konflikte hervorrufen 
und aufrechterhalten, sehr viel aktiver aufgrei-
fen: die verfehlte Bewirtschaftung von Exporten 
natürlicher Ressourcen und den unangemesse-
nen Umgang mit Importen von Kleinwaffen.

Den Fluch der Ressourcen abschütteln
Die Hauptlast der Verantwortung für die effek-
tive Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen 
liegt auf den Schultern der nationalen Regie-
rungen. Doch die internationale Gemeinschaft 
kann dabei helfen, die Verknüpfung von natür-
lichen Ressourcen mit gewaltsamem Kon-
flikt aufzuheben. Sie kann den Zugang zu den 
Märkten unterbinden, um den Zustrom von 
Geldern in Konfliktgebiete einzudämmen und 
den Anreiz zur Kontrolle natürlicher Ressour-
cen zu verringern. Zertifizierung kann genutzt 
werden, um zu verhindern, dass illegale Erzeug-
nisse den Verbraucher erreichen; dazu müssen 
die potenziellen Abnehmer aufgeklärt und die 
Zollbehörden über den rechtlichen Status der 
Handelswaren in Kenntnis gesetzt werden. 
Anfang des Jahres 2000 setzten sich die Staaten 
des südlichen Afrikas an die Spitze von Bestre-
bungen, den Export von „Konflikt“-Diaman-
ten aus Angola, Liberia und Sierra-Leone zu 
verhindern. Heraus kam dabei der sogenannte 
Kimberley-Prozess – ein Mechanismus, bei dem 
Import- und Transitländer sich dazu verpflich-
ten, keine Rohdiamanten abzunehmen, deren 
einwandfreier rechtlicher Status nicht durch 
ein offizielles Zertifikat bestätigt ist.

Zwar ist es noch zu früh, Schlussfolgerun-
gen über die Wirksamkeit dieses Prozesses an-
zustellen, doch allen Anzeichen nach hat er be-
reits gewisse Erfolge gezeitigt: Er umfasst jetzt 
42 Länder und fast die gesamte Weltproduktion 
von Rohdiamanten.57 Die Europäische Union 
hat damit begonnen, ein analoges Verfahren 
zu entwickeln, um nach Maßgabe ihres Akti-
onsplans für Rechtsdurchsetzung, Politikge-
staltung und Handel im Forstsektor (FLEGT) 

Importe illegaler Holzprodukte zu unterbin-
den. Dennoch wird Nutzholz weltweit nach 
wie vor in großem Umfang illegal eingeschla-
gen und exportiert, wodurch den Regierungen 
riesige Einnahmen verloren gehen, großflächige 
Umweltschäden angerichtet und Bemühungen 
zur Eindämmung der Korruption torpediert 
werden. Schätzungen zufolge entfallen zehn 
Prozent des jährlichen Handelsvolumens von 
Nutzholz in Höhe von 150 Milliarden US-Dol-
lar auf illegale Handelsaktivitäten.

Die Verbesserung der Transparenz ist eine 
weitere Priorität. Die Gruppe der Acht (G8-
Länder) haben verbesserte Offenlegung und 
Rechenschaftspflicht im Bergbausektor zu einer 
hohen Priorität erhoben. Ein Beispiel hierfür 
ist die Initiative für Transparenz in der Grund-
stoffindustrie (EITI) unter Beteiligung ver-
schiedener Interessengruppen, die Erdöl- und 
Erdgasunternehmen dazu aufruft, alle Zahlun-
gen offenzulegen, und Regierungen dazu auffor-
dert, alle Geldeingänge offenzulegen. Es handelt 
sich jedoch um eine freiwillige Initiative, der 
es an klaren Umsetzungsrichtlinien mangelt. 
Darüber hinaus wird der Fortschritt auf diesem 
Gebiet durch perverse Marktanreize behindert:  
Alle Unternehmen, die sich um größere Trans-
parenz bemühen, stehen in Gefahr, gegenüber 
ihren Konkurrenten ins Hintertreffen zu gera-
ten, die Regierungen nicht mit öffentlichen Re-
chenschaftspflichten belasten.

Unternehmenspraktiken können weitere 
Probleme für die Bewirtschaftung natürlicher 
Ressourcen schaffen. Unzureichende Trans-
parenz kann Korruption und eine schwache 
Regierungsführung fördern. Das Gegenstück 
zu außerhaushaltlichen Aktivitäten von Regie-
rungen sind undokumentierte Zahlungen, die 
Unternehmen an Schlüsselpersonen leisten, von 
denen sie sich Zugang zu Schürf- und Abbau-
rechten erhoffen. In Angola haben über dreißig 
multinationale Erdölkonzerne Zahlungen an 
die Regierung im Zusammenhang mit Erdöl-
förderrechten geleistet, ohne der angolanischen 
Öffentlichkeit oder ihren eigenen Aktionären 
gegenüber offenzulegen, wieviel sie an wen be-
zahlt haben. In der Kaspischen Region werden 
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Ölförderrechte durch multinationale Partner-
schaftsvereinbarungen zwischen Regierungen 
und ausländischen Investoren geregelt. Diese in 
geheimen Verhandlungen abgeschlossenen Ver-
einbarungen haben Anlass zu einer der größten 
Untersuchungen in der Rechtsgeschichte der 
USA über Korruption im Ausland gegeben. 
Fehlende Transparenz schwächt die Rechen-
schaftspflicht von Regierungen und kann das 
unterschwellige Misstrauen, aus dem sich Kon-
flikte nähren, weiter verstärken.

Die von Großbritannien eingesetzte Kom-
mission für Afrika hat den Vorschlag gemacht, 
den Ansatz der Initiative für Transparenz in der 
Grundstoffindustrie weiterzuentwickeln, spe-
ziell auch Sanktionsmöglichkeiten zu schaffen. 
In den meisten gegenwärtigen Rechtsordnun-
gen ist es äußerst schwierig, ein transnationales 
Unternehmen wegen korrupter Praktiken straf-
rechtlich zu verfolgen, wenn es seinen Haupt-
sitz in einem anderen Land hat. Die von der 
Kommission vorgeschlagene Rahmenregelung 
würde dieses Schlupfloch verbauen. Sie würde 
den Regierungen in den Ländern, wo trans-
nationale Unternehmen ihren Sitz haben, die 
Möglichkeit geben, rechtliche Schritte wegen 
korrupter Praktiken im Ausland zu unterneh-
men. Und sie würde den Entwicklungsländern 
leichteren Zugang zu Rechtsmitteln zur Wie-
derbeschaffung gestohlener Vermögenswerte 
ermöglichen. Größere Transparenz könnte 
erreicht werden, wenn andere Industrielän-
der dem Vorbild der USA folgen würden, Ge-
setze zu stärken, nach denen Korruption durch 
transnationale Unternehmen im Ausland einen 
Straftatbestand im Inland darstellt. Das Argu-
ment, derlei Maßnahmen würden dem Prinzip 
der offenen Investitionsmärkte zuwiderlaufen, 
ist unangebracht: Solche Maßnahmen würden 
sich in nichts von den Auflagen bezüglich der 
Offenlegung von Finanzdaten unterscheiden, 
denen alle börsennotierten Unternehmen in 
westlichen Volkswirtschaften unterliegen. Sie 
wären außerdem vereinbar mit der UN-Kon-
vention gegen Korruption und den Richtlinien 
der Organisation für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) für mul-
tinationale Unternehmen.

Kleinwaffen kontrollieren
Ein entschlosseneres Handeln der interna-
tionalen Gemeinschaft zur Eindämmung der 
Verbreitung von Waffen ist Grundvorausset-
zung der menschlichen Sicherheit. Zwar mag 
die Verfügbarkeit von Waffen allein noch 
keine Konflikte verursachen. Doch sie macht 
Konflikte wahrscheinlicher – und erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, dass Konflikte gewaltsa-
mere Formen annehmen.

In den heutigen Konflikten werden bevor-
zugt Kleinwaffen eingesetzt. Durch solche Waffen 
werden im Durchschnitt 500.000 Menschen im 
Jahr getötet oder anschaulicher: jede Minute ein 
Mensch.58 Durch Anti-Personenminen kommen 
jedes Jahr weitere 25.000 Menschen zu Tode.59 In 
konfliktträchtigen Gebieten werden Kleinwaffen 
von kriegsführenden Parteien eingesetzt, um die 
schutzlose Bevölkerung zu terrorisieren, zu töten 
und zu vertreiben. Die Ausgabe von Schusswaffen 
an Privatarmeen und Milizen erzeugt einen Kreis-
lauf der Gewalt. Gesellschaften, die gerade Jahre 
des Konflikts hinter sich gebracht haben, sehen 
sich der Bedrohung durch anhaltende Gewalt ge-
genüber, da die Verfügbarkeit von Kleinwaffen po-
litische und kriminelle Gewalt begünstigt.

Es gibt keine absolut verlässlichen Schätzun-
gen hinsichtlich der Anzahl von Kleinwaffen, die 
sich im Umlauf befinden. Eine gut informierte 
Quelle nennt die Zahl von 639 Millionen.60 Die 
weltweite Produktion von Kleinwaffen hat ein 
Volumen von sieben bis acht Millionen Stück pro 
Jahr, von denen etwa eine Million militärischer 
Ausführung sind. Die Vereinigten Staaten, Russ-
land und China sind die führenden Produzenten 
von Kleinwaffen, doch es gibt mindestens noch 
27 weitere bedeutende Herstellerländer. Weltweit 
sind mindestens 1.249 Unternehmen in 92 Län-
dern an diesem Geschäft beteiligt. Produktion von 
und Handel mit Kleinwaffen gehören untrennbar 
zur Bedrohung der kollektiven Sicherheit, die von 
fragilen Staaten ausgeht. In Afghanistan bezahlten 
die anti-sowjetischen Mudjahedin-Gruppen ihre 
Waffen mit Erlösen aus dem Verkauf von Opium. 
In Kambodscha, Liberia und Sierra Leone wurde 
das Kleinwaffengeschäft durch Erlöse aus dem Ver-
kauf von Diamanten und Nutzholz finanziert.
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Im vergangenen Jahrzehnt haben einige 
Regierungen größere Transparenz bei der 
Überwachung des Kleinwaffengeschäfts 
eingeführt. Daran waren vor allem die Re-
gierungen in den Importländern in Afrika 
südlich der Sahara beteiligt. Das 1998 von 
der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrika-
nischen Staaten (ECOWAS) verabschiedete 
Moratorium für die Einfuhr, Ausfuhr und 
Herstellung von Kleinwaffen und leichten 
Waffen in Westafrika war das erste regionale 
Kleinwaffenmoratorium der Welt. Es unter-
sagt die Einfuhr neuer Waffen ohne die Zu-
stimmung der anderen Mitgliedstaaten. Im 
Jahr 2004 unterzeichneten die Regierungen 
von elf afrikanischen Ländern im Gebiet 
der Großen Seen und am Horn von Afrika 
– zwei der Regionen mit den meisten Kon-
flikten – das Protokoll zur Bekämpfung, 
Kontrolle und Reduzierung von Kleinwaf-
fen und leichten Waffen.

Auch die Exportländer haben die Zu-
sammenarbeit verstärkt. Nach dem Ver-
haltenskodex der Europäischen Union 
für Waffenausfuhren ist der Verkauf von 
Waffen verboten, die zur Unterdrückung 
der Bevölkerung oder für eine Aggression 
gegen andere Länder eingesetzt werden 
könnten. Darüber hinaus haben die euro-
päischen Länder den Datenaustausch über 
die Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE) ausgebaut. Im 
Jahr 2001 haben die UN-Mitgliedstaaten 
als Ergänzung zur UN-Konvention gegen 
die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität ein rechtsverbindliches Pro-
tokoll ausgehandelt, das die unerlaubte 
Herstellung und den unerlaubten Handel 
mit Feuerwaffen verbietet. Die Wassenaar-
Vereinbarung über die Richtlinien für Ex-
porte von Kleinwaffen und leichten Waffen 
(2002), die von 33 Staaten ratifiziert wurde 
– der Mehrheit der Waffenhersteller und -
exporteure weltweit – sieht vor, dass Waf-
fentransfers so durchgeführt werden, dass 
die Umlenkung von Human- und Wirt-
schaftsressourcen auf ein Mindestmaß re-
duziert wird.

Dies sind alles wichtige Initiativen, in denen 
ein zunehmendes Bewusstsein über die Dimen-
sion des Problems zum Ausdruck kommt. Doch 
geltende Vereinbarungen weisen eine Reihe von 
Defiziten auf. Sie sind nicht rechtsverbindlich 
und sie behandeln nur unerlaubte Waffen, statt 
auch auf vom Staat genehmigte Transfers ein-
zugehen. Da es soviele Waffenlieferanten gibt, 
haben die Staaten Zugang zu Waffen aus Be-
zugsquellen, für die alles andere als strenge Mel-
debestimmungen gelten – ein großes Schlupf-
loch. Ein weiteres Problem ist, dass regionale 
Vereinbarungen nicht immer gegenseitig kom-
patibel oder wirksam koordiniert sind. Einige 
der größten Exporteure haben ihre Ausfuhrbe-
stimmungen verschärft: Für Regierungen ist es 
schwerer geworden, Waffentransfers an Regie-
rungen zu genehmigen, die die fundamentalen 
Menschenrechte missachten. Doch durch die 
Bereitschaft des Empfängerlandes, sich dem 
„Krieg gegen den Terror“ anzuschließen, kann 
sich oft eine nähere Betrachtung seiner eigenen 
Menschenrechtsakte erübrigen.

Da die meisten Kleinwaffen legal auf den 
Markt kommen, können Regelungen auf der 
Angebotsseite sehr wirksam sein. Zwei mächtige 
Barrieren haben die Bemühungen vereitelt, den 
Strom von Kleinwaffen an der Quelle einzudäm-
men: die bereits erwähnte Vielfalt des Angebots 
und der fehlende politische Wille. Angesichts 
der Bedrohung durch den Terrorismus sollte 
man meinen, dass die Industrieländer sich an 
die Spitze der Bemühungen zur Regulierung des 
Handels mit Kleinwaffen setzen würden. Doch 
dieses tödliche Geschäft ist immer noch im be-
sten Fall zu schwach reguliert, mit verheerenden 
Folgen für die menschliche Entwicklung. Benö-
tigt wird ein umfassendes internationales Ab-
kommen zum Waffenhandel, das rechtsverbind-
liche Vorschriften zu territorial gebundenen und 
territorial ungebundenen Waffenvermittlungs-
geschäften und gemeinsame Normen zu deren 
Durchsetzung aufstellt. Die Kleinwaffenkonfe-
renz, die 2006 bei den Vereinten Nationen statt-
findet, bietet die entscheidende Gelegenheit, ein 
Abkommen zum Waffenhandel zu vereinbaren, 
um Transfers an Staaten zu regulieren und uner-
laubte Waffentransfers zu unterbinden.
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Regionale Kapazität aufbauen

Bürgerkriege ziehen auch die Nachbarländer 
in Mitleidenschaft, indem die Auseinanderset-
zungen entweder direkt überschwappen oder 
den Zugang zu Handelswegen blockieren und 
ungünstige Voraussetzungen für in- und aus-
ländische Investoren schaffen. Dadurch ent-
steht bei den Nachbarländern ein unmittel-
bares Interesse daran, diese Auswirkungen zu 
minimieren. Das Problem ist, dass den ärmsten 
Ländern, die sich den massivsten Herausforde-
rungen in punkto regionale Sicherheit gegen-
übersehen, die finanzielle und institutionelle 
Kapazität fehlt, wirksame Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen. Der Aufbau dieser Kapazität 
gehört unbedingt zur Errichtung einer sichere-
ren Welt dazu.

Regionale Organisationen können eine 
wichtige Rolle beim Umgang mit Sicherheits-
problemen spielen. Dies gilt sowohl für Eur-
opa als auch für Afrika südlich der Sahara. Die 
Europäische Union, die OSZE und das Nord-
atlantische Verteidigungsbündnis haben sich 
alle in den vergangenen Jahren für mehr Si-
cherheit eingesetzt. Regionale Organe sind gut 
positioniert, um Friedensabkommen zu über-
wachen und frühzeitig vor Krisen zu warnen. 
Frühwarnmechanismen, die in Afrika entwik-
kelt wurden, wie das Konfliktfrühwarnsystem 
(CEWARN) der Zwischenstaatlichen Behörde 
für Entwicklung (IGAD), haben es regionalen 
Organisationen ermöglicht, Entwicklungen 
aus nächster Nähe mitzuverfolgen. Regionale 
Institutionen können außerdem als Vermittler 
zwischen Konfliktparteien auftreten: Beispiele 
hierfür sind die von afrikanischen Staaten an-
geführten Vermittlungsbemühungen im Gebiet 
der Großen Seen 2004 und im Sudan 2005.

Wenn Konflikte ausbrechen, haben regio-
nale Organe ein absolut berechtigtes Interesse 
daran, diese durch entschlossene Gegenmaß-
nahmen einzudämmen. In Darfur hat die Afri-
kanische Union nach einem starken Mandat für 
die Entsendung von Truppen zum Schutz von 
Zivilisten und zur Überwachung eines weitge-
hend nicht eingehaltenen Waffenstillstands ge-

strebt. Dies wäre die wirksamste internationale 
Gegenmaßnahme gewesen. Doch im August 
2004, als die Massaker mit unverminderter 
Härte andauerten, waren weniger als 300 Uni-
onssoldaten vor Ort, um etwa 1,5 Millionen 
Darfuris zu beschützen, die durch Milizen, die 
von der Regierung unterstützt werden, aus ihrer 
Heimat vertrieben wurden. Mitte 2005 hatte 
sich die Präsenz der Afrikanischen Union auf 
3.000 Soldaten erhöht – um ein Gebiet von der 
Größe Frankreichs zu überwachen. Obwohl 
die Geber ihre Mittelzusagen für die Friedens-
truppe der Afrikanischen Union aufgestockt 
haben, kann der Bedarf bei weitem nicht ge-
deckt werden.61 Trotz dieser Einschränkungen 
denkt die Afrikanische Union derzeit über die 
Entsendung von Truppen in den Ostteil der 
Demokratischen Republik Kongo nach, um 
extremistische ruandische Rebellengruppen 
zu entwaffnen. Die Union erwägt außerdem, 
Streitkräfte nach Somalia zu entsenden. Wenn 
derartige Operationen Erfolg haben sollen, ist 
in viel größerem Umfang eine koordinierte Un-
terstützung durch die internationale Gemein-
schaft erforderlich.

Der Fall Darfur verweist auf ein breiter 
angelegtes Problem. Die Regierungen afrika-
nischer Staaten erkennen ihre Verantwortung 
für die Bewältigung regionaler Friedens- und 
Sicherheitsprobleme an. Humanitäre Maßnah-
men finden verstärkt statt. In Westafrika hat 
die ECOWAS in Liberia (1990), Sierra Leone 
(1991-99) und Guinea-Bissau (1998-99) ein-
gegriffen, wenn auch mit wechselndem Erfolg. 
Die afrikanischen Regierungen haben erkannt, 
dass wirksame regionale Sicherheitskräfte von 
grundlegender Bedeutung sind, um die territo-
riale Unversehrtheit ihrer Staaten wahren und 
fragilen Nachbarstaaten bei der Verhinderung 
von Konflikten helfen zu können. Im Jahr 2000 
verlieh die Gründungsakte der Afrikanischen 
Union (AU) ihr das Recht, bei schwerwiegen-
den Umständen wie Kriegsverbrechen, Völker-
mord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
Einsätze in Mitgliedstaaten anzuordnen.62 Im 
weiteren Verlauf wurde ein Rat für Frieden und 
Sicherheit eingerichtet, der zur Gründung einer 
afrikanischen Eingreiftruppe aufrief.
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Die Schwierigkeit besteht darin, dass re-
gionale Organe in Afrika nicht die Mittel, Lo-
gistik und Personalkapazität haben, um derart 
anspruchsvollen Mandaten gerecht werden zu 
können. Anfang der 1990er Jahre identifizierte 
die Organisation für Afrikanische Einheit die 
Früherkennung und Vermeidung von Konflik-
ten, aber auch die Herstellung und Erhaltung 
des Friedens als wichtige Zielsetzungen. Ein 
Friedensfonds, der zu diesem Zweck eingerichtet 
wurde, konnte jedoch im Zeitraum 1996-2001 
nur eine Million US-Dollar im Jahr mobilisieren, 
da viele Mitgliedstaaten ihren finanziellen Ver-
pflichtungen nicht nachkamen.63 Beim Eingrei-
fen der ECOWAS in Liberia musste am Schluss 
Nigeria 90 Prozent der entstandenen Kosten von 
über 1,2 Milliarden US-Dollar tragen. Kanada, 
die EU, Japan, Großbritannien und die Vereinig-
ten Staaten leisteten ebenfalls einen Beitrag, aber 
keinen ausreichenden.64 Wegen fehlender finan-
zieller und logistischer Unterstützung zogen sich  
Tansania und Uganda 1995 von dem Einsatz in 
Liberia zurück.

Anstrengungen wurden unternommen, um 
die Interventionsfähigkeit der AU-Truppen zu 
erhöhen. 1996 gründeten die Vereinigten Staa-
ten die Afrikanische Initiative zur Reaktion 
auf Krisen (ACRI), um afrikanische Soldaten 
auszubilden. Bis 2004 wurden über 10.000 Sol-
daten ausgebildet. Im Februar 2004 sagte die 
Europäische Union Mittel in Höhe von 300 
Millionen US-Dollar für die Einrichtung von 
fünf regionalen, multinationalen Eingreifbriga-
den zu.65 Damit ist ein Anfang gemacht, aber 
immer noch ist man weit von einer wirksamen 
Eingreiftruppe entfernt, die rasch auf Konflikte 
in der Region reagieren könnte.

Die Gründung der afrikanischen Eingreif-
truppe, wie sie von der Afrikanischen Union 
angeregt wurde, wird anhaltende Unterstüt-
zung bei der Planung und Logistik erfordern, 
wenn wie vorgesehen bis 2010 die angestrebte 
Truppenstärke von 15.000 Soldaten erreicht 
sein soll. Investitionen in die Entwicklung der 
afrikanischen Eingreiftruppe würden erheblich 
zur menschlichen Entwicklung und kollektiven 
Sicherheit beitragen. Hätte es heute schon eine 

solche Einrichtung gegeben, dann hätte der 
Konflikt im Sudan wahrscheinlich einen weit 
geringeren menschlichen Tribut gefordert. Im 
April 2004 vermittelte die Afrikanische Union 
gemeinsam mit der Europäischen Union und 
den Vereinigten Staaten einen Waffenstillstand 
zwischen der sudanesischen Regierung und den 
Rebellen in Darfur. Ihr Auftrag zur Überwa-
chung des Waffenstillstands wird jedoch durch 
fehlende finanzielle Unterstützung seitens der 
entwickelten Länder beeinträchtigt.66 

Zwar sind die Aussichten vielversprechend, 
doch es hat auch seine Kehrseiten, wenn man 
auf regionale Resonanz angewiesen ist. Ein 
offensichtliches Risiko besteht darin, dass re-
gionale Interventionen möglicherweise durch 
Staaten gefährdet werden, die ein strategi-
sches Interesse an einem bestimmten Ergeb-
nis haben. Rivalitäten im Gebiet der Großen 
Seen beschränken beispielsweise die Möglich-
keiten für einen Einsatz von Streitkräften aus 
den Staaten der Region. Regionale Friedens-
truppen sehen sich einigen Beeinträchtigungen  
gegenüber, die auch die Effektivität von UN- 
Friedensmissionen vermindern. Im Fall von 
Darfur erklärte sich die Regierung des Sudan 
unter anderem deshalb mit einer Friedens-
truppe der Afrikanischen Union einverstanden, 
weil sie nur ein Mandat zur Beobachtung und 
nicht zum Schutz von Zivilisten hat.

Die Herausforderungen 
des Wiederaufbaus 

Friedensabkommen eröffnen viele Chancen 
– bergen aber auch große Risiken. Die meisten 
fragilen Staaten sind in einem Kreislauf gefan-
gen, bei dem sich vorübergehende Friedenszu-
stände mit wieder aufbrechenden Konflikten 
abwechseln: Die Hälfte aller Länder, die einen 
Konflikt hinter sich gebracht haben, erleben 
innerhalb von fünf Jahren einen Rückfall in 
die Gewalt. Diesen Kreislauf zu durchbrechen, 
erfordert entschlossenes Handeln. Es gilt, die 
Chancen des Friedenszustands zu nutzen, der 
Sicherheit bietet, den Wiederaufbau von Insti-
tutionen ermöglicht und soziale und wirtschaft-
liche Wiederherstellung fördert.
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Gebiet Mission Zeitraum

Hauptzustän-
digkeit für 
Polizei

Hauptzustän-
digkeit für 
Referendum

Hauptzustän-
digkeit für 
Wahlen

Exekutive 
Befugnisse?

Legislative 
Befugnisse?

Richterliche 
Befugnisse?

Befugnis zur Rati- 
fizierung völker-
rechtlicher Verträge?

Kongo Operation der Ver- 
einten Nationen im 
Kongo (ONUC)

1960-1964 De facto in 
bestimmten 
Gebieten

De facto in 
bestimmten 
Gebieten

West-Papua Übergangsverwal-
tung der Vereinten 
Nationen (UNTEA)

1962-1963 Ja Nur Regional-
wahlen

Ja Eingeschränkt

Namibia Übergangshilfs-
gruppe der Verein- 
ten Nationen (UNTAG)

1989-1990 Ja De facto (Rat 
für Namibia)

Westsahara Mission der Ver-
einten Nationen für 
das Referendum in 
Westsahara (MINURSO)

1991- Ja

Kambodscha Übergangsverwal-
tung der Vereinten 
Nationen in Kam-
bodscha (UNTAC)

1992-1993 Ja Ja Nach Bedarf

Somalia Operation der Ver- 
einten Nationen 
in Somalia II 
(UNOSOM II )

1993-1995 Umstritten

Bosnien-
Herzegowina

Büro des Hohen 
Repräsentanten 
(OHR) (vor den 
Bonner Befugnissen) a

1995-1997 Ja (OSZE)

Bosnien-
Herzegowina

Büro des Hohen 
Repräsentanten 
(OHR) (vor den 
Bonner Befugnissen) a

1997- Ja (OSZE) De facto

Bosnien-
Herzegowina

Mission der Verein- 
ten Nationen in 
Bosnien-Herzegowina 
(UNMIBH)

1995-2002 De facto

Ostslawonien 
(Kroatien)

Übergangsverwal-
tung der Vereinten 
Nationen für Ost- 
slawonien, die 
Baranja und West-
sirimien (UNTAES)

1996-1998 Ja Ja Ja

Osttimor Mission der Verein-
ten Nationen in 
Osttimor (UNMISET)

1999 Ja

Sierra Leone Mission der Verein- 
ten Nationen in 
Sierra Leone 
(UNAMSIL)

1999- De facto Eingeschränkt 
(Sondergericht)

Kosovo (Bundes- 
republik Jugos-
lawien / Serbien 
und Montenegro)

Mission der 
Vereinten Nationen 
in Kosovo (UNMIK)

1999- Ja Ja (OSZE) Ja Ja Ja

Osttimor Übergangsverwal-
tung der Vereinten 
Nationen in Osttimor 
(UNTAET)

1999-2002 Ja Ja Ja Ja Ja De facto

Afghanistan Hilfsmission der 
Vereinten Nationen 
in Afghanistan 
(UNAMA)

2002-

Irak Koalition- 
Übergangs-
verwaltung (CPA) a

2003-2004 Als 
Besatzungsmacht

Ungeklärt Als 
Besatzungsmacht

Eingeschränkt Eingeschränkt

a. Keine UN-Operation. 
Quelle: Chesterman 2005.

Tabelle 5.3   Friedensschaffende Operationen mit Regierungsbefugnissen nach Konflikten
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Sicherheit ist die dringendste Priorität. In 
Sierra Leone hat sich Großbritannien dazu ver-
pflichtet, eine Sicherheitsgarantie auf 15 bis 25 
Jahre, also „über den Horizont hinaus“, abzuge-
ben und so zur Schaffung der Voraussetzungen 
für die Entwicklung nationaler Institutionen bei-
zutragen. Geberförderung hilft ein Programm zu 
finanzieren, mit dem Ex-Kombattanten in eine 
zukünftige nationale Sicherheitstruppe integriert 
und erneut ausgebildet werden. Im Gegensatz dazu 
steht das Friedensabkommen im benachbarten Li-
beria immer noch auf wackeligen Füssen. Hier ist 
eine weniger vollständige Entwaffnung erfolgt. 
Und in Teilen des Landes herrscht nach wie vor 
Unsicherheit. Für Sierra Leone stellt sich die Her-
ausforderung, durch eine langfristige nationale 
Strategie für wirtschaftliche Wiederherstellung 
und den Aufbau rechenschaftspflichtiger Institu-
tionen von der wiederhergestellten Sicherheit zur 
nächsten Phase zu finden – dem Wiederaufbau. 
Die Herausforderung für Liberia ist hingegen zu-
nächst, von der Sicherheit her die Voraussetzun-
gen für einen Wiederaufbau zu schaffen.

Die Schaffung eines wirksamen Schutzschildes 
für die Entwicklung der menschlichen Sicherheit ist 
der erste Schritt auf dem Weg zum Wiederaufbau. 
Für diesen Schritt muss eine finanzielle Verpflich-
tung eingegangen werden – doch diese Verpflich-
tung lohnt sich enorm, denn sie rettet Leben und 
bringt wirtschaftliche Gewinne. Einer Schätzung 
zufolge betragen die Kosten des militärischen Ein-
greifens Großbritanniens in Sierra Leone 397 Mil-
lionen US-Dollar im Jahr für einen Zeitraum von 
zehn Jahren – die Rendite daraus wird jedoch auf 
rund 33 Milliarden US-Dollar, also mehr als das 
Achtfache der Investition, geschätzt. Über die un-
mittelbare Herstellung von Sicherheit hinaus stellt 
die Aufgabe der Wiederherstellung bzw. des Wie-
deraufbaus von Institutionen, die in der Lage sind, 
auf lange Sicht den Frieden und die Entwicklung zu 
überwachen, eine große Herausforderung dar.

Die Vereinten Nationen haben bei der Errich-
tung oder Stärkung staatlicher Institutionen eine 
zunehmend wichtigere Rolle übernommen – die 
Zuständigkeit für die Durchführung von Wahlen 
und die Bereitstellung von polizeilichem Personal 
(Tabelle 5.3). Übergangsverwaltungen unter der 

Federführung der Vereinten Nationen – wie in Bos-
nien-Herzegowina – sind zwar immer noch eher die 
Ausnahme als die Regel, doch die Herausforderung 
beim Wiederaufbau ist dieselbe: der Aufbau eines 
funktionsfähigen Staates, der die Grundversorgung 
der Bürger gewährleisten kann und sichere Bedin-
gungen für Entwicklung schafft.

Seit 1990 hat man viel über die Bedingungen 
hinzugelernt, unter denen ein Wiederaufbau keinen 
Rahmen für Gesundung bieten kann. Der Aufbau 
des Friedens nach einem Konflikt ist eine komplexe 
Aufgabe, die anhaltendes Engagement verlangt. 
Damit sie Erfolg haben kann, muss den zugrunde 
liegenden Ursachen des Konflikts begegnet werden 
und es müssen Institutionen geschaffen werden, 
die von allen Seiten als legitim anerkannt werden. 
Es gibt keine Patentrezepte. Die Erfahrung zeigt 
jedoch auf, woran die Herausforderung scheitern 
kann: an mangelnder strategischer und institutio-
neller Klarheit oder an der fehlenden Bereitschaft 
der internationalen Gemeinschaft, sich langfristig 
für den Aufbau eines Staates zu engagieren.67  

Internationale Interventionen erfordern eine 
strategische Klarheit in der Zielsetzung. In Ostti-
mor war Unabhängigkeit das anerkannte Ziel. Im 
Gegensatz dazu lässt sich der gewünschte Endzu-
stand im Kosovo schwerer bestimmen. Im Mandat 
war nie vorgegeben, ob Kosovo unabhängig werden 
oder eine autonome Provinz von Serbien und Mon-
tenegro bleiben würde. Daraus resultierte Unklar-
heit über die jeweiligen Rollen der einzelnen Betei-
ligten am Wiederaufbau: Kosovaren, Serben und 
Montenegriner sowie internationale Institutionen. 
Im Bericht des Ausschusses zu den UN-Friedens-
operationen für das Jahr 2000 wird offen zum Aus-
druck gebracht, dass keine Missionen stattfinden 
sollten, für die keine klaren Mandate und adäqua-
ten Mittel vorhanden sind.68 

Die Probleme der Koordination von Institu-
tionen und der Kohärenz in der Politik vergrößern 
sich in Situationen nach Konflikten. Zu Koordi-
nationsproblemen kommt es, wenn verschiedene 
Organisationen dieselben Ziele verfolgen. Kohä-
renzprobleme entstehen, wenn verschiedene Or-
ganisationen unterschiedliche Ziele verfolgen, die 
von Sicherheit über humanitäre Hilfe bis hin zu 
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Entwicklung reichen können. Auf der operativen 
Ebene untergräbt Uneindeutigkeit die Kette von 
Befehl und Gehorsam. Für die internationalen Ak-
teure entstehen Koordinationsprobleme zwischen 
der Zivilverwaltung (die von den Vereinten Natio-
nen oder der Landesregierung geführt wird) einer-
seits und dem Militär, das eine eigene Komman-
dostruktur hat (beispielsweise die UN-Truppe für 
Kosovo – KFOR – und die internationale Sicher-
heitsunterstützungstruppe – ISAF – in Afghani-
stan). Da die Vereinten Nationen keinen Krieg füh-
ren dürfen, lässt sich eine einheitliche Befehlskette 
nur erreichen, wenn der politische Prozess mit dem 
der Entwicklungshilfe abgestimmt wird. In den 
1990er Jahren nannte man dies „Peace-Building“; 
es wurde jedoch keine zusätzliche institutionelle 
Kapazität geschaffen, um eine Politik zu entwerfen 
oder die Operationen zu beaufsichtigen.

Der Herausforderung des Wiederaufbaus 
nach Konflikten kann begegnet werden, indem 
man zwei Kernziele in den Blickpunkt stellt: 
Gewährleistung physischer Sicherheit der Zi-
vilbevölkerung und Bereitstellung angemesse-
ner Finanzierung sowohl für schnelle Eingriffe 
als auch langfristige Hilfszusagen.

Jede internationale oder regionale Interven-
tion muss den Schutz und die Sicherheit der Zi-
vilbevölkerung gewährleisten. Dazu müssen die 

Friedenstruppen die politische und materielle 
Unterstützung erhalten, die sie zum Schutz der 
gefährdeten Bevölkerung benötigen. Eine un-
abhängige Untersuchung über Ruanda kam zu 
dem Schluss, dass allein schon die Anwesenheit 
einer Friedenstruppe die Erwartung aufkom-
men lässt, dass sie die Zivilbevölkerung schützen 
wird, ob sie nun ein Mandat dazu hat oder nicht. 
Der Schutz der Zivilbevölkerung verlangt, dass 
der Finanzierung zur Aufrechterhaltung von 
Recht und Ordnung sowie der Verbesserung der 
demokratischen Führung der Sicherheitskräfte 
Priorität eingeräumt wird.69 

Finanzielle Zusagen sind von entscheiden-
der Bedeutung, um den Herausforderungen 
gewaltsamen Konflikts begegnen zu können, 
schon bevor Gewalt die Oberhand gewinnt und 
auch, nachdem ein Frieden geschlossen wurde. 
Rechtzeitige finanzielle Unterstützung kann 
den Behörden dabei helfen, Dienstleistungen 
zu erbringen, die von der Bevölkerung wertge-
schätzt werden, und damit die Motivation für 
einen Konflikt senken. Das Problem dabei ist, 
dass die Finanzierung des Wiederaufbaus zu 
fragmentiert ist. Auf einen Friedensschluss folgt 
typischerweise eine Woge der Hilfsbereitschaft, 
die aber schnell wieder zum Erliegen kommt und 
große Lücken in der Kapazität des Staats zur Si-
cherung der Grundversorgung hinterlässt.

Der Übergang von krieg über Frieden hin zu Sicherheit

Ein hohes Maß an ausländischer Hilfe ist keine 
Garantie für einen problemlosen Übergang zu 
Wiederaufbau, Wiederaufschwung der Wirt-
schaft und größerer Autarkie. Einige Länder 
erhalten nach einem Konflikt außergewöhnlich 
hohe Zuwendungen pro Kopf, während viele 
andere nicht dazu in der Lage sind, die Friedens-
dividende in einen Ausstieg aus der Abhängig-
keit von Hilfe umzumünzen. Ein ständig wie-
derkehrendes Thema scheint die zu schwache 
Antwort des Privatsektors auf Frieden zu sein.

Bosnien-Herzegowina ist ein extremes Bei-
spiel dafür, wie sich die Abhängigkeit von Hilfe 
in die Länge ziehen und dabei nur begrenzter 
Fortschritt in Richtung auf einen wirtschaft-
lichen Wiederaufschwung erzielt wird. In den 
zwei Jahren nach dem Daytoner Friedensab-
kommen von 1995 stieg die Entwicklungs-
hilfe pro Kopf auf 245 US-Dollar, und ist auch 
heute noch mit 138 US-Dollar eine der höch-
sten der Welt. Diese riesige Welle der Hilfe hat 
Wirtschaftswachstum geschaffen, doch die  
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Investitionen des Privatsektors haben keinen 
Sprung nach vorne gemacht. Dies spielt nicht 
nur wegen der hohen Arbeitslosigkeit eine Rolle, 
sondern auch wegen der kritischen Bedeutung 
des Privatsektors für die Übernahme von Funk-
tionen, die durch die Hilfe finanziert werden.

Der Fall Nicaragua kann dazu dienen, das 
Problem nochmals zu veranschaulichen. In den 
1980er Jahren führte dort der Bürgerkrieg zur 
weitgehenden Zerstörung der wirtschaftlichen 
und sozialen Infrastruktur. Als 1990 das Frie-
densabkommen abgeschlossen wurde, lag die 
Inflation bei über 13.000 Prozent, das Haus-
haltsdefizit betrug 20 Prozent des BIP und die 
Militärausgaben verschlangen 40 Prozent des 
Staatsetats. Innerhalb eines Jahres war die Infla-
tion unter Kontrolle und die Militärausgaben 
waren auf die Hälfte gekürzt worden. In den 
1990er Jahren fand dennoch nur in begrenztem 
Maße ein wirtschaftlicher Wiederaufschwung 
statt – das Pro-Kopf-Einkommen stieg um we-
niger als ein Prozent im Jahr. Wie Bosnien-Her-
zegowina, so ist auch Nicaragua weiterhin stark 
von der Entwicklungshilfe abhängig, die derzeit 
152 US-Dollar pro Kopf beträgt.

In der Stagnation der Wirtschaft bei einer 
gleichzeitig hohen Entwicklungshilfe pro Kopf 
kommt die schwache Reaktion des Privatsek-
tors zum Ausdruck. Doch woran liegt es, dass 
– im krassen Gegenteil zum Nachkriegseuropa 
– auch große Zuströme von Hilfe manchmal 
keinen Wiederaufschwung der Handelsmärkte 
stimulieren können?

Teil des Problems scheint zu sein, dass Ge-
walt ein Erbe zurücklässt, das aus stark zersplit-
terten kommerziellen Netzwerken, Vertrauens-
schwund und geschwächten Marktinstitutionen 
besteht. Die chronische Unsicherheit, von der 
Konfliktsituationen geprägt sind, kann in die 
Friedenszeit hinübergreifen, was zu einem sub-
optimalen Investitionsgefüge führt. Beispiels-
weise kann die Angst vor zukünftiger Unsicher-
heit bewirken, dass kurzfristige Investitionen mit 
hoher Rendite bevorzugt werden anstelle der län-
gerfristigen Investitionen, von denen ein nach-
haltiger Aufschwung und die Schaffung von Ar-

beitsplätzen abhängen. Die Aussichten auf einen 
großangelegten Aufschwung sinken damit. Dies 
gilt auch für die Steuerbasis, die ja grundlegende 
Voraussetzung dafür ist, dass die Abhängigkeit 
von Hilfe verringert wird und die Versorgung 
mit Grundleistungen gewährleistet ist.70

Andere Hemmnisse für den Wiederauf-
schwung des Privatsektors können ebenfalls 
zutage treten. In Nicaragua kann die schlechte 
Leistungsbilanz des Privatsektors teilweise dar-
auf zurückgeführt werden, dass Unklarheit über 
die Stabilität der Regierung herrscht, und damit 
auch über den weiteren Verlauf der Politik in 
Bezug auf Zinsraten, öffentliche Ausgaben und 
Inflation. Hinzu kommt, dass in dem Klima 
nach einem Konflikt eine verfehlte Politik und 
schwache Institutionen die Auswirkungen ge-
ringen Vertrauens in den Staat stärk vergrößern 
können. In Bosnien-Herzegowina schlägt sich 
das ungünstige Wirtschaftsklima in zahlreichen 
Indikatoren nieder. So kostet beispielsweise die 
Eintragung einer Firma 52 Prozent eines durch-
schnittlichen Monatseinkommens, im Vergleich 
zu 38 Prozent in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen. Außerdem dauert es im 
Schnitt 630 Tage, bis man vertragliche Forderun-
gen gerichtlich gelten machen kann – doppelt so 
lange wie in Afrika südlich der Sahara. Der for-
melle Bankensektor kommt für einen verhältnis-
mäßig viel geringeren Anteil an Inlandsdarlehen 
auf als im Durchschnitt der Länder mit niedri-
gem Einkommen. Jeder dieser Umstände weist 
auf eine Kombination von geringem Vertrauen, 
schwachen Institutionen, verfehlter Politik and 
Angst vor zukünftiger Unsicherheit hin.

Die langsame Auszahlung von Hilfe kann 
ebenfalls den Wiederaufschwung des Privatsek-
tors verzögern. Länder, die versuchen, sich von 
einem Konflikt zu erholen, sehen sich einer ent-
mutigenden Fülle von Schwierigkeiten gegen-
über. Die Agenda des Wiederaufbaus umfasst: 
die Herstellung des Friedens, die Sicherung poli-
tischer Stabilität, die Wiederherstellung grund-
legender Funktionen der staatlichen Verwaltung, 
die Wiederansiedlung von Flüchtlingen und die 
Wiederherstellung der sozialen und wirtschaftli-
chen Infrastruktur. Durch große Zuströme von 
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Hilfe hat man es plötzlich mit einer Vielzahl 
von Akteuren zu tun: multilateralen Gebern, 
bilateralen Gebern und Nicht-Regierungsor-
ganisationen. Unterdessen stellen schwache 
staatliche Strukturen und ein Mangel an Koor-
dination ein Hindernis dafür dar, dass sich die 
Wirtschaft wirksam erholen kann.

Verschiedene Komponenten eines „integrier-
ten“ friedensstiftenden Programms werden aus 
verschiedenen Quellen finanziert. Die Geber lei-
sten festgesetzte Beiträge (in Prozent ihres Brut-
tonationaleinkommens) für Friedensoperationen 
und freiwillige Beiträge an andere UN-Fachorga-
nisationen wie dem UNDP und dem UN-Flücht-
lingshochkommissar. Doch Mehrfachkriterien 
für das Berichtswesen und fehlende Harmoni-
sierung können die Freigabe von Mitteln in der 
kritischen Phase direkt nach einem Konflikt 
verzögern und damit den Wiederaufbau der In-
frastruktur hemmen, die zur Förderung privater 
Investitionen erforderlich ist.

Die Bestrebungen gehen dahin, Probleme 
des Wiederaufbaus in einem vereinheitlichten 
Rahmen anzugehen. Das UNDP, die UN-Ent-
wicklungsgruppe und die Weltbank haben be-
reits Richtlinien für die Bedarfsermittlung nach 
Konflikten entwickelt, die in vorläufige Ergeb-
nismatrizen eingeflossen sind. Derartige vorläu-
fige Ergebnismatrizen sind das Äquivalent von 
Strategien zur Armutsreduzierung für fragile 
Staaten und Staaten nach einem Konflikt, in 
denen der Entwicklung von Kapazität die erste 
Priorität zukommt. Sie werden bereits in fünf 
fragilen Staaten eingesetzt: der Zentralafrikani-
schen Republik, Haiti, Liberia, dem Sudan und 
Timor-Leste. Beim Wiederaufbau im Irak über-
trägt ein neuer Cluster-Ansatz jeder UN-Orga-
nisation die Zuständigkeit für einen bestimmten 
Sektor. Dies gewährleistet, dass die Organisa-
tionen auf dem Gebiet tätig werden, auf dem 
sie über Kompetenz verfügen, und verhindert 
gleichzeitig eine Duplizierung der Aufgaben.

Im Bericht der Hochrangigen Gruppe des 
UN-Generalsekretärs für Bedrohungen, Her-
ausforderungen und Wandel wurde vorgeschla-
gen, noch einen Schritt weiter zu gehen. Darin 

wird für die Einrichtung einer zwischenstaatli-
chen Kommission für Friedenskonsolidierung 
plädiert – ein Vorschlag, der auch in dem Be-
richt des Generalsekretärs In Größerer Freiheit 
gutgeheißen wird. Falls diese Kommission ein-
gerichtet wird, würde sie nachrangig dem Si-
cherheitsrat und dem Wirtschafts- und Sozial-
rat (ECOSOC) unterstehen. Der Vorschlag ist 
kühn. Der größte Nutzen einer solchen Kom-
mission läge darin, dass sie die drei wichtigsten 
Dimensionen der Wiederaufbauaktivitäten 
– Mandat, Organisationen und Operationen 
– überspannen, alle Tätigkeiten von der Be-
schaffung bis hin zur Auszahlung der Mittel 
koordinieren und regelmäßig die Zielerreichung 
überprüfen würde.

Eine zentrale Herausforderung für die 
Kommission wäre, die Bedingungen zu ermit-
teln, unter denen der Wiederaufschwung des 
Privatsektors helfen kann, die Abhängigkeit 
von Entwicklungshilfe zu verringern. Patent-
rezepte helfen hier kaum weiter, denn jeder 
Konflikt hat einen anderen Hintergrund und 
erzeugt eine andere Problemlage. Neue Heran-
gehensweisen müssen erkundet werden, unter 
anderem der Einsatz öffentlicher Mittel oder 
öffentlicher Kreditgarantien, um das Risiko 
für private Investitionen zu senken und An-
reize zu schaffen. Die Entwicklungshilfe kann 
außerdem dazu genutzt werden, öffentlich-pri-
vate Partnerschaften bei der Erbringung von 
Dienstleistungen zu fördern. Am wichtigsten 
vielleicht ist aber die Entwicklung von Strate-
gien zur Wiederherstellung der Institutionen 
und des Vertrauens, auf dem Investitionen im 
Privatsektor beruhen.

All dies macht hochentwickelte und ganz-
heitliche Strategien für den Wiederaufschwung 
nach einem Konflikt erforderlich. In verschiede-
nen Phasen dieses Wiederaufschwungs müsste 
eine Unterstützung durch Entwicklungshilfe 
und eine geeignete Förderpolitik erfolgen. Der 
Ablauf wäre von einem humanitären Schwer-
punkt in der Zeit unmittelbar nach einem Krieg 
über einen Ansatz, der private Investitionen be-
günstigt hin zur Bündelung der Risiken in den 
späteren Phasen des Wiederaufschwungs.
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Die Millenniums-Entwicklungsziele haben 
zwar den Fortschritt in Richtung auf die Frei-
heit von Mangel in den Blickpunkt gestellt, 
doch die Welt bedarf immer noch einer einheit-
lichen Agenda zur Ausweitung der Freiheit von 
Angst. Wie in dem Bericht des UN-Generalse-
kretärs über die Reform der Vereinten Nationen 
ausgeführt wird, besteht ein dringender Bedarf 
nach einer Neudefinition des Sicherheitsbe-
griffs. Wenn Sicherheit zu eng, nur als Bedro-
hung durch Terrorismus definiert wird, fordert 
dies militärische Maßnahmen heraus, die nichts 
zur kollektiven Sicherheit beitragen. Benötigt 
wird ein Rahmen für die Sicherheit, in dem 
eingestanden wird, dass Armut, sozialer Zerfall 
und ziviler Konflikt die Kernbestandteile der 
Bedrohung globaler Sicherheit sind – und die 
Welt muss entsprechende Maßnahmen gegen 
diese Bedrohung ergreifen.

Kollektive Sicherheit ist kein abstraktes 
Konzept. Sie erfasst die fundamentale Realität 
der Bedrohungen, denen sich Regierungen ge-
genübersehen, wenn sie sich um die Schaffung 
menschlicher Sicherheit bemühen. Wie im Be-
richt der Hochrangigen Gruppe des UN-Ge-
neralsekretärs für Bedrohungen, Herausforde-
rungen und Wandel eindrucksvoll dargelegt ist, 
sind die Bedrohungen von heute nicht auf Lan-
desgrenzen beschränkt. Wenn Staaten scheitern 
und wenn in irgendeinem Land ein gewaltsamer 
Konflikt ausbricht, entstehen unsichere Bedin-
gungen in anderen Ländern. Daher kann kein 
Staat mehr Sicherheit auf eigene Faust erreichen. 
Die Schaffung kollektiver Sicherheit verlangt 
ein Handeln auf breiter Linie, von Konventio-
nen über das direkte Angehen der Bedrohung, 
wie sie der globale Terrorismus und Atomwaf-
fen darstellen, bis hin zu Fortschritten bei der 
Armutsreduzierung. Investitionen in gerechte 
Entwicklung – bei Wirtschaftswachstum, Ar-
beitsplätzen und menschlicher Sicherheit – sind 
weiterhin der Schlüssel für die Vermeidung von 
Konflikten.

Folgende Maßnahmen müssen vorrangig er-
griffen werden, damit die Welt dem Strudel des 
Verderbens entkommen kann, in den sie Kon-
flikt und Unterentwicklung gerissen hat:

• Die Vermeidung gewaltsamer Konflikte in 
den Mittelpunkt der Planung zur Armutsre-
duzierung stellen. Alle Regierungen, Geber, 
Finanzinstitutionen und die Vereinten Na-
tionen sollten umfassende Gefährdungs-
analysen durchführen, um beurteilen zu 
können, wie eine bestimmte Politik sich auf 
Konflikte auswirkt. Diese Untersuchungen 
sollten das Augenmerk auf die Risiken rich-
ten, die mit neu zu Ende gegangenen oder 
weiterbestehenden Konflikten verbunden 
sind, sowie auf potenzielle Risiken, die mit 
der ungleichen Verteilung des Nutzens aus 
der Entwicklung zusammenhängen.

• Einen „New Deal“ der Entwicklungshilfe 
abschließen. Es ist nicht gerechtfertigt, kon-
fliktträchtigen Staaten oder Staaten, die 
einen Konflikt hinter sich haben, Entwick-
lungshilfe zu verwehren. Dies wäre schlecht 
für die menschliche Sicherheit in den betrof-
fenen Ländern – und schlecht für die glo-
bale Sicherheit. Als Teil der weitergehenden 
Zusage, die Zielvorgabe eines Anteils der 
Entwicklungshilfe von 0,7 Prozent am Brut-
tonationaleinkommen zu erreichen, sollten 
Geber sich einer größeren Hilfeanstrengung 
verschreiben, bei der die Hilfe durch lang-
fristige finanzielle Zusagen berechenbarer 
wird. Die Geber sollten die Bedingungen 
für die Zuweisung von Entwicklungshilfe-
mitteln wie auch ihre Gründe für die Ver-
ringerung von Investitionen in konflikt-
trächtigen Ländern stärker offenlegen.

• Die Märkte für „Konfliktressourcen“ be-
schränken. Es muss dringend etwas unter-
nommen werden, um die Verbindungen 
zwischen gewaltsamem Konflikt und natür-
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lichen Ressourcen zu schwächen. Ein erster 
Schritt wäre die Einrichtung einer Ständi-
gen Expertenkommission beim UN-Sicher-
heitsrat, um diese Verbindungen im Auge zu 
behalten. Der zweite Schritt wäre, rechtliche 
Instrumente und Zertifikationsmodelle zu 
schaffen, um den Handel mit Konfliktres-
sourcen zu unterbinden, wobei auf beste-
henden Initiativen bezüglich Diamanten 
und Nutzholz aufgebaut werden kann. Pro-
blematisch ist, dass es noch keine klaren 
Kriterien zur Definition von „Konfliktres-
sourcen“ gibt. Auch die Beschränkung des 
Verkaufs solcher Ressourcen ist ein Problem. 
Zur Behebung dieser Probleme sind als drit-
ter Teilschritt effektive Sanktionen erforder-
lich. Der Bericht der Hochrangigen Gruppe 
des UN-Generalsekretärs für Bedrohungen, 
Herausforderungen und Wandel hat eine 
Reihe von Maßnahmen festgelegt, um den 
bestehenden Sanktionen mehr Nachdruck 
zu verleihen.71 Zu diesen Maßnahmen ge-
hört die Einrichtung eines höheren Amtes 
bei den Vereinten Nationen und ein wirk-
samer Mechanismus, um den Handel mit 
Konfliktressourcen zu beobachten und es 
dem UN-Generalsekretär zu ermöglichen, 
dem Sicherheitsrat gegenüber konkrete 
Empfehlungen zu Sanktionen und über 
die Einhaltung der Vorgaben abzugeben. 
Der Sicherheitsrat seinerseits muss bei der 
Verhängung sekundärer Sanktionen gegen 
Länder, die als Sanktionsbrecher auftreten, 
mehr Entschlossenheit an den Tag legen.

• Unternehmen zur Transparenz ermutigen. 
Mangelnde Transparenz bei der Rechen-
schaft für die natürlichen Reichtümer und 
die Verteilung des Nutzens, den diese abwer-
fen, ist selbst eine wichtige Quelle gewalt-
samen Konflikts. Sie ist außerdem sowohl 
Symptom als auch Ursache einer schwachen 
Staats- und Regierungsführung. Die inter-
nationale Gemeinschaft könnte weit mehr 
tun, um die Transparenz der Zahlungen 
zu erhöhen. Sie müsste beim Berichtswesen 
höhere Standards anlegen und bestehende 
Initiativen, beispielsweise die Initiative für 
Transparenz in der Grundstoffindustrie, mit 

Sanktionsmöglichkeiten ausstatten. Natür-
lich sollten die Regierungen von Entwick-
lungsländern ihren eigenen Bürgern auf 
transparente Art und Weise über die Ein-
nahmeflüsse Bericht erstatten – aber viele 
tun dies systematisch nicht. Ein wirksame-
res internationales Handeln könnte aber 
die richtigen Anreize schaffen – und für die 
Unternehmen, die mit den Regierungen Ge-
schäfte machen, auch Sanktionen. Die von 
Großbritannien eingesetzte Kommission 
für Afrika schlug deshalb eine internatio-
nale Rahmenregelung vor, die die Untersu-
chung korrupter Praktiken in den Entwick-
lungsländern seitens Unternehmen mit Sitz 
in den Industrieländern erleichtert. Hier-
durch würden rechtlichen Risiken erhöht, 
die mit außerhaushaltlichen und undoku-
mentierten Tätigkeiten verbunden sind.

• Den Zustrom von Kleinwaffen unterbrechen. 
Die in diesem Kapitel erwähnten Waffen-
kontrollvereinbarungen reichen nicht aus. 
Während der Krise in Darfur sind weiter-
hin Waffen in den Sudan geflossen. An-
derswo gibt einen ständigen Zustrom von 
Kleinwaffen in Gebiete, die von gewaltsa-
men Konflikten und staatlicher Repression 
geprägt sind. Einige der größten Exporteure 
der Waffen, die schlussendlich unschuldi-
gen Menschen in den ärmsten Ländern der 
Welt das Leben kosten, gehören den G8 
oder der Europäischen Union an. Viele die-
ser Staaten haben nur schwache Kontrollen 
für Waffenvermittlungsgeschäfte, Transit-
handel und die nicht territorial gebunde-
nen Aktivitäten von Waffenhändlern und 
können sogar die bestehenden Vorschrif-
ten kaum durchsetzen. Die UN-Kleinwaf-
fenkonferenz, die 2006 stattfindet, bietet 
die Chance, ein umfassendes Abkommen 
zum Waffenhandel zu verabschieden, um 
die Märkte zu regulieren und Lieferungen 
in Gebiete, in denen gewaltsame Konflikte 
stattfinden, zu unterbinden. Dieses Abkom-
men sollte einen generellen internationalen 
Mechanismus vorsehen, um Waffentrans-
fers in Gebiete zu verhindern, die von ge-
waltsamen Konflikten, Menschenrechts-
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verletzungen oder Terrorismus geprägt 
sind. Es sollte auch einen internationalen 
Rechtsmechanismus schaffen, um Vermitt-
lungsgeschäften für die Belieferung solcher 
Gebiete einen Riegel vorzuschieben.

• Die regionale Kapazität stärken. Eine so-
fortige Priorität ist die Entwicklung einer 
voll funktionsfähigen Einsatztruppe der 
Afrikanischen Union, wofür finanzielle, 
technische und logistische Unterstützung 
zu leisten ist. Die Geber sollten sich dar-
auf einigen, 70-80 Prozent des Friedens-
fonds der Afrikanischen Union von 2005 
zu finanzieren, wobei Mitglieder der Afri-
kanischen Union im Laufe der Zeit mehr 
Ressourcen mobilisieren sollten. Zusätzlich 
zu dieser Kapazität besteht ein Bedarf zum 
viel häufigeren Einsatz von Frühwarnsyste-
men, wobei die Überwachungstätigkeit in 
Handeln münden muss. Obwohl sich die 
Akteure je nach Region ändern, würde dies 
eine globale Partnerschaft zwischen Institu-
tionen wie der OSZE, die bereits ein aus-
gedehntes Frühwarnsystem entwickelt hat, 
anderen regionalen Organen und Nicht-Re-
gierungsorganisationen erfordern.

• Den Wiederaufbau nach Konflikten fi-
nanzieren. Die Hochrangige Gruppe des 
UN-Generalsekretärs für Bedrohungen, 
Herausforderungen und Wandel hat eine 
internationale Kommission zur Friedens-
konsolidierung gefordert, um einen stra-
tegischen Rahmen für eine ganzheitliche 
Herangehensweise an kollektive Sicherheit 
zu schaffen. Als Bestandteil dieser Herange-
hensweise sollte ein globaler Fonds geschaf-
fen werden, um die Hilfe, die unmittelbar 
nach einem Konflikt geleistet wird, sowie 
den Übergang zu einem auf lange Sicht an-
gelegten Wiederaufbau in berechenbarer 
Weise zu finanzieren. Die Kommission hat 
empfohlen, einen mit 250 Millionen US-
Dollar ausgestatteten Fonds zum Peace-
Building einzurichten. Der Fonds wäre in 
der Lage, kurzfristig Finanzmittel zur Ver-
fügung zu stellen, um es Regierungen zu er-

möglichen, ihren unmittelbaren Verpflich-
tungen zur Bezahlung der Mitarbeiter des 
öffentlichen Dienstes und zur Grundversor-
gung mit Dienstleistungen nachzukommen. 
Er würde außerdem der langfristigen Finan-
zierung des Wiederaufbaus dienen. Parallel 
dazu wäre es sehr sinnvoll, den Fonds der 
Weltbank für Länder nach einem Konflikt 
aufzustocken. Die von Großbritannien ein-
gesetzte Kommission für Afrika hat dazu 
aufgerufen, die Mittel stufenweise über drei 
Jahre hinweg von bislang 30 auf 60 Millio-
nen US-Dollar im Jahr zu erhöhen. Auch 
Schuldenerlässe werden eine entscheidende 
Rolle spielen. Gemeinsames Merkmal vie-
ler Länder, die einen Konflikt hinter sich 
haben – u.a. die Demokratische Republik 
Kongo, Liberia und Sierra Leone – sind ihre 
hohen Zahlungsrückstände an multilaterale 
Organisationen. Eine hohe Belastung aus 
dem Schuldendienst und die durch die Zah-
lungsrückstände gestörte Beziehung zu den 
Gebern sind Argumente für einen beschleu-
nigten Schuldenerlass. In Ergänzung zu er-
höhten Mittelzuweisungen müssen Geber 
ein strategisches Umfeld für einen Wieder-
aufschwung schaffen, in dem sie sich lang-
fristig dem Wiederaufbau verschreiben.

Es gibt kein Patentrezept zur Vermeidung 
oder Beilegung von gewaltsamen Konflikten. 
Ohne eine sehr viel größere und wirksamere 
Zusammenarbeit kann die internationale Ge-
meinschaft bei der Bewältigung gewaltsamer 
Konflikte weder die Menschenrechte bewahren 
noch mehr kollektive Sicherheit schaffen und 
die Millenniums-Entwicklungsziele erreichen. 
Die Gefahr, die von gewaltsamen Konflikten 
ausgeht, muss unbedingt in den Mittelpunkt 
der Entwicklungsagenda gestellt werden, nicht 
nur um heute Leben zu retten, sondern auch um 
uns die Kosten für humanitäre Hilfe, Friedens-
missionen und Wiederaufbau zu sparen, die 
in der Zukunft auf uns zukommen – und die 
globale Bedrohung zu verringern, die von man-
gelnden Fortschritten bei der menschlichen Si-
cherheit ausgeht.
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Anleitung	für	den	Leser

Indikatorentabellen zur  
menschlichen Entwicklung
Die Indikatorentabellen zur menschlichen Ent-
wicklung stellen eine Gesamtbewertung der Er-
rungenschaften eines Landes in verschiedenen 
Bereichen der menschlichen Entwicklung dar. 
Viele der Indikatoren für die Millenniums-Ent-
wicklungsziele sind in diese Tabellen eingeflossen 
(siehe Index der Indikatoren und Index der Indika-
toren für die Millenniums-Entwicklungsziele in den 
Indikatorentabellen). Die mit diesen Indikatoren 
verknüpften Daten bieten einen statistischen Be-
zugsrahmen für die Einschätzung der Fortschritte, 
die in den einzelnen Ländern in Richtung auf die 
Millenniums-Entwicklungsziele und deren Ziel-
vorgaben erreicht wurden.  

Die Haupttabellen sind nach Themen geordnet, 
die aus den Lauftiteln im Kopf der einzelnen Tabel-
len hervorgehen. Die Tabellen enthalten Daten für 
175 UN-Mitgliedstaaten sowie Hongkong, China 
(SAR) und die Besetzten Palästinensischen Ge-
biete, also für alle diejenigen, für die eine Berech-
nung des Indexes für menschliche Entwicklung 
(HDI) möglich ist. Wegen fehlender Daten sind 
16 UN-Mitgliedstaaten nicht in den diesjährigen 
HDI einbezogen. Die grundlegenden Indikatoren 
der menschlichen Entwicklung in diesen Ländern 
werden in Tabelle 33 aufgeführt. 

In den Tabellen werden Länder und Gebiete 
nach ihrem HDI-Wert in absteigender Ordnung 
eingestuft. Der Länderschlüssel auf der letzten 
Seite dieses Berichts, in dem diese alphabetisch mit 
ihrem HDI-Rang aufgeführt sind, erleichtert das 
Auffinden einzelner Länder in den Tabellen.

Die meisten Daten in den Tabellen beziehen 
sich auf das Jahr 2003. Es sind, soweit nicht anders  
angegeben, diejenigen Daten, die dem Büro für den 

Bericht über die menschliche Entwicklung zum  
16. Mai 2005 zugänglich waren.

Quellen und Definitionen
Das Büro für den Bericht über die menschliche Ent-
wicklung erhebt weniger Statistiken als dass es diese 
verarbeitet. Es ist deshalb auf internationale Daten-
organisationen angewiesen, die über die Ressourcen 
und das Fachwissen verfügen, um auf internationa-
ler Ebene Daten in Bezug auf spezifische statistische 
Indikatoren sammeln und erfassen zu können. Die 
Quellen aller für die Erstellung der Indikatoren-
tabellen benutzten Daten werden am Ende jeder 
Tabelle in Kurzform angegeben. Die Angaben ent-
sprechen den vollständigen Angaben im Abschnitt 
Statistische Primärquellen. Wenn eine Organisation 
Daten zur Verfügung stellt, die sie von einer anderen 
Quelle übernommen hat, werden in den Fußnoten 
zur Tabelle immer beide Quellen angegeben. Wenn 
jedoch auf der Arbeit vieler Anderer aufgebaut 
wurde, so wird nur die allerletzte Quelle genannt. 
Die Quellenangaben enthalten außerdem die origi-
nalen Datenbestandteile, die in allen Berechnungen 
des Büros für den Bericht über die menschliche Ent-
wicklung zum Einsatz kamen, damit sichergestellt 
ist, dass sämtliche Berechnungen leicht nachvollzo-
gen werden können. 

Indikatoren, die knapp und sinnvoll defi-
niert werden können, sind unter Definitionen 
statistischer Begriffe aufgeführt. Alle anderen 
sachdienlichen Informationen können den 
Fußnoten am Ende jeder Tabelle entnommen 
werden. Ausführlichere technische Informatio-
nen zu diesen Indikatoren finden sich auf den 
entsprechenden Webseiten der als Datenquel-
len herangezogenen Organisationen, die auf der 
Webseite des Human Development Report unter 
http://hdr.undp.org/statistics/understanding/
resources.cfm abgerufen werden können.
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Diskrepanzen zwischen nationalen  
und internationalen Schätzungen
Bei der Erarbeitung internationaler Daten-
reihen wenden internationale Datenorganisa-
tionen oft weltweit anerkannte Normen und 
Harmonisierungsverfahren an, um die länder-
übergreifende Vergleichbarkeit zu verbessern. 
Immer dann, wenn die internationalen Daten 
auf einzelstaatlichen Statistiken beruhen, wie 
dies meistens der Fall ist, kann es nötig werden, 
die nationalen Daten anzupassen. Wenn Daten 
für ein bestimmtes Land fehlen, wird die be-
treffende internationale Organisation mögli-
cherweise eine Schätzung erstellen, falls andere 
relevante Informationen zur Verfügung stehen. 
Weil es schwierig ist, die Arbeit nationaler und 
internationaler Datenorganisationen zu koor-
dinieren, kann es vorkommen, dass internatio-
nale Datenreihen nicht die allerneuesten natio-
nalen Daten enthalten. Aufgrund dieser ganzen 
Faktoren können nationale und internationale 
Schätzungen voneinander abweichen (siehe Er-
läuterung zu den Statistiken).

Dieser Bericht hat schon häufig auf solche 
Diskrepanzen hingewiesen. Das Büro für den 
Bericht über die menschliche Entwicklung tritt 
für Verbesserungen bei der internationalen Da-
tenerhebung ein und wirkt bei Bemühungen 
dieser Art aktiv mit. Wenn Abweichungen bei 
den Daten vorkamen, hat es mitgeholfen, eine 
Verbindung zwischen nationalen und interna-
tionalen Datenbehörden herzustellen, um diese 
Diskrepanzen auszuräumen. In vielen Fällen 
hat dies dazu geführt, dass für den Bericht bes-
sere Statistiken verfügbar wurden. Das Büro 
für den Bericht über die menschliche Entwick-
lung bemüht sich darum, durch eine Systemati-
sierung der Berichtsverfahren und der Überwa-
chung der Datenqualität die Übereinstimmung 
der Daten laufend zu verbessern.

Langfristige Vergleichbarkeit
Da internationale Organisationen ihr Da-
tenmaterial regelmäßig überarbeiten, kann es 
sein, dass Statistiken aus verschiedenen Aus-
gaben des Berichts nicht vergleichbar sind. 
Aus diesem Grund rät das Büro für den Be-
richt über die menschliche Entwicklung nach-

drücklich davon ab, auf der Grundlage von 
Daten aus verschiedenen Ausgaben Trend-
analysen herzuleiten. 

Entsprechend sind auch die HDI-Werte 
und -Rangfolgen in den verschiedenen Ausga-
ben des Berichts nicht vergleichbar. In Indikato-
rentabelle 2 (Trends im Index für menschliche 
Entwicklung) findet sich eine Trendanalyse, die 
auf in sich schlüssigen Daten und einer durch-
gängigen Methodik basieren. Die für das Jahr 
2003 neu berechneten HDI-Werte und -Rang-
folgen basieren auf einer Erfassung von Daten 
und Ländern, die mit dem diesjährigen Bericht 
vergleichbar sind. Sie können auf der Webseite 
des Büros für den Bericht über die menschliche 
Entwicklung (http://hdr.undp.org/statistics) 
abgerufen werden.

Länderklassifizierungen
Die einzelnen Länder werden nach vier Katego-
rien klassifiziert: nach dem Stand der mensch-
lichen Entwicklung, nach dem Einkommen, 
nach globalen Hauptgruppen und nach Regio-
nen (siehe Klassifizierung der Länder). Diese 
Bezeichnungen stellen nicht unbedingt ein 
Urteil über den Entwicklungsstand eines be-
stimmten Landes oder Gebiets dar. Der im 
Text und in den Tabellen verwendete Begriff 
Land bezieht sich je nach Maßgabe auf Territo-
rien oder Gebiete.

Klassifizierung in Bezug auf die menschli-
che Entwicklung. Alle Länder, die in den HDI 
einbezogen sind, werden nach ihrer Leistung 
auf dem Gebiet der menschlichen Entwick-
lung in drei Gruppen eingeteilt: Länder mit 
hoher menschlicher Entwicklung (HDI-Wert 
von 0,800 und höher), Länder mit mittlerer 
menschlicher Entwicklung (0,500 bis 0,799) 
und Länder mit niedriger menschlicher Ent-
wicklung (weniger als 0,500).

Klassifizierung nach Einkommen. Alle 
Länder werden unter Heranziehung der Welt-
bankklassifizierung nach Einkommen einge-
stuft: Länder mit hohem Einkommen (Brut-
tonationaleinkommen pro Kopf von 9.386 
US-Dollar oder mehr im Jahr 2003), Länder 
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mit mittlerem Einkommen (766 bis 9.385 US-
Dollar) und Länder mit niedrigem Einkom-
men (765 US-Dollar oder weniger).

Globale Hauptgruppen. Die drei globalen 
Gruppen sind: Entwicklungsländer, Mittel- 
und Osteuropa und die GUS sowie OECD-
Länder. Diese Gruppen schließen sich nicht 
gegenseitig aus. (Würde man an Stelle der 
OECD-Gruppe die Gruppe der OECD-Län-
der mit hohem Einkommen heranziehen und 

sich gegenseitig ausschließende Gruppen ent-
stehen.) Soweit nicht anders angegeben, um-
fasst die Klassifizierung Welt die Gesamtheit 
der 193 erfassten Länder und Gebiete – 191 
UN-Mitgliedstaaten zuzüglich Hongkong, 
China (SAR) und die Besetzten Palästinensi-
schen Gebiete.

Regionale Klassifizierung. Die Entwick-
lungsländer sind in die folgenden Regionen 
weiter unterteilt: Arabische Staaten, Ostasien 
und Pazifik, Lateinamerika und Karibik (ein-
schließlich Mexiko), Südasien, Südeuropa und 
Afrika südlich der Sahara. Diese Klassifizie-
rung entspricht den Regionalbüros des Ent-
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen. 
Eine weitere Gruppe sind die am wenigsten ent-
wickelten Länder gemäß der Definition der Ver-
einten Nationen (UN-OHRLLS 2005).

Zusammenfassende Werte  
und Wachstumsraten
Zusammenfassende Werte. Für die oben be-
schriebenen Kategorien werden immer dann, 
wenn es der Analyse dienlich ist und ausrei-
chende Daten vorliegen, am Ende der Tabellen 
zusammenfassende Werte angegeben. Zusam-
menfassende Werte, die für die gesamte Kate-
gorie gelten, (z.B. für Bevölkerung), sind durch 
ein T gekennzeichnet. Wegen Auf- und Abrun-
dungen summieren sich die Werte für die Unter-
gruppen möglicherweise nicht genau zum Welt-
gesamtwert. Alle anderen zusammenfassenden 
Werte sind gewichtete Durchschnittswerte. 

Im Allgemeinen wird für eine Kategorie 
nur dann ein zusammenfassender Wert ange-

geben, wenn Daten für die Hälfte der Länder 
verfügbar sind und mindestens zwei Drittel 
des verfügbaren Gewichts in dieser Kategorie 
repräsentieren. Das Büro für den Bericht über 
die menschliche Entwicklung ergänzt keine 
fehlenden Daten, um zusammenfassende 
Werte vorlegen zu können. Deshalb repräsen-
tieren die zusammenfassenden Werte für jede 
Kategorie, sofern nicht anders angegeben, nur 
die Länder, für die Daten verfügbar sind, und 
beziehen sich auf das angegebene Jahr oder 
den angegebenen Zeitraum sowie ausschließ-
lich auf Daten, die aus den aufgeführten Pri-
märquellen stammen. Wenn keine geeigneten 
Gewichtungsverfahren verfügbar sind, wer-
den auch keine zusammenfassenden Werte 
angegeben. 

Zusammenfassende Werte für Indizes, 
für Wachstumsraten und für Indikatoren, 
die mehr als einen Zeitpunkt erfassen, basie-
ren nur auf den Ländern, für die Daten für 
alle notwendigen Zeitpunkte vorhanden sind. 
Für die Klassifizierung Welt, die sich nur auf 
die Gesamtheit der 193 erfassten Länder und 
Gebiete bezieht, werden nicht immer zusam-
menfassende Werte angegeben, wenn kein zu-
sammenfassender Wert für eine oder mehrere 
Regionen angegeben ist.

Wegen unterschiedlicher Länderklassifi-
zierung und Methodik stimmen zusammen-
fassende Werte in diesem Bericht nicht immer 
mit denjenigen in anderen Veröffentlichungen 
überein. Wo dies angegeben ist, werden die zu-
sammenfassenden Werte von der Statistikor-
ganisation berechnet, die die Daten für den 
Indikator liefert.

Wachstumsraten. Wachstumsraten für 
mehrere Jahre werden als Raten der durch-
schnittlichen jährlichen Veränderung ausge-
drückt. Bei der Berechnung der Raten durch 
das Büro für den Bericht über die menschliche 
Entwicklung werden nur der Anfangs- und 
Endpunkt des jeweiligen Zeitraums verwen-
det. Die Wachstumsraten für Einjahreszeit-
räume werden als jährliche prozentuale Ver-
änderungen ausgedrückt. 

Südkorea (Korea, Rep.) ausschließen, würden 



	 268	 bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005

Hinweise zu den Ländern
Sofern nicht anders angegeben, sind Hong-
kong, China (SAR), Macau, China (SAR) 
und Taiwan (Provinz Chinas) in den Daten 
für China nicht enthalten. In den meisten Fäl-
len sind die Daten für Eritrea vor 1992 in den 
Daten für Äthiopien enthalten. Die Daten für 
Deutschland beziehen sich auf das wiederver-
einigte Deutschland, sofern nicht anders ange-
geben. Die Daten für Indonesien umfassen bis 
einschließlich 1999 auch Timor-Leste, sofern 
nicht anders angegeben. Die Daten für Jorda-
nien gelten nur für die East Bank. Die Daten 
für den Sudan beruhen häufig auf Informa-
tionen, die im Nordteil des Landes gesammelt 
wurden. Wirtschaftsdaten für Tansania bezie-
hen sich ausschließlich auf das Festland. Und 
Daten für die Republik Jemen gelten ab 1990 
für dieses Land, während die Daten der frühe-
ren Jahre sich auf die Summe der Daten für die 
ehemalige Volksrepublik Jemen und die ehema-
lige Arabische Republik Jemen beziehen. 

Symbole
Überall dort, wo nicht die Ausdrücke jährlich, 
jährliche Rate oder Wachstumsrate verwendet 
werden, zeigt ein Bindestrich zwischen zwei 
Jahren an, dass die Daten in einem der ge-
nannten Jahre erhoben wurden (zum Beispiel 
1995-2000). Ein Schrägstrich zwischen zwei 
Jahren bedeutet, dass es sich, sofern nicht an-
ders angegeben, um einen Durchschnittswert 
für die betreffenden Jahre handelt (zum Bei-
spiel 1998/2001). Folgende Symbole werden 
verwendet:

 .. Keine Daten verfügbar.
 (.) Weniger als die Hälfte der dargestellten Einheit.
 < Weniger als. 

– Nicht zutreffend. 
T Gesamt.

Erläuterungen	zu	Tabelle	1:	Über	den		
diesjährigen	Index	für	menschliche	Entwicklung

Der Index für menschliche Entwicklung (HDI) 
ist ein zusammengesetzter Index für die Mes-
sung der Gesamterrungenschaften in einzelnen 
Ländern in drei grundlegenden Dimensionen 
der menschlichen Entwicklung: ein langes und 
gesundes Leben, gemessen anhand der Lebens-
erwartung bei der Geburt; Bildung, gemessen 
anhand des Alphabetisierungsgrads bei Er-
wachsenen und der kombinierten Bruttoein-
schulungsquote im Primar-, Sekundar- und 
Tertiärbildungsbereich; und ein angemessener 
Lebensstandard, gemessen anhand des Pro-
Kopf-BIPs (Bruttoinlandsprodukt) bei Kauf-
kraftparität (PPP) in US-Dollar. Bei der Zusam-
menstellung des Indexes werden Indikatoren 
verwendet, die derzeit global verfügbar sind, 
und eine einfache und transparente Methodik 
angewendet (siehe Technische Erläuterung 1).

Zwar ist die Begrifflichkeit der menschli-
chen Entwicklung viel breiter angelegt als man 
mit einem einzigen zusammengesetzten Index 
messen könnte. Dennoch bietet der HDI eine 
leistungsfähige Alternative zum Einkommen 
als zusammenfassendem Maßstab für mensch-
liches Wohlergehen. Er ermöglicht den Zugang 
zu den reichhaltigen Informationen, die in den 
nachstehenden Indikatorentabellen zu ver-
schiedensten Aspekten der menschlichen Ent-
wicklung enthalten sind. 

Erfassung der Länder im HDI  
von der Datenlage abhängig
Der in diesem Bericht vorgestellte HDI bezieht 
sich auf das Jahr 2003. Er erfasst 175 UN-Mit-
gliedstaaten sowie Hongkong, China (SAR) 
und die Besetzten Palästinensischen Gebiete. 
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Wegen fehlender Vergleichsdaten können 16 
UN-Mitgliedstaaten nicht in den diesjährigen 
HDI einbezogen werden. Die grundlegenden In-
dikatoren der menschlichen Entwicklung in die-
sen Ländern werden in Tabelle 33 aufgeführt.

Um länderübergreifende Vergleiche zu er-
möglichen, wird der HDI, soweit dies möglich 
ist, auf der Grundlage von Daten berechnet, 
die bei den führenden internationalen Daten-
organisationen zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Berichts vorliegen (siehe unter Wichtige in-
ternationale Datenquellen) Bei einer Reihe von 
Ländern fehlen jedoch Daten dieser Datenor-
ganisationen zu einer oder mehreren der vier 
HDI-Komponenten.

Um dem Wunsch dieser Länder nach Auf-
nahme in die HDI-Tabelle Rechnung zu tra-
gen, und in dem Bestreben, so viele UN-Mit-
gliedstaaten wie möglich einzubeziehen, hat 
das Büro für den Bericht über die menschliche 
Entwicklung in etlichen Fällen besondere An-
strengungen unternommen, um Schätzungen 
aus anderen internationalen, regionalen oder 
nationalen Quellen herabzuziehen, wenn bei 
einem Land für eine oder zwei der HDI-Kom-
ponenten keine Daten von den maßgeblichen 
internationalen Datenorganisationen erhält-
lich waren. In einigen ganz wenigen Fällen hat 
das Büro für den Bericht über die menschliche 
Entwicklung selbst eine Schätzung angestellt. 
Diese Schätzungen, die aus anderen Quellen 
als den maßgeblichen internationalen Organi-
sationen stammen, werden in den Fußnoten zu 
Tabelle 1 dokumentiert. Sie weichen in ihrer 
Qualität und Verlässlichkeit stark voneinander 
ab und werden nicht in den anderen Indikato-
rentabellen, in denen ähnliche Daten präsen-
tiert werden, mit aufgeführt.

Wichtige internationale Datenquellen 
Lebenserwartung bei der Geburt. Die Schätzun-
gen bezüglich der Lebenserwartung stammen 
aus der Publikation 2004 Revision of World 
Population Prospects (UN 2005), der offiziellen 
Quelle der UN-Bevölkerungsschätzungen und -
prognosen. Sie werden alle zwei Jahre auf Grund 
der Daten aus Personenstands-Registrierungs-

systemen, Volkszählungen und Erhebungen in 
den einzelnen Ländern von der Bevölkerungs-
abteilung der UN-Hauptabteilung Wirtschaft-
liche und Soziale Angelegenheiten erstellt. 

In der Ausgabe 2004 Revision berücksich-
tigte die Bevölkerungsabteilung der Vereinten 
Nationen Daten, die bis Ende 2004 vorlagen. 
Um die Auswirkungen von HIV/AIDS zu be-
urteilen, wurden die neuesten Schätzungen des 
Gemeinsamen HIV/AIDS-Programms der Ver-
einten Nationen zur HIV-Prävalenz mit einer 
Reihe von Annahmen zu den demografischen 
Trends und zur Mortalität sowohl der infizier-
ten als auch der nicht-infizierten Bevölkerung 
in jedem der 60 Länder kombiniert, für die eine 
genaue Modellrechnung über die Auswirkun-
gen der Krankheit angestellt wurde. 

Die sich ständig ändernde Dynamik wich-
tiger Infektionskrankheiten wie HIV/AIDS er-
schwert die Erstellung von Bevölkerungsschät-
zungen und -prognosen. Wenn neue empirische 
Erkenntnisse über die HIV/AIDS-Epidemie 
und die demografischen Trends verfügbar wer-
den, müssen häufig frühere Schätzungen ange-
passt werden. Während beispielsweise die jüng-
ste Schätzung zur HIV-Prävalenz in den meisten 
Ländern den früheren Schätzungen ähnlich ist, 
liegt sie für Äthiopien, Côte d’Ivoire, Kamerun, 
Kenia, Ruanda, Sambia und Simbabwe niedri-
ger, für Äquatorialguinea und Senegal dagegen 
höher. Diese Veränderungen sind eher das Er-
gebnis von Neueinschätzungen der Inputdaten 
und geänderter Schätzmethoden und weniger 
ein Spiegelbild echter Veränderungen. Entspre-
chend beruhen die erheblich niedrigeren Schät-
zungen zur Lebenserwartung in einigen Län-
dern Afrikas südlich der Sahara (wie Botswana, 
Nigeria und São Tomé und Principe) sowie in 
zahlreichen Volkswirtschaften im Übergang 
(wie etwa Aserbeidschan, Kasachstan und Rus-
sische Föderation) auf neueren und genaueren 
Daten, aus denen hervorgeht, dass die Mortali-
tätsraten höher sind als bisher angenommen.

Bei den Schätzungen bezüglich der Lebens-
erwartung, die von der Bevölkerungsabteilung 
der Vereinten Nationen veröffentlicht werden, 
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handelt es sich in der Regel um Fünfjahres-
Durchschnitte. In diesem Jahr erstellte die Be-
völkerungsabteilung der Vereinten Nationen 
erstmalig durch Interpolation auf der Grund-
lage dieser Fünfjahres-Durchschnitte Lebens-
erwartungs-Schätzungen und -Prognosen für 
die einzelnen Jahre. Die in Tabelle 1 angegebe-
nen Schätzungen bezüglich der Lebenserwar-
tung für 2003 und auch die Schätzungen, auf 
denen Tabelle 2 aufbaut, stammen aus diesen 
interpolierten Daten (UN 2005c). Einzelhei-
ten zu 2004 Revision of World Population Pro-
spects (UN 2005h) können unter www.un.org/
esa/population/unpop.htm abgerufen werden. 

Alphabetisierungsgrad bei Erwachsenen. Die 
Daten zum Alphabetisierungsgrad bei Erwach-
senen werden im Allgemeinen bei Volkszäh-
lungen in den einzelnen Ländern, die norma-
lerweise alle fünf oder zehn Jahre stattfinden, 
oder bei Haushaltserhebungen ermittelt. 

Die in diesem Bericht verwendeten Daten 
über den Alphabetisierungsgrad bei Erwach-
senen stammen aus der Auswertung des Insti-
tuts für Statistik (UIS) der Organisation der 
Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur (UNESCO) vom April 2005 
(UNESCO Institute for Statistics 2005a), bei 
der direkte nationale Schätzungen mit UIS-
Schätzungen kombiniert werden. Die natio-
nalen Schätzungen, die auf Grund gezielter 
Bemühungen des UIS um aktuelle Alphabeti-
sierungsdaten zur Verfügung gestellt wurden, 
basieren auf zwischen 2000 und 2004 in den 
einzelnen Ländern durchgeführten Volkszäh-
lungen oder Erhebungen (mit Ausnahme ei-
niger weniger Fälle, die sich auf den Zeitraum 
1995-99 beziehen). Die im Juli 2002 erstellten 
UIS-Schätzungen beruhten zumeist auf vor 
1995 erhobenen nationalen Daten. Einzelhei-
ten zu diesen Schätzungen bezüglich des Al-
phabetisierungsgrads können unter www.uis.
unesco.org abgerufen werden. 

Zahlreiche Hocheinkommensländer, die einen 
hohen Alphabetisierungsgrad erreicht haben, 
erheben bei nationalen Volkszählungen oder 
Haushaltserhebungen keine Alphabetisierungs-

statistiken mehr und sind daher in den Daten der 
UNESCO nicht enthalten. Bei der Berechnung 
des HDI wird für diese Länder ein Alphabetisie-
rungsgrad von 99,0 Prozent angenommen.

Bei der Erhebung von Daten zur Alphabe-
tisierung stellen viele Länder auf der Grundlage 
von eigenen Angaben der Befragten Schätzun-
gen über die Zahl der Menschen an, die lesen 
und schreiben können. Manche Länder ziehen 
ersatzweise Daten über den schulischen Erfolg 
heran, wobei die Maßstäbe, die an Schulbesuch 
oder Erreichen des Klassenziels angelegt werden, 
variieren können. Weil also die Definitionen 
und Erhebungsmethoden voneinander abwei-
chen können, sollte man mit Schätzungen über 
den Alphabetisierungsgrad vorsichtig umgehen. 

In Zusammenarbeit mit weiteren Partneror-
ganisationen bemüht sich UIS aktiv um eine al-
ternative Methodik zur Messung des Alphabe-
tisierungsgrades, das Programm zur Bewertung 
und Überwachung des Alphabetisierungsgra-
des (LAMP). Mit LAMP soll die gegenwärtig 
benutzte vereinfachende Einteilung in „Men-
schen, die lesen und schreiben können“ und 
„Menschen, die nicht lesen und schreiben kön-
nen“ verfeinert werden, indem Informationen 
über ein Kontinuum von Lese- und Schreibfä-
higkeiten zur Verfügung gestellt werden. 

Kombinierte Bruttoeinschulungsquote im 
Primar-, Sekundar- und Tertiärbildungsbe-
reich. Bruttoeinschulungsquoten werden vom 
UIS erstellt. Dabei dienen die Daten zum 
Schulbesuch, die von nationalen Regierungen 
erhoben werden (üblicherweise aus administra-
tiven Quellen) und die Bevölkerungsdaten aus 
der Publikation 2002 Revision of World Popu-
lation Prospects der Bevölkerungsabteilung der 
Vereinten Nationen (UN 2003) als Grundlage. 
Die Berechnung der Quoten erfolgt über die 
Ermittlung des Anteils der Schüler auf allen 
Ebenen des Schulbereichs an der Gesamtbevöl-
kerung in der offiziellen Altersgruppe, die die-
sen Stufen entspricht. Die tertiäre Altersgruppe 
ist festgelegt als fünf Bildungsgänge, die in allen 
Ländern unmittelbar auf den Abschluss der Se-
kundarstufe II folgen.
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Normalerweise werden die einzelnen Län-
der gebeten, die Schülerzahlen zu Anfang des 
Schuljahrs auf allen Ebenen der Bildung gemäß 
Definition des International Standard Classi-
fication of Education (ISCED) zu melden. Eine 
überarbeitete Fassung des ISCED, die 1997 ein-
geführt wurde, hat einige Veränderungen bei 
der Einstufung nationaler Bildungsprogramme 
mit sich gebracht. Diese haben sich allerdings 
wenig auf die Schätzung der kombinierten 
Bruttoeinschulungsquoten im Primar-, Sekun-
dar- und Tertiärbildungsbereich ausgewirkt. 
Einzelheiten zu den Schulbesuchsdaten und 
zum ISCED können unter www.uis.unesco.
org abgerufen werden.

Obgleich als Ersatz für die Messung schu-
lischen Erfolgs gedacht, spiegelt die kombi-
nierte Bruttoeinschulungsquote nicht die 
Qualität von Bildungsergebnissen wider. Selbst 
wenn sie dazu genutzt wird, den Zugang zu 
Bildungschancen zu erfassen, kommen in der 
Quote die beträchtlichen Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Ländern nicht genau zum 
Ausdruck, da die Zuordnung von Altersgrup-
pen und Schulstufen sowie die Dauer der Bil-
dungsprogramme voneinander abweichen. 
Durch Faktoren wie beispielsweise Klassenwie-
derholungen und Schulabbruch können weitere 
Verzerrungen entstehen. Durch Maßstäbe wie 
die mittlere Dauer des Schulbesuchs oder die 
erwartete Dauer des Schulbesuchs könnten die 
Bildungsergebnisse angemessener erfasst wer-
den; sie sollten im Idealfall die Bruttoeinschu-
lungsquoten im HDI ersetzen. Daten dieser Art 
sind jedoch noch nicht für eine ausreichende 
Zahl von Ländern regelmäßig verfügbar. 

So wie sie derzeit definiert ist, berücksich-
tigt die kombinierte Bruttoeinschulungsquote 
keine Schüler, die im Ausland die Schule besu-
chen. Aktuelle Daten für viele kleinere Länder, 
in denen viele Menschen eine tertiäre Ausbil-
dung im Ausland absolvieren, unterrepräsen-
tieren möglicherweise den tatsächlichen Zu-
gang zu Bildung oder die Errungenschaften 
einer Bevölkerung im Bildungswesen erheblich 
und führen somit zu einer Herabstufung beim 
HDI-Wert. 

Pro-Kopf-BIP (PPP US$). Um einen lände-
rübergreifenden Vergleich des Lebensstandards 
zu ermöglichen, müssen Wirtschaftsstatistiken 
entsprechend der Kaufkraftparität (PPP) um-
gerechnet werden, durch die Unterschiede im 
Preisniveau der einzelnen Länder aufgehoben 
werden. Die dem HDI zugrunde gelegten Daten 
zum Pro-Kopf-BIP (PPP US$) werden für 164 
Länder von der Weltbank zur Verfügung ge-
stellt, die sich dabei hinsichtlich der Preise auf 
Daten aus den jüngsten Erhebungen des Inter-
nationalen Vergleichsprogramms (ICP) und 
hinsichtlich des BIP (Bruttoinlandsprodukt) in 
Landeswährung auf Daten der volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung stützt. Die letzte ICP-
Erhebung erfasst 118 Länder, deren PPP jeweils 
direkt durch Hochrechnung anhand der neue-
sten Vergleichsresultate geschätzt wurde. Bei den 
Ländern, die nicht in die Vergleichserhebungen 
einbezogen sind, werden die Schätzungen mit-
tels ökonometrischer Regression durchgeführt. 
Bei Ländern, die nicht von der Weltbank erfasst 
werden, kommen PPP-Schätzungen zur Anwen-
dung, die den Penn World Tables der University 
of Pennsylvania (Aten, Heston und Sommers 
2001, 2002) entnommen werden.

In einigen wenigen Fällen, in denen diese bei-
den internationalen Quellen keine verlässlichen 
PPP-Schätzungen liefern, arbeitet das Büro für 
den Bericht über die menschliche Entwicklung 
mit Behörden auf Regional- und Länderebene 
zusammen, um für diese Länder eine PPP-Schät-
zung zu erhalten. So wurde beispielsweise für 
Kuba eine mit nationalen und internationalen 
Fachleuten besetzte Arbeitsgruppe gebildet, um 
verschiedene Methoden zur Ermittlung eines bes-
seren PPP-Schätzwerts zu erkunden. Die Ergeb-
nisse dieser Bemühungen werden sich in zukünf-
tigen Ausgaben dieses Berichts niederschlagen. 

Obwohl in den letzten Jahrzehnten große 
Fortschritte gemacht wurden, weist der gegen-
wärtige Datensatz zur Kaufkraftparität etliche 
Defizite auf: Er erzielt keine flächendeckende 
Erfassung, liefert nicht ausreichend aktuelle 
Daten und variiert stark bei der Qualität der 
Resultate aus unterschiedlichen Regionen und 
Ländern. Wenn man die Lücken bei der Erfas-
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sung der Länder durch ökonometrische Regres-
sion füllt, ist man immer noch sehr stark auf 
Vermutungen angewiesen. Eine zeitliche Extra-
polation hingegen bedeutet, dass die Ergebnisse 
zunehmend an Aussagekraft verlieren, je länger 
das Erhebungsjahr, auf das Bezug genommen 
wird, und das laufende Jahr auseinander liegen. 

Die Bedeutung der Kaufkraftparitäten für 
die wirtschaftliche Analyse unterstreicht den 
Verbesserungsbedarf bei den PPP-Daten. Es 
wurde bereits eine neue Millennium-Runde des 
ICP eingeläutet, die verspricht, sehr viel brauch-
barere PPP-Daten für wirtschaftspolitische 
Analysen zu liefern, einschließlich einer inter-
nationalen Einschätzung der Armut. Einzelhei-
ten zum ICP und zur PPP-Methodik können 
auf der ICP-Webseite unter www.worldbank.
org/data/icp abgerufen werden.

Zeitübergreifende Vergleiche und 
Vergleich zwischen verschiedenen 
Ausgaben dieses Berichts
Der HDI ist ein wichtiges Instrument zur Beob-
achtung langfristiger Trends der menschlichen 
Entwicklung. Um eine länderübergreifende 
Trendanalyse zu erleichtern, wird der HDI für 
den Zeitraum 1975-2003 in Fünfjahres-Abstän-
den berechnet. Diese Schätzungen, die in Indi-
katorentabelle 2 vorgelegt werden, basieren auf 
einer durchgängigen Methodik und auf den ver-
gleichsfähigen Trenddaten, die zum Zeitpunkt 
der Erstellung dieses Berichts verfügbar waren. 

Da internationale Datenorganisationen ihre 
Datenreihen laufend verbessern und dabei auch 
historische Daten regelmäßig aktualisieren, 
weisen die Schwankungen in den HDI-Werten 
und -Rangfolgen, die sich Jahr um Jahr bei den 
verschiedenen Ausgaben des Berichts über die 
menschliche Entwicklung ergeben, eher darauf 
hin, dass das Datenmaterial, länderspezifisch 
und im Verhältnis zu anderen Ländern, über-
arbeitet wurde, als dass wirklich Veränderun-
gen in einem Land stattgefunden haben. Hinzu 
kommt, dass sich gelegentliche Änderungen 
in der Zahl der erfassten Länder ebenfalls auf 
die HDI-Einstufung eines Landes auswirken 
können, selbst wenn eine durchgängige Berech-

nungsmethode benutzt wird. Dies kann dazu 
führen, dass der HDI eines Landes von einem 
Bericht zum nächsten erheblich abfällt, aber 
dann von der Rangfolge und dem Wert her 
eine Verbesserung aufweist, wenn vergleichs-
fähige, überarbeitete Daten genutzt werden 
können, um den HDI für vergangene Jahre zu 
rekonstruieren.

Aus den genannten Gründen sollten HDI-
Trendanalysen nicht auf Datenmaterial ge-
stützt werden, das aus unterschiedlichen Ausga-
ben des Berichts stammt. Indikatorentabelle 2 
liefert die aktuellsten HDI-Trenddaten, die auf 
in sich schlüssigen Daten und einer durchgän-
gigen Methodik beruhen. Die HDI-Werte und 
-Rangfolgen für das Jahr 2002 (das Bezugsjahr 
des HDI im Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2004) wurden auf der Grundlage von 
Datenmaterial, das einen Vergleich mit dem 
diesjährigen Bericht zulässt, und einem ent-
sprechenden Erfassungsspektrum neu berech-
net. Sie können unter http://hdr.undp.org/sta-
tistics abgerufen werden. 

HDI für Länder mit hoher  
menschlicher Entwicklung
Der HDI in diesem Bericht ist darauf ausgelegt, 
dass er einen Vergleich der Errungenschaften der 
einzelnen Länder auf allen Ebenen der menschli-
chen Entwicklung ermöglicht. Bei den gegenwär-
tig für diesen Index genutzten Indikatoren lie-
gen die Länder mit dem höchsten HDI nur um 
Nuancen auseinander. Deshalb gibt die oberste 
Rangfolge des HDI nur ganz minimale Unter-
schiede in den ihr zugrunde liegenden Indikato-
ren wieder. Bei diesen Ländern mit hohem Ein-
kommen kann ein alternativer Index – der Index 
für menschliche Armut (dargelegt in Indikato-
rentabelle 4) – das Ausmaß menschlicher Ent-
behrungen, dem einzelne Bevölkerungsgruppen 
auch in diesen Ländern weiterhin ausgesetzt sind, 
besser zum Ausdruck bringen und so mithelfen, 
den Blick der zuständigen Politiker zu schärfen. 

Auf den Nutzen und die Grenzen des 
HDI und der Indikatoren, aus denen er sich 
zusammensetzt, wird in http://hdr.undp.org/ 
statistics ausführlicher eingegangen. 
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 0.963 79.4 .. e 101 f 37,670 0.91 0.99 0.99 2

2 Iceland 0.956 80.7 .. e 96 31,243 0.93 0.98 0.96 4

3 Australia 0.955 80.3 .. e 116 f 29,632 0.92 0.99 0.95 7

4 Luxembourg 0.949 78.5 .. e 88 g 62,298 h 0.89 0.95 1.00 –3

5 Canada 0.949 80.0 .. e 94 i, j 30,677 0.92 0.97 0.96 2

6 Sweden 0.949 80.2 .. e 114 f 26,750 0.92 0.99 0.93 14

7 Switzerland 0.947 80.5 .. e 90 30,552 0.93 0.96 0.96 1

8 Ireland 0.946 77.7 .. e 93 37,738 0.88 0.97 0.99 –6

9 Belgium 0.945 78.9 .. e 114 f 28,335 0.90 0.99 0.94 3

10 United States 0.944 77.4 .. e 93 37,562 0.87 0.97 0.99 –6

11 Japan 0.943 82.0 .. e 84 27,967 0.95 0.94 0.94 2

12 Netherlands 0.943 78.4 .. e 99 29,371 0.89 0.99 0.95 –1

13 Finland 0.941 78.5 .. e 108 f 27,619 0.89 0.99 0.94 3

14 Denmark 0.941 77.2 .. e 102 f 31,465 0.87 0.99 0.96 –9

15 United Kingdom 0.939 78.4 .. e 123 f, i 27,147 0.89 0.99 0.94 3

16 France 0.938 79.5 .. e 92 27,677 0.91 0.97 0.94 –1

17 Austria 0.936 79.0 .. e 89 30,094 0.90 0.96 0.95 –8

18 Italy 0.934 80.1 98.5 e, k, l 87 27,119 0.92 0.95 0.94 1

19 New Zealand 0.933 79.1 .. e 106 f 22,582 0.90 0.99 0.90 3

20 Germany 0.930 78.7 .. e 89 27,756 0.90 0.96 0.94 –6

21 Spain 0.928 79.5 97.7 e, k, l 94 22,391 0.91 0.97 0.90 3

22 Hong Kong, China (SAR) 0.916 81.6 93.5 k, l 74 27,179 0.94 0.87 0.94 –5

23 Israel 0.915 79.7 96.9 91 20,033 0.91 0.95 0.88 2

24 Greece 0.912 78.3 91.0 e 92 19,954 0.89 0.97 0.88 2

25 Singapore 0.907 78.7 92.5 87 m 24,481 0.89 0.91 0.92 –4

26 Slovenia 0.904 76.4 99.7 e, k 95 19,150 0.86 0.98 0.88 4

27 Portugal 0.904 77.2 92.5 e, k, l 94 18,126 0.87 0.97 0.87 5

28 Korea, Rep. of 0.901 77.0 97.9 e, k, l 93 17,971 0.87 0.97 0.87 6

29 Cyprus 0.891 78.6 96.8 78 18,776 j 0.89 0.91 0.87 2

30 Barbados 0.878 75.0 99.7 e, k 89 j 15,720 0.83 0.96 0.84 9

31 Czech Republic 0.874 75.6 .. e 80 16,357 0.84 0.93 0.85 7

32 Malta 0.867 78.4 87.9 n 79 17,633 0.89 0.85 0.86 3

33 Brunei Darussalam 0.866 76.4 92.7 74 19,210 j, o 0.86 0.86 0.88 –4

34 Argentina 0.863 74.5 97.2 95 12,106 0.82 0.96 0.80 12

35 Hungary 0.862 72.7 99.3 89 14,584 0.80 0.96 0.83 5

36 Poland 0.858 74.3 99.7 e, k, l 90 11,379 0.82 0.96 0.79 12

37 Chile 0.854 77.9 95.7 81 10,274 0.88 0.91 0.77 17

38 Estonia 0.853 71.3 99.8 92 13,539 0.77 0.97 0.82 4

39 Lithuania 0.852 72.3 99.6 94 11,702 0.79 0.97 0.79 8

40 Qatar 0.849 72.8 89.2 n 82 19,844 j, p 0.80 0.87 0.88 –13

41 United Arab Emirates 0.849 78.0 77.3 k 74 i 22,420 j, q 0.88 0.76 0.90 –18

42 Slovakia 0.849 74.0 99.6 75 13,494 0.82 0.91 0.82 1

43 Bahrain 0.846 74.3 87.7 81 17,479 j 0.82 0.86 0.86 –7

44 Kuwait 0.844 76.9 82.9 k 74 i 18,047 q 0.87 0.80 0.87 –11

45 Croatia 0.841 75.0 98.1 75 11,080 0.83 0.90 0.79 5

46 Uruguay 0.840 75.4 97.7 k 88 i 8,280 0.84 0.94 0.74 16

47 Costa Rica 0.838 78.2 95.8 k 68 9,606 q 0.89 0.87 0.76 10

48 Latvia 0.836 71.6 99.7 90 10,270 0.78 0.96 0.77 7

49 Saint Kitts and Nevis 0.834 70.0 j, m, r 97.8 j, m, r 89 i 12,404 0.75 0.95 0.80 –4

50 Bahamas 0.832 69.7 95.5 k, l 77 17,159 j 0.75 0.89 0.86 –13

51 Seychelles 0.821 72.7 j, m 91.9 85 10,232 j, p 0.80 0.89 0.77 5

52 Cuba 0.817 77.3 96.9 k 80 .. s 0.87 0.91 0.67 40

53 Mexico 0.814 75.1 90.3 75 9,168 0.83 0.85 0.75 7

Human	development	index
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54 Tonga 0.810 72.2 98.9 n 83 i 6,992 q 0.79 0.93 0.71 17

55 Bulgaria 0.808 72.2 98.2 78 7,731 0.79 0.91 0.73 10

56 Panama 0.804 74.8 91.9 79 6,854 0.83 0.88 0.71 17

57 Trinidad and Tobago 0.801 69.9 98.5 k 66 i 10,766 0.75 0.88 0.78 –6

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 0.799 73.6 81.7 k 96 i .. j, t 0.81 0.86 0.72 9

59 Macedonia, TFYR 0.797 73.8 96.1 70 6,794 0.81 0.87 0.70 16

60 Antigua and Barbuda 0.797 73.9 j, m, r 85.8 j, u 69 j, m, r 10,294 0.82 0.80 0.77 –7

61 Malaysia 0.796 73.2 88.7 71 9,512 0.80 0.83 0.76 –3

62 Russian Federation 0.795 65.3 99.4 90 9,230 0.67 0.96 0.76 –3

63 Brazil 0.792 70.5 88.4 91 7,790 0.76 0.89 0.73 1

64 Romania 0.792 71.3 97.3 72 7,277 0.77 0.89 0.72 4

65 Mauritius 0.791 72.2 84.3 71 i 11,287 0.79 0.80 0.79 –16

66 Grenada 0.787 65.3 j, u 96.0 j, u 96 7,959 0.67 0.96 0.73 –3

67 Belarus 0.786 68.1 99.6 e, n 88 6,052 0.72 0.95 0.68 17

68 Bosnia and Herzegovina 0.786 74.2 94.6 67 v 5,967 0.82 0.86 0.68 17

69 Colombia 0.785 72.4 94.2 71 6,702 q 0.79 0.86 0.70 8

70 Dominica 0.783 75.6 j, u 88.0 j, u 75 5,448 0.84 0.84 0.67 21

71 Oman 0.781 74.1 74.4 k 63 i 13,584 j 0.82 0.71 0.82 –30

72 Albania 0.780 73.8 98.7 69 4,584 0.81 0.89 0.64 30

73 Thailand 0.778 70.0 92.6 73 i 7,595 0.75 0.86 0.72 –7

74 Samoa (Western) 0.776 70.2 98.7 k 71 i 5,854 q 0.75 0.89 0.68 14

75 Venezuela 0.772 72.9 93.0 75 i 4,919 0.80 0.87 0.65 22

76 Saint Lucia 0.772 72.4 90.1 75 i 5,709 0.79 0.85 0.68 13

77 Saudi Arabia 0.772 71.8 79.4 57 i 13,226 q 0.78 0.72 0.82 –33

78 Ukraine 0.766 66.1 99.4 86 5,491 0.69 0.95 0.67 12

79 Peru 0.762 70.0 87.7 87 i 5,260 0.75 0.88 0.66 14

80 Kazakhstan 0.761 63.2 99.5 e, n 85 6,671 0.64 0.94 0.70 –2

81 Lebanon 0.759 72.0 86.5 k, l 79 i 5,074 0.78 0.84 0.66 14

82 Ecuador 0.759 74.3 91.0 .. w 3,641 0.82 0.86 0.60 30

83 Armenia 0.759 71.5 99.4 72 3,671 0.77 0.90 0.60 28

84 Philippines 0.758 70.4 92.6 82 4,321 0.76 0.89 0.63 19

85 China 0.755 71.6 90.9 69 5,003 x 0.78 0.84 0.65 11

86 Suriname 0.755 69.1 88.0 73 i .. y 0.74 0.83 0.70 –7

87 Saint Vincent and the Grenadines 0.755 71.1 88.1 j, u 67 6,123 0.77 0.81 0.69 –5

88 Paraguay 0.755 71.0 91.6 73 i 4,684 q 0.77 0.86 0.64 13

89 Tunisia 0.753 73.3 74.3 74 7,161 0.80 0.74 0.71 –20

90 Jordan 0.753 71.3 89.9 78 4,320 0.77 0.86 0.63 14

91 Belize 0.753 71.9 76.9 77 i 6,950 0.78 0.77 0.71 –19

92 Fiji 0.752 67.8 92.9 n 73 i, j 5,880 0.71 0.86 0.68 –5

93 Sri Lanka 0.751 74.0 90.4 z 69 i 3,778 0.82 0.83 0.61 17

94 Turkey 0.750 68.7 88.3 68 i 6,772 0.73 0.82 0.70 –18

95 Dominican Republic 0.749 67.2 87.7 76 i 6,823 q 0.70 0.84 0.70 –21

96 Maldives 0.745 66.6 97.2 k 75 i .. j, y 0.69 0.90 0.65 2

97 Turkmenistan 0.738 62.4 98.8 n .. w 5,938 0.62 0.91 0.68 –11

98 Jamaica 0.738 70.8 87.6 k 74 i 4,104 0.76 0.83 0.62 9

99 Iran, Islamic Rep. of 0.736 70.4 77.0 69 i 6,995 0.76 0.74 0.71 –29

100 Georgia 0.732 70.5 100.0 e, z, aa 71 2,588 0.76 0.90 0.54 21

101 Azerbaijan 0.729 66.9 98.8 n 69 3,617 0.70 0.89 0.60 12

102 Occupied Palestinian Territories 0.729 72.5 91.9 80 i .. ab 0.79 0.88 0.52 26

103 Algeria 0.722 71.1 69.8 74 i 6,107 q 0.77 0.71 0.69 –20

104 El Salvador 0.722 70.9 79.7 k 68 4,781 q 0.76 0.76 0.65 –5

105 Cape Verde 0.721 70.4 75.7 k 73 5,214 q 0.76 0.75 0.66 –11

106 Syrian Arab Republic 0.721 73.3 82.9 62 i 3,576 0.81 0.76 0.60 8
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107 Guyana 0.720 63.1 96.5 j, u 77 i 4,230 q 0.63 0.90 0.63 –2

108 Viet Nam 0.704 70.5 90.3 n 64 i 2,490 0.76 0.82 0.54 16

109 Kyrgyzstan 0.702 66.8 98.7 n 82 1,751 0.70 0.93 0.48 33

110 Indonesia 0.697 66.8 87.9 k 66 3,361 0.70 0.81 0.59 5

111 Uzbekistan 0.694 66.5 99.3 e, k 76 1,744 0.69 0.91 0.48 32

112 Nicaragua 0.690 69.7 76.7 69 3,262 q 0.75 0.74 0.58 4

113 Bolivia 0.687 64.1 86.5 87 i 2,587 0.65 0.87 0.54 9

114 Mongolia 0.679 64.0 97.8 74 1,850 0.65 0.90 0.49 23

115 Moldova, Rep. of 0.671 67.7 96.2 62 1,510 0.71 0.85 0.45 33

116 Honduras 0.667 67.8 80.0 62 j 2,665 q 0.71 0.74 0.55 3

117 Guatemala 0.663 67.3 69.1 61 4,148 q 0.70 0.66 0.62 –11

118 Vanuatu 0.659 68.6 74.0 n 58 2,944 q 0.73 0.69 0.56 –1

119 Egypt 0.659 69.8 55.6 n 74 i 3,950 0.75 0.62 0.61 –10

120 South Africa 0.658 48.4 82.4 n 78 i 10,346 q 0.39 0.81 0.77 –68

121 Equatorial Guinea 0.655 43.3 84.2 65 i 19,780 j, q 0.30 0.78 0.88 –93

122 Tajikistan 0.652 63.6 99.5 76 1,106 0.64 0.91 0.40 36

123 Gabon 0.635 54.5 71.0 aa 74 i, j 6,397 0.49 0.72 0.69 –43

124 Morocco 0.631 69.7 50.7 k 58 4,004 0.75 0.53 0.62 –16

125 Namibia 0.627 48.3 85.0 71 i 6,180 q 0.39 0.80 0.69 –44

126 São Tomé and Principe 0.604 63.0 83.1 j, m 62 i, j 1,231 j, p 0.63 0.76 0.42 27

127 India 0.602 63.3 61.0 z 60 2,892 q 0.64 0.61 0.56 –9

128 Solomon Islands 0.594 62.3 76.6 j, m 52 1,753 q 0.62 0.68 0.48 13

129 Myanmar 0.578 60.2 89.7 48 i .. j, t 0.59 0.76 0.39 34

130 Cambodia 0.571 56.2 73.6 59 2,078 q 0.52 0.69 0.51 3

131 Botswana 0.565 36.3 78.9 k 70 i 8,714 0.19 0.76 0.75 –70

132 Comoros 0.547 63.2 56.2 k 47 i 1,714 q 0.64 0.53 0.47 13

133 Lao People’s Dem. Rep. 0.545 54.7 68.7 61 1,759 0.49 0.66 0.48 7

134 Bhutan 0.536 62.9 47.0 aa .. w 1,969 j, p 0.63 0.48 0.50 0

135 Pakistan 0.527 63.0 48.7 35 2,097 0.63 0.44 0.51 –5

136 Nepal 0.526 61.6 48.6 61 1,420 0.61 0.53 0.44 15

137 Papua New Guinea 0.523 55.3 57.3 41 i 2,619 q 0.50 0.52 0.55 –17

138 Ghana 0.520 56.8 54.1 46 i 2,238 q 0.53 0.51 0.52 –11

139 Bangladesh 0.520 62.8 41.1 k 53 1,770 0.63 0.45 0.48 –1

140 Timor-Leste 0.513 55.5 58.6 m 75 j, m .. ac 0.51 0.64 0.39 22

141 Sudan 0.512 56.4 59.0 z 38 i 1,910 q 0.52 0.52 0.49 –6

142 Congo 0.512 52.0 82.8 k 47 965 0.45 0.71 0.38 23

143 Togo 0.512 54.3 53.0 66 1,696 q 0.49 0.57 0.47 3

144 Uganda 0.508 47.3 68.9 k 74 i 1,457 q 0.37 0.71 0.45 6

145 Zimbabwe 0.505 36.9 90.0 k 55 i 2,443 j 0.20 0.78 0.53 –20

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 0.499 55.4 70.6 51 809 0.51 0.64 0.35 24

147 Swaziland 0.498 32.5 79.2 60 i 4,726 0.12 0.73 0.64 –47

148 Cameroon 0.497 45.8 67.9 55 i 2,118 0.35 0.64 0.51 –19

149 Lesotho 0.497 36.3 81.4 66 i 2,561 q 0.19 0.76 0.54 –26

150 Djibouti 0.495 52.8 65.5 k, l 24 i 2,086 q 0.46 0.52 0.51 –18

151 Yemen 0.489 60.6 49.0 k 55 i 889 0.59 0.51 0.36 15

152 Mauritania 0.477 52.7 51.2 45 i 1,766 q 0.46 0.49 0.48 –13

153 Haiti 0.475 51.6 51.9 k .. w 1,742 q 0.44 0.50 0.48 –9

154 Kenya 0.474 47.2 73.6 52 i 1,037 0.37 0.66 0.39 7

155 Gambia 0.470 55.7 37.8 k, l 48 i 1,859 q 0.51 0.41 0.49 –19

156 Guinea 0.466 53.7 41.0 aa 41 i 2,097 0.48 0.41 0.51 –26

157 Senegal 0.458 55.7 39.3 40 i 1,648 0.51 0.39 0.47 –10

158 Nigeria 0.453 43.4 66.8 k 64 i 1,050 0.31 0.66 0.39 2

159 Rwanda 0.450 43.9 64.0 55 1,268 q 0.31 0.61 0.42 –7
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notES
 Aggregates in column 7 are based on aggregates 

of gross enrolment data calculated by the United 
Nations Educational, Scientific and Cultural 
Organization (UNESCO) Institute for Statistics and 
literacy data as used to calculate the HDI.

a The HDI rank is detemined using HDI values to the 
fifth decimal point. 

b Data refer to national literacy estimates from 
censuses or surveys conducted between 2000 and 
2004, unless otherwise noted. Due to differences 
in methodology and timeliness of underlying data, 
comparisons across countries and over time 
should be made with caution. For more details, 
see www.uis.unesco.org/ev.php?ID=4930_
201&ID2=DO_TOPIC.

c Data refer to the school year 2002/03, unless 
otherwise noted. Data for some countries may 
refer to national or UNESCO Institute for Statistics 
estimates.

d A positive figure indicates that the HDI rank is 
higher than the GDP per capita (PPP US$) rank, a 
negative the opposite.

e For purposes of calculating the HDI, a value of 
99.0% was applied.

f For purposes of calculating the HDI, a value of 
100% was applied.

g Statec 2005. Data refer to nationals enrolled both 
in the country and abroad and thus differ from the 
standard definition.

h For purposes of calculating the HDI, a value of 
$40,000 (PPP US$) was applied.

i Preliminary UNESCO Institute for Statistics 
estimate, subject to further revision.

j Data refer to year other than that specified.
k Estimate produced by UNESCO Institute for 

Statistics in July 2002.
l UNESCO Institute for Statistics 2003a. Estimates 

are based on outdated census or household 
survey information and should be interpreted with 
caution.

m Data are from national sources.
n Data refer to a year between 1995 and 1999.
o World Bank 2003c.
p Aten, Heston and Summers 2002. Data differ from 

the standard definition.
q Estimate based on regression.
r Data are from the Secretariat of the Organization 

of Eastern Caribbean States, based on national 
sources.

s Efforts to produce a more accurate and recent 
estimate are ongoing (see Note to table 1: About 
this year’s human development index ). A preliminary 
estimate of $5,400 (PPP US$) was used.

t Aten, Heston and Summers 2001. Data differ from 
the standard definition.

u Data are from the Secretariat of the Caribbean 
Community, based on national sources.

v UNDP 2003.
w Because the combined gross enrolment ratio was 

unavailable, the following Human Development 
Report Office estimates were used: Bhutan 49%, 
Ecuador 75%, Haiti 48%, and Turkmenistan 75%.

x Estimate based on a bilateral comparison between 
China and the United States (Ren and Kai 1995).

y In the absence of an official estimate of GDP 
per capita (PPP US$), preliminary World Bank 
estimates, subject to further revision, were used as 
follows: Maldives $4,798; and Suriname $6,552.

z Data refer to a year or period other than that 
specified, differ from the standard definition or 
refer to only part of a country.

aa UNICEF 2004. 
ab In the absence of an estimate of GDP per capita 

(PPP US$), the Human Development Report Office 

estimate of $2,302, derived using the value of 
GDP in US dollars and the weighted average ratio 
of PPP US dollars to US dollars in the Arab States, 
was used.

ac A national estimate of $1,033 (PPP US$) was used.
ad Estimates are based primarily on information for 

Northern Sudan.

SoUrCES
Column 1: calculated on the basis of data in columns 
6–8; see Technical note 1 for details.
Column 2: UN 2005c, unless otherwise noted.
Columns 3 and 4: UNESCO Institute for Statistics 
2005c, unless otherwise noted.
Column 5: World Bank 2005c, unless otherwise 
noted; aggregates calculated for the Human 
Development Report Office by the World Bank. 
Column 6: calculated on the basis of data in column 2.
Column 7: calculated on the basis of data in columns 
3 and 4.
Column 8: calculated on the basis of data in column 5. 
Column 9: calculated on the basis of data in columns 
1 and 5.

160 Angola 0.445 40.8 66.8 30 i, j 2,344 q 0.26 0.54 0.53 –34

161 Eritrea 0.444 53.8 56.7 k, l 35 i 849 q 0.48 0.49 0.36 7

162 Benin 0.431 54.0 33.6 55 i 1,115 0.48 0.41 0.40 –5

163 Côte d’Ivoire 0.420 45.9 48.1 42 i, j 1,476 0.35 0.46 0.45 –14

164 Tanzania, U. Rep. of 0.418 46.0 69.4 41 i 621 0.35 0.60 0.30 11

165 Malawi 0.404 39.7 64.1 n 72 i 605 0.24 0.67 0.30 11

166 Zambia 0.394 37.5 67.9 n 48 i 877 0.21 0.61 0.36 1

167 Congo, Dem. Rep. of the 0.385 43.1 65.3 28 i, j 697 0.30 0.53 0.32 6

168 Mozambique 0.379 41.9 46.5 k 43 i 1,117 q 0.28 0.45 0.40 –12

169 Burundi 0.378 43.6 58.9 35 i 648 q 0.31 0.51 0.31 5

170 Ethiopia 0.367 47.6 41.5 k 36 i 711 q 0.38 0.40 0.33 1

171 Central African Republic 0.355 39.3 48.6 31 1,089 q 0.24 0.43 0.40 –12

172 Guinea-Bissau 0.348 44.7 39.6 k, l 37 i, j 711 q 0.33 0.39 0.33 –1

173 Chad 0.341 43.6 25.5 38 i 1,210 q 0.31 0.30 0.42 –19

174 Mali 0.333 47.9 19.0 n 32 i 994 0.38 0.23 0.38 –10

175 Burkina Faso 0.317 47.5 12.8 n 24 i 1,174 q 0.38 0.16 0.41 –20

176 Sierra Leone 0.298 40.8 29.6 45 j 548 0.26 0.35 0.28 1

177 Niger 0.281 44.4 14.4 21 i 835 q 0.32 0.17 0.35 –8

Developing countries 0.694 65.0 76.6 63 4,359 0.67 0.72 0.70 ..

Least developed countries 0.518 52.2 54.2 45 1,328 0.45 0.50 0.60 ..

Arab States 0.679 67.0 64.1 62 5,685 0.70 0.61 0.72 ..

East Asia and the Pacific 0.768 70.5 90.4 69 5,100 0.76 0.83 0.71 ..

Latin America and the Caribbean 0.797 71.9 89.6 81 7,404 0.78 0.87 0.74 ..

South Asia 0.628 63.4 58.9 56 2,897 0.64 0.58 0.67 ..

Sub-Saharan Africa 0.515 46.1 61.3 50 1,856 0.35 0.56 0.63 ..

Central and Eastern Europe and the CIS 0.802 68.1 99.2 83 7,939 0.72 0.94 0.75 ..

OECD 0.892 77.7 .. 89 25,915 0.88 0.95 0.85 ..

High-income OECD 0.911 78.9 .. 95 30,181 0.90 0.98 0.86 ..

High human development 0.895 78.0 .. 91 25,665 0.88 0.96 0.85 ..

Medium human development 0.718 67.2 79.4 66 4,474 0.70 0.75 0.70 ..

Low human development 0.486 46.0 57.5 46 1,046 0.35 0.53 0.58 ..

High income 0.910 78.8 .. 94 29,898 0.90 0.97 0.86 ..

Middle income 0.774 70.3 89.6 73 6,104 0.75 0.84 0.73 ..

Low income 0.593 58.4 60.8 54 2,168 0.56 0.58 0.64 ..

World 0.741 67.1 .. 67 8,229 0.70 0.77 0.75 ..
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 0.868 0.888 0.898 0.912 0.936 0.956 0.963

2 Iceland 0.863 0.886 0.896 0.915 0.919 0.943 0.956

3 Australia 0.848 0.866 0.879 0.893 0.933 0.960 0.955

4 Luxembourg 0.840 0.851 0.858 0.884 0.911 0.929 0.949

5 Canada 0.869 0.886 0.909 0.929 0.934 .. 0.949

6 Sweden 0.864 0.874 0.886 0.897 0.929 0.958 0.949

7 Switzerland 0.879 0.890 0.896 0.910 0.921 0.940 0.947

8 Ireland 0.811 0.826 0.845 0.870 0.894 0.929 0.946

9 Belgium 0.846 0.863 0.878 0.899 0.929 0.949 0.945

10 United States 0.867 0.887 0.901 0.916 0.929 0.938 0.944

11 Japan 0.857 0.882 0.895 0.911 0.925 0.936 0.943

12 Netherlands 0.867 0.879 0.893 0.908 0.928 0.939 0.943

13 Finland 0.841 0.861 0.879 0.901 0.914 0.940 0.941

14 Denmark 0.874 0.882 0.890 0.898 0.913 0.932 0.941

15 United Kingdom 0.845 0.854 0.863 0.883 0.921 0.948 0.939

16 France 0.853 0.869 0.881 0.903 0.921 0.932 0.938

17 Austria 0.843 0.858 0.871 0.894 0.914 0.933 0.936

18 Italy 0.842 0.858 0.866 0.889 0.907 0.921 0.934

19 New Zealand 0.848 0.854 0.868 0.875 0.905 0.924 0.933

20 Germany .. 0.861 0.869 0.888 0.913 0.927 0.930

21 Spain 0.837 0.854 0.868 0.886 0.904 0.918 0.928

22 Hong Kong, China (SAR) 0.761 0.800 0.827 0.862 0.882 .. 0.916

23 Israel 0.795 0.819 0.840 0.858 0.880 0.909 0.915

24 Greece 0.835 0.850 0.864 0.872 0.876 0.895 0.912

25 Singapore 0.725 0.761 0.784 0.822 0.861 .. 0.907

26 Slovenia .. .. .. .. 0.853 0.884 0.904

27 Portugal 0.787 0.802 0.826 0.849 0.878 0.898 0.904

28 Korea, Rep. of 0.707 0.741 0.780 0.818 0.855 0.884 0.901

29 Cyprus .. 0.793 0.813 0.836 0.858 0.883 0.891

30 Barbados 0.805 0.828 0.839 0.850 0.852 0.877 0.878

31 Czech Republic .. .. .. .. 0.843 0.857 0.874

32 Malta 0.727 0.764 0.791 0.825 0.852 0.874 0.867

33 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. 0.866

34 Argentina 0.784 0.799 0.808 0.810 0.833 0.856 0.863

35 Hungary 0.779 0.795 0.808 0.807 0.812 0.843 0.862

36 Poland .. .. .. 0.803 0.816 0.845 0.858

37 Chile 0.704 0.739 0.763 0.785 0.816 0.843 0.854

38 Estonia .. .. .. 0.814 0.795 0.833 0.853

39 Lithuania .. .. .. 0.823 0.787 0.828 0.852

40 Qatar .. .. .. .. .. .. 0.849

41 United Arab Emirates 0.734 0.769 0.787 0.812 0.814 .. 0.849

42 Slovakia .. .. .. .. .. .. 0.849

43 Bahrain .. 0.747 0.780 0.809 0.826 0.838 0.846

44 Kuwait 0.763 0.777 0.780 .. 0.813 0.837 0.844

45 Croatia .. .. .. 0.806 0.799 0.826 0.841

46 Uruguay 0.759 0.780 0.787 0.804 0.817 .. 0.840

47 Costa Rica 0.746 0.772 0.776 0.792 0.811 0.832 0.838

48 Latvia .. 0.792 0.805 0.799 0.765 0.812 0.836

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 0.834

50 Bahamas .. 0.809 0.819 0.821 0.810 .. 0.832

51 Seychelles .. .. .. .. .. .. 0.821

52 Cuba .. .. .. .. .. .. 0.817

53 Mexico 0.689 0.735 0.755 0.764 0.782 0.809 0.814

Human	development	index	trends
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54 Tonga .. .. .. .. .. .. 0.810

55 Bulgaria .. 0.769 0.789 0.795 0.784 0.795 0.808

56 Panama 0.710 0.737 0.747 0.749 0.772 0.794 0.804

57 Trinidad and Tobago 0.749 0.781 0.788 0.792 0.789 0.800 0.801

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. 0.799

59 Macedonia, TFYR .. .. .. .. .. .. 0.797

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. 0.797

61 Malaysia 0.615 0.659 0.695 0.721 0.760 0.790 0.796

62 Russian Federation .. .. .. 0.817 0.770 .. 0.795

63 Brazil 0.645 0.682 0.698 0.719 0.747 0.783 0.792

64 Romania .. .. .. 0.772 0.768 0.773 0.792

65 Mauritius .. 0.659 0.690 0.724 0.747 0.776 0.791

66 Grenada .. .. .. .. .. .. 0.787

67 Belarus .. .. .. 0.787 0.751 0.774 0.786

68 Bosnia and Herzegovina .. .. .. .. .. .. 0.786

69 Colombia 0.662 0.691 0.708 0.727 0.752 0.773 0.785

70 Dominica .. .. .. .. .. .. 0.783

71 Oman 0.494 0.547 0.641 0.699 0.738 0.769 0.781

72 Albania .. .. 0.693 0.703 0.702 0.736 0.780

73 Thailand 0.614 0.652 0.678 0.714 0.749 .. 0.778

74 Samoa (Western) .. .. 0.723 0.732 0.742 0.763 0.776

75 Venezuela 0.718 0.732 0.740 0.759 0.767 0.772 0.772

76 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. 0.772

77 Saudi Arabia 0.603 0.659 0.673 0.708 0.741 0.762 0.772

78 Ukraine .. .. .. 0.799 0.747 0.754 0.766

79 Peru 0.643 0.674 0.698 0.707 0.734 .. 0.762

80 Kazakhstan .. .. .. 0.767 0.721 0.731 0.761

81 Lebanon .. .. .. 0.677 0.727 0.742 0.759

82 Ecuador 0.630 0.674 0.698 0.715 0.730 .. 0.759

83 Armenia .. .. .. 0.737 0.698 0.735 0.759

84 Philippines 0.654 0.687 0.693 0.720 0.736 .. 0.758

85 China 0.525 0.558 0.594 0.627 0.683 .. 0.755

86 Suriname .. .. .. .. .. .. 0.755

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. 0.755

88 Paraguay 0.668 0.702 0.709 0.720 0.739 0.753 0.755

89 Tunisia 0.514 0.570 0.622 0.657 0.698 0.738 0.753

90 Jordan .. 0.641 0.664 0.683 0.708 0.742 0.753

91 Belize .. 0.707 0.717 0.747 0.768 0.779 0.753

92 Fiji 0.663 0.686 0.702 0.724 0.741 .. 0.752

93 Sri Lanka 0.607 0.649 0.681 0.705 0.727 .. 0.751

94 Turkey 0.587 0.610 0.646 0.678 0.709 .. 0.750

95 Dominican Republic 0.619 0.650 0.672 0.679 0.700 0.732 0.749

96 Maldives .. .. .. .. .. .. 0.745

97 Turkmenistan .. .. .. .. .. .. 0.738

98 Jamaica 0.688 0.696 0.699 0.719 0.723 0.730 0.738

99 Iran, Islamic Rep. of 0.566 0.570 0.610 0.650 0.694 0.721 0.736

100 Georgia .. .. .. .. .. .. 0.732

101 Azerbaijan .. .. .. .. .. .. 0.729

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. 0.729

103 Algeria 0.506 0.558 0.610 0.649 0.671 .. 0.722

104 El Salvador 0.592 0.588 0.609 0.650 0.689 0.715 0.722

105 Cape Verde .. .. .. 0.625 0.677 .. 0.721

106 Syrian Arab Republic 0.540 0.587 0.623 0.646 0.672 0.692 0.721
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107 Guyana 0.678 0.684 0.677 0.683 0.685 0.714 0.720

108 Viet Nam .. .. .. 0.617 0.660 0.695 0.704

109 Kyrgyzstan .. .. .. .. .. .. 0.702

110 Indonesia 0.468 0.530 0.583 0.625 0.663 0.680 0.697

111 Uzbekistan .. .. .. .. 0.679 .. 0.694

112 Nicaragua 0.587 0.596 0.604 0.610 0.641 0.659 0.690

113 Bolivia 0.512 0.549 0.580 0.604 0.636 0.672 0.687

114 Mongolia .. .. 0.668 0.673 0.633 0.657 0.679

115 Moldova, Rep. of .. .. .. 0.739 0.682 0.665 0.671

116 Honduras 0.518 0.569 0.601 0.623 0.640 .. 0.667

117 Guatemala 0.512 0.546 0.562 0.586 0.617 0.650 0.663

118 Vanuatu .. .. .. .. .. .. 0.659

119 Egypt 0.439 0.487 0.540 0.579 0.611 .. 0.659

120 South Africa 0.655 0.674 0.702 0.735 0.742 0.696 0.658

121 Equatorial Guinea .. .. 0.483 0.500 0.518 0.641 0.655

122 Tajikistan .. .. 0.699 0.696 0.629 0.630 0.652

123 Gabon .. .. .. .. .. .. 0.635

124 Morocco 0.429 0.478 0.515 0.548 0.579 0.610 0.631

125 Namibia .. .. .. .. 0.693 0.649 0.627

126 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. .. 0.604

127 India 0.412 0.438 0.476 0.513 0.546 0.577 0.602

128 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. 0.594

129 Myanmar .. .. .. .. .. .. 0.578

130 Cambodia .. .. .. .. 0.533 0.541 0.571

131 Botswana 0.503 0.577 0.638 0.681 0.659 0.596 0.565

132 Comoros .. 0.480 0.498 0.504 0.517 0.533 0.547

133 Lao People’s Dem. Rep. .. .. 0.423 0.450 0.487 0.522 0.545

134 Bhutan .. .. .. .. .. .. 0.536

135 Pakistan 0.363 0.386 0.419 0.462 0.492 .. 0.527

136 Nepal 0.296 0.333 0.376 0.423 0.466 0.499 0.526

137 Papua New Guinea 0.425 0.445 0.467 0.481 0.515 0.529 0.523

138 Ghana 0.439 0.468 0.482 0.511 0.531 0.556 0.520

139 Bangladesh 0.345 0.364 0.389 0.419 0.452 0.506 0.520

140 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. 0.513

141 Sudan 0.349 0.376 0.396 0.428 0.465 0.500 0.512

142 Congo 0.452 0.499 0.540 0.526 0.531 .. 0.512

143 Togo 0.423 0.475 0.474 0.500 0.510 0.519 0.512

144 Uganda .. .. 0.412 0.409 0.412 0.474 0.508

145 Zimbabwe 0.546 0.574 0.640 0.637 0.589 0.527 0.505

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 0.400 0.437 0.436 0.446 0.458 .. 0.499

147 Swaziland 0.530 0.562 0.584 0.624 0.603 0.534 0.498

148 Cameroon 0.416 0.463 0.505 0.514 0.494 0.500 0.497

149 Lesotho 0.461 0.510 0.534 0.571 0.573 0.520 0.497

150 Djibouti .. .. .. .. 0.477 0.487 0.495

151 Yemen .. .. .. 0.393 0.436 0.470 0.489

152 Mauritania 0.340 0.363 0.384 0.388 0.424 0.444 0.477

153 Haiti .. 0.449 0.458 0.446 0.450 .. 0.475

154 Kenya 0.461 0.509 0.530 0.546 0.524 0.499 0.474

155 Gambia 0.284 .. .. .. 0.424 0.457 0.470

156 Guinea .. .. .. .. .. .. 0.466

157 Senegal 0.311 0.339 0.375 0.403 0.421 0.444 0.458

158 Nigeria 0.318 0.376 0.386 0.406 0.418 .. 0.453

159 Rwanda 0.342 0.388 0.401 0.340 0.335 0.435 0.450
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notES
 The human development index values in this table 

were calculated using a consistent methodology 
and data series. They are not strictly comparable 
with those in earlier Human Development Reports. 
For detailed discussion, see Note to table 1: About 
this year’s human development index.

SoUrCES
Columns 1–6: calculated on the basis of data on life 
expectancy from UN 2005c, data on adult literacy 
rates from UNESCO Institute for Statistics 2003a, 
2005a, data on combined gross enrolment ratios from 
UNESCO Institute for Statistics 1999, 2005c, and 
data on GDP per capita (2000 PPP US$) and GDP per 
capita (PPP US$) from World Bank 2005c.
Column 7: column 1 of indicator table 1.

160 Angola .. .. .. .. .. .. 0.445

161 Eritrea .. .. .. .. 0.409 0.428 0.444

162 Benin 0.304 0.336 0.362 0.368 0.395 0.422 0.431

163 Côte d’Ivoire 0.409 0.441 0.448 0.442 0.427 0.428 0.420

164 Tanzania, U. Rep. of .. .. .. 0.435 0.422 0.416 0.418

165 Malawi 0.320 0.351 0.362 0.371 0.412 0.402 0.404

166 Zambia 0.468 0.475 0.484 0.462 0.424 0.409 0.394

167 Congo, Dem. Rep. of the 0.414 0.423 0.431 0.422 0.393 .. 0.385

168 Mozambique .. 0.299 0.287 0.311 0.328 0.360 0.379

169 Burundi 0.285 0.311 0.345 0.353 0.324 .. 0.378

170 Ethiopia .. .. 0.291 0.311 0.323 0.352 0.367

171 Central African Republic 0.343 0.364 0.386 0.383 0.367 .. 0.355

172 Guinea-Bissau 0.255 0.262 0.283 0.313 0.341 0.353 0.348

173 Chad 0.269 0.271 0.311 0.335 0.344 0.359 0.341

174 Mali 0.230 0.256 0.263 0.283 0.307 0.330 0.333

175 Burkina Faso 0.253 0.273 0.297 0.305 0.311 0.328 0.317

176 Sierra Leone .. .. .. .. .. .. 0.298

177 Niger 0.236 0.252 0.242 0.249 0.256 0.271 0.281
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22 Hong Kong, China (SAR) .. .. 1.5 6.5 e, f .. .. .. .. .. ..

25 Singapore 6 6.3 1.8 7.5 0 g 14 h .. .. .. ..

28 Korea, Rep. of .. .. 2.7 2.1 e, f 8 .. <2 <2 .. ..

29 Cyprus .. .. 2.8 3.2 0 .. .. .. .. ..

30 Barbados 4 4.5 6.3 0.3 e 0 6 h .. .. .. ..

33 Brunei Darussalam .. .. 2.8 7.3 .. .. .. .. .. ..

34 Argentina .. .. 5.0 2.8 .. 5 3.3 14.3 .. ..

37 Chile 2 3.7 3.5 4.3 5 1 <2 9.6 17.0 1

40 Qatar 10 7.8 4.7 10.8 0 6 .. .. .. ..

41 United Arab Emirates .. .. 2.2 22.7 e .. 14 .. .. .. ..

43 Bahrain .. .. 3.8 12.3 .. 9 .. .. .. ..

44 Kuwait .. .. 2.5 17.1 e .. 10 .. .. .. ..

46 Uruguay 1 3.6 4.4 2.3 e 2 5 <2 3.9 .. 0

47 Costa Rica 3 4.0 3.7 4.2 e 3 5 2.0 9.5 22.0 –10

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. 1 .. .. .. .. ..

50 Bahamas .. .. 13.4 4.5 e, f 3 .. .. .. .. ..

51 Seychelles .. .. .. 8.1 13 6 h .. .. .. ..

52 Cuba 5 4.8 3.2 3.1 e 9 4 .. .. .. ..

53 Mexico 13 8.4 6.0 9.7 9 8 9.9 26.3 10.1 j –13

54 Tonga .. .. 5.0 1.1 i 0 .. .. .. .. ..

56 Panama 9 7.7 6.8 8.1 9 7 7.2 17.6 37.3 –10

57 Trinidad and Tobago 15 8.8 11.6 1.5 e 9 7 h 12.4 39.0 21.0 –14

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 33 15.3 4.2 18.3 e 28 5 .. .. .. ..

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. 9 10 h .. .. .. ..

61 Malaysia 16 8.9 4.3 11.3 5 12 <2 9.3 15.5 j 9

63 Brazil 20 10.3 10.3 11.6 11 6 8.2 22.4 17.4 –5

65 Mauritius 24 11.4 5.0 15.7 0 15 .. .. 10.6 ..

66 Grenada .. .. .. .. 5 .. .. .. .. ..

69 Colombia 8 7.4 8.3 5.8 8 7 8.2 22.6 64.0 –15

70 Dominica .. .. .. .. 3 5 h .. .. .. ..

71 Oman 46 21.1 3.9 25.6 e 21 24 .. .. .. ..

73 Thailand 28 12.8 9.9 7.4 15 19 h <2 32.5 13.1 18

74 Samoa (Western) .. .. 6.5 1.3 e 12 .. .. .. .. ..

75 Venezuela 14 8.8 8.2 7.0 17 4 15.0 32.0 31.3 j –19

76 Saint Lucia 12 8.3 5.9 9.9 2 14 h .. .. .. ..

77 Saudi Arabia 32 14.9 5.8 20.6 5 g 14 .. .. .. ..

79 Peru 26 12.0 10.3 12.3 19 7 18.1 37.7 49.0 –17

81 Lebanon 18 9.6 5.7 13.5 e, f 0 3 .. .. .. ..

82 Ecuador 22 10.6 8.6 9.0 14 12 17.7 40.8 35.0 –18

84 Philippines 35 16.3 7.2 7.4 15 31 14.6 46.4 36.8 –4

85 China 27 12.3 6.9 9.1 23 10 16.6 46.7 4.6 –13

86 Suriname 23 10.9 10.1 12.0 8 13 .. .. .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 6.6 .. .. .. .. .. .. ..

88 Paraguay 17 9.4 8.1 8.4 17 5 16.4 33.2 21.8 –19

89 Tunisia 43 18.3 4.7 25.7 18 4 <2 6.6 7.6 27

90 Jordan 11 8.1 6.4 10.1 9 4 <2 7.4 11.7 5

91 Belize 38 16.7 10.6 23.1 9 6 h .. .. .. ..

92 Fiji 49 21.3 7.0 7.1 i 53 g 8 h .. .. .. ..

93 Sri Lanka 42 18.0 4.3 9.6 h 22 29 7.6 50.7 25.0 10

94 Turkey 19 9.7 8.9 11.7 7 8 <2 10.3 .. 11

95 Dominican Republic 25 11.8 14.1 12.3 7 5 <2 <2 28.6 15

96 Maldives 37 16.6 11.4 2.8 e 16 30 .. .. .. ..

Human	and	income	poverty:	developing	countries
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98 Jamaica 21 10.5 11.3 12.4 e 7 4 <2 13.3 18.7 13

99 Iran, Islamic Rep. of 36 16.4 7.2 23.0 7 11 <2 7.3 .. 22

102 Occupied Palestinian Territories 7 6.5 5.3 8.1 6 4 .. .. .. ..

103 Algeria 48 21.3 7.8 30.2 13 6 <2 15.1 12.2 29

104 El Salvador 34 15.9 9.9 20.3 e 18 10 31.1 58.0 48.3 –23

105 Cape Verde 45 18.7 7.6 24.3 e 20 14 h .. .. .. ..

106 Syrian Arab Republic 29 13.8 4.6 17.1 21 7 .. .. .. ..

107 Guyana 31 14.8 18.2 1.4 k, l 17 14 .. .. 35.0 ..

108 Viet Nam 47 21.2 9.4 9.7 i 27 33 .. .. 50.9 ..

110 Indonesia 41 17.8 11.2 12.1 e 22 26 7.5 52.4 27.1 10

112 Nicaragua 40 17.7 10.1 23.3 19 10 45.1 79.9 47.9 –30

113 Bolivia 30 13.9 16.0 13.5 15 8 14.4 34.3 62.7 –5

114 Mongolia 44 18.5 13.3 2.2 38 13 27.0 74.9 36.3 –14

116 Honduras 39 16.9 15.8 20.0 10 17 20.7 44.0 53.0 –12

117 Guatemala 51 22.9 15.9 30.9 5 23 16.0 37.4 56.2 2

118 Vanuatu 52 24.7 8.9 26.0 i 40 20 h .. .. .. ..

119 Egypt 55 30.9 7.8 44.4 i 2 9 3.1 43.9 16.7 18

120 South Africa 56 30.9 43.3 17.6 i 13 12 10.7 34.1 .. 12

121 Equatorial Guinea 71 38.1 47.7 15.8 56 19 .. .. .. ..

123 Gabon .. .. 32.6 .. 13 12 .. .. .. ..

124 Morocco 61 34.5 8.6 49.3 e 20 9 <2 14.3 19.0 35

125 Namibia 60 33.0 45.4 15.0 20 24 34.9 55.8 .. –12

126 São Tomé and Principe .. .. 17.1 .. 21 13 .. .. .. ..

127 India 58 31.3 16.6 39.0 14 47 34.7 79.9 28.6 –12

128 Solomon Islands .. .. 14.1 .. 30 21 h .. .. .. ..

129 Myanmar 50 21.9 21.2 10.3 20 35 .. .. .. ..

130 Cambodia 81 41.3 28.3 26.4 66 45 34.1 77.7 36.1 5

131 Botswana 94 48.4 69.1 21.1 e 5 13 23.5 50.1 .. 22

132 Comoros 57 31.2 15.5 43.8 e 6 25 .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 72 38.2 28.0 31.3 57 40 26.3 73.2 38.6 2

134 Bhutan .. .. 18.0 .. 38 19 .. .. .. ..

135 Pakistan 68 37.1 16.1 51.3 10 38 13.4 65.6 32.6 18

136 Nepal 74 38.7 17.6 51.4 16 48 37.7 82.5 42.0 –5

137 Papua New Guinea 78 40.5 22.4 42.7 61 35 h .. .. 37.5 ..

138 Ghana 62 35.1 27.7 45.9 21 25 44.8 78.5 39.5 –16

139 Bangladesh 86 44.1 15.9 58.9 e 25 48 36.0 82.8 49.8 5

140 Timor-Leste .. .. 25.5 .. 48 43 .. .. .. ..

141 Sudan 59 32.4 27.0 41.0 h 31 17 .. .. .. ..

142 Congo 54 30.1 33.6 17.2 e 54 14 .. .. .. ..

143 Togo 76 39.5 31.0 47.0 49 25 .. .. 32.3 j ..

144 Uganda 66 36.0 41.6 31.1 e 44 23 .. .. 55.0 ..

145 Zimbabwe 89 45.9 65.9 10.0 e 17 13 56.1 83.0 34.9 –1

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 63 35.3 27.8 29.4 55 33 61.0 85.1 71.3 –23

147 Swaziland 97 52.9 74.3 20.8 48 10 .. .. 40.0 ..

148 Cameroon 67 36.2 43.9 32.1 37 21 17.1 50.6 40.2 9

149 Lesotho 91 47.6 67.6 18.6 24 18 36.4 56.1 49.2 9

150 Djibouti 53 29.5 30.6 34.5 e, f 20 18 .. .. 45.1 ..

151 Yemen 77 40.3 18.8 51.0 e 31 46 15.7 45.2 41.8 19

152 Mauritania 79 40.5 30.5 48.8 44 32 25.9 63.1 46.3 9

153 Haiti 70 38.0 34.4 48.1 e 29 17 .. .. 65.0 j ..

154 Kenya 64 35.4 44.8 26.4 38 20 22.8 58.3 42.0 2

155 Gambia 88 44.7 27.8 62.2 e, f 18 17 59.3 82.9 64.0 –5

156 Guinea .. .. 30.0 .. 49 23 .. .. 40.0 ..
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† Denotes indicators used to calculate the human 

poverty index (HPI-1). For further details, see 
Technical note 1.

a Data refer to the probability at birth of not surviving 
to age 40, multiplied by 100. 

b Data refer to national literacy estimates from 
censuses or surveys conducted between 2000 and 
2004, unless otherwise noted. Due to differences 
in methodology and timeliness of underlying data, 
comparisons across countries and over time should 
be made with caution. For more details, see www.
uis.unesco.org/ev.php?ID=4930_201&ID2=DO_
TOPIC.

c Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

d Income poverty refers to the share of the population 
living on less than $1 a day. All countries with an 
income poverty rate of less than 2% were given 
equal rank. The rankings are based on countries 
for which data are available for both indicators. A 
positive figure indicates that the country performs 
better in income poverty than in human poverty, a 
negative the opposite.

e Estimate produced by the United Nations 
Educational, Scientific and Cultural Organization 
Institute for Statistics in July 2002.

f UNESCO Institute for Statistics 2003a. Estimates 
are based on outdated census or household survey 
information and should be interpreted with caution.

g UNICEF 2004. Data refer to 2000.
h UNICEF 2004. Data refer to a year or period 

other than that specified, differ from the standard 
definition or refer to only part of a country.

i Data refer to a year between 1995 and 1999.
j Data refer to a period other than that specified.
k Data refer to year other than that specified.
l Data are from the Secretariat of the Caribbean 

Community, based on national sources.

SoUrCES
Column 1: determined on the basis of the HPI-1 
values in column 2.
Column 2: calculated on the basis of data in columns 
3–6; see Technical note 1 for details.
Column 3: UN 2005h.
Column 4: calculated on the basis of data on adult 
literacy from UNESCO Institute for Statistics 2005a.
Columns 5 and 6: UN 2005f. 
Columns 7–9: World Bank 2005c. 
Column 10: calculated on the basis of data in 
columns 1 and 7.

157 Senegal 87 44.2 26.6 60.7 28 23 26.3 67.8 33.4 14

158 Nigeria 75 38.8 46.0 33.2 e 40 29 70.2 90.8 34.1 –19

159 Rwanda 69 37.7 45.5 36.0 27 27 51.7 83.7 51.2 –13

160 Angola 83 41.5 48.1 33.2 50 31 .. .. .. ..

161 Eritrea 73 38.7 27.6 43.3 e, f 43 40 .. .. 53.0 ..

162 Benin 95 48.4 30.0 66.4 32 23 .. .. 33.0 ..

163 Côte d’Ivoire 84 41.9 42.3 51.9 16 21 10.8 38.4 36.8 29

164 Tanzania, U. Rep. of 65 35.8 44.4 30.6 27 29 19.9 59.7 35.7 5

165 Malawi 85 43.4 56.3 35.9 i 33 22 41.7 76.1 65.3 0

166 Zambia 90 46.4 60.1 32.1 i 45 28 63.7 87.4 72.9 –6

167 Congo, Dem. Rep. of the 82 41.4 45.4 34.7 54 31 .. .. .. ..

168 Mozambique 96 49.1 50.9 53.5 e 58 24 37.9 78.4 69.4 10

169 Burundi 80 40.9 46.3 41.1 21 45 58.4 89.2 .. –10

170 Ethiopia 99 55.3 39.5 58.5 e 78 47 26.3 80.7 44.2 23

171 Central African Republic 92 47.8 56.2 51.4 25 24 66.6 84.0 .. –5

172 Guinea-Bissau 93 48.2 42.9 60.4 e, f 41 25 .. .. 48.7 ..

173 Chad 100 58.8 45.2 74.5 66 28 .. .. 64.0 ..

174 Mali 101 60.3 37.3 81.0 i 52 33 72.3 90.6 63.8 –2

175 Burkina Faso 102 64.2 38.9 87.2 i 49 34 44.9 81.0 45.3 11

176 Sierra Leone 98 54.9 47.0 70.4 43 27 57.0 74.5 68.0 4

177 Niger 103 64.4 41.4 85.6 54 40 61.4 85.3 63.0 j 4

	 1	 Uruguay
	 2	 Chile
	 3	 Costa	Rica
	 4	 Barbados
	 5	 Cuba
	 6	 Singapore
	 7	 	Occupied	Palestinian	

Territories
	 8	 Colombia
	 9	 Panama
	10	 Qatar
	11	 Jordan
	12	 Saint	Lucia
	13	 Mexico
	14	 Venezuela
	15	 Trinidad	and	Tobago
	16	 Malaysia
	17	 Paraguay
	18	 Lebanon
	19	 Turkey
	20	 Brazil

	21	 Jamaica
	22	 Ecuador
	23	 Suriname
	24	 Mauritius
	25	 Dominican	Republic
	26	 Peru
	27	 China
	28	 Thailand
	29	 Syrian	Arab	Republic
	30	 Bolivia
	31	 Guyana
	32	 Saudi	Arabia
	33	 Libyan	Arab	Jamahiriya
	34	 El	Salvador
	35	 Philippines
	36	 Iran,	Islamic	Rep.	of
	37	 Maldives
	38	 Belize
	39	 Honduras
	40	 Nicaragua
	41	 Indonesia

	42	 Sri	Lanka
	43	 Tunisia
	44	 Mongolia
	45	 Cape	Verde
	46	 Oman
	47	 Viet	Nam
	48	 Algeria
	49	 Fiji
	50	 Myanmar
	51	 Guatemala
	52	 Vanuatu
	53	 Djibouti
	54	 Congo
	55	 Egypt
	56	 South	Africa
	57	 Comoros
	58	 India
	59	 Sudan
	60	 Namibia
	61	 Morocco
	62	 Ghana

	63	 Madagascar
	64	 Kenya
	65	 Tanzania,	U.	Rep.	of
	66	 Uganda
	67	 Cameroon
	68	 Pakistan
	69	 Rwanda
	70	 Haiti
	71	 Equatorial	Guinea
	72	 Lao	People’s	Dem.		Rep.
	73	 Eritrea
	74	 Nepal
	75	 Nigeria
	76	 Togo
	77	 Yemen
	78	 Papua	New	Guinea
	79	 Mauritania
	80	 Burundi
	81	 Cambodia
	82	 Congo,	Dem.	Rep.	of	the
	83	 Angola

	 84	 Côte	d’Ivoire
	 85	 Malawi
	 86	 Bangladesh
	 87	 Senegal
	 88	 Gambia
	 89	 Zimbabwe
	 90	 Zambia
	 91	 Lesotho
	 92	 	Central	African	

Republic
	 93	 Guinea-Bissau
	 94	 Botswana
	 95	 Benin
	 96	 Mozambique
	 97	 Swaziland
	 98	 Sierra	Leone
	 99	 Ethiopia
	100	 Chad
	101	 Mali
	102	 Burkina	Faso
	103	 Niger

HPI-1 ranks for 103 developing countries and areas

ta
b

l
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 2 7.0 8.4 7.9 0.3 6.4 4.3 .. –1

2 Iceland .. .. 6.8 .. 0.4 f .. .. .. ..

3 Australia 14 12.8 7.7 17.0 g 1.4 14.3 17.6 .. –3

4 Luxembourg 8 11.1 9.7 .. h 1.0 f, g 6.0 0.3 .. 6

5 Canada 9 11.3 8.1 14.6 0.8 12.8 7.4 .. –7

6 Sweden 1 6.5 7.2 7.5 g 0.9 6.5 6.3 .. –3

7 Switzerland 7 11.0 7.8 15.9 1.1 9.3 .. .. –3

8 Ireland 16 15.2 8.7 22.6 g 1.6 12.3 .. .. 3

9 Belgium 13 12.4 9.4 18.4 g, j 3.7 8.0 .. .. 7

10 United States 17 15.4 11.8 20.0 0.7 17.0 13.6 .. –1

11 Japan 12 11.7 7.1 .. h 1.8 11.8 k .. .. 0

12 Netherlands 3 8.2 8.7 10.5 i 1.2 7.3 7.1 .. –2

13 Finland 4 8.2 9.7 10.4 i 2.2 5.4 4.8 .. 3

14 Denmark 5 8.9 10.4 9.6 i 1.1 9.2 .. .. –4

15 United Kingdom 15 14.8 8.7 21.8 i 1.2 12.5 15.7 .. 1

16 France 10 11.4 9.8 .. h 4.2 8.0 9.9 .. 4

17 Austria .. .. 9.1 .. 1.4 8.0 .. .. ..

18 Italy 18 29.9 7.8 47.0 5.1 12.7 .. .. 3

19 New Zealand .. .. 8.9 18.4 i 0.6 .. .. .. ..

20 Germany 6 10.3 8.8 14.4 i 4.6 8.3 7.3 .. –2

21 Spain 11 11.6 8.7 .. h 4.5 10.1 .. .. 0

23 Israel .. .. 7.7 .. .. 13.5 .. .. ..

24 Greece .. .. 9.2 .. 5.4 .. .. .. ..

26 Slovenia .. .. 11.8 .. .. 8.2 .. <1 ..

27 Portugal .. .. 10.3 .. 2.0 .. .. .. ..

31 Czech Republic .. .. 12.1 .. 3.9 4.9 .. <1 ..

32 Malta .. .. 7.7 .. .. .. .. .. ..

35 Hungary .. .. 18.3 .. 2.5 6.7 .. <1 ..

36 Poland .. .. 15.1 .. 9.8 8.6 .. 10 ..

38 Estonia .. .. 21.7 .. .. 12.4 .. 18 ..

39 Lithuania .. .. 20.6 .. .. .. .. 17 ..

42 Slovakia .. .. 14.9 .. 10.7 7.0 .. 8 ..

45 Croatia .. .. 13.1 .. .. .. .. .. ..

48 Latvia .. .. 21.5 .. .. .. .. 28 ..

55 Bulgaria .. .. 16.6 .. .. .. .. 22 ..

Human	and	income	poverty:	OeCD	countries,	
eastern	europe	and	the	CIS

Monitoring	human	development:	enlarging	people’s	choices	.	.	.
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notES
 This table includes Israel and Malta, which are 

not Organisation for Economic Co-operation and 
Development (OECD) member countries, but 
excludes the Republic of Korea, Mexico and Turkey, 
which are. For the human poverty index and related 
indicators for these countries, see table 3.

† Denotes indicators used to calculate the human 
poverty index (HPI-2). For further details, see 
Technical note 1.

a The human poverty index (HPI-2) is calculated for 
selected high-income OECD countries only. 

b Data refer to the probability at birth of not surviving 
to age 60, multiplied by 100.

c Based on scoring at level 1 on the prose literacy 
scale of the International Adult Literacy Survey. 
Data refer to the most recent year available during 
the period specified. 

d Income poverty refers to the share of the population 
living on less than 50% of the median adjusted 
disposible household income. A positive figure 
indicates that the country performs better in 

income poverty than in human poverty, a negative 
the opposite. 

e Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

f Data refer to 2002.
g Based on OECD and Statistics Canada 2000.
h For purposes of calculating the HPI-2 an estimate 

of 16.4%, the unweighted average of countries with 
available data, was applied. 

i Data are based on small sample sizes and should 
be treated with caution.

j Data refer to Flanders. 
k Smeeding 1997.

SoUrCES
Column 1: determined on the basis of HPI-2 values 
in column 2.
Column 2: calculated on the basis of data in columns 
3–6; see Technical note 1 for details.
Column 3: calculated on the basis of survival data 
from UN 2005h.
Column 4: OECD and Statistics Canada 2005, unless 
otherwise noted. 
Column 5: calculated on the basis of data on youth 
long-term unemployment and labour force from OECD 
2005d.
Column 6: LIS 2005.
Column 7: Smeeding, Rainwater and Burtless 2000.
Column 8: Milanovic 2002.
Column 9: calculated on the basis of data in columns 
1 and 6.

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

59 Macedonia, TFYR .. .. 13.3 .. .. .. .. .. ..

62 Russian Federation .. .. 31.6 .. .. 18.8 .. 53 ..

64 Romania .. .. 19.0 .. .. 8.1 .. 23 ..

67 Belarus .. .. 26.7 .. .. .. .. .. ..

68 Bosnia and Herzegovina .. .. 13.6 .. .. .. .. .. ..

72 Albania .. .. 11.4 .. .. .. .. .. ..

78 Ukraine .. .. 31.0 .. .. .. .. 25 ..

80 Kazakhstan .. .. 32.0 .. .. .. .. 62 ..

83 Armenia .. .. 18.0 .. .. .. .. .. ..

97 Turkmenistan .. .. 32.0 .. .. .. .. .. ..

100 Georgia .. .. 18.9 .. .. .. .. .. ..

101 Azerbaijan .. .. 24.9 .. .. .. .. .. ..

109 Kyrgyzstan .. .. 26.0 .. .. .. .. 88 ..

111 Uzbekistan .. .. 26.3 .. .. .. .. .. ..

115 Moldova, Rep. of .. .. 25.5 .. .. .. .. 82 ..

122 Tajikistan .. .. 29.0 .. .. .. .. .. ..

1	 Sweden

2	 Norway

3	 Netherlands

4	 Finland

5	 Denmark

6	 Germany

7	 Switzerland

8	 Luxembourg

9	 Canada

10	 France

11	 Spain

12	 Japan

13	 Belgium

14	 Australia

15	 United	Kingdom

16	 Ireland

17	 United	States

18	 Italy

HPI-2 ranks for 18 selected OECD countries
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 4.0 4.6 4.8 0.5 0.5 68.2 78.6 86.4 19.9 17.5 13.3 17.5 2.2 1.8

2 Iceland 0.2 0.3 0.3 1.0 0.8 86.6 92.8 94.1 22.5 19.4 10.1 14.0 2.8 2.0

3 Australia 13.6 19.7 22.2 1.3 1.0 85.9 91.9 94.9 20.3 17.7 10.7 15.5 2.5 1.7

4 Luxembourg 0.4 0.5 0.5 0.8 1.2 73.7 91.8 94.1 19.0 17.6 11.9 14.3 2.0 1.7

5 Canada 23.1 31.6 35.1 1.1 0.9 75.6 80.4 84.0 18.2 15.3 11.1 16.2 2.0 1.5

6 Sweden 8.2 9.0 9.3 0.3 0.3 82.7 83.4 84.3 17.9 16.4 15.0 20.4 1.9 1.6

7 Switzerland 6.3 7.2 7.3 0.5 0.1 55.7 67.6 68.7 17.0 14.1 13.5 19.8 1.8 1.4

8 Ireland 3.2 4.0 4.7 0.8 1.3 53.6 59.9 63.6 20.6 20.2 9.3 12.6 3.8 1.9

9 Belgium 9.8 10.4 10.5 0.2 0.1 94.5 97.2 97.5 17.1 15.5 15.1 19.4 1.9 1.7

10 United States 220.2 292.6 325.7 1.0 0.9 73.7 80.1 83.6 21.1 19.7 10.7 14.1 2.0 2.0

11 Japan 111.5 127.7 128.0 0.5 (.) 56.8 65.5 67.7 14.2 13.3 16.0 26.0 2.1 1.3

12 Netherlands 13.7 16.1 16.8 0.6 0.3 56.9 65.8 71.4 18.4 16.4 11.9 17.5 2.1 1.7

13 Finland 4.7 5.2 5.4 0.4 0.2 58.3 61.0 62.1 17.7 15.8 13.4 20.3 1.6 1.7

14 Denmark 5.1 5.4 5.6 0.2 0.2 82.1 85.4 86.8 18.8 17.0 12.8 18.4 2.0 1.8

15 United Kingdom 55.4 59.3 61.4 0.2 0.3 82.7 89.1 90.2 18.4 16.4 13.8 18.1 2.0 1.7

16 France 52.7 60.0 62.3 0.5 0.3 72.9 76.3 79.0 18.3 17.6 14.5 19.0 2.3 1.9

17 Austria 7.6 8.1 8.3 0.3 0.1 65.3 65.8 67.2 16.0 13.4 14.0 19.6 2.0 1.4

18 Italy 55.4 58.0 57.8 0.2 (.) 65.6 67.4 69.2 14.1 13.2 16.7 23.0 2.3 1.3

19 New Zealand 3.1 3.9 4.3 0.9 0.7 82.8 85.9 87.0 22.0 18.9 10.4 15.0 2.8 2.0

20 Germany 78.7 82.6 82.5 0.2 (.) 81.2 88.1 90.0 14.8 12.9 15.0 20.7 1.6 1.3

21 Spain 35.6 42.1 44.4 0.6 0.4 69.6 76.5 78.1 14.3 15.3 14.5 18.0 2.9 1.3

22 Hong Kong, China (SAR) 4.4 6.9 7.8 1.6 1.0 89.7 100.0 100.0 15.2 12.7 9.8 14.4 2.9 0.9

23 Israel 3.4 6.5 7.8 2.3 1.6 86.6 91.6 92.4 28.0 25.8 8.7 11.5 3.8 2.9

24 Greece 9.0 11.1 11.2 0.7 0.1 55.3 60.9 65.2 14.6 13.5 15.2 19.3 2.3 1.3

25 Singapore 2.3 4.2 4.8 2.2 1.1 100.0 100.0 100.0 20.7 13.2 6.5 13.3 2.6 1.4

26 Slovenia 1.7 2.0 1.9 0.4 –0.1 42.4 50.8 52.6 14.5 13.0 12.9 18.1 2.2 1.2

27 Portugal 9.1 10.4 10.8 0.5 0.3 27.7 54.6 60.9 16.0 15.1 14.4 18.9 2.7 1.5

28 Korea, Rep. of 35.3 47.5 49.1 1.1 0.3 48.0 80.3 83.0 19.5 13.9 7.0 13.2 4.3 1.2

29 Cyprus 0.6 0.8 0.9 1.0 1.1 45.2 69.2 71.6 20.9 17.2 10.0 14.2 2.5 1.6

30 Barbados 0.2 0.3 0.3 0.3 0.2 40.8 51.7 59.1 19.6 16.7 9.0 11.5 2.7 1.5

31 Czech Republic 10.0 10.2 10.1 0.1 –0.1 63.7 74.3 75.7 15.3 13.4 12.2 18.4 2.2 1.2

32 Malta 0.3 0.4 0.4 1.0 0.4 80.4 91.6 93.7 18.5 15.2 11.1 18.3 2.1 1.5

33 Brunei Darussalam 0.2 0.4 0.5 2.9 2.0 62.0 76.1 82.8 30.3 25.8 2.4 4.3 5.4 2.5

34 Argentina 26.0 38.0 42.7 1.3 1.0 81.0 90.1 92.2 27.1 23.9 8.7 11.1 3.1 2.4

35 Hungary 10.5 10.2 9.8 –0.1 –0.3 52.8 65.2 70.0 16.2 14.0 13.1 17.5 2.1 1.3

36 Poland 34.0 38.6 38.1 0.5 –0.1 55.4 61.9 64.0 17.3 14.3 10.9 14.9 2.3 1.3

37 Chile 10.4 16.0 17.9 1.5 1.0 78.4 87.0 90.2 26.1 20.9 6.6 10.5 3.6 2.0

38 Estonia 1.4 1.3 1.3 –0.2 –0.3 67.6 69.5 71.4 16.2 15.7 13.9 17.4 2.2 1.4

39 Lithuania 3.3 3.5 3.3 0.2 –0.4 55.7 66.8 67.5 18.0 13.8 13.0 16.7 2.3 1.3

40 Qatar 0.2 0.7 1.0 5.2 2.3 84.8 92.0 93.6 23.1 21.8 0.9 2.0 6.8 3.0

41 United Arab Emirates 0.5 4.0 5.6 7.2 2.7 83.6 85.1 87.2 22.8 19.8 0.8 1.4 6.4 2.5

42 Slovakia 4.7 5.4 5.4 0.5 (.) 46.3 57.5 60.8 17.8 14.0 10.1 14.1 2.5 1.2

43 Bahrain 0.3 0.7 0.9 3.4 1.6 85.8 90.0 91.4 27.7 21.7 2.3 4.4 5.9 2.5

44 Kuwait 1.0 2.5 3.4 3.3 2.4 83.8 96.2 96.9 24.8 23.2 1.1 3.1 6.9 2.4

45 Croatia 4.3 4.5 4.5 0.2 –0.1 45.1 59.0 64.6 16.1 13.9 14.2 18.7 2.0 1.3

46 Uruguay 2.8 3.4 3.7 0.7 0.6 83.4 92.5 94.4 24.5 22.4 11.5 13.8 3.0 2.3

47 Costa Rica 2.1 4.2 5.0 2.5 1.5 42.5 60.6 66.8 29.7 23.8 4.7 7.4 4.3 2.3

48 Latvia 2.5 2.3 2.2 –0.2 –0.5 65.4 66.3 66.3 15.9 14.1 14.2 18.3 2.0 1.3

49 Saint Kitts and Nevis (.) (.) (.) –0.2 1.1 35.0 32.2 32.5 .. .. .. .. .. ..

50 Bahamas 0.2 0.3 0.4 1.8 1.3 73.4 89.4 91.6 28.9 24.7 4.9 8.2 3.4 2.3

51 Seychelles 0.1 0.1 0.1 1.0 0.9 33.3 50.0 53.3 .. .. .. .. .. ..

52 Cuba 9.3 11.2 11.4 0.7 0.2 64.2 75.7 78.1 19.9 16.6 8.6 14.4 3.5 1.6

53 Mexico 59.3 104.3 119.1 2.0 1.1 62.8 75.5 78.8 32.1 25.5 4.2 7.1 6.6 2.4

Demographic	trends
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54 Tonga 0.1 0.1 0.1 0.4 0.2 24.4 33.5 38.2 36.5 30.7 4.6 6.9 5.5 3.5

55 Bulgaria 8.7 7.8 7.2 –0.4 –0.8 57.5 69.8 74.0 14.4 13.1 14.3 18.6 2.2 1.2

56 Panama 1.7 3.1 3.8 2.1 1.6 49.0 57.2 61.7 30.9 27.2 4.8 7.5 4.9 2.7

57 Trinidad and Tobago 1.0 1.3 1.3 0.9 0.3 63.0 75.4 79.7 22.7 20.2 5.9 9.9 3.5 1.6

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 2.4 5.6 7.0 3.0 1.8 60.9 86.2 89.0 30.8 28.9 2.9 5.6 7.6 3.0

59 Macedonia, TFYR 1.7 2.0 2.1 0.7 0.1 50.6 59.6 62.0 20.6 16.6 8.8 12.9 3.0 1.5

60 Antigua and Barbuda 0.1 0.1 0.1 0.9 1.2 34.2 37.8 43.4 .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 12.3 24.4 29.6 2.5 1.6 37.7 63.8 71.0 33.0 27.2 3.5 6.1 5.2 2.9

62 Russian Federation 134.2 144.6 136.7 0.3 –0.5 66.4 73.3 74.3 16.2 16.4 11.5 13.3 2.0 1.3

63 Brazil 108.1 181.4 209.4 1.8 1.2 61.2 83.0 88.4 28.4 25.4 4.9 7.8 4.7 2.3

64 Romania 21.2 21.9 20.9 0.1 –0.4 42.8 54.6 56.4 16.5 14.4 12.1 15.5 2.6 1.3

65 Mauritius 0.9 1.2 1.3 1.1 0.8 43.4 43.3 47.3 25.1 21.3 5.4 8.3 3.2 2.0

66 Grenada 0.1 0.1 0.1 0.4 1.3 32.6 40.7 49.5 .. .. .. .. .. ..

67 Belarus 9.4 9.9 9.2 0.2 –0.6 50.3 70.9 75.2 16.4 14.5 12.5 13.5 2.3 1.2

68 Bosnia and Herzegovina 3.7 3.9 3.9 0.2 –0.1 31.3 44.4 51.1 17.4 14.0 10.3 16.7 2.6 1.3

69 Colombia 25.4 44.2 52.1 2.0 1.4 60.0 76.4 81.3 31.8 26.8 4.2 6.5 5.0 2.6

70 Dominica 0.1 0.1 0.1 0.3 0.9 55.3 72.0 76.2 .. .. .. .. .. ..

71 Oman 0.9 2.5 3.2 3.6 1.9 19.6 77.6 82.6 35.2 30.6 1.8 3.4 7.2 3.8

72 Albania 2.4 3.1 3.3 0.9 0.6 32.7 43.8 51.2 28.3 23.1 6.3 9.9 4.7 2.3

73 Thailand 41.3 63.1 69.1 1.5 0.7 23.8 32.0 36.7 24.5 21.2 5.4 9.3 5.0 1.9

74 Samoa (Western) 0.2 0.2 0.2 0.7 0.3 21.1 22.3 24.7 41.0 34.2 3.7 5.0 5.7 4.4

75 Venezuela 12.7 25.8 31.3 2.5 1.6 75.8 87.6 90.0 32.1 27.8 4.0 6.8 4.9 2.7

76 Saint Lucia 0.1 0.2 0.2 1.3 0.8 23.6 30.5 36.8 29.9 25.4 6.1 7.3 5.7 2.2

77 Saudi Arabia 7.3 23.3 30.8 4.2 2.3 58.3 87.6 91.1 38.2 32.3 2.1 3.5 7.3 4.1

78 Ukraine 49.0 47.5 41.8 –0.1 –1.1 58.3 67.3 68.9 16.0 13.5 13.1 16.4 2.2 1.1

79 Peru 15.2 27.2 32.2 2.1 1.4 61.5 73.9 78.0 33.2 27.9 4.1 6.5 6.0 2.9

80 Kazakhstan 14.1 14.9 14.9 0.2 (.) 52.2 55.9 58.2 24.8 21.3 6.6 8.0 3.5 2.0

81 Lebanon 2.7 3.5 4.0 1.0 1.0 67.0 87.5 90.1 29.5 24.4 5.9 7.7 4.8 2.3

82 Ecuador 6.9 12.9 15.1 2.2 1.4 42.4 61.8 67.6 33.2 28.1 4.6 7.3 6.0 2.8

83 Armenia 2.8 3.0 3.0 0.3 –0.2 63.0 64.5 64.2 22.8 17.4 9.6 11.0 3.0 1.3

84 Philippines 42.0 80.2 96.8 2.3 1.6 35.6 61.0 69.2 36.1 30.0 3.0 4.9 6.0 3.2

85 China 927.8 d 1,300.0 d 1,393.0 d 1.2 d 0.6 d 17.4 38.6 49.5 22.7 18.5 5.9 9.6 4.9 1.7

86 Suriname 0.4 0.4 0.5 0.7 0.5 49.5 76.0 81.6 30.9 26.7 5.1 7.2 5.3 2.6

87 Saint Vincent and the Grenadines 0.1 0.1 0.1 0.7 0.4 27.0 58.2 68.6 30.5 26.5 5.5 7.1 5.5 2.3

88 Paraguay 2.7 5.9 7.6 2.8 2.2 39.0 57.2 64.3 38.4 33.9 3.0 4.3 5.7 3.9

89 Tunisia 5.7 9.9 11.1 2.0 1.0 49.9 63.7 68.1 27.5 21.9 5.0 6.8 6.2 2.0

90 Jordan 1.9 5.4 7.0 3.7 2.1 57.8 79.1 81.1 38.0 31.7 2.3 4.0 7.8 3.5

91 Belize 0.1 0.3 0.3 2.4 1.8 50.2 48.4 51.8 37.9 31.2 3.5 4.7 6.3 3.2

92 Fiji 0.6 0.8 0.9 1.3 0.7 36.7 51.7 60.1 32.3 27.6 2.9 5.4 4.2 2.9

93 Sri Lanka 14.0 20.4 22.3 1.3 0.7 22.0 21.1 22.5 24.8 21.4 5.8 9.3 4.1 2.0

94 Turkey 41.2 71.3 82.6 2.0 1.2 41.6 66.3 71.9 29.7 25.8 4.3 6.2 5.3 2.5

95 Dominican Republic 5.1 8.6 10.1 1.9 1.3 45.7 59.3 64.6 33.6 29.5 3.2 5.3 5.6 2.7

96 Maldives 0.1 0.3 0.4 2.9 2.4 18.1 28.8 35.2 42.0 35.7 2.7 3.3 7.0 4.3

97 Turkmenistan 2.5 4.7 5.5 2.2 1.3 47.6 45.4 50.0 33.5 27.0 3.8 4.4 6.2 2.8

98 Jamaica 2.0 2.6 2.7 1.0 0.4 44.1 52.2 54.2 32.1 26.7 6.6 8.2 5.0 2.4

99 Iran, Islamic Rep. of 33.3 68.2 79.9 2.6 1.3 45.8 66.6 73.9 31.0 25.6 3.7 4.9 6.4 2.1

100 Georgia 4.9 4.6 4.2 –0.3 –0.7 49.5 52.0 51.6 20.0 15.8 11.5 14.4 2.6 1.5

101 Azerbaijan 5.7 8.3 9.1 1.3 0.7 51.5 50.1 51.3 27.9 21.2 5.5 6.7 4.3 1.9

102 Occupied Palestinian Territories 1.3 3.5 5.0 3.6 3.0 59.6 71.1 75.6 46.0 41.6 2.7 3.0 7.7 5.6

103 Algeria 16.0 31.9 38.1 2.5 1.5 40.3 58.8 65.3 31.2 26.7 3.6 5.0 7.4 2.5

104 El Salvador 4.1 6.6 8.0 1.7 1.6 41.5 59.4 64.2 34.7 29.8 4.4 6.2 6.1 2.9

105 Cape Verde 0.3 0.5 0.6 2.0 2.2 21.4 55.9 64.8 40.7 35.6 3.7 3.3 7.0 3.8

106 Syrian Arab Republic 7.5 18.1 23.8 3.1 2.3 45.1 50.2 52.4 38.0 33.2 2.5 3.6 7.5 3.5
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107 Guyana 0.7 0.7 0.7 0.1 –0.1 30.0 37.6 44.2 29.8 24.8 4.4 6.6 4.9 2.3

108 Viet Nam 48.0 82.0 95.0 1.9 1.2 18.9 25.8 32.4 31.1 25.0 4.6 5.6 6.7 2.3

109 Kyrgyzstan 3.3 5.1 5.9 1.6 1.1 37.9 34.0 35.4 32.8 27.5 5.0 5.5 4.7 2.7

110 Indonesia 134.4 217.4 246.8 1.7 1.1 19.3 45.5 57.8 29.0 25.2 4.2 6.4 5.2 2.4

111 Uzbekistan 14.0 25.8 30.7 2.2 1.4 39.1 36.7 37.0 34.8 28.3 3.8 4.4 6.3 2.7

112 Nicaragua 2.6 5.3 6.6 2.5 1.9 48.9 57.3 62.8 40.2 33.4 2.7 3.9 6.8 3.3

113 Bolivia 4.8 8.8 10.9 2.2 1.7 41.3 63.4 69.0 38.8 33.5 3.6 5.2 6.5 4.0

114 Mongolia 1.4 2.6 3.0 2.1 1.2 48.7 56.8 59.5 32.2 26.3 3.1 4.1 7.3 2.4

115 Moldova, Rep. of 3.8 4.2 4.1 0.3 –0.2 35.8 46.1 50.0 20.0 15.2 8.4 10.9 2.6 1.2

116 Honduras 3.0 6.9 8.8 3.0 2.0 32.1 45.6 51.3 40.3 33.8 3.1 4.5 7.1 3.7

117 Guatemala 6.2 12.0 15.9 2.4 2.3 36.7 46.3 51.9 43.6 39.7 3.5 4.7 6.2 4.6

118 Vanuatu 0.1 0.2 0.3 2.5 1.8 15.7 22.9 28.6 40.8 35.5 2.6 4.0 6.1 4.2

119 Egypt 39.3 71.3 88.2 2.1 1.8 43.5 42.2 44.9 34.3 31.4 3.8 5.5 5.7 3.3

120 South Africa 25.9 46.9 47.9 2.1 0.2 48.0 56.9 62.7 32.9 30.2 3.2 6.1 5.5 2.8

121 Equatorial Guinea 0.2 0.5 0.6 2.7 2.2 27.1 48.0 58.2 44.2 45.6 3.2 3.8 5.7 5.9

122 Tajikistan 3.4 6.4 7.6 2.2 1.5 35.5 24.8 24.4 40.4 33.0 3.0 3.5 6.8 3.8

123 Gabon 0.6 1.3 1.6 2.9 1.5 40.0 83.7 89.1 40.9 35.5 3.8 4.4 5.3 4.0

124 Morocco 17.3 30.6 36.2 2.0 1.4 37.8 57.4 64.8 31.9 28.4 3.9 5.2 6.9 2.8

125 Namibia 0.9 2.0 2.2 2.9 1.0 20.6 32.4 39.8 42.6 34.7 2.8 4.2 6.6 4.0

126 São Tomé and Principe 0.1 0.1 0.2 2.1 2.1 27.3 37.8 40.3 40.1 36.4 3.5 3.4 6.5 4.1

127 India 620.7 1,070.8 1,260.4 1.9 1.4 21.3 28.3 32.2 32.9 28.0 4.1 6.2 5.4 3.1

128 Solomon Islands 0.2 0.5 0.6 3.1 2.3 9.1 16.5 20.9 41.3 36.4 1.8 2.8 7.2 4.3

129 Myanmar 30.1 49.5 55.0 1.8 0.9 23.9 29.5 37.6 30.8 23.6 4.0 6.4 5.8 2.5

130 Cambodia 7.1 13.5 17.1 2.3 1.9 10.3 18.6 26.1 38.3 34.1 2.8 4.4 5.5 4.1

131 Botswana 0.9 1.8 1.7 2.5 –0.4 12.8 51.6 57.5 38.2 34.7 2.6 4.8 6.8 3.2

132 Comoros 0.3 0.8 1.0 3.1 2.5 21.2 35.0 43.0 42.4 38.5 2.1 3.1 7.1 4.9

133 Lao People’s Dem. Rep. 3.0 5.7 7.3 2.2 2.1 11.1 20.7 27.4 41.7 37.1 2.9 3.7 6.2 4.8

134 Bhutan 1.2 2.1 2.7 2.1 2.2 3.5 8.5 12.6 39.5 34.7 3.6 5.1 5.9 4.4

135 Pakistan 68.3 151.8 193.4 2.9 2.0 26.4 34.1 39.5 39.5 34.1 3.0 4.2 6.6 4.3

136 Nepal 13.5 26.1 32.7 2.3 1.9 5.0 15.0 20.5 39.9 33.9 2.9 4.2 5.8 3.7

137 Papua New Guinea 2.9 5.7 7.0 2.4 1.8 11.9 13.2 14.5 41.0 34.0 1.8 2.7 6.1 4.1

138 Ghana 10.2 21.2 26.6 2.6 1.9 30.1 45.4 51.1 39.9 35.2 2.8 4.3 6.7 4.4

139 Bangladesh 73.2 136.6 168.2 2.2 1.7 9.9 24.3 29.6 36.3 31.4 2.8 4.2 6.2 3.2

140 Timor-Leste 0.7 0.8 1.5 0.7 4.9 8.9 7.7 9.5 42.5 46.7 2.2 3.0 6.2 7.8

141 Sudan 17.1 34.9 44.0 2.6 1.9 18.9 38.9 49.3 39.7 35.6 2.8 4.3 6.7 4.4

142 Congo 1.5 3.8 5.4 3.2 3.1 34.8 53.5 59.3 46.9 47.4 2.4 2.7 6.3 6.3

143 Togo 2.4 5.8 7.8 3.1 2.5 16.3 35.2 43.3 43.9 40.2 2.5 3.4 7.1 5.4

144 Uganda 10.8 26.9 41.9 3.3 3.7 8.3 12.3 14.2 50.4 50.8 2.1 2.2 7.1 7.1

145 Zimbabwe 6.2 12.9 13.8 2.6 0.6 19.6 35.0 41.4 41.0 36.6 2.9 4.1 7.7 3.6

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 7.9 17.6 23.8 2.9 2.5 16.4 26.6 30.7 44.4 40.7 2.5 3.3 6.7 5.4

147 Swaziland 0.5 1.0 1.0 2.4 –0.3 14.0 23.6 27.0 42.1 37.2 2.7 4.6 6.9 4.0

148 Cameroon 7.6 15.7 19.0 2.6 1.6 26.9 51.4 59.9 41.9 37.2 2.9 3.9 6.3 4.6

149 Lesotho 1.1 1.8 1.7 1.6 –0.3 10.8 18.0 21.0 39.3 36.6 4.2 5.8 5.7 3.6

150 Djibouti 0.2 0.8 0.9 4.4 1.6 61.6 83.6 87.6 42.1 37.3 2.2 3.4 7.2 5.1

151 Yemen 7.0 19.7 28.5 3.7 3.1 14.8 25.7 31.3 47.1 43.4 1.8 2.4 8.5 6.2

152 Mauritania 1.4 2.9 4.0 2.5 2.7 20.3 61.7 73.9 43.1 41.7 2.7 3.4 6.5 5.8

153 Haiti 4.9 8.3 9.8 1.9 1.4 21.7 37.5 45.5 38.6 34.9 3.2 4.5 5.8 4.0

154 Kenya 13.5 32.7 44.2 3.2 2.5 12.9 39.3 51.8 43.1 42.6 2.3 2.8 8.0 5.0

155 Gambia 0.6 1.4 1.9 3.4 2.3 17.0 26.2 27.8 40.6 36.8 2.9 4.4 6.5 4.7

156 Guinea 4.2 9.0 11.9 2.7 2.3 16.3 34.9 44.2 43.9 42.0 2.8 3.9 6.9 5.9

157 Senegal 5.3 11.1 14.5 2.7 2.2 34.2 49.6 57.9 43.4 38.8 2.5 3.4 7.0 5.0

158 Nigeria 58.9 125.9 160.9 2.7 2.0 23.4 46.6 55.5 44.7 41.3 2.4 3.2 6.9 5.8

159 Rwanda 4.4 8.8 11.3 2.5 2.1 4.0 18.5 40.5 44.9 41.6 1.9 2.6 8.3 5.7
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160 Angola 6.8 15.0 20.9 2.8 2.8 17.4 35.7 44.9 46.7 45.5 2.0 2.4 7.2 6.8

161 Eritrea 2.1 4.1 5.8 2.4 3.0 12.7 20.0 26.5 44.9 42.6 1.9 2.6 6.5 5.5

162 Benin 3.2 7.9 11.2 3.2 2.9 21.9 44.6 53.5 44.8 42.0 2.2 3.0 7.1 5.9

163 Côte d’Ivoire 6.6 17.6 21.6 3.5 1.7 32.1 44.9 51.0 42.4 38.2 2.4 3.7 7.4 5.1

164 Tanzania, U. Rep. of 16.0 36.9 45.6 3.0 1.8 10.1 35.4 46.8 43.2 38.9 2.5 3.7 6.8 5.0

165 Malawi 5.2 12.3 16.0 3.1 2.2 7.7 16.3 22.2 47.1 44.9 2.4 3.2 7.4 6.1

166 Zambia 5.2 11.3 13.8 2.8 1.7 34.8 35.9 40.8 46.1 43.7 2.4 3.2 7.8 5.7

167 Congo, Dem. Rep. of the 23.9 54.2 78.0 2.9 3.0 29.5 31.8 39.7 47.1 48.0 2.2 2.6 6.5 6.7

168 Mozambique 10.6 19.1 23.5 2.1 1.8 8.7 35.6 48.5 44.1 41.6 2.7 3.6 6.6 5.5

169 Burundi 3.7 7.0 10.6 2.3 3.4 3.2 10.0 14.6 46.2 46.4 2.3 2.5 6.8 6.8

170 Ethiopia 34.1 73.8 97.2 2.8 2.3 9.5 15.7 19.8 45.0 41.7 2.3 3.2 6.8 5.9

171 Central African Republic 2.1 3.9 4.6 2.3 1.4 33.7 42.7 50.3 43.2 40.6 3.3 4.0 5.7 5.0

172 Guinea-Bissau 0.7 1.5 2.1 3.0 3.0 16.0 34.0 43.5 47.2 48.0 2.5 2.8 7.1 7.1

173 Chad 4.2 9.1 12.8 2.8 2.8 15.6 25.0 31.1 47.1 47.7 2.5 2.7 6.7 6.7

174 Mali 6.2 12.7 18.1 2.6 2.9 16.2 32.3 40.9 48.3 46.7 2.2 2.4 7.6 6.9

175 Burkina Faso 5.9 12.4 17.7 2.6 2.9 6.3 17.8 23.2 47.7 45.7 2.3 2.6 7.8 6.7

176 Sierra Leone 2.9 5.1 6.9 2.0 2.5 21.4 38.8 47.6 42.8 42.8 2.6 3.3 6.5 6.5

177 Niger 5.3 13.1 19.3 3.2 3.3 10.6 22.2 29.7 49.0 47.9 1.6 2.0 8.1 7.9

Developing countries 2,967.1 T 5,022.4 T 5,885.6 T 1.9 1.3 26.4 42.0 48.6 31.6 28.0 4.3 6.5 5.5 2.9

Least developed countries 355.2 T 723.2 T 950.1 T 2.5 2.3 14.8 26.7 33.5 42.2 39.5 2.6 3.5 6.6 5.0

Arab States 144.6 T 303.9 T 386.0 T 2.7 2.0 41.7 54.7 59.1 36.3 32.5 3.1 4.4 6.7 3.7

East Asia and the Pacific 1,310.4 T 1,928.1 T 2,108.9 T 1.4 0.7 20.4 41.0 51.0 24.9 20.7 5.4 8.7 5.0 1.9

Latin America and the Caribbean 318.4 T 540.7 T 628.3 T 1.9 1.3 61.1 76.7 80.9 30.8 26.5 4.9 7.5 5.1 2.5

South Asia 838.7 T 1,503.4 T 1,801.4 T 2.1 1.5 21.3 29.8 34.2 34.1 29.3 3.8 5.7 5.6 3.2

Sub-Saharan Africa 313.1 T 674.2 T 877.4 T 2.7 2.2 21.0 35.6 42.4 44.0 42.0 2.5 3.3 6.8 5.5

Central and Eastern Europe and the CIS 366.6 T 406.3 T 396.8 T 0.4 –0.2 56.8 62.9 63.8 19.1 17.3 10.6 12.9 2.5 1.5

OECD 925.7 T 1,157.3 T 1,233.6 T 0.8 0.5 67.2 75.9 78.9 19.8 17.8 11.6 16.1 2.6 1.8

High-income OECD 765.9 T 917.4 T 968.5 T 0.6 0.5 69.9 77.5 80.4 17.9 16.4 13.0 18.0 2.2 1.6

High human development 972.2 T 1,211.5 T 1,289.2 T 0.8 0.5 68.7 77.2 80.1 19.6 17.6 11.7 16.2 2.5 1.7

Medium human development 2,678.2 T 4,205.8 T 4,753.6 T 1.6 1.0 27.9 42.2 48.6 29.2 25.3 4.9 7.2 5.0 2.5

Low human development 359.5 T 788.7 T 1,038.5 T 2.8 2.3 18.2 34.0 41.7 44.9 42.6 2.4 3.1 7.0 5.8

High income 781.8 T 948.3 T 1,005.6 T 0.7 0.5 70.1 78.0 80.8 18.0 16.5 12.8 17.7 2.2 1.7

Middle income 1,849.6 T 2,748.6 T 3,028.6 T 1.4 0.8 34.8 52.9 60.7 25.9 22.3 5.8 8.6 4.5 2.1

Low income 1,440.9 T 2,614.5 T 3,182.5 T 2.1 1.6 20.7 30.2 35.7 37.2 33.3 3.4 4.9 6.0 3.9

World 4,073.7 T e 6,313.8 T e 7,219.4 T e 1.6 1.1 37.2 48.3 53.5 28.9 25.9 6.0 8.4 4.5 2.6

notES
a Because data are based on national definitions of 

what constitutes a city or metropolitan area, cross-
country comparisons should be made with caution.

b Data refer to medium-variant projections.
c Data refer to estimates for the period specified.
d Population estimates include Taiwan, province of 

China.
e Data refer to the total world population according 

to UN 2005h. The total population of the 177 
countries included in the main indicator tables 
was estimated to be 4,068.1 million in 1975, 
6,305.6 million in 2003 and projected to be 
7,210.3 in 2015.

SoUrCES
Columns 1-3, 13 and 14: UN 2005h.
Columns 4 and 5: calculated on the basis of columns 
1 and 2.
Columns 6-8: UN 2004.
Columns 9 and 10: calculated on the basis of data 
on population under age 15 and total population from 
UN 2005h.
Columns 11 and 12: calculated on the basis of data 
on population ages 65 and above and total population 
from UN 2005h.
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1 Norway 8.0 1.6 3,409 .. 84 .. 74 100 c 356

2 Iceland 8.3 1.6 2,802 .. 93 .. .. .. 347

3 Australia 6.5 3.0 2,699 .. 93 .. 76 100 249

4 Luxembourg 5.3 0.9 3,066 .. 91 .. .. 100 c 255

5 Canada 6.7 2.9 2,931 .. 95 .. 75 98 209

6 Sweden 7.8 1.4 2,512 16 d 94 .. 78 100 c 305

7 Switzerland 6.5 4.7 3,446 .. 82 .. 82 .. 352

8 Ireland 5.5 1.8 2,367 90 78 .. .. 100 237

9 Belgium 6.5 2.6 2,515 .. 75 .. 78 100 c 418

10 United States 6.6 8.0 5,274 .. 93 .. 76 99 549

11 Japan 6.5 1.4 2,133 .. 99 .. 56 100 201

12 Netherlands 5.8 3.0 2,564 .. 96 .. 79 100 329

13 Finland 5.5 1.8 1,943 98 97 .. 77 100 c 311

14 Denmark 7.3 1.5 2,583 .. 96 .. 78 100 c 366

15 United Kingdom 6.4 1.3 2,160 .. 80 .. 84 e 99 166

16 France 7.4 2.3 2,736 85 86 .. 75 99 c 329

17 Austria 5.4 2.3 2,220 .. 79 .. 51 100 c 324

18 Italy 6.4 2.1 2,166 .. 83 .. 60 .. 606

19 New Zealand 6.6 1.9 1,857 .. 85 .. 75 100 223

20 Germany 8.6 2.3 2,817 .. 92 .. 75 100 c 362

21 Spain 5.4 2.2 1,640 .. 97 .. 81 .. 320

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. 86 .. ..

23 Israel 6.0 3.1 1,890 .. 95 .. 68 99 c 391

24 Greece 5.0 4.5 1,814 88 88 .. .. .. 440

25 Singapore 1.3 3.0 1,105 97 88 .. 62 100 140

26 Slovenia 6.2 2.1 1,547 98 94 .. 74 100 c 219

27 Portugal 6.6 2.7 1,702 81 96 .. 66 100 324

28 Korea, Rep. of 2.6 2.4 982 87 96 .. 81 100 181

29 Cyprus 2.9 4.1 883 .. 86 .. .. 100 c 298

30 Barbados 4.7 2.2 1,018 .. 90 .. 55 91 121

31 Czech Republic 6.4 0.6 1,118 98 99 .. 72 99 343

32 Malta 7.0 2.7 965 .. 90 .. .. 98 c 293

33 Brunei Darussalam 2.7 0.8 653 99 99 .. .. 99 101

34 Argentina 4.5 4.4 956 99 97 .. .. 99 301

35 Hungary 5.5 2.3 1,078 99 99 .. 77 .. 316

36 Poland 4.4 1.7 657 94 97 .. 49 99 c 220

37 Chile 2.6 3.2 642 94 99 .. .. 100 109

38 Estonia 3.9 1.2 604 99 95 .. 70 .. 316

39 Lithuania 4.3 1.6 549 99 98 .. 47 .. 403

40 Qatar 2.4 0.7 894 99 93 .. 43 98 221

41 United Arab Emirates 2.3 0.8 750 98 94 .. 28 96 202

42 Slovakia 5.3 0.6 723 98 99 .. 74 .. 325

43 Bahrain 3.2 1.2 792 .. 100 .. 62 98 160

44 Kuwait 2.9 0.9 552 .. 97 .. 50 98 153

45 Croatia 5.9 1.4 630 98 95 .. .. 100 237

46 Uruguay 2.9 7.1 805 99 95 .. .. 100 365

47 Costa Rica 6.1 3.2 743 87 89 .. 80 98 173

48 Latvia 3.3 1.8 477 99 99 .. 48 100 291

49 Saint Kitts and Nevis 3.4 2.1 667 99 98 .. 41 99 118

50 Bahamas 3.4 3.5 1,074 .. 90 .. 62 99 c 106

51 Seychelles 3.9 1.3 557 99 99 .. .. .. 132

52 Cuba 6.5 1.0 236 99 99 .. 73 100 591

53 Mexico 2.7 3.4 550 99 96 .. 68 86 171

Commitment	to	health:	resources,	access	and	services
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54 Tonga 5.1 1.8 292 99 99 .. .. 92 34

55 Bulgaria 4.0 3.4 499 98 96 .. 42 .. 338

56 Panama 6.4 2.5 576 87 83 .. 58 90 168

57 Trinidad and Tobago 1.4 2.3 428 .. 88 31 38 96 79

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 1.6 1.7 222 99 91 .. 45 94 129

59 Macedonia, TFYR .. .. .. .. 96 .. .. .. ..

60 Antigua and Barbuda 3.3 1.5 527 .. 99 .. 53 100 17

61 Malaysia 2.0 1.8 349 99 92 .. 55 97 70

62 Russian Federation 3.5 2.7 535 97 96 .. 73 99 417

63 Brazil 3.6 4.3 611 99 99 28 77 88 206

64 Romania 4.2 2.1 469 99 97 .. 64 98 189

65 Mauritius 2.2 0.7 317 92 94 .. 75 99 85

66 Grenada 4.0 1.7 465 .. 99 .. 54 99 50

67 Belarus 4.7 1.7 583 99 99 .. 50 100 450

68 Bosnia and Herzegovina 4.6 4.6 322 94 84 23 48 100 134

69 Colombia 6.7 1.4 536 96 92 44 77 86 135

70 Dominica 4.6 1.8 310 99 99 42 50 100 49

71 Oman 2.8 0.6 379 98 98 .. 24 95 126

72 Albania 2.4 3.7 302 95 93 51 75 94 139

73 Thailand 3.1 1.3 321 99 94 .. 72 99 30

74 Samoa (Western) 4.7 1.5 238 73 99 .. .. 100 70

75 Venezuela 2.3 2.6 272 91 82 51 49 94 194

76 Saint Lucia 3.4 1.6 306 95 90 .. 47 100 518

77 Saudi Arabia 3.3 1.0 534 94 96 .. 32 91 140

78 Ukraine 3.3 1.4 210 98 99 .. 68 100 297

79 Peru 2.2 2.2 226 94 95 46 69 59 117

80 Kazakhstan 1.9 1.6 261 99 99 22 66 99 330

81 Lebanon 3.5 8.0 697 .. 96 .. 61 89 325

82 Ecuador 1.7 3.1 197 99 99 .. 66 69 148

83 Armenia 1.3 4.5 232 92 94 48 61 97 353

84 Philippines 1.1 1.8 153 91 80 37 49 60 116

85 China 2.0 3.8 261 93 84 .. 84 97 164

86 Suriname 3.6 5.0 385 .. 71 43 42 85 45

87 Saint Vincent and the Grenadines 3.9 2.0 340 87 94 .. 58 100 88

88 Paraguay 3.2 5.2 343 70 91 .. 73 71 117

89 Tunisia 2.9 2.9 415 93 90 .. 63 90 70

90 Jordan 4.3 5.0 418 67 96 .. 56 100 205

91 Belize 2.5 2.7 300 99 96 .. 47 83 105

92 Fiji 2.7 1.5 240 99 91 .. 41 100 34

93 Sri Lanka 1.8 1.9 131 99 99 .. 70 97 43

94 Turkey 4.3 2.2 420 89 75 19 64 81 124

95 Dominican Republic 2.2 3.9 295 90 79 53 70 99 188

96 Maldives 5.1 0.7 307 98 96 .. 42 70 78

97 Turkmenistan 3.0 1.3 182 99 97 .. 62 97 317

98 Jamaica 3.4 2.6 234 88 78 21 66 95 85

99 Iran, Islamic Rep. of 2.9 3.1 432 99 99 .. 73 90 105

100 Georgia 1.0 2.8 123 87 73 .. 41 96 391

101 Azerbaijan 0.8 2.9 120 99 98 40 55 84 354

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. 99 .. .. .. 97 84

103 Algeria 3.2 1.1 182 98 84 .. 64 92 85

104 El Salvador 3.6 4.4 372 90 99 .. 67 69 124

105 Cape Verde 3.8 1.2 193 78 68 .. 53 89 17

106 Syrian Arab Republic 2.3 2.8 109 99 98 .. 40 76 c 140
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107 Guyana 4.3 1.3 227 95 89 40 37 86 48

108 Viet Nam 1.5 3.7 148 98 93 24 79 85 53

109 Kyrgyzstan 2.2 2.1 117 99 99 16 60 98 268

110 Indonesia 1.2 2.0 110 82 72 61 60 68 16

111 Uzbekistan 2.5 3.0 143 98 99 33 68 96 289

112 Nicaragua 3.9 4.0 206 94 93 49 69 67 164

113 Bolivia 4.2 2.8 179 94 64 59 53 65 73

114 Mongolia 4.6 2.0 128 98 98 66 67 99 267

115 Moldova, Rep. of 4.1 2.9 151 98 96 52 62 99 269

116 Honduras 3.2 3.0 156 91 95 .. 62 56 83

117 Guatemala 2.3 2.5 199 97 75 22 43 41 90

118 Vanuatu 2.8 1.0 121 63 48 .. .. 89 11

119 Egypt 1.8 3.1 192 98 98 29 60 69 212

120 South Africa 3.5 5.2 689 97 83 37 56 84 69

121 Equatorial Guinea 1.3 0.5 139 73 51 36 .. 65 25

122 Tajikistan 0.9 2.4 47 99 89 29 34 71 218

123 Gabon 1.8 2.5 248 89 55 44 33 86 29

124 Morocco 1.5 3.1 186 92 90 .. 50 40 48

125 Namibia 4.7 2.0 331 92 70 39 29 78 30

126 São Tomé and Principe 9.7 1.4 108 99 87 44 29 79 47

127 India 1.3 4.8 96 81 67 22 48 f 43 51

128 Solomon Islands 4.5 0.3 83 76 78 .. .. 85 13

129 Myanmar 0.4 1.8 30 79 75 48 37 56 30

130 Cambodia 2.1 9.9 192 76 65 .. 24 32 16

131 Botswana 3.7 2.3 387 99 90 7 40 94 29

132 Comoros 1.7 1.2 27 75 63 31 26 62 7

133 Lao People’s Dem. Rep. 1.5 1.4 49 65 42 37 32 19 59

134 Bhutan 4.1 0.4 76 93 88 .. 19 24 5

135 Pakistan 1.1 2.1 62 82 61 33 c 28 23 66

136 Nepal 1.4 3.8 64 91 75 43 39 11 5

137 Papua New Guinea 3.8 0.5 136 60 49 .. 26 53 5

138 Ghana 2.3 3.3 73 92 80 24 25 44 9

139 Bangladesh 0.8 2.3 54 95 77 35 58 14 23

140 Timor-Leste 6.2 3.5 195 80 60 .. 10 24 ..

141 Sudan 1.0 3.9 58 53 57 38 10 86 c 16

142 Congo 1.5 0.7 25 60 50 .. .. .. 25

143 Togo 1.1 9.4 163 84 58 25 26 49 6

144 Uganda 2.1 5.3 77 96 82 29 23 39 5

145 Zimbabwe 4.4 4.1 152 92 80 80 54 73 6

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 1.2 0.9 18 72 55 47 27 46 9

147 Swaziland 3.6 2.4 309 97 94 24 28 70 18

148 Cameroon 1.2 3.4 68 82 61 33 19 60 7

149 Lesotho 5.3 0.9 119 83 70 29 30 60 5

150 Djibouti 3.3 3.0 78 63 66 .. .. 61 13

151 Yemen 1.0 2.7 58 67 66 23 c 21 22 22

152 Mauritania 2.9 1.0 54 84 71 .. 8 57 14

153 Haiti 3.0 4.6 83 71 53 41 27 24 25

154 Kenya 2.2 2.7 70 87 72 15 39 41 13

155 Gambia 3.3 4.0 83 99 90 38 10 55 4

156 Guinea 0.9 4.9 105 78 52 29 6 35 9

157 Senegal 2.3 2.8 62 77 60 33 11 58 8

158 Nigeria 1.2 3.5 43 48 35 28 13 35 27

159 Rwanda 3.1 2.4 48 88 90 16 13 31 2
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160 Angola 2.1 2.9 92 62 62 32 6 45 8

161 Eritrea 3.2 1.9 36 91 84 .. 8 28 3

162 Benin 2.1 2.6 44 99 83 42 19 66 6

163 Côte d’Ivoire 1.4 4.8 107 66 56 34 15 63 9

164 Tanzania, U. Rep. of 2.7 2.2 31 91 97 38 25 36 2

165 Malawi 4.0 5.8 48 91 77 51 31 61 1

166 Zambia 3.1 2.7 51 94 84 24 34 43 7

167 Congo, Dem. Rep. of the 1.2 2.9 15 68 54 17 31 61 7

168 Mozambique 4.1 1.7 50 87 77 33 6 48 2

169 Burundi 0.6 2.4 16 84 75 16 16 25 5

170 Ethiopia 2.6 3.1 21 76 52 38 8 6 3

171 Central African Republic 1.6 2.3 50 70 35 47 28 44 4

172 Guinea-Bissau 3.0 3.3 38 84 61 23 8 35 17

173 Chad 2.7 3.8 47 72 61 50 8 16 3

174 Mali 2.3 2.2 33 63 68 45 8 41 4

175 Burkina Faso 2.0 2.3 38 83 76 .. 14 31 4

176 Sierra Leone 1.7 1.2 27 87 73 39 4 42 7

177 Niger 2.0 2.0 27 64 64 43 14 16 3

Developing countries .. .. .. 85 75 .. .. 59 ..

Least developed countries .. .. .. 79 67 .. .. 34 ..

Arab States .. .. .. 86 84 .. .. 70 ..

East Asia and the Pacific .. .. .. 91 82 .. .. 86 ..

Latin America and the Caribbean .. .. .. 96 93 .. .. 82 ..

South Asia .. .. .. 83 68 .. .. 38 ..

Sub-Saharan Africa .. .. .. 75 62 .. .. 41 ..

Central and Eastern Europe and the CIS .. .. .. 97 97 .. .. 97 ..

OECD .. .. .. .. 91 .. .. 95 ..

High-income OECD .. .. .. .. 92 .. .. 99 ..

High human development .. .. .. .. 93 .. .. 97 ..

Medium human development .. .. .. 89 79 .. .. 68 ..

Low human development .. .. .. 75 61 .. .. 35 ..

High income .. .. .. .. 92 .. .. 99 ..

Middle income .. .. .. 95 89 .. .. 88 ..

Low income .. .. .. 79 66 .. .. 42 ..

World .. .. .. 85 g 77 g .. .. 62 g ..

notES
a Data usually refer to married women ages 15–49; 

the actual age range covered may vary across 
countries. 

b Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

c Data refer to a year or period other than that 
specified, differ from the standard definition or 
refer to only part of a country.

d Only high-risk children. 
e Excluding Northern Ireland.
f Excluding the state of Tripura.
g Data refer to the world aggregate from UNICEF 

2004.

SoUrCES
Columns 1–3: WHO 2005a.
Columns 4 and 6: UNICEF 2004.
Columns 5 and 8: UN 2005f, based on a joint effort 
by the United Nations Children’s Fund and the World 
Health Organization.
Column 7: UN 2005e.
Column 9: WHO 2005b.
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway .. .. 100 100 .. .. .. .. 5

2 Iceland .. .. 100 100 .. .. .. .. 4

3 Australia 100 100 100 100 .. .. .. .. 7

4 Luxembourg .. .. 100 100 .. .. .. .. 8

5 Canada 100 100 100 100 .. .. .. .. 6

6 Sweden 100 100 100 100 .. .. .. .. 4

7 Switzerland 100 100 100 100 .. .. .. .. 6

8 Ireland .. .. .. .. .. .. .. .. 6

9 Belgium .. .. .. .. .. .. .. .. 8 c

10 United States 100 100 100 100 .. .. 1 d 2 c 8

11 Japan 100 100 100 100 .. .. .. .. 8

12 Netherlands 100 100 100 100 .. .. .. .. ..

13 Finland 100 100 100 100 .. .. .. .. 4

14 Denmark .. .. 100 100 .. .. .. .. 5

15 United Kingdom .. .. .. .. .. .. .. .. 8

16 France .. .. .. .. .. .. .. .. 7

17 Austria 100 100 100 100 .. .. .. .. 7

18 Italy .. .. .. .. .. .. .. .. 6

19 New Zealand .. .. 97 .. .. .. .. .. 6

20 Germany .. .. 100 100 .. .. .. .. 7

21 Spain .. .. .. .. .. .. .. .. 6 c

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

23 Israel .. .. 100 100 .. .. .. .. 8

24 Greece .. .. .. .. .. .. .. .. 8

25 Singapore .. .. .. .. .. .. 14 d 11 c 8

26 Slovenia .. .. .. .. .. 3 .. .. 6

27 Portugal .. .. .. .. .. .. .. .. 8

28 Korea, Rep. of .. .. .. 92 2 2 .. .. 4

29 Cyprus 100 100 100 100 .. .. .. .. ..

30 Barbados 100 99 100 100 .. .. 6 d 7 c 10 c

31 Czech Republic .. .. .. .. .. 2 1 d 2 c 7

32 Malta .. .. 100 100 .. .. .. .. 6

33 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. .. 10

34 Argentina 82  94 .. 2 2 5 12 7

35 Hungary .. 95 99 99 .. 1 2 d 3 c 9

36 Poland .. .. .. .. .. 1 .. .. 6

37 Chile 85 92 90 95 8 4 1 2 5

38 Estonia .. .. .. .. .. 5 .. .. 4

39 Lithuania .. .. .. .. .. 1 .. .. 4

40 Qatar 100 100 100 100 .. .. 6 8 10

41 United Arab Emirates 100 100 .. .. 4 2 14 17 15 c

42 Slovakia 100 100 100 100 .. 5 .. .. 7

43 Bahrain .. .. .. .. .. .. 9 10 8

44 Kuwait .. .. .. .. 23 5 10 24 7

45 Croatia .. .. .. .. .. 7 1 1 6

46 Uruguay .. 94 .. 98 6 4 5 8 8

47 Costa Rica .. 92 .. 97 6 4 5 6 7

48 Latvia .. .. .. .. .. 4 .. .. 5

49 Saint Kitts and Nevis 96 96 99 99 .. .. .. .. 9

50 Bahamas 100 100 .. 97 .. .. .. .. 7

51 Seychelles .. .. .. 87 .. .. 6 d 5 c ..

52 Cuba 98 98 .. 91 8 3 4 5 6

53 Mexico 66 77 80 91 5 5 8 18 9

Water,	sanitation	and	nutritional	status
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54 Tonga 97 97 100 100 .. .. .. .. 0

55 Bulgaria 100 100 100 100 .. 11 .. .. 10

56 Panama .. 72 .. 91 21 26 7 14 10 c

57 Trinidad and Tobago 100 100 92 91 13 12 7 d 5 c 23

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 97 97 71 72 1 1 5 15 7 c

59 Macedonia, TFYR .. .. .. .. .. 11 6 7 5

60 Antigua and Barbuda .. 95 .. 91 .. .. 10 d 7 c 8

61 Malaysia 96  .. 95 3 2 12 .. 10

62 Russian Federation 87 87 94 96 .. 4 3 13 6

63 Brazil 70 75 83 89 12 9 6 11 10 c

64 Romania .. 51 .. 57 .. 1 6 d 8 c 9

65 Mauritius 99 99 100 100 6 6 15 10 13

66 Grenada 97 97 .. 95 .. .. .. .. 9

67 Belarus .. .. 100 100 .. 2 .. .. 5

68 Bosnia and Herzegovina .. 93 98 98 .. 8 4 10 4

69 Colombia 82 86 92 92 17 13 7 14 9

70 Dominica .. 83 .. 97 .. .. 5 d 6 c 10

71 Oman 83 89 77 79 .. .. 24 23 8

72 Albania .. 89 97 97 .. 6 14 32 3

73 Thailand 80 99 81 85 28 20 19 d 16 c 9

74 Samoa (Western) 98 100 91 88 .. .. .. .. 4 c

75 Venezuela .. 68 .. 83 11 17 4 13 c 7

76 Saint Lucia .. 89 98 98 .. .. 14 d 11 c 8

77 Saudi Arabia .. .. 90 .. 4 3 14 20 11 c

78 Ukraine 99 99 .. 98 .. 3 3 15 5

79 Peru 52 62 74 81 42 13 7 25 11 c

80 Kazakhstan 72 72 86 86 .. 13 4 10 8

81 Lebanon .. 98 100 100 3 3 3 12 6

82 Ecuador 56 72 69 86 8 4 12 26 16

83 Armenia .. 84 .. 92 .. 34 3 13 7

84 Philippines 54 73 87 85 26 22 31 31 20

85 China 23 44 70 77 16 11 10 14 6

86 Suriname .. 93 .. 92 13 11 13 10 13

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. .. .. 10

88 Paraguay 58 78 62 83 18 14 5 .. 9 c

89 Tunisia 75 80 77 82 1 1 4 12 7

90 Jordan .. 93 98 91 4 7 4 9 10 c

91 Belize .. 47 .. 91 .. .. 6 d .. 6

92 Fiji 98 98 .. .. .. .. 8 d 3 c 10

93 Sri Lanka 70 91 68 78 28 22 29 14 22

94 Turkey 84 83 81 93 2 3 8 16 16

95 Dominican Republic 48 57 86 93 27 25 5 9 11

96 Maldives .. 58 99 84 .. .. 30 25 22

97 Turkmenistan .. 62 .. 71 .. 9 12 22 6

98 Jamaica 75 80 92 93 14 10 4 5 9

99 Iran, Islamic Rep. of 83 84 91 93 4 4 11 15 7 c

100 Georgia .. 83 .. 76 .. 27 3 12 6

101 Azerbaijan .. 55 66 77 .. 15 7 13 11

102 Occupied Palestinian Territories .. 76 .. 94 .. .. 4 9 9

103 Algeria 88 92 95 87 5 5 6 18 7

104 El Salvador 51 63 67 82 12 11 10 19 13

105 Cape Verde .. 42 .. 80 .. .. 14 d 16 c 13

106 Syrian Arab Republic 76 77 79 79 5 4 7 18 6
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107 Guyana .. 70 .. 83 21 9 14 11 12

108 Viet Nam 22 41 72 73 31 19 33 36 9

109 Kyrgyzstan .. 60 .. 76 .. 6 11 25 7 c

110 Indonesia 46 52 71 78 9 6 26 .. 9

111 Uzbekistan 58 57 89 89 .. 26 8 21 7

112 Nicaragua 47 66 69 81 30 27 10 20 12

113 Bolivia 33 45 72 85 28 21 8 27 9

114 Mongolia .. 59 62 62 34 28 13 25 8

115 Moldova, Rep. of .. 68 .. 92 .. 11 3 10 5

116 Honduras 49 68 83 90 23 22 17 29 14

117 Guatemala 50 61 77 95 16 24 23 49 13

118 Vanuatu .. .. 60 60 .. .. 20 d 19 c 6

119 Egypt 54 68 94 98 4 3 9 16 12

120 South Africa 63 67 83 87 .. .. 12 25 15

121 Equatorial Guinea .. 53 .. 44 .. .. 19 39 13

122 Tajikistan .. 53 .. 58 .. 61 .. 36 15

123 Gabon .. 36 .. 87 10 6 12 21 14

124 Morocco 57 61 75 80 6 7 9 24 11 c

125 Namibia 24 30 58 80 35 22 24 24 14

126 São Tomé and Principe .. 24 .. 79 .. .. 13 29 ..

127 India 12 30 68 86 25 21 47 46 30

128 Solomon Islands .. 31 .. 70 .. .. 21 d 27 c 13 c

129 Myanmar 21 73 48 80 10 6 35 34 15

130 Cambodia .. 16 .. 34 43 33 45 45 11

131 Botswana 38 41 93 95 23 32 13 23 10

132 Comoros 23 23 89 94 .. .. 25 42 25

133 Lao People’s Dem. Rep. .. 24 .. 43 29 22 40 41 14

134 Bhutan .. 70 .. 62 .. .. 19 40 15

135 Pakistan 38 54 83 90 24 20 38 37 19 c

136 Nepal 12 27 69 84 20 17 48 51 21

137 Papua New Guinea 45 45 39 39 .. .. 35 d .. 11 c

138 Ghana 43 58 54 79 37 13 25 26 11

139 Bangladesh 23 48 71 75 35 30 48 45 30

140 Timor-Leste .. 33 .. 52 .. .. 43 47 10

141 Sudan 33 34 64 69 32 27 17 .. 31

142 Congo .. 9 .. 46 54 37 14 19 ..

143 Togo 37 34 49 51 33 26 25 22 15

144 Uganda 43 41 44 56 24 19 23 39 12

145 Zimbabwe 49 57 77 83 45 44 13 27 11

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 12 33 40 45 35 37 33 49 14

147 Swaziland .. 52 .. 52 14 19 10 30 9

148 Cameroon 21 48 50 63 33 25 21 35 11

149 Lesotho 37 37 .. 76 17 12 18 46 14

150 Djibouti 48 50 78 80 .. .. 18 26 ..

151 Yemen 21 30 69 69 34 36 46 53 32 c

152 Mauritania 28 42 41 56 15 10 32 35 ..

153 Haiti 15 34 53 71 65 47 17 23 21

154 Kenya 42 48 45 62 44 33 20 31 11

155 Gambia .. 53 .. 82 22 27 17 19 17

156 Guinea 17 13 42 51 39 26 23 26 12

157 Senegal 35 52 66 72 23 24 23 25 18

158 Nigeria 39 38 49 60 13 9 29 38 c 14

159 Rwanda 37 41 58 73 44 37 27 41 9
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160 Angola 30 30 32 50 58 40 31 45 12

161 Eritrea 8 9 40 57 .. 73 40 38 21 c

162 Benin 11 32 60 68 20 15 23 31 16

163 Côte d’Ivoire 31 40 69 84 18 14 21 25 17

164 Tanzania, U. Rep. of 47 46 38 73 37 44 29 44 13

165 Malawi 36 46 41 67 50 33 22 45 16

166 Zambia 41 45 50 55 48 49 28 47 12

167 Congo, Dem. Rep. of the 18 29 43 46 32 71 31 38 12

168 Mozambique .. 27 .. 42 66 47 24 41 14 c

169 Burundi 44 36 69 79 48 68 45 57 16

170 Ethiopia 4 6 25 22 .. 46 47 52 15

171 Central African Republic 23 27 48 75 50 43 24 39 14

172 Guinea-Bissau .. 34 .. 59 .. .. 25 30 22

173 Chad 6 8 20 34 58 34 28 29 17 c

174 Mali 36 45 34 48 29 29 33 38 23

175 Burkina Faso 13 12 39 51 21 19 34 37 19

176 Sierra Leone .. 39 .. 57 46 50 27 34 ..

177 Niger 7 12 40 46 41 34 40 40 17

Developing countries 33 48 70 79 19 16 .. .. ..

Least developed countries 23 35 51 61 34 33 .. .. ..

Arab States 61 66 83 84 10 9 .. .. ..

East Asia and the Pacific 30 49 71 78 .. .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 68 75 81 89 13 10 .. .. ..

South Asia 20 37 71 86 25 21 .. .. ..

Sub-Saharan Africa 32 36 48 58 32 30 .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS .. 82 .. .. .. .. .. .. ..

OECD .. .. 96 98 .. .. .. .. ..

High-income OECD .. .. .. 100 .. .. .. .. ..

High human development .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 36 51 74 83 19 15 .. .. ..

Low human development 27 32 44 55 32 32 .. .. ..

High income .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 48 61 77 83 .. .. .. .. ..

Low income 20 35 64 77 27 24 .. .. ..

World 43 58 e 75 83 e .. .. .. .. ..

notES
a Data refer to the average for the years specified.
b Data refer to the most recent year available during 

the period specified.
c Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or 
refer to only part of a country.

d Data from UNICEF 2004. Data refer to a year or 
period other than that specified, differ from the 
standard definition or refer to only part of a country.

 e Data refer to the world aggregate from UNICEF 
2004.

SoUrCES
Columns 1–4 and 7: UN 2005f, based on a joint 
effort by the United Nation’s Children’s Fund (UNICEF) 
and the World Health Organization (WHO).
Columns 5 and 6: UN 2005f, based on estimates 
from FAO 2005.
Columns 8 and 9: UNICEF 2004, based on a joint 
effort by UNICEF and the WHO.
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mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

63 Brazil 1996 71.6 98.6 56.6 73.8 16.8 2.0 83.2 28.6 98.9 33.3

69 Colombia 1995 60.6 98.1 57.7 77.3 16.7 4.5 40.8 16.2 52.1 23.6

72 Albania 2000 93.3 100.0 66.2 68.0 15.7 7.9 52.3 27.3 60.9 29.6

79 Peru 2000 13.0 87.5 57.9 81.1 29.4 4.2 63.5 13.9 92.6 17.6

80 Kazakhstan 1999 99.2 98.5 68.7 62.3 c 13.2 3.7 67.6 42.3 81.9 44.8

84 Philippines 1998 21.2 91.9 59.8 86.5 .. .. 48.8 20.9 79.8 29.2

88 Paraguay 1990 41.2 98.1 20.2 53.0 16.7 3.0 42.9 15.7 57.2 20.1

90 Jordan 1997 91.2 99.3 21.3 17.1 10.5 4.5 35.4 23.4 42.1 25.2

94 Turkey 1998 53.4 98.2 27.7 69.7 14.8 3.2 68.3 29.8 85.0 32.6

95 Dominican Republic 1996 88.9 97.8 34.4 46.5 14.2 1.7 66.7 23.4 89.9 26.6

97 Turkmenistan 2000 96.8 98.3 85.0 77.5 16.9 11.4 89.3 58.4 105.5 69.8

108 Viet Nam 2000 58.1 99.7 44.3 92.3 .. .. 39.3 13.8 52.9 15.8

109 Kyrgyzstan 1997 96.0 100.0 69.3 73.1 27.9 11.6 83.3 45.8 96.4 49.3

110 Indonesia 1997 21.3 89.2 42.9 72.1 .. .. 78.1 23.3 109.0 29.2

111 Uzbekistan 1996 91.7 100.0 80.9 77.5 19.5 16.0 54.4 45.9 70.3 50.4

112 Nicaragua 2001 77.5 99.3 63.6 71.0 22.4 4.1 49.6 16.3 64.3 19.2

113 Bolivia 1998 19.8 97.9 21.8 30.6 25.4 3.9 106.5 25.5 146.5 32.0

117 Guatemala 1998 8.8 91.9 66.3 56.0 30.0 7.2 58.0 39.2 77.6 39.3

119 Egypt 2000 31.4 94.2 91.2 92.0 16.4 7.9 75.6 29.6 97.9 33.7

120 South Africa 1998 67.8 98.1 51.3 70.2 .. .. 61.6 17.0 87.4 21.9

123 Gabon 2000 67.2 97.1 5.5 23.5 20.7 8.8 57.0 35.9 93.1 55.4

124 Morocco 1992 5.1 77.9 53.7 95.2 23.3 6.6 79.7 35.1 111.6 39.2

125 Namibia 2000 55.4 97.1 59.5 68.2 18.4 9.1 35.8 22.7 55.4 31.4

127 India 1998 16.4 84.4 21.3 63.8 25.0 17.4 96.5 38.1 141.3 45.5

130 Cambodia 2000 14.7 81.2 28.6 67.7 26.9 13.5 109.7 50.3 154.8 63.6

132 Comoros 1996 26.2 84.8 39.8 82.0 23.4 17.8 87.2 64.6 128.9 86.6 c

135 Pakistan 1990 4.6 55.2 22.5 54.7 25.2 16.8 88.7 62.5 124.5 73.8

136 Nepal 2001 3.6 45.1 54.2 81.6 32.7 24.6 85.5 53.2 129.9 67.7

138 Ghana 1998 17.9 86.1 49.6 79.3 20.3 9.1 72.7 26.0 138.8 52.2

139 Bangladesh 1999 3.5 42.1 50.3 74.9 .. .. 92.9 57.9 139.7 72.4

143 Togo 1998 25.1 91.2 22.2 52.0 19.0 10.1 84.1 65.8 167.7 97.0

144 Uganda 2000 19.7 77.3 26.5 42.6 25.1 18.0 105.7 60.2 191.8 106.4

145 Zimbabwe 1999 56.7 93.5 63.9 64.1 19.2 13.1 59.1 44.3 99.5 62.2

Inequalities	in	maternal	and	child	health
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notES
 This table presents data for developing countries 

based on the Demographic and Health Surveys 
conducted since 1995. Quintiles are defined by 
socio-economic status in terms of assets or wealth, 
rather than in terms of income or consumption. For 
details, see Gwatkin and others forthcoming.

a Includes tuberculosis (BCG), measles, and 
diphteria, pertussis and tetanus (DPT) vaccination.

b Based on births in the 10 years preceding the 
survey.

c Large sampling error due to small number of cases.

SoUrCE
All columns: Gwatkin and others forthcoming.

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 1997 29.6 88.5 22.0 66.0 24.7 25.2 119.1 57.5 195.0 101.4

148 Cameroon 1991 32.0 94.7 27.4 63.5 18.9 7.9 103.9 51.2 200.7 81.7

151 Yemen 1997 6.8 49.7 7.8 55.7 26.4 22.0 108.5 60.0 163.1 73.0

152 Mauritania 2000 14.7 92.8 15.6 45.3 18.1 14.7 60.8 62.3 98.1 78.5

153 Haiti 2000 4.1 70.0 25.4 42.3 18.2 5.1 99.5 97.2 163.9 108.7

154 Kenya 1998 23.2 79.6 48.1 59.9 26.7 10.5 95.8 40.2 136.2 60.7

156 Guinea 1999 12.1 81.5 17.2 51.8 18.8 11.6 118.9 70.2 229.9 133.0

157 Senegal 1997 20.3 86.2 .. .. .. .. 84.5 44.9 181.0 69.6

158 Nigeria 1990 12.2 70.0 13.9 58.1 22.2 19.2 102.2 68.6 239.6 119.8

159 Rwanda 2000 17.3 59.6 71.3 78.8 27.0 15.7 138.7 87.9 246.4 154.1

161 Eritrea 1995 5.0 74.3 25.0 83.8 22.7 14.6 74.0 67.5 152.2 103.5

162 Benin 1996 34.4 97.5 37.8 73.6 17.0 12.1 119.4 63.3 208.3 110.1

164 Tanzania, U. Rep. of 1999 28.9 82.8 53.1 78.4 28.5 16.3 114.8 91.9 160.0 135.2

165 Malawi 2000 43.0 83.0 65.4 81.4 25.8 22.6 131.5 86.4 230.8 149.0

166 Zambia 2001 19.7 91.1 63.9 80.0 26.9 19.5 115.2 56.7 191.7 92.4

168 Mozambique 1997 18.1 82.1 19.7 85.3 22.4 14.4 187.7 94.7 277.5 144.6

170 Ethiopia 2000 0.9 25.3 7.0 33.5 25.7 23.3 92.8 95.1 159.2 147.1

173 Chad 1996 2.6 47.4 4.0 23.0 23.0 18.4 79.8 89.3 170.6 172.0

174 Mali 2001 8.1 81.9 19.5 56.0 19.7 12.2 137.2 89.9 247.8 148.1

175 Burkina Faso 1998 17.9 75.0 21.4 52.1 20.9 15.0 106.2 76.7 239.2 154.5

177 Niger 1998 4.2 62.8 4.6 50.9 21.2 20.9 131.1 85.8 281.8 183.7
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men
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1 Norway 0.1 [0.0–0.2] .. .. .. .. .. 5 46 80 32 31

2 Iceland 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. .. 3 28 100 23 25

3 Australia 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. .. 6 9 78 18 21

4 Luxembourg 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. .. 10 126 .. .. ..

5 Canada 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. .. 4 76 81 20 24

6 Sweden 0.1 [0.0–0.2] .. .. .. .. .. 4 62 73 20 17

7 Switzerland 0.4 [0.2–0.6] .. .. .. .. .. 7 0 .. 24 27

8 Ireland 0.1 [0.0–0.3] .. .. .. .. .. 12 0 .. .. ..

9 Belgium 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. .. 12 57 69 20 28

10 United States 0.6 [0.3–1.1] .. .. .. .. .. 3 89 70 21 26

11 Japan <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 42 40 76 12 47

12 Netherlands 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. .. 6 50 68 25 32

13 Finland <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 10 0 .. 20 27

14 Denmark 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. .. 6 75 77 29 32

15 United Kingdom 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. .. 12 .. .. 26 28

16 France 0.4 [0.2–0.7] .. .. .. .. .. 12 0 .. 21 33

17 Austria 0.3 [0.1–0.4] .. .. .. .. .. 12 .. .. .. ..

18 Italy 0.5 [0.2–0.8] .. .. .. .. .. 6 79 79 22 31

19 New Zealand <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 11 57 60 25 25

20 Germany 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. .. 7 55 69 31 39

21 Spain 0.7 [0.3–1.1] .. .. .. .. .. 27 0 .. 25 39

22 Hong Kong, China (SAR) 0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 79 58 79 4 25

23 Israel 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. .. 8 55 81 22 39

24 Greece 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. .. 22 0 .. 29 47

25 Singapore 0.2 [0.1–0.5] .. .. .. .. .. 42 44 87 4 24

26 Slovenia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 22 70 85 20 28

27 Portugal 0.4 [0.2–0.7] .. .. .. .. .. 37 87 82 .. ..

28 Korea, Rep. of <0.1 [<0.2] .. .. 9 .. .. 118 23 83 .. ..

29 Cyprus .. .. .. .. .. .. 4 91 75 .. ..

30 Barbados 1.5 [0.4–5.4] .. .. .. .. .. 14 .. .. .. ..

31 Czech Republic 0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 12 63 73 22 36

32 Malta 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. .. 6 19 60 .. ..

33 Brunei Darussalam <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 61 138 84 .. ..

34 Argentina 0.7 [0.3–1.1] .. .. 1 .. .. 55 65 58 .. ..

35 Hungary 0.1 [0.0–0.2] .. .. .. .. .. 33 41 55 .. ..

36 Poland 0.1 [0.0–0.2] .. .. .. .. .. 34 56 86 .. ..

37 Chile 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. .. 17 115 86 34 44

38 Estonia 1.1 [0.4–2.1] .. .. .. .. .. 53 69 67 20 44

39 Lithuania 0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 73 85 72 16 51

40 Qatar .. .. .. .. .. .. 72 57 75 .. ..

41 United Arab Emirates .. .. .. .. .. .. 26 32 79 .. ..

42 Slovakia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 29 34 85 .. ..

43 Bahrain 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. .. 52 49 88 3 17

44 Kuwait .. .. .. .. .. .. 31 67 55 .. ..

45 Croatia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 68 0 .. 27 34

46 Uruguay 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. .. 33 80 82 .. ..

47 Costa Rica 0.6 [0.3–1.0] .. .. 42 .. .. 18 117 85 10 29

48 Latvia 0.6 [0.3–1.0] .. .. .. .. .. 78 83 76 .. ..

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 16 .. 0 .. ..

50 Bahamas 3.0 [1.8–4.9] .. .. .. .. .. 52 52 59 .. ..

51 Seychelles .. .. .. .. .. .. 65 40 45 .. ..

52 Cuba 0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 13 93 92 .. ..

53 Mexico 0.3 [0.1–0.4] .. .. 8 .. .. 45 81 84 .. ..

leading	global	health	crises	and	risks
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54 Tonga .. .. .. .. .. .. 44 80 83 .. ..

55 Bulgaria <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 47 81 86 .. ..

56 Panama 0.9 [0.5–1.5] .. .. 36 .. .. 52 92 73 .. ..

57 Trinidad and Tobago 3.2 [1.2–8.3] .. .. 1 .. .. 13 .. .. .. ..

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 0.3 [0.1–0.6] .. .. 2 .. .. 21 147 61 .. ..

59 Macedonia, TFYR <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 37 49 79 .. ..

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. 10 45 100 .. ..

61 Malaysia 0.4 [0.2–0.7] .. .. 57 .. .. 135 69 76 .. ..

62 Russian Federation 1.1 [0.6–1.9] .. .. 1 .. .. 157 9 67 .. ..

63 Brazil 0.7 [0.3–1.1] .. .. 344 .. .. 91 18 75 27 35

64 Romania <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 194 38 76 .. ..

65 Mauritius .. .. .. 1 .. .. 136 28 92 .. ..

66 Grenada .. .. .. .. .. .. 8 .. .. .. ..

67 Belarus 0.5 [0.2–0.8] .. .. .. .. .. 59 44 .. 9 53

68 Bosnia and Herzegovina <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 63 48 95 .. ..

69 Colombia 0.7 [0.4–1.2] 29 .. 250 1 .. 80 7 84 .. ..

70 Dominica .. .. .. .. .. .. 23 .. .. .. ..

71 Oman 0.1 [0.0–0.2] .. .. 27 .. .. 12 81 92 .. ..

72 Albania .. .. .. .. .. .. 33 29 90 18 60

73 Thailand 1.5 [0.8–2.8] .. .. 130 .. .. 203 72 74 2 39

74 Samoa (Western) .. .. .. .. .. .. 44 51 84 .. ..

75 Venezuela 0.7 [0.4–1.2] .. .. 94 .. .. 52 80 82 .. ..

76 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. 22 71 25 .. ..

77 Saudi Arabia .. .. .. 32 .. .. 57 38 76 8 19

78 Ukraine 1.4 [0.7–2.3] .. .. .. .. .. 133 .. .. 10 57

79 Peru 0.5 [0.3–0.9] 19 .. 258 .. .. 231 81 92 .. ..

80 Kazakhstan 0.2 [0.1–0.3] 32 65 (.) .. .. 152 86 78 .. ..

81 Lebanon 0.1 [0.0–0.2] .. .. .. .. .. 13 67 91 .. ..

82 Ecuador 0.3 [0.1–0.5] .. .. 728 .. .. 209 37 84 .. ..

83 Armenia 0.1 [0.1–0.2] .. 44 4 .. .. 89 43 79 3 68

84 Philippines <0.1 [<0.2] .. .. 15 .. .. 458 68 88 8 51

85 China 0.1 [0.1–0.2] .. .. 1 .. .. 245 43 93 .. ..

86 Suriname 1.7 [0.5–5.8] .. .. 2,954 3 .. 102 .. .. .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. 40 38 .. .. ..

88 Paraguay 0.5 [0.2–0.8] .. .. 124 .. .. 105 18 92 .. ..

89 Tunisia <0.1 [<0.2] .. .. 1 .. .. 24 91 92 .. ..

90 Jordan .. .. .. 3 .. .. 5 89 89 .. ..

91 Belize 2.4 [0.8–6.9] .. .. 657 .. .. 56 98 85 .. ..

92 Fiji 0.1 [0.0–0.2] .. .. .. .. .. 38 63 85 .. ..

93 Sri Lanka <0.1 [<0.2] .. .. 1,110 .. .. 89 70 81 2 26

94 Turkey <0.1 [<0.2] .. .. 17 .. .. 40 .. .. .. ..

95 Dominican Republic 1.7 [0.9–3.0] 29 52 6 .. .. 123 65 78 .. ..

96 Maldives .. .. .. .. .. .. 39 106 95 15 37

97 Turkmenistan <0.1 [<0.2] .. .. 1 .. .. 83 49 77 .. ..

98 Jamaica 1.2 [0.6–2.2] .. .. .. .. .. 9 90 49 .. ..

99 Iran, Islamic Rep. of 0.1 [0.0–0.2] .. .. 27 .. .. 36 59 85 2 22

100 Georgia 0.2 [0.1–0.4] .. .. 5 .. .. 95 52 65 .. ..

101 Azerbaijan <0.1 [<0.2] .. .. 19 1 1 109 28 84 .. ..

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. 37 4 100 .. ..

103 Algeria 0.1 [<0.2] .. .. 2 i .. .. 53 113 89 .. ..

104 El Salvador 0.7 [0.3–1.1] .. .. 11 .. .. 78 53 88 15 42

105 Cape Verde .. .. .. .. .. .. 328 .. .. .. ..

106 Syrian Arab Republic <0.1 [<0.2] .. .. (.) .. .. 52 45 87 .. ..
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107 Guyana 2.5 [0.8–7.7] .. .. 3,074 6 3 178 31 85 .. ..

108 Viet Nam 0.4 [0.2–0.8] .. .. 95 16 7 238 86 92 .. ..

109 Kyrgyzstan 0.1 [<0.2] .. .. (.) .. .. 140 57 82 .. ..

110 Indonesia 0.1 [0.0–0.2] .. .. 920 0 1 674 33 86 3 69

111 Uzbekistan 0.1 [0.0–0.2] .. 50 1 .. .. 156 20 80 .. ..

112 Nicaragua 0.2 [0.1–0.3] 17 .. 402 .. 2 78 91 82 .. ..

113 Bolivia 0.1 [0.0–0.2] .. .. 378 .. .. 301 71 84 .. ..

114 Mongolia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. .. 237 68 87 26 68

115 Moldova, Rep. of 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. .. 177 39 61 .. ..

116 Honduras 1.8 [1.0–3.2] .. .. 541 .. .. 102 78 87 .. ..

117 Guatemala 1.1 [0.6–1.8] .. .. 386 1 .. 104 44 84 .. ..

118 Vanuatu .. .. .. .. .. .. 71 70 79 .. ..

119 Egypt <0.1 [<0.2] .. .. (.) .. .. 36 56 88 18 40

120 South Africa 21.5 [18.5–24.9] 20 .. 143 .. .. 341 118 68 12 44

121 Equatorial Guinea .. .. .. .. 1 49 351 .. .. .. ..

122 Tajikistan <0.1 [<0.2] .. .. 303 2 69 267 .. 79 .. ..

123 Gabon 8.1 [4.1–15.3] 33 48 2,148 j .. .. 242 93 47 .. ..

124 Morocco 0.1 [0.0–0.2] .. .. (.) .. .. 105 83 89 2 35

125 Namibia 21.3 [18.2–24.7] 48 69 1,502 3 .. 477 86 62 .. ..

126 São Tomé and Principe .. .. .. .. 23 61 256 .. .. .. ..

127 India [0.4–1.3] 51 59 7 .. .. 287 47 87 .. ..

128 Solomon Islands .. .. .. 15,172 .. .. 60 107 90 .. ..

129 Myanmar 1.2 [0.6–2.2] .. .. 224 .. .. 183 73 81 22 43

130 Cambodia 2.6 [1.5–4.4] .. .. 476 .. .. 742 60 92 .. ..

131 Botswana 37.3 [35.5–39.1] 75 88 48,704 .. .. 342 68 71 .. ..

132 Comoros .. .. .. 1,930 9 63 103 37 96 .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 0.1 [<0.2] .. .. 759 .. .. 327 47 78 .. ..

134 Bhutan .. .. .. 285 .. .. 194 32 86 .. ..

135 Pakistan 0.1 [0.0–0.2] .. .. 58 .. .. 358 17 77 .. ..

136 Nepal 0.3 [0.2–0.5] .. .. 33 .. .. 316 60 86 24 40

137 Papua New Guinea 0.6 [0.3–1.0] .. .. 1,688 .. .. 527 15 53 .. ..

138 Ghana 3.1 [1.9–5.0] 33 52 15,344 5 61 369 40 60 .. ..

139 Bangladesh [<0.2] .. .. 40 .. .. 490 33 84 21 48

140 Timor-Leste .. .. .. .. 8 47 753 53 81 .. ..

141 Sudan 2.3 [0.7–7.2] .. .. 13,934 0 50 355 34 78 .. ..

142 Congo 4.9 [2.1–11.0] .. .. 5,880 .. .. 489 57 71 .. ..

143 Togo 4.1 [2.7–6.4] 22 41 7,701 j 2 60 673 17 68 .. ..

144 Uganda 4.1 [2.8–6.6] 44 62 46 0 .. 621 44 60 .. ..

145 Zimbabwe 24.6 [21.7–27.8] 42 69 5,410 .. .. 500 42 67 .. ..

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 1.7 [0.8–2.7] .. .. .. 0 61 325 77 74 .. ..

147 Swaziland 38.8 [37.2–40.4] .. .. 2,835 0 26 683 35 47 .. ..

148 Cameroon 6.9 [4.8–9.8] 16 31 2,900 j 1 66 221 86 70 .. ..

149 Lesotho 28.9 [26.3–31.7] .. .. 0 i .. .. 390 70 52 .. ..

150 Djibouti .. .. .. 715 i .. .. 988 53 82 .. ..

151 Yemen 0.1 [0.0–0.2] .. .. 15,160 i .. .. 151 43 82 .. ..

152 Mauritania 0.6 [0.3–1.1] .. .. 11,150 i .. .. 664 .. .. .. ..

153 Haiti 5.6 [2.5–11.9] 19 30 15 i .. 12 386 46 78 .. ..

154 Kenya 6.7 [4.7–9.6] 25 47 545 5 27 821 46 79 32 67

155 Gambia 1.2 [0.3–4.2] .. .. 17,340 j 15 55 337 70 74 .. ..

156 Guinea 3.2 [1.2–8.2] 17 32 75,386 .. .. 394 51 72 .. ..

157 Senegal 0.8 [0.4–1.7] .. .. 11,925 2 36 429 59 66 .. ..

158 Nigeria 5.4 [3.6–8.0] 24 46 30 1 34 518 18 79 .. ..

159 Rwanda 5.1 [3.4–7.6] 23 55 6,510 5 13 628 27 58 .. ..
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160 Angola 3.9 [1.6–9.4] .. .. 8,773 2 63 256 118 74 .. ..

161 Eritrea 2.7 [0.9–7.3] .. .. 3,479 4 4 431 18 82 .. ..

162 Benin 1.9 [1.1–3.3] 19 34 10,697 k 7 60 141 94 80 .. ..

163 Côte d’Ivoire 7.0 [4.9–10.0] 25 56 12,152 1 58 618 39 67 .. ..

164 Tanzania, U. Rep. of 8.8 [6.4–11.9] 21 31 1,207 i 2 53 476 43 80 .. ..

165 Malawi 14.2 [11.3–17.7] 32 38 25,948 3 27 469 35 72 .. ..

166 Zambia 16.5 [13.5–20.0] 33 42 34,204 7 52 508 65 83 .. ..

167 Congo, Dem. Rep. of the 4.2 [1.7–9.9] .. .. 2,960 i 1 45 537 63 78 .. ..

168 Mozambique 12.2 [9.4–15.7] 29 33 18,115 .. .. 557 45 78 .. ..

169 Burundi 6.0 [4.1–8.8] .. .. 48,098 1 31 519 30 79 .. ..

170 Ethiopia 4.4 [2.8–6.7] 17 30 .. .. 3 507 36 76 .. ..

171 Central African Republic 13.5 [8.3–21.2] .. .. .. 2 69 493 6 .. .. ..

172 Guinea-Bissau .. .. .. 2,421 i 7 58 300 55 48 .. ..

173 Chad 4.8 [3.1–7.2] .. .. 197 i 1 32 439 11 72 .. ..

174 Mali 1.9 [0.6–5.9] 14 30 4,008 j 8 38 582 18 50 .. ..

175 Burkina Faso 4.2 [2.7–6.5] 41 55 619 7 50 303 18 64 .. ..

176 Sierra Leone .. .. .. .. 2 61 794 33 81 .. ..

177 Niger 1.2 [0.7–2.3] 7 30 1,693 j 6 48 272 54 .. .. ..

Developing countries 1.3[1.1–1.4] .. .. .. .. .. 289 .. .. .. ..

Least developed countries 3.2[2.9–3.8] .. .. .. .. .. 452 .. .. .. ..

Arab States 0.3[0.2–0.9] .. .. .. .. .. 128 .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 0.2[0.2–0.3] .. .. .. .. .. 298 .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 0.7[0.6–0.9] .. .. .. .. .. 90 .. .. .. ..

South Asia 0.7[0.3–1.1] .. .. .. .. .. 306 .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 7.3[6.8–8.2] .. .. .. .. .. 487 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 0.7[0.4–1.0] .. .. .. .. .. 122 .. .. .. ..

OECD 0.3[0.2–0.4] .. .. .. .. .. 23 .. .. .. ..

High-income OECD 0.4[0.2–0.5] .. .. .. .. .. 18 .. .. .. ..

High human development 0.3[0.2–0.4] .. .. .. .. .. 24 .. .. .. ..

Medium human development 0.8[0.7–1.0] .. .. .. .. .. 264 .. .. .. ..

Low human development 5.6[5.1–6.6] .. .. .. .. .. 485 .. .. .. ..

High income 0.3[0.2–0.5] .. .. .. .. .. 19 .. .. .. ..

Middle income 0.7[0.6–0.7] .. .. .. .. .. 215 .. .. .. ..

Low income 2.0[1.8–2.4] .. .. .. .. .. 362 .. .. .. ..

World 1.1[1.0–1.3] .. .. .. .. .. 240 .. .. .. ..

notES
a Data refer to point and range estimates based on 

new estimation models developed by the Joint 
United Nations Programme on HIV/AIDS (UNAIDS). 
Range estimates are presented in square brackets. 
Regional aggregates refer to 2004. 

b Because of data limitations, comparisons across 
countries should be made with caution. Data for 
some countries may refer to only part of the country 
or differ from the standard definition.

c Data refer to malaria cases reported to the World 
Health Organization (WHO) and may represent only 
a fraction of the true number in a country. 

d Data refer to the prevalence of all forms of 
tuberculosis.

e WHO 2003. Calculated by dividing the new smear-
positive cases of tuberculosis detected under the 
directly observed treatment, short course (DOTS) 
case detection and treatment strategy by the 
estimated annual incidence of new smear-positive 
cases. Values can exceed 100% because of 
intense case detection in an area with a backlog or 

chronic cases, overreporting (for example, double 
counting), overdiagnosis or underestimation of 
incidence. 

f Data refer to the share of new smear-positive cases 
registered for treatment under the DOTS case 
detection and treatment strategy in 2001 that were 
successfully treated.

g The age range varies among countries but in most 
is 18 and older or 15 and older.

h Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

i Data refer to 1999.
j Data refer to 1998.
k Data refer to 1997.

SoUrCES
Column 1: UNAIDS 2005; aggregates were 
calculated for the Human Development Report Office 
by the Joint United Nations Programme on HIV/AIDS 
(UNAIDS).
Columns 2 and 3: UN 2005f, based on a data from 
a joint effort by the United Nation’s Children’s Fund 
(UNICEF), UNAIDS and the World Health Organization 
(WHO).
Columns 4–9: UN 2005f, based on data from 
UNICEF and the WHO.
Columns 10 and 11: World Bank 2005c, based 
on data from the WHO and the National Tobacco 
Information Online System.
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 74.4 79.3 13 3 15 4 90.6 84.7 6 16

2 Iceland 74.3 80.6 13 3 14 4 91.4 87.4 .. 0

3 Australia 71.7 80.2 17 6 20 6 91.5 85.7 .. 8

4 Luxembourg 70.7 78.4 19 5 26 5 89.9 82.6 0 28

5 Canada 73.2 79.9 19 5 23 6 90.7 85.0 .. 6

6 Sweden 74.7 80.1 11 3 15 3 91.5 86.4 5 2

7 Switzerland 73.8 80.5 15 4 18 5 91.9 85.4 5 7

8 Ireland 71.3 77.7 20 6 27 6 89.7 83.1 6 5

9 Belgium 71.4 78.8 21 4 29 5 90.4 82.5 .. 10

10 United States 71.5 77.3 20 7 26 8 86.7 79.1 8 17

11 Japan 73.3 81.9 14 3 21 4 93.3 85.7 8 10

12 Netherlands 74.0 78.3 13 5 15 5 89.7 83.5 7 16

13 Finland 70.7 78.4 13 4 16 5 91.2 80.9 6 6

14 Denmark 73.6 77.1 14 3 19 4 87.0 81.0 10 5

15 United Kingdom 72.0 78.3 18 5 23 6 89.4 83.6 7 13

16 France 72.4 79.4 18 4 24 5 91.2 80.9 10 17

17 Austria 70.6 78.9 26 4 33 5 91.0 82.4 .. 4

18 Italy 72.1 80.0 30 4 33 4 92.2 84.6 7 5

19 New Zealand 71.7 79.0 17 5 20 6 89.1 84.1 15 7

20 Germany 71.0 78.7 22 4 26 5 90.5 82.3 8 8

21 Spain 72.9 79.5 27 4 34 4 92.8 82.1 6 4

22 Hong Kong, China (SAR) 72.0 81.5 .. .. .. .. 93.7 86.4 .. ..

23 Israel 71.6 79.7 24 5 27 6 91.5 85.5 5 17

24 Greece 72.3 78.2 38 4 54 5 91.5 82.0 1 9

25 Singapore 69.5 78.6 22 3 27 3 90.7 84.5 6 30

26 Slovenia 69.8 76.3 25 4 29 4 88.9 76.1 17 17

27 Portugal 68.0 77.2 53 4 62 5 90.2 79.8 8 5

28 Korea, Rep. of 62.6 76.9 43 5 54 5 90.2 76.9 20 20

29 Cyprus 71.4 78.5 29 4 33 5 91.6 84.3 0 47

30 Barbados 69.4 74.9 40 11 54 13 86.7 74.8 0 95

31 Czech Republic 70.1 75.5 21 4 24 4 88.2 75.2 3 9

32 Malta 70.7 78.3 25 5 32 6 90.3 85.4 .. 21

33 Brunei Darussalam 68.3 76.3 58 5 78 6 87.9 84.7 0 37

34 Argentina 67.1 74.3 59 17 71 20 84.9 72.1 46 82

35 Hungary 69.3 72.6 36 7 39 8 83.7 64.7 5 16

36 Poland 70.5 74.3 32 6 36 7 87.0 69.7 4 13

37 Chile 63.4 77.9 78 8 98 9 88.5 79.1 17 31

38 Estonia 70.5 71.2 21 8 26 9 83.9 57.2 46 63

39 Lithuania 71.3 72.2 23 8 28 11 85.2 60.5 13 13

40 Qatar 62.1 72.7 45 11 65 15 81.2 74.0 10 7

41 United Arab Emirates 62.2 77.9 61 7 83 8 90.2 85.0 3 54

42 Slovakia 70.0 74.0 25 7 29 8 86.8 69.3 16 3

43 Bahrain 63.3 74.2 55 12 75 15 84.6 78.9 46 28

44 Kuwait 67.0 76.8 49 8 59 9 87.9 82.7 5 5

45 Croatia 69.6 74.9 34 6 42 7 88.1 73.2 2 8

46 Uruguay 68.7 75.3 48 12 57 14 85.9 73.3 26 27

47 Costa Rica 67.9 78.1 62 8 83 10 88.4 81.2 29 43

48 Latvia 70.1 71.4 21 10 26 12 81.9 60.1 25 42

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. 19 .. 22 .. .. 250 ..

50 Bahamas 66.5 69.5 38 11 49 14 73.6 61.4 .. 60

51 Seychelles .. .. .. 11 .. 15 .. .. .. ..

52 Cuba 70.7 77.2 34 6 43 8 86.2 80.0 34 33

53 Mexico 62.4 74.9 79 23 110 28 84.0 75.2 63 83

Survival:	progress	and	setbacks



HDI rank

Life expectancy at birth
(years)

mDG
Infant mortality rate
(per 1,000 live births)

mDG
Under-five mortality rate

(per 1,000 live births)

Probability at birth of 
survinging to age 65 a

(% of cohort)

 mDG
maternal mortality ratio
(per 100,000 live births)

Female male reported b Adjusted c

1970–75 d 2000–05 d 1970 2003 1970 2003 2000–05 d 2000–05 d 1985–2003 e 2000

	bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005	 305

h
um

an	developm
ent	indicators

ta
b

l
e10

54 Tonga 65.6 72.1 .. 15 .. 19 78.2 73.4 .. ..

55 Bulgaria 71.0 72.1 28 14 32 15 84.5 68.2 15 32

56 Panama 66.2 74.7 46 18 68 24 85.1 76.3 70 160

57 Trinidad and Tobago 65.9 69.9 49 17 57 20 76.1 64.5 45 160

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 52.8 73.4 105 13 160 16 82.5 74.6 77 97

59 Macedonia, TFYR 67.5 73.7 85 10 120 11 84.6 75.4 11 23

60 Antigua and Barbuda .. .. .. 11 .. 12 .. .. 65 ..

61 Malaysia 63.0 73.0 46 7 63 7 83.5 73.4 50 41

62 Russian Federation 69.7 65.4 29 16 36 21 76.3 44.7 37 67

63 Brazil 59.5 70.3 95 33 135 35 77.7 62.7 75 260

64 Romania 69.2 71.3 46 18 57 20 82.9 65.3 34 49

65 Mauritius 62.9 72.1 64 16 86 18 80.9 66.9 21 24

66 Grenada .. .. .. 18 .. 23 .. .. 1 ..

67 Belarus 71.5 68.1 22 13 27 17 79.3 50.6 18 35

68 Bosnia and Herzegovina 67.5 74.1 60 14 82 17 85.2 74.2 10 31

69 Colombia 61.6 72.2 69 18 108 21 81.0 71.0 78 130

70 Dominica .. .. .. 12 .. 14 .. .. 67 ..

71 Oman 52.1 74.0 126 10 200 12 84.2 78.8 23 87

72 Albania 67.7 73.7 68 18 82 21 87.6 80.0 20 55

73 Thailand 61.0 69.7 74 23 102 26 80.3 64.5 36 44

74 Samoa (Western) 56.1 70.0 106 19 160 24 78.4 65.5 .. 130

75 Venezuela 65.7 72.8 47 18 61 21 82.8 71.7 60 96

76 Saint Lucia 65.3 72.3 .. 16 .. 18 77.0 71.3 35 ..

77 Saudi Arabia 53.9 71.6 118 22 185 26 81.2 73.4 .. 23

78 Ukraine 70.1 66.1 22 15 27 20 76.4 46.6 22 35

79 Peru 55.5 69.8 115 26 178 34 77.1 68.1 190 410

80 Kazakhstan 63.2 63.2 .. 63 .. 73 71.9 48.0 50 210

81 Lebanon 66.4 71.9 45 27 54 31 81.7 73.0 100 150

82 Ecuador 58.8 74.2 87 24 140 27 82.6 72.7 80 130

83 Armenia 70.8 71.4 .. 30 .. 33 81.7 66.4 22 55

84 Philippines 58.1 70.2 60 27 90 36 78.6 70.1 170 200

85 China 63.2 71.5 85 30 120 37 81.3 74.2 50 56

86 Suriname 64.0 69.0 .. 30 .. 39 77.3 63.1 150 110

87 Saint Vincent and the Grenadines 61.6 71.0 .. 23 .. 27 81.3 70.3 93 ..

88 Paraguay 65.9 70.9 57 25 76 29 79.8 71.3 180 170

89 Tunisia 55.6 73.1 135 19 201 24 84.9 75.7 69 120

90 Jordan 56.5 71.2 77 23 107 28 77.7 71.6 41 41

91 Belize 67.6 71.9 56 33 77 39 80.9 71.7 140 140

92 Fiji 60.6 67.8 50 16 61 20 72.2 62.0 38 75

93 Sri Lanka 63.1 73.9 65 13 100 15 85.6 76.1 92 92

94 Turkey 57.0 68.6 150 33 201 39 77.9 67.3 130 70

95 Dominican Republic 59.7 67.1 91 29 128 35 75.1 60.8 180 150

96 Maldives 51.4 66.3 157 55 255 72 67.5 67.8 140 110

97 Turkmenistan 59.2 62.4 .. 79 .. 102 69.8 52.1 9 31

98 Jamaica 69.0 70.7 49 17 64 20 73.4 67.9 110 87

99 Iran, Islamic Rep. of 55.2 70.2 122 33 191 39 79.2 71.7 37 76

100 Georgia 68.2 70.5 36 41 46 45 83.0 66.3 67 32

101 Azerbaijan 65.6 66.9 .. 75 .. 91 76.0 60.3 25 94

102 Occupied Palestinian Territories 56.6 72.4 .. 22 .. 24 81.4 75.0 .. 100

103 Algeria 54.5 71.0 143 35 234 41 78.4 75.2 140 140

104 El Salvador 58.2 70.7 111 32 162 36 77.7 67.3 170 150

105 Cape Verde 57.5 70.2 .. 26 .. 35 79.8 67.7 76 150

106 Syrian Arab Republic 57.4 73.2 90 16 129 18 83.2 76.3 65 160
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107 Guyana 60.0 62.9 81 52 101 69 65.7 54.2 190 170

108 Viet Nam 50.3 70.4 55 19 87 23 78.4 71.0 95 130

109 Kyrgyzstan 61.2 66.8 111 59 146 68 76.0 58.6 44 110

110 Indonesia 49.2 66.5 104 31 172 41 72.1 63.8 310 230

111 Uzbekistan 63.6 66.5 .. 57 .. 69 72.9 59.9 34 24

112 Nicaragua 55.2 69.5 113 30 165 38 74.9 66.1 97 230

113 Bolivia 46.7 63.9 147 53 243 66 68.0 60.0 390 420

114 Mongolia 53.8 63.9 .. 56 .. 68 67.6 57.9 110 110

115 Moldova, Rep. of 64.8 67.5 46 26 61 32 74.3 56.5 44 36

116 Honduras 53.9 67.6 116 32 170 41 70.1 63.5 110 110

117 Guatemala 53.7 67.1 115 35 168 47 73.5 59.7 150 240

118 Vanuatu 54.0 68.4 107 31 160 38 75.2 67.6 68 130

119 Egypt 52.1 69.6 157 33 235 39 79.3 69.3 84 84

120 South Africa 53.7 49.0 .. 53 .. 66 38.1 28.9 150 230

121 Equatorial Guinea 40.5 43.5 165 97 281 146 33.0 30.6 .. 880

122 Tajikistan 60.9 63.5 78 92 111 118 69.4 59.3 45 100

123 Gabon 48.7 54.6 .. 60 .. 91 48.9 45.6 520 420

124 Morocco 52.9 69.5 119 36 184 39 78.9 70.3 230 220

125 Namibia 53.9 48.6 104 48 155 65 36.7 31.6 270 300

126 São Tomé and Principe 56.5 62.9 .. 75 .. 118 68.6 63.1 100 ..

127 India 50.3 63.1 127 63 202 87 67.4 59.2 540 540

128 Solomon Islands 55.6 62.2 71 19 99 22 62.0 59.0 550 130

129 Myanmar 49.2 60.1 122 76 179 107 63.5 52.7 230 360

130 Cambodia 40.3 56.0 .. 97 .. 140 61.5 45.0 440 450

131 Botswana 56.1 36.6 99 82 142 112 16.5 13.1 330 100

132 Comoros 48.9 63.0 159 54 215 73 66.5 57.8 520 480

133 Lao People’s Dem.Rep. 40.4 54.5 145 82 218 91 53.1 47.8 530 650

134 Bhutan 41.5 62.7 156 70 267 85 65.3 60.2 260 420

135 Pakistan 51.9 62.9 120 81 181 103 65.6 62.7 530 500

136 Nepal 44.0 61.4 165 61 250 82 61.0 57.9 540 740

137 Papua New Guinea 44.7 55.1 106 69 147 93 46.6 41.5 370 300

138 Ghana 49.9 56.7 111 59 186 95 52.9 50.4 210 540

139 Bangladesh 45.2 62.6 145 46 239 69 63.7 59.3 380 380

140 Timor-Leste 40.0 55.2 .. 87 .. 124 52.7 47.3 .. 660

141 Sudan 45.1 56.3 104 63 172 93 55.4 49.6 550 590

142 Congo 54.9 51.9 100 81 160 108 43.5 38.6 .. 510

143 Togo 49.8 54.2 128 78 216 140 53.8 45.2 480 570

144 Uganda 51.1 46.8 100 81 170 140 34.4 32.9 510 880

145 Zimbabwe 55.6 37.2 86 78 138 126 15.5 15.7 700 1,100

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 44.9 55.3 109 78 180 126 54.1 48.7 490 550

147 Swaziland 49.6 33.0 132 105 196 153 12.0 9.3 230 370

148 Cameroon 45.7 45.8 127 95 215 166 36.1 33.1 430 730

149 Lesotho 49.8 36.7 128 63 190 84 18.6 11.6 .. 550

150 Djibouti 44.4 52.7 160 97 241 138 48.1 42.9 74 730

151 Yemen 39.9 60.3 202 82 303 113 61.0 54.9 350 570

152 Mauritania 43.4 52.5 150 120 250 183 50.7 44.5 750 1,000

153 Haiti 48.5 51.5 148 76 221 118 41.3 38.2 520 680

154 Kenya 53.6 47.0 96 79 156 123 31.8 35.0 590 1,000

155 Gambia 38.0 55.5 183 90 319 123 54.3 48.7 730 540

156 Guinea 39.3 53.6 197 104 345 160 52.6 49.1 530 740

157 Senegal 40.1 55.6 164 78 279 137 54.6 49.4 560 690

158 Nigeria 42.8 43.3 140 98 265 198 33.2 31.6 .. 800

159 Rwanda 44.6 43.6 124 118 209 203 35.5 29.6 1,100 1,400
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160 Angola 37.9 40.7 180 154 300 260 33.0 27.8 .. 1,700

161 Eritrea 44.3 53.5 .. 45 .. 85 45.5 35.9 1,000 630

162 Benin 47.0 53.8 149 91 252 154 52.9 48.4 500 850

163 Côte d’Ivoire 49.8 46.0 158 117 239 192 38.5 34.8 600 690

164 Tanzania, U. Rep. of 49.5 46.0 129 104 218 165 35.8 33.4 530 1,500

165 Malawi 41.8 39.6 189 112 330 178 24.5 23.2 1,100 1,800

166 Zambia 50.2 37.4 109 102 181 182 18.5 20.0 730 750

167 Congo, Dem. Rep. of the 46.0 43.1 148 129 245 205 34.4 30.8 950 990

168 Mozambique 40.7 41.9 163 109 278 158 30.5 26.7 1,100 1,000

169 Burundi 44.1 43.5 138 114 233 190 33.1 29.7 .. 1,000

170 Ethiopia 43.5 47.6 160 112 239 169 40.7 36.6 870 850

171 Central African Republic 43.5 39.4 149 115 248 180 24.5 21.9 1,100 1,100

172 Guinea-Bissau 36.5 44.6 .. 126 .. 204 38.8 33.2 910 1,100

173 Chad 40.6 43.6 .. 117 .. 200 35.1 31.2 830 1,100

174 Mali 38.0 47.8 225 122 400 220 44.8 40.8 580 1,200

175 Burkina Faso 43.8 47.4 163 107 290 207 41.7 37.9 480 1,000

176 Sierra Leone 35.4 40.6 206 166 363 284 36.2 30.7 1,800 2,000

177 Niger 38.4 44.3 197 154 330 262 40.2 37.8 590 1,600

Developing countries 55.6 64.9 109 60 167 88 69.6 62.3 .. ..

Least developed countries 44.5 52.0 151 99 244 156 47.9 43.5 .. ..

Arab States 52.1 66.9 129 48 197 61 73.3 66.3 .. ..

East Asia and the Pacific 60.5 70.4 84 31 122 39 79.2 71.3 .. ..

Latin America and the Caribbean 61.1 71.7 86 27 123 32 79.7 68.2 .. ..

South Asia 50.1 63.2 130 66 206 91 67.1 60.0 .. ..

Sub-Saharan Africa 45.8 46.1 143 105 243 179 37.0 33.8 .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 69.0 68.1 34 20 42 24 78.8 55.4 .. ..

OECD 70.3 77.6 40 11 53 13 88.4 79.6 .. ..

High-income OECD 71.6 78.8 22 5 28 6 89.9 81.8 .. ..

High human development 70.7 77.9 32 9 42 10 88.9 80.0 .. ..

Medium human development 57.6 67.0 102 46 155 61 73.7 64.6 .. ..

Low human development 44.1 46.0 150 108 254 183 37.5 34.6 .. ..

High income 71.6 78.8 22 5 28 6 89.9 81.8 .. ..

Middle income 62.0 70.1 86 29 125 36 79.0 68.7 .. ..

Low income 48.8 58.2 130 80 209 124 58.3 52.4 .. ..

World 59.9 67.0 96 54 147 80 73.1 64.5 .. ..

notES
a Data refer to the probability at birth of surviving to 

age 65, multiplied by 100.
b Data reported by national authorities.
c Data adjusted based on reviews by the United 

Nations Children’s Fund (UNICEF), World Health 
Organization (WHO) and United Nations Population 
Fund to account for well documented problems of 
underreporting and misclassifications.

d Data refer to estimates for the period specified.
e Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

SoUrCES
Columns 1, 2, 7 and 8: UN 2005h.
Columns 3–6 and 10: UN 2005f, based on data 
from a joint effort by UNICEF and the WHO.
Column 9: UNICEF 2004.
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 7.0 7.6 14.6 16.2 39.5 36.5 24.7 33.0 c 15.2 27.5

2 Iceland 5.4 6.0 c .. .. 59.5 38.4 d 25.6 39.1 c 14.9 17.8 c

3 Australia 4.9 4.9 14.8 13.3 2.2 35.0 57.4 38.8 32.0 24.2

4 Luxembourg 3.1 .. 10.4 .. .. .. .. .. .. ..

5 Canada 6.5 5.2 14.2 12.7 .. .. 62.2 .. 28.6 36.2

6 Sweden 7.1 7.7 13.8 12.8 47.7 34.8 19.6 36.4 13.2 28.3

7 Switzerland 4.9 5.8 c 18.7 15.1 49.9 34.7 25.1 38.2 c 19.7 24.2 c

8 Ireland 4.8 5.5 10.2 13.5 37.8 32.6 40.1 34.4 20.4 27.6

9 Belgium 5.0 6.3 .. .. 23.3 31.6 42.9 44.5 16.5 21.7

10 United States 5.1 5.7 12.3 17.1 .. 39.5 .. 35.3 .. 25.2

11 Japan .. 3.6 .. 10.5 .. 38.2 .. 39.8 .. 14.9

12 Netherlands 5.7 5.1 14.8 10.7 21.5 35.5 37.7 39.2 32.1 25.2

13 Finland 5.5 6.4 11.9 12.7 27.9 27.0 39.4 40.6 23.9 32.5

14 Denmark .. 8.5 .. 15.4 .. 31.1 .. 34.3 .. 32.0

15 United Kingdom 4.8 5.3 .. 11.5 29.7 32.2 43.8 47.1 19.6 20.6

16 France 5.3 5.6 .. 11.4 27.3 31.3 40.7 49.7 13.8 17.7

17 Austria 5.3 5.7 7.6 11.1 23.7 27.6 46.6 45.7 19.1 22.6

18 Italy 3.1 4.7 .. 10.3 33.0 34.4 63.2 46.1 .. 18.5

19 New Zealand 6.1 6.7 .. 15.1 30.5 28.6 25.3 40.5 37.4 24.9

20 Germany .. 4.6 .. 9.5 .. 22.8 .. 49.0 .. 24.5

21 Spain 4.2 4.5 9.4 11.3 29.3 35.8 45.0 41.4 15.4 22.8

22 Hong Kong, China (SAR) 2.8 4.4 17.4 23.3 26.6 25.1 38.8 32.8 30.8 32.6

23 Israel 6.3 7.5 11.3 .. 43.0 46.3 31.3 29.8 16.2 16.7

24 Greece 2.4 4.0 .. .. 34.1 27.5 45.1 34.1 19.5 32.4

25 Singapore 3.1 .. 18.2 .. 29.6 .. 36.5 .. 29.3 ..

26 Slovenia .. 6.1 .. .. .. .. .. .. .. ..

27 Portugal 4.0 5.8 .. 12.7 44.6 36.9 32.5 42.2 16.3 17.2

28 Korea, Rep. of 3.3 4.2 22.4 15.5 44.4 35.2 34.1 43.4 7.4 8.1

29 Cyprus 3.5 6.3 11.3 .. 38.5 35.3 50.3 50.0 3.8 14.4

30 Barbados 7.8 7.6 22.2 17.3 37.5 33.7 37.6 35.0 19.2 28.6

31 Czech Republic .. 4.4 .. 9.6 .. 25.8 .. 50.8 .. 20.0

32 Malta 4.3 .. 8.3 .. 25.1 .. 44.7 .. 14.6 ..

33 Brunei Darussalam 3.9 9.1 .. 9.1 c 24.1 .. 26.1 .. 9.5 ..

34 Argentina .. 4.0 .. 13.8 3.4 43.3 44.9 39.2 46.7 17.5

35 Hungary 5.8 5.5 7.8 14.1 55.4 30.9 23.9 38.6 15.2 22.8

36 Poland .. 5.6 .. 12.8 42.8 41.6 17.5 37.9 22.0 19.5

37 Chile 2.5 4.2 10.4 18.7 60.1 50.7 17.3 35.3 20.3 14.0

38 Estonia .. 5.7 .. .. .. 33.2 .. 40.9 .. 19.7

39 Lithuania 4.6 5.9 13.8 .. .. .. .. .. .. ..

40 Qatar 3.5 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

41 United Arab Emirates 1.8 1.6 c 14.6 22.5 c .. 45.6 .. 50.4 c .. 2.4 c

42 Slovakia 5.1 4.4 .. 7.5 .. 24.4 .. 53.2 .. 20.2

43 Bahrain 4.1 .. 14.6 .. .. .. 45.8 .. .. ..

44 Kuwait 4.8 .. 3.4 .. 53.4 .. 13.6 .. 16.0 ..

45 Croatia 7.2 4.5 .. 10.0 .. 32.3 .. 46.7 c .. 19.1

46 Uruguay 2.7 2.6 15.9 9.6 37.5 44.1 30.3 34.4 22.6 21.5

47 Costa Rica 4.4 5.1 20.8 22.4 .. 49.3 .. 31.9 .. 18.8

48 Latvia 3.8 5.8 10.8 .. 11.2 30.2 56.3 52.9 11.6 15.4

49 Saint Kitts and Nevis 2.6 7.6 .. 19.0 .. 28.5 .. 31.5 .. 21.2

50 Bahamas 4.0 .. 17.8 .. .. .. .. .. .. ..

51 Seychelles 7.8 5.2 14.8 .. 28.2 42.5 40.7 26.1 c 9.5 17.4

52 Cuba 8.9 18.7 12.3 18.7 25.7 43.0 39.0 36.8 14.4 17.5

53 Mexico 3.6 5.3 12.8 24.3 32.3 49.1 29.6 28.7 16.5 19.6

Commitment	to	education:	public	spending
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and primary Secondary tertiary
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54 Tonga .. 4.9 c .. 13.2 c .. 49.2 d .. 28.9 c .. ..

55 Bulgaria 5.2 3.5 .. .. 70.7 37.2 .. 46.7 13.9 15.8

56 Panama 4.7 4.5 20.9 7.7 37.0 34.2 23.3 29.2 21.3 28.1

57 Trinidad and Tobago 3.7 4.3 c 11.6 13.4 42.5 .. 36.8 .. 11.9 ..

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

59 Macedonia, TFYR .. 3.5 .. .. .. 61.0 .. 24.0 .. 15.0

60 Antigua and Barbuda .. 3.8 .. .. .. 30.7 .. 35.2 .. 6.7

61 Malaysia 5.1 8.1 18.3 20.3 34.3 32.0 34.4 33.5 19.9 33.3

62 Russian Federation 3.5 3.8 .. 11.5 .. .. .. .. .. ..

63 Brazil .. 4.2 .. 12.0 .. 38.3 .. 40.1 .. 21.6

64 Romania 2.8 3.5 7.3 .. 52.1 .. 22.1 .. 9.6 ..

65 Mauritius 3.8 4.7 11.8 13.3 37.7 32.0 36.4 38.3 16.6 15.6

66 Grenada 5.1 5.1 13.2 12.9 64.1 42.1 31.7 35.8 0.0 9.8

67 Belarus 4.8 6.0 c .. .. 57.7 .. 16.2 .. 14.4 ..

68 Bosnia and Herzegovina .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

69 Colombia 2.4 5.2 15.4 15.6 39.3 42.1 30.9 29.4 20.7 13.3

70 Dominica .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

71 Oman 3.1 4.6 c 11.1 .. 54.1 35.9 37.0 47.4 c 7.4 9.2 c

72 Albania 5.9 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

73 Thailand 3.5 5.2 20.0 28.3 56.2 42.3 21.6 20.5 14.6 21.7

74 Samoa (Western) 3.2 4.8 c 10.7 14.6 c 52.6 43.0 25.2 23.8 c 0.0 33.2 c

75 Venezuela 3.0 .. 12.0 .. 23.5 .. 4.5 .. 40.7 ..

76 Saint Lucia .. 7.7 c .. .. 48.2 59.5 d 23.3 .. 12.8 ..

77 Saudi Arabia 5.8 .. 17.8 .. 78.8 .. .. .. 21.2 ..

78 Ukraine 5.1 5.4 19.7 20.3 54.9 20.0 15.0 31.4 c 15.1 34.0

79 Peru 2.8 3.0 .. 17.1 .. 42.6 .. 27.7 .. 14.6

80 Kazakhstan 3.2 3.0 17.6 .. .. 22.9 .. 56.0 c .. 13.1

81 Lebanon .. 2.7 .. 12.3 .. .. .. .. .. 28.5

82 Ecuador 4.3 1.0 c 17.2 8.0 c 34.4 41.1 34.2 36.1 c 18.3 5.2

83 Armenia 7.0 3.2 c 20.5 .. .. 21.7 .. 43.4 c .. 29.8 c

84 Philippines 2.9 3.1 10.1 17.8 .. 57.6 .. 22.2 .. 14.0

85 China 2.3 .. 12.8 .. .. .. .. .. .. ..

86 Suriname 6.4 .. .. .. 60.5 .. 14.5 .. 8.8 ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. 10.0 .. 20.3 .. .. .. .. .. ..

88 Paraguay 1.1 4.4 9.1 11.4 .. 55.1 22.6 28.3 25.8 16.5

89 Tunisia 6.0 6.4 13.5 18.2 39.8 32.9 36.4 44.4 c 18.5 22.8

90 Jordan 8.1 .. 17.1 .. .. .. 62.4 .. 35.1 ..

91 Belize 4.6 5.2 18.5 18.1 61.0 50.9 20.2 26.3 8.1 19.6

92 Fiji 4.7 5.6 c .. 19.4 c .. 35.0 d .. 48.9 c .. 16.0 c

93 Sri Lanka 2.7 .. 8.1 .. .. .. 84.3 .. 13.4 ..

94 Turkey 2.2 3.7 .. .. 58.1 37.7 29.4 30.1 c .. 32.2

95 Dominican Republic .. 2.3 .. 12.4 .. 46.3 .. 18.9 c .. 10.9

96 Maldives 3.8 .. 10.0 .. .. .. .. .. .. ..

97 Turkmenistan 4.3 .. 21.0 .. .. .. .. .. .. ..

98 Jamaica 4.5 6.1 12.8 12.3 37.4 36.8 33.2 33.8 21.1 19.2

99 Iran, Islamic Rep. of 4.1 4.9 22.4 17.7 33.2 25.1 39.2 36.0 13.6 17.1

100 Georgia .. 2.2 .. 11.8 .. .. .. .. .. ..

101 Azerbaijan 7.7 3.2 23.5 20.7 .. 25.9 .. 53.7 c .. 5.8

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

103 Algeria 5.3 .. 21.1 .. .. .. .. .. .. ..

104 El Salvador 1.9 2.9 16.6 20.0 .. 61.0 .. 23.6 c .. 6.6

105 Cape Verde .. 7.9 .. 17.0 .. 43.8 d .. 29.8 .. 17.5

106 Syrian Arab Republic 4.0 .. 17.3 .. 38.5 .. 28.2 .. 21.3 ..
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107 Guyana 3.4 8.4 4.4 18.4 .. 54.7 .. 23.5 .. 4.9

108 Viet Nam 2.0 .. 7.5 .. .. .. .. .. .. ..

109 Kyrgyzstan 8.4 3.1 c 22.5 18.6 8.5 23.0 57.9 48.0 c 10.0 18.0 c

110 Indonesia 1.0 1.2 .. 9.0 c .. 37.1 .. 39.3 .. 23.6

111 Uzbekistan 9.5 .. 20.4 .. .. .. .. .. .. ..

112 Nicaragua 3.4 3.1 9.7 15.0 .. 50.3 .. 12.0 .. 37.7

113 Bolivia 2.3 6.3 .. 19.7 .. 46.9 .. 23.4 .. 25.1

114 Mongolia 12.3 9.0 17.6 .. 13.9 53.8 48.8 26.4 14.5 15.5

115 Moldova, Rep. of 5.6 4.9 17.2 21.4 .. 37.3 .. 52.0 c .. 10.7

116 Honduras .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

117 Guatemala 1.4 .. 11.8 .. 31.1 .. 12.9 .. 21.2 ..

118 Vanuatu 4.7 11.0 c 19.2 28.1 c 59.8 27.9 26.6 57.5 c 3.4 10.5 c

119 Egypt 3.9 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

120 South Africa 5.9 5.3 c .. 18.5 75.6 47.8 .. 31.3 c 21.5 14.6 c

121 Equatorial Guinea .. 0.6 .. 1.6 .. 34.4 .. 18.1 c .. 34.9

122 Tajikistan .. 2.8 24.7 17.8 6.9 30.8 57.0 47.7 c 9.1 12.1

123 Gabon .. 3.9 c .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Morocco 5.3 6.5 26.1 26.4 34.8 39.8 48.9 43.5 16.2 16.3

125 Namibia 7.9 7.2 .. .. .. 65.4 .. 24.5 .. 8.7

126 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

127 India 3.7 4.1 12.2 12.7 38.9 38.4 27.0 40.1 14.9 20.3

128 Solomon Islands .. 3.4 c .. .. .. .. .. .. .. ..

129 Myanmar .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Cambodia .. 1.8 .. 15.3 .. 65.6 .. .. .. ..

131 Botswana 6.2 2.2 17.0 25.6 .. 53.2 d .. 23.8 .. 18.6

132 Comoros .. 3.9 .. 24.1 42.4 45.7 28.2 40.1 c 17.3 7.7 c

133 Lao People’s Dem. Rep. .. 2.8 c .. 11.0 c .. 47.0 .. 19.0 .. 12.6

134 Bhutan .. 5.2 .. 12.9 .. .. .. .. .. ..

135 Pakistan 2.6 1.8 c 7.4 7.8 c .. .. .. .. .. ..

136 Nepal 2.0 3.4 8.5 14.9 48.2 61.5 15.7 22.1 23.3 10.3

137 Papua New Guinea .. 2.3 c .. 17.5 c .. 71.4 .. 24.3 c .. 4.3 c

138 Ghana 3.2 .. 24.3 .. 29.2 .. 34.3 .. 11.0 ..

139 Bangladesh 1.5 2.4 10.3 15.5 45.6 45.4 d 42.2 45.5 8.7 9.1

140 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 6.0 .. 2.8 .. .. .. .. .. .. ..

142 Congo 5.0 3.2 c 14.4 12.6 .. 36.1 .. 30.2 c .. 25.5 c

143 Togo 5.5 2.6 26.4 13.6 30.4 44.8 25.8 27.1 c 29.0 19.4

144 Uganda 1.5 .. 11.5 .. .. .. .. .. .. ..

145 Zimbabwe 7.7 4.7 c .. .. 54.1 54.9 28.6 28.6 c 12.3 16.6 c

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 2.1 2.9 c .. .. 49.1 42.1 35.6 29.0 c .. 12.2 c

147 Swaziland 5.8 7.1 19.5 .. 31.2 31.8 24.5 41.1 c 26.0 25.5

148 Cameroon 3.2 3.8 19.6 17.3 70.5 .. .. .. 29.5 ..

149 Lesotho 6.2 10.4 c 12.2 18.4 .. 53.2 d .. 23.8 c .. 18.6 c

150 Djibouti 3.5 .. 10.5 .. 58.0 .. 21.7 .. 11.5 ..

151 Yemen .. 9.5 c .. 32.8 .. .. .. .. .. ..

152 Mauritania .. .. .. .. 33.3 .. 37.7 .. 24.9 ..

153 Haiti 1.5 .. 20.0 .. 53.1 .. 19.0 .. 9.1 ..

154 Kenya 6.7 7.0 17.0 22.1 50.3 .. 18.8 .. 21.6 ..

155 Gambia 3.8 2.8 14.6 8.9 41.6 54.7 d 21.2 21.1 c 17.8 14.0 c

156 Guinea .. 1.8 c .. 25.6 c .. 52.1 d .. .. .. ..

157 Senegal 3.9 3.6 26.9 .. 43.9 .. 25.7 .. 24.0 ..

158 Nigeria 0.9 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

159 Rwanda .. 2.8 c .. .. .. 48.2 d .. 16.7 c .. 34.7 c
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notES
 As a result of limitations in the data and 

metholodogical changes, comparisons of education 
expenditure data across countries and over time 
must be made with caution. For detailed notes on 
the data see www.uis.unesco.org.

a Expenditures by level may not sum to 100 as a 
result of rounding or the omission of the categories 
expenditures in post-secondary education and 
expenditures not allocated by level.

b Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

c Data refer to a United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organization Institute for 
Statistics estimate where no national estimate is 
available.

d Data refer to primary school expenditure only.

SoUrCES
Columns 1–5 and 7–10: UNESCO Institute for 
Statistics 2005b.
Column 6: calculated on the basis of data on public 
expenditure on education by pre-primary and primary 
levels from UNESCO Institute for Statistics 2005b.

160 Angola 3.9 2.8 c 10.7 .. 96.3 .. .. .. 3.7 ..

161 Eritrea .. 4.1 .. .. .. 26.0 .. 35.4 .. 14.9

162 Benin .. 3.3 c .. .. .. 57.4 .. 25.5 c .. 16.4 c

163 Côte d’Ivoire .. 4.6 c .. 21.5 .. 42.2 .. 32.5 c .. 25.1 c

164 Tanzania, U. Rep. of 2.8 .. 11.4 .. .. .. .. .. .. ..

165 Malawi 3.2 6.0 11.1 .. 44.7 54.9 d 13.1 21.1 20.2 18.3

166 Zambia 2.4 2.0 c 8.7 .. .. 54.8 d .. 25.8 .. 19.4

167 Congo, Dem. Rep. of the .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique 3.1 .. 12.0 .. 49.8 .. 15.7 .. 9.9 ..

169 Burundi 3.4 3.9 16.7 21.8 46.8 43.1 29.1 32.0 22.0 24.9

170 Ethiopia 3.4 4.6 c 9.4 13.8 53.9 .. 28.1 .. 12.1 ..

171 Central African Republic 2.2 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

172 Guinea-Bissau .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

173 Chad .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

174 Mali .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

175 Burkina Faso 2.4 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

176 Sierra Leone .. 3.7 .. .. .. .. .. .. .. ..

177 Niger 3.2 2.3 c 18.6 .. .. 51.5 .. 24.4 c .. 16.2 c
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Adult literacy rate a

(% ages 15 and above)

mDG
Youth literacy rate a

(% ages 15–24)

mDG
net primary 

enrolment ratio b

(%)

net secondary 
enrolment ratio b, c

(%)

mDG
Children reaching 

grade 5
(% of grade 1 students)

tertiary 
students 

in science, 
math and 

engineering
(% of all 
tertiary 

students)
1998–2003 e1990 2003 1990 2003 1990/91 2002/03 d 1990/91 2002/03 d 1990/91 2001/02 d
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway .. .. .. .. 100 100 88 96 100 100 18

2 Iceland .. .. .. .. 100 100 .. 86 .. 100 17

3 Australia .. .. .. .. 99 97 79 88 f .. .. 24

4 Luxembourg .. .. .. .. 81 90 .. 80 .. 99 g 18

5 Canada .. .. .. .. 98 100 f, g 89 98 f, g .. .. 20 h

6 Sweden .. .. .. .. 100 100 85 100 100 .. 27

7 Switzerland .. .. .. .. 84 99 80 87 80 .. 25

8 Ireland .. .. .. .. 90 96 80 83 100 99 25 h

9 Belgium .. .. .. .. 96 100 87 97 .. .. 19

10 United States .. .. .. .. 97 92 85 88 .. .. ..

11 Japan .. .. .. .. 100 100 97 101 f 100 .. 20

12 Netherlands .. .. .. .. 95 99 84 89 .. 100 16

13 Finland .. .. .. .. 98 100 93 95 100 100 38

14 Denmark .. .. .. .. 98 100 87 96 94 100 i 20

15 United Kingdom .. .. .. .. 98 100 81 95 .. .. 21 h

16 France .. .. .. .. 100 99 .. 94 96 98 i ..

17 Austria .. .. .. .. 88 90 .. 89 .. .. 25

18 Italy 97.7 .. 99.8 .. 100 100 .. 91 .. 96 g 24

19 New Zealand .. .. .. .. 100 100 f 85 93 92 .. 19

20 Germany .. .. .. .. 84 83 .. 88 .. .. 29

21 Spain 96.3 .. 99.6 .. 100 100 .. 96 .. .. 31

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. 98.2 .. .. 98 j .. 74 f 100 100 30 h

23 Israel 91.4 96.9 98.7 99.6 92 99 .. 89 .. 85 31

24 Greece 94.9 91.0 99.5 99.5 95 99 83 86 100 .. 30

25 Singapore 88.8 92.5 99.0 99.5 96 .. .. .. .. .. ..

26 Slovenia 99.6 99.7 k 99.8 99.8 k 100 93 .. 93 .. .. 22

27 Portugal 87.2 .. 99.5 .. 100 100 .. 85 .. .. 29

28 Korea, Rep. of .. .. 99.8 .. 100 100 l 86 88 l 99 100 41

29 Cyprus 94.3 96.8 99.7 99.8 87 96 69 93 100 99 17

30 Barbados 99.4 99.7 k 99.8 99.8 k 80 100 .. 90 .. 99 ..

31 Czech Republic .. .. .. .. 87 87 .. 91 .. 98 31

32 Malta 88.4 87.9 m 97.5 96.0 m 97 96 78 87 99 99 13

33 Brunei Darussalam 85.5 92.7 97.9 98.9 90 .. .. .. .. 93 g 8

34 Argentina 95.7 97.2 98.2 98.9 94 .. .. 81 .. 92 15 h

35 Hungary 99.1 99.3 99.7 99.5 91 91 75 94 98 .. 21

36 Poland 99.6 .. 99.8 .. 97 98 76 83 98 99 20

37 Chile 94.0 95.7 98.1 99.0 88 85 l 55 81 l .. 99 n 31

38 Estonia 99.8 99.8 99.8 99.8 99 95 .. 88 .. 98 22

39 Lithuania 99.3 99.6 99.8 99.7 .. 91 .. 94 .. .. 26

40 Qatar 77.0 89.2 m 90.3 98.6 m 89 95 70 82 f 64 .. 16

41 United Arab Emirates 71.0 77.3 k 84.7 91.4 k 99 83 58 71 80 93 ..

42 Slovakia .. 99.6 .. 99.6 .. 86 .. 88 .. .. 27

43 Bahrain 82.1 87.7 95.6 99.3 99 90 85 87 89 99 21

44 Kuwait 76.7 82.9 k 87.5 93.1 k 49 83 .. 77 f, o .. .. ..

45 Croatia 96.9 98.1 99.6 99.6 74 89 57 87 .. .. 24

46 Uruguay 96.5 97.7 k 98.7 99.1 k 92 90 .. 73 94 93 ..

47 Costa Rica 93.9 95.8 k 97.4 98.4 k 87 90 37 53 82 92 26

48 Latvia 99.8 99.7 99.8 99.7 92 86 .. 88 .. .. 17

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. 100 .. 95 .. .. ..

50 Bahamas .. .. 96.5 .. 90 86 f .. 76 f .. 75 ..

51 Seychelles .. 91.9 .. 99.1 .. 100 .. 100 .. 99 ..

52 Cuba 95.1 96.9 k 99.3 99.8 k 92 94 69 86 92 98 ..

53 Mexico 87.3 90.3 95.2 97.6 99 99 45 63 80 93 31

literacy	and	enrolment
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54 Tonga .. 98.9 m .. 99.3 m 92 100 o 83 72 f, o 90 .. ..

55 Bulgaria 97.2 98.2 99.4 98.2 86 90 63 88 91 .. 27

56 Panama 89.0 91.9 95.3 96.1 92 100 50 63 f .. 90 22

57 Trinidad and Tobago 96.8 98.5 k 99.6 99.8 k 91 91 .. 72 f .. 71 g 35

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 68.1 81.7 k 91.0 97.0 k 96 .. .. .. .. .. 31

59 Macedonia, TFYR .. 96.1 .. 98.7 94 91 .. 81 f, o .. .. 27

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 80.7 88.7 94.8 97.2 94 93 .. 70 98 87 40

62 Russian Federation 99.2 99.4 99.8 99.7 99 90 f .. .. .. .. ..

63 Brazil 82.0 88.4 91.8 96.6 86 97 15 75 .. .. ..

64 Romania 97.1 97.3 99.3 97.8 81 89 .. 81 .. .. 27

65 Mauritius 79.8 84.3 91.1 94.5 95 97 .. 74 f 98 99 25

66 Grenada .. .. .. .. .. 84 f, g .. 104 f .. 79 ..

67 Belarus 99.5 99.6 m 99.8 99.8 m 86 94 .. 85 .. .. ..

68 Bosnia and Herzegovina .. 94.6 .. 99.6 .. .. .. .. .. .. ..

69 Colombia 88.4 94.2 94.9 97.6 68 87 .. 55 f 62 69 32

70 Dominica .. .. .. .. .. 81 .. 92 f .. 84 ..

71 Oman 54.7 74.4 k 85.6 98.5 k 69 72 .. 69 97 98 ..

72 Albania 77.0 98.7 94.8 99.4 95 95 .. 77 .. .. 11

73 Thailand 92.4 92.6 98.1 98.0 76 85 l .. .. .. 94 i ..

74 Samoa (Western) 98.0 98.7 k 99.0 99.5 k .. 98 f .. 62 f .. 94 g 14

75 Venezuela 88.9 93.0 96.0 97.2 88 91 19 59 86 84 ..

76 Saint Lucia .. 90.1 .. 95.4 95 99 .. 76 f .. 97 g ..

77 Saudi Arabia 66.2 79.4 85.4 95.9 59 54 31 53 f 83 91 17

78 Ukraine 99.4 99.4 99.8 99.8 80 84 .. 85 98 .. 27

79 Peru 85.5 87.7 94.5 96.8 88 100 .. 69 .. 84 ..

80 Kazakhstan 98.8 99.5 m 99.8 99.8 m 88 92 .. 87 .. .. ..

81 Lebanon .. .. 92.1 .. 78 91 .. .. .. 92 28

82 Ecuador 87.6 91.0 95.5 96.4 98 100 .. 50 .. 74 ..

83 Armenia 97.5 99.4 99.5 99.8 .. 94 .. 83 .. .. 7 h

84 Philippines 91.7 92.6 97.3 95.1 96 94 .. 59 .. 76 25

85 China 78.3 90.9 95.3 98.9 97 .. .. .. 86 99 ..

86 Suriname .. 88.0 .. 93.5 78 97 f .. 64 f .. .. 19

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. 90 .. 58 .. 88 ..

88 Paraguay 90.3 91.6 95.6 96.3 93 89 26 51 70 70 ..

89 Tunisia 59.1 74.3 84.1 94.3 94 97 .. 65 87 96 31 h

90 Jordan 81.5 89.9 96.7 99.1 94 92 .. 80 .. 97 30

91 Belize 89.1 76.9 96.0 84.2 94 99 31 69 f 67 81 p ..

92 Fiji 88.6 92.9 m 97.8 99.3 m 100 100 f, o .. 76 f, o .. 88 g ..

93 Sri Lanka 88.7 90.4 q 95.1 95.6 q 90 .. .. .. 94 98 n ..

94 Turkey 77.9 88.3 92.7 96.6 89 86 42 .. 98 .. 21 h

95 Dominican Republic 79.4 87.7 87.5 94.0 58 96 .. 36 f .. 69 ..

96 Maldives 94.8 97.2 k 98.1 99.2 k 87 92 .. 51 f .. .. ..

97 Turkmenistan .. 98.8 m .. 99.8 m .. .. .. .. .. .. ..

98 Jamaica 82.2 87.6 k 91.2 94.5 k 96 95 64 75 f .. 90 ..

99 Iran, Islamic Rep. of 63.2 77.0 86.3 .. 92 86 .. .. 90 95 ..

100 Georgia .. .. .. .. 97 89 .. 61 .. .. 28

101 Azerbaijan .. 98.8 m .. 99.9 m 100 80 .. 76 .. .. ..

102 Occupied Palestinian Territories .. 91.9 .. 98.7 .. 91 .. 84 .. .. 19

103 Algeria 52.9 69.8 77.3 90.1 93 95 54 67 f 95 97 ..

104 El Salvador 72.4 79.7 k 83.8 88.9 k 73 90 .. 49 f .. 69 22

105 Cape Verde 63.8 75.7 k 81.5 89.1 k 94 99 .. 58 .. 88 ..

106 Syrian Arab Republic 64.8 82.9 79.9 95.2 92 98 43 43 96 91 ..
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107 Guyana 97.2 .. 99.8 .. 89 99 f 67 76 f, g 93 77 p ..

108 Viet Nam 90.4 90.3 m 94.1 .. 90 94 f, o .. 65 f, o .. 87 20

109 Kyrgyzstan .. 98.7 m .. 99.7 m 92 89 .. .. .. .. 16

110 Indonesia 79.5 87.9 k 95.0 98.0 k 97 92 39 54 84 89 ..

111 Uzbekistan 98.7 99.3 k 99.6 99.7 k 78 .. .. .. .. .. ..

112 Nicaragua 62.7 76.7 68.2 86.2 72 86 .. 39 46 65 ..

113 Bolivia 78.1 86.5 92.6 97.3 91 95 29 71 f .. 84 ..

114 Mongolia 97.8 97.8 98.9 97.7 90 79 .. 77 .. .. 26

115 Moldova, Rep. of 97.5 96.2 99.8 98.7 89 79 .. 69 .. .. ..

116 Honduras 68.1 80.0 79.7 88.9 90 87 f, o .. .. .. .. ..

117 Guatemala 61.0 69.1 73.4 82.2 64 87 .. 30 .. 65 19 h

118 Vanuatu .. 74.0 m .. .. 71 94 f .. 28 o .. 72 p ..

119 Egypt 47.1 55.6 m 61.3 73.2 m 84 91 f .. 81 f, o .. 98 ..

120 South Africa 81.2 82.4 m 88.5 93.9 m 88 89 .. 66 f 75 65 p 17

121 Equatorial Guinea 73.3 84.2 92.7 93.8 91 85 o .. 26 f, p .. 29 g ..

122 Tajikistan 98.2 99.5 99.8 99.8 77 94 i .. 83 f .. .. 18

123 Gabon .. .. .. .. 86 78 f, g .. .. .. 69 ..

124 Morocco 38.7 50.7 k 55.3 69.5 k 57 90 .. 36 f 75 81 19

125 Namibia 74.9 85.0 87.4 92.3 83 78 .. 44 .. 95 8

126 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. 97 f, o .. 29 f, o .. 61 g ..

127 India 49.3 61.0 q 64.3 76.4 l .. 87 .. .. .. 84 20 h

128 Solomon Islands .. .. .. .. 83 .. .. .. 85 .. ..

129 Myanmar 80.7 89.7 88.2 94.4 98 84 .. 35 .. 65 42

130 Cambodia 62.0 73.6 73.5 83.4 67 93 .. 24 f .. 61 17

131 Botswana 68.1 78.9 k 83.3 89.1 k 85 81 f 29 54 f 97 88 19

132 Comoros 53.8 56.2 k 56.7 59.0 k 57 55 f, p .. .. .. 72 p 11

133 Lao People’s Dem. Rep. 56.5 68.7 70.1 78.5 63 85 .. 35 .. 64 8 h

134 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. 91 g ..

135 Pakistan 35.4 48.7 47.4 64.5 35 59 f, g .. .. .. .. ..

136 Nepal 30.4 48.6 46.6 70.1 81 71 f, g .. .. .. 65 ..

137 Papua New Guinea 56.6 57.3 68.6 66.7 66 73 f, o .. 24 f, o 59 51 g ..

138 Ghana 58.5 54.1 81.8 .. 52 59 l .. 36 f, l 80 63 26

139 Bangladesh 34.2 41.1 k 42.0 49.7 k 71 84 19 45 .. 54 13

140 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. 20 f, g .. .. ..

141 Sudan 45.8 59.0 q 65.0 74.6 q 43 46 f, p .. .. 94 84 ..

142 Congo 67.1 82.8 k 92.5 97.8 k 79 54 .. .. 63 66 11 h

143 Togo 44.2 53.0 63.5 74.0 75 91 18 27 f, p 51 69 8

144 Uganda 56.1 68.9 k 70.1 80.2 k 53 .. .. 17 f .. 64 8

145 Zimbabwe 80.7 90.0 k 93.9 97.6 k 86 79 l .. 34 l .. .. ..

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 58.0 70.6 72.2 70.1 65 79 .. 12 f, i 22 53 20

147 Swaziland 71.6 79.2 85.1 88.1 77 75 .. 32 f 76 73 11

148 Cameroon 57.9 67.9 81.1 .. 74 .. .. .. .. 64 ..

149 Lesotho 78.0 81.4 87.2 .. 73 86 .. 23 f 71 73 6 h

150 Djibouti .. .. 73.2 .. 31 36 l .. 21 f, l 87 80 22

151 Yemen 32.7 49.0 k 50.0 67.9 k 52 72 .. 35 f, p .. 76 ..

152 Mauritania 34.8 51.2 45.8 61.3 35 68 .. 16 f 75 61 10

153 Haiti 39.7 51.9 k 54.8 66.2 k 22 .. .. .. .. .. ..

154 Kenya 70.8 73.6 89.8 80.3 74 67 .. 25 f .. 59 29

155 Gambia .. .. 42.2 .. 48 79 f .. 33 f .. .. ..

156 Guinea .. .. .. .. 25 66 .. 21 f 59 .. ..

157 Senegal 28.4 39.3 40.1 49.1 47 58 f .. .. 85 80 ..

158 Nigeria 48.7 66.8 k 73.6 88.6 k 60 67 f .. 29 .. .. ..

159 Rwanda 53.3 64.0 72.7 76.5 67 87 7 .. 60 47 ..
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160 Angola .. 66.8 .. 71.4 58 61 f, i .. .. .. .. 18

161 Eritrea .. .. 60.9 .. 16 45 .. 22 .. 86 17

162 Benin 26.4 33.6 40.4 44.4 45 58 f, p .. 20 f, g 55 68 25

163 Côte d’Ivoire 38.5 48.1 52.6 59.8 46 61 j .. 21 f, o 73 69 i ..

164 Tanzania, U. Rep. of 62.9 69.4 83.1 78.4 50 82 r .. .. 79 88 22

165 Malawi 51.8 64.1 m 63.2 76.3 m 50 .. .. 29 f 64 44 33

166 Zambia 68.2 67.9 m 81.2 69.4 m 79 68 .. 23 f .. 81 p 30

167 Congo, Dem. Rep. of the 47.5 65.3 68.9 68.7 54 .. .. .. 55 .. ..

168 Mozambique 33.5 46.5 k 48.8 62.8 k 45 55 .. 12 33 49 ..

169 Burundi 37.0 58.9 51.6 72.3 53 57 .. 9 f 62 68 10 h

170 Ethiopia 28.6 41.5 k 43.0 57.4 k 23 51 l .. 18 f, l .. 62 19

171 Central African Republic 33.2 48.6 52.1 58.5 53 .. .. .. 24 .. 15

172 Guinea-Bissau .. .. 44.1 .. 38 45 p .. 9 f, p .. 38 i ..

173 Chad 27.7 25.5 48.0 37.3 36 63 f .. 10 f 53 60 g ..

174 Mali 18.8 19.0 m 27.6 24.2 m 20 45 5 .. 73 75 ..

175 Burkina Faso .. 12.8 m .. 19.4 m 26 36 .. 9 70 66 ..

176 Sierra Leone .. 29.6 .. 38.2 41 .. .. .. .. .. 8

177 Niger 11.4 14.4 17.0 19.8 24 38 6 6 62 69 ..

Developing countries 67.0 76.6 81.1 85.2 .. .. .. .. .. .. ..

Least developed countries 44.2 54.2 57.2 64.2 .. .. .. .. .. .. ..

Arab States 50.8 64.1 68.4 81.3 .. .. .. .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 79.7 90.4 95.0 98.0 .. .. .. .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 85.1 89.6 92.7 95.9 .. .. .. .. .. .. ..

South Asia 47.7 58.9 61.7 72.2 .. .. .. .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 51.1 61.3 68.5 73.7 .. .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 98.7 99.2 99.7 99.5 .. .. .. .. .. .. ..

OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High-income OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High human development .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 70.6 79.4 83.2 87.5 .. .. .. .. .. .. ..

Low human development 45.1 57.5 63.7 70.1 .. .. .. .. .. .. ..

High income .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 81.2 89.6 93.6 96.8 .. .. .. .. .. .. ..

Low income 50.2 60.8 64.4 73.0 .. .. .. .. .. .. ..

World .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

notES
a Data for 1990 refer to estimates produced by 

United Nations Educational, Scientific and Cultural 
Organization (UNESCO) Institute for Statistics 
based on data prior to 1990; data for 2003 refer 
to national literacy estimates from censuses or 
surveys conducted between 2000 and 2004, 
unless otherwise noted. Due to differences in 
methodology and timeliness of underlying data, 
comparisons across countries and over time should 
be made with caution. For more details, see www.
uis.unesco.org/ev.php?ID=4930_201&ID2=DO_
TOPIC.

b The net enrolment ratio is the ratio of enrolled 
children of the official age for the education level 
indicated to the total population of that age. 
Net enrolment ratios exceeding 100% reflect 
discrepancies between these two data sets.

c Enrolment ratios are based on the new International 
Standard Classification of Education, adopted in 
1997 (UNESCO 1997), and so may not be strictly 
comparable with those for earlier years.

d Data on net enrolment ratios refer to the 2002/03 
school year, and data on children reaching grade 
5 to the 2001/02 school year, unless otherwise 
specified. Data for some countries may refer to 
national or UNESCO Institute for Statistics estimates. 
For details, see www.uis.unesco.org. Because data 
are from different sources, comparisons across 
countries should be made with caution. 

e Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

f Preliminary UNESCO Institute for Statistics 
estimate, subject to further revision.

g Data refer to the 2000/01 school year.
h Figure should be treated with caution due to the 

fact that the reported number of enrolled pupils in 
“Not known or unspecified” category represents 
more than 10% of the total enrolment.

i Data refer to the 1998/99 school year.
j National estimates.
k Estimate produced by UNESCO Institute for 

Statistics in July 2002.
l Data refer to the 2003/04 school year.

m Data refer to a year between 1995 and 1999.
n Data refer to the 2002/03 school year.
o Data refer to the 2001/02 school year.
p Data refer to the 1999/2000 school year.
q Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or 
refer to only part of a country.

r Data refer to the 2004/05 school year.

SoUrCES
Columns 1 and 3: UNESCO Institute for Statistics 
2003a.
Columns 2 and 4: UNESCO Institute for Statistics 
2005a.
Columns 5–10: UNESCO Institute for Statistics 2005c.
Column 11: UNESCO Institute for Statistics 2005d.
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1 Norway 502 713 46 909 7 346 0 42.9 1.7 4,442

2 Iceland 510 660 39 966 0 675 7 0.0 3.1 6,592

3 Australia 456 542 11 719 6 567 85 20.1 1.5 3,446

4 Luxembourg 481 797 2 1,194 0 377 234 267.3 1.7 3,757

5 Canada 565 651 22 419 4 .. 40 81.5 1.9 3,487

6 Sweden 681 .. 54 980 6 .. 317 261.8 4.3 5,171

7 Switzerland 574 727 18 843 6 398 279 .. 2.6 3,594

8 Ireland 281 491 7 880 0 317 110 52.4 1.1 2,315

9 Belgium 393 489 4 793 (.) 386 72 .. 2.2 3,180

10 United States 547 624 21 546 8 556 302 167.2 2.7 4,526

11 Japan 441 472 7 679 (.) 483 852 96.3 3.1 5,085

12 Netherlands 464 614 5 768 3 522 186 116.8 1.9 2,826

13 Finland 534 492 52 910 4 534 35 96.5 3.5 7,431

14 Denmark 567 669 29 883 1 541 90 .. 2.5 4,822

15 United Kingdom 441 .. 19 912 1 .. 88 173.0 1.9 2,691

16 France 495 566 5 696 1 366 183 66.3 2.3 3,134

17 Austria 418 481 10 879 1 462 196 19.2 2.2 2,346

18 Italy 388 484 5 1,018 (.) 337 22 9.1 1.1 1,156

19 New Zealand 434 448 16 648 0 526 70 30.0 1.2 2,593

20 Germany 441 657 4 785 1 473 274 51.7 2.5 3,222

21 Spain 316 429 1 916 (.) 239 29 13.2 1.0 2,036

22 Hong Kong, China (SAR) 450 559 24 1,079 0 472 3 .. 0.6 1,568

23 Israel 343 458 3 961 1 .. 35 64.7 5.1 1,570

24 Greece 389 454 0 902 0 150 30 1.7 0.6 1,357

25 Singapore 346 450 17 852 0 509 58 47.3 2.2 4,352

26 Slovenia 211 407 0 871 0 401 123 5.4 1.5 2,364

27 Portugal 243 411 1 898 0 .. 3 3.5 0.9 1,745

28 Korea, Rep. of 306 538 2 701 (.) 610 633 27.8 2.5 2,979

29 Cyprus 419 572 5 744 0 337 1 19.9 0.3 569

30 Barbados 281 497 0 519 0 371 0 3.2 .. ..

31 Czech Republic 158 360 0 965 0 308 24 4.9 1.2 1,467

32 Malta 360 521 0 725 0 .. 45 (.) .. ..

33 Brunei Darussalam 136 .. 7 .. 0 .. .. .. .. 282

34 Argentina 93 .. (.) .. 0 .. .. 0.9 0.4 715

35 Hungary 96 349 (.) 769 0 232 21 30.8 1.0 1,473

36 Poland 86 307 0 451 0 232 22 0.7 0.6 1,469

37 Chile 66 221 1 511 0 272 .. 2.9 0.5 419

38 Estonia 204 341 0 777 0 444 8 3.5 0.7 2,253

39 Lithuania 212 239 0 630 0 202 15 0.1 0.7 1,824

40 Qatar 220 261 9 533 0 199 .. .. .. ..

41 United Arab Emirates 224 281 19 736 0 275 0 .. .. ..

42 Slovakia 135 241 0 684 0 256 13 9.2 0.6 1,707

43 Bahrain 191 268 10 638 0 216 .. .. .. ..

44 Kuwait 188 196 12 572 0 228 .. 0.0 c 0.2 73

45 Croatia 172 .. (.) 584 0 232 20 7.8 1.1 1,920

46 Uruguay 134 .. 0 .. 0 .. 1 0.0 c 0.2 370

47 Costa Rica 101 278 0 181 0 288 0 0.1 0.4 533

48 Latvia 234 285 0 526 0 404 0 1.9 0.4 1,476

49 Saint Kitts and Nevis 237 .. 0 .. 0 .. .. 0.0 c .. ..

50 Bahamas 274 415 8 367 0 265 .. 0.0 .. ..

51 Seychelles 124 256 0 595 0 .. 0 .. 0.1 452

52 Cuba 31 64 0 3 0 9 0 .. 0.5 538

53 Mexico 65 160 1 295 0 120 1 0.8 0.4 259

technology:	diffusion	and	creation
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54 Tonga 46 .. 0 .. 0 .. .. .. .. ..

55 Bulgaria 242 380 0 466 0 206 16 0.6 0.5 1,158

56 Panama 93 122 0 268 0 62 .. 0.0 c 0.4 95

57 Trinidad and Tobago 141 .. 0 399 0 .. 0 .. 0.1 347

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 48 136 0 23 0 29 .. .. .. 361

59 Macedonia, TFYR 148 252 0 372 0 60 13 1.1 0.3 500

60 Antigua and Barbuda 253 .. 0 .. 0 .. 0 0.0 c .. ..

61 Malaysia 89 182 5 442 0 344 .. 0.8 0.7 294

62 Russian Federation 140 253 0 249 0 .. 105 1.2 1.2 3,415

63 Brazil 65 223 (.) 264 0 .. 4 0.6 1.0 324

64 Romania 102 199 0 324 0 184 26 0.1 c 0.4 910

65 Mauritius 52 285 2 267 0 123 .. 0.0 c 0.3 ..

66 Grenada 177 290 2 376 0 169 0 0.0 c .. ..

67 Belarus 154 311 0 113 0 141 54 0.1 0.6 1,870

68 Bosnia and Herzegovina .. 245 0 274 0 .. 0 .. .. ..

69 Colombia 69 179 0 141 0 53 (.) 0.1 0.1 81

70 Dominica 164 .. 0 .. 0 .. 0 0.0 c .. ..

71 Oman 60 88 2 228 0 .. 0 .. .. ..

72 Albania 13 83 0 358 0 10 0 1.7 .. ..

73 Thailand 24 105 1 394 0 111 .. 0.1 0.2 289

74 Samoa (Western) 26 73 0 58 0 .. .. .. .. ..

75 Venezuela 76 111 (.) 273 0 60 .. 0.0 c 0.4 222

76 Saint Lucia 129 .. 0 .. 0 .. 0 .. .. 481

77 Saudi Arabia 77 155 1 321 0 67 (.) 0.0 c .. ..

78 Ukraine 136 233 0 136 0 .. 0 0.3 1.2 1,749

79 Peru 26 67 (.) 106 0 104 .. 0.1 0.1 225

80 Kazakhstan 80 141 0 .. 0 .. 0 (.) 0.3 744

81 Lebanon 155 200 0 234 0 143 .. .. .. ..

82 Ecuador 48 122 0 189 0 46 (.) 0.0 c 0.1 84

83 Armenia 157 148 0 30 0 37 42 .. 0.3 1,606

84 Philippines 10 41 0 270 0 .. 0 (.) .. ..

85 China 6 209 (.) 215 0 63 5 0.1 1.2 633

86 Suriname 92 152 0 320 0 44 .. .. .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines 124 273 0 529 0 .. 0 0.0 c 0.2 179

88 Paraguay 27 46 0 299 0 20 .. 35.1 0.1 83

89 Tunisia 37 118 (.) 197 0 64 0 1.8 0.6 1,013

90 Jordan 72 114 (.) 242 0 81 .. .. .. 1,977

91 Belize 92 113 0 205 0 .. 0 0.0 c .. ..

92 Fiji 58 124 0 133 0 67 .. .. .. ..

93 Sri Lanka 7 49 (.) 73 0 13 0 .. .. 197

94 Turkey 121 268 1 394 0 85 1 0.0 c 0.7 345

95 Dominican Republic 48 115 (.) 272 0 102 .. 0.0 c .. ..

96 Maldives 29 .. 0 .. 0 .. .. 20.7 .. ..

97 Turkmenistan 60 77 0 .. 0 .. 0 .. .. ..

98 Jamaica 45 .. 0 680 0 .. 1 4.6 .. ..

99 Iran, Islamic Rep. of 40 220 0 51 0 72 .. .. .. 484

100 Georgia 99 134 0 145 0 24 27 1.2 0.3 2,317

101 Azerbaijan 86 114 0 128 0 .. 0 .. 0.3 1,248

102 Occupied Palestinian Territories .. 87 0 133 0 40 .. .. .. ..

103 Algeria 32 69 (.) 45 0 .. (.) .. .. ..

104 El Salvador 24 113 0 173 0 83 .. (.) (.) 47

105 Cape Verde 24 156 0 116 0 44 .. 0.2 (.) 131

106 Syrian Arab Republic 41 .. 0 68 0 35 0 .. 0.2 29
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107 Guyana 20 .. 0 .. 0 .. .. 41.9 .. ..

108 Viet Nam 1 54 0 34 0 43 0 .. .. ..

109 Kyrgyzstan 72 76 0 27 0 38 10 0.4 0.2 413

110 Indonesia 6 39 (.) 87 0 38 0 .. .. ..

111 Uzbekistan 69 67 0 13 0 19 17 .. .. ..

112 Nicaragua 13 37 0 85 0 .. 0 0.0 c 0.1 73

113 Bolivia 28 72 0 152 0 .. .. 0.2 0.3 118

114 Mongolia 32 56 0 130 0 58 31 .. 0.3 710

115 Moldova, Rep. of 106 219 0 132 0 80 48 0.3 .. 171

116 Honduras 17 49 0 55 0 40 1 0.0 c 0.1 74

117 Guatemala 21 77 (.) 165 0 .. .. 0.0 c .. ..

118 Vanuatu 18 31 0 38 0 36 .. .. .. ..

119 Egypt 30 127 (.) 84 0 44 2 1.8 0.2 ..

120 South Africa 93 .. (.) 364 0 .. 0 1.1 0.7 192

121 Equatorial Guinea 4 18 0 76 0 .. .. .. .. ..

122 Tajikistan 45 37 0 7 0 1 3 0.1 .. ..

123 Gabon 22 29 0 224 0 26 .. .. .. ..

124 Morocco 16 40 (.) 244 0 33 0 0.9 .. ..

125 Namibia 39 66 0 116 0 34 .. 0.0 .. ..

126 São Tomé and Principe 19 46 0 32 0 99 .. .. .. ..

127 India 6 46 0 25 0 17 0 (.) c 0.8 120

128 Solomon Islands 15 13 0 3 0 5 .. .. .. ..

129 Myanmar 2 7 0 1 0 1 .. 0.0 c .. ..

130 Cambodia (.) 3 0 35 0 2 .. .. .. ..

131 Botswana 21 75 0 297 0 .. 0 0.3 c .. ..

132 Comoros 8 17 0 3 0 6 .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 2 12 0 20 0 3 .. .. .. ..

134 Bhutan 4 34 0 11 0 20 .. .. .. ..

135 Pakistan 8 27 (.) 18 0 .. .. 0.1 0.2 88

136 Nepal 3 16 0 2 0 .. .. .. 0.7 62

137 Papua New Guinea 8 .. 0 .. 0 .. 0 .. .. ..

138 Ghana 3 13 0 36 0 .. 0 0.0 c .. ..

139 Bangladesh 2 5 0 10 0 2 .. (.) .. ..

140 Timor-Leste .. .. 0 .. 0 .. .. .. .. ..

141 Sudan 3 27 0 20 0 9 0 .. .. ..

142 Congo 7 2 0 94 0 4 .. .. .. 29

143 Togo 3 12 0 44 0 42 .. 0.0 c .. ..

144 Uganda 2 2 0 30 0 5 0 0.2 0.8 25

145 Zimbabwe 13 .. 0 .. 0 .. 0 .. .. ..

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 3 4 0 17 0 4 (.) 0.1 0.1 15

147 Swaziland 17 44 0 84 0 26 0 0.1 c .. ..

148 Cameroon 3 .. 0 66 0 .. .. .. .. ..

149 Lesotho 7 16 0 47 0 14 0 5.9 c .. 42

150 Djibouti 11 15 0 34 0 10 .. .. .. ..

151 Yemen 11 .. 0 35 0 .. .. .. .. ..

152 Mauritania 3 14 0 127 0 4 .. .. .. ..

153 Haiti 7 17 0 38 0 18 .. 0.0 c .. ..

154 Kenya 8 10 0 50 0 .. 0 0.4 .. ..

155 Gambia 7 .. 0 .. 0 .. 0 .. .. ..

156 Guinea 2 3 0 14 0 5 .. (.) .. 286

157 Senegal 6 22 0 56 0 22 .. (.) c .. ..

158 Nigeria 3 7 0 26 0 6 .. .. .. ..

159 Rwanda 2 .. 0 16 0 .. .. 0.0 c .. ..
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notES
a Telephone mainlines and cellular subscribers 

combined form an indicator for Millennium 
Development Goal 8; see Index to Millennium 
Development Goal Indicators in the indicator tables.

b Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

c Data refer to 2002.

SoUrCES
Columns 1–6: ITU 2005. 
Column 7: calculated on the basis of data on patents 
granted to residents from WIPO 2004 and data on 
population from UN 2005h.
Column 8: calculated on the basis of data on receipts 
of royalties and licence fees from World Bank 2005c, 
based on data from the International Monetary Fund, 
and data on population from UN 2005h.
Columns 9 and 10: World Bank 2005c, based on 
data from the United Nations Educational, Scientific 
and Cultural Organization; aggregates calculated 
for the Human Development Report Office by the 
World Bank.

160 Angola 8 7 0 .. 0 .. .. .. .. ..

161 Eritrea .. 9 0 0 0 7 .. .. .. ..

162 Benin 3 9 0 34 0 10 .. .. .. ..

163 Côte d’Ivoire 6 14 0 77 0 14 .. 0.0 c .. ..

164 Tanzania, U. Rep. of 3 4 0 25 0 7 0 0.0 c .. ..

165 Malawi 3 8 0 13 0 3 0 0.0 c .. ..

166 Zambia 8 8 0 22 0 6 0 .. (.) 47

167 Congo, Dem. Rep. of the 1 .. 0 19 0 .. .. .. .. ..

168 Mozambique 3 .. 0 23 0 .. 0 0.8 .. ..

169 Burundi 1 3 0 9 0 2 .. 0.0 c .. ..

170 Ethiopia 3 6 0 1 0 1 .. 0.0 c .. ..

171 Central African Republic 2 .. 0 10 0 1 .. .. .. 47

172 Guinea-Bissau 6 8 0 1 0 15 .. .. .. ..

173 Chad 1 .. 0 8 0 .. .. .. .. ..

174 Mali 1 .. 0 23 0 .. .. (.) c .. ..

175 Burkina Faso 2 5 0 19 0 4 .. .. 0.2 17

176 Sierra Leone 3 .. 0 .. 0 .. 0 (.) .. ..

177 Niger 1 .. 0 6 0 .. .. .. .. ..

Developing countries 29 113 (.) 134 (.) 53 .. 0.6 0.9 400

Least developed countries 3 8 0 16 0 4 .. .. .. ..

Arab States 79 94 4 118 0 49 .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 18 172 (.) 212 (.) 80 .. .. 1.5 706

Latin America and the Caribbean 89 165 (.) 239 0 .. 2 1.0 0.6 293

South Asia 7 47 (.) 24 0 18 .. .. 0.7 135

Sub-Saharan Africa 5 9 (.) 54 0 .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 120 232 (.) 287 0 .. 48 2.0 1.0 2,213

OECD 365 494 7 644 3 403 248 80.6 2.5 3,046

High-income OECD 439 567 9 705 3 480 310 101.3 2.6 3,676

High human development 289 495 6 652 2 414 250 79.2 2.5 3,004

Medium human development 22 123 (.) 138 0 46 7 0.3 0.8 521

Low human development 3 8 0 25 0 .. .. .. .. ..

High income 420 562 9 710 3 477 302 100.1 2.5 3,630

Middle income 46 180 (.) 224 0 77 10 0.6 0.7 760

Low income 6 32 (.) 24 0 14 .. .. .. ..

World 81 184 1 226 1 120 62 17.9 2.4 1,146
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 220.9 171.9 48,412 37,670 2.8 2.9 37,911 2001 2.3 2.5

2 Iceland 10.5 9.0 36,377 31,243 1.7 2.1 31,243 2003 3.2 2.1

3 Australia 522.4 589.1 26,275 29,632 1.9 2.6 29,632 2003 2.4 2.8

4 Luxembourg 26.5 27.9 59,143 62,298 3.9 3.6 62,298 2003 2.0 2.0

5 Canada 856.5 970.3 27,079 30,677 1.6 2.3 30,677 2003 1.8 2.8

6 Sweden 301.6 239.6 33,676 26,750 1.6 2.0 26,750 2003 1.7 1.9

7 Switzerland 320.1 224.6 43,553 30,552 1.0 0.5 31,098 2001 1.3 0.6

8 Ireland 153.7 150.7 38,487 37,738 4.5 6.7 37,738 2003 2.7 3.5

9 Belgium 301.9 294.0 29,096 28,335 1.9 1.8 28,335 2003 1.9 1.6

10 United States 10,948.5 10,923.4 a 37,648 37,562 2.0 2.1 37,562 2003 2.6 2.3

11 Japan 4,300.9 3,567.8 33,713 27,967 2.4 1.0 27,967 2003 0.4 –0.3

12 Netherlands 511.5 476.5 31,532 29,371 1.8 2.1 29,568 2002 2.6 2.1

13 Finland 161.9 144.0 31,058 27,619 2.0 2.5 27,619 2003 1.6 0.9

14 Denmark 211.9 169.5 39,332 31,465 1.6 1.9 31,471 2002 2.2 2.1

15 United Kingdom 1,794.9 1,610.6 30,253 27,147 2.1 2.5 27,147 2003 2.7 2.9

16 France 1,757.6 1,654.0 29,410 27,677 1.7 1.6 27,677 2003 1.6 2.1

17 Austria 253.1 243.5 31,289 30,094 2.1 1.8 30,094 2003 2.1 1.4

18 Italy 1,468.3 1,563.3 25,471 27,119 2.0 1.5 27,119 2003 3.3 2.7

19 New Zealand 79.6 90.5 19,847 22,582 1.0 2.1 22,582 2003 1.9 1.8

20 Germany 2,403.2 2,291.0 29,115 27,756 2.0 1.3 27,769 2001 1.8 1.0

21 Spain 838.7 920.3 20,404 22,391 2.2 2.4 22,391 2003 3.5 3.0

22 Hong Kong, China (SAR) 156.7 185.3 22,987 27,179 4.3 2.1 27,294 2000 3.5 –2.6

23 Israel 110.2 134.0 16,481 20,033 1.9 1.6 21,822 2000 7.7 0.7

24 Greece 172.2 220.2 15,608 19,954 1.0 2.1 19,954 2003 7.2 3.5

25 Singapore 91.3 104.0 21,492 24,481 4.9 3.5 24,870 2000 1.3 0.5

26 Slovenia 27.7 38.2 13,909 19,150 .. 3.1 19,150 b 2003 10.3 5.6

27 Portugal 147.9 189.3 14,161 18,126 2.8 2.2 18,597 2001 4.0 3.3

28 Korea, Rep. of 605.3 861.0 12,634 17,971 6.1 4.6 17,971 2003 4.5 3.6

29 Cyprus 11.4 14.3 c 14,786 18,776 c 4.6 3.2 18,776 b 2001 3.4 4.1

30 Barbados 2.6 4.3 9,708 15,720 1.2 1.4 16,220 2000 2.3 1.6

31 Czech Republic 89.7 166.9 8,794 16,357 .. 1.5 16,357 b 2003 6.1 0.1

32 Malta 4.9 7.0 12,157 17,633 4.3 3.3 18,908 2000 2.8 0.5

33 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Argentina 129.6 445.2 3,524 12,106 0.4 1.3 13,757 1998 7.2 13.4

35 Hungary 82.7 147.7 8,169 14,584 1.1 2.6 14,584 2003 16.9 4.6

36 Poland 209.6 434.6 5,487 11,379 .. 4.2 11,379 b 2003 19.1 0.7

37 Chile 72.4 162.1 4,591 10,274 4.0 4.1 10,274 2003 7.2 2.8

38 Estonia 9.1 18.3 6,713 13,539 0.4 b 3.3 13,539 b 2003 14.8 1.3

39 Lithuania 18.2 40.4 5,274 11,702 .. 0.5 12,075 b 1990 19.3 –1.2

40 Qatar .. d .. .. d .. .. .. .. .. 2.5 2.3

41 United Arab Emirates .. d .. .. d .. –3.3 b –2.1 b 49,432 b, e 1975 .. ..

42 Slovakia 32.5 72.7 6,033 13,494 0.5 b 2.4 13,494 b 2003 8.1 8.6

43 Bahrain .. d 12.2 d .. d 17,479 d 1.1 b 1.5 b 17,479 b 2002 0.7 ..

44 Kuwait 41.7 43.2 e 17,421 18,047 e –1.2 b –2.3 b 29,760 b, e 1975 1.9 1.0

45 Croatia 28.8 49.2 6,479 11,080 .. 2.1 11,080 b 2003 52.8 0.1

46 Uruguay 11.2 28.0 3,308 8,280 1.2 0.9 9,858 1998 25.5 19.4

47 Costa Rica 17.4 38.5 e 4,352 9,606 e 1.3 2.6 9,836 e 1999 14.1 9.4

48 Latvia 11.1 23.8 4,771 10,270 (.) 2.2 10,482 b 1989 19.0 2.9

49 Saint Kitts and Nevis 0.3 0.6 7,397 12,404 5.1 b 3.1 12,413 b 2002 3.2 2.2

50 Bahamas 5.3 5.4 d 16,571 17,159 d 1.3 b 0.3 b 18,260 b 1989 2.0 3.0

51 Seychelles 0.7 .. 8,610 .. 2.9 2.2 .. .. 2.4 3.3

52 Cuba .. .. .. .. .. 3.5 b .. .. .. ..

53 Mexico 626.1 937.8 6,121 9,168 0.9 1.4 9,442 2000 16.7 4.5

economic	performance
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54 Tonga 0.2 0.7 e 1,603 6,992 e 1.8 b 2.0 6,992 b, e 2003 4.3 11.6

55 Bulgaria 19.9 60.5 2,539 7,731 0.3 b 0.6 7,968 b 1988 83.8 2.2

56 Panama 12.9 20.5 4,319 6,854 1.0 2.4 6,854 2003 1.1 1.4

57 Trinidad and Tobago 10.5 14.1 8,007 10,766 (.) 3.2 10,766 2003 5.2 3.8

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. d .. .. d .. .. .. .. .. 3.5 ..

59 Macedonia, TFYR 4.7 13.9 2,277 6,794 .. –0.7 8,115 b 1990 7.1 1.1

60 Antigua and Barbuda 0.8 0.8 9,629 10,294 3.8 b 1.6 10,469 b 1999 .. ..

61 Malaysia 103.7 235.7 4,187 9,512 3.9 3.4 9,512 2003 3.1 1.1

62 Russian Federation 432.9 1,323.8 3,018 9,230 –2.1 b –1.5 11,269 b 1989 66.6 13.7

63 Brazil 492.3 1,375.7 2,788 7,790 0.8 1.2 7,918 2002 114.0 14.7

64 Romania 57.0 158.2 2,619 7,277 –0.8 b 0.6 7,277 b 2003 78.7 15.3

65 Mauritius 5.2 13.8 4,274 11,287 4.6 b 4.0 11,287 b 2003 6.5 3.9

66 Grenada 0.4 0.8 4,199 7,959 3.2 b 2.4 7,977 b 2000 2.0 ..

67 Belarus 17.5 59.8 1,770 6,052 .. 0.9 6,052 b 2003 185.8 28.4

68 Bosnia and Herzegovina 7.0 24.7 1,684 5,967 .. 11.9 b .. b .. .. ..

69 Colombia 78.7 298.8 e 1,764 6,702 e 1.4 0.4 6,852 e 1997 17.0 7.1

70 Dominica 0.3 0.4 3,639 5,448 3.2 b 1.2 6,278 b 2000 1.6 1.6

71 Oman .. d 34.5 d .. d 13,584 d 2.2 b 0.9 b 13,965 b 2001 0.2 –0.4

72 Albania 6.1 14.5 1,933 4,584 0.3 b 5.1 4,584 b 2003 19.2 0.5

73 Thailand 143.0 471.0 2,305 7,595 5.1 2.8 7,595 2003 4.1 1.8

74 Samoa (Western) 0.3 1.0 e 1,505 5,854 e 0.8 b 2.4 5,978 b, e 1986 3.6 0.1

75 Venezuela 85.4 126.3 3,326 4,919 –1.1 –1.5 8,038 1977 41.1 31.1

76 Saint Lucia 0.7 0.9 4,314 5,709 3.6 b 0.3 5,996 b 1999 2.5 0.9

77 Saudi Arabia 214.7 298.0 e 9,532 13,226 e –2.4 –0.6 24,461 e 1977 0.5 0.6

78 Ukraine 49.5 265.5 1,024 5,491 –5.7 b –4.7 9,755 b 1989 85.8 5.2

79 Peru 60.6 142.8 2,231 5,260 –0.5 2.1 5,845 1981 18.5 2.3

80 Kazakhstan 29.7 99.3 2,000 6,671 .. 0.4 6,671 b 2003 38.8 6.4

81 Lebanon 19.0 22.8 4,224 5,074 3.4 b 2.9 5,074 b 2003 .. ..

82 Ecuador 27.2 47.4 2,091 3,641 0.1 0.1 3,763 1988 37.7 7.9

83 Armenia 2.8 11.2 918 3,671 .. 2.8 3,671 b 2003 36.9 4.8

84 Philippines 80.6 352.2 989 4,321 0.3 1.2 4,539 1982 7.3 3.0

85 China 1,417.0 6,445.9 f 1,100 5,003 f 8.2 8.5 5,003 f 2003 6.0 1.2

86 Suriname 1.2 .. 2,635 .. –0.6 0.9 .. .. 67.7 23.0

87 Saint Vincent and the Grenadines 0.4 0.7 3,403 6,123 3.4 1.8 6,123 2003 1.9 0.3

88 Paraguay 6.0 26.4 e 1,069 4,684 e 0.6 –0.6 5,380 e 1981 11.8 14.2

89 Tunisia 25.0 70.9 2,530 7,161 2.1 3.1 7,161 2003 3.9 2.7

90 Jordan 9.9 22.9 1,858 4,320 0.3 0.9 5,195 1987 3.0 2.3

91 Belize 1.0 1.9 3,612 6,950 3.1 2.2 6,950 2003 1.7 2.6

92 Fiji 2.0 4.9 2,438 5,880 0.7 1.8 5,880 2003 3.1 4.2

93 Sri Lanka 18.2 72.7 948 3,778 3.4 3.3 3,778 2003 9.7 6.3

94 Turkey 240.4 478.9 3,399 6,772 1.8 1.3 6,772 2003 72.4 25.3

95 Dominican Republic 16.5 59.6 e 1,893 6,823 e 2.0 4.0 6,823 e 2003 8.7 27.4

96 Maldives 0.7 .. 2,441 .. .. 4.7 b .. .. 5.0 –2.9

97 Turkmenistan 6.2 28.9 1,275 5,938 –3.0 b –1.3 6,589 b 1988 .. ..

98 Jamaica 8.1 10.8 3,083 4,104 0.4 (.) 4,125 1991 18.3 10.3

99 Iran, Islamic Rep. of 137.1 464.4 2,066 6,995 –0.3 2.1 8,443 1976 22.8 16.5

100 Georgia 4.0 13.3 778 2,588 –4.9 –2.7 7,065 b 1985 17.7 ..

101 Azerbaijan 7.1 29.8 867 3,617 .. –2.6 3,617 b 2003 109.1 ..

102 Occupied Palestinian Territories 3.5 .. 1,026 .. .. –6.0 b .. .. .. ..

103 Algeria 66.5 194.4 e 2,090 6,107 e –0.1 0.6 6,319 e 1985 12.7 2.6

104 El Salvador 14.9 31.2 e 2,277 4,781 e 0.2 2.1 5,456 e 1978 6.6 2.1

105 Cape Verde 0.8 2.4 e 1,698 5,214 e 3.0 b 3.3 5,214 b, e 2003 4.8 ..

106 Syrian Arab Republic 21.5 62.2 1,237 3,576 0.9 1.4 3,696 1998 4.9 ..
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107 Guyana 0.7 3.3 e 965 4,230 e 0.7 3.6 4,482 e 1997 5.8 ..

108 Viet Nam 39.2 202.5 482 2,490 5.0 b 5.9 2,490 b 2003 2.8 3.1

109 Kyrgyzstan 1.9 8.8 378 1,751 –3.1 b –2.4 2,586 b 1990 16.5 3.5

110 Indonesia 208.3 721.5 970 3,361 4.1 2.0 3,493 1997 13.9 6.6

111 Uzbekistan 9.9 44.6 389 1,744 –1.2 b –0.5 1,744 b 2003 .. ..

112 Nicaragua 4.1 17.9 e 745 3,262 e –2.8 0.9 7,602 e 1977 22.3 5.1

113 Bolivia 7.9 22.8 892 2,587 –0.3 1.3 2,690 1977 7.0 3.3

114 Mongolia 1.3 4.6 514 1,850 –2.0 b –2.5 2,888 b 1988 29.5 5.1

115 Moldova, Rep. of 2.0 6.4 463 1,510 –5.1 b –5.7 3,974 b 1990 17.8 11.7

116 Honduras 7.0 18.6 e 1,001 2,665 e 0.1 0.2 2,876 e 1979 16.4 7.7

117 Guatemala 24.7 51.0 e 2,009 4,148 e 0.2 1.1 4,255 e 1980 9.1 5.5

118 Vanuatu 0.3 0.6 e 1,348 2,944 e 0.2 b –0.3 3,935 b, e 1984 2.7 3.0

119 Egypt 82.4 266.9 1,220 3,950 2.7 2.5 3,950 2003 7.0 4.5

120 South Africa 159.9 474.1 e 3,489 10,346 e –0.6 0.1 12,663 e 1981 8.0 5.9

121 Equatorial Guinea 2.9 9.3 c 5,900 19,780 c, e 11.2 b 16.8 19,780 b, e 2001 .. ..

122 Tajikistan 1.6 7.0 246 1,106 –8.1 b –6.5 2,790 b 1988 .. ..

123 Gabon 6.1 8.6 4,505 6,397 –1.5 –0.4 11,767 1976 4.6 ..

124 Morocco 43.7 120.6 1,452 4,004 1.3 1.0 4,004 2003 3.1 1.2

125 Namibia 4.3 12.4 e 2,120 6,180 e –0.1 b 0.9 8,462 b, e 1980 9.4 7.2

126 São Tomé and Principe 0.1 .. 378 .. –0.5 b –0.2 .. .. .. ..

127 India 600.6 3,078.2 e 564 2,892 e 3.3 4.0 2,892 e 2003 7.9 3.8

128 Solomon Islands 0.3 0.8 e 553 1,753 e 1.4 –2.5 2,713 e 1996 9.9 10.0

129 Myanmar .. .. .. .. 1.8 b 5.7 b .. .. 25.9 36.6

130 Cambodia 4.2 27.9 e 315 2,078 e .. 4.0 b 2,078 b, e 2003 4.3 1.2

131 Botswana 7.5 15.0 4,372 8,714 5.1 2.7 9,182 2002 9.6 9.2

132 Comoros 0.3 1.0 e 538 1,714 e –1.0 b –1.3 2,177 b, e 1985 .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 2.1 10.0 375 1,759 3.3 b 3.7 1,759 b 2003 29.7 15.5

134 Bhutan 0.7 .. 797 .. 4.0 b 3.6 .. .. 7.7 1.6

135 Pakistan 82.3 311.3 555 2,097 2.5 1.1 2,097 2003 8.1 2.9

136 Nepal 5.9 35.0 237 1,420 2.1 2.2 1,444 2001 7.4 5.7

137 Papua New Guinea 3.2 14.4 e 578 2,619 e 0.4 0.2 2,900 e 1994 10.3 14.7

138 Ghana 7.6 46.3 e 369 2,238 e 0.4 1.8 2,238 e 2003 27.0 26.7

139 Bangladesh 51.9 244.4 376 1,770 1.9 3.1 1,770 2003 5.0 5.7

140 Timor-Leste 0.3 .. 389 .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 17.8 64.1 e 530 1,910 e 1.1 3.3 1,910 e 2003 63.6 ..

142 Congo 3.6 3.6 949 965 –0.1 –1.4 1,318 1996 7.3 –0.8

143 Togo 1.8 8.2 e 362 1,696 e –0.8 0.4 2,227 e 1980 6.6 –1.0

144 Uganda 6.3 36.8 e 249 1,457 e 2.6 b 3.9 1,457 b, e 2003 7.9 7.8

145 Zimbabwe .. d 31.4 c .. d 2,443 c (.) b –0.8 b 3,112 b 1998 36.1 ..

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 5.5 13.7 324 809 –1.6 –0.9 1,274 1975 15.8 –1.2

147 Swaziland 1.8 5.2 1,669 4,726 1.8 0.2 4,777 1998 9.2 7.3

148 Cameroon 12.5 34.1 776 2,118 –0.5 0.2 2,865 1986 5.5 ..

149 Lesotho 1.1 4.6 e 635 2,561 e 3.1 2.3 2,561 e 2003 9.0 6.7

150 Djibouti 0.6 1.5 e 886 2,086 e –4.2 b –3.3 .. b, e .. .. ..

151 Yemen 10.8 17.0 565 889 .. 2.4 889 b 2003 20.8 10.8

152 Mauritania 1.1 5.0 e 384 1,766 e 0.4 1.6 1,827 e 1976 5.6 5.2

153 Haiti 2.9 14.7 e 346 1,742 e –2.3 –2.8 3,309 e 1980 19.7 39.3

154 Kenya 14.4 33.1 450 1,037 0.2 –0.6 1,204 1990 12.6 9.8

155 Gambia 0.4 2.6 e 278 1,859 e –0.2 –0.1 2,108 e 1986 4.0 ..

156 Guinea 3.6 16.6 459 2,097 1.4 b 1.6 2,122 b 2002 .. ..

157 Senegal 6.5 16.9 634 1,648 (.) 1.3 1,669 1976 4.3 (.)

158 Nigeria 58.4 143.3 428 1,050 –0.5 (.) 1,086 1977 26.0 14.0

159 Rwanda 1.6 10.6 e 195 1,268 e –0.5 0.7 1,446 e 1983 12.3 6.9
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notES
a In theory, for the United States the value of GDP in 

purchasing power parity (PPP) US dollars should be 
the same as that in US dollars, but practical issues 
arising in the calculation of the PPP US dollar GDP 
prevent this.

b Data refer to a period shorter than that specified.
c Data refer to 2001.
d Data refer to 2002.
e Estimates are based on regression.
f Estimate based on a bilateral comparison between 

China and the United States (Ruoen and Kai 1995).
g India’s growth rate accounts for most of the 

difference in average annual growth rates of low-
income and low human development countries.

SoUrCES
Columns 1 and 2: World Bank 2005c; aggregates 
calculated for the Human Development Report Office 
by the World Bank.
Columns 3 and 4: calculated on the basis of 
GDP and population data from World Bank 2005c; 
aggregates calculated for the Human Development 
Report Office by the World Bank.
Columns 5 and 6: World Bank 2005a; aggregates 
calculated for the Human Development Report Office 
by the World Bank using least squares method.
Columns 7 and 8: based on GDP per capita PPP US$ 
time series from World Bank 2005c.
Columns 9 and 10: calculated on the basis of data 
on the consumer price index from World Bank 2005c.

160 Angola 13.2 31.7 e 975 2,344 e –1.1 b 0.4 2,910 b, e 1992 500.8 98.2

161 Eritrea 0.8 3.7 e 171 849 e .. 1.0 b 999 b, e 1998 .. ..

162 Benin 3.5 7.5 517 1,115 0.7 2.2 1,115 2003 6.5 1.5

163 Côte d’Ivoire 13.7 24.8 816 1,476 –1.9 –0.4 2,726 1978 6.0 3.3

164 Tanzania, U. Rep. of 10.3 22.3 287 621 0.8 b 1.0 621 b 2003 16.2 3.5

165 Malawi 1.7 6.6 156 605 0.2 0.9 653 1979 31.0 9.6

166 Zambia 4.3 9.1 417 877 –1.9 –0.9 1,496 1976 48.4 ..

167 Congo, Dem. Rep. of the 5.7 .. 107 .. –4.9 –6.3 2,452 1975 0.0 ..

168 Mozambique 4.3 21.0 e 230 1,117 e 2.3 b 4.6 1,117 b, e 2003 24.8 13.4

169 Burundi 0.6 4.7 e 83 648 e –0.9 –3.5 952 e 1991 14.6 16.0

170 Ethiopia 6.7 48.8 e 97 711 e 0.1 b 2.0 752 b, e 2002 4.0 17.8

171 Central African Republic 1.2 4.2 e 309 1,089 e –1.5 –0.4 1,707 e 1977 4.4 3.1

172 Guinea-Bissau 0.2 1.1 e 160 711 e –0.4 –2.4 1,091 e 1997 24.6 –3.5

173 Chad 2.6 10.4 e 304 1,210 e 0.1 (.) 1,210 e 2003 7.2 –1.9

174 Mali 4.3 11.6 371 994 (.) 2.4 995 b 2002 4.3 –1.3

175 Burkina Faso 4.2 14.2 e 345 1,174 e 1.2 1.7 1,174 e 2003 4.6 2.0

176 Sierra Leone 0.8 2.9 149 548 –3.3 –5.3 1,139 1982 22.4 7.6

177 Niger 2.7 9.8 e 232 835 e –1.8 –0.6 1,383 e 1979 5.0 –1.6

Developing countries 6,981.9 T 21,525.4 T 1,414 4,359 2.3 2.9 .. .. .. ..

Least developed countries 221.4 T 895.1 T 329 1,328 0.7 2.0 .. .. .. ..

Arab States 773.4 T 1,683.6 T 2,611 5,685 0.2 1.0 .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 2,893.6 T 9,762.2 T 1,512 5,100 6.0 5.6 .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 1,745.9 T 3,947.0 T 3,275 7,404 0.6 1.1 .. .. .. ..

South Asia 902.2 T 4,235.9 T 617 2,897 2.6 3.5 .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 418.5 T 1,227.4 T 633 1,856 –0.7 0.1 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 1,189.9 T 3,203.5 T 2,949 7,939 .. 0.3 .. .. .. ..

OECD 29,650.5 T 29,840.6 T 25,750 25,915 2.0 1.8 .. .. .. ..

High-income OECD 28,369.5 T 27,601.9 T 31,020 30,181 2.2 1.9 .. .. .. ..

High human development 30,341.0 T 30,941.3 T 25,167 25,665 2.2 1.8 .. .. .. ..

Medium human development 5,414.8 T 19,581.1 T 1,237 4,474 1.7 2.4 .. .. .. ..

Low human development 202.2 T 590.4 T 358 1,046 2.0 g 2.8 g .. .. .. ..

High income 29,052.4 T 28,396.0 T 30,589 29,898 2.0 1.8 .. .. .. ..

Middle income 6,021.9 T 18,244.6 T 2,015 6,104 2.0 2.5 .. .. .. ..

Low income 1,103.0 T 4,948.9 T 483 2,168 –0.8 g 0.1 g .. .. .. ..

World 36,058.3 T 51,150.6 T 5,801 8,229 1.4 1.4 .. .. .. ..
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 2000 c 3.9 9.6 37.2 23.4 6.1 3.9 25.8

2 Iceland .. .. .. .. .. .. .. ..

3 Australia 1994 c 2.0 5.9 41.3 25.4 12.5 7.0 35.2

4 Luxembourg .. .. .. .. .. .. .. ..

5 Canada 1998 c 2.5 7.0 40.4 25.0 10.1 5.8 33.1

6 Sweden 2000 c 3.6 9.1 36.6 22.2 6.2 4.0 25.0

7 Switzerland 1992 c 2.6 6.9 40.3 25.2 9.9 5.8 33.1

8 Ireland 1996 c 2.8 7.1 43.3 27.6 9.7 6.1 35.9

9 Belgium 1996 c 2.9 8.3 37.3 22.6 7.8 4.5 25.0

10 United States 2000 c 1.9 5.4 45.8 29.9 15.9 8.4 40.8

11 Japan 1993 c 4.8 10.6 35.7 21.7 4.5 3.4 24.9

12 Netherlands 1999 c 2.5 7.6 38.7 22.9 9.2 5.1 30.9

13 Finland 2000 c 4.0 9.6 36.7 22.6 5.6 3.8 26.9

14 Denmark 1997 c 2.6 8.3 35.8 21.3 8.1 4.3 24.7

15 United Kingdom 1999 c 2.1 6.1 44.0 28.5 13.8 7.2 36.0

16 France 1995 c 2.8 7.2 40.2 25.1 9.1 5.6 32.7

17 Austria 1997 c 3.1 8.1 38.5 23.5 7.6 4.7 30.0

18 Italy 2000 c 2.3 6.5 42.0 26.8 11.6 6.5 36.0

19 New Zealand 1997 c 2.2 6.4 43.8 27.8 12.5 6.8 36.2

20 Germany 2000 c 3.2 8.5 36.9 22.1 6.9 4.3 28.3

21 Spain 1990 c 2.8 7.5 40.3 25.2 9.0 5.4 32.5

22 Hong Kong, China (SAR) 1996 c 2.0 5.3 50.7 34.9 17.8 9.7 43.4

23 Israel 1997 c 2.4 6.9 44.3 28.2 11.7 6.4 35.5

24 Greece 1998 c 2.9 7.1 43.6 28.5 10.0 6.2 35.4

25 Singapore 1998 c 1.9 5.0 49.0 32.8 17.7 9.7 42.5

26 Slovenia 1998 c 3.6 9.1 35.7 21.4 5.9 3.9 28.4

27 Portugal 1997 c 2.0 5.8 45.9 29.8 15.0 8.0 38.5

28 Korea, Rep. of 1998 c 2.9 7.9 37.5 22.5 7.8 4.7 31.6

29 Cyprus .. .. .. .. .. .. .. ..

30 Barbados .. .. .. .. .. .. .. ..

31 Czech Republic 1996 c 4.3 10.3 35.9 22.4 5.2 3.5 25.4

32 Malta .. .. .. .. .. .. .. ..

33 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Argentina d 2001 1.0 3.1 56.4 38.9 39.1 18.1 52.2

35 Hungary 2002 e 4.0 9.5 36.5 22.2 5.5 3.8 26.9

36 Poland 2002 e 3.1 7.6 41.9 26.7 8.6 5.5 34.1

37 Chile 2000 c 1.2 3.3 62.2 47.0 40.6 18.7 57.1

38 Estonia 2000 c 1.9 6.1 44.0 28.5 14.9 7.2 37.2

39 Lithuania 2000 e 3.2 7.9 40.0 24.9 7.9 5.1 31.9

40 Qatar .. .. .. .. .. .. .. ..

41 United Arab Emirates .. .. .. .. ` .. .. ..

42 Slovakia 1996 c 3.1 8.8 34.8 20.9 6.7 4.0 25.8

43 Bahrain .. .. .. .. .. .. .. ..

44 Kuwait .. .. .. .. .. .. .. ..

45 Croatia 2001 e 3.4 8.3 39.6 24.5 7.3 4.8 29.0

46 Uruguay d 2000 1.8 4.8 50.1 33.5 18.9 10.4 44.6

47 Costa Rica 2000 c 1.4 4.2 51.5 34.8 25.1 12.3 46.5

48 Latvia 1998 c 2.8 7.3 41.1 26.1 9.2 5.6 33.6

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. ..

50 Bahamas .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Seychelles .. .. .. .. .. .. .. ..

52 Cuba .. .. .. .. .. .. .. ..

53 Mexico 2000 e 1.0 3.1 59.1 43.1 45.0 19.3 54.6

Inequality	in	income	or	consumption
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54 Tonga .. .. .. .. .. .. .. ..

55 Bulgaria 2001 c 2.4 6.7 38.9 23.7 9.9 5.8 31.9

56 Panama 2000 c 0.7 2.4 60.3 43.3 62.3 24.7 56.4

57 Trinidad and Tobago 1992 c 2.1 5.5 45.9 29.9 14.4 8.3 40.3

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. .. ..

59 Macedonia, TFYR 1998 e 3.3 8.4 36.7 22.1 6.8 4.4 28.2

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 1997 c 1.7 4.4 54.3 38.4 22.1 12.4 49.2

62 Russian Federation 2002 e 3.3 8.2 39.3 23.8 7.1 4.8 31.0

63 Brazil 2001 c 0.7 2.4 63.2 46.9 68.0 26.4 59.3

64 Romania 2002 e 3.2 7.9 41.0 26.1 8.1 5.2 30.3

65 Mauritius .. .. .. .. .. .. .. ..

66 Grenada .. .. .. .. .. .. .. ..

67 Belarus 2000 e 3.5 8.4 39.1 24.1 6.9 4.6 30.4

68 Bosnia and Herzegovina 2001 e 3.9 9.5 35.8 21.4 5.4 3.8 26.2

69 Colombia 1999 c 0.8 2.7 61.8 46.5 57.8 22.9 57.6

70 Dominica .. .. .. .. .. .. .. ..

71 Oman .. .. .. .. .. .. .. ..

72 Albania 2002 e 3.8 9.1 37.4 22.4 5.9 4.1 28.2

73 Thailand 2000 e 2.5 6.1 50.0 33.8 13.4 8.3 43.2

74 Samoa (Western) .. .. .. .. .. .. .. ..

75 Venezuela 1998 c 0.6 3.0 53.4 36.3 62.9 17.9 49.1

76 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. .. ..

77 Saudi Arabia .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Ukraine 1999 e 3.7 8.8 37.8 23.2 6.4 4.3 29.0

79 Peru 2000 c 0.7 2.9 53.2 37.2 49.9 18.4 49.8

80 Kazakhstan 2003 e 3.2 7.8 40.0 24.4 7.5 5.1 32.3

81 Lebanon .. .. .. .. .. .. .. ..

82 Ecuador 1998 e 0.9 3.3 58.0 41.6 44.9 17.3 43.7

83 Armenia 1998 e 2.6 6.7 45.1 29.7 11.5 6.8 37.9

84 Philippines 2000 e 2.2 5.4 52.3 36.3 16.5 9.7 46.1

85 China 2001 e 1.8 4.7 50.0 33.1 18.4 10.7 44.7

86 Suriname .. .. .. .. .. .. .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. .. ..

88 Paraguay 2002 c 0.6 2.2 61.3 45.4 73.4 27.8 57.8

89 Tunisia 2000 e 2.3 6.0 47.3 31.5 13.4 7.9 39.8

90 Jordan 1997 e 3.3 7.6 44.4 29.8 9.1 5.9 36.4

91 Belize .. .. .. .. .. .. .. ..

92 Fiji .. .. .. .. .. .. .. ..

93 Sri Lanka 1999 e 3.4 8.3 42.2 27.8 8.1 5.1 33.2

94 Turkey 2000 e 2.3 6.1 46.7 30.7 13.3 7.7 40.0

95 Dominican Republic 1998 c 2.1 5.1 53.3 37.9 17.7 10.5 47.4

96 Maldives .. .. .. .. .. .. .. ..

97 Turkmenistan 1998 e 2.6 6.1 47.5 31.7 12.3 7.7 40.8

98 Jamaica 2000 e 2.7 6.7 46.0 30.3 11.4 6.9 37.9

99 Iran, Islamic Rep. of 1998 e 2.0 5.1 49.9 33.7 17.2 9.7 43.0

100 Georgia 2001 e 2.3 6.4 43.6 27.9 12.0 6.8 36.9

101 Azerbaijan 2001 e 3.1 7.4 44.5 29.5 9.7 6.0 36.5

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. ..

103 Algeria 1995 e 2.8 7.0 42.6 26.8 9.6 6.1 35.3

104 El Salvador 2000 c 0.9 2.9 57.1 40.6 47.4 19.8 53.2

105 Cape Verde .. .. .. .. .. .. .. ..

106 Syrian Arab Republic .. .. .. .. .. .. .. ..
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107 Guyana .. .. .. .. .. .. .. ..

108 Viet Nam 2002 e 3.2 7.5 45.4 29.9 9.4 6.0 37.0

109 Kyrgyzstan 2002 e 3.2 7.7 43.0 27.9 8.6 5.5 34.8

110 Indonesia 2002 e 3.6 8.4 43.3 28.5 7.8 5.2 34.3

111 Uzbekistan 2000 e 3.6 9.2 36.3 22.0 6.1 4.0 26.8

112 Nicaragua 2001 e 2.2 5.6 49.3 33.8 15.5 8.8 43.1

113 Bolivia 1999 e 1.3 4.0 49.1 32.0 24.6 12.3 44.7

114 Mongolia 1998 e 2.1 5.6 51.2 37.0 17.8 9.1 30.3

115 Moldova, Rep. of 2002 e 2.7 6.8 44.1 28.4 10.3 6.5 36.9

116 Honduras 1999 c 0.9 2.7 58.9 42.2 49.1 21.5 55.0

117 Guatemala 2000 c 0.9 2.6 64.1 48.3 55.1 24.4 59.9

118 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. ..

119 Egypt 1999 e 3.7 8.6 43.6 29.5 8.0 5.1 34.4

120 South Africa 2000 e 1.4 3.5 62.2 44.7 33.1 17.9 57.8

121 Equatorial Guinea .. .. .. .. .. .. .. ..

122 Tajikistan 2003 e 3.3 7.9 40.8 25.6 7.8 5.2 32.6

123 Gabon .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Morocco 1998 e 2.6 6.5 46.6 30.9 11.7 7.2 39.5

125 Namibia 1993 c 0.5 1.4 78.7 64.5 128.8 56.1 70.7

126 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. .. .. ..

127 India 1999 e 3.9 8.9 43.3 28.5 7.3 4.9 32.5

128 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. .. ..

129 Myanmar .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Cambodia 1997 e 2.9 6.9 47.6 33.8 11.6 6.9 40.4

131 Botswana 1993 e 0.7 2.2 70.3 56.6 77.6 31.5 63.0

132 Comoros .. .. .. .. .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 1997 e 3.2 7.6 45.0 30.6 9.7 6.0 37.0

134 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. ..

135 Pakistan 1998 e 3.7 8.8 42.3 28.3 7.6 4.8 33.0

136 Nepal 1995 e 3.2 7.6 44.8 29.8 9.3 5.9 36.7

137 Papua New Guinea 1996 e 1.7 4.5 56.5 40.5 23.8 12.6 50.9

138 Ghana 1998 e 2.1 5.6 46.6 30.0 14.1 8.4 40.8

139 Bangladesh 2000 e 3.9 9.0 41.3 26.7 6.8 4.6 31.8

140 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan .. .. .. .. .. .. .. ..

142 Congo .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Togo .. .. .. .. .. .. .. ..

144 Uganda 1999 e 2.3 5.9 49.7 34.9 14.9 8.4 43.0

145 Zimbabwe 1995 e 1.8 4.6 55.7 40.3 22.0 12.0 56.8

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 2001 e 1.9 4.9 53.5 36.6 19.2 11.0 47.5

147 Swaziland 1994 c 1.0 2.7 64.4 50.2 49.7 23.8 60.9

148 Cameroon 2001 e 2.3 5.6 50.9 35.4 15.7 9.1 44.6

149 Lesotho 1995 e 0.5 1.5 66.5 48.3 105.0 44.2 63.2

150 Djibouti .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Yemen 1998 e 3.0 7.4 41.2 25.9 8.6 5.6 33.4

152 Mauritania 2000 e 2.5 6.2 45.7 29.5 12.0 7.4 39.0

153 Haiti .. .. .. .. .. .. .. ..

154 Kenya 1997 e 2.5 6.0 49.1 33.9 13.6 8.2 42.5

155 Gambia 1998 e 1.8 4.8 53.4 37.0 20.2 11.2 47.5

156 Guinea 1994 e 2.6 6.4 47.2 32.0 12.3 7.3 40.3

157 Senegal 1995 e 2.6 6.4 48.2 33.5 12.8 7.5 41.3

158 Nigeria 1996 e 1.6 4.4 55.7 40.8 24.9 12.8 50.6

159 Rwanda 1983 e 4.2 9.7 39.1 24.2 5.8 4.0 28.9
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160 Angola .. .. .. .. .. .. .. ..

161 Eritrea .. .. .. .. .. .. .. ..

162 Benin .. .. .. .. .. .. .. ..

163 Côte d’Ivoire 2002 e 2.0 5.2 50.7 34.0 16.6 9.7 44.6

164 Tanzania, U. Rep. of 1993 e 2.8 6.8 45.5 30.1 10.8 6.7 38.2

165 Malawi 1997 e 1.9 4.9 56.1 42.2 22.7 11.6 50.3

166 Zambia 1998 e 1.0 3.3 56.6 41.0 41.8 17.2 52.6

167 Congo, Dem. Rep. of the .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique 1996 e 2.5 6.5 46.5 31.7 12.5 7.2 39.6

169 Burundi 1998 e 1.7 5.1 48.0 32.8 19.3 9.5 33.3

170 Ethiopia 1999 e 3.9 9.1 39.4 25.5 6.6 4.3 30.0

171 Central African Republic 1993 e 0.7 2.0 65.0 47.7 69.2 32.7 61.3

172 Guinea-Bissau 1993 e 2.1 5.2 53.4 39.3 19.0 10.3 47.0

173 Chad .. .. .. .. .. .. .. ..

174 Mali 1994 e 1.8 4.6 56.2 40.4 23.1 12.2 50.5

175 Burkina Faso 1998 e 1.8 4.5 60.7 46.3 26.2 13.6 48.2

176 Sierra Leone 1989 e 0.5 1.1 63.4 43.6 87.2 57.6 62.9

177 Niger 1995 e 0.8 2.6 53.3 35.4 46.0 20.7 50.5

notES
 Because the underlying household surveys differ 

in method and in the type of data collected, the 
distribution data are not strictly comparable across 
countries.

a Data show the ratio of the income or consumption 
share of the richest group to that of the poorest. 
Because of rounding, results may differ from ratios 
calculated using the income or consumption shares 
in columns 2–5.

b A value of 0 represents perfect equality, and a value 
of 100 perfect inequality.

c Survey based on income.
d Data refer to urban areas only. 
e Survey based on consumption.

SoUrCES
Columns 1–5 and 8: World Bank 2005b. 
Column 6: calculated on the basis of data in columns 
2 and 5.
Column 7: calculated on the basis of data in columns 
3 and 4.
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 34 28 40 41 67 74 33 21 12 19 71

2 Iceland 33 39 34 35 91 85 8 15 10 6 ..

3 Australia 17 22 b 17 20 b 73 61 24 30 8 14 87

4 Luxembourg 100 123 104 140 .. 13 .. 84 .. 12 ..

5 Canada 26 37 b 26 42 b 36 33 59 61 14 14 88

6 Sweden 29 37 30 44 16 13 83 81 13 15 110

7 Switzerland 34 37 b 36 44 b 6 7 94 93 12 22 ..

8 Ireland 52 75 b 57 94 b 26 9 70 86 41 34 99

9 Belgium 69 80 71 82 .. 17 .. 80 .. 8 105

10 United States 11 14 b 10 10 b 22 16 74 80 33 31 119

11 Japan 9 10 10 12 3 3 96 93 24 24 145

12 Netherlands 51 58 b 54 63 b 37 29 59 71 16 31 103

13 Finland 24 30 23 37 17 15 83 84 8 24 117

14 Denmark 31 37 36 43 35 30 60 66 15 20 110

15 United Kingdom 27 28 24 25 19 16 79 78 24 26 99

16 France 22 25 21 26 23 17 77 81 16 19 ..

17 Austria 38 50 40 52 12 13 88 78 8 13 ..

18 Italy 20 25 20 25 11 11 88 87 8 8 126

19 New Zealand 27 31 b 27 32 b 75 67 23 29 4 10 111

20 Germany 25 32 25 36 10 9 89 84 11 16 117

21 Spain 20 30 16 28 24 21 75 77 6 7 132

22 Hong Kong, China (SAR) 124 161 132 170 4 6 95 93 .. 13 100

23 Israel 45 44 35 37 13 7 87 93 10 18 112

24 Greece 28 28 18 20 46 40 54 58 2 12 71

25 Singapore .. .. .. .. 27 12 72 85 40 59 77

26 Slovenia .. 60 .. 60 .. 10 .. 90 .. 6 ..

27 Portugal 39 38 b 33 30 b 19 14 80 86 4 9 ..

28 Korea, Rep. of 29 36 28 38 6 7 94 93 18 32 116

29 Cyprus 57 .. 52 .. 45 51 55 49 6 5 ..

30 Barbados 52 55 b 49 52 b 55 46 43 52 .. 14 ..

31 Czech Republic 43 65 45 63 .. 10 .. 90 .. 13 ..

32 Malta 99 89 b 85 88 b 4 4 c 96 96 c 45 62 c ..

33 Brunei Darussalam .. .. .. .. 100 94 (.) 6 .. (.) ..

34 Argentina 5 14 10 25 71 72 29 27 .. 9 74

35 Hungary 29 68 b 31 65 b 35 11 63 87 .. 26 89

36 Poland 22 26 29 21 36 17 59 81 .. 3 317

37 Chile 31 33 35 36 87 81 11 16 5 3 52

38 Estonia .. 83 .. 75 .. 26 .. 74 .. 13 ..

39 Lithuania 61 60 52 54 .. 37 .. 63 .. 5 ..

40 Qatar .. .. .. .. 84 89 b 16 10 b .. (.) b ..

41 United Arab Emirates 40 .. 65 .. 54 96 c 46 4 c .. 2 c ..

42 Slovakia 36 80 27 78 .. 12 .. 88 .. 4 ..

43 Bahrain 95 65 b 116 81 b 91 91 9 9 .. (.) ..

44 Kuwait 58 40 b 45 48 b 94 93 c 6 7 c 3 1 c ..

45 Croatia .. 57 .. 47 .. 28 .. 72 .. 12 ..

46 Uruguay 18 23 24 26 61 66 39 34 .. 2 118

47 Costa Rica 41 49 35 47 66 34 27 66 .. 45 124

48 Latvia 49 57 48 47 .. 40 .. 60 .. 4 ..

49 Saint Kitts and Nevis 83 56 52 37 .. 27 c .. 73 c .. (.) c ..

50 Bahamas .. .. .. .. .. .. .. 37 c .. 1 c ..

51 Seychelles 67 77 62 77 .. .. (.) 5 b .. .. ..

52 Cuba .. .. .. .. .. 90 c .. 10 c .. 29 c ..

53 Mexico 20 30 19 28 56 18 43 81 8 21 30

the	structure	of	trade
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54 Tonga 65 58 c 34 13 c .. .. 21 .. .. .. ..

55 Bulgaria 37 63 33 53 .. 29 .. 66 .. 4 ..

56 Panama 79 58 87 59 78 89 21 11 .. 1 85

57 Trinidad and Tobago 29 41 45 50 73 67 b 27 33 b .. 2 b ..

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 31 36 b 40 48 b 95 .. 5 .. .. .. ..

59 Macedonia, TFYR 36 53 26 35 .. 28 .. 72 .. 1 ..

60 Antigua and Barbuda 87 68 b 89 60 b .. .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 72 93 75 114 46 22 54 77 38 58 ..

62 Russian Federation 18 21 18 32 .. 65 .. 21 .. 19 ..

63 Brazil 7 13 8 17 47 47 52 52 7 12 145

64 Romania 26 39 17 33 26 17 73 83 2 4 ..

65 Mauritius 71 57 64 60 34 26 66 74 1 5 94

66 Grenada 63 57 b 42 47 b .. 82 20 18 .. 1 ..

67 Belarus 44 70 46 66 .. 35 .. 62 .. 4 ..

68 Bosnia and Herzegovina .. 59 .. 25 .. .. .. .. .. .. ..

69 Colombia 15 22 21 21 74 64 25 36 .. 7 71

70 Dominica 81 62 55 54 .. .. 32 60 .. 7 ..

71 Oman 31 35 b 53 57 b 94 85 5 14 2 2 ..

72 Albania 23 42 15 19 .. 16 .. 84 .. 1 ..

73 Thailand 42 59 34 66 36 22 63 75 21 30 69

74 Samoa (Western) .. .. .. .. .. 19 4 81 .. (.) ..

75 Venezuela 20 15 39 31 90 87 10 13 4 4 37

76 Saint Lucia 84 69 73 56 .. 76 b 28 26 .. 8 ..

77 Saudi Arabia 32 24 41 47 93 90 b 7 10 b .. (.) b ..

78 Ukraine 29 48 28 53 .. 32 b .. 67 b .. 5 b ..

79 Peru 14 18 16 18 82 78 18 22 .. 2 50

80 Kazakhstan .. 44 .. 50 .. 82 .. 18 .. 9 ..

81 Lebanon 100 39 18 13 .. 31 .. 68 .. 2 ..

82 Ecuador 32 29 33 24 98 88 2 12 (.) 6 36

83 Armenia 46 50 35 32 .. 38 .. 62 .. 1 ..

84 Philippines 33 51 28 48 31 10 38 90 .. 74 85

85 China 14 32 18 34 27 9 72 91 .. 27 ..

86 Suriname 44 45 b 42 21 b 26 .. 74 7 b .. (.) c ..

87 Saint Vincent and the Grenadines 77 65 66 47 .. 91 b .. 10 .. (.) b ..

88 Paraguay 39 47 33 32 .. 86 10 14 (.) 6 175

89 Tunisia 51 47 44 43 31 19 69 81 2 4 85

90 Jordan 93 70 62 45 .. 31 51 69 1 2 129

91 Belize 60 67 62 54 .. .. 15 1 b .. (.) b ..

92 Fiji 67 66 c 62 73 c 63 55 36 44 12 1 ..

93 Sri Lanka 38 42 29 36 42 25 b 54 74 b 1 1 b ..

94 Turkey 18 31 13 28 32 15 68 84 1 2 94

95 Dominican Republic 44 54 34 52 .. 60 c .. 34 c .. 1 c 57

96 Maldives 64 66 24 85 .. .. .. 32 .. .. ..

97 Turkmenistan .. 42 c .. 41 c .. .. .. .. .. .. ..

98 Jamaica 52 59 48 41 31 36 b 69 64 b .. (.) b ..

99 Iran, Islamic Rep. of 24 23 22 25 .. 92 .. 8 .. 2 ..

100 Georgia 46 46 40 32 .. 69 .. 31 .. 24 ..

101 Azerbaijan 39 67 44 43 .. 93 .. 6 .. 5 ..

102 Occupied Palestinian Territories .. 49 .. 10 .. .. .. .. .. .. ..

103 Algeria 25 24 23 39 97 98 3 2 .. 2 31

104 El Salvador 31 43 19 27 62 43 38 57 .. 5 123

105 Cape Verde 44 68 13 32 .. .. .. 96 c .. 1 c 100

106 Syrian Arab Republic 28 33 28 40 64 89 36 11 .. 1 ..
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107 Guyana 80 106 b 63 93 b .. 75 .. 24 .. 1 ..

108 Viet Nam 45 68 36 60 .. 49 b .. 50 b .. 2 b ..

109 Kyrgyzstan 50 42 29 38 .. 60 .. 39 .. 2 ..

110 Indonesia 24 26 25 31 65 48 35 52 1 14 ..

111 Uzbekistan 48 30 29 37 .. .. .. .. .. .. ..

112 Nicaragua 46 51 25 24 92 87 8 13 .. 4 71

113 Bolivia 24 25 23 24 95 83 5 17 .. 8 47

114 Mongolia 53 80 24 68 .. 62 .. 38 .. (.) ..

115 Moldova, Rep. of 51 88 49 54 .. 68 .. 32 .. 3 ..

116 Honduras 40 54 36 36 91 79 b 9 21 b .. (.) b 81

117 Guatemala 25 28 21 16 76 60 24 40 .. 7 86

118 Vanuatu 77 .. 49 .. .. .. 13 .. 20 .. ..

119 Egypt 33 24 20 22 57 63 42 31 .. (.) 53

120 South Africa 19 26 24 28 .. 42 .. 58 .. 5 86

121 Equatorial Guinea 70 .. 32 .. .. .. .. .. .. .. ..

122 Tajikistan 35 79 28 60 .. .. .. .. .. .. ..

123 Gabon 31 41 46 62 .. .. .. .. .. .. 58

124 Morocco 32 36 26 32 48 31 52 69 .. 11 106

125 Namibia 67 47 52 39 .. 58 .. 41 .. 3 ..

126 São Tomé and Principe 72 83 14 38 .. .. .. .. .. .. ..

127 India 9 16 7 14 28 22 71 77 2 5 131

128 Solomon Islands 73 33 b 47 31 b .. .. .. .. .. .. ..

129 Myanmar 5 .. 3 .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Cambodia 13 71 6 62 .. 99 .. 1 .. .. ..

131 Botswana 50 34 55 44 .. 9 c .. 91 c .. (.) c 106

132 Comoros 35 25 14 13 .. .. .. .. .. .. 109

133 Lao People’s Dem. Rep. 25 25 11 25 .. .. .. .. .. .. ..

134 Bhutan 32 43 b 28 22 b .. .. .. .. .. .. ..

135 Pakistan 23 20 16 20 21 15 79 85 (.) 1 88

136 Nepal 22 29 11 17 .. .. 83 .. .. .. ..

137 Papua New Guinea 49 .. 41 .. 89 94 10 6 .. 39 ..

138 Ghana 26 52 17 40 .. 84 c .. 16 c .. 3 c 58

139 Bangladesh 14 20 6 14 .. 10 77 89 (.) (.) ..

140 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan .. 12 .. 16 .. 97 b .. 3 b .. 7 b 91

142 Congo 46 53 54 78 .. .. .. .. .. .. 51

143 Togo 45 47 33 34 89 42 9 58 .. 1 87

144 Uganda 19 26 7 12 .. 91 .. 9 .. 8 ..

145 Zimbabwe 23 22 b 23 24 b 68 62 b 31 38 b 2 3 b 115

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 28 32 17 21 85 61 14 38 8 (.) 108

147 Swaziland 76 94 77 84 .. 23 b .. 76 b .. 1 b 100

148 Cameroon 17 25 20 26 91 93 9 7 3 2 108

149 Lesotho 122 95 17 41 .. .. .. .. .. .. 76

150 Djibouti .. .. .. .. 44 .. 8 .. .. .. ..

151 Yemen 20 36 14 31 .. .. .. .. .. .. ..

152 Mauritania 61 75 46 34 .. 79 .. 21 .. .. 124

153 Haiti 20 37 b 18 13 b 15 .. 85 .. 14 .. 50

154 Kenya 31 29 26 25 71 76 29 24 4 4 101

155 Gambia 72 45 60 41 .. .. .. .. .. .. 55

156 Guinea 31 25 31 22 .. 75 b .. 25 b .. (.) b ..

157 Senegal 30 40 25 28 77 64 23 34 .. 9 96

158 Nigeria 29 41 43 50 .. .. .. .. .. .. 28

159 Rwanda 14 28 6 9 .. 90 .. 10 .. 25 133
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notES
a The ratio of the export price index to the import 

price index measured relative to the base year 
1980. A value of more than 100 means that the 
price of exports has risen relative to the price of 
imports. 

b Data refer to 2002.
c Data refer to 2001.

SoUrCES
Columns 1–10: World Bank 2005c, based on 
data from United Nations Conference on Trade and 
Development.
Column 11: calculated on the basis of data on terms 
of trade from World Bank 2005c.

160 Angola 21 67 39 71 100 .. (.) .. .. .. ..

161 Eritrea .. 99 .. 14 .. .. .. .. .. .. ..

162 Benin 26 27 14 14 .. 92 b .. 8 b .. 2 b 126

163 Côte d’Ivoire 27 34 32 47 .. 78 .. 20 .. 8 103

164 Tanzania, U. Rep. of 37 27 13 18 .. 82 .. 18 .. 2 ..

165 Malawi 33 41 24 27 95 88 5 12 (.) 1 64

166 Zambia 37 28 36 21 .. 86 b .. 14 b .. 2 b 79

167 Congo, Dem. Rep. of the 29 22 b 30 19 b .. .. .. 10 .. .. 104

168 Mozambique 36 39 8 23 .. 91 c .. 8 c .. 3 c ..

169 Burundi 28 18 8 7 .. .. .. 2 b .. 22 b 58

170 Ethiopia 12 37 8 17 .. 89 .. 11 .. (.) ..

171 Central African Republic 28 31 15 24 .. 51 b .. 37 .. (.) 78

172 Guinea-Bissau 37 44 10 30 .. .. .. .. .. .. 86

173 Chad 28 53 13 21 .. .. .. .. .. .. 141

174 Mali 34 31 17 26 .. 59 c 2 40 c .. 8 c 95

175 Burkina Faso 24 23 11 9 .. 82 b .. 17 b .. 2 b 220

176 Sierra Leone 24 49 22 22 .. .. .. 7 b .. 31 b 225

177 Niger 22 25 15 16 .. 91 .. 8 .. 3 ..

Developing countries 24 33 25 35 .. 29 58 73 .. 21 ..

Least developed countries 22 30 13 22 .. .. .. .. .. .. ..

Arab States 38 30 b 38 36 b 81 86 b 16 20 b .. 2 ..

East Asia and the Pacific 32 48 33 52 .. 13 75 86 .. 29 ..

Latin America and the Caribbean 15 21 17 24 65 44 36 55 7 14 ..

South Asia 13 18 11 17 .. 43 71 61 .. 3 ..

Sub-Saharan Africa 26 33 27 33 .. .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 26 37 27 37 .. 36 .. 58 .. 13 ..

OECD 18 22 b 17 21 b 20 16 76 79 18 18 ..

High-income OECD 18 21 b 17 21 b 19 16 78 79 18 18 ..

High human development 19 23 b 18 22 b 21 18 76 79 18 17 ..

Medium human development 20 28 20 31 .. 36 51 63 .. 21 ..

Low human development 29 37 27 34 .. .. .. .. .. .. ..

High income 19 22 b 18 22 b 20 17 78 80 18 18 ..

Middle income 21 30 22 33 .. 34 48 65 .. 21 ..

Low income 17 24 13 21 .. 40 b .. 60 b .. 4 ..

World 19 24 b 19 24 b .. 22 72 77 18 18 ..



HDI rank

 mDG
net official development 

assistance (oDA) disbursed

oDA per capita of 
donor country

(2002 US$)

mDG
 oDA to least 

developed countries b

(% of total)

mDG
oDA to basic 

social services c

(% of total allocable 
by sector)

mDG
Untied bilateral oDA

(% of total)

total a

(US$ 
millions) As % of GnI

2003 1990 d 2003 1990 2003 1990 2003 1996/97 e 2002/03 e 1990 2003
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1 Norway 2,042 1.17 0.92 314 388 44 39 12.9 20.2 61 100

3 Australia 1,219 0.34 0.25 49 50 18 21 7.5 18.1 33 67

4 Luxembourg 194 0.21 0.81 73 354 39 34 .. .. .. ..

5 Canada 2,031 0.44 0.24 80 55 30 31 5.7 27.8 47 53

6 Sweden 2,400 0.91 0.79 184 218 39 34 10.5 17.0 87 94

7 Switzerland 1,299 0.32 0.39 119 154 43 31 8.6 14.3 78 96

8 Ireland 504 0.16 0.39 19 103 37 53 0.5 30.6 .. 100

9 Belgium 1,853 0.46 0.60 88 145 41 59 11.3 19.4 .. 99

10 United States 16,254 0.21 0.15 58 55 19 28 22.7 23.4 .. ..

11 Japan 8,880 0.31 0.20 83 66 19 22 3.0 5.0 89 96

12 Netherlands 3,981 0.92 0.80 179 199 33 32 12.4 19.9 56 ..

13 Finland 558 0.65 0.35 131 89 38 33 6.5 13.4 32 86

14 Denmark 1,748 0.94 0.84 227 265 39 38 9.6 14.3 .. 71

15 United Kingdom 6,282 0.27 0.34 55 95 32 36 23.5 28.9 .. 100

16 France 7,253 0.60 0.41 119 100 32 41 .. 10.3 64 93

17 Austria 505 0.11 0.20 21 51 63 33 5.0 7.1 32 51

18 Italy 2,433 0.31 0.17 54 34 41 45 7.2 20.0 22 ..

19 New Zealand 165 0.23 0.23 27 32 19 27 .. 14.8 100 81

20 Germany 6,784 0.42 0.28 96 68 28 37 9.8 11.5 62 95

21 Spain 1,961 0.20 0.23 23 37 20 17 13.9 12.4 .. 56

24 Greece 362 .. 0.21 .. 26 .. 15 16.9 18.4 .. 94

27 Portugal 320 0.24 0.22 18 25 70 64 6.4 2.9 .. 94

DAC 69,029 T 0.33 0.25 72 70 29 33 9 17 73 92

notES
 This table presents data for members of the 

Development Assistance Committee (DAC) of 
the Organisation for Economic Co-operation and 
Development (OECD).

a Some non-DAC countries and areas also provide 
ODA. According to OECD 2005e, net ODA 
disbursed in 2003 by Czech Republic, Hungary, 
Iceland, Israel, Republic of Korea, Kuwait, Poland, 
Saudi Arabia, Slovak Republic, Turkey, United Arab 
Emirates and other small donors, including Estonia, 
Latvia and Lithuania, totalled $3,278 million. China 
also provides aid but does not disclose the amount.

b Includes imputed multilateral flows that make 
allowance for contributions through multilateral 
organizations. These are calculated using the 
geographic distribution of disbursements for the 
year specified.

c Data refer to the share of sector-allocable 
ODA; they exclude technical cooperation and 
administrative costs. 

d Data for individual countries (but not the DAC 
average) include forgiveness of non-ODA claims.

e Data refer to the average for the years specified.

SoUrCE
All columns: OECD 2005c; aggregates calculated 
for the Human Development Report Office by the 
OECD.

Rich	country	responsibilities:	aid



trade

Goods imports

HDI rank

Debt relief From developing countries From least developed countries

Bilateral pledges to 
the HIPC trust fund a

(US$ millions)

Gross bilateral 
debt forgiveness

(US$ millions)
total
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Share of total 
imports

(%)
total
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Share of total 
imports

(%)

2004 1990–2003 2003 2003 2003 2003
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1 Norway 127 237 5,260 13 81 0.2

3 Australia 14 83 34,143 40 148 0.2

4 Luxembourg 4 .. 298 2 6 ..

5 Canada 165 1,567 46,012 19 770 0.3

6 Sweden 109 286 7,556 9 169 0.2

7 Switzerland 93 340 8,142 8 118 0.1

8 Ireland 25 .. 8,833 16 136 0.3

9 Belgium 64 1,468 29,066 12 2,181 0.9

10 United States 750 10,882 641,803 49 11,525 0.9

11 Japan 256 4,331 237,583 62 1,584 0.4

12 Netherlands 242 2,170 50,887 24 657 0.3

13 Finland 51 156 4,899 12 157 0.4

14 Denmark 80 377 6,815 12 168 0.3

15 United Kingdom 436 2,574 79,488 20 1,587 0.4

16 France 258 15,878 64,258 18 2,598 0.7

17 Austria 50 709 7,997 9 179 0.2

18 Italy 217 2,334 55,504 19 1,400 0.5

19 New Zealand 2 .. 5,675 31 29 0.2

20 Germany 350 7,371 98,247 16 2,761 0.5

21 Spain 165 1,208 45,009 21 1,647 0.8

24 Greece 17 .. 9,835 22 180 0.4

27 Portugal 24 476 5,943 13 234 0.5

% of GDP

mDG

1990 2003 a

Australia 0.8 0.3

Canada 1.7 0.9

Czech Republic .. 1.5

European Union b 2.2 1.3

Hungary .. 2.4

Iceland 4.6 1.9

Japan 1.7 1.3

Korea 8.7 3.9

Mexico 2.9 1.1

New Zealand 0.5 0.4

Norway 3.2 1.5

Poland .. 0.7

Slovak Republic .. 1.5

Switzerland 3.3 2.0

Turkey 4.3 4.4

United States 1.2 0.9

OECD 1.8 1.2

a. Provisional data. 
b. No data are available for individual member countries of the European Union. 
The member countries in 2003 were Austria, Belgium, Denmark, Finland, France, 
Germany, Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Portugal, Spain, 
Sweden and the United Kingdom. Austria, Finland and Sweden joined in 1995 and 
thus are not included in the data for 1990.
Source: OECD 2005a; aggregates calculated for the Human Development Report 
Office by the Organisation for Economic Co-operation and Development.

notES
 This table presents data for members of the Development 

Assistance Committee of the Organisation for Economic Co-
operation and Development.

a The Debt Initiative for Heavily Indebted Poor Countries (HIPCs) is 
a mechanism for debt relief, jointly overseen by the International 
Monetary Fund and the World Bank. Bilateral and multilateral 
creditors have provided debt relief through this framework since 
1996. Includes pledges through the European Union.

SoUrCES
Column 1: IMF and IDA 2004.
Column 2: calculated on the basis of data on debt cancellation from 
OECD 2005f.
Columns 3–6: calculated on the basis of data from UN 2005a.

Table 18b OECD country support to 
domestic agriculture

Rich	country	responsibilities:	debt	relief	and	trade



official development assistance 
(oDA) received a

(net disbursements)

 mDG
total debt service

HDI rank

As % of GDP

As % of exports of 
goods, services 
and net income 

from abroad

total
(US$ 

millions)

Per 
capita
(US$) As % of GDP

net foreign direct 
investment inflows b

(% of GDP)

other private 
flows b, c

(% of GDP)

2003 2003 1990 2003 1990 2003 1990 2003 1990 2003 1990 2003

	 334	 bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005

h
um

an
	d

ev
el

op
m

en
t	

in
di

ca
to

rs

ta
b

l
e19 .	.	.	to	have	access	to	the	resources	needed	for	a	decent	standard	of	living	.	.	.

HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

22 Hong Kong, China (SAR) 5.0 0.7 0.1 (.) .. 8.6 .. .. .. .. .. ..

23 Israel 440.0 65.8 2.6 0.4 0.3 3.3 .. .. .. .. .. ..

25 Singapore 7.1 1.7 (.) (.) 15.1 12.5 .. .. .. .. .. ..

26 Slovenia 65.9 33.6 .. 0.2 .. 1.2 .. .. .. .. .. ..

28 Korea, Rep. of –457.7 –9.6 (.) –0.1 0.3 0.5 .. .. .. .. .. ..

29 Cyprus 18.7 24.2 0.7 0.2 2.3 9.0 .. .. .. .. .. ..

30 Barbados 19.9 73.4 0.2 0.8 6.5 2.2 –0.8 3.1 8.2 3.2 14.6 5.6

31 Czech Republic 263.3 25.8 (.) 0.3 0.0 2.8 .. 3.2 .. 6.1 .. 3.0

32 Malta 10.1 25.3 0.2 0.2 .. .. .. .. .. .. .. ..

33 Brunei Darussalam 0.5 1.3 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Argentina 109.4 2.9 0.1 0.1 1.3 0.8 –1.5 0.1 4.4 10.8 34.7 34.7

35 Hungary 248.4 24.5 0.2 0.3 0.9 3.0 –1.4 3.2 12.8 18.3 33.4 6.8

36 Poland 1,191.5 31.2 2.2 0.6 0.2 2.0 (.) 1.4 1.6 9.1 4.4 6.5

37 Chile 75.6 4.8 0.3 0.1 2.2 4.1 5.1 1.2 9.1 11.7 18.1 5.5

38 Estonia 84.5 62.6 .. 0.9 0.0 9.8 .. 14.1 .. 13.4 .. 0.9

39 Lithuania 372.0 107.7 .. 2.0 0.0 1.0 .. –1.8 .. 36.4 .. 11.3

40 Qatar 2.0 3.2 (.) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

41 United Arab Emirates 5.2 1.3 (.) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

42 Slovakia 159.9 29.7 (.) 0.5 0.0 1.8 .. 2.9 .. 10.7 .. 6.9

43 Bahrain 37.5 52.7 3.2 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

44 Kuwait 4.4 1.9 (.) (.) 0.0 –0.2 .. .. .. .. .. ..

45 Croatia 120.6 27.1 .. 0.4 0.0 6.9 .. 20.9 .. 11.8 .. 7.9

46 Uruguay 16.8 5.0 0.6 0.1 0.0 2.5 –2.1 –2.1 10.6 7.8 35.2 23.1

47 Costa Rica 28.3 7.1 4.0 0.2 2.8 3.3 –2.5 1.5 8.8 4.8 22.0 8.9

48 Latvia 113.7 49.0 .. 1.0 0.0 2.7 .. 2.4 .. 8.4 .. 4.0

49 Saint Kitts and Nevis (.) –0.2 5.1 (.) 30.7 15.2 –0.3 12.0 1.9 12.6 3.4 34.9

50 Bahamas 3.9 12.3 0.1 0.1 –0.6 2.8 .. .. .. .. .. ..

51 Seychelles 9.2 110.1 9.8 1.3 5.5 8.1 –1.7 –5.1 5.9 11.0 7.8 13.6

52 Cuba 70.0 6.2 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

53 Mexico 103.2 1.0 0.1 (.) 1.0 1.7 2.7 –0.2 4.3 6.5 18.3 11.3

54 Tonga 27.5 269.2 26.3 16.9 0.2 1.7 –0.1 0.0 1.7 2.3 3.5 5.8 d

55 Bulgaria 414.4 53.0 0.1 2.1 0.0 7.1 .. 1.2 .. 5.8 18.6 7.6

56 Panama 30.5 10.2 1.9 0.2 2.6 6.1 –0.1 2.2 6.5 7.4 4.1 9.2

57 Trinidad and Tobago –2.3 –1.8 0.4 (.) 2.2 5.9 –3.5 0.0 8.9 2.4 15.6 3.6

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 10.0 1.8 0.1 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

59 Macedonia, TFYR 233.5 114.0 .. 5.0 0.0 2.0 .. –0.1 .. 5.2 .. 8.7

60 Antigua and Barbuda 5.0 64.1 1.2 0.7 .. .. .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 109.1 4.4 1.1 0.1 5.3 2.4 –4.2 –0.3 9.8 9.1 10.6 4.7

62 Russian Federation 1,254.8 8.8 (.) 0.3 0.0 1.8 .. 1.8 .. 4.4 .. 8.3

63 Brazil 296.0 1.7 (.) 0.1 0.2 2.1 –0.1 0.7 1.8 11.5 18.5 38.6

64 Romania 601.2 27.1 0.6 1.1 0.0 3.2 (.) 3.6 (.) 6.4 0.0 10.4

65 Mauritius –15.1 –12.4 3.7 –0.3 1.7 1.2 1.9 0.5 6.5 4.5 7.3 4.7

66 Grenada 11.7 111.9 6.3 2.7 5.8 0.0 0.1 0.9 1.5 7.0 3.1 17.5

67 Belarus 31.9 3.2 .. 0.2 0.0 1.0 .. –0.3 .. 1.4 .. 1.7

68 Bosnia and Herzegovina 538.8 130.1 .. 7.7 .. 5.5 .. 0.3 .. 2.6 .. 6.4

69 Colombia 802.1 18.1 0.2 1.0 1.2 2.2 –0.4 –3.7 9.7 10.7 34.5 34.6

70 Dominica 10.9 153.8 11.9 4.2 7.7 0.0 –0.3 –0.3 3.5 6.5 6.0 13.4

71 Oman 44.5 17.1 0.6 .. 1.4 .. –3.8 –5.5 7.0 8.6 d 12.0 5.3

72 Albania 342.3 108.0 0.5 5.6 0.0 2.9 .. (.) .. 0.9 0.9 3.6

73 Thailand –966.3 –15.6 0.9 –0.7 2.9 1.4 2.3 –0.6 6.2 10.5 11.4 8.0

74 Samoa (Western) 33.0 185.6 23.7 12.3 3.3 –0.1 0.0 0.0 2.7 4.9 10.6 ..

75 Venezuela 82.2 3.2 0.2 0.1 0.9 3.0 –1.2 1.2 10.3 10.4 .. ..

Flows	of	aid,	private	capital	and	debt



official development assistance 
(oDA) received a

(net disbursements)

 mDG
total debt service

HDI rank

As % of GDP

As % of exports of 
goods, services 
and net income 

from abroad

total
(US$ 

millions)

Per 
capita
(US$) As % of GDP

net foreign direct 
investment inflows b

(% of GDP)

other private 
flows b, c

(% of GDP)

2003 2003 1990 2003 1990 2003 1990 2003 1990 2003 1990 2003

	bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005	 335

h
um

an	developm
ent	indicators

ta
b

l
e19

76 Saint Lucia 14.8 92.3 3.1 2.1 11.3 4.6 –0.2 1.3 1.6 4.7 2.1 7.4

77 Saudi Arabia 21.9 1.0 (.) (.) .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Ukraine 322.9 6.7 0.4 0.7 0.0 2.9 .. 0.3 .. 7.4 .. 5.5

79 Peru 500.2 18.4 1.5 0.8 0.2 2.3 0.1 2.0 1.8 4.2 7.3 20.8

80 Kazakhstan 268.4 18.0 .. 0.9 0.0 7.0 .. 12.1 .. 17.8 .. 3.0

81 Lebanon 228.3 50.8 8.9 1.2 0.2 1.9 0.2 0.2 3.5 17.1 3.2 81.5

82 Ecuador 176.2 13.5 1.6 0.6 1.2 5.7 0.6 2.2 10.5 8.9 31.0 19.7

83 Armenia 247.4 81.0 .. 8.8 0.0 4.3 .. –0.2 .. 3.4 .. 8.7

84 Philippines 737.2 9.1 2.9 0.9 1.2 0.4 0.2 1.3 8.1 12.8 25.6 13.8

85 China 1,324.6 1.0 0.6 0.1 1.0 3.8 1.3 0.4 2.0 2.6 10.6 2.8

86 Suriname 10.9 24.9 15.5 0.9 .. .. .. .. .. .. .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines 6.3 58.0 7.8 1.7 3.9 10.1 0.0 5.5 2.2 3.9 3.1 6.7 d

88 Paraguay 50.7 9.0 1.1 0.8 1.5 1.5 –0.2 0.5 6.2 5.1 11.5 6.6

89 Tunisia 305.5 30.9 3.2 1.2 0.6 2.2 –1.6 3.1 11.6 6.4 25.6 13.7

90 Jordan 1,234.3 232.5 22.1 12.5 0.9 3.8 5.3 –5.4 15.6 11.7 22.1 22.6

91 Belize 12.1 46.5 7.4 1.2 4.2 4.0 1.4 18.0 4.9 13.6 7.0 24.9

92 Fiji 51.1 61.2 3.7 2.5 6.8 1.0 –1.2 –0.1 7.8 1.4 9.0 ..

93 Sri Lanka 671.9 35.0 9.1 3.7 0.5 1.3 0.1 (.) 4.8 3.3 14.8 7.8

94 Turkey 165.8 2.4 0.8 0.1 0.5 0.6 0.8 0.5 4.9 11.7 29.9 20.3

95 Dominican Republic 69.0 7.9 1.4 0.4 1.9 1.9 (.) 4.9 3.3 5.6 10.7 7.4

96 Maldives 18.0 61.3 9.8 2.5 2.6 1.9 0.5 1.4 4.1 3.0 4.0 3.5

97 Turkmenistan 27.2 5.6 .. 0.4 0.0 1.6 .. .. .. .. .. 5.7

98 Jamaica 3.4 1.3 5.9 (.) 3.0 8.8 –1.0 –2.6 14.4 10.1 27.0 21.4

99 Iran, Islamic Rep. of 133.1 2.0 0.1 0.1 –0.3 0.1 (.) 0.8 0.5 1.2 1.3 3.6

100 Georgia 219.8 42.9 .. 5.5 0.0 8.5 .. –0.4 .. 4.5 .. 10.0

101 Azerbaijan 296.7 36.0 .. 4.2 0.0 46.0 .. –0.7 .. 3.4 .. 6.0

102 Occupied Palestinian Territories 971.6 288.6 .. 28.1 .. .. .. .. .. .. .. ..

103 Algeria 232.2 7.3 0.2 0.3 (.) 1.0 –0.7 –0.1 14.2 6.5 63.7 ..

104 El Salvador 191.8 29.4 7.2 1.3 (.) 0.6 0.1 2.1 4.3 3.7 18.2 11.7

105 Cape Verde 143.7 305.7 31.8 18.0 0.1 1.9 (.) 0.2 1.7 2.7 8.9 7.2

106 Syrian Arab Republic 160.3 9.2 5.6 0.7 0.6 0.7 –0.1 (.) 9.7 1.6 20.3 3.0

107 Guyana 86.6 112.6 42.6 11.7 2.0 3.5 –4.1 –0.2 74.5 7.8 .. 9.5 e, f

108 Viet Nam 1,768.6 21.8 2.9 4.5 2.8 3.7 0.0 –0.7 2.7 2.1 .. 3.3

109 Kyrgyzstan 197.7 39.1 .. 10.4 0.0 2.4 .. –3.0 .. 7.1 .. 7.7

110 Indonesia 1,743.5 8.1 1.5 0.8 1.0 –0.3 1.6 –1.5 8.7 8.9 25.6 12.8

111 Uzbekistan 194.4 7.6 .. 2.0 0.0 0.7 .. 0.1 .. 8.2 .. 19.6

112 Nicaragua 833.2 152.1 32.9 20.4 0.0 4.9 2.0 0.7 1.6 5.0 2.4 11.7 e, f

113 Bolivia 929.7 103.5 11.2 11.8 0.6 2.1 –0.5 1.6 7.9 5.4 33.5 20.1 e, f

114 Mongolia 247.1 99.7 .. 19.4 .. 10.3 .. (.) .. 22.6 0.3 4.4

115 Moldova, Rep. of 116.6 27.5 .. 5.9 0.0 3.0 .. 1.3 .. 8.1 .. 6.6

116 Honduras 389.0 55.8 14.7 5.6 1.4 2.8 1.0 –0.8 12.8 5.9 33.0 9.5 e, g

117 Guatemala 247.0 20.1 2.6 1.0 0.6 0.5 –0.1 –0.2 2.8 1.9 11.6 9.8

118 Vanuatu 32.4 154.4 33.0 11.4 8.7 6.7 –0.1 0.0 1.6 0.7 1.6 1.2

119 Egypt 893.8 13.2 12.6 1.1 1.7 0.3 –0.2 –0.7 7.1 3.4 .. ..

120 South Africa 624.9 13.8 .. 0.4 –0.1 0.5 .. 2.1 .. 2.7 0.0 4.3

121 Equatorial Guinea 21.3 43.1 46.0 0.7 8.4 49.1 0.0 0.0 3.9 0.3 11.5 ..

122 Tajikistan 144.1 22.9 .. 9.3 0.0 2.0 .. –1.6 .. 5.7 .. 7.7

123 Gabon –10.7 –8.0 2.2 –0.2 1.2 0.9 0.5 –1.2 3.0 6.2 4.8 ..

124 Morocco 522.8 17.4 4.1 1.2 0.6 5.2 1.2 0.3 6.9 9.8 27.9 25.7

125 Namibia 146.1 72.5 5.2 3.4 .. .. .. .. .. .. .. ..

126 São Tomé and Principe 37.7 239.9 95.0 63.3 0.0 16.8 –0.2 0.0 4.9 11.1 28.7 24.6 e, g

127 India 942.2 0.9 0.4 0.2 0.1 0.7 0.5 1.1 2.6 3.4 29.3 18.1

128 Solomon Islands 60.2 131.8 21.7 23.8 4.9 –0.8 –1.5 –1.0 5.5 3.7 11.3 ..

129 Myanmar 125.8 2.6 .. .. .. .. .. .. .. .. 18.3 3.8 e, h
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130 Cambodia 508.0 37.9 3.7 12.0 0.0 2.1 0.0 0.0 2.7 0.6 .. 0.9

131 Botswana 30.1 17.5 3.9 0.4 2.5 1.1 –0.5 (.) 2.8 0.7 4.3 1.3

132 Comoros 24.5 40.8 17.3 7.6 0.2 0.3 0.0 0.0 0.4 0.8 2.5 .. e, h

133 Lao People’s Dem. Rep. 298.6 52.8 17.4 14.1 0.7 0.9 0.0 0.0 1.1 2.3 8.6 10.3 e, h

134 Bhutan 77.0 88.1 16.5 11.1 0.6 (.) –0.9 0.0 1.8 1.0 5.3 4.7 d

135 Pakistan 1,068.4 7.2 2.8 1.3 0.6 0.6 –0.2 –0.5 4.8 3.7 22.9 16.8

136 Nepal 466.7 18.9 11.7 8.0 0.0 0.3 –0.4 (.) 1.9 1.9 15.2 10.0

137 Papua New Guinea 220.8 40.1 12.8 6.9 4.8 3.2 1.5 –3.1 17.2 9.3 18.4 7.3

138 Ghana 906.7 44.4 9.6 11.9 0.3 1.8 –0.3 –4.0 6.2 6.3 36.3 5.2 e, f

139 Bangladesh 1,393.4 10.1 7.0 2.7 (.) 0.2 0.2 (.) 2.5 1.3 34.8 8.3

140 Timor-Leste 150.8 186.1 .. 44.2 .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 621.3 18.5 6.2 3.5 0.0 7.6 0.0 0.0 0.4 0.2 4.8 1.3 e, h

142 Congo 69.8 18.6 7.8 2.0 0.8 5.6 –3.6 0.0 19.0 1.7 32.2 3.8 e, h

143 Togo 44.8 9.2 16.0 2.5 1.1 1.1 0.3 0.0 5.3 0.9 11.5 1.9 e, h

144 Uganda 959.4 38.0 15.5 15.2 0.0 3.1 0.4 0.1 3.4 1.3 78.6 7.8 e, f

145 Zimbabwe 186.4 14.2 3.9 .. –0.1 .. 1.1 –0.3 5.4 0.6 d 19.4 ..

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 539.5 31.9 12.9 9.9 0.7 0.2 –0.5 (.) 7.2 1.3 44.4 4.7 e, f

147 Swaziland 27.1 24.5 6.3 1.5 3.5 2.4 –0.5 0.0 5.4 1.5 5.6 1.6

148 Cameroon 883.9 55.0 4.0 7.1 –1.0 1.7 –0.1 –0.5 4.6 3.6 13.1 8.7 e, g

149 Lesotho 79.0 44.1 23.0 6.9 2.8 3.7 (.) –0.5 3.8 5.9 4.2 8.9

150 Djibouti 77.8 110.4 46.4 12.5 (.) 1.8 –0.1 0.0 3.6 2.5 .. ..

151 Yemen 243.1 12.7 8.4 2.2 –2.7 –0.8 3.3 0.0 3.5 1.6 7.1 4.0

152 Mauritania 242.7 90.1 23.3 22.2 0.7 19.6 –0.1 0.3 14.3 5.0 28.8 15.7 e, f

153 Haiti 199.8 23.7 5.9 6.8 0.0 0.3 0.0 0.0 1.2 1.8 9.0 10.8

154 Kenya 483.5 15.2 13.9 3.4 0.7 0.6 0.8 0.8 9.2 4.0 28.6 14.5

155 Gambia 59.8 42.1 31.3 15.1 0.0 15.2 –2.4 0.0 11.9 5.0 21.8 14.0 e, g

156 Guinea 237.5 30.0 10.4 6.5 0.6 2.2 –0.7 0.0 6.0 3.6 19.6 10.7 e, g

157 Senegal 449.6 44.7 14.4 6.9 1.0 1.2 –0.2 (.) 5.7 3.8 18.3 23.4 e, f

158 Nigeria 317.6 2.3 0.9 0.5 2.1 2.1 –0.4 –0.4 11.7 2.8 22.3 ..

159 Rwanda 331.6 40.2 11.3 20.3 0.3 0.3 –0.1 0.0 0.8 1.3 10.7 10.0 e, g

160 Angola 498.7 36.9 2.6 3.8 –3.3 10.7 5.6 3.7 3.2 10.1 7.1 14.8

161 Eritrea 307.3 70.0 .. 40.9 .. 2.9 .. 0.0 .. 1.6 .. 13.0

162 Benin 293.7 43.7 14.5 8.5 3.4 1.5 (.) 0.0 2.1 1.7 9.2 6.3 e, f

163 Côte d’Ivoire 252.1 15.0 6.4 1.8 0.4 1.3 0.1 –0.8 11.7 4.2 .. .. e, g

164 Tanzania, U. Rep. of 1,669.3 46.5 27.5 16.2 0.0 2.4 0.1 0.2 4.2 0.9 31.3 5.8 e, f

165 Malawi 497.9 45.4 26.8 29.1 1.2 1.3 0.1 0.0 7.1 2.1 28.0 23.1 e, g

166 Zambia 560.1 53.8 14.6 12.9 6.2 2.3 –0.3 –0.2 6.2 9.0 14.6 14.1 e, g

167 Congo, Dem. Rep. of the 5,381.0 101.2 9.6 94.9 –0.2 2.8 –0.1 0.5 3.7 2.6 .. 8.9 e, g

168 Mozambique 1,032.8 55.0 40.7 23.9 0.4 7.8 1.0 –0.5 3.2 2.0 17.3 3.9 e, f

169 Burundi 224.2 31.1 23.3 37.6 0.1 (.) –0.5 1.3 3.7 4.9 41.7 63.6 e, h

170 Ethiopia 1,504.4 21.9 11.8 22.6 0.1 0.9 –0.7 –0.1 2.7 1.4 37.6 7.3 e, f

171 Central African Republic 49.9 12.9 16.8 4.2 (.) 0.3 (.) 0.0 2.0 0.1 12.5 .. e, h

172 Guinea-Bissau 145.2 97.5 52.7 60.8 0.8 0.9 (.) 0.0 3.4 6.4 22.1 9.4 e, g

173 Chad 246.9 28.8 18.0 9.5 0.5 32.1 (.) 0.0 0.7 1.8 3.8 5.4 e, g

174 Mali 527.6 45.3 19.9 12.2 0.2 3.0 (.) 0.0 2.8 1.8 14.7 5.8 d, e, f

175 Burkina Faso 451.1 37.3 10.6 10.8 (.) 0.3 (.) (.) 1.1 1.2 7.8 12.5 e, f

176 Sierra Leone 297.4 55.7 9.4 37.5 5.0 0.4 0.6 –0.1 3.3 3.2 10.1 10.9 e, g

177 Niger 453.3 38.5 16.0 16.6 1.6 1.1 0.4 –0.3 4.0 1.2 6.6 6.4 e, f
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Developing countries 65,401.3 T 9.7 2.7 3.0 0.9 2.3 0.4 0.3 3.5 4.7 21.9 17.6

Least developed countries 23,457.4 T 33.4 13.0 18.7 0.1 3.6 0.4 0.2 2.8 2.1 16.2 7.5

Arab States 8,320.3 T 27.5 6.8 1.6 0.5 1.7 –0.1 –0.1 4.1 2.5 .. 15.5

East Asia and the Pacific 7,231.9 T 3.4 1.0 0.5 1.7 3.1 0.6 0.1 3.0 3.2 17.9 10.5

Latin America and the Caribbean 6,090.4 T 9.9 1.3 0.8 0.8 2.1 0.5 0.3 4.0 8.6 23.7 30.7

South Asia 6,623.8 T 4.3 1.6 0.7 (.) 0.6 0.3 0.8 2.6 2.9 19.5 13.5

Sub-Saharan Africa 22,691.8 T 32.9 12.0 18.6 0.4 2.2 0.3 0.7 3.8 2.9 .. 9.6

Central and Eastern Europe and the CIS 4,885.9 T 24.0 .. .. (.) 2.9 (.) 2.6 0.5 7.7 13.5 17.3

OECD 269.0 T .. .. .. 1.0 1.4 .. .. .. .. .. ..

High-income OECD .. T .. .. .. 1.0 1.4 .. .. .. .. .. ..

High human development 646.1 T .. .. .. 1.0 1.5 .. .. .. .. .. ..

Medium human development 27,342.9 T 6.5 1.6 0.9 0.5 2.2 0.3 0.6 2.9 5.3 21.3 16.2

Low human development 18,565.3 T 27.9 11.7 18.7 0.5 2.8 0.4 0.1 6.4 3.3 20.6 10.2

High income 37.5 T .. .. .. 1.0 1.5 .. .. .. .. .. ..

Middle income 18,969.6 T 8.4 1.2 0.4 0.6 2.4 0.4 0.7 3.1 6.4 20.8 17.9

Low income 32,128.3 T 13.7 4.6 6.1 0.3 1.5 0.4 0.5 3.6 3.1 24.9 13.5

World 69,783.7 T 10.9 .. .. 0.9 1.6 .. .. .. .. .. ..

notES
 This table presents data for countries included 

in Parts I and II of the Development Assistance 
Committee’s (DAC) list of aid recipients (OECD 
2005e). The denominator conventionally used 
when comparing official development assistance 
and total debt service to the size of the economy is 
GNI, not GDP (see Definitions of statistical terms ). 
GDP is used here, however, to allow comparability 
throughout the table. With few exceptions the 
denominators produce similar results.

a ODA receipts are total net ODA flows from DAC 
countries as well as Czech Republic, Hungary, 
Iceland, Israel, Republic of Korea, Kuwait, Poland, 
Saudi Arabia, Slovak Republic, Turkey, United Arab 
Emirates, other small donors, including Estonia, 
Israel, Latvia and Lithuania, and concessional 
lending from multilateral organizations.

b A negative value indicates that the capital flowing 
out of the country exceeds that flowing in.

c Other private flows combine non-debt-creating 
portfolio equity investment flows, portfolio debt 
flows and bank and trade-related lending. 

d Data refer to 2002.
e Country included in the Debt Initiative for Heavily 

Indebted Poor Countries (HIPCs).
f Completion point reached under the HIPC Initiative.
g Decision point reached under the HIPC Initiative.
h Decision and completion points not yet reached 

under the HIPC Initiative.

SoUrCES
Column 1: OECD 2005f; aggregates calculated 
for the Human Development Report Office by 
the Organisation for Economic Co-operation and 
Development.
Columns 2–4: OECD 2005f.
Columns 5 and 6: World Bank 2005c; aggregates 
calculated for the Human Development Report Office 
by the World Bank.
Columns 7 and 8: calculated on the basis of data 
on portfolio investment (bonds and equity), bank 
and trade-related lending and GDP data from World 
Bank 2005c.
Columns 9 and 10: calculated on the basis of data on 
total debt service and GDP from World Bank 2005c.
Columns 11 and 12: UN 2005f, based on a joint 
effort by the International Monetary Fund and the 
World Bank.
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 7.0 7.6 8.0 8.0 2.9 2.0 .. ..

2 Iceland 5.4 6.0 e 8.3 8.3 0.0 0.0 .. ..

3 Australia 4.9 4.9 6.5 6.5 2.1 1.9 .. ..

4 Luxembourg 3.1 .. 5.3 5.3 0.9 0.9 .. ..

5 Canada 6.5 5.2 6.7 6.7 2.0 1.2 .. ..

6 Sweden 7.1 7.7 7.8 7.8 2.6 1.8 .. ..

7 Switzerland 4.9 5.8 e 6.5 6.5 1.8 1.0 .. ..

8 Ireland 4.8 5.5 5.5 5.5 1.2 0.7 .. ..

9 Belgium 5.0 6.3 6.5 6.5 2.4 1.3 .. ..

10 United States 5.1 5.7 6.6 6.6 5.3 3.8 .. ..

11 Japan .. 3.6 6.5 6.5 0.9 1.0 .. ..

12 Netherlands 5.7 5.1 5.8 5.8 2.5 1.6 .. ..

13 Finland 5.5 6.4 5.5 5.5 1.6 1.2 .. ..

14 Denmark .. 8.5 7.3 7.3 2.0 1.5 .. ..

15 United Kingdom 4.8 5.3 6.4 6.4 4.0 2.8 .. ..

16 France 5.3 5.6 7.4 7.4 3.5 2.6 .. ..

17 Austria 5.3 5.7 5.4 5.4 1.0 0.8 .. ..

18 Italy 3.1 4.7 6.4 6.4 2.1 1.9 .. ..

19 New Zealand 6.1 6.7 6.6 6.6 1.9 1.1 .. ..

20 Germany .. 4.6 8.6 8.6 2.8 f 1.4 .. ..

21 Spain 4.2 4.5 5.4 5.4 1.8 1.2 .. ..

22 Hong Kong, China (SAR) 2.8 4.4 .. .. .. .. .. ..

23 Israel 6.3 7.5 6.0 6.0 12.4 9.1 .. ..

24 Greece 2.4 4.0 5.0 5.0 4.7 4.1 .. ..

25 Singapore 3.1 .. 1.3 1.3 4.9 5.2 .. ..

26 Slovenia .. 6.1 6.2 6.2 .. 1.5 .. ..

27 Portugal 4.0 5.8 6.6 6.6 2.7 2.1 .. ..

28 Korea, Rep. of 3.3 4.2 2.6 2.6 3.7 2.5 .. ..

29 Cyprus 3.5 6.3 2.9 2.9 5.0 1.5 .. ..

30 Barbados 7.8 7.6 4.7 4.7 .. .. 8.2 3.2

31 Czech Republic .. 4.4 6.4 6.4 .. 2.2 .. 6.1

32 Malta 4.3 .. 7.0 7.0 0.9 0.8 .. ..

33 Brunei Darussalam 3.9 .. 2.7 2.7 .. .. .. ..

34 Argentina .. 4.0 4.5 4.5 1.2 1.2 4.4 10.8

35 Hungary 5.8 5.5 5.5 5.5 2.8 1.8 12.8 18.3

36 Poland .. 5.6 4.4 4.4 2.7 2.0 1.6 9.1

37 Chile 2.5 4.2 2.6 2.6 4.3 3.5 9.1 11.7

38 Estonia .. 5.7 3.9 3.9 .. 1.9 .. 13.4

39 Lithuania 4.6 5.9 4.3 4.3 .. 1.6 .. 36.4

40 Qatar 3.5 .. 2.4 2.4 .. .. .. ..

41 United Arab Emirates 1.8 1.6 e 2.3 2.3 6.2 3.1 .. ..

42 Slovakia 5.1 4.4 5.3 5.3 .. 1.9 .. 10.7

43 Bahrain 4.1 .. 3.2 3.2 5.1 5.1 .. ..

44 Kuwait 4.8 .. 2.9 2.9 48.5 9.0 .. ..

45 Croatia 7.2 4.5 5.9 5.9 .. 2.1 .. 11.8

46 Uruguay 2.7 2.6 2.9 2.9 2.5 1.6 10.6 7.8

47 Costa Rica 4.4 5.1 6.1 6.1 0.0 0.0 8.8 4.8

48 Latvia 3.8 5.8 3.3 3.3 .. 1.7 .. 8.4

49 Saint Kitts and Nevis 2.6 7.6 3.4 3.4 .. .. 1.9 12.6

50 Bahamas 4.0 .. 3.4 3.4 .. .. .. ..

51 Seychelles 7.8 5.2 3.9 3.9 4.0 1.7 5.9 11.0

52 Cuba 8.9 9.0 6.5 6.5 .. .. .. ..

53 Mexico 3.6 5.3 2.7 2.7 0.5 0.5 4.3 6.5

Priorities	in	public	spending
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54 Tonga .. 4.9 e 5.1 5.1 .. .. 1.7 2.3

55 Bulgaria 5.2 3.5 4.4 4.4 3.5 2.6 .. 5.8

56 Panama 4.7 4.5 6.4 6.4 1.3 .. 6.5 7.4

57 Trinidad and Tobago 3.7 4.3 e 1.4 1.4 .. .. 8.9 2.4

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. .. 1.6 1.6 .. 2.0 .. ..

59 Macedonia, TFYR .. 3.5 5.8 5.8 .. 2.5 .. 5.2

60 Antigua and Barbuda .. 3.8 3.3 3.3 .. .. .. ..

61 Malaysia 5.1 8.1 2.0 2.0 2.6 2.8 9.8 9.1

62 Russian Federation 3.5 3.8 3.5 3.5 12.3 4.3 .. 4.4

63 Brazil .. 4.2 3.6 3.6 2.5 1.6 1.8 11.5

64 Romania 2.8 3.5 4.2 4.2 4.6 2.4 (.) 6.4

65 Mauritius 3.8 4.7 2.2 2.2 0.3 0.2 6.5 4.5

66 Grenada 5.1 5.1 4.0 4.0 .. .. 1.5 7.0

67 Belarus 4.8 6.0 e 4.7 4.7 .. 1.3 .. 1.4

68 Bosnia and Herzegovina .. .. 4.6 4.6 .. 2.9 .. 2.6

69 Colombia 2.4 5.2 6.7 6.7 2.2 4.4 9.7 10.7

70 Dominica .. .. 4.6 4.6 .. .. 3.5 6.5

71 Oman 3.1 4.6 e 2.8 2.8 16.5 12.2 7.0 0.0

72 Albania 5.9 .. 2.4 2.4 5.9 1.2 .. 0.9

73 Thailand 3.5 5.2 3.1 3.1 2.6 1.3 6.2 10.5

74 Samoa (Western) 3.2 4.8 e 4.7 4.7 .. .. 2.7 4.9

75 Venezuela 3.0 .. 2.3 2.3 .. 1.3 10.3 10.4

76 Saint Lucia .. 7.7 e 3.4 3.4 .. .. 1.6 4.7

77 Saudi Arabia 5.8 .. 3.3 3.3 12.8 8.7 .. ..

78 Ukraine 5.1 5.4 3.3 3.3 .. 2.9 .. 7.4

79 Peru 2.8 3.0 2.2 2.2 0.1 1.3 1.8 4.2

80 Kazakhstan 3.2 3.0 1.9 1.9 .. 1.1 .. 17.8

81 Lebanon .. 2.7 3.5 3.5 7.6 4.3 3.5 17.1

82 Ecuador 4.3 1.0 e 1.7 1.7 1.9 2.4 10.5 8.9

83 Armenia 7.0 3.2 e 1.3 1.3 .. 2.7 .. 3.4

84 Philippines 2.9 3.1 1.1 1.1 1.4 0.9 8.1 12.8

85 China 2.3 .. 2.0 2.0 2.7 2.3 2.0 2.6

86 Suriname 6.4 .. 5.2 5.2 .. .. .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. 10.0 3.9 3.9 .. .. 2.2 3.9

88 Paraguay 1.1 4.4 3.2 3.2 1.0 0.9 6.2 5.1

89 Tunisia 6.0 6.4 2.9 2.9 2.0 1.6 11.6 6.4

90 Jordan 8.1 .. 4.3 4.3 9.9 8.9 15.6 11.7

91 Belize 4.6 5.2 2.5 2.5 1.2 .. 4.9 13.6

92 Fiji 4.7 5.6 e 2.7 2.7 2.3 1.6 7.8 1.4

93 Sri Lanka 2.7 .. 1.8 1.8 2.1 2.7 4.8 3.3

94 Turkey 2.2 3.7 4.3 4.3 3.5 4.9 4.9 11.7

95 Dominican Republic .. 2.3 2.2 2.2 .. .. 3.3 5.6

96 Maldives 3.8 .. 4.0 4.0 g .. .. 4.1 3.0

97 Turkmenistan 4.3 .. 3.0 3.0 .. .. .. ..

98 Jamaica 4.5 6.1 3.4 3.4 .. .. 14.4 10.1

99 Iran, Islamic Rep. of 4.1 4.9 2.9 2.9 2.9 3.8 0.5 1.2

100 Georgia .. 2.2 1.0 1.0 .. 1.1 .. 4.5

101 Azerbaijan 7.7 3.2 0.8 0.8 .. 1.9 .. 3.4

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. ..

103 Algeria 5.3 .. 3.2 3.2 1.5 3.3 14.2 6.5

104 El Salvador 1.9 2.9 3.6 3.6 2.7 0.7 4.3 3.7

105 Cape Verde .. 7.9 3.8 3.8 .. 0.7 1.7 2.7

106 Syrian Arab Republic 4.0 .. 2.3 2.3 6.9 7.1 9.7 1.6
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107 Guyana 3.4 8.4 4.3 4.3 0.9 .. 74.5 7.8

108 Viet Nam 2.0 .. 1.5 1.5 7.9 .. 2.7 2.1

109 Kyrgyzstan 8.4 3.1 e 2.2 2.2 .. 2.9 .. 7.1

110 Indonesia 1.0 1.2 1.2 1.2 1.8 1.5 8.7 8.9

111 Uzbekistan 9.5 .. 2.5 2.5 .. 0.5 .. 8.2

112 Nicaragua 3.4 3.1 3.9 3.9 10.6 0.9 1.6 5.0

113 Bolivia 2.3 6.3 4.2 4.2 2.4 1.7 7.9 5.4

114 Mongolia 12.3 9.0 4.6 4.6 5.7 .. .. 22.6

115 Moldova, Rep. of 5.6 4.9 4.1 4.1 .. 0.4 .. 8.1

116 Honduras .. .. 3.2 3.2 .. 0.4 12.8 5.9

117 Guatemala 1.4 .. 2.3 2.3 1.5 0.5 2.8 1.9

118 Vanuatu 4.7 11.0 e 2.8 2.8 .. .. 1.6 0.7

119 Egypt 3.9 .. 1.8 1.8 3.9 2.6 7.1 3.4

120 South Africa 5.9 5.3 e 3.5 3.5 3.8 1.6 .. 2.7

121 Equatorial Guinea .. 0.6 1.3 1.3 .. .. 3.9 0.3

122 Tajikistan .. 2.8 0.9 0.9 .. 2.2 .. 5.7

123 Gabon .. 3.9 e 1.8 1.8 .. .. 3.0 6.2

124 Morocco 5.3 6.5 1.5 1.5 4.1 4.2 6.9 9.8

125 Namibia 7.9 7.2 4.7 4.7 .. 2.8 .. ..

126 São Tomé and Principe .. .. 9.7 9.7 .. .. 4.9 11.1

127 India 3.7 4.1 1.3 1.3 2.7 2.1 2.6 3.4

128 Solomon Islands .. 3.4 e 4.5 4.5 .. .. 5.5 3.7

129 Myanmar .. .. 0.4 0.4 3.4 .. 0.0 0.0

130 Cambodia .. 1.8 2.1 2.1 3.1 2.5 2.7 0.6

131 Botswana 6.2 2.2 3.7 3.7 4.1 4.1 2.8 0.7

132 Comoros .. 3.9 1.7 1.7 .. .. 0.4 0.8

133 Lao People’s Dem. Rep. .. 2.8 e 1.5 1.5 .. .. 1.1 2.3

134 Bhutan .. 5.2 4.1 4.1 .. .. 1.8 1.0

135 Pakistan 2.6 1.8 e 1.1 1.1 5.8 4.4 4.8 3.7

136 Nepal 2.0 3.4 1.4 1.4 0.9 1.6 1.9 1.9

137 Papua New Guinea .. 2.3 e 3.8 3.8 2.1 0.6 17.2 9.3

138 Ghana 3.2 .. 2.3 2.3 0.4 0.7 6.2 6.3

139 Bangladesh 1.5 2.4 0.8 0.8 1.0 1.2 2.5 1.3

140 Timor-Leste .. .. 6.2 6.2 .. .. .. ..

141 Sudan 6.0 .. 1.0 1.0 3.6 2.4 0.4 0.2

142 Congo 5.0 3.2 e 1.5 1.5 .. 1.4 19.0 1.7

143 Togo 5.5 2.6 5.1 5.1 3.1 1.6 5.3 0.9

144 Uganda 1.5 .. 2.1 2.1 3.0 2.3 3.4 1.3

145 Zimbabwe 7.7 4.7 e 4.4 4.4 4.5 2.1 5.4 0.0

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 2.1 2.9 e 1.2 1.2 1.2 .. 7.2 1.3

147 Swaziland 5.8 7.1 3.6 3.6 2.1 .. 5.4 1.5

148 Cameroon 3.2 3.8 1.2 1.2 1.5 1.5 4.6 3.6

149 Lesotho 6.2 10.4 e 5.3 5.3 4.5 2.6 3.8 5.9

150 Djibouti 3.5 .. 3.3 3.3 6.3 .. 3.6 2.5

151 Yemen .. 9.5 e 1.0 1.0 7.9 7.1 3.5 1.6

152 Mauritania .. .. 2.9 2.9 3.8 1.6 14.3 5.0

153 Haiti 1.5 .. 3.0 3.0 .. .. 1.2 1.8

154 Kenya 6.7 7.0 2.2 2.2 2.9 1.7 9.2 4.0

155 Gambia 3.8 2.8 3.3 3.3 1.1 0.5 11.9 5.0

156 Guinea .. 1.8 e 0.9 0.9 .. .. 6.0 3.6

157 Senegal 3.9 3.6 2.3 2.3 2.0 1.5 5.7 3.8

158 Nigeria 0.9 .. 1.2 1.2 0.9 1.2 11.7 2.8

159 Rwanda .. 2.8 e 3.1 3.1 3.7 2.8 0.8 1.3
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notES
a As a result of a number of limitations in the data, 

comparisons of military expenditure data over time 
and across countries should be made with caution. 
For detailed notes on the data see SIPRI 2004.

b For aggregates, see table 19.
c Data may not be comparable across countries as a 

result of differences in methods of data collection.
d Data refer to the most recent year available during 

the period specified.
e Data refer to United Nations Educational, Scientific 

and Cultural Organization Institute for Statistics 
estimate when national estimate is not available.

f Data refer to the Federal Republic of Germany 
before reunification.

g Data differ slightly from data presented in table 6 
from WHO 2005a.

SoUrCES
Column 1: calculated on the basis of GDP and public 
expenditure data from UNESCO Institute for Statistics 
2005b.
Column 2: UNESCO Institute for Statistics 2005b.
Columns 3 and 4: World Bank 2005c.
Columns 5 and 6: SIPRI 2005a. 
Columns 7 and 8: calculated on the basis of data on 
GDP and total debt service from World Bank 2005c.

160 Angola 3.9 2.8 e 2.1 2.1 5.8 4.7 3.2 10.1

161 Eritrea .. 4.1 3.2 3.2 .. 19.4 .. 1.6

162 Benin .. 3.3 e 2.1 2.1 1.8 .. 2.1 1.7

163 Côte d’Ivoire .. 4.6 e 1.4 1.4 1.3 1.5 11.7 4.2

164 Tanzania, U. Rep. of 2.8 .. 2.7 2.7 .. 2.1 4.2 0.9

165 Malawi 3.2 6.0 4.0 4.0 1.3 .. 7.1 2.1

166 Zambia 2.4 2.0 e 3.1 3.1 3.7 .. 6.2 9.0

167 Congo, Dem. Rep. of the .. .. 1.1 1.1 g .. .. 3.7 2.6

168 Mozambique 3.1 .. 4.1 4.1 5.9 1.3 3.2 2.0

169 Burundi 3.4 3.9 0.6 0.6 3.4 5.9 3.7 4.9

170 Ethiopia 3.4 4.6 e 2.6 2.6 8.5 4.3 2.7 1.4

171 Central African Republic 2.2 .. 1.6 1.6 .. 1.3 2.0 0.1

172 Guinea-Bissau .. .. 3.0 3.0 .. .. 3.4 6.4

173 Chad .. .. 2.7 2.7 .. 1.5 0.7 1.8

174 Mali .. .. 2.3 2.3 2.1 1.9 2.8 1.8

175 Burkina Faso 2.4 .. 2.0 2.0 3.0 1.3 1.1 1.2

176 Sierra Leone .. 3.7 1.7 1.7 1.4 1.7 3.3 3.2

177 Niger 3.2 2.3 e 2.0 2.0 .. .. 4.0 1.2



Unemployment rate
mDG

Youth unemployment rate

HDI rank

Unemployed 
people

(thousands)

total
(% of labour 

force)

Average  
annual

(% of labour 
force)

Female
(% of male rate)

total
(% of labour 
force ages 
15–24) a

Female
(% of male rate)

Long-term unemployment
(% of total unemployment)

women men

2003 2003 1993–2003 2003 2003 2003 2003 2003
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 106.7 4.5 4.3 81 11.7 84 5.4 7.1

2 Iceland 5.5 3.4 3.5 82 b 7.2 b 46 b 13.3 b 9.5 b

3 Australia 607.4 6.0 7.7 104 11.6 92 17.0 27.1

4 Luxembourg 7.6 3.8 3.0 188 b 7.0 b 168 26.5 b, c 28.6 b, c

5 Canada 1,302.2 7.6 8.6 91 13.8 76 8.4 11.4

6 Sweden 217.0 4.9 6.3 83 13.8 86 15.3 19.6

7 Switzerland 174.9 4.0 3.4 117 8.6 104 32.6 21.6

8 Ireland 88.0 4.6 8.5 81 7.6 75 26.0 40.9

9 Belgium 361.7 7.9 8.5 107 19.0 87 48.2 44.8

10 United States 8,776.6 6.0 5.3 90 12.4 86 11.0 12.5

11 Japan 3,504.0 5.3 4.0 89 10.1 75 24.6 38.9

12 Netherlands 353.8 4.1 4.8 105 7.8 98 28.1 30.1

13 Finland 234.4 9.1 12.2 97 21.6 99 21.4 27.7

14 Denmark 161.6 5.6 5.8 113 9.8 84 17.9 21.8

15 United Kingdom 1,485.5 5.0 7.0 75 11.5 72 17.1 26.5

16 France 2,648.2 9.7 10.7 126 20.8 110 42.8 43.1

17 Austria 244.9 5.7 5.4 96 6.5 97 23.9 25.0

18 Italy 2,096.5 8.8 10.7 172 26.3 134 58.9 57.5

19 New Zealand 94.8 4.6 6.5 113 10.2 103 11.0 15.5

20 Germany 3,838.0 9.1 8.1 92 10.6 69 52.3 48.3

21 Spain 2,127.4 11.3 14.5 195 22.7 140 43.9 34.3

24 Greece 417.1 9.5 10.2 238 25.1 191 61.0 49.2

27 Portugal 342.3 6.3 5.7 132 14.6 134 32.7 31.2

28 Korea, Rep. of 776.7 3.4 3.6 86 9.6 75 0.3 0.7

31 Czech Republic 399.1 7.8 6.3 162 17.6 113 51.9 47.4

35 Hungary 244.5 5.9 8.3 91 13.4 94 42.2 42.2

36 Poland 3,328.5 19.6 14.9 108 43.0 105 50.8 48.6

42 Slovakia 459.3 17.5 15.3 d 102 33.1 92 62.1 60.2

53 Mexico 1,033.6 2.5 3.1 106 5.3 126 0.8 1.1

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

94 Turkey 2,494.0 10.3 7.9 94 20.5 88 30.9 22.1

OECD e 37,931.6 T 6.9 6.8 105 13.6 94 31.9 30.2

notES
a The age range for the youth labour force may be 

16–24 for some countries.
b Data refer to 2002.
c Data are based on a small sample and must be 

treated with caution.
d Data refer to the average annual rate in 

1994–2003.
e Aggregates for the Organisation for Economic 

Co-operation and Development are from OECD 
2005b, d.

SoUrCES
Columns 1, 2 and 5 : OECD 2005b.
Columns 3, 4 and 6 : calculated on the basis of 
data on male and female unemployment rates from 
OECD 2005b.
Columns 7 and 8: OECD 2005d.

Unemployment	in	OeCD	countries



HDI rank

traditional 
fuel 

consumption
(% of total 

energy 
requirements)

 mDG
Carbon dioxide emissions

ratification of environmental treaties a

Electricity 
consumption 

per capita
(kilowatt-hours)

mDG
GDP per unit of 

energy use
(2000 PPP US$ per 
kg of oil equivalent)

Cartagena 
Protocol 

on 
Biosafety

Framework 
Convention 
on Climate 

Change

Kyoto 
Protocol 

to the 
Framework 
Convention 
on Climate 

Change

Convention 
on 

Biological 
Diversity
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway .. 22,400 b 26,640 b 4.6 6.1 10.6 12.2 0.2 l l l l

2 Iceland 0.0 13,838 29,247 3.1 2.4 8.2 7.7 (.) ° l l l

3 Australia 9.5 6,599 11,299 3.7 4.8 13.9 18.3 1.5 l ° l

4 Luxembourg .. 10,879 10,547 2.3 6.3 29.1 21.1 (.) l l l l

5 Canada 4.6 14,243 18,541 2.5 3.6 17.2 16.5 1.9 ° l l l

6 Sweden 19.4 11,700 16,996 3.6 4.4 8.6 5.8 0.2 l l l l

7 Switzerland 7.7 c 5,878 c 8,483 c 7.6 7.8 6.5 5.7 0.2 l l l l

8 Ireland 1.1 3,106 6,560 4.1 9.1 7.7 11.0 0.2 l l l l

9 Belgium 1.0 5,177 8,749 4.0 4.8 13.3 6.8 0.4 l l l l

10 United States 3.6 10,336 13,456 2.8 4.4 20.0 20.1 24.4 l ° °

11 Japan 0.2 4,944 8,612 5.7 6.4 7.9 9.4 5.2 l l l l

12 Netherlands .. 4,560 6,958 4.0 5.8 10.9 9.4 0.6 l l l l

13 Finland 6.2 8,372 16,694 3.2 3.7 11.9 12.0 0.2 l l l l

14 Denmark 12.7 5,059 6,925 5.3 8.1 12.3 8.9 0.2 l l l l

15 United Kingdom 0.5 5,022 6,614 4.5 6.6 10.5 9.2 2.5 l l l l

16 France 4.7 d 4,633 d 8,123 d 5.0 5.8 9.0 6.2 1.6 d l l l l

17 Austria 3.7 4,988 7,845 6.0 7.5 6.9 7.8 0.3 l l l l

18 Italy 1.7 e 3,364 e 5,840 e 7.0 8.5 6.6 7.5 1.9 e l l l l

19 New Zealand 2.2 7,270 10,301 5.1 4.6 5.6 8.7 0.1 l l l l

20 Germany .. ... 6,989 3.9 6.2 .. 9.8 3.4 l l l l

21 Spain 0.6 2,906 6,154 6.8 6.5 5.3 7.3 1.2 l l l l

22 Hong Kong, China (SAR) .. 2,449 6,237 11.1 10.6 3.2 5.2 0.1

23 Israel 0.0 3,187 6,698 6.1 6.0 5.6 11.0 0.3 l l l

24 Greece 4.1 2,413 5,247 8.4 6.8 5.4 8.5 0.4 l l l l

25 Singapore 0.2 2,836 7,961 3.9 3.8 12.5 13.8 0.3 l l

26 Slovenia 7.3 ... 6,791 .. 5.1 .. 7.8 0.1 l l l l

27 Portugal .. 1,750 4,647 9.6 6.9 2.8 6.0 0.3 l l l l

28 Korea, Rep. of .. 1,051 7,058 4.2 3.9 3.3 9.4 1.9 ° l l l

29 Cyprus 0.0 1,692 5,323 4.9 .. 5.2 8.3 (.) l l l l

30 Barbados 6.3 1,333 3,193 .. .. 2.7 4.6 (.) l l l l

31 Czech Republic 2.4 ... 6,368 .. 3.7 .. 11.2 0.5 l l l l

32 Malta .. 1,627 4,939 6.5 7.6 3.1 7.5 (.) l l l

33 Brunei Darussalam 0.0 2,430 8,903 .. .. 35.6 17.7 (.)

34 Argentina 3.2 1,413 2,383 7.7 6.9 3.8 3.5 0.6 ° l l l

35 Hungary 3.2 2,920 3,972 3.5 5.3 7.7 5.6 0.2 l l l l

36 Poland 5.5 3,419 3,549 .. 4.4 12.8 7.7 1.3 l l l l

37 Chile 12.5 1,054 2,918 5.3 6.0 2.5 3.6 0.3 ° l l l

38 Estonia 17.7 ... 5,767 .. 3.6 .. 11.8 0.1 l l l l

39 Lithuania 13.9 ... 3,239 .. 4.0 .. 3.6 0.1 l l l l

40 Qatar 0.0 10,616 17,489 .. .. 56.3 53.1 0.2 l l l

41 United Arab Emirates .. 6,204 14,215 7.5 .. 35.8 25.1 0.3 l l l

42 Slovakia 1.6 ... 5,256 .. 3.6 .. 6.8 0.2 l l l l

43 Bahrain .. 4,784 10,830 1.6 1.7 22.6 30.6 0.1 l l

44 Kuwait 0.0 6,849 16,544 1.8 1.7 19.7 24.6 0.2 l l l

45 Croatia 5.4 ... 3,558 .. 5.3 .. 4.7 0.1 l l ° l

46 Uruguay 35.4 1,163 2,456 8.5 10.0 2.0 1.2 (.) ° l l l

47 Costa Rica 24.9 964 1,765 10.2 9.4 1.1 1.4 (.) ° l l l

48 Latvia 47.4 ... 2,703 33.3 4.9 .. 2.7 (.) l l l l

49 Saint Kitts and Nevis .. ... 2,619 .. .. 1.2 2.8 (.) l l l

50 Bahamas .. 4,062 6,084 .. .. 38.1 6.7 (.) l l l l

51 Seychelles .. 794 2,704 .. .. 1.5 6.8 (.) l l l l

52 Cuba 33.8 1,029 1,395 .. .. 3.2 2.1 0.1 l l l l

53 Mexico 8.0 999 2,280 5.4 5.6 4.2 3.7 1.8 l l l l

energy	and	the	environment
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54 Tonga .. 109 340 .. .. 0.4 1.1 (.) l l l

55 Bulgaria 6.2 4,371 4,624 1.6 2.9 8.5 5.3 0.2 l l l l

56 Panama 17.8 930 1,654 7.2 5.9 1.8 2.0 (.) l l l l

57 Trinidad and Tobago 0.4 1,900 4,422 2.7 1.3 15.4 31.9 0.1 l l l l

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 0.9 1,588 3,915 .. .. 8.9 9.1 0.2 l l

59 Macedonia, TFYR 8.9 ... 3,363 .. .. .. 5.1 (.) l

60 Antigua and Barbuda .. 984 1,438 .. .. 2.2 4.7 (.) l l l l

61 Malaysia 1.5 740 3,234 4.6 4.1 2.0 6.3 0.6 l l l l

62 Russian Federation 2.9 ... 6,062 .. 1.9 .. 9.9 6.2 l l l

63 Brazil 26.7 1,145 2,183 7.4 6.8 1.5 1.8 1.3 l l l l

64 Romania 11.8 3,061 2,385 .. 3.8 8.7 4.0 0.4 l l l l

65 Mauritius .. 482 1,631 .. .. 0.6 2.6 (.) l l l l

66 Grenada 0.0 281 1,913 .. .. 0.5 2.3 (.) l l l l

67 Belarus 5.5 ... 3,326 .. 2.1 .. 6.0 0.3 l l l

68 Bosnia and Herzegovina 7.7 ... 2,527 .. 5.3 .. 4.8 0.1 l l

69 Colombia 16.0 726 1,019 7.2 9.8 1.4 1.3 0.3 l l l l

70 Dominica .. 149 1,197 .. .. 0.5 1.5 (.) l l l l

71 Oman 0.0 847 5,219 8.2 3.0 5.0 12.1 0.1 l l l l

72 Albania 5.1 1,204 1,844 .. 6.7 1.8 0.8 (.) l l l l

73 Thailand 13.6 340 1,860 5.1 5.0 0.9 3.7 0.9 l l l

74 Samoa (Western) .. 252 597 .. .. 0.6 0.8 (.) l l l l

75 Venezuela 2.8 2,379 3,484 2.9 2.4 5.8 4.3 0.7 l l l

76 Saint Lucia .. 504 1,698 .. .. 0.9 2.4 (.) l l l

77 Saudi Arabia .. 1,969 6,620 6.8 2.1 14.9 15.0 1.6 l l l

78 Ukraine 1.0 ... 3,525 .. 1.8 .. 6.4 1.5 l l l l

79 Peru 20.6 579 907 8.0 10.7 1.4 1.0 0.1 l l l l

80 Kazakhstan 0.2 ... 4,030 .. 1.8 .. 9.9 0.5 l ° l

81 Lebanon 0.5 1,056 2,834 .. 3.8 2.3 4.7 0.1 l l

82 Ecuador 17.5 423 943 5.2 4.8 1.7 2.0 0.1 l l l l

83 Armenia 0.0 ... 1,554 .. 4.8 .. 1.0 (.) l l l l

84 Philippines 12.8 373 610 9.8 7.6 0.8 0.9 0.3 ° l l l

85 China 5.3 307 1,484 1.2 4.6 1.5 2.7 12.1 ° l l l

86 Suriname 3.3 4,442 4,447 .. .. 6.7 5.1 (.) l l

87 Saint Vincent and the Grenadines .. 276 1,000 .. .. 0.4 1.6 (.) l l l l

88 Paraguay 45.7 233 1,129 7.2 6.3 0.5 0.7 (.) l l l l

89 Tunisia 7.8 434 1,205 6.9 7.7 1.5 2.3 0.1 l l l l

90 Jordan 1.4 366 1,585 5.5 3.9 2.1 3.2 0.1 l l l l

91 Belize .. 370 713 .. .. 1.3 3.1 (.) l l l l

92 Fiji .. 489 625 .. .. 1.2 1.6 (.) l l l l

93 Sri Lanka 41.6 113 366 5.5 8.0 0.2 0.5 (.) l l l l

94 Turkey 10.5 554 1,904 5.6 5.7 1.7 3.0 1.0 l l l

95 Dominican Republic 7.2 582 1,326 6.3 6.8 1.1 2.5 0.1 l l l

96 Maldives 0.0 25 448 .. .. 0.3 3.4 (.) l l l l

97 Turkmenistan .. ... 2,126 .. 1.4 .. 9.1 0.2 l l l

98 Jamaica 6.5 834 2,640 3.0 2.5 4.0 4.1 (.) ° l l l

99 Iran, Islamic Rep. of 0.1 570 2,075 4.9 3.1 3.0 5.3 1.4 l l l

100 Georgia 25.2 ... 1,508 6.4 4.4 .. 0.7 (.) l l l

101 Azerbaijan 0.0 ... 2,579 .. 2.2 .. 3.4 0.1 l l l l

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. ..

103 Algeria 6.0 381 881 8.5 5.6 3.5 2.9 0.4 l l l l

104 El Salvador 32.8 336 665 7.7 7.1 0.5 1.0 (.) l l l l

105 Cape Verde .. 55 99 .. .. 0.4 0.3 (.) l l

106 Syrian Arab Republic 0.0 433 1,570 4.5 3.2 2.2 2.8 0.2 l l l
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107 Guyana 42.5 545 1,195 .. .. 2.3 2.2 (.) l l l

108 Viet Nam 25.3 78 392 .. 4.2 0.3 0.8 0.3 l l l l

109 Kyrgyzstan 0.0 ... 2,252 .. 3.1 .. 1.0 (.) l l l

110 Indonesia 17.6 94 463 3.9 4.1 0.6 1.4 1.2 l l l l

111 Uzbekistan 0.0 ... 2,008 .. 0.8 .. 4.8 0.5 l l l

112 Nicaragua 47.9 363 496 8.7 5.7 0.7 0.7 (.) l l l l

113 Bolivia .. 292 485 5.4 4.8 0.8 1.2 (.) l l l l

114 Mongolia 2.1 1,119 1,318 .. .. 4.1 3.3 (.) l l l l

115 Moldova, Rep. of 2.2 ... 1,314 .. 2.0 .. 1.6 (.) l l l l

116 Honduras 52.8 259 696 5.0 5.0 0.6 0.9 (.) ° l l l

117 Guatemala 58.6 245 660 7.1 6.4 0.6 0.9 (.) l l l l

118 Vanuatu .. 171 208 .. .. 0.5 0.4 (.) l l l

119 Egypt 9.2 433 1,287 5.9 4.6 1.0 2.1 0.6 l l l l

120 South Africa 11.8 f 3,181 f 4,715 f 4.8 3.9 7.2 7.4 1.4 l l l l

121 Equatorial Guinea 57.1 83 54 .. .. 0.3 0.4 (.) l l l

122 Tajikistan .. ... 2,559 .. 1.8 .. 0.7 (.) l l l

123 Gabon .. 766 1,226 3.5 5.1 8.9 2.6 (.) l l

124 Morocco 2.2 254 560 11.4 10.1 0.8 1.4 0.2 ° l l l

125 Namibia .. g .. g .. g .. 10.2 .. 1.1 (.) l l l l

126 São Tomé and Principe .. 96 115 .. .. 0.4 0.6 (.) l l

127 India 20.0 173 569 3.3 5.0 0.5 1.2 4.7 l l l l

128 Solomon Islands .. 93 69 .. .. 0.4 0.4 (.) l l l l

129 Myanmar 74.1 44 135 .. .. 0.1 0.2 (.) ° l l l

130 Cambodia 92.3 15 10 .. .. (.) (.) (.) l l l l

131 Botswana .. g .. g .. g .. .. 0.9 2.3 (.) l l l l

132 Comoros .. 26 25 .. .. 0.1 0.1 (.) l l

133 Lao People’s Dem. Rep. 77.3 68 133 .. .. 0.1 0.2 (.) l l l l

134 Bhutan 87.8 17 236 .. .. (.) 0.2 (.) l l l l

135 Pakistan .. 176 469 3.5 4.3 0.4 0.7 0.5 ° l l l

136 Nepal .. 17 62 2.6 3.8 (.) 0.2 (.) ° l l

137 Papua New Guinea 61.9 406 249 .. .. 0.6 0.4 (.) l l l

138 Ghana 82.5 450 416 4.9 5.0 0.2 0.4 (.) l l l l

139 Bangladesh 61.6 30 119 11.1 10.5 0.1 0.3 0.1 l l l l

140 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 73.7 47 89 2.5 3.6 0.2 0.3 (.) l l l

142 Congo 72.2 98 210 1.6 3.7 0.2 0.6 (.) ° l l

143 Togo 83.3 74 120 7.4 4.9 0.2 0.3 (.) l l l l

144 Uganda 93.4 28 61 .. .. 0.1 0.1 (.) l l l l

145 Zimbabwe 66.2 1,020 981 2.7 .. 1.3 1.0 0.1 l l l

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 81.5 49 42 .. .. 0.2 0.1 (.) l l l l

147 Swaziland .. g .. g .. g .. .. 0.8 0.9 (.) l l

148 Cameroon 66.9 168 207 5.4 4.7 0.4 0.2 (.) l l l l

149 Lesotho .. g .. g .. g .. .. .. .. .. l l l l

150 Djibouti .. 416 296 .. .. 0.9 0.5 (.) l l l l

151 Yemen 2.3 ... 159 .. 3.8 .. 0.7 (.) l l l

152 Mauritania .. 60 58 .. .. 0.4 1.1 (.) l l

153 Haiti 45.5 58 73 8.0 6.6 0.1 0.2 (.) ° l l

154 Kenya 64.9 109 155 1.8 2.0 0.4 0.2 (.) l l l l

155 Gambia 63.6 70 96 .. .. 0.2 0.2 (.) l l l l

156 Guinea 87.8 85 95 .. .. 0.2 0.1 (.) ° l l l

157 Senegal 72.1 115 141 3.9 4.8 0.6 0.4 (.) l l l l

158 Nigeria 46.4 108 148 1.4 1.3 1.0 0.4 0.2 l l l l

159 Rwanda 90.4 32 23 .. .. 0.1 0.1 (.) l l l l
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160 Angola 32.0 214 135 .. 3.2 0.7 0.5 (.) l l

161 Eritrea 75.0 ... 66 .. .. .. 0.2 (.) l l l

162 Benin 72.7 37 92 2.1 3.0 0.1 0.3 (.) l l l l

163 Côte d’Ivoire 72.7 220 197 4.9 3.7 0.7 0.4 (.) l l

164 Tanzania, U. Rep. of 82.6 41 83 .. 1.4 0.1 0.1 (.) l l l l

165 Malawi 85.0 66 80 .. .. 0.1 0.1 (.) ° l l l

166 Zambia 87.3 1,125 603 1.4 1.3 0.6 0.2 (.) l l ° l

167 Congo, Dem. Rep. of the 94.9 161 91 6.1 2.2 0.1 (.) (.) l l l l

168 Mozambique 80.3 364 378 1.0 2.3 0.3 0.1 (.) l l l l

169 Burundi 95.6 12 25 .. .. (.) (.) (.) l l l

170 Ethiopia 93.3 ... 32 .. 2.4 (.) 0.1 (.) l l l l

171 Central African Republic 83.3 29 28 .. .. (.) 0.1 (.) ° l l

172 Guinea-Bissau 50.0 18 41 .. .. 0.2 0.2 (.) l l

173 Chad 97.2 10 12 .. .. (.) (.) (.) ° l l

174 Mali 85.0 15 33 .. .. 0.1 (.) (.) l l l l

175 Burkina Faso 89.4 16 32 .. .. 0.1 0.1 (.) l l l l

176 Sierra Leone 91.2 62 54 .. .. 0.2 0.1 (.) l l

177 Niger 85.3 39 40 .. .. 0.1 0.1 (.) l l l l

Developing countries 24.5 388 1,155 3.7 4.6 1.3 2.0 36.9 .. .. .. ..

Least developed countries 75.9 83 106 .. 4.0 0.1 0.2 0.4 .. .. .. ..

Arab States 18.0 626 1,946 5.8 3.5 3.1 4.1 4.5 .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 11.0 329 1,439 2.1 4.6 1.4 2.6 17.6 .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 19.8 1,019 1,927 6.3 6.1 2.4 2.4 5.6 .. .. .. ..

South Asia 24.5 171 566 3.8 4.8 0.5 1.2 6.3 .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 70.6 434 536 3.3 2.7 1.0 0.8 1.9 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 4.1 3,284 3,328 .. 2.4 10.1 5.9 12.2 .. .. .. ..

OECD 4.1 5,761 8,615 3.9 5.1 11.0 11.2 51.0 .. .. .. ..

High-income OECD 3.0 6,698 10,262 3.8 5.2 12.2 13.0 46.2 .. .. .. ..

High human development 4.5 5,676 8,586 3.8 5.2 10.9 11.2 53.0 .. .. .. ..

Medium human development 17.0 368 1,121 3.5 4.1 1.2 2.0 39.0 .. .. .. ..

Low human development 71.1 135 133 3.3 4.1 0.4 0.2 0.5 .. .. .. ..

High income 2.9 6,616 10,198 3.9 5.1 12.1 13.0 47.8 .. .. .. ..

Middle income 9.2 623 1,653 3.7 4.1 2.1 2.9 38.9 .. .. .. ..

Low income 42.2 174 399 2.3 2.0 0.5 0.8 7.3 .. .. .. ..

World 7.6 h 1,573 2,465 3.8 4.6 3.4 3.6 100.0 i .. .. .. ..

	l  Ratification, acceptance, approval, accession or 
succession.

 ° Signature.

notES
a Information is as of 15 April 2005. The Cartagena 

Protocol on Biosafety was signed in Cartagena in 
2000, the United Nations Framework Convention 
on Climate Change in New York in 1992, the 
Kyoto Protocol to the United Nations Framework 
Convention on Climate Change in Kyoto in 1997 
and the Convention on Biological Diversity in Rio de 
Janeiro in 1992.

b Includes Svalbard and Jan Mayen Islands.
c Includes Liechtenstein.
d Includes Monaco.
e Includes San Marino.

f Data refer to the South African Customs Union, 
which includes Botswana, Lesotho, Namibia and 
Swaziland.

g Included in data for South Africa.
h Data refer to the world aggregate from UN 2005d.
i Data refer to the world aggregate from CDIAC 

2005. Data refer to total carbon dioxide emissions, 
including those of countries not shown in the main 
indicator tables as well as emissions not included in 
national totals, such as those from bunker fuels and 
oxidation of non-fuel hydrocarbon products.

SoUrCES
Column 1: calculated on the basis of data on 
traditional fuel consumption and total energy 
requirements from UN 2005d.
Columns 2 and 3: UN 2005b.
Columns 4 and 5: World Bank 2005c, based on data 
from the International Energy Agency; aggregates 
calculated for the Human Development Report Office 
by the World Bank.
Columns 6 and 7: UN 2005f, based on data from the 
Carbon Dioxide Information Analysis Center.
Column 8: CDIAC 2005.
Columns 9–12: UN 2005g.
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway .. 46 (.) 99 1 51 (.) 27 72

2 Iceland .. (.) (.) .. .. 0 (.) .. ..

3 Australia .. 56 (.) 263 334 52 (.) 52 74

4 Luxembourg .. 1 .. 0 0 .. .. 1 129

5 Canada .. 133 (.) 333 340 543 2 52 63

6 Sweden .. 112 (.) 258 13 260 2 28 42

7 Switzerland .. 50 (.) 113 125 154 (.) 27 137

8 Ireland .. 6 (.) 48 25 .. .. 10 76

9 Belgium .. 13 (.) 52 12 0 (.) 41 45

10 United States .. 453 (.) 625 533 5,453 31 1,434 67

11 Japan .. 2 (.) 585 195 0 (.) 240 99

12 Netherlands .. 141 (.) 143 183 211 1 53 50

13 Finland .. 11 (.) 174 57 17 (.) 27 74

14 Denmark .. 70 (.) 66 194 6 (.) 21 72

15 United Kingdom .. 277 (.) 538 171 985 5 208 62

16 France .. 131 (.) 6 89 2,122 8 259 56

17 Austria .. 16 (.) 36 46 1 (.) 35 64

18 Italy .. 12 (.) 146 317 261 1 194 50

19 New Zealand .. 6 (.) 16 42 1 (.) 9 69

20 Germany .. 960 1 .. .. .. .. 285 60

21 Spain .. 6 (.) 636 261 75 1 151 47

22 Hong Kong, China (SAR) .. 2 (.) .. .. .. .. .. ..

23 Israel 150–300 f 4 1 793 724 283 1 168 118

24 Greece .. 3 (.) 1,215 1,434 0 (.) 171 85

25 Singapore .. (.) (.) 117 456 70 (.) 73 132

26 Slovenia .. 2 1 11 14 .. .. 7 ..

27 Portugal .. (.) (.) 433 59 0 (.) 45 62

28 Korea, Rep. of .. (.) (.) 668 737 50 (.) 688 115

29 Cyprus 210 (.) (.) 46 0 0 (.) 10 100

30 Barbados .. .. (.) .. .. .. .. 1 60

31 Czech Republic .. 2 7 0 18 0 (.) 45 22

32 Malta .. (.) (.) 0 0 10 (.) 2 263

33 Brunei Darussalam .. .. (.) 0 0 .. .. 7 171

34 Argentina .. 3 1 177 129 0 (.) 71 66

35 Hungary .. 7 3 4 15 0 (.) 32 30

36 Poland .. 2 15 8 256 86 (.) 142 44

37 Chile .. (.) 2 113 43 0 (.) 78 77

38 Estonia .. (.) 1 15 5 0 (.) 5 ..

39 Lithuania .. (.) 2 0 31 0 (.) 14 ..

40 Qatar .. (.) (.) 10 0 0 (.) 12 207

41 United Arab Emirates .. (.) (.) 554 1,246 3 (.) 51 117

42 Slovakia .. (.) 1 30 0 0 (.) 20 ..

43 Bahrain .. 0 (.) 7 10 0 (.) 11 400

44 Kuwait .. 2 1 37 0 0 (.) 16 129

45 Croatia 10 4 230 57 8 0 (.) 21 ..

46 Uruguay .. (.) (.) 8 0 0 (.) 24 75

47 Costa Rica .. 14 (.) 0 0 .. .. .. ..

48 Latvia .. (.) 3 12 14 0 (.) 5 ..

49 Saint Kitts and Nevis .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

50 Bahamas .. .. (.) 0 0 .. .. 1 180

51 Seychelles .. .. (.) 0 0 .. .. 1 42

52 Cuba .. 1 16 0 0 .. .. 49 30

53 Mexico 10–12 6 2 120 265 .. .. 193 149

Refugees	and	armaments
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54 Tonga .. .. (.) 0 0 .. .. .. ..

55 Bulgaria .. 4 3 0 12 0 (.) 51 34

56 Panama .. 1 (.) 0 0 .. .. .. ..

57 Trinidad and Tobago .. .. (.) 0 0 .. .. 3 129

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. 12 2 0 74 0 (.) 76 104

59 Macedonia, TFYR 2 (.) 6 27 0 29 (.) 11 ..

60 Antigua and Barbuda .. .. (.) .. .. .. .. (.) 200

61 Malaysia .. (.) (.) 375 277 0 (.) 110 100

62 Russian Federation 339 f 10 96 40 0 6,197 32 1,212 23

63 Brazil .. 3 (.) 226 38 100 (.) 303 110

64 Romania .. 2 8 25 276 0 (.) 97 51

65 Mauritius .. 0 (.) 0 0 .. .. .. ..

66 Grenada .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

67 Belarus .. 1 8 0 0 50 1 73 ..

68 Bosnia and Herzegovina 309 23 300 3 0 0 (.) 25 ..

69 Colombia 1,575–3,410 g (.) 38 39 17 .. .. 207 313

70 Dominica .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

71 Oman .. .. (.) 168 123 0 (.) 42 143

72 Albania .. (.) 10 0 6 .. .. 22 53

73 Thailand .. 119 (.) 627 105 5 (.) 307 130

74 Samoa (Western) .. .. 0 .. .. .. .. .. ..

75 Venezuela .. (.) 1 1 12 1 (.) 82 168

76 Saint Lucia .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

77 Saudi Arabia .. 241 (.) 982 838 0 (.) 200 319

78 Ukraine .. 3 94 0 29 452 3 273 ..

79 Peru 60 1 6 133 14 5 (.) 80 63

80 Kazakhstan .. 16 7 0 27 5 (.) 66 ..

81 Lebanon 50–600 3 25 12 0 0 (.) 72 414

82 Ecuador .. 6 1 0 22 .. .. 47 109

83 Armenia 8 239 13 310 68 .. .. 45 ..

84 Philippines 60 (.) (.) 71 59 .. .. 106 92

85 China .. 299 132 142 2,238 125 2 2,255 58

86 Suriname .. 0 (.) 0 0 .. .. 2 90

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

88 Paraguay .. (.) (.) 0 4 .. .. 10 70

89 Tunisia .. (.) 3 32 0 .. .. 35 100

90 Jordan .. 1 1 5 132 72 (.) 101 143

91 Belize .. 1 (.) 0 0 .. .. 1 183

92 Fiji .. .. 1 4 0 .. .. 4 130

93 Sri Lanka 352 (.) 122 53 6 .. .. 151 699

94 Turkey 230–1,000+ 2 186 1,215 418 18 (.) 515 82

95 Dominican Republic .. .. (.) 0 21 .. .. 25 110

96 Maldives .. .. (.) 0 0 .. .. .. ..

97 Turkmenistan .. 14 1 0 20 .. .. 26 ..

98 Jamaica .. .. (.) 0 0 .. .. 3 133

99 Iran, Islamic Rep. of .. 985 132 389 283 1 (.) 540 89

100 Georgia 240 4 12 0 0 20 (.) 18 ..

101 Azerbaijan 575 (.) 253 25 0 .. .. 67 ..

102 Occupied Palestinian Territories 21–50 h 0 428 5 0 .. .. .. ..

103 Algeria 1,000 i 169 12 156 282 .. .. 128 75

104 El Salvador .. (.) 6 0 0 0 (.) 16 37

105 Cape Verde .. .. (.) 0 0 .. .. 1 16

106 Syrian Arab Republic 305 4 20 44 0 0 (.) 297 74
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107 Guyana .. .. (.) 0 0 .. .. 2 24

108 Viet Nam .. 15 363 0 247 .. .. 484 47

109 Kyrgyzstan .. 6 3 0 5 0 (.) 13 ..

110 Indonesia 600 (.) 13 559 85 50 (.) 302 109

111 Uzbekistan 3 45 7 0 0 170 1 52 ..

112 Nicaragua .. (.) 4 0 0 0 (.) 14 22

113 Bolivia .. 1 (.) 7 1 .. .. 32 114

114 Mongolia .. 0 (.) .. .. .. .. 9 26

115 Moldova, Rep. of .. (.) 11 2 0 0 (.) 7 ..

116 Honduras .. (.) 1 0 0 .. .. 12 72

117 Guatemala 242 1 7 3 0 .. .. 29 92

118 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. .. ..

119 Egypt .. 89 6 1,944 398 0 (.) 450 101

120 South Africa .. 27 (.) 19 8 35 (.) 56 52

121 Equatorial Guinea .. .. 1 0 0 .. .. 1 59

122 Tajikistan .. 3 59 24 0 .. .. 8 ..

123 Gabon .. 14 (.) 0 0 .. .. 5 196

124 Morocco .. 2 1 131 0 .. .. 196 132

125 Namibia .. 20 1 3 53 .. .. 9 ..

126 São Tomé and Principe .. 0 (.) .. .. .. .. .. ..

127 India 600 165 14 565 2,375 22 (.) 1,325 105

128 Solomon Islands .. .. (.) 0 0 .. .. .. ..

129 Myanmar 526 f 0 147 3 65 .. .. 378 203

130 Cambodia .. (.) 31 71 0 0 (.) 124 355

131 Botswana .. 3 (.) 0 10 .. .. 9 225

132 Comoros .. 0 (.) .. .. .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. .. 0 10 0 0 .. .. 29 54

134 Bhutan .. .. 104 0 0 .. .. .. ..

135 Pakistan 30 f 1,124 24 755 344 10 (.) 619 128

136 Nepal 100–150 124 1 0 32 .. .. 72 288

137 Papua New Guinea .. 7 (.) 1 0 .. .. .. ..

138 Ghana .. 44 16 10 27 .. .. 7 46

139 Bangladesh 500 20 6 50 26 .. .. 126 137

140 Timor-Leste .. (.) (.) .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 6,000 138 606 0 270 .. .. 105 185

142 Congo 100 91 29 0 0 .. .. 10 115

143 Togo .. 12 11 3 0 .. .. 9 236

144 Uganda 1,400 f 231 35 0 19 .. .. 50 250

145 Zimbabwe 150 13 7 0 0 .. .. 29 71

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar .. 0 (.) 0 0 .. .. 14 64

147 Swaziland .. 1 (.) 0 0 .. .. .. ..

148 Cameroon .. 59 6 0 0 .. .. 23 316

149 Lesotho .. 0 (.) 0 1 .. .. 2 100

150 Djibouti .. 27 1 0 0 .. .. 10 327

151 Yemen .. 62 2 4 309 .. .. 67 104

152 Mauritania .. (.) 31 27 0 .. .. 16 185

153 Haiti .. .. 8 .. .. .. .. .. ..

154 Kenya 360 238 3 12 0 .. .. 24 176

155 Gambia .. 7 1 0 0 .. .. 1 160

156 Guinea 82 184 4 0 0 .. .. 10 98

157 Senegal 64 21 8 1 0 .. .. 14 135

158 Nigeria 200 9 24 73 10 0 (.) 79 84

159 Rwanda .. 37 75 0 0 .. .. 51 981
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notES
a Refers to estimates maintained by the Global IDP 

Project based on various sources. Estimates are 
associated with high levels of uncertainty.

b Data are as of 16 February 2005 and are trend 
indicator values, which are an indicator only of 
the volume of international arm transfers, not 
of the actual financial value of such transfers. 
Published reports of arms transfers provide partial 
information, as not all transfers are fully reported. 
The estimates presented are conservative and 
may understate actual transfers of conventional 
weapons. 

c The country of origin for many refugees is 
unavailable or unreported. These data may 
therefore be underestimates.

d Calculated using the 2000–04 totals for all 
countries and non-state actors with exports of 
major conventional weapons as defined in SIPRI 
2005b.

e Data refer to the end of 2004 unless otherwise 
specified. 

f Estimate excludes certain parts of the country or 
some groups of internally displaced persons.

g Lower estimate accumulated since 1994. Higher 
figure accumulated since 1985.

h Lower estimate only includes internally displaced 
persons evicted mainly by house demolitions since 
2000. Higher figure cumulative since 1967.

i Figures accumulated since 1992.
j Aggregate provided by the Global IDP Project.
k Data refer to the world aggregate from SIPRI 2005c 

and include all countries and non-state actors with 
transfers of major conventional weapons as defined 
therein.

SoUrCES
Column 1: Global IDP Project 2005.
Columns 2 and 3: UNHCR 2005.
Columns 4–6: SIPRI 2005c.
Column 7: calculated on the basis of data on 
weapons transfers from SIPRI 2005c.
Column 8: IISS 2004. 
Column 9: calculated on the basis of data on armed 
forces from IISS 2004.

160 Angola 40–340 f 13 324 96 5 0 (.) 108 219

161 Eritrea 59 4 124 16 382 0 (.) 202 ..

162 Benin .. 5 (.) 0 0 .. .. 5 102

163 Côte d’Ivoire 500 76 34 0 14 .. .. 17 129

164 Tanzania, U. Rep. of .. 650 1 2 0 .. .. 27 67

165 Malawi .. 3 (.) 1 0 0 (.) 5 100

166 Zambia .. 227 (.) 0 0 0 (.) 18 112

167 Congo, Dem. Rep. of the 2,330 234 453 0 0 .. .. 65 135

168 Mozambique .. (.) (.) 0 0 .. .. 10 65

169 Burundi 170 41 532 0 0 .. .. 51 971

170 Ethiopia 132 130 63 0 162 .. .. 183 84

171 Central African Republic .. 45 35 0 0 .. .. 3 113

172 Guinea-Bissau .. 8 1 0 0 .. .. 7 84

173 Chad .. 146 52 8 0 .. .. 30 248

174 Mali .. 10 (.) 0 0 .. .. 7 151

175 Burkina Faso .. (.) 1 0 0 .. .. 11 270

176 Sierra Leone .. 61 71 1 0 .. .. 13 419

177 Niger .. (.) 1 0 0 .. .. 5 241

Developing countries .. 6,484 T .. .. .. .. .. 12,670 T 81

Least developed countries .. 2,476 T .. .. .. .. .. 1,933 T 165

Arab States .. 883 T .. .. .. .. .. 1,866 T 69

East Asia and the Pacific .. 444 T .. .. .. .. .. 4,874 T 65

Latin America and the Caribbean .. 38 T .. .. .. .. .. 1,282 T 95

South Asia .. 2,417 T .. .. .. .. .. 2,923 T 115

Sub-Saharan Africa .. 2,698 T .. .. .. .. .. 1,200 T 142

Central and Eastern Europe and the CIS .. 678 T .. .. .. .. .. 2,352 T 36

OECD .. 2,524 T .. .. .. .. .. 5,002 T 69

High-income OECD .. 2,505 T .. .. .. .. .. 4,055 T 69

High human development .. 2,560 T .. .. .. .. .. 5,165 T 69

Medium human development .. 4,353 T .. .. .. .. .. 12,215 T 71

Low human development .. 2,299 T .. .. .. .. .. 1,076 T 154

High income .. 2,516 T .. .. .. .. .. 4,412 T 72

Middle income .. 2,812 T .. .. .. .. .. 10,614 T 65

Low income .. 4,344 T .. .. .. .. .. 4,640 T 92

World 25,300 j 9,672 T .. 19,501 T k 19,162 T k 19,156 T k .. 18,560 T 67
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Australia 1999 30.1 13.9 1.2 1.0 2.4 0.3

Austria 1995 18.8 3.1 0.2 1.2 0.8 0.7

Belgium 1999 21.4 7.7 1.0 0.3 1.2 0.3

Canada 1999 23.8 10.4 0.9 0.8 2.3 0.4

Denmark 1999 23.0 7.6 0.7 0.4 1.4 0.3

England and Wales 1999 26.4 12.2 1.2 0.9 2.8 0.1

Finland 1999 19.1 4.4 0.6 1.1 2.1 0.2

France 1999 21.4 8.7 1.1 0.7 1.4 1.3

Italy 1991 24.6 12.7 1.3 0.6 0.2 ..

Japan 1999 15.2 3.4 0.1 0.1 0.1 (.)

Malta 1996 23.1 10.9 0.4 0.1 1.1 4.0

Netherlands 1999 25.2 7.4 0.8 0.8 1.0 0.4

New Zealand 1991 29.4 14.8 0.7 1.3 2.4 ..

Northern Ireland 1999 15.0 6.2 0.1 0.1 2.1 0.2

Poland 1999 22.7 9.0 1.8 0.2 1.1 5.1

Portugal 1999 15.5 7.5 1.1 0.2 0.4 1.4

Scotland 1999 23.2 7.6 0.7 0.3 3.0 ..

Slovenia 2000 21.2 7.7 1.1 0.8 1.1 2.1

Sweden 1999 24.7 8.4 0.9 1.1 1.2 0.1

Switzerland 1999 18.2 4.5 0.7 0.6 1.0 0.2 g

United States 1999 21.1 10.0 0.6 0.4 1.2 0.2

mAjor CItY

Asunción (Paraguay) 1995 34.4 16.7 6.3 1.7 0.9 13.3

Baku (Azerbaijan) 1999 8.3 2.4 1.6 0.0 0.4 20.8

Beijing (China) 1991 19.0 2.2 0.5 0.6 0.6 ..

Bishkek (Kyrgyzstan) 1995 27.8 11.3 1.6 2.2 2.1 19.3

Bogotá (Colombia) 1996 54.6 27.0 11.5 4.8 2.5 19.5

Bratislava (Slovakia) 1996 36.0 20.8 1.2 0.4 0.5 13.5

Bucharest (Romania) 1999 25.4 10.8 1.8 0.4 0.6 19.2

Budapest (Hungary) 1999 32.1 15.6 1.8 0.9 0.8 9.8

Buenos Aires (Argentina) 1995 61.1 30.8 6.4 6.4 2.3 30.2

Cairo (Egypt) 1991 28.7 12.1 2.2 1.8 1.1 ..

Dar es Salaam (Tanzania, U. Rep. of) 1991 .. 23.1 8.2 6.1 1.7 ..

Gaborone (Botswana) 1996 31.7 19.7 2.0 0.7 3.2 2.8

Jakarta ( Indonesia) 1995 20.9 9.4 0.7 1.3 0.5 29.9

Johannesburg (South Africa) 1995 38.0 18.3 4.7 2.7 4.6 6.9

Kampala (Uganda) 1995 40.9 20.6 2.3 5.1 1.7 19.5

Kiev (Ukraine) 1999 29.1 8.9 2.5 1.2 1.5 16.2

La Paz (Bolivia) 1995 39.8 18.1 5.8 1.5 2.0 24.4

Manila (Philippines) 1995 10.6 3.3 1.5 0.1 0.1 4.3

Maputo (Mozambique) 2001 40.6 29.3 7.6 2.2 3.2 30.5

Minsk (Belarus) 1999 23.6 11.1 1.4 1.4 1.3 20.6

Moscow (Russian Federation) 1999 26.3 10.9 2.4 1.2 1.1 16.6

Mumbai ( India) 1995 31.8 6.7 1.3 3.5 0.8 22.9

New Delhi ( India) 1995 30.5 6.1 1.0 1.7 0.8 21.0

Prague (Czech Republic) 1999 34.1 21.6 0.5 0.9 1.1 5.7

Rïga (Latvia) 1999 26.5 9.4 2.8 0.5 1.9 14.3

Rio de Janeiro (Brazil) 1995 44.0 14.7 12.2 7.5 3.4 17.1

San José (Costa Rica) 1995 40.4 21.7 8.9 3.5 1.7 9.2

Skopje (Macedonia, TFYR) 1995 21.1 9.4 1.1 0.3 0.7 7.4

Sofia (Bulgaria) 1999 27.2 16.1 1.5 0.1 0.6 16.4

Tallinn (Estonia) 1999 41.2 22.5 6.3 3.3 3.7 9.3

Tbjlisi (Georgia) 1999 23.6 11.1 1.8 0.4 0.9 16.6

Victims	of	crime
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Tirana (Albania) 1999 31.7 11.2 2.9 1.2 0.7 59.1

Tunis (Tunisia) 1991 37.5 20.1 5.4 1.5 0.4 ..

Ulaanbaatar (Mongolia) 1999 41.8 20.0 4.5 1.4 2.1 21.3

Vilnius (Lithuania) 1999 31.0 17.8 3.2 2.0 1.4 22.9

Zagreb (Croatia) 1999 14.3 4.4 0.5 0.8 0.5 9.5

notES
a Data refer to victimization as reported in the 

International Crime Victims Survey.
b Surveys were conducted in 1992, 1995, 1996–97 

and 2000–01. Data refer to the year preceding the 
survey.

c Data refer to people victimized by 1 or more of 11 
crimes recorded in the survey: robbery, burglary, 
attempted burglary, car theft, car vandalism, 
bicycle theft, sexual assault, theft from car, theft of 
personal property, assault and threats, and theft of 
motorcycle or moped.

d Includes car theft, theft from car, burglary with 
entry and attempted burglary.

e Data refer to women only.
f Data refer to people who have been asked or 

expected to pay a bribe by a government official.
g Data refer to 1995.

SoUrCE
All columns: UNODC 2004.
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1 Norway 1 0.960 81.9 76.8 .. e .. e 106 97 32,272 43,148 0

2 Iceland 3 0.953 82.6 78.7 .. e .. e 102 91 25,411 36,908 –1

3 Australia 2 0.954 82.8 77.7 .. e .. e 117 114 24,827 34,446 1

4 Luxembourg 7 0.944 81.5 75.2 .. e .. e 89 f 88 f 34,890 89,883 g –3

5 Canada 5 0.946 82.4 77.4 .. e .. e 96 h, i 92 h, i 23,922 37,572 0

6 Sweden 4 0.947 82.4 77.9 .. e .. e 124 105 21,842 31,722 2

7 Switzerland 6 0.946 83.2 77.6 .. e .. e 88 92 28,972 32,149 1

8 Ireland 11 0.939 80.3 75.1 .. e .. e 97 89 22,125 53,549 –3

9 Belgium 9 0.941 82.0 75.7 .. e .. e 119 110 19,951 37,019 0

10 United States 8 0.942 80.0 74.6 .. e .. e 97 89 29,017 46,456 2

11 Japan 14 0.937 85.4 78.4 .. e .. e 83 85 17,795 38,612 –3

12 Netherlands 12 0.939 81.1 75.7 .. e .. e 99 99 20,512 38,389 0

13 Finland 10 0.940 81.7 75.1 .. e .. e 112 103 23,211 32,250 3

14 Denmark 13 0.938 79.4 74.8 .. e .. e 106 97 26,587 36,430 1

15 United Kingdom 15 0.937 80.6 76.0 .. e .. e 133 h 113 h 20,790 33,713 0

16 France 16 0.935 83.0 75.9 .. e .. e 94 90 20,642 35,123 0

17 Austria 19 0.926 81.8 76.0 .. e .. e 90 88 15,878 45,174 –2

18 Italy 18 0.928 83.1 76.9 .. e .. e 89 85 17,176 37,670 0

19 New Zealand 17 0.929 81.3 76.8 .. e .. e 104 94 18,379 26,960 2

20 Germany 20 0.926 81.5 75.7 .. e .. e 88 90 19,534 36,258 0

21 Spain 21 0.922 83.2 75.9 .. e .. e 96 91 13,854 31,322 0

22 Hong Kong, China (SAR) 22 0.912 84.6 78.7 89.6 96.9 73 74 19,593 35,037 0

23 Israel 23 0.911 81.7 77.6 95.6 98.3 93 89 14,159 25,969 0

24 Greece 24 0.907 80.9 75.6 88.3 e 94.0 e 93 91 12,531 27,591 0

25 Singapore .. .. 80.6 76.7 88.6 96.6 .. .. 16,489 32,089 ..

26 Slovenia 25 0.901 80.0 72.7 99.6 e 99.7 e 99 92 14,751 23,779 0

27 Portugal 26 0.900 80.6 73.9 .. e .. e 97 90 12,853 23,829 0

28 Korea, Rep. of 27 0.896 80.6 73.3 .. e .. e 87 100 11,698 24,167 0

29 Cyprus 28 0.884 81.1 76.1 95.1 98.6 79 78 11,864 25,260 0

30 Barbados 29 0.876 78.5 71.4 99.7 e 99.7 e 94 i 84 i 11,976 19,687 0

31 Czech Republic 30 0.872 78.7 72.3 .. .. 81 80 12,843 20,051 0

32 Malta 32 0.858 80.8 75.9 89.2 j 86.4 j 80 78 9,893 25,525 –1

33 Brunei Darussalam .. .. 79.0 74.3 90.2 95.2 75 72 .. .. ..

34 Argentina 34 0.854 78.2 70.7 97.2 97.2 99 91 6,635 17,800 –2

35 Hungary 31 0.860 76.8 68.6 99.3 e 99.4 e 92 87 11,287 18,183 2

36 Poland 33 0.856 78.4 70.3 99.7 e 99.8 e 93 88 8,769 14,147 1

37 Chile 38 0.846 80.9 74.8 95.6 95.8 81 82 5,753 14,872 –3

38 Estonia 35 0.852 77.0 65.6 99.8 e 99.8 e 99 87 10,745 16,750 1

39 Lithuania 36 0.851 77.8 66.6 99.6 e 99.6 e 98 90 9,595 14,064 1

40 Qatar .. .. 76.0 71.2 .. 0.0 84 80 .. .. ..

41 United Arab Emirates .. .. 80.8 76.4 80.7 k 75.6 k 79 h 69 h .. .. ..

42 Slovakia 37 0.847 77.9 70.1 99.6 e 99.7 e 76 74 10,681 16,463 1

43 Bahrain 41 0.837 75.9 73.1 83.0 92.5 85 77 7,685 24,909 –2

44 Kuwait 39 0.843 79.5 75.2 81.0 k 84.7 k 85 h 75 h 8,448 24,204 1

45 Croatia 40 0.837 78.4 71.4 97.1 99.3 e 76 74 8,047 14,351 1

46 Uruguay 42 0.836 79.0 71.7 98.1 k 97.3 k 93 h 83 h 5,763 10,950 0

47 Costa Rica 44 0.829 80.6 75.9 95.9 k 95.7 k 69 67 5,236 14,000 –1

48 Latvia 43 0.834 77.0 65.8 99.7 e 99.8 e 95 84 8,050 12,886 1

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 94 h 83 h .. .. ..

50 Bahamas .. .. 73.0 66.5 96.3 94.6 .. .. 13,357 20,723 ..

51 Seychelles .. .. .. .. 92.3 91.4 85 85 .. .. ..

52 Cuba .. .. 79.2 75.5 96.8 k 97.0 k 81 79 .. .. ..

53 Mexico 46 0.804 77.5 72.6 88.7 92.0 76 74 5,068 13,506 –1

Gender-related	development	index
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54 Tonga .. .. 73.5 71.0 99.0 j 98.8 j 84 h 82 h .. .. ..

55 Bulgaria 45 0.807 75.6 68.9 97.7 98.7 78 77 6,212 9,334 1

56 Panama 47 0.800 77.4 72.3 91.2 92.5 82 76 4,597 9,069 0

57 Trinidad and Tobago 48 0.796 73.0 66.9 97.9 k 99.0 k 67 h 64 h 6,792 14,807 0

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. .. 76.2 71.6 70.7 k 91.8 k 100 h 93 h .. .. ..

59 Macedonia, TFYR 49 0.794 76.3 71.3 94.1 98.2 71 69 4,861 8,725 0

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 50 0.791 75.6 70.9 85.4 92.0 73 68 6,075 12,869 0

62 Russian Federation .. .. 72.1 59.0 99.2 e 99.7 e .. .. 7,302 11,429 ..

63 Brazil 52 0.786 74.6 66.6 88.6 88.3 93 89 4,704 10,963 –1

64 Romania 51 0.789 75.0 67.8 96.3 98.4 73 70 5,391 9,261 1

65 Mauritius 54 0.781 75.7 68.8 80.5 88.2 71 h 71 h 6,084 16,606 –1

66 Grenada .. .. .. .. .. .. 96 96 .. .. ..

67 Belarus 53 0.785 74.0 62.4 99.4 e, j 99.8 e, j 91 86 4,842 7,418 1

68 Bosnia and Herzegovina .. .. 76.8 71.4 91.1 98.4 .. .. 3,759 8,229 ..

69 Colombia 55 0.780 75.4 69.3 94.6 93.7 72 69 4,557 8,892 0

70 Dominica .. .. .. .. .. .. 78 73 .. .. ..

71 Oman 60 0.759 75.7 72.8 65.4 k 82.0 k 63 h 63 h 4,013 21,614 –4

72 Albania 56 0.776 76.7 71.0 98.3 99.2 e 70 68 3,266 5,836 1

73 Thailand 57 0.774 73.8 66.3 90.5 94.9 72 h 72 h 5,784 9,452 1

74 Samoa (Western) .. .. 73.7 67.2 98.4 k 98.9 k 72 h 70 h .. .. ..

75 Venezuela 58 0.765 75.9 70.0 92.7 93.3 76 h 73 h 2,890 6,929 1

76 Saint Lucia .. .. 73.9 70.9 90.6 89.5 78 h 72 h .. .. ..

77 Saudi Arabia 65 0.749 73.9 70.1 69.3 87.1 57 h 58 h 4,440 20,717 –5

78 Ukraine 59 0.763 72.5 60.1 99.2 e 99.7 e 87 84 3,891 7,329 2

79 Peru 67 0.745 72.6 67.5 82.1 93.5 88 h 87 h 2,231 8,256 –5

80 Kazakhstan 61 0.759 69.0 57.8 99.3 e, j 99.8 e, j 87 83 5,221 8,217 2

81 Lebanon 68 0.745 74.2 69.8 81.0 92.4 80 h 77 h 2,430 7,789 –4

82 Ecuador .. .. 77.3 71.4 89.7 92.3 .. .. 1,696 5,569 ..

83 Armenia 62 0.756 74.7 68.0 99.2 e 99.7 e 74 69 3,026 4,352 3

84 Philippines 63 0.755 72.5 68.3 92.7 92.5 83 80 3,213 5,409 3

85 China 64 0.754 73.5 69.9 86.5 95.1 68 70 3,961 5,976 3

86 Suriname .. .. 72.6 65.9 84.1 92.3 78 h 69 h .. .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 73.9 68.3 .. .. 68 65 .. .. ..

88 Paraguay 72 0.742 73.2 68.7 90.2 93.1 74 h 73 h 2,316 7,000 –4

89 Tunisia 69 0.743 75.4 71.2 65.3 83.4 76 73 3,840 10,420 0

90 Jordan 73 0.740 72.9 69.9 84.7 95.1 79 77 2,004 6,491 –3

91 Belize 76 0.734 74.5 69.5 77.1 76.7 78 h 76 h 2,695 11,143 –5

92 Fiji 71 0.742 70.1 65.7 91.4 j 94.5 j 73 h, i 73 h, i 3,146 8,525 1

93 Sri Lanka 66 0.747 76.8 71.5 88.6 l 92.2 l 69 h 67 h 2,579 5,009 7

94 Turkey 70 0.742 71.1 66.5 81.1 95.7 62 h 74 h 4,276 9,286 4

95 Dominican Republic 74 0.739 71.0 63.9 87.3 88.0 81 h 71 h 3,608 9,949 1

96 Maldives .. .. 66.1 67.1 97.2 k 97.3 k 75 h 74 h .. .. ..

97 Turkmenistan .. .. 66.8 58.3 98.3 j 99.3 e, j .. .. 4,603 7,305 ..

98 Jamaica 75 0.736 72.5 69.0 91.4 k 83.8 k 77 h 71 h 3,279 4,944 1

99 Iran, Islamic Rep. of 78 0.719 71.9 69.0 70.4 83.5 65 h 72 h 3,094 10,856 –1

100 Georgia .. .. 74.3 66.6 .. .. 71 70 1,566 3,715 ..

101 Azerbaijan 77 0.725 70.5 63.2 98.2 j 99.5 e, j 68 71 2,683 4,591 1

102 Occupied Palestinian Territories .. .. 74.0 70.9 87.4 96.3 81 h 78 h .. .. ..

103 Algeria 82 0.706 72.4 69.8 60.1 79.5 72 h 76 h 2,896 9,244 –3

104 El Salvador 80 0.715 73.9 67.8 77.1 k 82.4 k 67 68 2,939 6,689 0

105 Cape Verde 81 0.714 73.2 67.0 68.0 k 85.4 k 73 73 3,392 7,136 0

106 Syrian Arab Republic 84 0.702 75.1 71.6 74.2 91.0 60 h 65 h 1,584 5,534 –2
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107 Guyana 79 0.716 66.1 60.0 98.2 99.0 78 h 77 h 2,426 6,152 4

108 Viet Nam 83 0.702 72.6 68.6 86.9 j 93.9 j 61 h 67 h 2,026 2,964 1

109 Kyrgyzstan 85 0.700 71.1 62.7 98.1 j 99.3 e, j 83 81 1,388 2,128 0

110 Indonesia 87 0.691 68.8 64.9 83.4 k 92.5 k 65 67 2,289 4,434 –1

111 Uzbekistan 86 0.692 69.8 63.4 98.9 k 99.6 k 74 77 1,385 2,099 1

112 Nicaragua 88 0.683 72.1 67.3 76.6 76.8 71 68 2,018 4,512 0

113 Bolivia 89 0.679 66.2 62.0 80.4 92.9 84 h 90 h 1,615 3,573 0

114 Mongolia 90 0.677 66.1 62.1 97.5 98.0 80 69 1,478 2,227 0

115 Moldova, Rep. of 91 0.668 71.3 63.9 95.0 97.5 64 60 1,200 1,850 0

116 Honduras .. .. 69.9 65.8 80.2 79.8 .. .. 1,447 3,877 ..

117 Guatemala 94 0.649 71.0 63.6 63.3 75.4 59 63 2,073 6,197 –2

118 Vanuatu .. .. 70.6 66.9 .. .. 58 59 .. .. ..

119 Egypt .. .. 72.1 67.7 43.6 j 67.2 j .. .. 1,614 6,203 ..

120 South Africa 92 0.652 50.2 46.8 80.9 j 84.1 j 78 h 78 h 6,505 14,326 1

121 Equatorial Guinea 95 0.641 43.9 42.6 76.4 92.1 60 h 71 h 10,771 27,053 –1

122 Tajikistan 93 0.650 66.3 61.0 99.3 e 99.7 e 69 82 854 1,367 2

123 Gabon .. .. 55.2 53.7 .. .. 70 h, i 74 h, i 4,765 8,054 ..

124 Morocco 97 0.616 71.9 67.5 38.3 k 63.3 k 54 62 2,299 5,699 –1

125 Namibia 96 0.621 49.0 47.6 83.5 86.8 72 h 70 h 4,201 8,234 1

126 São Tomé and Principe .. .. 64.0 62.0 .. .. 59 h, i 64 h, i .. .. ..

127 India 98 0.586 65.0 61.8 47.8 73.4 56 64 1,569 4,130 0

128 Solomon Islands .. .. 63.0 61.6 .. .. .. .. 1,391 2,107 ..

129 Myanmar .. .. 63.1 57.5 86.2 93.7 49 h 48 h .. .. ..

130 Cambodia 99 0.567 59.8 52.4 64.1 84.7 54 64 1,807 2,368 0

131 Botswana 100 0.559 36.7 35.9 81.5 k 76.1 k 71 h 70 h 6,617 10,816 0

132 Comoros 101 0.541 65.4 61.1 49.1 k 63.5 k 42 h 51 h 1,216 2,206 0

133 Lao People’s Dem. Rep. 102 0.540 55.9 53.4 60.9 77.0 55 67 1,391 2,129 0

134 Bhutan .. .. 64.2 61.7 .. .. 14 16 .. .. ..

135 Pakistan 107 0.508 63.2 62.8 35.2 61.7 31 43 1,050 3,082 –4

136 Nepal 106 0.511 62.0 61.2 34.9 62.7 55 66 949 1,868 –2

137 Papua New Guinea 103 0.518 56.0 54.9 50.9 63.4 37 h 44 h 1,896 3,305 2

138 Ghana 104 0.517 57.3 56.3 45.7 62.9 43 h 48 h 1,915 2,567 2

139 Bangladesh 105 0.514 63.7 62.1 31.4 k 50.3 k 54 52 1,245 2,289 2

140 Timor-Leste .. .. 56.6 54.5 .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 110 0.495 57.9 54.9 49.9 l 69.2 l 35 h 41 h 918 2,890 –2

142 Congo 108 0.507 53.2 50.7 77.1 k 88.9 k 44 52 689 1,238 1

143 Togo 112 0.491 56.3 52.4 38.3 68.5 52 76 1,092 2,318 –2

144 Uganda 109 0.502 47.6 46.9 59.2 k 78.8 k 72 h 75 h 1,169 1,751 2

145 Zimbabwe 111 0.493 36.5 37.3 86.3 k 93.8 k 51 h 54 h 1,751 3,042 1

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 116 0.483 56.8 54.1 65.2 76.4 40 41 603 1,017 –3

147 Swaziland 115 0.485 32.9 32.1 78.1 80.4 58 h 61 h 2,669 6,927 –1

148 Cameroon 113 0.487 46.5 45.1 59.8 77.0 50 h 60 h 1,310 2,940 2

149 Lesotho 114 0.487 37.7 34.6 90.3 73.7 67 h 65 h 1,480 3,759 2

150 Djibouti .. .. 54.0 51.6 .. .. 23 h 31 h .. .. ..

151 Yemen 121 0.448 61.9 59.3 28.5 k 69.5 k 41 h 69 h 413 1,349 –4

152 Mauritania 118 0.471 54.3 51.1 43.4 59.5 43 h 47 h 1,269 2,284 0

153 Haiti .. .. 52.4 50.8 50.0 k 53.8 k .. .. 1,250 2,247 ..

154 Kenya 117 0.472 46.3 48.1 70.2 77.7 50 h 53 h 1,001 1,078 2

155 Gambia 119 0.464 57.1 54.3 30.9 45.0 45 h 50 h 1,391 2,339 1

156 Guinea .. .. 54.1 53.4 .. .. 34 h 49 h 1,692 2,503 ..

157 Senegal 120 0.449 56.9 54.5 29.2 51.1 37 h 43 h 1,175 2,131 1

158 Nigeria 123 0.439 43.6 43.1 59.4 k 74.4 k 57 h 71 h 614 1,495 –1

159 Rwanda 122 0.447 45.6 42.1 58.8 70.5 53 58 985 1,583 1
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and tertiary schools b

(%)
2002/03

Estimated earned 
income c

(PPP US$)
2003

HDI rank 
minus GDI 
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Gender-related	development	index

	 1	 Norway
	 2	 Australia
	 3	 Iceland
	 4	 Sweden
	 5	 Canada
	 6	 Switzerland
	 7	 Luxembourg
	 8	 United	States
	 9	 Belgium
	 10	 Finland
	 11	 Ireland
	 12	 Netherlands
	 13	 Denmark
	 14	 Japan
	 15	 United	Kingdom
	 16	 France
	 17	 New	Zealand
	 18	 Italy
	 19	 Austria
	 20	 Germany
	 21	 Spain
	 22	 Hong	Kong,	China	(SAR)
	 23	 Israel
	 24	 Greece
	 25	 Slovenia
	 26	 Portugal
	 27	 Korea,	Rep.	of
	 28	 Cyprus

	 29	 Barbados
	 30	 Czech	Republic
	 31	 Hungary
	 32	 Malta
	 33	 Poland
	 34	 Argentina
	 35	 Estonia
	 36	 Lithuania
	 37	 Slovakia
	 38	 Chile
	 39	 Kuwait
	 40	 Croatia
	 41	 Bahrain
	 42	 Uruguay
	 43	 Latvia
	 44	 Costa	Rica
	 45	 Bulgaria
	 46	 Mexico
	 47	 Panama
	 48	 Trinidad	and	Tobago
	 49	 Macedonia,	TFYR
	 50	 Malaysia
	 51	 Romania
	 52	 Brazil
	 53	 Belarus
	 54	 Mauritius
	 55	 Colombia
	 56	 Albania

	 57	 Thailand
	 58	 Venezuela
	 59	 Ukraine
	 60	 Oman
	 61	 Kazakhstan
	 62	 Armenia
	 63	 Philippines
	 64	 China
	 65	 Saudi	Arabia
	 66	 Sri	Lanka
	 67	 Peru
	 68	 Lebanon
	 69	 Tunisia
	 70	 Turkey
	 71	 Fiji
	 72	 Paraguay
	 73	 Jordan
	 74	 Dominican	Republic
	 75	 Jamaica
	 76	 Belize
	 77	 Azerbaijan
	 78	 Iran,	Islamic	Rep.	of
	 79	 Guyana
	 80	 El	Salvador
	 81	 Cape	Verde
	 82	 Algeria
	 83	 Viet	Nam
	 84	 Syrian	Arab	Republic

	 85	 Kyrgyzstan
	 86	 Uzbekistan
	 87	 Indonesia
	 88	 Nicaragua
	 89	 Bolivia
	 90	 Mongolia
	 91	 Moldova,	Rep.	of
	 92	 South	Africa
	 93	 Tajikistan
	 94	 Guatemala
	 95	 Equatorial	Guinea
	 96	 Namibia
	 97	 Morocco
	 98	 India
	 99	 Cambodia
	100	 Botswana
	101	 Comoros
	102	 Lao	People’s	Dem.		Rep.
	103	 Papua	New	Guinea
	104	 Ghana
	105	 Bangladesh
	106	 Nepal
	107	 Pakistan
	108	 Congo
	109	 Uganda
	110	 Sudan
	111	 Zimbabwe
	112	 Togo

	113	 Cameroon
	114	 Lesotho
	115	 Swaziland
	116	 Madagascar
	117	 Kenya
	118	 Mauritania
	119	 Gambia
	120	 Senegal
	121	 Yemen
	122	 Rwanda
	123	 Nigeria
	124	 Angola
	125	 Eritrea
	126	 Benin
	127	 Tanzania,	U.	Rep.	of
	128	 Côte	d’Ivoire
	129	 Malawi
	130	 Zambia
	131	 Congo,	Dem.	Rep.	of	the
	132	 Burundi
	133	 Mozambique
	134	 Ethiopia
	135	 Guinea-Bissau
	136	 Mali
	137	 Chad
	138	 Burkina	Faso
	139	 Sierra	Leone
	140	 Niger

GDI ranks for 140 countries and areas

ta
b

l
e25

160 Angola 124 0.438 42.3 39.3 53.8 82.1 27 h, i 32 h, i 1,797 2,897 0

161 Eritrea 125 0.431 55.7 51.8 45.6 68.2 30 h 40 h 579 1,125 0

162 Benin 126 0.419 54.7 53.2 22.6 46.4 43 h 66 h 910 1,316 0

163 Côte d’Ivoire 128 0.403 46.7 45.2 38.2 60.1 34 h, i 50 h, i 792 2,142 –1

164 Tanzania, U. Rep. of 127 0.414 46.3 45.5 62.2 77.5 40 h 42 h 516 725 1

165 Malawi 129 0.396 39.6 39.8 54.0 j 74.9 j 69 h 75 h 486 717 0

166 Zambia 130 0.383 36.9 37.9 59.7 j 76.1 j 45 h 50 h 629 1,130 0

167 Congo, Dem. Rep. of the 131 0.373 44.1 42.1 51.9 79.8 24 h, i 31 h, i 500 903 0

168 Mozambique 133 0.365 42.7 41.1 31.4 k 62.3 k 38 h 48 h 910 1,341 –1

169 Burundi 132 0.373 44.5 42.6 51.9 66.8 31 h 40 h 545 758 1

170 Ethiopia 134 0.355 48.7 46.6 33.8 k 49.2 k 29 h 42 h 487 931 0

171 Central African Republic .. .. 40.1 38.4 33.5 64.8 .. .. 829 1,366 ..

172 Guinea-Bissau 135 0.326 46.2 43.2 24.7 55.2 29 h, i 45 h, i 466 960 0

173 Chad 137 0.322 44.7 42.5 12.7 40.6 28 h 48 h 902 1,525 –1

174 Mali 136 0.323 48.5 47.2 11.9 j 26.7 j 27 h 38 h 742 1,247 1

175 Burkina Faso 138 0.311 48.2 46.8 8.1 j 18.5 j 20 h 27 h 986 1,357 0

176 Sierra Leone 139 0.279 42.1 39.4 20.5 39.8 38 i 52 i 325 783 0

177 Niger 140 0.271 44.4 44.3 9.4 19.6 17 h 25 h 601 1,056 0

notES
a Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 and 
2004, unless otherwise noted. Due to differences 
in methodology and timeliness of underlying data, 
comparisons across countries and over time should 
be made with caution.  For more details, see www.
uis.unesco.org/ev.php?ID=4930_201&ID2=DO_
TOPIC.

b Data refer to the 2002/03 school year. Data for some 
countries may refer to national or United Nations 
Educational, Scientific and Cultural Organization 
(UNESCO) Institute for Statistics estimates. For details, 
see www.uis.unesco.org. Because data are from 
different sources, comparisons across countries should 
be made with caution. 

c Because of the lack of gender-disaggregated income 
data, female and male earned income are crudely 
estimated on the basis of data on the ratio of the 
female non-agricultural wage to the male non-
agricultural wage, the female and male shares of the 
economically active population, the total female and 
male population and GDP per capita (PPP US$) (see 
Technical note 1 ). Estimates are based on data for 
the most recent year available during 1991–2003, 
unless otherwise specified.

d The HDI ranks used in this column are those 
recalculated for the 140 countries with a GDI value. 
A positive figure indicates that the GDI rank is higher 
than the HDI rank, a negative the opposite.

e For purposes of calculating the GDI, a value of 
99.0% was applied.

f Statec 2005.  
g For purposes of calculating the GDI, a value of 

$40,000 (PPP US$) was applied.
h Preliminary UNESCO Institute for Statistics estimate, 

subject to further revision.
i Data refer to year other than that specified.
j Data refer to a year between 1995 and 1999.
k Estimate produced by UNESCO Institute for Statistics 

in July 2002.
 l Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or refer 
to only part of a country.

SoUrCES
Column 1: determined on the basis of the GDI values 
in column 2
Column 2: calculated on the basis of data in columns 
3–10; see Technical note 1 for details.
Columns 3 and 4: UN 2005c, unless otherwise noted.
Columns 5 and 6: UNESCO Institute for Statistics 
2005a, unless otherwise noted.
Columns 7 and 8: UNESCO Institute for Statistics 2005c. 
Columns 9 and 10: calculated on the basis of data on 
GDP per capita (PPP US$) and population from World 
Bank 2005c, data on wages from ILO 2005b; data on 
the economically active population from ILO 2002, unless 
otherwise noted.
Column 11: calculated on the basis the recalculated 
HDI ranks on the GDI ranks in column 1.



HDI rank

Gender empowerment measure  
(GEm)

Seats in parliament 
held by women a

(% of total)

Female legislators, 
senior officials 
and managers b

(% of total)

Female professional 
and technical 

workers b

(% of total)

ratio of estimated 
female to male 

earned income crank value

	bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005	 357

h
um

an	developm
ent	indicators

ta
b

l
e26 .	.	.	and	achieving	equality	for	all	women	and	men

HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 1 0.928 38.2 30 50 0.75

2 Iceland 4 0.834 30.2 29 55 0.69

3 Australia 7 0.826 28.3 d 36 55 0.72

4 Luxembourg .. .. 23.3 .. .. 0.39

5 Canada 10 0.807 24.7 35 54 0.64

6 Sweden 3 0.852 45.3 30 51 0.69

7 Switzerland 11 0.795 24.8 28 45 0.90

8 Ireland 16 0.724 14.2 29 50 0.41

9 Belgium 6 0.828 35.7 31 48 0.54

10 United States 12 0.793 14.8 46 55 0.62

11 Japan 43 0.534 9.3 10 46 0.46

12 Netherlands 8 0.814 34.2 26 48 0.53

13 Finland 5 0.833 37.5 28 53 0.72

14 Denmark 2 0.860 36.9 26 51 0.73

15 United Kingdom 18 0.716 17.9 33 45 0.62

16 France .. .. 13.9 .. .. 0.59

17 Austria 13 0.779 32.2 27 49 0.35

18 Italy 37 0.589 10.4 21 45 0.46

19 New Zealand 14 0.769 28.3 36 52 0.68

20 Germany 9 0.813 31.3 36 50 0.54

21 Spain 15 0.745 30.5 30 47 0.44

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. 26 39 0.56

23 Israel 24 0.622 15.0 29 54 0.55

24 Greece 36 0.594 14.0 26 48 0.45

25 Singapore 22 0.654 16.0 26 45 0.51

26 Slovenia 30 0.603 12.2 33 56 0.62

27 Portugal 21 0.656 20.0 32 52 0.54

28 Korea, Rep. of 59 0.479 13.0 6 39 0.48

29 Cyprus 39 0.571 16.1 18 47 0.47

30 Barbados 25 0.615 17.6 45 71 0.61

31 Czech Republic 34 0.595 15.7 26 52 0.64

32 Malta 58 0.486 9.2 18 39 0.39

33 Brunei Darussalam .. .. — e .. .. ..

34 Argentina 20 0.665 33.6 25 55 0.37

35 Hungary 44 0.528 9.1 34 61 0.62

36 Poland 27 0.612 20.7 34 61 0.62

37 Chile 61 0.475 10.1 24 52 0.39

38 Estonia 35 0.595 18.8 35 69 0.64

39 Lithuania 26 0.614 22.0 39 70 0.68

40 Qatar .. .. — e .. .. ..

41 United Arab Emirates .. .. 0.0 8 25 ..

42 Slovakia 33 0.597 16.7 35 61 0.65

43 Bahrain 68 0.393 7.5 f 10 19 0.31

44 Kuwait .. .. 0.0 g .. .. 0.35

45 Croatia 32 0.599 21.7 26 52 0.56

46 Uruguay 50 0.504 10.8 35 53 0.53

47 Costa Rica 19 0.668 35.1 29 40 0.37

48 Latvia 28 0.606 21.0 40 64 0.62

49 Saint Kitts and Nevis .. .. 0.0 .. .. ..

50 Bahamas 17 0.719 26.8 40 51 0.64

51 Seychelles .. .. 29.4 .. .. ..

52 Cuba .. .. 36.0 .. .. ..

53 Mexico 38 0.583 23.7 25 40 0.38

Gender	empowerment	measure



HDI rank

Gender empowerment measure  
(GEm)

Seats in parliament 
held by women a

(% of total)

Female legislators, 
senior officials 
and managers b

(% of total)

Female professional 
and technical 

workers b

(% of total)

ratio of estimated 
female to male 

earned income crank value

	 358	 bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005

h
um

an
	d

ev
el

op
m

en
t	

in
di

ca
to

rs

Gender	empowerment	measureta
b

l
e26

54 Tonga .. .. 0.0 .. .. ..

55 Bulgaria 29 0.604 26.3 30 34 0.67

56 Panama 40 0.563 16.7 40 50 0.51

57 Trinidad and Tobago 23 0.650 25.4 38 54 0.46

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. ..

59 Macedonia, TFYR 41 0.555 19.2 27 51 0.56

60 Antigua and Barbuda .. .. 13.9 .. .. ..

61 Malaysia 51 0.502 13.1 23 40 0.47

62 Russian Federation 60 0.477 8.0 39 64 0.64

63 Brazil .. .. 9.1 .. 62 0.43

64 Romania 56 0.488 10.9 31 57 0.58

65 Mauritius .. .. 5.7 .. .. 0.37

66 Grenada .. .. 32.1 .. .. ..

67 Belarus .. .. 30.1 .. .. 0.65

68 Bosnia and Herzegovina .. .. 12.3 .. .. 0.46

69 Colombia 52 0.500 10.8 38 50 0.51

70 Dominica .. .. 19.4 .. .. ..

71 Oman .. .. 7.8 .. .. 0.19

72 Albania .. .. 6.4 .. .. 0.56

73 Thailand 63 0.452 8.1 26 52 0.61

74 Samoa (Western) .. .. 6.1 .. .. ..

75 Venezuela 64 0.441 9.7 27 61 0.42

76 Saint Lucia .. .. 20.7 .. .. ..

77 Saudi Arabia 78 0.253 0.0 31 6 0.21

78 Ukraine 66 0.417 5.3 39 63 0.53

79 Peru 48 0.511 18.3 23 47 0.27

80 Kazakhstan .. .. 9.5 .. .. 0.64

81 Lebanon .. .. 2.3 .. .. 0.31

82 Ecuador 55 0.490 16.0 26 40 0.30

83 Armenia .. .. 5.3 .. .. 0.70

84 Philippines 46 0.526 15.4 58 62 0.59

85 China .. .. 20.2 .. .. 0.66

86 Suriname .. .. 19.6 28 51 ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 22.7 .. .. ..

88 Paraguay 65 0.427 9.6 23 54 0.33

89 Tunisia .. .. 22.8 .. .. 0.37

90 Jordan .. .. 7.9 .. .. 0.31

91 Belize 57 0.486 11.9 31 52 0.24

92 Fiji 70 0.381 9.7 51 9 0.37

93 Sri Lanka 72 0.370 4.9 21 46 0.51

94 Turkey 76 0.285 4.4 6 30 0.46

95 Dominican Republic 45 0.527 15.4 31 49 0.36

96 Maldives .. .. 4.8 15 40 ..

97 Turkmenistan .. .. 16.0 .. .. 0.63

98 Jamaica .. .. 13.6 .. .. 0.66

99 Iran, Islamic Rep. of 75 0.316 4.1 13 33 0.28

100 Georgia 67 0.416 9.4 28 63 0.42

101 Azerbaijan .. .. 10.5 .. .. 0.58

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. 12 34 ..

103 Algeria .. .. 5.3 .. .. 0.31

104 El Salvador 62 0.467 10.7 32 44 0.44

105 Cape Verde .. .. 11.1 .. .. 0.48

106 Syrian Arab Republic .. .. 12.0 .. .. 0.29
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107 Guyana .. .. 30.8 .. .. 0.39

108 Viet Nam .. .. 27.3 .. .. 0.68

109 Kyrgyzstan .. .. .. .. .. 0.65

110 Indonesia .. .. 11.3 .. .. 0.52

111 Uzbekistan .. .. 16.4 .. .. 0.66

112 Nicaragua .. .. 20.7 .. .. 0.45

113 Bolivia 47 0.525 17.8 36 40 0.45

114 Mongolia 69 0.388 6.7 30 66 0.66

115 Moldova, Rep. of 53 0.494 15.8 40 66 0.65

116 Honduras 74 0.356 5.5 22 36 0.37

117 Guatemala .. .. 8.2 .. .. 0.33

118 Vanuatu .. .. 3.8 .. .. ..

119 Egypt 77 0.274 4.3 9 31 0.26

120 South Africa .. .. 32.8 h .. .. 0.45

121 Equatorial Guinea .. .. 18.0 .. .. 0.40

122 Tajikistan .. .. .. .. .. 0.62

123 Gabon .. .. 11.9 .. .. 0.59

124 Morocco .. .. 6.4 .. .. 0.40

125 Namibia 31 0.603 25.5 30 55 0.51

126 São Tomé and Principe .. .. 9.1 .. .. ..

127 India .. .. 9.3 .. .. 0.38

128 Solomon Islands .. .. 0.0 .. .. 0.66

129 Myanmar .. .. .. i .. .. ..

130 Cambodia 73 0.364 10.9 14 33 0.76

131 Botswana 49 0.505 11.1 31 53 0.61

132 Comoros .. .. 3.0 .. .. 0.55

133 Lao People’s Dem. Rep. .. .. 22.9 .. .. 0.65

134 Bhutan .. .. 8.7 .. .. ..

135 Pakistan 71 0.379 20.6 2 26 0.34

136 Nepal .. .. 6.4 .. .. 0.51

137 Papua New Guinea .. .. 0.9 .. .. 0.57

138 Ghana .. .. 10.9 .. .. 0.75

139 Bangladesh 79 0.218 2.0 8 25 0.54

140 Timor-Leste .. .. 25.3 j .. .. ..

141 Sudan .. .. 9.7 .. .. 0.32

142 Congo .. .. 10.6 .. .. 0.56

143 Togo .. .. 6.2 .. .. 0.47

144 Uganda .. .. 23.9 .. .. 0.67

145 Zimbabwe .. .. 10.0 .. .. 0.58

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar .. .. 8.4 .. .. 0.59

147 Swaziland 54 0.492 16.8 24 61 0.39

148 Cameroon .. .. 8.9 .. .. 0.45

149 Lesotho .. .. 17.0 .. .. 0.39

150 Djibouti .. .. 10.8 .. .. ..

151 Yemen 80 0.123 0.3 4 15 0.31

152 Mauritania .. .. 4.4 .. .. 0.56

153 Haiti .. .. 9.1 .. .. 0.56

154 Kenya .. .. 7.1 .. .. 0.93

155 Gambia .. .. 13.2 .. .. 0.59

156 Guinea .. .. 19.3 .. .. 0.68

157 Senegal .. .. 19.2 .. .. 0.55

158 Nigeria .. .. 5.8 .. .. 0.41

159 Rwanda .. .. 45.3 .. .. 0.62
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	 1	 Norway

	 2	 Denmark

	 3	 Sweden

	 4	 Iceland

	 5	 Finland

	 6	 Belgium

	 7	 Australia

	 8	 Netherlands

	 9	 Germany

	 10	 Canada

	 11	 Switzerland

	 12	 United	States

	 13	 Austria

	 14	 New	Zealand

	 15	 Spain

	 16	 Ireland

	 17	 Bahamas

	 18	 United	Kingdom

	 19	 Costa	Rica

	 20	 Argentina

	 21	 Portugal

	 22	 Singapore

	 23	 Trinidad	and	Tobago

	 24	 Israel

	 25	 Barbados

	 26	 Lithuania

	 27	 Poland

	 28	 Latvia

	 29	 Bulgaria

	 30	 Slovenia

	 31	 Namibia

	 32	 Croatia

	 33	 Slovakia

	 34	 Czech	Republic

	 35	 Estonia

	 36	 Greece

	 37	 Italy

	 38	 Mexico

	 39	 Cyprus

	 40	 Panama

	 41	 Macedonia,	TFYR

	 42	 Tanzania,	U.	Rep.	of

	 43	 Japan

	 44	 Hungary

	 45	 Dominican	Republic

	 46	 Philippines

	 47	 Bolivia

	 48	 Peru

	 49	 Botswana

	 50	 Uruguay

	 51	 Malaysia

	 52	 Colombia

	 53	 Moldova,	Rep.	of

	 54	 Swaziland

	 55	 Ecuador

	 56	 Romania

	 57	 Belize

	 58	 Malta

	 59	 Korea,	Rep.	of

	 60	 Russian	Federation

	 61	 Chile

	 62	 El	Salvador

	 63	 Thailand

	 64	 Venezuela

	 65	 Paraguay

	 66	 Ukraine

	 67	 Georgia

	 68	 Bahrain

	 69	 Mongolia

	 70	 Fiji

	 71	 Pakistan

	 72	 Sri	Lanka

	 73	 Cambodia

	 74	 Honduras

	 75	 Iran,	Islamic	Rep.	of

	 76	 Turkey

	 77	 Egypt

	 78	 Saudi	Arabia

	 79	 Bangladesh

	 80	 Yemen

GEM ranks for 80 countries

notES
a Data are as of 1 March 2005. Where there are 

lower and upper houses, data refer to the weighted 
average of women’s shares of seats in both houses.

b Data refer to the most recent year available during 
1992–2003. Estimates for countries that have 
implemented the recent International Standard 
Classification of Occupations ( ISCO-88) are not 
strictly comparable with those for countries using 
the previous classification ( ISCO-68).

c Calculated on the basis of data in columns 9 and 
10 in table 25. Estimates are based on data for the 
most recent year available during 1991–2003. 

d The figure reflects the Senate composition until 
1 July 2005.

e Brunei Darussalam and Qatar do not currently 
have a parliament. Elections for a new parliament 

in Qatar, according to the 2004 constitution, are 
scheduled to take place in late 2005 or early 2006.

f Women were allowed to vote in the referendum 
of 14–15 February 2001, which approved the 
National Action Charter. Subsequently, women 
exercised their full political rights as both voters 
and candidates in the 2002 national elections.

g On 16 May 2005 parliament passed a law granting 
women the right to vote and stand for election.

h Does not include the 36 upper house special 
rotation delegates appointed on an ad hoc basis. 
The shares given are therefore calculated on the 
basis of lower house seats and the 54 permanent 
seats in the upper house.

i The parliament elected in 1990 has never been 
convened nor authorized to sit, and many of its 
members were detained or forced into exile.

j The purpose of elections held on 30 August 2001 
was to elect members of the Constituent Assembly 
of Timor-Leste. This body became the National 
Parliament on 20 May 2002, the date on which 
the country became independent, without any new 
elections.

k Parliament was suspended on 15 March 2003. May 
2005 election results are not yet available.

SoUrCES
Column 1: determined on the basis of GEM values 
in column 2.
Column 2: calculated on the basis of data in columns 
3–6; see Technical note 1 for details.
Column 3: calculated on the basis of data on 
parliamentary seats from IPU 2005a, d. 
Columns 4 and 5: calculated on the basis of 
occupational data from ILO 2005b.
Column 6: calculated on the basis of data in columns 
9 and 10 of table 25.

160 Angola .. .. 15.0 .. .. 0.62

161 Eritrea .. .. 22.0 .. .. 0.51

162 Benin .. .. 7.2 .. .. 0.69

163 Côte d’Ivoire .. .. 8.5 .. .. 0.37

164 Tanzania, U. Rep. of 42 0.538 21.4 49 32 0.71

165 Malawi .. .. 14.0 .. .. 0.68

166 Zambia .. .. 12.7 .. .. 0.56

167 Congo, Dem. Rep. of the .. .. 10.2 .. .. 0.55

168 Mozambique .. .. 34.8 .. .. 0.68

169 Burundi .. .. 18.5 .. .. 0.72

170 Ethiopia .. .. 7.8 .. .. 0.52

171 Central African Republic .. .. — k .. .. 0.61

172 Guinea-Bissau .. .. 14.0 .. .. 0.49

173 Chad .. .. 6.5 .. .. 0.59

174 Mali .. .. 10.2 .. .. 0.60

175 Burkina Faso .. .. 11.7 .. .. 0.73

176 Sierra Leone .. .. 14.5 .. .. 0.42

177 Niger .. .. 12.4 .. .. 0.57
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 mDG
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 mDG
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 mDG
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male rate
2003
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2003
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male rate
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1 Norway .. .. .. .. 100 1.00 97 1.01 99 1.55

2 Iceland .. .. .. .. 99 0.99 88 1.05 81 1.81

3 Australia .. .. .. .. 97 1.01 89 f 1.02 f 82 1.23

4 Luxembourg .. .. .. .. 91 1.01 83 1.07 13 1.17

5 Canada .. .. .. .. 100 f, g 1.00 f, g 98 f, g 1.00 f, g 66 f, h 1.34 f, h

6 Sweden .. .. .. .. 99 0.99 100 1.01 102 1.55

7 Switzerland .. .. .. .. 99 0.99 84 0.95 44 0.83

8 Ireland .. .. .. .. 97 1.02 87 1.08 59 1.32

9 Belgium .. .. .. .. 100 1.00 98 1.01 66 1.19

10 United States .. .. .. .. 93 1.01 89 1.01 96 1.37

11 Japan .. .. .. .. 100 1.00 101 f, i 1.01 f, i 47 0.88

12 Netherlands .. .. .. .. 99 0.99 89 1.01 61 1.09

13 Finland .. .. .. .. 100 1.00 95 1.01 96 1.20

14 Denmark .. .. .. .. 100 1.00 98 1.04 79 1.43

15 United Kingdom .. .. .. .. 100 1.00 97 1.03 72 1.27

16 France .. .. .. .. 99 1.00 95 1.02 63 1.28

17 Austria .. .. .. .. 91 1.02 89 0.99 53 1.20

18 Italy .. .. .. .. 99 0.99 92 1.01 65 1.34

19 New Zealand .. .. .. .. 99 f 0.99 f 94 1.03 90 1.53

20 Germany .. .. .. .. 84 1.02 88 1.00 51 1.00

21 Spain .. .. .. .. 99 0.99 98 1.04 67 1.19

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. 97 j 0.99 j 75 f 1.04 f 31 0.99

23 Israel 95.6 97 99.4 100 99 1.00 89 1.00 66 1.33

24 Greece 88.3 94 99.5 100 99 1.00 87 1.02 78 1.10

25 Singapore 88.6 92 99.6 100 .. .. .. .. .. ..

26 Slovenia 99.6 k 100 k 99.8 k 100 k 93 0.99 94 1.01 79 1.35

27 Portugal .. .. .. .. 99 0.99 89 1.11 64 1.35

28 Korea, Rep. of .. .. .. .. 100 l 1.00 l 88 l 1.00 l 64 l 0.61 l

29 Cyprus 95.1 96 99.8 100 96 1.00 94 1.03 33 1.03

30 Barbados 99.7 k 100 k 99.8 k 100 k 100 1.00 90 1.00 55 g 2.47 g

31 Czech Republic .. .. .. .. 87 1.00 92 1.03 37 1.07

32 Malta 89.2 m 103 m 97.8 m 104 m 96 0.99 88 1.02 35 1.40

33 Brunei Darussalam 90.2 95 98.9 100 .. .. .. .. 17 1.76

34 Argentina 97.2 100 99.1 100 .. .. 84 1.06 72 1.49

35 Hungary 99.3 100 99.6 100 90 0.99 94 1.00 59 1.37

36 Poland .. .. .. .. 98 1.00 83 0.99 71 1.42

37 Chile 95.6 100 99.2 100 84 l 0.99 l 81 l 1.01 l 44 l 0.94 l

38 Estonia 99.8 100 99.8 100 94 0.99 90 1.04 83 1.66

39 Lithuania 99.6 100 99.7 100 91 1.00 94 1.01 88 1.56

40 Qatar .. .. .. .. 94 1.00 85 f 1.06 f 32 2.71

41 United Arab Emirates 80.7 k 107 k 95.0 k 108 k 82 0.98 72 1.03 53 f 2.55 f

42 Slovakia 99.6 100 99.7 100 86 1.01 88 1.01 36 1.17

43 Bahrain 83.0 90 99.3 100 91 1.02 90 1.08 44 1.89

44 Kuwait 81.0 k 96 k 93.9 k 102 k 84 1.02 79 f, h 1.05 f, h 32 f, n 2.58 f, n

45 Croatia 97.1 98 99.7 100 89 0.99 87 1.02 43 1.18

46 Uruguay 98.1 k 101 k 99.4 k 101 k 91 1.00 77 1.10 50 f 1.95 f

47 Costa Rica 95.9 k 100 k 98.7 k 101 k 91 1.02 55 1.09 21 1.16

48 Latvia 99.7 100 99.8 100 85 0.99 88 1.01 91 1.66

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 100 h 1.06 h .. ..

50 Bahamas .. .. .. .. 88 f 1.03 f 77 f 1.04 f .. ..

51 Seychelles 92.3 101 99.4 101 99 0.99 100 1.00 .. ..

52 Cuba 96.8 k 100 k 99.8 k 100 k 93 0.99 86 1.00 39 1.34

53 Mexico 88.7 96 97.3 99 100 1.01 64 1.04 22 0.97

Gender	inequality	in	education
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54 Tonga 99.0 m 100 m 99.4 m 100 m 100 h 1.00 h 77 f, h 1.14 f, h 4 f, h 1.40 f, h

55 Bulgaria 97.7 99 98.1 100 90 0.99 86 0.98 42 1.18

56 Panama 91.2 99 95.6 99 99 0.99 66 f 1.11 f 55 1.69

57 Trinidad and Tobago 97.9 k 99 k 99.8 k 100 k 90 0.99 75 f 1.08 f 11 1.59

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 70.7 k 77 k 94.0 k 94 k .. .. .. .. 61 f 1.09 f

59 Macedonia, TFYR 94.1 96 98.5 99 91 1.00 80 f, h 0.97 f, h 32 1.34

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 85.4 93 97.3 100 93 1.00 74 1.11 33 1.28

62 Russian Federation 99.2 100 99.8 100 90 f 1.02 f .. .. 79 f 1.31 f

63 Brazil 88.6 100 97.7 102 91 g 0.93 g 78 1.08 23 1.32

64 Romania 96.3 98 97.8 100 88 0.99 82 1.03 39 1.24

65 Mauritius 80.5 91 95.4 102 98 1.02 74 f 1.00 f 18 1.41

66 Grenada .. .. .. .. 80 f, g 0.90 f, g .. .. .. ..

67 Belarus 99.4 m 100 m 99.8 m 100 m 94 f 0.99 f 86 f 1.04 f 72 1.39

68 Bosnia and Herzegovina 91.1 93 99.7 100 .. .. .. .. .. ..

69 Colombia 94.6 101 98.4 102 87 f 0.99 f 58 f 1.10 f 25 1.09

70 Dominica .. .. .. .. 79 0.95 98 f 1.14 f .. ..

71 Oman 65.4 k 80 k 97.3 k 98 k 72 1.01 70 1.01 10 f, h 1.67 f, h

72 Albania 98.3 99 99.5 100 94 0.98 78 1.02 21 1.78

73 Thailand 90.5 95 97.8 100 84 l 0.97 l .. .. 42 l 1.17 l

74 Samoa (Western) 98.4 k 99 k 99.5 k 100 k 96 f 0.98 f 65 f 1.11 f 6 f, h 0.90 f, h

75 Venezuela 92.7 99 98.1 102 91 1.01 64 1.16 42 f 1.08 f

76 Saint Lucia 90.6 101 95.9 101 100 1.01 85 f 1.25 f .. ..

77 Saudi Arabia 69.3 80 93.7 96 54 0.99 52 f 0.96 f 30 1.47

78 Ukraine 99.2 99 99.8 100 84 f 1.00 f 85 f 1.01 f 67 j 1.19 j

79 Peru 82.1 88 95.7 98 100 1.00 68 0.97 33 f 1.07 f

80 Kazakhstan 99.3 m 100 m 99.9 m 100 m 91 0.99 87 1.00 51 1.31

81 Lebanon .. .. .. .. 90 0.99 .. .. 48 1.19

82 Ecuador 89.7 97 96.5 100 100 1.01 51 1.03 .. ..

83 Armenia 99.2 99 99.9 100 93 0.98 85 1.03 31 1.26

84 Philippines 92.7 100 95.7 101 95 1.02 65 1.19 34 1.28

85 China 86.5 91 98.5 99 .. .. .. .. 14 0.84

86 Suriname 84.1 91 92.1 97 98 f 1.02 f 74 f 1.38 f 15 h 1.69 h

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. 90 0.99 61 1.09 .. ..

88 Paraguay 90.2 97 96.5 100 89 1.00 53 1.06 31 f 1.39 f

89 Tunisia 65.3 78 92.2 96 97 1.00 68 1.11 30 1.28

90 Jordan 84.7 89 98.9 100 93 1.02 81 1.03 37 1.10

91 Belize 77.1 101 84.5 101 100 1.02 71 f 1.05 f 3 j 1.91 j

92 Fiji 91.4 m 97 m 99.4 m 100 m 100 f, h 1.00 f, h 79 f, h 1.07 f, h .. ..

93 Sri Lanka 88.6 o 96 o 96.0 o 101 o .. .. .. .. .. ..

94 Turkey 81.1 85 94.8 96 84 0.94 .. .. 24 0.76

95 Dominican Republic 87.3 99 95.0 102 94 f 0.95 f 41 f 1.34 f 43 1.67

96 Maldives 97.2 k 100 k 99.2 k 100 k 93 1.00 55 f 1.15 f .. ..

97 Turkmenistan 98.3 m 99 m 99.8 m 100 m .. .. .. .. .. ..

98 Jamaica 91.4 k 109 k 97.8 k 107 k 95 1.00 77 f 1.04 f 25 f 2.36 f

99 Iran, Islamic Rep. of 70.4 84 .. .. 85 0.97 .. .. 22 1.07

100 Georgia .. .. .. .. 88 0.98 61 0.98 38 0.98

101 Azerbaijan 98.2 m 99 m 99.9 m 100 m 79 0.97 75 0.98 14 0.78

102 Occupied Palestinian Territories 87.4 91 98.6 100 91 1.00 86 1.05 35 1.04

103 Algeria 60.1 76 86.1 92 94 0.97 69 f 1.05 f .. ..

104 El Salvador 77.1 k 94 k 88.1 k 98 k 90 1.00 49 f 1.02 f 19 1.21

105 Cape Verde 68.0 k 80 k 86.3 k 94 k 98 0.98 61 1.11 5 1.09

106 Syrian Arab Republic 74.2 82 93.0 96 96 0.96 41 0.93 .. ..
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107 Guyana .. .. .. .. 98 f 0.98 f 78 f, g 1.04 f, g 7 f 1.58 f

108 Viet Nam 86.9 m 93 m .. .. 92 f, g 0.94 f, g .. .. 9 f 0.76 f

109 Kyrgyzstan 98.1 m 99 m 99.7 m 100 m 88 0.96 .. .. 46 1.19

110 Indonesia 83.4 k 90 k 97.6 k 99 k 92 0.98 54 0.99 15 0.80

111 Uzbekistan 98.9 k 99 k 99.6 k 100 k .. .. .. .. 14 0.80

112 Nicaragua 76.6 100 88.8 106 85 1.00 42 1.18 19 1.10

113 Bolivia 80.4 87 96.1 98 95 1.00 71 f 0.98 f 22 f, n 0.55 f, n

114 Mongolia 97.5 100 98.4 101 80 1.03 83 1.16 47 1.69

115 Moldova, Rep. of 95.0 98 99.1 101 79 0.99 70 1.04 34 1.32

116 Honduras 80.2 101 90.9 105 88 f, h 1.02 f, h .. .. 17 f, h 1.31 f, h

117 Guatemala 63.3 84 78.4 91 86 0.97 29 0.95 8 0.78

118 Vanuatu .. .. .. .. 95 f 1.02 f 28 h 1.01 h .. ..

119 Egypt 43.6 m 65 m 66.9 m 85 m 90 f 0.96 f 79 f, h 0.95 f, h .. ..

120 South Africa 80.9 m 96 m 94.3 m 101 m 89 1.01 68 f 1.09 f 16 1.15

121 Equatorial Guinea 76.4 83 93.7 100 78 h 0.85 h 19 f, i 0.58 f, i 2 i 0.43 i

122 Tajikistan 99.3 100 99.8 100 91 n 0.94 n 76 f 0.85 f 8 0.34

123 Gabon .. .. .. .. 78 f, g 0.99 f, g .. .. 5 n 0.54 n

124 Morocco 38.3 k 61 k 61.3 k 79 k 87 0.94 33 f 0.86 f 10 0.84

125 Namibia 83.5 96 93.5 103 81 1.07 50 1.29 7 0.89

126 São Tomé and Principe .. .. .. .. 94 f, h 0.94 f, h 26 f, h 0.83 f, h 1 f, h 0.56 f, h

127 India 47.8 65 67.7 80 85 0.94 .. .. 10 0.68

128 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

129 Myanmar 86.2 92 93.2 98 85 1.01 34 0.94 15 f, g 1.75 f, g

130 Cambodia 64.1 76 78.9 90 91 0.95 19 f 0.64 f 2 f 0.40 f

131 Botswana 81.5 k 107 k 92.8 k 109 k 83 f 1.04 f 57 f 1.15 f 4 f 0.75 f

132 Comoros 49.1 k 77 k 52.2 k 79 k 50 f, i 0.84 f, i .. .. 2 0.77

133 Lao People’s Dem. Rep. 60.9 79 74.7 90 82 0.93 32 0.83 4 0.57

134 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

135 Pakistan 35.2 57 53.9 72 50 f, g 0.74 f, g .. .. 2 0.81

136 Nepal 34.9 56 60.1 75 66 f, g 0.88 f, g .. .. 3 0.34

137 Papua New Guinea 50.9 80 64.1 93 69 f, h 0.90 f, h 21 f, h 0.79 f, h 1 n 0.54 n

138 Ghana 45.7 73 .. .. 53 l 0.81 l 33 f, l 0.85 f, l 2 l 0.46 l

139 Bangladesh 31.4 k 62 k 41.1 k 71 k 86 1.04 47 1.11 4 0.50

140 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. 15 h, j 1.58 h, j

141 Sudan 49.9 o 72 o 69.2 o 85 o 42 f, i 0.83 f, i .. .. 6 f, i 0.92 f, i

142 Congo 77.1 k 87 k 97.3 k 99 k 53 0.96 .. .. 1 f 0.14 f

143 Togo 38.3 56 63.3 76 83 0.84 17 f, i 0.48 f, i 1 i 0.20 i

144 Uganda 59.2 k 75 k 74.0 k 86 k .. .. 16 f 0.90 f 2 f 0.52 f

145 Zimbabwe 86.3 k 92 k 96.2 k 97 k 80 l 1.02 l 33 l 0.93 l 3 f, l 0.63 f, l

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 65.2 85 68.1 94 79 1.00 12 f, n 1.03 f, n 2 0.83

147 Swaziland 78.1 97 89.4 103 75 1.00 36 f 1.21 f 5 f 1.16 f

148 Cameroon 59.8 78 .. .. .. .. .. .. 4 f 0.63 f

149 Lesotho 90.3 123 .. .. 89 1.07 27 f 1.53 f 4 1.48

150 Djibouti .. .. .. .. 32 l 0.80 l 17 f, l 0.69 f, l 2 l 0.81 l

151 Yemen 28.5 k 41 k 50.9 k 60 k 59 0.71 21 f, i 0.46 f, i 5 f, i 0.28 f, i

152 Mauritania 43.4 73 55.5 82 67 0.97 14 f 0.77 f 2 f 0.27 f

153 Haiti 50.0 k 93 k 66.5 k 101 k .. .. .. .. .. ..

154 Kenya 70.2 90 80.7 101 66 1.00 24 f 0.98 f 2 f, h 0.53 f, h

155 Gambia .. .. .. .. 78 f 0.99 f 27 f 0.68 f 1 n 0.29 n

156 Guinea .. .. .. .. 58 0.80 13 f 0.48 f .. ..

157 Senegal 29.2 57 41.0 70 54 f 0.89 f .. .. .. ..

158 Nigeria 59.4 k 80 k 86.5 k 95 k 60 f 0.82 f 26 0.80 7 f 0.69 f

159 Rwanda 58.8 84 75.9 98 88 1.04 .. .. 2 0.46
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notES
a Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 and 
2004, unless otherwise noted. Due to differences 
in methodology and timeliness of underlying data, 
comparisons across countries and over time should 
be made with caution. For more details, see www.
uis.unesco.org/ev.php?ID=4930_201&ID2=DO_
TOPIC.

b The net enrolment ratio is the ratio of enrolled 
children of the official age for the education level 
indicated to the total population at that age. 
Net enrolment ratios exceeding 100% reflect 
discrepancies between these two data sets.

c Data for some countries may refer to national or 
United Nations Educational, Scientific and Cultural 
Organization (UNESCO) Institute for Statistics 
estimates. For details, see www.uis.unesco.
org. Because data are from different sources, 
comparisons across countries should be made with 
caution.

d Tertiary enrolment is generally calculated as a 
gross ratio. 

e Calculated as the ratio of the female enrolment ratio 
to the male enrolment ratio.

f Preliminary UNESCO Institute for Statistics 
estimate, subject to further revision.

g Data refer to the 2000/01 school year.
h Data refer to the 2001/02 school year.
i Data refer to the 1999/2000 school year.
j National estimate.
k Estimate produced by UNESCO Institute for 

Statistics in July 2002.
l Data refer to the 2003/04 school year.
m Data refer to a year between 1995 and 1999.
n Data refer to the 1998/99 school year.
o Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or 
refer to only part of a country.

p Data refer to the 2004/05 school year.

SoUrCES
Columns 1 and 3: UNESCO Institute for Statistics 
2005a.  
Columns 2 and 4: calculated on the basis of data 
on adult literacy rates from UNESCO Institute for 
Statistics 2005a. 
Columns 5, 7 and 9: UNESCO Institute for Statistics 
2005c.
Columns 6, 8 and 10: calculated on the basis of 
data on net enrolment rates from UNESCO Institute for 
Statistics 2005c.

160 Angola 53.8 66 62.6 76 57 f, n 0.86 f, n .. .. 1 j 0.65 j

161 Eritrea .. .. .. .. 42 0.86 18 0.74 (.) f 0.15 f

162 Benin 22.6 49 32.5 56 47 f, i 0.69 f, i 13 f, g 0.48 f, g 1 i 0.24 i

163 Côte d’Ivoire 38.2 64 51.5 74 54 j 0.81 j 15 f, h 0.57 f, h 4 n 0.36 n

164 Tanzania, U. Rep. of 62.2 80 76.2 94 81 p 0.98 p .. .. 1 0.44

165 Malawi 54.0 m 72 m 70.7 m 86 m .. .. 26 f 0.81 f (.) 0.41

166 Zambia 59.7 m 78 m 66.1 m 91 m 68 0.98 21 f 0.83 f 2 f, g 0.46 f, g

167 Congo, Dem. Rep. of the 51.9 65 61.1 80 .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique 31.4 k 50 k 49.2 k 64 k 53 0.91 10 0.70 (.) f, i 0.73 f, i

169 Burundi 51.9 78 69.5 92 52 0.84 8 f 0.78 f 1 f 0.45 f

170 Ethiopia 33.8 k 69 k 51.8 k 82 k 47 l 0.85 l 13 f, l 0.57 f, l 1 l 0.33 l

171 Central African Republic 33.5 52 46.8 67 .. .. .. .. 1 i 0.19 i

172 Guinea-Bissau .. .. .. .. 38 i 0.71 i 6 f, i 0.55 f, i (.) i 0.18 i

173 Chad 12.7 31 23.1 42 51 f 0.68 f 4 f, g 0.31 f, g (.) i 0.17 i

174 Mali 11.9 m 44 m 16.9 m 52 m 39 0.77 .. .. .. ..

175 Burkina Faso 8.1 m 44 m 14.0 m 55 m 31 0.73 7 0.67 1 f 0.34 f

176 Sierra Leone 20.5 52 29.9 64 .. .. .. .. 1 f, h 0.40 f, h

177 Niger 9.4 48 14.2 54 31 0.69 5 0.67 1 f, h 0.34 f, h

Developing countries 69.6 84 81.2 92 .. .. .. .. .. ..

Least developed countries 44.6 70 56.8 81 .. .. .. .. .. ..

Arab States 53.1 71 75.8 87 .. .. .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 86.2 91 97.5 99 .. .. .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 88.9 98 96.3 101 .. .. .. .. .. ..

South Asia 46.6 66 63.3 79 .. .. .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 52.6 76 67.9 88 .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 98.6 99 99.6 100 .. .. .. .. .. ..

OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High-income OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High human development .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 73.3 86 84.1 93 .. .. .. .. .. ..

Low human development 47.9 73 63.6 86 .. .. .. .. .. ..

High income .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 86.2 93 96.3 99 .. .. .. .. .. ..

Low income 49.9 70 65.4 82 .. .. .. .. .. ..

World .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 60.3 111 86 2 6 9 33 88 58 63 38

2 Iceland 66.7 101 83 3 12 10 33 85 54 50 50

3 Australia 56.7 109 79 3 6 10 30 87 64 58 42

4 Luxembourg 38.3 104 58 .. .. .. .. .. .. .. ..

5 Canada 60.7 105 83 2 4 11 33 87 64 65 35

6 Sweden 62.8 102 90 1 3 11 36 88 61 50 50

7 Switzerland 51.1 104 67 3 5 13 36 84 59 59 41

8 Ireland 38.3 119 54 2 11 14 39 83 50 53 47

9 Belgium 40.3 107 67 1 3 10 36 82 58 85 15

10 United States 59.6 107 83 1 3 12 32 87 65 63 37

11 Japan 51.2 104 68 5 5 21 37 73 57 81 19

12 Netherlands 46.0 107 68 2 4 9 31 86 64 80 20

13 Finland 56.8 98 87 4 7 14 40 82 53 42 58

14 Denmark 61.8 100 85 2 5 14 36 85 59 .. ..

15 United Kingdom 53.5 106 76 1 2 11 36 88 62 68 32

16 France 49.3 108 78 1 2 13 34 86 64 .. ..

17 Austria 44.2 103 66 6 5 14 43 80 52 67 33

18 Italy 39.0 108 60 5 6 20 39 75 55 54 46

19 New Zealand 58.4 111 81 6 12 12 32 82 56 61 39

20 Germany 48.0 101 71 2 3 18 44 80 52 78 22

21 Spain 38.5 114 58 5 8 15 42 81 51 63 37

22 Hong Kong, China (SAR) 51.2 105 66 (.) (.) 10 27 90 73 87 13

23 Israel 49.5 116 69 1 3 12 34 86 62 76 24

24 Greece 38.7 109 60 18 15 12 30 70 56 69 31

25 Singapore 50.0 99 64 (.) (.) 18 31 81 69 76 24

26 Slovenia 54.3 97 81 10 10 29 46 61 43 62 38

27 Portugal 51.8 105 72 14 12 23 44 63 44 70 30

28 Korea, Rep. of 54.4 113 71 12 9 19 34 70 57 88 12

29 Cyprus 49.3 103 63 4 5 13 31 83 58 84 16

30 Barbados 62.6 108 80 4 5 10 29 63 49 .. ..

31 Czech Republic 61.3 100 83 3 6 28 50 68 44 86 14

32 Malta 26.5 114 38 1 3 21 36 78 61 .. ..

33 Brunei Darussalam 51.0 113 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Argentina 37.2 127 48 (.) 1 12 30 87 69 59 41

35 Hungary 48.7 102 72 4 9 26 42 71 49 70 30

36 Poland 57.0 99 81 19 19 18 40 63 40 58 42

37 Chile 39.0 122 50 5 18 13 29 83 53 .. ..

38 Estonia 60.1 94 82 4 10 23 42 73 48 50 50

39 Lithuania 57.3 96 80 12 20 21 34 67 45 59 41

40 Qatar 42.6 129 47 .. .. .. .. .. .. .. ..

41 United Arab Emirates 32.1 110 38 (.) 9 14 36 86 55 .. ..

42 Slovakia 62.6 99 84 4 8 26 48 71 44 75 25

43 Bahrain 34.5 121 40 .. .. .. .. .. .. .. ..

44 Kuwait 36.2 96 49 .. .. .. .. .. .. .. ..

45 Croatia 49.0 102 74 15 16 21 37 63 47 73 27

46 Uruguay 48.9 110 68 2 6 14 32 85 62 74 25

47 Costa Rica 37.9 114 47 4 22 15 27 80 51 43 57

48 Latvia 59.0 94 80 12 18 16 35 72 47 50 50

49 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

50 Bahamas 67.1 104 84 1 6 5 24 93 69 .. ..

51 Seychelles .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

52 Cuba 51.5 122 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

53 Mexico 40.6 120 49 6 24 22 28 72 48 49 51

Gender	inequality	in	economic	activity
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54 Tonga .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

55 Bulgaria 55.8 93 85 .. .. .. .. .. .. .. ..

56 Panama 44.3 114 56 6 29 10 20 85 51 36 64

57 Trinidad and Tobago 45.3 116 60 3 11 13 36 84 53 75 25

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 25.9 126 35 .. .. .. .. .. .. .. ..

59 Macedonia, TFYR 50.1 104 73 .. .. .. .. .. .. 61 39

60 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

61 Malaysia 49.2 110 62 14 21 29 34 57 45 .. ..

62 Russian Federation 59.1 98 83 8 15 23 36 69 49 42 58

63 Brazil 43.7 98 52 16 24 10 27 74 49 .. ..

64 Romania 50.3 97 76 45 40 22 30 33 30 71 29

65 Mauritius 38.7 112 49 13 15 43 39 45 46 .. ..

66 Grenada .. .. .. 10 17 12 32 77 46 .. ..

67 Belarus 59.0 97 82 .. .. .. .. .. .. .. ..

68 Bosnia and Herzegovina 43.1 99 60 .. .. .. .. .. .. .. ..

69 Colombia 49.3 116 62 7 33 17 19 76 48 58 42

70 Dominica .. .. .. 14 31 10 24 72 40 .. ..

71 Oman 20.3 160 27 .. .. .. .. .. .. .. ..

72 Albania 60.2 104 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

73 Thailand 72.9 97 85 48 50 17 20 35 30 66 34

74 Samoa (Western) .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

75 Venezuela 44.2 117 55 2 15 12 28 86 57 .. ..

76 Saint Lucia .. .. .. 16 27 14 24 71 49 .. ..

77 Saudi Arabia 22.4 150 29 .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Ukraine 55.3 98 80 17 22 22 39 55 33 60 40

79 Peru 35.6 121 45 6 11 10 24 84 65 66 34

80 Kazakhstan 61.2 101 82 .. .. .. .. .. .. .. ..

81 Lebanon 30.7 126 40 .. .. .. .. .. .. .. ..

82 Ecuador 33.7 121 40 4 10 16 30 79 60 64 36

83 Armenia 62.3 99 89 .. .. .. .. .. .. .. ..

84 Philippines 50.1 107 62 25 45 12 18 63 37 .. ..

85 China 72.4 98 86 .. .. .. .. .. .. .. ..

86 Suriname 37.6 126 50 2 8 1 22 97 64 .. ..

87 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

88 Paraguay 37.5 111 44 20 39 10 21 69 40 .. ..

89 Tunisia 37.7 115 48 .. .. .. .. .. .. .. ..

90 Jordan 28.1 165 36 .. .. .. .. .. .. .. ..

91 Belize 27.7 116 33 6 37 12 19 81 44 32 68

92 Fiji 39.5 149 49 .. .. .. .. .. .. .. ..

93 Sri Lanka 43.5 108 56 49 38 22 23 27 37 56 44

94 Turkey 51.2 117 63 56 24 15 28 29 48 68 32

95 Dominican Republic 41.2 121 49 2 21 17 26 81 53 23 77

96 Maldives 65.4 101 80 5 18 24 16 39 55 57 43

97 Turkmenistan 62.7 105 82 .. .. .. .. .. .. .. ..

98 Jamaica 67.3 101 86 10 30 9 26 81 45 66 34

99 Iran, Islamic Rep. of 30.5 141 39 .. .. .. .. .. .. 46 54

100 Georgia 55.7 100 79 53 53 6 12 41 35 57 43

101 Azerbaijan 55.2 107 76 43 37 7 14 50 49 .. ..

102 Occupied Palestinian Territories 9.6 153 14 26 9 11 32 62 58 46 54

103 Algeria 31.6 165 41 .. .. .. .. .. .. .. ..

104 El Salvador 47.6 128 56 4 34 22 25 74 42 39 61

105 Cape Verde 46.9 110 54 .. .. .. .. .. .. .. ..

106 Syrian Arab Republic 29.5 125 38 .. .. .. .. .. .. .. ..
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107 Guyana 41.9 117 51 .. .. .. .. .. .. .. ..

108 Viet Nam 73.3 96 91 .. .. .. .. .. .. .. ..

109 Kyrgyzstan 61.4 105 85 53 52 8 14 38 34 .. ..

110 Indonesia 56.3 112 69 43 43 16 19 41 38 .. ..

111 Uzbekistan 63.0 107 86 .. .. .. .. .. .. .. ..

112 Nicaragua 48.5 120 58 .. .. .. .. .. .. .. ..

113 Bolivia 48.6 107 58 3 6 14 39 82 55 63 37

114 Mongolia 73.9 103 88 .. .. .. .. .. .. 70 30

115 Moldova, Rep. of 60.2 98 84 50 52 10 18 40 31 70 30

116 Honduras 41.6 123 49 9 50 25 21 67 30 40 60

117 Guatemala 37.7 134 44 18 50 23 18 56 27 .. ..

118 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

119 Egypt 36.0 119 46 39 27 7 25 54 48 33 67

120 South Africa 47.3 102 59 9 12 14 33 75 50 .. ..

121 Equatorial Guinea 45.8 101 52 .. .. .. .. .. .. .. ..

122 Tajikistan 58.9 113 81 .. .. .. .. .. .. .. ..

123 Gabon 63.2 101 77 .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Morocco 41.9 108 53 6 6 40 32 54 63 19 81

125 Namibia 53.7 101 68 29 33 7 17 63 49 .. ..

126 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

127 India 42.5 105 50 .. .. .. .. .. .. .. ..

128 Solomon Islands 80.8 97 92 .. .. .. .. .. .. .. ..

129 Myanmar 65.8 99 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Cambodia 80.1 98 97 .. .. .. .. .. .. 64 36

131 Botswana 62.4 95 76 17 22 14 26 67 51 45 55

132 Comoros 62.3 99 73 .. .. .. .. .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 74.6 101 85 .. .. .. .. .. .. .. ..

134 Bhutan 57.1 100 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

135 Pakistan 36.7 129 44 73 44 9 20 18 36 33 67

136 Nepal 56.9 101 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

137 Papua New Guinea 67.6 100 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

138 Ghana 79.8 98 98 .. .. .. .. .. .. .. ..

139 Bangladesh 66.5 101 76 77 53 9 11 12 30 81 19

140 Timor-Leste 73.1 96 86 .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 35.7 116 42 .. .. .. .. .. .. .. ..

142 Congo 58.4 100 71 .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Togo 53.5 101 62 .. .. .. .. .. .. .. ..

144 Uganda 79.1 98 88 .. .. .. .. .. .. .. ..

145 Zimbabwe 64.9 97 78 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 68.9 99 78 .. .. .. .. .. .. .. ..

147 Swaziland 42.1 107 52 .. .. .. .. .. .. .. ..

148 Cameroon 49.7 105 59 .. .. .. .. .. .. .. ..

149 Lesotho 47.7 103 56 .. .. .. .. .. .. .. ..

150 Djibouti .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Yemen 30.9 110 37 88 43 3 14 9 43 26 74

152 Mauritania 63.1 97 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

153 Haiti 55.6 97 70 37 63 6 15 57 23 .. ..

154 Kenya 74.7 100 85 16 20 10 23 75 57 .. ..

155 Gambia 69.8 101 78 .. .. .. .. .. .. .. ..

156 Guinea 77.0 97 89 .. .. .. .. .. .. .. ..

157 Senegal 61.8 101 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

158 Nigeria 47.8 102 56 2 4 11 30 87 67 .. ..

159 Rwanda 82.3 98 88 .. .. .. .. .. .. .. ..
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notES
 As a result of limitations in the data, comparisons 

of labour statistics over time and across countries 
should be made with caution. For detailed notes 
on the data, see  ILO 2002, 2003, 2005b. The 
percentage shares of employment by economic 
activity may not sum to 100 because of rounding or 
the omission of activities not classified.

a Data refer to the most recent year available during 
the period specified.

SoUrCES
Columns 1–3: calculated on the basis of data on the 
economically active population and total population 
from ILO 2002. 
Columns 4–9: ILO 2003. 
Columns 10 and 11: calculated on the basis of data 
on contributing family workers from ILO 2005b.

160 Angola 72.5 98 82 .. .. .. .. .. .. .. ..

161 Eritrea 74.5 98 87 .. .. .. .. .. .. .. ..

162 Benin 73.1 96 90 .. .. .. .. .. .. .. ..

163 Côte d’Ivoire 44.0 102 51 .. .. .. .. .. .. .. ..

164 Tanzania, U. Rep. of 81.4 97 93 .. .. .. .. .. .. .. ..

165 Malawi 77.5 97 90 .. .. .. .. .. .. .. ..

166 Zambia 63.9 98 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

167 Congo, Dem. Rep. of the 60.3 97 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique 82.6 99 92 .. .. .. .. .. .. .. ..

169 Burundi 81.7 98 89 .. .. .. .. .. .. .. ..

170 Ethiopia 57.2 98 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

171 Central African Republic 67.1 96 78 .. .. .. .. .. .. .. ..

172 Guinea-Bissau 57.0 100 63 .. .. .. .. .. .. .. ..

173 Chad 67.4 102 77 .. .. .. .. .. .. .. ..

174 Mali 69.6 97 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

175 Burkina Faso 74.6 97 85 .. .. .. .. .. .. .. ..

176 Sierra Leone 45.2 107 55 .. .. .. .. .. .. .. ..

177 Niger 69.3 99 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

Developing countries 56.0 102 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

Least developed countries 64.3 100 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

Arab States 33.3 119 42 .. .. .. .. .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 68.9 100 83 .. .. .. .. .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 42.7 110 52 .. .. .. .. .. .. .. ..

South Asia 44.1 107 52 .. .. .. .. .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 62.3 99 73 .. .. .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 57.5 99 81 .. .. .. .. .. .. .. ..

OECD 51.8 107 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

High-income OECD 52.8 107 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

High human development 51.1 106 71 .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 56.4 101 68 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low human development 61.3 99 71 .. .. .. .. .. .. .. ..

High income 52.5 107 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 59.5 102 73 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low income 51.2 103 61 .. .. .. .. .. .. .. ..

World 55.6 103 69 .. .. .. .. .. .. .. ..
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SELECtED DEvELoPInG CoUntrIES

UrBAn ArEAS

Colombia 1983 399 356 112 49 51 24 76 77 23

Indonesia 1992 398 366 109 60 40 35 65 86 14

Kenya 1986 590 572 103 46 54 41 59 79 21

Nepal 1978 579 554 105 58 42 25 75 67 33

Venezuela 1983 440 416 106 59 41 30 70 87 13

Average a 481 453 107 54 46 31 69 79 21

rUrAL ArEAS

Bangladesh 1990 545 496 110 52 48 35 65 70 30

Guatemala 1977 678 579 117 59 41 37 63 84 16

Kenya 1988 676 500 135 56 44 42 58 76 24

Nepal 1978 641 547 117 56 44 46 54 67 33

Highlands 1978 692 586 118 59 41 52 48 66 34

Mountains 1978 649 534 122 56 44 48 52 65 35

Rural Hills 1978 583 520 112 52 48 37 63 70 30

Philippines 1975–77 546 452 121 73 27 29 71 84 16

Average a 617 515 120 59 41 38 62 76 24

nAtIonAL b

India 2000 457 391 117 61 39 35 65 92 8

Mongolia 2000 545 501 109 61 39 49 51 75 25

South Africa 2000 332 273 122 51 49 35 65 70 30

Average a 445 388 116 58 42 40 60 79 21

SELECtED oECD CoUntrIES c

Australia 1997 435 418 104 46 54 30 70 62 38

Austria d 1992 438 393 111 49 51 31 69 71 29

Canada 1998 420 429 98 53 47 41 59 65 35

Denmark d 1987 449 458 98 68 32 58 42 79 21

Finland d 1987–88 430 410 105 51 49 39 61 64 36

France 1999 391 363 108 46 54 33 67 60 40

Germany d 1991–92 440 441 100 44 56 30 70 61 39

Hungary 1999 432 445 97 51 49 41 59 60 40

Israel d 1991–92 375 377 99 51 49 29 71 74 26

Italy d 1988–89 470 367 128 45 55 22 78 77 23

Japan 1996 393 363 108 66 34 43 57 93 7

Korea, Rep. of 1999 431 373 116 64 36 45 55 88 12

Latvia 1996 535 481 111 46 54 35 65 58 42

Netherlands 1995 308 315 98 48 52 27 73 69 31

New Zealand 1999 420 417 101 46 54 32 68 60 40

Norway d 1990–91 445 412 108 50 50 38 62 64 36

United Kingdom d 1985 413 411 100 51 49 37 63 68 32

United States d 1985 453 428 106 50 50 37 63 63 37

Average e 423 403 105 52 48 37 64 69 31

notES
 Data are estimates based on time use surveys 

available in time for publication. Time use data have 
also being collected in other countries, including 
Benin, Chad, Cuba, the Dominican Republic, 
Ecuador, Guatemala, the Lao People’s Democratic 
Republic, Mali, Mexico, Morocco, Nepal, Nicaragua, 
Nigeria, Oman, the Philippines, Thailand and Viet 
Nam. Market activities refer to market-oriented 
production activities as defined by the 1993 revised 

UN System of National Accounts; surveys before 
1993 are not strictly comparable with those for 
later years.

a Refers to the unweighted average for countries or 
areas shown above.

b Classifications of market and non-market activities 
are not strictly based on the 1993 revised UN 
System of National Accounts, so comparisons 
between countries and areas must be made with 
caution.

c Includes Israel and Latvia although they are not 
Organisation for Economic Co-operation and 
Development (OECD) countries.

d Goldshmidt-Clermont and Aligisakis 1995.
e Refers to the unweighted average for the selected 

OECD countries above (excluding Israel and Latvia).

SoUrCES
Columns 1–10: For urban and rural areas in selected 
developing countries, Harvey 1995; for national 
studies in selected developing countries, UN 2002; 
for OECD countries and Latvia, Harvey 2001, unless 
otherwise noted.

Gender,	work	and	time	allocation



Year women received right a Year first woman 
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mDG
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electionHDI rank 1990 2005
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway 1907 1907, 1913 1911 A 44.4 36 38.2 ..

2 Iceland 1915, 1920 1915, 1920 1922 E 27.3 21 30.2 ..

3 Australia 1902, 1962 1902, 1962 1943 E 20.0 6 24.7 35.5

4 Luxembourg 1919 1919 1919 E 14.3 13 23.3 ..

5 Canada 1917, 1960 1920, 1960 1921 E 23.1 13 21.1 37.1

6 Sweden 1862, 1921 1907, 1921 1921 E 52.4 38 45.3 ..

7 Switzerland 1971 1971 1971 E 14.3 14 25.0 23.9

8 Ireland 1918, 1928 1918, 1928 1918 E 21.4 8 13.3 16.7

9 Belgium 1919, 1948 1921, 1948 1921 A 21.4 9 34.7 38.0

10 United States 1920, 1965 1788 d 1917 E 14.3 7 15.0 14.0

11 Japan 1945, 1947 1945, 1947 1946 E 12.5 1 7.1 13.6

12 Netherlands 1919 1917 1918 E 36.0 21 36.7 29.3

13 Finland 1906 1906 1907 E 47.1 32 37.5 ..

14 Denmark 1915 1915 1918 E 33.3 31 36.9 ..

15 United Kingdom 1918, 1928 1918, 1928 1918 E 28.6 6 18.1 17.8

16 France 1944 1944 1945 E 17.6 7 12.2 16.9

17 Austria 1918 1918 1919 E 35.3 12 33.9 27.4

18 Italy 1945 1945 1946 E 8.3 13 11.5 8.1

19 New Zealand 1893 1919 1933 E 23.1 14 28.3 ..

20 Germany 1918 1918 1919 E 46.2 0 32.8 18.8

21 Spain 1931 1931 1931 E 50.0 15 36.0 23.2

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. ..

23 Israel 1948 1948 1949 E 16.7 7 15.0 ..

24 Greece 1949, 1952 1949, 1952 1952 E 5.6 7 14.0 ..

25 Singapore 1947 1947 1963 E 0 5 16.0 ..

26 Slovenia 1945 1945 1992 E e 6.3 0 12.2 ..

27 Portugal 1931, 1976 1931, 1976 1934 E 16.7 8 19.1 ..

28 Korea, Rep. of 1948 1948 1948 E 5.6 2 13.0 ..

29 Cyprus 1960 1960 1963 E 0 2 16.1 ..

30 Barbados 1950 1950 1966 A 29.4 4 13.3 23.8

31 Czech Republic 1920 1920 1992 E e 11.1 0 17.0 12.3

32 Malta 1947 1947 1966 E 15.4 3 9.2 ..

33 Brunei Darussalam — — — 9.1 .. .. f .. f

34 Argentina 1947 1947 1951 E 8.3 6 33.7 33.3

35 Hungary 1918 1918 1920 E 11.8 21 9.1 ..

36 Poland 1918 1918 1919 E 5.9 14 20.2 23.0

37 Chile 1931, 1949 1931, 1949 1951 E 16.7 0 12.5 4.2

38 Estonia 1918 1918 1919 E 15.4 0 18.8 ..

39 Lithuania 1921 1921 1920 A 15.4 0 22.0 ..

40 Qatar — — — 7.7 .. .. f .. f

41 United Arab Emirates — — — 5.6 0 0.0 ..

42 Slovakia 1920 1920 1992 E e 0 0 16.7 ..

43 Bahrain 1973 g 1973 g 2002 A 8.7 0 0.0 15.0

44 Kuwait — — — 0 0 0.0 h .. h

45 Croatia 1945 1945 1992 E e 33.3 0 21.7 ..

46 Uruguay 1932 1932 1942 E 0 6 12.1 9.7

47 Costa Rica 1949 1949 1953 E 25.0 11 35.1 ..

48 Latvia 1918 1918 .. 23.5 0 21.0 ..

49 Saint Kitts and Nevis 1951 1951 1984 E 0 7 0.0 ..

50 Bahamas 1961, 1964 1961, 1964 1977 A 26.7 4 20.0 43.8

51 Seychelles 1948 1948 1976 E+A 12.5 16 29.4 ..

52 Cuba 1934 1934 1940 E 16.2 34 36.0 ..

53 Mexico 1947 1953 1952 A 9.4 12 24.2 21.9

Women’s	political	participation
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54 Tonga .. .. .. .. 0 0.0 ..

55 Bulgaria 1944 1944 1945 E 23.8 21 26.3 ..

56 Panama 1941, 1946 1941, 1946 1946 E 14.3 8 16.7 ..

57 Trinidad and Tobago 1946 1946 1962 E+A 18.2 17 19.4 32.3

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya 1964 1964 .. .. .. .. ..

59 Macedonia, TFYR 1946 1946 1990 E e 16.7 0 19.2 ..

60 Antigua and Barbuda 1951 1951 1984 A 15.4 0 10.5 17.6

61 Malaysia 1957 1957 1959 E 9.1 5 9.1 25.7

62 Russian Federation 1918 1918 1993 E e 0 0 9.8 3.4

63 Brazil 1934 1934 1933 E 11.4 5 8.6 12.3

64 Romania 1929, 1946 1929, 1946 1946 E 12.5 34 11.1 9.5

65 Mauritius 1956 1956 1976 E 8.0 7 5.7 ..

66 Grenada 1951 1951 1976 E+A 40.0 0 26.7 38.5

67 Belarus 1919 1919 1990 E e 10.0 0 29.4 31.6

68 Bosnia and Herzegovina 1946 1946 1990 E e 11.1 0 16.7 0.0

69 Colombia 1954 1954 1954 A 35.7 5 12.0 8.8

70 Dominica 1951 1951 1980 E 0 10 19.4 ..

71 Oman 1994, 2003 1994, 2003 .. 10.0 0 2.4 15.5

72 Albania 1920 1920 1945 E 5.3 29 6.4 ..

73 Thailand 1932 1932 1948 A 7.7 3 10.6 10.5

74 Samoa (Western) 1948, 1990 1948, 1990 1976 A 7.7 0 6.1 ..

75 Venezuela 1946 1946 1948 E 13.6 10 9.7 ..

76 Saint Lucia 1951 1951 1979 A 8.3 0 11.1 36.4

77 Saudi Arabia — — — 0 0 0.0 ..

78 Ukraine 1919 1919 1990 E e 5.6 0 5.3 ..

79 Peru 1955 1955 1956 E 11.8 6 18.3 ..

80 Kazakhstan 1924 1924 1990 E e 17.6 0 10.4 7.7

81 Lebanon 1952 1952 1991 A 6.9 0 2.3 ..

82 Ecuador 1929, 1967 1929, 1967 1956 E 14.3 5 16.0 ..

83 Armenia 1921 1921 1990 E e 0 36 5.3 ..

84 Philippines 1937 1937 1941 E 25.0 9 15.3 16.7

85 China 1949 1949 1954 E 6.3 21 20.2 ..

86 Suriname 1948 1948 1975 E 11.8 8 19.6 ..

87 Saint Vincent and the Grenadines 1951 1951 1979 E 20.0 10 22.7 ..

88 Paraguay 1961 1961 1963 E 30.8 6 10.0 8.9

89 Tunisia 1957, 1959 1957, 1959 1959 E 7.1 4 22.8 ..

90 Jordan 1974 1974 1989 A 10.7 0 5.5 12.7

91 Belize 1954 1954 1984 E+A 6.3 0 6.7 25.0

92 Fiji 1963 1963 1970 A 9.1 0 8.5 12.5

93 Sri Lanka 1931 1931 1947 E 10.3 5 4.9 ..

94 Turkey 1930, 1934 1930, 1934 1935 A 4.3 1 4.4 ..

95 Dominican Republic 1942 1942 1942 E 14.3 8 17.3 6.3

96 Maldives 1932 1932 1979 E 11.8 6 12.0 ..

97 Turkmenistan 1927 1927 1990 E e 9.5 26 .. ..

98 Jamaica 1944 1944 1944 E 17.6 5 11.7 19.0

99 Iran, Islamic Rep. of 1963 1963 1963 E+A 6.7 2 4.1 ..

100 Georgia 1918, 1921 1918, 1921 1992 E e 22.2 0 9.4 ..

101 Azerbaijan 1921 1921 1990 E e 15.0 0 10.5 ..

102 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. ..

103 Algeria 1962 1962 1962 A 10.5 2 6.2 2.8

104 El Salvador 1939 1961 1961 E 35.3 12 10.7 ..

105 Cape Verde 1975 1975 1975 E 18.8 12 11.1 ..

106 Syrian Arab Republic 1949, 1953 1953 1973 E 6.3 9 12.0 ..
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107 Guyana 1953 1945 1968 E 22.2 37 30.8 ..

108 Viet Nam 1946 1946 1976 E 11.5 18 27.3 ..

109 Kyrgyzstan 1918 1918 1990 E e 12.5 0 3.2 ..

110 Indonesia 1945 1945 1950 A 10.8 12 11.3 ..

111 Uzbekistan 1938 1938 1990 E e 3.6 0 17.5 15.0

112 Nicaragua 1955 1955 1972 E 14.3 15 20.7 ..

113 Bolivia 1938, 1952 1938, 1952 1966 E 6.7 9 19.2 11.1

114 Mongolia 1924 1924 1951 E 5.9 25 6.7 ..

115 Moldova, Rep. of 1978 1978 1990 E 11.1 0 15.8 ..

116 Honduras 1955 1955 1957 E 14.3 10 5.5 ..

117 Guatemala 1946, 1985 1946, 1965 1956 E 25.0 7 8.2 ..

118 Vanuatu 1975, 1980 1975, 1980 1987 E 8.3 4 3.8 ..

119 Egypt 1956 1956 1957 E 5.9 4 2.9 6.8

120 South Africa 1930, 1994 1930, 1994 1933 E 41.4 3 32.8 33.3 i

121 Equatorial Guinea 1963 1963 1968 E 4.5 13 18.0 ..

122 Tajikistan 1924 1924 1990 E e 3.1 0 .. 11.8

123 Gabon 1956 1956 1961 E 11.8 13 9.2 15.4

124 Morocco 1963 1963 1993 E 5.9 0 10.8 1.1

125 Namibia 1989 1989 1989 E 19.0 7 25.0 26.9

126 São Tomé and Principe 1975 1975 1975 E 14.3 12 9.1 ..

127 India 1950 1950 1952 E 3.4 5 8.3 11.6

128 Solomon Islands 1974 1974 1993 E 0 0 0.0 ..

129 Myanmar 1935 1946 1947 E .. .. .. j .. j

130 Cambodia 1955 1955 1958 E 7.1 0 9.8 13.1

131 Botswana 1965 1965 1979 E 26.7 5 11.1 ..

132 Comoros 1956 1956 1993 E .. 0 3.0 ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 1958 1958 1958 E 0 6 22.9 ..

134 Bhutan 1953 1953 1975 E 0 2 8.7 ..

135 Pakistan 1947 1947 1973 E e 5.6 10 21.3 18.0

136 Nepal 1951 1951 1952 A 7.4 6 5.9 8.3

137 Papua New Guinea 1964 1963 1977 E .. 0 0.9 ..

138 Ghana 1954 1954 1960 11.8 0 10.9 ..

139 Bangladesh 1972 1972 1973 E 8.3 10 2.0 ..

140 Timor-Leste .. .. .. 22.2 0 25.3 k ..

141 Sudan 1964 1964 1964 E 2.6 0 9.7 ..

142 Congo 1961 1961 1963 E 14.7 14 8.5 15.0

143 Togo 1945 1945 1961 E 20.0 5 6.2 ..

144 Uganda 1962 1962 1962 A 23.4 12 23.9 ..

145 Zimbabwe 1919, 1957 1919, 1978 1980 E+A 14.7 11 10.0 ..

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar 1959 1959 1965 E 5.9 7 6.9 11.1

147 Swaziland 1968 1968 1972 E+A 13.3 4 10.8 30.0

148 Cameroon 1946 1946 1960 E 11.1 14 8.9 ..

149 Lesotho 1965 1965 1965 A 27.8 0 11.7 36.4

150 Djibouti 1946 1986 2003 E 5.3 0 10.8 ..

151 Yemen 1967, 1970 1967, 1970 1990 E e 2.9 4 0.3 ..

152 Mauritania 1961 1961 1975 E 9.1 0 3.7 5.4

153 Haiti 1950 1957 1961 E 25.0 0 3.6 25.9

154 Kenya 1919, 1963 1919, 1963 1969 E+A 10.3 1 7.1 ..

155 Gambia 1960 1960 1982 E 20.0 8 13.2 ..

156 Guinea 1958 1958 1963 E 15.4 0 19.3 ..

157 Senegal 1945 1945 1963 E 20.6 13 19.2 ..

158 Nigeria 1958 1958 .. 10.0 0 6.4 3.7

159 Rwanda 1961 1961 1981 35.7 17 48.8 34.6
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notES
a Data refer to the year in which right to vote or stand 

for election on a universal and equal basis was 
recognized. Where two years are shown, the first 
refers to the first partial recognition of the right to 
vote or stand for election.

b Data are as of 1 January 2005. The total includes 
deputy prime ministers and ministers. Prime 
ministers were also included when they held 
ministerial portfolios. Vice-presidents and heads of 
ministerial-level departments or agencies were also 
included when exercising a ministerial function in 
the government structure. 

c Data are as of 1 March 2005 unless otherwise 
specified. The percentage was calculated using 
as a reference the number of total seats filled in 
parliament at that time.

d No information is available on the year all women 
received the right to stand for election. However, 
the constitution does not mention gender with 
regard to this right.

e Refers to the year women were elected to the 
current parliamentary system.

f Brunei Darussalam and Qatar do not currently 
have a parliament. Elections for a new parliament 
in Qatar, according to the 2004 constitution, are 
scheduled to take place in late 2005 or early 2006.

g According to the constitution in force (1973), 
all citizens are equal before the law; however, 
women were not able to exercise electoral rights 
in the first legislative elections held in 1973. The 
first legislature was dissolved by decree of the 
Emir on 26 August 1975. Women were allowed to 
vote in the referendum of 14–15 February 2001, 
which approved the National Action Charter. 
Subsequently, women exercised their full political 
rights as both voters and candidates in the 2002 
national elections.

h On 16 May 2005 Parliament voted a law granting 
women the right to vote and stand for election.

i Data on the distribution of seats do not include the 
36 special rotating delegates appointed on an ad hoc 

basis, and the percentages given are therefore 
calculated on the basis of the 54 permanent seats. 

j The parliament elected in 1990 has never been 
convened nor authorized to sit, and many of its 
members were detained or forced into exile.

k The purpose of elections held on 30 August 2001 
was to elect members of the Constituent Assembly 
of Timor-Leste. This body became the National 
Parliament on 20 May 2002, the date on which 
the country became independent, without any new 
elections.

l Parliament was suspended on 15 March 2003. May 
2005 election results are yet to become available.

SoUrCES
Columns 1–3: IPU 1995.
Column 4: IPU 2005a.
Column 5: UN 2005f.
Columns 6 and 7: IPU 2005d.

160 Angola 1975 1975 1980 E 5.7 15 15.0 ..

161 Eritrea 1955 1955 1994 E 17.6 0 22.0 ..

162 Benin 1956 1956 1979 E 19.0 3 7.2 ..

163 Côte d’Ivoire 1952 1952 1965 E 17.1 6 8.5 ..

164 Tanzania, U. Rep. of 1959 1959 .. 15.4 0 21.4 ..

165 Malawi 1961 1961 1964 E 14.3 10 14.0 ..

166 Zambia 1962 1962 1964 E+A 25.0 7 12.7 ..

167 Congo, Dem. Rep. of the 1967 1970 1970 E 12.5 5 12.0 2.5

168 Mozambique 1975 1975 1977 E 13.0 16 34.8 ..

169 Burundi 1961 1961 1982 E 10.7 0 18.4 18.9

170 Ethiopia 1955 1955 1957 E 5.9 0 7.7 8.3

171 Central African Republic 1986 1986 1987 E 10.0 4 .. l .. l

172 Guinea-Bissau 1977 1977 1972 A 37.5 20 14.0 ..

173 Chad 1958 1958 1962 E 11.5 0 6.5 ..

174 Mali 1956 1956 1959 E 18.5 0 10.2 ..

175 Burkina Faso 1958 1958 1978 E 14.8 0 11.7 ..

176 Sierra Leone 1961 1961 .. 13.0 0 14.5 ..

177 Niger 1948 1948 1989 E 23.1 5 12.4 ..
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1 Norway l l l l l l l

2 Iceland l l l l l l l

3 Australia l l l l l l l

4 Luxembourg l l l l l l l

5 Canada l l l l l l l

6 Sweden l l l l l l l

7 Switzerland l l l l l l l

8 Ireland l l l l l l l

9 Belgium l l l l l l l

10 United States l l l ° ° l °

11 Japan l l l l l l

12 Netherlands l l l

13 Finland l l l l l l l

14 Denmark l l l l l l l

15 United Kingdom l l l l l l l

16 France l l l l l l l

17 Austria l l l l l l l

18 Italy l l l l l l l

19 New Zealand l l l l l l l

20 Germany l l l l l l l

21 Spain l l l l l l l

23 Israel l l l l l l l

24 Greece l l l l l l l

25 Singapore l l l

26 Slovenia l l l l l l l

27 Portugal l l l l l l l

28 Korea, Rep. of l l l l l l l

29 Cyprus l l l l l l l

30 Barbados l l l l l l

31 Czech Republic l l l l l l l

32 Malta l l l l l l

33 Brunei Darussalam l

34 Argentina l l l l l l l

35 Hungary l l l l l l l

36 Poland l l l l l l l

37 Chile l l l l l l l

38 Estonia l l l l l l l

39 Lithuania l l l l l l l

40 Qatar l l l l

41 United Arab Emirates l l l l

42 Slovakia l l l l l l l

43 Bahrain l l l l l l

44 Kuwait l l l l l l l

45 Croatia l l l l l l l

46 Uruguay l l l l l l l

47 Costa Rica l l l l l l l

48 Latvia l l l l l l l

49 Saint Kitts and Nevis l l

50 Bahamas l l l l l

51 Seychelles l l l l l l l

52 Cuba l l l l l l

53 Mexico l l l l l l l

54 Tonga l l l l

Status	of	major	international	human	rights	instruments
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55 Bulgaria l l l l l l l

56 Panama l l l l l l l

57 Trinidad and Tobago l l l l l l

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya l l l l l l l

59 Macedonia, TFYR l l l l l l l

60 Antigua and Barbuda l l l l l l

61 Malaysia l l l

62 Russian Federation l l l l l l l

63 Brazil l l l l l l l

64 Romania l l l l l l l

65 Mauritius l l l l l l

66 Grenada ° ° l l l

67 Belarus l l l l l l l

68 Bosnia and Herzegovina l l l l l l l

69 Colombia l l l l l l l

70 Dominica l l l

71 Oman l l l

72 Albania l l l l l l l

73 Thailand l l l l l

74 Samoa (Western) l l

75 Venezuela l l l l l l l

76 Saint Lucia l l l l

77 Saudi Arabia l l l l l l

78 Ukraine l l l l l l l

79 Peru l l l l l l l

80 Kazakhstan l l l ° l l l

81 Lebanon l l l l l l l

82 Ecuador l l l l l l l

83 Armenia l l l l l l l

84 Philippines l l l l l l l

85 China l l l l l l l

86 Suriname l l l l l

87 Saint Vincent and the Grenadines l l l l l l l

88 Paraguay l l l l l l l

89 Tunisia l l l l l l l

90 Jordan l l l l l l l

91 Belize l l l ° l l l

92 Fiji l l l l l

93 Sri Lanka l l l l l l l

94 Turkey l l l l l l l

95 Dominican Republic ° l l l l l l

96 Maldives l l l l l l

97 Turkmenistan l l l l l l

98 Jamaica l l l l l l

99 Iran, Islamic Rep. of l l l l l

100 Georgia l l l l l l l

101 Azerbaijan l l l l l l l

103 Algeria l l l l l l l

104 El Salvador l l l l l l l

105 Cape Verde l l l l l l

106 Syrian Arab Republic l l l l l l l

107 Guyana l l l l l l

108 Viet Nam l l l l l l
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109 Kyrgyzstan l l l l l l l

110 Indonesia l l l l l

111 Uzbekistan l l l l l l l

112 Nicaragua l l l l l l l

113 Bolivia ° l l l l l l

114 Mongolia l l l l l l l

115 Moldova, Rep. of l l l l l l l

116 Honduras l l l l l l l

117 Guatemala l l l l l l l

118 Vanuatu l l

119 Egypt l l l l l l l

120 South Africa l l l ° l l l

121 Equatorial Guinea l l l l l l

122 Tajikistan l l l l l l

123 Gabon l l l l l l l

124 Morocco l l l l l l l

125 Namibia l l l l l l l

126 São Tomé and Principe ° ° ° l ° l

127 India l l l l l l l

128 Solomon Islands l l l l l

129 Myanmar l l l

130 Cambodia l l l l l l l

131 Botswana l l l l l

132 Comoros l l l l l l

133 Lao People’s Dem.  Rep. l l l ° l l

134 Bhutan ° ° l l

135 Pakistan l l l ° l l

136 Nepal l l l l l l l

137 Papua New Guinea l l l l l

138 Ghana l l l l l l l

139 Bangladesh l l l l l l l

140 Timor-Leste l l l l l l

141 Sudan l l l l l l

142 Congo l l l l l l

143 Togo l l l l l l l

144 Uganda l l l l l l l

145 Zimbabwe l l l l l l

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar l l l l ° l

147 Swaziland l l l l l l

148 Cameroon l l l l l l

149 Lesotho l l l l l l l

150 Djibouti l l l l

151 Yemen l l l l l l l

152 Mauritania l l l l l l

153 Haiti l l l l l

154 Kenya l l l l l l

155 Gambia l l l l l l l

156 Guinea l l l l l l l

157 Senegal l l l l l l l

158 Nigeria l l l l l l

159 Rwanda l l l l l l

160 Angola l l l

161 Eritrea l l l l l



HDI rank

International 
Convention on the 

Prevention and 
Punishment of the 
Crime of Genocide

1948

International 
Convention on the 
Elimination of All 
Forms of racial 
Discrimination

1965

International 
Covenant 

on Civil and 
Political rights

1966

International 
Covenant on 
Economic, 
Social and 

Cultural rights
1966

Convention on 
the Elimination 
of All Forms of 
Discrimination 
against women

1979

Convention 
against torture 

and other 
Cruel, Inhuman 
or Degrading 
treatment or 
Punishment

1984

Convention 
on the rights 
of the Child

1989

	bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005	 377

h
um

an	developm
ent	indicators

ta
b

l
e31

 l  Ratification, accession or succession.
 ° Signature not yet followed by ratification.

notES
 The table includes states that have signed or 

ratified at least one of the seven human rights 
instruments.  Information is as of 1 May 2005.

a These are the countries or areas, in addition to 
the 177 countries or areas included in the main 
indicator tables, that have signed or ratified at least 
one of the seven human rights instruments. 

b Refers to ratification, accession or succession.

SoUrCE
All columns: UN 2005g.

162 Benin l l l l l l

163 Côte d’Ivoire l l l l l l l

164 Tanzania, U. Rep. of l l l l l l

165 Malawi l l l l l l

166 Zambia l l l l l l

167 Congo, Dem. Rep. of the l l l l l l l

168 Mozambique l l l l l l

169 Burundi l l l l l l l

170 Ethiopia l l l l l l l

171 Central African Republic l l l l l

172 Guinea-Bissau ° ° l l l l

173 Chad l l l l l l

174 Mali l l l l l l l

175 Burkina Faso l l l l l l l

176 Sierra Leone l l l l l l

177 Niger l l l l l l

otHErS a

Afghanistan l l l l l l l

Andorra ° ° l ° l

Iraq l l l l l l

Kiribati l l

Korea, Dem. Rep. l l l l

Liberia l l l l l l l

Liechtenstein l l l l l l l

Marshall Islands l

Micronesia, Fed. Sts. l l

Monaco l l l l l l l

Nauru ° ° ° l

Palau l

San Marino l l l l ° l

Somalia l l l l °

Tuvalu l l

Serbia and Montenegro l l l l l l l

total states parties b 136 170 170 151 180 146 192
Signatures not yet followed by ratification 2 6 6 7 1 5 2
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HIGH HUmAn DEvELoPmEnt

1 Norway l l l l l l l l

2 Iceland l l l l l l l l

3 Australia l l l l l l

4 Luxembourg l l l l l l l l

5 Canada l l l l l

6 Sweden l l l l l l l l

7 Switzerland l l l l l l l l

8 Ireland l l l l l l l l

9 Belgium l l l l l l l l

10 United States l l

11 Japan l l l l l l

12 Netherlands l l l l l l l l

13 Finland l l l l l l l l

14 Denmark l l l l l l l l

15 United Kingdom l l l l l l l l

16 France l l l l l l l l

17 Austria l l l l l l l l

18 Italy l l l l l l l l

19 New Zealand l l l l l l

20 Germany l l l l l l l l

21 Spain l l l l l l l l

23 Israel l l l l l l l

24 Greece l l l l l l l l

25 Singapore l l t l l

26 Slovenia l l l l l l l l

27 Portugal l l l l l l l l

28 Korea, Rep. of l l l l

29 Cyprus l l l l l l l l

30 Barbados l l l l l l l l

31 Czech Republic l l l l l l l

32 Malta l l l l l l l l

33 Brunei Darussalam

34 Argentina l l l l l l l l

35 Hungary l l l l l l l l

36 Poland l l l l l l l l

37 Chile l l l l l l l l

38 Estonia l l l l l l

39 Lithuania l l l l l l l l

40 Qatar l l l

41 United Arab Emirates l l l l l l

42 Slovakia l l l l l l l l

43 Bahrain l l l l

44 Kuwait l l l l l l

45 Croatia l l l l l l l l

46 Uruguay l l l l l l l l

47 Costa Rica l l l l l l l l

48 Latvia l l l l l

49 Saint Kitts and Nevis l l l l l l l

50 Bahamas l l l l l l l l

51 Seychelles l l l l l l l l

52 Cuba l l l l l l l

53 Mexico l l l l l l

54 Tonga

Status	of	fundamental	labour	rights	conventions
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55 Bulgaria l l l l l l l l

56 Panama l l l l l l l l

57 Trinidad and Tobago l l l l l l l l

mEDIUm HUmAn DEvELoPmEnt

58 Libyan Arab Jamahiriya l l l l l l l l

59 Macedonia, TFYR l l l l l l l l

60 Antigua and Barbuda l l l l l l l l

61 Malaysia l l t l l l

62 Russian Federation l l l l l l l l

63 Brazil l l l l l l l

64 Romania l l l l l l l l

65 Mauritius l l l l l l l

66 Grenada l l l l l l l l

67 Belarus l l l l l l l l

68 Bosnia and Herzegovina l l l l l l l l

69 Colombia l l l l l l l l

70 Dominica l l l l l l l l

71 Oman l l

72 Albania l l l l l l l l

73 Thailand l l l l l

74 Samoa (Western)

75 Venezuela l l l l l l l

76 Saint Lucia l l l l l l l

77 Saudi Arabia l l l l l

78 Ukraine l l l l l l l l

79 Peru l l l l l l l l

80 Kazakhstan l l l l l l l l

81 Lebanon l l l l l l l

82 Ecuador l l l l l l l l

83 Armenia l l l l l

84 Philippines l l l l l l l

85 China l l l

86 Suriname l l l l

87 Saint Vincent and the Grenadines l l l l l l l

88 Paraguay l l l l l l l l

89 Tunisia l l l l l l l l

90 Jordan l l l l l l l

91 Belize l l l l l l l l

92 Fiji l l l l l l l l

93 Sri Lanka l l l l l l l l

94 Turkey l l l l l l l l

95 Dominican Republic l l l l l l l l

96 Maldives

97 Turkmenistan l l l l l l

98 Jamaica l l l l l l l l

99 Iran, Islamic Rep. of l l l l l

100 Georgia l l l l l l l l

101 Azerbaijan l l l l l l l l

103 Algeria l l l l l l l l

104 El Salvador l l l l l l

105 Cape Verde l l l l l l l

106 Syrian Arab Republic l l l l l l l l

107 Guyana l l l l l l l l

108 Viet Nam l l l l
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109 Kyrgyzstan l l l l l l l l

110 Indonesia l l l l l l l l

111 Uzbekistan l l l l l

112 Nicaragua l l l l l l l l

113 Bolivia l l l l l l l

114 Mongolia l l l l l l

115 Moldova, Rep. of l l l l l l l l

116 Honduras l l l l l l l l

117 Guatemala l l l l l l l l

118 Vanuatu

119 Egypt l l l l l l l l

120 South Africa l l l l l l l l

121 Equatorial Guinea l l l l l l l l

122 Tajikistan l l l l l l l

123 Gabon l l l l l l l

124 Morocco l l l l l l l

125 Namibia l l l l l l l

126 São Tomé and Principe l l l l

127 India l l l l

128 Solomon Islands l

129 Myanmar l l

130 Cambodia l l l l l l l

131 Botswana l l l l l l l l

132 Comoros l l l l l l l l

133 Lao People’s Dem.  Rep. l

134 Bhutan

135 Pakistan l l l l l l l

136 Nepal l l l l l l

137 Papua New Guinea l l l l l l l l

138 Ghana l l l l l l l

139 Bangladesh l l l l l l l

140 Timor-Leste

141 Sudan l l l l l l l

142 Congo l l l l l l l l

143 Togo l l l l l l l l

144 Uganda l l l l l

145 Zimbabwe l l l l l l l l

Low HUmAn DEvELoPmEnt

146 Madagascar l l l l l l l

147 Swaziland l l l l l l l l

148 Cameroon l l l l l l l l

149 Lesotho l l l l l l l l

150 Djibouti l l l l l l l

151 Yemen l l l l l l l l

152 Mauritania l l l l l l l l

153 Haiti l l l l l l

154 Kenya l l l l l l l

155 Gambia l l l l l l l l

156 Guinea l l l l l l l l

157 Senegal l l l l l l l l

158 Nigeria l l l l l l l l

159 Rwanda l l l l l l l l

160 Angola l l l l l l l l

161 Eritrea l l l l l l l



HDI rank

Freedom of association and 
collective bargaining

Elimination of forced and 
compulsory labour

Elimination of discrimination 
in respect of employment 

and occupation Abolition of child labor

Convention 
87 a

Convention 
98 b

Convention 
29 c

Convention 
105 d

Convention 
100 e

Convention 
111 f

Convention 
138 g

Convention 
182 h

	bericht	über	die	menschl iche	ent wicklung	2005	 381

h
um

an	developm
ent	indicators

ta
b

l
e32

	l Convention ratified.
 t Convention denounced.

notES
 Table includes UN member states. Information is as 

of 1 May 2005.
a Freedom of Association and Protection of the Right 

to Organize Convention (1948).
b Right to Organize and Collective Bargaining 

Convention (1949).
c Forced Labour Convention (1930).
d Abolition of Forced Labour Convention (1957).
e Equal Remuneration Convention (1951).
f Discrimination (Employment and Occupation) 

Convention (1958).
g Minimum Age Convention (1973).
h Worst Forms of Child Labour Convention (1999).
i States not included in the human development 

index that have ratified at least one labour rights 
convention.

SoUrCE
All columns: ILO 2005a.

162 Benin l l l l l l l l

163 Côte d’Ivoire l l l l l l l l

164 Tanzania, U. Rep. of l l l l l l l l

165 Malawi l l l l l l l l

166 Zambia l l l l l l l l

167 Congo, Dem. Rep. of the l l l l l l l l

168 Mozambique l l l l l l l l

169 Burundi l l l l l l l l

170 Ethiopia l l l l l l l l

171 Central African Republic l l l l l l l l

172 Guinea-Bissau l l l l l

173 Chad l l l l l l l

174 Mali l l l l l l l l

175 Burkina Faso l l l l l l l l

176 Sierra Leone l l l l l l

177 Niger l l l l l l l l

otHErS i

Afghanistan l l l

Iraq l l l l l l l

Kiribati l l l l

Liberia l l l l l l

San Marino l l l l l l l l

Serbia and Montenegro l l l l l l l l

Somalia l l l

total ratifications 142 154 164 160 161 161 135 152



Human development index components mDG
Population 

with sustain-
able access to 
an improved 
water source

(%)

Life 
expectancy 

at birth
(years)

Adult 
literacy 

rate
(% ages 
15 and 
above)

Combined gross 
enrolment ratio 

for primary, 
secondary and 
tertiary schools

(%)

GDP per 
capita
(PPP 
US$)

total 
population
(thousands)

total 
fertility 

rate
(births per 
woman)

mDG
Under-five 
mortality 

rate
(per 1,000 
live births)

mDG
net 

primary 
enrolment 

ratio
(%)

HIv 
prevalence a

(% ages 
15–49)

mDG
Population 

under-
nourished
(% of total)

2000–05 b 2003 c 2002/03 d 2003 2003 2000–05 b 2003 2002/03 c 2003 2000/02 e 2002
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Afghanistan 46.0 .. 39.4 .. 27 7.5 257 .. .. .. 13

Andorra .. .. 65.9 .. (.) .. 7 89 .. .. 100

Iraq 58.8 .. 63.0 .. 27 4.8 125 91 f, g <0.1 [<0.2] .. 81

Kiribati .. .. 84.9 .. (.) .. 66 .. .. .. 64

Korea, Dem. Rep. 63.0 .. .. .. 22 2.0 55 .. .. 36 100

Liberia 42.5 55.9 61.2 .. 3 6.8 235 70 h 5.9 [2.7–12.4] 46 62

Liechtenstein .. .. .. .. (.) .. 11 .. .. .. ..

Marshall Islands .. .. 74.3 .. (.) .. 61 84 i .. .. 85

Micronesia, Fed. Sts. 67.6 .. .. .. (.) 4.4 23 .. .. .. 94

Monaco .. .. .. .. (.) .. 4 .. .. .. ..

Nauru .. .. 55.1 .. (.) .. 30 81 g, j .. .. ..

Palau .. .. 90.1 .. (.) .. 28 97 g, i .. .. 84

San Marino .. .. .. .. (.) .. 5 .. .. .. ..

Serbia and Montenegro 73.2 96.4 74.4 .. 11 1.7 11 96 f 0.2 [0.1–0.4] 11 ..

Somalia 46.2 .. .. .. 8 6.4 225 .. .. .. 29

Tuvalu .. .. 68.7 .. (.) .. 51 .. .. .. 93

notES
 This table presents data for UN member countries 

not included in the main indicator tables.
a Data refer to point and range estimates based on 

new estimation models developed by the Joint 
United Nations Programme on HIV/AIDS. Regional 
aggregates refer to 2004. Range estimates are 
presented in square brackets.

b Data refer to estimates for the period specified.
c Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 
and 2004. Due to differences in methodology and 
timeliness of underlying data, comparisons across 

countries and over time should be made with 
caution.

d Data on net enrolment ratios refer to the 2002/03 
school year, unless otherwise specified. For details, 
see www.uis.unesco.org.

e Data refer to the average for the years specified.
f Data refer to the 2000/01 school year.
g Preliminary United Nations Edcuational, Scientific 

and Cultural Organization Institute for Statistics 
estimate, subject to further revision.

h Data refer to the 1999/2000 school year.
i Data refer to the 2001/02 school year.
j Data refer to the 1998/99 school year.

SoUrCES
Column 1: UN 2005c.
Column 2: UNESCO Institute for Statistics 2005a.
Columns 3 and 8: UNESCO Institute for Statistics 
2005b. 
Column 4: World Bank 2005c.
Columns 5 and 6: UN 2005h.
Column 7: UNICEF 2004.
Column 9: UNAIDS 2005.
Column 10: FAO 2004.
Column 11: UN 2005f.

basic	indicators	for	other	UN	member	countries
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Note	on	statistics	in	the	Human	Development	Report

The Human Development Report usually pres-
ents two types of statistical information: sta-
tistics in the human development indicator 
tables, which provide a global assessment of 
country achievements in different areas of hu-
man development, and statistical evidence on 
the thematic analysis in the chapters. This note 
outlines the principles that guide the selection, 
use and presentation of these statistics, and the 
efforts of the Human Development Report 
Office to achieve high standard of statistical 
rigour in the Report and to promote innovative 
use and development of better human develop-
ment statistics. 

Human Development Report 
Office as a user of statistics 

The Human Development Report Office is pri-
marily a user, not a producer, of statistics. It re-
lies on international and national data agencies 
with the resources and expertise to collect and 
compile data on specific statistical indicators. 

Human development indicator tables 
and human development index
To allow comparisons across countries and over 
time, the Human Development Report Office, 
to the extent possible, uses international data se-
ries produced by international data agencies or 
other specialized institutions in preparing the 
human development indicator tables (box 1). 

Despite significant progress over recent 
years, many gaps still exist in the data, even in 
some very basic areas of human development. 
While advocating for improvements in human 
development data, as a principle—and for prac-
tical reasons—the Human Development Report 
Office does not collect data directly from coun-
tries or make estimates to fill these data gaps. 

The one exception is the human develop-
ment index (HDI). The Human Development 
Report Office strives to include as many UN 
member countries as possible in the HDI. For 
a country to be included, data ideally should be 
available from the relevant international data 
agencies for all four components of the index 
(see Note to table 1: About this year’s human de-
velopment index). But for a significant number 
of countries data are missing for one or more of 
these components. In response to the desire of 
countries to be included in the HDI, the Hu-
man Development Report Office makes every 
effort in these cases to identify other reasonable 
estimates, working with international data agen-
cies, the UN Regional Commissions, national 
statistical offices and United Nations Develop-
ment Programme (UNDP) country offices. In a 
few cases the Human Development Report Of-
fice has estimated missing components in con-
sultation with regional and national statistical 
offices or other experts. 

Millennium Development Goal indicators 
The United Nations Statistics Division main-
tains the global Millennium Indicators Da-
tabase (http://millenniumindicators.un.org) 
compiled from international data series provid-
ed by the responsible international data agencies. 
The database forms the statistical basis for the 
UN Secretary-General’s annual report to the 
UN General Assembly on global and regional 
progress towards the Millennium Development 
Goals (MDGs) and their targets. It also feeds 
into other international reports presenting data 
on the MDG indicators across countries, such 
as this Report and the World Bank’s annual 
World Development Indicators. 

This year’s Report incorporates many of the 
MDG indicators in the human development 
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By generously sharing data, the following organizations made it pos-

sible for the Human Development Report to publish the important 

human development statistics appearing in the indicator tables.

Carbon Dioxide Information Analysis Center (CDIAC) The 

CDIAC, a data and analysis centre of the US Department of Energy, 

focuses on the greenhouse effect and global climate change. It is 

the source of data on carbon dioxide emissions. 

Food and Agriculture Organization (FAO) The FAO collects, anal-

yses and disseminates data and information on food and agricul-

ture. It is the source of data on food insecurity indicators. 

Global IDP Project The Norwegian Refugee Council’s Global IDP 

Project maintains an online database of information and analysis on 

conflict-induced internal displacement worldwide. The database is 

designated as the authoritative source of information on internally 

displaced persons by the United Nations and is presented in this 

year’s Report for the first time. 

International Institute for Strategic Studies (IISS) An indepen-

dent centre for research, information and debate on the problems 

of conflicts, the IISS maintains an extensive military database. The 

data on armed forces are from its publication The Military Balance. 

International Labour Organization (ILO) The ILO maintains an 

extensive statistical publication programme, with the Yearbook of 

Labour Statistics and the Key Indicators of the Labour Market its 

most comprehensive collection of labour market data. The ILO is 

the source of data on wages, employment and occupations and 

information on the ratification status of labour rights conventions. 

International Monetary Fund (IMF) The IMF has an extensive pro-

gramme for developing and compiling statistics on international 

financial transactions and balance of payments. Much of the fi-

nancial data provided to the Human Development Report Office by 

other agencies originates from the IMF. 

International Telecommunication Union (ITU) This specialized 

UN agency maintains an extensive collection of statistics on in-

formation and communications. The data on trends in telecom-

munications come from its World Telecommunication Indicators 

database. 

Inter-Parliamentary Union (IPU) This organization provides data 

on trends in political participation and structures of democracy. The 

Human Development Report Office relies on the IPU for data relating 

to elections and information on women’s political representation. 

Joint United Nations Programme on HIV/AIDS (UNAIDS) This 

joint UN programme monitors the spread of HIV/AIDS and provides 

regular updates. The Report on the Global HIV/AIDS Epidemic, a 

joint publication of UNAIDS and the World Health Organization, is 

the primary source of data on HIV/AIDS. 

Luxembourg Income Study (LIS) A cooperative research project 

with 25 member countries, the LIS focuses on poverty and policy 

issues. It is the source of income poverty estimates for many OECD 

countries. 

Organisation for Economic Co-operation and Development 

(OECD) The OECD publishes data on a variety of social and eco-

nomic trends in its member countries as well as on flows of aid. 

This year’s Report presents data from the OECD on aid, energy, 

employment and education. 

Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI) 

SIPRI conducts research on international peace and security. The 

SIPRI Yearbook: Armaments, Disarmament and International Se-

curity is the published source of data on military expenditure and 

arms transfers. 

United Nations Children’s Fund (UNICEF) UNICEF monitors 

the well-being of children and provides a wide array of data. Its 

State of the World’s Children is an important source of data for 

the Report. 

United Nations Conference on Trade and Development 

(UNCTAD) UNCTAD provides trade and economic statistics 

through a number of publications, including the World Investment 

Report. It is the original source of data on investment flows that the 

Human Development Report Office receives from other agencies. 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organiza-

tion (UNESCO) The Institute for Statistics of this specialized UN 

agency is the source of data relating to education. The Human 

Development Report Office relies on data in UNESCO’s statistical 

publications as well as data received directly from its Institute for 

Statistics. 

United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR) 

This UN organization provides data on refugees through its Statis-

tical Yearbook or other on-line statistical publications. 

United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC) This UN or-

ganization carries out international comparative research to support 

the fight against illicit drugs and international crime. It provides data 

on crime victims from the International Crime Victims Surveys. 

United Nations Multilateral Treaties Deposited with the Secre-

tary General (UN Treaty Section) The Human Development Re-

port Office compiles information on the status of major international 

Box 1 Major sources of data used in the Human Development Report
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indicator tables (see Index to the Millennium 
Development Goal indicators in the indicator 
tables). Data for these indicators provide the 
statistical basis for assessments of progress and 
prospects in each country towards achieving the 
MDGs and their targets, as well as the potential 
benefits of achieving the MDGs by 2015 (see 
chapter 1). 

Data for thematic analysis
The statistical evidence used in the thematic 
analysis in the Report is often drawn from the 
indicator tables. But a wide range of other sourc-
es are also used, including commissioned pa-
pers, government documents, national human 
development reports, reports of non-govern-
mental organizations, and journal articles and 
other scholarly publications. Official statistics 
usually receive priority. Because of the cutting-
edge nature of the issues discussed, relevant of-
ficial statistics may not exist, so that non-official 
sources of information must be used. Neverthe-
less, the Human Development Report Office is 
committed to relying on data compiled through 
scholarly and scientific research and to ensuring 
impartiality in the sources of information and 
in its use in the analysis.

This year’s Report draws on a wide range 
of international and national sources of data 
to address the issues of inequality in income 

and non-income dimensions of human devel-
opment, on aid, trade and conflicts, and their 
relationships to both the broad goals of human 
development and the specific objectives of the 
MDGs.

Where information from sources other than 
the Report’s indicator tables is used in boxes or 
tables in the text, the source is shown and the 
full citation is given in the bibliography. In addi-
tion, a summary note for each chapter outlines 
the major sources for the chapter, and endnotes 
specify the sources of statistical information not 
drawn from the indicator tables. 

Achieving high standards of 
statistical quality 

Even though its direct role in international data 
production is limited, the Human Development 
Report Office fully acknowledges its distinct 
accountability in disseminating the interna-
tional statistics produced by other data agencies 
through the Report. In particular, it recognizes 
that the Report’s high profile imposes a special 
burden to be informed and responsible in the 
selection, use and presentation of statistics. 

To achieve the highest standard of rigour 
and professionalism in the statistical work of 
the Report, the Human Development Report 
Office has sought to establish and strengthen 

human rights instruments and environmental treaties based on the 

database maintained by this UN office. 

United Nations Population Division (UNPOP) This specialized 

UN office produces international data on population trends. The 

Human Development Report Office relies on World Population 

Prospects and World Urbanization Prospects, two of the main pub-

lications of UNPOP, and its other publications and databases, for 

demographic estimates and projections. 

United Nations Statistics Division (UNSD) The UNSD provides 

a wide range of statistical outputs and services. Much of the na-

tional accounts data provided to the Human Development Report 

Office by other agencies originates from the UNSD. This year’s 

Report also presents UNSD data on trade and energy and draws 

on the global Millennium Indicators Database, maintained by the 

UNSD, as the source of data for the Millennium Development Goal 

indicators. 

World Bank The World Bank produces and compiles data on eco-

nomic trends as well as a broad array of other indicators. Its World 

Development Indicators is the primary source for many indicators 

in the Report. 

World Health Organization (WHO) This specialized agency main-

tains a large array of data series on health issues, the source for the 

health-related indicators in the Report. 

World Intellectual Property Organization (WIPO) As a special-

ized UN agency, WIPO promotes the protection of intellectual prop-

erty rights throughout the world through different kinds of coopera-

tive efforts. It is the source of data relating to patents. 

Box 1 Major sources of data used in the Human Development Report (continued)
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a number of quality assurance procedures over 
the past few years. In addition to building stron-
ger internal statistical capacity and establishing 
a streamlined production system, these pro-
cedures include a Statistical Advisory Panel, a 
statistical peer review process and continuing 
close collaboration and networking with other 
regional and international data agencies.  

Since 2000 the Report has benefited greatly 
from the intellectual and technical advice and 
guidance of the Statistical Advisory Panel, 
comprising leading national and international 
statisticians and development economists. The 
panel usually meets twice a year, at the begin-
ning and the final stages of Report produc-
tion, to discuss issues related to the guiding 
principles of the Report’s statistical work and 
to specific technical issues about data sources, 
methods of analysis or data presentation related 
to the Report’s thematic content. Occasionally 
a small working group is formed to help tackle 
a particular issue and provide advice to the Re-
port’s team. The panel members usually serve a 
two-year term. 

Annual production of the Report includes 
a statistical peer review, with contributors from 
leading international, regional and national 
statistical offices. These peer reviewers are re-
sponsible for reviewing an advance draft of the 
Report for statistical relevance, consistency and 
proper interpretation. This review takes place 
separately but concurrently with the peer re-
views for the substantive content of the Report. 
The statistical peer reviews have contributed 
significantly to the continuing improvement 
in the Report’s statistical quality over the years. 
Responsibility for the final content of the Re-
port, however, rests with the Human Develop-
ment Report team.

Through close collaborations with special-
ized regional and international data agencies 
and by participating actively in regional and 
international statistical forums, including 
the United Nations Statistical Commission, 
the Coordination Committee for Statistical 
Activities and other regional statistical con-
ferences and interagency measurement task 
forces, the Human Development Report team 
strives continuingly to remain informed and 

responsible in its selection and use of statistics 
in the Report. 

Other mechanisms have also been used 
to guide and monitor the Report’s statistical 
work. For example, the Human Development 
Report Office regularly consults with mem-
ber states through informal consultation ses-
sions with the United Nations Development 
Programme/United Nations Population Fund 
Executive Board. These consultations focus on 
the Report’s statistical principles and practices, 
as well as proposed strategies to deal with spe-
cific statistical issues, such as inconsistencies 
between national and international data, that 
have wide implications for the Report’s cred-
ibility and policy impact. Frequent feedback 
from national governments and other users of 
the Report has been another important means 
of quality assurance. 

Promoting innovative use of statistics

Since its introduction the Report has been at 
the forefront of promoting the innovative use 
and development of human development statis-
tics to assess achievements across countries and 
to facilitate policy debates on critical issues of 
human development. One of its important con-
tributions is the HDI and other composite hu-
man development indices. Since the HDI was 
first published, it has gained wide recognition as 
a powerful tool for advocating for and monitor-
ing human development. It has been explored 
and expanded, both in the Report itself and in 
other national and regional human develop-
ment reports. This year, the Report explores two 
distinct new ways of using the HDI: to look at 
the relative contributions of its different com-
ponents to HDI progress and to incorporate in-
equality by focusing on the difference between 
the poorest and the population as a whole in a 
country (box 2). 

However, to be innovative and effective in 
using statistics to assess progress and enhance 
policy discussions, both the Human Develop-
ment Report team and the readers of the Report 
need to understand and interpret the statistics 
properly. Unless the usefulness and limita-
tions of the chosen measures and statistics are 
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The human development index (HDI) is a summary measure of three 

dimensions of human development: leading a long and healthy life, 

measured by life expectancy at birth; being knowledgeable, mea-

sured by literacy and school enrolment; and having a decent stan-

dard of living, measured by GDP per capita (PPP US$). This year, 

the Report explores two new ways of using the HDI. The first looks 

at relative contributions of the different HDI components to HDI 

progress. The second attempts to incorporate inequality by focus-

ing on the difference between the poorest and the population as a 

whole in HDI scores. 

Health, education and income—not always moving together. 

While the HDI provides a summary picture, taking a closer look at 

its components also reveals striking differences between countries. 

Consider Bangladesh, China and Uganda, three countries that have 

achieved considerable gains in human development since 1990, 

but from different starting points. All three have increased their HDI 

scores by about 20% since 1990. Looking at improvements in the 

variables behind the HDI shows the divergent paths these countries 

have taken to get there. 

Table 1 shows improvements in life expectancy, literacy, enrol-

ment and income in the three countries, expressed relative to their 

1990 levels. China’s income has increased by almost 200% over 

the whole period—while income gains in Bangladesh and Uganda 

were much lower. Bangladesh improved its life expectancy by 

about 10%, while Uganda’s remained stagnant and China’s im-

proved by less than 10%. Bangladesh and Uganda both improved 

their school enrolment and literacy rates dramatically, contributing 

greatly to their rise in the HDI ranks, while China’s rise was more 

modest.

These comparisons give an indication of the magnitude of dif-

ferent drivers of HDI progress in different countries, but they do 

not give a complete picture. Because of different starting points in 

HDI components, progress in them will have different impacts in 

different countries. Additionally, most of the indicators in the HDI 

have an upper bound of attainable values—the literacy rate cannot 

exceed 100%. For this reason, countries at low levels of human 

development are more likely to show large percentage gains. 

Inequality and the HDI. By design the HDI looks at average 

achievements—by itself it says nothing about the distribution of 

human development within a country. Trying to incorporate an 

element of distribution in the HDI is challenging because of difficult 

methodological issues and a lack of data, particularly related to the 

health and education indicators in the HDI. 

A simpler approach, explored in this year’s Report, is to consider 

the situation of people living at the bottom of the distribution ladder. 

Household income and consumption surveys show staggering gaps 

between the poorest 20% of the population and the population aver-

age. Adjusting the HDI solely with regard to income and discounting 

inequalities in life expectancy and education does not capture the full 

scale of inequality. Even so, the results are staggering.

Consider Brazil, which ranks 63 in the global HDI ranking. The 

poorest 20% of the population in Brazil, even under the highly op-

timistic assumption that their health and education achievements 

reflect the global average, would rank 115—52 places lower than 

the average for the country (table 2). Indeed, the situation of the 

poorest 20% in Brazil is comparable to that in countries such as 

Guatemala, Honduras and Mongolia. Among other countries with 

the largest differences in HDI ranks for the poorest are Mexico, 

Chile and Argentina—highly unequal countries. But even for more 

nearly equal, highly developed countries such as Sweden the dif-

ference is large—there the poorest 20% would rank 25, compared 

with 6 for the average population. 

Box 2 New applications of the human development index

HDI rank

Country Whole population Poorest 20% Difference

Mexico 53 108 55

Brazil 63 115 52

Chile 36 85 49

Argentina 34 78 44

Thailand 72 108 36

Russian Federation 62 95 33

Belarus 66 98 32

China 85 115 30

United States 10 31 21

Sweden 6 25 19

Table 2 Difference between poorest 
20% and national average in HDI 
rank for selected countries

Index (1990 = 100)

Country Year
Life 

expectancy
Adult  

literacy

Combined 
primary, 

secondary 
and tertiary 

school 
enrolment

GDP  
per capita  
(PPP US$)

Bangladesh 2003 115 120 153 143

China 2003 106 116 129 296

Uganda 2003 102 123 193 157

Table 1 Improvements in HDI components 
for Bangladesh, China and 
Uganda from 1990 to 2003

Source: Human Development Report Office 2005.
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adequately recognized, the perceived messages 
associated with the statistics presented in the 
Report could be misleading. 

For example, relative poverty measures, such 
as the proportion of people with disposable in-
come less that 50% of the adjusted national 
disposable income (a component of the human 
poverty index for selected high-income coun-
tries), are usually used to assess poverty in high-
income countries. These measures are the most 
informative approach for point in time compari-
sons across these countries. But when countries 
experience rapid economic growth—as Ireland 
did during the late 1990s—relative poverty mea-
sures on their own can be misleading (box 3). 

While promoting the innovative use of 
statistics, the Human Development Report 

Office makes continuing efforts to enhance the 
public’s understanding and to encourage proper 
interpretations of statistics presented in the Re-
port. In addition to other outreach activities, 
the Human Development Report Office offers 
discussions on a wide range of measurement is-
sues and provides extensive links to the techni-
cal information of all major international data 
agencies’ databases through its statistics website 
(http://hdr.undp.org/statistics/understanding/
resources.cfm). 

Through policy discussions on critical, 
emerging human development issues, the 
Report often reveals, and advocates for, the 
need to develop innovative measures and col-
lect new data in specific areas. As this year 
marks the International Year of Microfinance 

To ensure comparability across high-income countries, most 

comparative databases, such as the Luxembourg Income Study 

(www.lisproject.org), measure poverty on a relative basis. Instead 

of an absolute poverty line (for example, the $1 a day international 

poverty line for developing countries), relative poverty measures 

define the poverty rate as the proportion of people with disposal 

income less than 50% or 60% of adjusted average national dis-

posable income. For point in time comparisons across countries, 

this is the most informative approach. But when countries experi-

ence rapid economic growth—as in the case of Ireland in the late 

1990s—relative poverty measures on their own can sometimes 

be misleading.

Based on the 50% and 60% of median income measures, the 

table presents two different time series of poverty estimates for 

Ireland—relative and anchored—for 1994–2000. A relative poverty 

line shifts yearly according to the annual median income of a coun-

try. An anchored poverty line maintains the initial year poverty line, 

adjusting it to each subsequent year only according to changes in 

consumer prices. 

According to the relative poverty line of 60% of annual median 

income, the preferred measure of the European Union, poverty rose 

11.3% between 1994 and 2000 in Ireland (see table). But if we set 

the poverty line at 60% of the 1994 median income and adjust the 

poverty line only by the change in consumer prices for subsequent 

years—the anchored poverty line approach—Irish poverty falls by 

55.9% during the same period. Similar patterns are evident for the 

50% of median income line—a measure favoured by most inter-

national analysts of poverty and used in the human poverty index 

in this Report. According to the table, a poverty rate of 11.9% in 

1994 increases to 16.5% in 2000 on a relative basis, while falling 

by more than over three-quarters to only 3.5% using the anchored 

approach. The two different sets of poverty lines—relative and 

anchored—tell two different stories of Irish poverty trends.

It is clear that when economic conditions change rapidly, rela-

tive poverty trends do not always present a complete picture of 

the ways that economic change affects people’s lives. The relative 

poverty trends suggest that not all incomes in Ireland grew at the 

same rate and that low incomes grew at a slower rate than higher 

incomes (or relative poverty would also have fallen). But even so, 

lower incomes grew enough to reduce the anchored poverty by 

almost half. In particular, social transfers rose substantially in real 

terms, so pensioners, for example, saw their living standards im-

prove markedly though they still lagged behind rapidly rising in-

comes resulting from employment and profits. Whether this rep-

resents “pro-poor economic growth” remains debatable. But both 

sides of the poverty story must be recognized.

Source: Nolan, Munzi and Smeeding 2005.

Box 3 Two tales of Irish poverty

50% of median income 60% of median income

Year
Relative 

poverty line
Anchored 

poverty line
Relative 

poverty line
Anchored 

poverty line

1994 11.9 11.9 20.4 20.4

1995 12.9 11.1 20.8 19.2

1996 12.3 8.5 21.8 16.6

2000 16.5 3.5 22.7 9.0

Percentage change, 
1994–2000 38.7 –70.6 11.3 –55.9

Differences between relative and 
anchored poverty lines for Ireland
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2005, the Report highlights the importance 
of access to adequate financial services by the 
poor to help lift their families and communi-
ties out of poverty and draws attention to the 
pressing need to collect better data for assessing 
the needs for and the impact of microfinance 
(box 4). 

Advocating for better human 
development statistics

While this year’s Report presents the best data 
currently available for measuring human devel-
opment, many gaps and problems remain. 

Data gaps 
Gaps throughout the indicator tables dem-
onstrate the pressing need for improvements 
in the availability of relevant, reliable and 
timely human development statistics. A stark 
example of data gaps is the large number of 
countries excluded from the HDI. The intent 
is to include all UN member countries, along 
with Hong Kong, China (SAR), and the Oc-
cupied Palestinian Territories in this Report. 
But because of a lack of reliable data, 16 UN 
member countries are excluded from the HDI 
and therefore from the main indicator tables 
(what key indicators are available for these 

Economic research supports the broad view that access to deep and efficient financial sector services 

contributes importantly to economic growth. Poor people can particularly benefit from these services, 

such as loans, savings deposits, insurance and payment systems. Anecdotal evidence suggests that 

financial services are reaching more poor people and that, as a result, wealth increases not only for 

the recipients, but their communities as well. Hard data, however, on who receive what types of ser-

vices and how effective these services are, and the funding sources of these services, remain scarce 

and at times even unhelpful: estimates of worldwide microfinance clients range from 70 million to 750 

million. We need better data to understand how microfinance can reach its potential and effectively 

contribute to human development. 

Private sector providers of microfinance need this information to channel their investments. Pol-

icy-makers and regulators, both at the national level and in bilateral and multilateral donor agencies, 

need to know whether and to what extent the poor have access financial services in order to measure 

the effectiveness of their own activities, and understand what changes, in regulation or structural 

reform, are needed.

The convergence of information needs between public and private interests has motivated a num-

ber of institutions to consider how best to move forward. The World Bank and the International Mon-

etary Fund (IMF) has increased their attention to microfinance in their Financial Sector Assessment 

processes. The UK Department for International Development (DFID) has made progress in collecting 

data on access to finance in South Africa. In October 2004, the United Nations Capital Development 

Fund (UNCDF), the World Bank and the IMF brought together top economists and statisticians to 

figure out how to get better data. 

West Africa shows what can be achieved in this way. Since 1993 the Central Bank of West Africa 

has collected detailed statistics on institutions that offer microfinance in seven West African coun-

tries. As a result, it knows that the number of institutions that provided microfinance from 1994 to 

2004 increased sixfold and that the number of service points increased from 1,000 to 3,000 outlets. 

Furthermore, it knows that these services reach more than 12% of the economically active popula-

tion of West Africa and that a 13-fold increase occurred in the value of deposits since 1994. There 

is also some evidence that the areas where microfinance has grown have seen particularly strong 

economic growth—an encouraging sign, though the impact of microfinance will clearly need to be 

further analyzed.

The International Year of Microcredit 2005 provides a unique opportunity to understand and 

address the dearth of critical information on the access of poor and low-income people to inclusive 

financial services, and to determine how these services can be effectively provided in the future.

Source: Fischer, Banny and Barrineau 2005.

Box 4 Measuring financial access
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countries are presented in table 33). Similarly, 
the human poverty index covers only 103 de-
veloping countries and 18 high-income OECD 
countries, the gender-related development in-
dex 140 countries and the gender empower-
ment measure 80 countries. For a significant 
number of countries data for the components 
of these indices are unreliable and out of date 
and in some cases need to be estimated (for the 
definition and methodology of the indices, see 
Technical note 1). 

Data gaps in the Millennium Indica-
tors Database (http://millenniumindicators.
un.org), which is based on national statistics 
compiled or estimated by international data 
agencies, are also revealing. Despite consider-
able improvements in recent years, for most of 
the MDG indicators many countries still have 
no data for 1990–2003, and few have data on 
trends over that time (table 1). Data for some 
of the indicators, such as maternal mortal-
ity ratios (box 5), are particularly difficult to 
obtain. 

Inconsistencies between national 
and international estimates
Inconsistencies between national and interna-
tional data have often been brought to light 
through the Report, most visibly through the 
HDI. Sometimes the data gap in an interna-
tional data series is contested and a national 
estimate is claimed to be available, but more 
frequently the accuracy of the international 
estimate is questioned and a different national 
estimate is proposed. Such inconsistencies fre-
quently dispute the accuracy and reliability of 
data presented in the Report, challenging its 
statistical credibility and policy impact. 

Some of the differences between national 
and international data are inevitable. They can 
result from the process of international harmo-
nization, in which national data—inconsistent 
with the international standards and definitions 
or of poor quality for other reasons—need to be 
adjusted. When data for a country are missing, 
international agencies may produce an estimate 
if other relevant information can be used. In 
some cases, the international indicator, such 
as GDP per capita in purchasing power parity 
US$, is produced mainly for international com-
parisons and is not directly comparable to other 
related national statistics. 

In other cases, however, data inconsistencies 
may occur as a result of lack of coordination—
either between national and international data 
agencies or among various government agen-
cies in a national statistical system—and can be 
avoided. Sometimes, the most recent national 
statistics are not made available to the relevant 
international data agency in time, despite its ear-
nest data collection efforts. Other times, when 
multiple sources for a given indicator exist in a 
country, the data submitted by a government 
agency are not coordinated through the central 
national statistical office and could be contested 
by the government once published in the inter-
national series. Occasionally, errors creep into 
the compilation of international data series. 

While the primary responsibility to deal 
with these inconsistency issues lies with inter-
national data producers and their national and 
regional counterparts, all international data 
users should support their efforts. The Human 

Indicator
Countries lacking 

trend data
Countries lacking 

any data

Children under weight 
for age 115 35

Net primary enrolment 
ratio 40 9

Children reaching 
grade 5 114 53

Youth literacy 57 29

Births attended 
by skilled health 
personnel 162 9

Female share of 
non-agricultural wage 
employment 68 15

HIV prevalence among 
pregnant women ages 
15–24 in major urban 
areas 162 139

Population with 
sustainable access 
to an improved water 
source, rural 59 15

Population living on 
less than $1 a day 93 67

Note: Data refer to developing countries and countries in Central and Eastern Europe 
and the Commonwealth of Independent States. A country is defined as having 
trend data if at least two data points are available—one in 1990–96 and one in 
1997–2003—and the two points are at least three years apart. 
Source: Human Development Report Office, based on UN 2005f.

Table 1 Large data gaps remain even 
in basic human development 
indicators: countries 
lacking data, 1990–2003
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Development Report Office has an especially 
important role given the Report’s high pro-
file. It has in recent years strived to be more 
proactive in identifying potential problems in 
advance, defusing potential conflicts through 
timely interventions with governments and in-
ternational agencies and engaging in more vis-
ible public discussions about the problem and 
possible solutions. 

In particular, the Human Development 
Report Office recognizes the unique role of the 
Report in 
• Advocating for improvements in human de-

velopment measurements and data through 

the Report, including the need for countries 
to adopt internationally agreed standards 
and definitions in basic areas of statistics 
and for international agencies to be more 
transparent and accessible with their meth-
odologies and processes. 

• Identifying potential problems and coordi-
nating between national and international 
data agencies to resolve the differences. 

• Improving its statistical outreach to in-
crease the public understanding of the sta-
tistical principles and processes and to en-
hance the awareness of governments’ own 
responsibilities. 

Maternal mortality claims around half a million lives each year and many millions more women suffer 

ill health as a result of complications in pregnancy. The world is off track for the Millennium Develop-

ment Goal of reducing maternal deaths by two-thirds, but it is hard to tell exactly how far off because 

maternal mortality ratios are notoriously difficult to measure accurately. 

Nationally reported data on maternal deaths often suffer from underreporting and misclassifica-

tion. Only one-third of the world’s population lives in countries that maintain comprehensive statistics 

about human lives and deaths—vital registration—the most effective way of measuring adult (includ-

ing maternal) mortality. Even in countries with good vital registration, maternal deaths, including 

deaths due to direct obstetric causes and to conditions aggravated by pregnancy and delivery, can 

be hard to identify precisely and are frequently underrecorded. Moreover, many maternal deaths in 

developing countries, especially those with high maternal mortality ratios, occur outside of health 

facilities and go completely unrecorded. 

In the absence of strong vital registration systems, measuring maternal mortality—because it is rela-

tively rare—requires large, costly household surveys or regular censuses. Even when indirect estimation 

techniques (such as the sisterhood method) are used in surveys (such as the Demographic and Health 

Surveys), the resulting estimates of maternal mortality ratios are inevitably associated with large standard 

errors, typically refer to an earlier period and are not suitable for assessing short-term policy impact. 

In an effort to address the gaps and poor comparability of national data, the World Health Or-

ganization (WHO), the United Nations Children’s Fund (UNICEF) and the United Nations Population 

Fund (UNFPA) have developed international estimates using a methodology that adjusts nationally 

reported data to account for misclassifications and underreporting, while developing model-based 

estimates for countries with no recent data of acceptable quality. These modelled estimates—used 

in this Report and in other major global monitoring reports—rely on more widely available data on 

fertility and coverage of skilled attendant at delivery to predict maternal mortality. 

So far, three sets of international estimates have been produced separately for 1990, 1995 and 

2000. Because of large ranges of uncertainty and lack of comparability due to changes in method-

ology, these estimates can be used only to indicate the scope of the problem and offer little insight 

about the trends over time. 

The majority of maternal deaths—about three-quarters—are due to obstetric complications that 

can be successfully treated with available technology. Accordingly, process indicators—such as 

the proportion of births attended by skilled health personnel and coverage of emergency obstetric 

care—are increasingly used as proxies for assessing trends in maternal mortality and for directing 

public health policies and programmes to improve maternal health.

Source: Based on Abou-Zahr 2005; UN Millennium Project 2005; UNICEF, WHO and UNFPA 1997; WHO 2005.

Box 5 Monitoring maternal mortality
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The government of Qatar noticed that certain data presented in recent Human Development Reports 

were inconsistent with official data published by Qatar, leading to disparities in a number of indices. 

Some of the statistics employed in the Human Development Reports were out of date, and others 

reported as unavailable did in fact exist. Human development indicator tables prepared by the Plan-

ning Council were, in some instances, at odds with those appearing in the Report. 

The Planning Council of Qatar called on the advice of the Human Development Report Office, and 

active communication and cooperation has since been maintained, including an advisory visit by a 

senior member of the Human Development Report Office to Qatar in December 2004. 

Since the Human Development Report relies on the statistical series published by other interna-

tional data agencies, the Planning Council initiated direct contact with 22 international agencies to 

ensure that statistics for Qatar are accurately and comprehensively reported. This has in turn led to 

more active cooperation between the statistical organization of Qatar and the main statistics organi-

zations of the United Nations.

Qatar initiated an active process of cooperation between the users and producers of statistics, 

aimed at a smoother and more accurate flow of information. It held a symposium in May 2004, in which 

representatives of the statistical organizations of a number of UN agencies took part. A strategy for 

more active cooperation between users and producers and more timely and accurate reporting was 

formulated. The strategy has since been rigorously implemented, and substantial improvements have 

been achieved. A follow-up symposium was held in May 2005.

Source: Aboona 2005.

Box 6 Dealing with data inconsistencies—the Qatar experience

Increased use of quality statistics leads to improvements in policy decisions and development out-

comes. This transition to evidence-based policy-making can be achieved through implementing a 

statistical capacity building strategy that is fully integrated into national policy processes such as 

poverty reduction strategies and monitoring progress towards the Millennium Development Goals. 

A National Strategy for the Development of Statistics (NSDS) helps achieve this objective. An NSDS 

converts statistical priorities into a detailed, flexible work programme, building on the existing statisti-

cal system and ongoing improvement processes, such as the International Monetary Fund’s General 

Data Dissemination System and the UN’s Fundamental Principles for Official Statistics.

A good strategy—backed with political commitment and adequate funding—can increase the 

contribution of a national statistical system. It can help countries break free from a vicious circle 

of underfunding and underperformance. Support from the international development community, 

however, is crucial. Those countries most in need of better statistics are those least able to afford 

them. The World Bank’s Trust Fund for Statistical Capacity Building is one important source of grant 

funding to help countries to design an NSDS. The World Bank has also launched a new programme—

STATCAP—to help countries access loans and credits to support implementation of an NSDS.

The 2004 Marrakech Action Plan for Statistics (MAPS) recommends that all low-income countries 

prepare an NSDS by 2006 and begin to implement it by the following year in order to have high quality, 

locally produced data for the next major review of the Millennium Development Goals in 2010. This 

is an ambitious but achievable goal. Partnership in Statistics for Development in the 21st Century 

(PARIS21) works through advocacy, developing methodological guidelines and documentation and 

facilitating regional programmes with regional partner organisations. Helping countries to achieve this 

target is the main objective of the PARIS21 in its work programme for 2004–06. NSDS guidelines and 

the PARIS21 work plan can be viewed on the PARIS21 website at www.paris21.org.

Source: William 2005.

Box 7 National strategies for the development of statistics
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It acknowledges explicitly the role of UNDP 
country offices—as partners in both disseminat-
ing the Report and coordinating with govern-
ments. Through them we can improve the nation-
al capacity in managing statistical information, 
particularly through better communication and 
coordination between national and international 
data agencies to reduce data discrepancies. 

Since last year the Human Development Re-
port Office has taken important steps to develop 
better launch materials, establish a new statistical 
Web site and provide training to UNDP country 
offices and national experts. While continuing 
to work closely with international data agencies, 
the Human Development Report Office has also 
initiated more direct contact with national sta-
tistical offices and other government agencies. 
Meanwhile, many governments have increasingly 
recognized the implications of data inconsisten-
cies for national policy debates and discussions 
and acknowledged their own role in reducing 
such data inconsistencies. More and more coun-
try governments, such as Qatar (box 6), are work-
ing to improve coordination with relevant inter-
national data agencies and among government 
agencies within the national statistical system. 

Towards stronger statistical capacity 
A vital part of the solution to the enormous 
gaps and deficiencies in statistical information 
is building sustainable statistical capacity in 
countries, an effort requiring financial and 
political commitment at both the national 
and international levels. The momentum gen-
erated by the MDG process has mobilized the 
entire international statistical community, 
and many initiatives are under way, includ-
ing the development of national strategies for 
the development of statistics recommended 
by the Marrakech Action Plan for Statistics 
(http://unstats.un.org/unsd/statcom/doc04/
marrakech.pdf) and supported by the Partner-
ship in Statistics for Development in the 21st 
Century (box 7). 

International statistical agencies should 
continue to play an active part in statistical 
development by improving, promoting and 
implementing internationally agreed standards, 
methods and frameworks for statistical activi-
ties, while strengthening their own statistical 
capacity to meet the increasing demand for 
better international statistics for monitoring 
human development. 
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TecHNical	NoTe	1

calculating	the	human	development	indices

The diagrams here summarize how the five human development indices used in the Human Development Report are constructed, 
highlighting both their similarities and their differences. The text on the following pages provides a detailed explanation.
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The human development
index (HDI)

�e HDI is a summary measure of human 
development. It measures the average achieve-
ments in a country in three basic dimensions of 
human development:

• A long and healthy life, as measured by life 
expectancy at birth.

• Knowledge, as measured by the adult literacy 
rate (with two-thirds weight) and the 
combined primary, secondary and tertiary 
gross enrolment ratio (with one-third 
weight).

• A decent standard of living, as measured by 
GDP per capita (PPP US$).

Before the HDI itself is calculated, an index 
needs to be created for each of these dimen-
sions. To calculate these dimension indices
—the life expectancy, education and GDP 
indices—minimum and maximum values 
(goalposts) are chosen for each underlying 
indicator.

Goalposts for calculating the HDI
Maximum Minimum

Indicator value value

Life expectancy at birth (years) 85 25

Adult literacy rate (%) 100 0

Combined gross enrolment ratio (%) 100 0

GDP per capita (PPP US$) 40,000 100
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Calculating the HDI 

�is illustration of the calculation of the HDI uses data for 
South Africa. 

1. Calculating the life expectancy index 
�e life expectancy index measures the relative achievement 
of a country in life expectancy at birth. For South Africa, 
with a life expectancy of 48.4 years in 2003, the life 
expectancy index is 0.391. 

 Life expectancy index =
  48.4 – 25   

= 0.391
 85 – 25 

GDP
per capita
(PPP US$)
Log scale

Goalpost
$40,000

Goalpost
$100

1.00

.800

.600

.400

.200

0

GDP
index

0.774

100,000

10,000

1,000

10,346

3. Calculating the GDP index
�e GDP index is calculated using adjusted GDP per capita 
(PPP US$). In the HDI income serves as a surrogate for all 
the dimensions of human development not re�ected in a 
long and healthy life and in knowledge. Income is adjusted 
because achieving a respectable level of human development 
does not require unlimited income. Accordingly, the 
logarithm of income is used. For South Africa, with a GDP 
per capita of $10,346 (PPP US$) in 2003, the GDP index is 
0.774.

GDP index =
  log (10,346) – log (100)  

= 0.774
          log (40,000) – log (100)

Performance in each dimension is expressed as a 
value between 0 and 1 by applying the 
following general formula:

Dimension index =
 actual value  –  minimum value  

maximum value  –  minimum value

�e HDI is then calculated as a simple average 
of the dimension indices. �e box at right 
illustrates the calculation of the HDI for a 
sample country.

2. Calculating the education index 
�e education index measures a country’s relative 
achievement in both adult literacy and combined 
primary, secondary and tertiary gross enrolment. First, 
an index for adult literacy and one for combined gross 
enrolment are calculated. �en these two indices are 
combined to create the education index, with 
two-thirds weight given to adult literacy and 
one-third weight to combined gross enrolment. For 
South Africa, with an adult literacy rate of 82.4% in
2003 and a combined gross enrolment ratio of 78% in 
the school year 2002/03, the education index is 0.809.

 Adult literacy index = 
82.4 – 0

=  0.824 
 100 – 0 

 Gross enrolment index = 
 78 – 0

=  0.780 
 100 – 0 

Education index = 2/3 (adult literacy index) + 1/3 (gross enrolment index) 

= 2/3 (0.824) + 1/3 (0.780) = 0.809

 4. Calculating the HDI 
Once the dimension indices have been 
calculated, determining the HDI is 
straightforward. It is a simple average of the 
three dimension indices.

HDI = 1/3 (life expectancy index) + 1/3 (education index) 

 + 1/3 (GDP index) 

 = 1/3 (0.391) + 1/3 (0.809) + 1/3 (0.774) = 0.658
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The human poverty index 
for developing countries (HPI-1)

While the HDI measures average achievement, 
the HPI-1 measures deprivations in the three 
basic dimensions of human development 
captured in the HDI:

• A long and healthy life—vulnerability to death 
at a relatively early age, as measured by the 
probability at birth of not surviving to age 40.

• Knowledge—exclusion from the world of 
reading and communications, as measured by 
the adult illiteracy rate.

• A decent standard of living—lack of access to 
overall economic provisioning, as measured 
by the unweighted average of two indicators, 
the percentage of the population without 
sustainable access to an improved water 
source and the percentage of children under 
weight for age.

Calculating the HPI-1 is more straightforward 
than calculating the HDI. �e indicators used 
to measure the deprivations are already normal-
ized between 0 and 100 (because they are 
expressed as percentages), so there is no need to 
create dimension indices as for the HDI.

Originally, the measure of deprivation in a decent 
standard of living also included an indicator of 
access to health services. But because reliable data 
on access to health services are lacking for recent 
years, in this year’s Report deprivation in a decent 
standard of living is meausred by two rather than 
three indicators—the percentage of the popula-
tion without sustainable access to an improved 
water source and the percentage of children 
under weight for age.

The human poverty index for 
selected OECD countries (HPI-2)

�e HPI-2 measures deprivations in the same 
dimensions as the HPI-1 and also captures 
social exclusion. �us it re�ects deprivations in 
four dimensions:

• A long and healthy life—vulnerability to 
death at a relatively early age, as measured by 
the probability at birth of not surviving to 
age 60.

• Knowledge—exclusion from the world of 
reading and communications, as measured by 
the percentage of adults (aged 16–65) 
lacking functional literacy skills.

• A decent standard of living—as measured by 
the percentage of people living below the 
income poverty line (50% of the median 
adjusted household disposable income).

• Social exclusion—as measured by the rate of 
long-term unemployment (12 months or 
more).

Calculating the HPI-1 

1. Measuring deprivation in a decent standard of living 
An unweighted average of two indicators is used to measure deprivation in a decent standard of 
living. 

 Unweighted average = 1/2 (population without sustainable access to an improved water source) 

 + 1/2 (children under weight for age) 

A sample calculation: Angola 
Population without sustainable access to an improved water source = 50% 
Children under weight for age = 31% 

Unweighted average = 1/2 (50) + 1/2 (31) = 40.5% 

2. Calculating the HPI-1 
�e formula for calculating the HPI-1 is as follows: 

HPI-1 = [1/3 (P
1
α + P

2
α + P

3
α)]1/α

Where: 
P

1
 = Probability at birth of not surviving to age 40 (times 100) 

P
2
 = Adult illiteracy rate 

P
3
 = Unweighted average of population without sustainable access to an improved water source and children 

 under weight for age 
α  = 3 

A sample calculation: Angola 
P

1
 = 48.1% 

P
2
 = 33.2% 

P
3
 = 40.5% 

HPI-1 = [1/3 (48.13 + 33.23 + 40.53)]1/3 = 41.5

Why α = 3 in calculating the HPI-1 and HPI-2 

�e value of α has an important impact on the value of the HPI. If α = 1, the HPI is the average 
of its dimensions. As α rises, greater weight is given to the dimension in which there is the most 
deprivation. �us as α increases towards in�nity, the HPI will tend towards the value of the 
dimension in which deprivation is greatest (for Angola, the example used for calculating the 
HPI-1, it would be 48, equal to the probability at birth of not surviving to age 40). 

In this Report the value 3 is used to give additional but not overwhelming weight to areas of 
more acute deprivation. For a detailed analysis of the HPI’s mathematical formulation, see 
Sudhir Anand and Amartya Sen’s “Concepts of Human Development and Poverty: A 
Multidimensional Perspective” and the technical note in Human Development Report 1997 (see 
the list of selected readings at the end of this technical note). 

Calculating the HPI-2 

�e formula for calculating the HPI-2 is as follows: 

HPI-2 = [1/4 (P
1
α + P

2
α + P

3
α + P

4
α)]1/α

Where: 
P

1
= Probability at birth of not surviving to age 60 (times 100) 

P
2

= Adults lacking functional literacy skills 
P

3
= Population below income poverty line (50% of median adjusted household disposable income) 

P
4

= Rate of long-term unemployment (lasting 12 months or more) 
α  = 3 

A sample calculation: United States 
P

1
 = 11.8% 

P
2
 = 20.0% 

P
3
 = 17.0% 

P
4
 = 0.7% 

HPI-2 = [1/4 (11.83 + 20.03 + 17.03 + 0.73)]1/3 = 15.4
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The gender-related 
development index (GDI) 

While the HDI measures average achievement, 
the GDI adjusts the average achievement to 
re�ect the inequalities between men and women 
in the following dimensions:

•  A long and healthy life, as measured by life 
expectancy at birth.

• Knowledge, as measured by the adult literacy 
rate and the combined primary, secondary 
and tertiary gross enrolment ratio.

•  A decent standard of living, as measured by 
estimated earned income (PPP US$).

�e calculation of the GDI involves three steps. 
First, female and male indices in each dimension 
are calculated according to this general formula:

 Dimension index = 
actual value – minimum value

maximum value – minimum value

Second, the female and male indices in each 
dimension are combined in a way that penalizes 
di�erences in achievement between men and 
women. �e resulting index, referred to as the 
equally distributed index, is calculated 
according to this general formula:

Equally distributed index
= {[female population share (female index1–Є)]

 + [male population share (male index1–Є)]}1/1–Є

Є measures the aversion to inequality. In the 
GDI Є = 2. �us the general equation becomes: 

Equally distributed index
= {[female population share (female index–1)]

 + [male population share (male index–1)]}–1

which gives the harmonic mean of the female 
and male indices.

�ird, the GDI is calculated by combining the 
three equally distributed indices in an 
unweighted average.

Goalposts for calculating the GDI
Maximum Minimum

Indicator value value

Female life expectancy 
 at birth (years) 87.5 27.5

Male life expectancy 
 at birth (years) 82.5 22.5

Adult literacy rate (%) 100 0

Combined gross enrolment 
 ratio (%) 100 0

Estimated earned income
 (PPP US$) 40,000 100

Note: The maximum and minimum values (goalposts) for life 
expectancy are five years higher for women to take into account 
their longer life expectancy.

Calculating the GDI

�is illustration of the calculation of the GDI uses data for Brazil.

1. Calculating the equally distributed life expectancy index
�e �rst step is to calculate separate indices for female and male achievements in life expectancy, 
using the general formula for dimension indices.

 FEMALE MALE
 Life expectancy: 74.6 years     Life expectancy: 66.6 years

Life expectancy index  =
74.6 – 27.5

  =  0.785 Life expectancy index  =  
66.6 – 22.5

  =  0.735
87.5 – 27.5 82.5 – 22.5

Next, the female and male indices are combined to create the equally distributed life expectancy 
index, using the general formula for equally distributed indices.

 FEMALE MALE
 Population share: 0.507 Population share: 0.493
 Life expectancy index: 0.785 Life expectancy index: 0.735

Equally distributed life expectancy index = {[0.507 (0.785–1)] + [0.493 (0.735–1)]}–1 = 0.760

2. Calculating the equally distributed education index
First, indices for the adult literacy rate and the combined primary, secondary and tertiary gross 
enrolment ratio are calculated separately for females and males. Calculating these indices is 
straightforward, since the indicators used are already normalized between 0 and 100.

 FEMALE MALE
 Adult literacy rate: 88.6% Adult literacy rate: 88.3%
 Adult literacy index: 0.886 Adult literacy index: 0.883
 Gross enrolment ratio: 92.7% Gross enrolment ratio: 88.5%
 Gross enrolment index: 0.927 Gross enrolment index: 0.885

Second, the education index, which gives two-thirds weight to the adult literacy index and 
one-third weight to the gross enrolment index, is computed separately for females and males.

Education index = 2/3 (adult literacy index) + 1/3 (gross enrolment index)

Female education index = 2/3 (0.886) + 1/3 (0.927) = 0.899

Male education index = 2/3 (0.883) + 1/3 (0.885) = 0.884

Finally, the female and male education indices are combined to create the equally distributed 
education index.

 FEMALE MALE
 Population share: 0.507 Population share: 0.493
 Education index: 0.899 Education index: 0.884

Equally distributed education index = {[0.507 (0.899–1)] + [0.493 (0.884–1)]}–1 = 0.892

3. Calculating the equally distributed income index
First, female and male earned income (PPP US$) are estimated (for details on this calculation, 
see the addendum to this technical note). �en the income index is calculated for each gender. 
As for the HDI, income is adjusted by taking the logarithm of estimated earned income (PPP 
US$):

Income index = 
log (actual value) – log (minimum value)

log (maximum value) – log (minimum value)

 FEMALE MALE
 Estimated earned income (PPP US$): 4,704 Estimated earned income (PPP US$): 10,963

Income index = 
log (4,704) – log (100)

    = 0.643 Income index = 
log (10,963) – log (100)

   = 0.784
log (40,000) – log (100) log (40,000) – log (100)

Calculating the GDI continues on next page
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(continued)
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The gender empowerment 
measure (GEM)

Focusing on women’s opportunities rather than 
their capabilities, the GEM captures gender 
inequality in three key areas:

• Political participation and decision-making 
power, as measured by women’s and men’s 
percentage shares of parliamentary seats.

• Economic participation and decision-making 
power, as measured by two indicators— 
women’s and men’s percentage shares of 
positions as legislators, senior o�cials and 
managers and women’s and men’s percentage 
shares of professional and technical 
positions.

• Power over economic resources, as measured 
by women’s and men’s estimated earned 
income (PPP US$).

For each of these three dimensions, an equally 
distributed equivalent percentage (EDEP) is 
calculated, as a population-weighted average, 
according to the following general formula:

EDEP = {[female population share (female index1–Є)]
+ [male population share (male index1–Є)]}1/1–Є

Є measures the aversion to inequality. In the 
GEM (as in the GDI) Є = 2, which places a 
moderate penalty on inequality. �e formula is 
thus:

EDEP = {[female population share (female index–1)] + 
[male population share (male index–1)]}–1

For political and economic participation and 
decision-making, the EDEP is then indexed by 
dividing it by 50. �e rationale for this 
indexation: in an ideal society, with equal 
empowerment of the sexes, the GEM variables 
would equal 50%—that is, women’s share would 
equal men’s share for each variable.

Where a male or female index value is zero, the 
EDEP according to the above formula is not 
de�ned. However, the limit of EDEP, when the 
index tends towards zero, is zero. Accordingly, in 
these cases the value of the EDEP is set to zero.

Finally, the GEM is calculated as a simple 
average of the three indexed EDEPs.

Calculating the GEM 

�is illustration of the calculation of the GEM uses data for Denmark. 

1. Calculating the EDEP for parliamentary representation 
�e EDEP for parliamentary representation measures the relative empowerment of women in 
terms of their political participation. �e EDEP is calculated using the female and male shares 
of the population and female and male percentage shares of parliamentary seats according to the 
general formula. 

FEMALE MALE
Population share: 0.505 Population share: 0.495 
Parliamentary share: 36.9% Parliamentary share: 63.1% 

EDEP for parliamentary representation = {[0.505 (36.9–1)] + [0.495 (63.1–1)]}–1 = 46.42 

�en this initial EDEP is indexed to an ideal value of 50%. 

Indexed EDEP for parliamentary representation =  
46.42

  = 0.928
50

2. Calculating the EDEP for economic participation 
Using the general formula, an EDEP is calculated for women’s and men’s percentage shares of 
positions as legislators, senior o�cials and managers, and another for women’s and men’s 
percentage shares of professional and technical positions. �e simple average of the two 
measures gives the EDEP for economic participation. 

FEMALE MALE
Population share: 0.505 Population share: 0.495 
Percentage share of positions as legislators, Percentage share of positions as legislators, 
   senior officials and managers: 26.2%    senior officials and managers: 73.8% 
Percentage share of professional and Percentage share of professional and 
   technical positions: 51.0%    technical positions: 49.0% 

EDEP for positions as legislators, senior officials and managers = {[0.505 (26.2–1)] + [0.495 (73.8–1)]}–1 = 38.48 

Indexed EDEP for positions as legislators, senior officials and managers =  
38.48

  = 0.770 
50

EDEP for professional and technical positions = {[0.505 (51.0–1)] + [0.495 (49.0–1)]}–1 = 49.99 

Indexed EDEP for professional and technical positions =  
49.99

  = 1.00 
50

�e two indexed EDEPs are averaged to create the EDEP for economic participation: 

EDEP for economic participation =  
0.770 + 1.00

  = 0.885
2

3. Calculating the EDEP for income 
Earned income (PPP US$) is estimated for women and men separately and then indexed to 
goalposts as for the HDI and the GDI. For the GEM, however, the income index is based on 
unadjusted values, not the logarithm of estimated earned income. (For details on the estimation 
of earned income for men and women, see the addendum to this technical note.) 

FEMALE MALE
Population share: 0.505 Population share: 0.495 
Estimated earned income (PPP US$): 26,587 Estimated earned income (PPP US$): 36,430 

Income index = 26,519 – 100  = 0.663 Income index =  36,390 – 100  = 0.910 
40,000 – 100 40,000 – 100

�e female and male indices are then combined to create the equally distributed index: 

EDEP for income = {[0.505 (0.663–1)] + [0.495 (0.910–1)]}–1 = 0.766

4. Calculating the GEM 
Once the EDEP has been calculated for the three dimensions of the GEM, determining the 
GEM is straightforward. It is a simple average of the three EDEP indices. 

GEM =
0.928 + 0.885 + 0.766

  = 0.859
3
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TECHNICAL NOTE 1 ADDENDUM

Female and male 
earned income

Despite the importance of having gender- 
disaggregated data on income, direct measures 
are unavailable. For this Report crude estimates 
of female and male earned income have 
therefore been derived. 

Income can be seen in two ways: as a resource for 
consumption and as earnings by individuals. �e 
use measure is dif�cult to disaggregate between 
men and women because they share resources 
within a family unit. By contrast, earnings are 
separable because di�erent members of a family 
tend to have separate earned incomes. 

�e income measure used in the GDI and the 
GEM indicates a person’s capacity to earn 
income. It is used in the GDI to capture the 
disparities between men and women in 
command over resources and in the GEM to 
capture women’s economic independence. (For 
conceptual and methodological issues relating to 
this approach, see Sudhir Anand and Amartya 
Sen’s “Gender Inequality in Human Develop- 
ment” and, in Human Development Report 
1995, chapter 3 and technical notes 1 and 2; see 
the list of selected readings at the end of this 
technical note.) 

Female and male earned income (PPP US$) are 
estimated using the following data: 

• Ratio of the female non-agricultural wage to 
the male non-agricultural wage.

• Male and female shares of the economically 
active population.

• Total female and male population.
• GDP per capita (PPP US$).

Key
Wf / Wm = ratio of female non-agricultural wage to
 male non-agricultural wage
EAf = female share of economically active population
EAm = male share of economically active population
Sf = female share of wage bill
Y = total GDP (PPP US$)
Nf = total female population
Nm = total male population
Yf = estimated female earned income (PPP US$)
Ym = estimated male earned income (PPP US$)

Note
Calculations based on data in the technical note 
may yield results that di�er from those in the 
indicator tables because of rounding.

Estimating female and male earned income 

�is illustration of the estimation of female and male earned income uses 2003 data for 
Switzerland.

1. Calculating total GDP (PPP US$)
Total GDP (PPP US$) is calculated by multiplying the total population by GDP per capita 
(PPP US$).

Total population: 7,350 (thousand)
GDP per capita (PPP US$): 30,550
Total GDP (PPP US$) = 7,350 (30,550) = 224,542,500 (thousand)

2. Calculating the female share of the wage bill
Because data on wages in rural areas and in the informal sector are rare, the Report has used 
non-agricultural wages and assumed that the ratio of female wages to male wages in the 
non-agricultural sector applies to the rest of the economy. �e female share of the wage bill is 
calculated using the ratio of the female non-agricultural wage to the male non-agricultural wage 
and the female and male percentage shares of the economically active population. Where data 
on the wage ratio are not available, a value of 75% is used.

Ratio of female to male non-agricultural wage (Wf /Wm ) = 1.324
Female percentage share of economically active population (EAf ) = 40.8%
Male percentage share of economically active population (EAm ) = 59.2%

Female share of wage bill (Sf ) =
Wf /Wm (EAf )   =

        1.324 (40.8)
  = 0.477

[Wf /Wm (EAf )] + EAm [1.324 (40.8)] + 59.2

3. Calculating female and male earned income (PPP US$)
An assumption has to be made that the female share of the wage bill is equal to the female share 
of GDP.

Female share of wage bill (Sf ) = 0.477
Total GDP (PPP US$) (Y ) = 224,542,500 (thousand)
Female population (Nf ) = 3,699 (thousand)

   Estimated female earned income (PPP US$) (Yf )  =
Sf (Y )

  =
0.477 (224,542,500)

   = 28,972
Nf    3,699

Male population (Nm ) = 3,651 (thousand)

  Estimated male earned income (PPP US$) (Ym ) =  
Y – Sf (Y )

  =  
224,542,500 – [0.477 (224,542,500)]

   = 32,149
Nm  3,651
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TecHNical	NoTe	2

Two	sides	of	the	poverty	reduction	coin—
why	growth	and	distribution	matter

This year the Human Development Report 
presents new data and simulations on income, 
exploring the relationship between economic 
growth, redistribution and income poverty. 
Chapter 1 focuses on the international level, 
looking at global distribution and exploring 
the implications of different growth patterns 
for poverty reduction. The chapter draws on a 
global income distribution model prepared for 
Human Development Report 2005 (Dikhanov 
2005). The model is used to explore how differ-
ent growth and distribution scenarios to 2015 
might have a bearing on poverty. Trend growth 
projections and the $1 a day poverty line are used 
to determine how many fewer people would be 
living in poverty with a pro-poor growth pat-
tern with the income of poor people growing at 
twice the average rate. Chapter 2 shifts from the 
global to the national level. Household expendi-
ture surveys are used to plot income distribution 
patterns for three countries. Starting from the 
prevailing distribution, a forward-looking pro-
jection is developed to consider the impact on 
poverty of pro-poor growth patterns, with the 
income of the poor—defined as the population 
living below the national poverty line—rising at 
twice the national average. 

The scenario exercises illustrate the poten-
tially large scale benefits for poverty reduction 
of small changes in distribution in favour of the 
poor. However, the simulations used are styl-
ized exercises. They cast some light on how the 
interaction of economic growth with different 
distribution patterns can influence prospects for 
poverty reduction. By definition, simulations 
do not help identify the specific strategies that 
might achieve the optimal growth distribution 
patterns for maximizing the speed of poverty 
reduction. That does not mean that the simula-
tions in chapters 1 and 2 have no implications 

for policy. As the global modeling exercise in 
chapter 1 demonstrates, creating conditions 
under which the world’s poor people capture a 
larger share of future growth would create an 
enabling environment for accelerated poverty 
reduction. The same applies at a national level. 
As the pro-poor growth simulations here dem-
onstrate, modest gains in the income share of 
the poor can shorten the time horizon for halv-
ing poverty. One of the central messages that 
emerges for policy-makers is that distribution 
matters both for the Millennium Development 
Goals and for wider poverty reduction efforts.

World income distribution

The global income distribution model used in 
chapter 1 provides an estimate of global income 
distribution for 1970–2000. These estimates 
are supplemented with two forward-looking 
scenarios for 2015. The first scenario looks 
at poverty in 2015 on a distribution-neutral 
growth projection—that is, with national in-
come distribution held constant over time. The 
second scenario assumes that the income of the 
poor grows at twice the average rate until 2015. 
The scenarios are based on 1990–2002 trends in 
GDP growth and UN population projections 
for 2015. The simulations highlight the impact 
of different growth patterns on income inequal-
ity and income poverty. Additionally, the model 
looks at the dimensions of the income transfer 
that would be required to eliminate $1 a day 
poverty.

Data and methodological issues
Dikhanov (2005) is a model of world inequal-
ity accounting. It provides an approximation 
for global income inequality, which is narrower 
than a model of wealth accounting because it 
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does not take into account ownership of pro-
ductive assets, which might be seen as a primary 
source of economic power and a determinant 
of income inequality. Nor does it take into ac-
count the notional value of non-market goods 
and services delivered by governments. 

In effect, world inequality accounting at-
tempts to capture income inequality among all 
individuals in the world. The exercise involves 
combining income distribution within coun-
tries and comparing incomes across countries. 
Global income is taken to be the sum of the re-
ported, as well as estimated and imputed, per-
sonal consumption expenditure from national 
accounts data of all countries in the World Bank 
database. Thus national accounts data, rather 
than data from household surveys, are used to 
determine average incomes in each country. 
National accounts data are more suitable for 
comparison over time. However, such data are 
incomplete because they do not include the 
informal economy and certain categories of in-
come. This makes it possible to scale up national 
accounting exercises to arrive at a global income 
using consistent methodology across countries. 
Personal consumption expenditure differs from 
standard GDP or GNI measurement in that it 
excludes some national accounting items, such 
as savings by firms and governments. The cur-
rent exercise uses a polynomial interpolation to 
approximate a continuous distribution from the 
information provided by the underlying data. 

Applying distributional information from 
the income and consumption surveys to aver-
age incomes yields an approximation, in nation-
al currencies, of each individual’s income. For 
international comparisons these incomes must 
be converted into the same currency. Because 
exchange rates do not take into account price 
differential between countries, international 
comparison requires adjustments. The model 
converts personal consumption expenditure val-
ues in local currency into international dollars 
using 1999 purchasing power parities (PPPs). 
The PPP methodology collects information on 
prices through the International Comparison 
Program, which surveys the price for a basket 
of goods across more than 100 countries.  An 
important debate has developed in recent years 

over the use of PPP adjustments, specifically in 
relation to the $1 a day poverty line. This debate 
is not revisited here. Interested readers should 
see the list of readings at the end of this note. 

Some countries lack the national accounts 
information needed to scale up from the na-
tional level to the global level. To obtain global 
totals, gap-filling procedures involving imputa-
tion were used. The techniques are detailed in 
notes to World Development Indicators 2001 
(World Bank 2001). Imputation procedures are 
applied to a relatively small group of countries, 
with standard national accounting providing 
data for over 80 percent of the global personal 
consumption expenditure and population.

World inequality accounting makes it pos-
sible to derive various regional subaggregates of 
global distribution, as well as the share of global 
income accounted for at each percentile level, 
regardless of the country in which individuals 
live. That is, the model creates a hypothetical 
world in which all people can be lined up in a 
single distribution, regardless of where they live. 
The shape and regional decomposition of the 
distribution is set out in chapter 1.

Simulations and results
Much heat has been generated by the debate on 
globalization and inequality. Polarized conclu-
sions have been reached with regard to both 
trend and attribution. Studies employing dif-
ferent techniques and data sources have reached 
divergent conclusions on whether global income 
inequality is increasing or decreasing and on the 
precise role played by globalization. World in-
equality accounting does not resolve the global 
inequality debate, though it does call into ques-
tion claims that globalization has been accom-
panied by income convergence (as claimed by 
some supporters of global integration) or by rap-
id divergence (as claimed by others). The model 
used in chapter 1 finds that overall inequality, as 
measured by the Gini coefficient, has changed 
little, from 67 in 1970 to 68 in 2000. This shift 
is probably smaller than the margin of error in-
troduced by the data, and is thus insignificant. 

As indicated earlier, the 2015 simula-
tion compares two different growth paths for 
2002–15. Both simulations use a similar growth 
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projection. For countries with positive growth, 
trends for 1990–2002 are projected forward 
to 2015. For countries and regions with nega-
tive growth, positive future growth is assumed 
based on regional averages for the period 2000–
06 as set out in Global Economic Prospects 2005 
(World Bank 2005).

In the first simulation the model as-
sumes that within-country distribution stays 
constant—that is, increments to growth are 
shared to reflect the current distribution. The 
second assumes that the income of people below 
an annual income of $700 (2000 PPP US$), an 
amount roughly equivalent to the $1 a day pov-
erty line, would grow at twice the rate of the 
population as a whole. The income growth rate 
of the rest of the population would be adjusted 
downward to keep the average income growth 
rate the same as in the first simulation. This pro-
poor growth simulation results in 253 million 
fewer people living in poverty in 2015. Howev-
er, much of the reduction is concentrated in East 
Asia and South Asia, rather than Sub-Saharan 
Africa, reflecting the higher average growth 
trends for the first two regions. The conclusion: 
growth and distribution matter a great deal in 
defining poverty reduction prospects.

National income distribution 
and poverty reduction

In any country the rate at which poverty de-
clines is primarily a function of two variables: 
the economic growth rate and poor people’s 
share of growth. There are complex variations 
within this interaction in, for example, the 
depth of poverty or the distance measured in 
income terms from the poverty line. The over-
all effect of growth on poverty incidence will be 
determined by distribution below the poverty 
line, as well as distribution between poor people 
and non-poor people. If there is a large concen-
tration of poverty just below the line, increases 
in income for this group will have a large impact 
on poverty incidence. However, large relative 
increases in income for groups that are further 
from the poverty line produce only small reduc-
tions in the incidence of poverty. It also has to 
be borne in mind that any poverty threshold 

is, to some degree, an artificial construct that 
provides a partial indicator for measuring the 
dynamic processes associated with poverty.

Exercises and results

In chapter 2 kernel density curves are construct-
ed for income distribution in Brazil, Kenya and 
Mexico. These distribution data are used in 
two exercises. The first considers the effect of 
a hypothetical transfer from top to bottom of 
the distribution. This is a stylized exercise, but 
it draws attention to a central characteristic of 
countries with large concentrations of poverty 
at one end of the distribution and wealth at the 
other: small transfers would substantially re-
duce poverty. The second exercise builds on a 
global income distribution simulation. It uses 
the national income distribution data as the ba-
sis for a simulation that examines the effect of 
two different growth scenarios on poverty re-
duction. Projecting forward trend growth rates, 
it simulates the impact on poverty incidence of 
distribution neutral growth (holding current 
distribution patterns constant) and pro-poor 
growth (in which the income of the population 
below the poverty line grows at twice the na-
tional rate).

Static redistribution
In a simple exercise the effect of doubling the 
total income share of all the people below the 
poverty line is considered, with an adjustment 
among the top 20 percent of the distribution. 
For practical purposes, this can be thought of as 
a hypothetical lump-sum transfer. Specifically, 
the size of the transfer received is inversely pro-
portional to the income of the recipient. Figure 
1 illustrates the impact. The black line shows 
the pre-redistribution pattern and the green 
line the post-redistribution pattern. Redistribu-
tion pushes the bottom end of the distribution 
up and to the right. For Kenya and, less spec-
tacularly, Brazil and Mexico, the median poor 
household is taken above the poverty line. The 
figure shows that a doubling of poor people’s in-
come would have a large effect on the number of 
people in poverty and a relatively small impact 
on the income of the richest.
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Dynamic pro-poor growth
In a dynamic model the distribution pattern 
changes over time. The simulation here com-
pares the time horizon for the median poor 
household crossing the poverty line under dis-
tribution-neutral growth and under the pro-
poor growth scenario. Under both scenarios 
average per capita growth rates are assumed to 
follow the observed trend between 1990 and 
2002—a period chosen to reflects two full eco-
nomic cycles. 

Table 1 summarizes the main results from 
both simulations. For both Brazil and Mexico 
the static transfer required to double income 
below the poverty line is equivalent to less than 
5% of the income of the richest population 
quintile. Poverty incidence falls sharply in both 

countries: from 22% to 7% in Brazil and from 
16% to 4% in Mexico. In Kenya less extreme 
disparities of wealth and a higher incidence of 
poverty mean that the incomes of the richest 
quintile would have to fall far more to finance 
the transfer, but the overall incidence of poverty 
still falls from 23% to 4%. For all three coun-
tries the pro-poor growth scenario reduces the 
time horizon for lifting the median household 
above the poverty line. For Brazil the time hori-
zon falls by 19 years, for Mexico by 15 years and 
for Kenya by 17 years.

Calculations for the two scenarios are 
based on the following formulation. In the 
distribution-neutral simulation, the observed 
growth rate is imputed to each percentile so 
that:

Yit+1 = Yit * e gi for every percentile i.

The pro-poor growth simulation assumes a 
growth rate for the number of poor people twice 
the average growth rate observed in 1990–2002, 
with growth rate remaining constant so that:1

Yjt+1 = Yjt * e g j for every percentile j.

Percentile j is defined as those below the poverty 
line at the initial time t0.

Yit+1 = Yit * e gi for every percentile i.

Kenya 1997 Brazil 2002 Mexico 2002

Doubling the income share of poor people: static transfer from the richest quintile 

Poverty rate decline 23% to 4% 22% to 7% 16% to 4%

People out of poverty (millions) 5 26 12
Transfer as share of total household 
income (%) 7.00 2.91 2.57

Transfer as share of richest quintile’s 
income (%) 14.2 4.6 4.7

Year median household is out of poverty under different growth patterns

Simulation 1 (no change in distribution) 2030 2041 2032

Simulation 2 (pro-poor growth) 2013 2022 2017

Note: The data for the national simulations are computed from household surveys that are the basis for the government’s own poverty estimated 
and also underpin the World Bank’s assessment of $1 a day poverty.
Source: Fuentes 2005.

Table 1 Pro-poor growth provides greater results

Doubling the income of the poor would take a small transfer from the rich Figure 1

Note: The area under each curve represents 100% of people. The simulated distribution reflects a transfer proportionate to income from the richest 20% large enough to double the income of those below the poverty line. 
The size of the transfer received is inversely proportionate to income below the poverty line. 
Source: Fuentes 2005.
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Percentile i is defined as those above the poverty 
line at the initial time t0.

The growth rate gj is double the observed 
growth rate in 1990–2002. The growth rate gi is 
such that the overall growth rate of the economy 
remains constant over time. Given that the rela-
tive weights of each percentile change every year, 
gi in time t is slightly higher than gi in time t + 1.

The data are for average per capita income 
of households in 100 percentiles. The welfare 
indicator is after-tax per capita income for the 
household. International poverty estimates 
were used for Brazil and Kenya and national 
computations of poverty incidence for Mexico. 
The simulations used the 1990–2002 per capita 
growth rates as reported in Human Develop-
ment Report 2004 to capture two full economic 
cycles for Brazil and Mexico.2 For Kenya, since 
observed growth rates are negative, an optimis-
tic yet plausible per capita growth rate of 1 per-
cent was assumed. 

Notes

1 These assumptions have two implications. First, inequality will fall 

every year. Second, for the overall growth rate to remain constant, 

the growth rate for those above the poverty line will be smaller every 

year, as the share of income of poor people increases.

2 Despite the presence of financial crises in both Brazil and Mexico 

during that period, the growth rates used are representative of 

long-term growth. Growth rates for 1970–2002 are lower in both 

countries. The difference in time horizon between growth patterns 

does not change significantly when using different growth rates.
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TecHNical	NoTe	3

assessing	progress	towards	the	
Millennium	Development	Goals

Assessing progress towards the 
Millennium Development Goals

This year’s Human Development Report as-
sesses progress towards the Millennium De-
velopment Goals (MDGs) and attempts to 
quantify the potential benefits of achieving the 
MDGs by 2015. For each country the exercise 
attempts to answer two distinct questions for 
each MDG:
• If the MDG were achieved by 2015, how 

many fewer people would suffer human de-
privation than if progress continued along 
the trends of the 1990s?

• If progress continued along the trends 
of the 1990s, when would the MDG be 
achieved?
The Report makes these assessments for five 

MDG indicators that have reasonably reliable 
trend data available on a country-by-country 
basis (table 1).

Calculating progress towards  
each MDG

Progress towards each MDG is assessed by com-
paring average annual progress if current trends 
prevailed with the annual progress needed to 
meet the indicator, under the assumption of 
linear progress.

The average annual rate of progress is calcu-
lated using the general formula:

 α0 =  
(xt1

 – xt0
) / xt0  ,

 t1 – t0

where xt1
 and xt0

 are the values of the indicator 
for 1990 or the year closest to 1990 for which 
data are available; t1 is the most recent year for 
which data are available, generally 2003; and 

t0 is 1990 or the year closest to 1990 for which 
data are available. For hunger and under-five 
mortality rates, for which the most desir-
able value is 0, the formula is applied without 
modification. 

For the net primary enrolment ratio, gen-
der equality in education (ratio of girls to boys) 
and share of population with access to safe 
water and sanitation, for which the most de-
sirable value is 100%, progress is expressed as 
“shortfall reduction” according to the follow-
ing formula:

 α1 =  
(xt1

 – xt0
) / (100 – xt0

)
 .

 t1 – t0

Calculating the human cost 
of not meeting the MDGs

The average annual rate of progress is then used 
to calculate the value of the indicator on current 
trends in 2015:

 xtMDG = xt0
 + [αi(tMDG – t0)],

where tMDG denotes 2015, the target year for 
achieving the MDGs and i can take the value 0 
or 1 depending on the indicator. 

The indicator is then multiplied by the value 
of its denominator, w, listed in table 1, as pro-
jected by the UN Population Division, to arrive 
at the total number of deprived people, ptMDG 

, 
in 2015:

 ptMDG = xtMDG  wtMDG .

The number of people deprived if the MDG is 
met, p̂tMDG , is also calculated for each country 
as the value of the indicator needed to achieve 
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the MDG, determined by the MDG indicator 
(x*), multiplied by its denominator:

 p̂tMDG
 = x*wtMDG

 .

The shortfall, the difference between achieving 
the MDG and progress along current trends, is 
calculated by adding the differences between 
these two values for all countries not on track 
to achieve the MDG:

Shortfall = Σ (ptMDG – p̂tMDG ) [ptMDG > p̂tMDG ]

where [ptMDG > p̂tMDG ] is equal to 1 if true and 
0 if false. 

Calculating the year in which MDGs 
are achieved on current trends

The necessary level to achieve each MDG is de-
termined by the MDG itself. For example, the 
target for MDG 4 calls for reducing the under-
five mortality rate by two-thirds. The level at 
which the MDG is achieved is thus set to the ini-
tial level multiplied by a coefficient β. For child 
mortality, this coefficient is set to 1/3. For hunger, 
it is set to 1/2, as determined by the MDG tar-
get. The year in which a country will achieve the 
MDG, t̃, is then determined by the formula:

 t̃ = t0 + 
βxt0  . α

Target
Variable 
(indicator) Source agency

Reference year
Denominator used for 
calculating counts (w)t0 t1

Goal 1. Eradicate extreme poverty and hunger

Target 1. Halve the proportion of people whose 
income is less than $1 a day

People living on less than $1 a 
day (1993 PPP US$) (%) a

World Bank 1990 2000 Total population

Target 2. Halve the proportion of people who suffer 
from hunger

Undernourished people (%) FAO 1990–92 1999–2001 Total population

Goal 2. Achieve universal primary education

Target 3. Ensure that children everywhere will be able 
to complete a full course of primary schooling

Net primary enrolment ratio 
(%)

UNESCO Institute for 
Statistics

1990/91 2002/03 Children of primary school 
age

Goal 3. Promote gender equality and empower women

Target 4. Eliminate gender disparity in all levels of 
education

Female net primary enrolment 
ratio (%)

UNESCO Institute for 
Statistics

1990/91 2002/03 Girls of primary school age

Goal 4. Reduce child mortality

Target 5. Reduce by two-thirds the under-five 
mortality rate

Under-five mortality rate (per 
1,000 live births)

UNICEF and WHO 1990 2003 Births

Goal 7. Ensure environmental sustainability

Target 10. Halve the proportion of people without 
sustainable access to safe drinking water and 
sanitation

People with sustainable 
access to an improved water 
source (%)

UNICEF and WHO 1990 2003 Total population

People with access to improved 
sanitation (%)

UNICEF and WHO 1990 2003 Total population

a. Assessment of human costs only, not timeline. 

Table 1 Millennium Development Goals assessed
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Definitions	of	statistical	terms

Agriculture, domestic support Annual monetary val-
ue of all gross transfers from taxpayers and consumers 
arising from policy measures that support agriculture, 
minus the associated budgetary receipts, regardless of 
their objectives and impacts on farm production and 
income or on consumption of farm products.

Armed forces, total Strategic, land, naval, air, com-
mand, administrative and support forces. Includes 
paramilitary forces such as the gendarmerie, customs 
service and border guard, if these are trained in military 
tactics.

Arms transfers, conventional Refers to the volun-
tary transfer by the supplier (and thus excludes cap-
tured weapons and weapons obtained through defec-
tors) of weapons with a military purpose destined for 
the armed forces, paramilitary forces or intelligence 
agencies of another country. These include major con-
ventional weapons or systems in six categories: ships, 
aircraft, missiles, artillery, armoured vehicles and guid-
ance and radar systems (excluded are trucks, services, 
ammunition, small arms, support items, components 
and component technology and towed or naval artillery 
under 100-millimetre calibre).

Births attended by skilled health personnel The per-
centage of deliveries attended by personnel (including 
doctors, nurses and midwives) trained to give the nec-
essary care, supervision and advice to women during 
pregnancy, labour and the postpartum period, to con-
duct deliveries on their own and to care for newborns.

Birthweight, infants with low The percentage of in-
fants with a birthweight of less than 2,500 grams.

Carbon dioxide emissions Human-originated carbon 
dioxide emissions stemming from the burning of fossil 
fuels, gas flaring and the production of cement. Emis-
sions are calculated from data on the consumption of 
solid, liquid and gaseous fuels, gas flaring and the pro-
duction of cement.

Cellular subscribers (also referred to as cellular mo-
bile subscribers) Subscribers to an automatic public 
mobile telephone service that provides access to the 
public switched telephone network using cellular tech-
nology. Systems can be analogue or digital.

Children reaching grade 5 The percentage of children 
starting primary school who eventually attain grade 5 
(grade 4 if the duration of primary school is four years). 
The estimates are based on the reconstructed cohort 

method, which uses data on enrolment and repeaters 
for two consecutive years.

Children with diarrhoea receiving oral rehydration 
and continued feeding Percentage of children (ages 
0–4) with diarrhoea in the last two weeks preceding 
the survey who received either oral rehydration therapy 
(oral rehydration solutions or recommended homemade 
fluids) or increased fluids and continued feeding.

Consumer price index, average annual change in 
 Reflects changes in the cost to the average consumer 
of acquiring a basket of goods and services that may be 
fixed or may change at specified intervals.

Condom use at last high-risk sex Men and women 
who say they used a condom the last time they had sex 
with a non-marital, non-cohabiting partner, of those 
who have had sex with such a partner in the last 12 
months.

Contraceptive prevalence rate The percentage of mar-
ried women (including women in union) ages 15–49 
who are using, or whose partners are using, any form of 
contraception, whether modern or traditional.

Contributing family worker Defined according to 
the 1993 International Classification by Status in Em-
ployment (ICSE) as a person who works without pay 
in an economic enterprise operated by a related person 
living in the same household.

Crime, population victimized by The percentage of 
the population who perceive that they have been vic-
timized by certain types of crime in the preceding year, 
based on responses to the International Crime Victims 
Survey.

Debt forgiveness, gross bilateral Forgiveness of bi-
lateral debts of developing countries with the support 
of official funds of donor countries, whether owed to 
public or private creditors. Offsetting entries for offi-
cial development assistance (ODA) principal are not 
subtracted. See official development assistance (ODA) 
disbursed, net.

Debt relief committed under HIPC initiative 
  Forgiveness of loans as a component of official develop-
ment assistance under the Debt Initiative for Heavily 
Indebted Poor Countries (HIPCs). The initiative is a 
mechanism for debt relief, jointly overseen by the Inter-
national Monetary Fund (IMF) and the World Bank. 
Bilateral and multilateral creditors have provided debt 
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relief through this framework to the 42 poorest, most 
heavily indebted countries since 1996.

Debt service, total The sum of principal repayments 
and interest actually paid in foreign currency, goods or 
services on long-term debt (having a maturity of more 
than one year), interest paid on short-term debt and re-
payments to the International Monetary Fund.

Earned income (PPP US$), estimated Roughly de-
rived on the basis of the ratio of the female nonagri-
cultural wage to the male non-agricultural wage, the 
female and male shares of the economically active pop-
ulation, total female and male population and GDP per 
capita (PPP US$). For details on this estimation, see 
Technical note 1.

Earned income, ratio of estimated female to male 
 The ratio of estimated female earned income to esti-
mated male earned income. See earned income (PPP 
US$), estimated (female and male).

Economic activity rate, female The share of the fe-
male population ages 15 and above who supply, or are 
available to supply, labour for the production of goods 
and services.

Education expenditure, public Includes both capital 
expenditures (spending on construction, renovation, 
major repairs and purchase of heavy equipment or ve-
hicles) and current expenditures (spending on goods 
and services that are consumed within the current year 
and would need to be renewed the following year). It 
covers such expenditures as staff salaries and benefits, 
contracted or purchased services, books and teaching 
materials, welfare services, furniture and equipment, 
minor repairs, fuel, insurance, rents, telecommunica-
tions and travel. See education levels.

Education index One of the three indices on which 
the human development index is built. It is based on 
the adult literacy rate and the combined gross enrol-
ment ratio for primary, secondary and tertiary schools. 
For details on how the index is calculated, see Technical 
note 1.

Education levels Categorized as pre-primary, pri-
mary, secondary or tertiary in accordance with the 
International Standard Classification of Education 
(ISCED). Pre-primary education (ISCED level 0) is 
provided at such schools as kindergartens and nursery 
and infant schools and is intended for children not old 
enough to enter school at the primary level. Primary 
education (ISCED level 1) provides the basic elements 
of education at such establishments as primary and 
elementary schools. Secondary education (ISCED lev-
els 2 and 3) is based on at least four years of previous 
instruction at the first level and provides general or 
specialized instruction, or both, at such institutions 
as middle schools, secondary schools, high schools, 
teacher training schools at this level and vocational 
or technical schools. Tertiary education (ISCED lev-
els 5–7) refers to education at such institutions as 
universities, teachers colleges and higher level profes-
sional schools—requiring as a minimum condition of 

admission the successful completion of education at 
the second level or evidence of the attainment of an 
equivalent level of knowledge.

Electricity consumption per capita Refers to gross 
production, in per capita terms, which includes con-
sumption by station auxiliaries and any losses in the 
transformers that are considered integral parts of the 
station. Also includes total electric energy produced 
by pumping installations without deduction of electric 
energy absorbed by pumping.

Employment by economic activity, women Female 
employment in industry, agriculture or services as 
defined according to the International Standard In-
dustrial Classification (ISIC) system (revisions 2 and 
3). Industry refers to mining and quarrying, manufac-
turing, construction and public utilities (gas, water 
and electricity). Agriculture refers to activities in ag-
riculture, hunting, forestry and fishing. Services refer 
to wholesale and retail trade; restaurants and hotels; 
transport, storage and communications; finance, insur-
ance, real estate and business services; and community, 
social and personal services.

Energy use, GDP per unit of The ratio of GDP (in 
2000 PPP US$) to commercial energy use, measured in 
kilograms of oil equivalent. Provides a measure of en-
ergy efficiency by showing comparable and consistent 
estimates of real GDP across countries relative to physi-
cal inputs (units of energy use). See GDP (gross domestic 
product) and PPP (purchasing power parity).

Enrolment ratio, gross The number of students en-
rolled in a level of education, regardless of age, as a 
percentage of the population of official school age for 
that level. The gross enrolment ratio can be greater than 
100% as a result of grade repetition and entry at ages 
younger or older than the typical age at that grade level. 
See education levels.

Enrolment ratio, gross, combined for primary, 
secondary and tertiary schools The number of stu-
dents enrolled in primary, secondary and tertiary levels 
of education, regardless of age, as a percentage of the 
population of official school age for the three levels. See 
education levels and enrolment ratio, gross.

Enrolment ratio, net The number of students enrolled 
in a level of education who are of official school age for 
that level, as a percentage of the population of official 
school age for that level. See education levels.

Environmental treaties, ratification of After sign-
ing a treaty, a country must ratify it, often with the ap-
proval of its legislature. Such process implies not only 
an expression of interest as indicated by the signature, 
but also the transformation of the treaty’s principles 
and obligations into national law.

Exports, high-technology Exports of products with 
a high intensity of research and development. Includes 
high-technology products such as in aerospace, com-
puters, pharmaceuticals, scientific instruments and 
electrical machinery.
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Exports, manufactured Defined according to the 
Standard International Trade Classification to include 
exports of chemicals, basic manufactures, machinery 
and transport equipment and other miscellaneous 
manufactured goods.

Exports of goods and services The value of all goods 
and other market services provided to the rest of the 
world. Includes the value of merchandise, freight, in-
surance, transport, travel, royalties, licence fees and 
other services, such as communication, construction, 
financial, information, business, personal and govern-
ment services. Excludes labour and property income 
and transfer payments.

Exports, primary Defined according to the Standard 
International Trade Classification to include exports 
of food, agricultural raw materials, fuels and ores and 
metals.

Fertility rate, total The number of children that would 
be born to each woman if she were to live to the end of 
her child-bearing years and bear children at each age in 
accordance with prevailing age-specific fertility rates.

Foreign direct investment, net inflows of Net in-
flows of investment to acquire a lasting management 
interest (10% or more of voting stock) in an enter-
prise operating in an economy other than that of the 
investor. It is the sum of equity capital, reinvestment 
of earnings, other long-term capital and short-term 
capital.

Fuel consumption, traditional Estimated consump-
tion of fuel wood, charcoal, bagasse (sugar cane waste) 
and animal and vegetable wastes.

GDP (gross domestic product) The sum of value add-
ed by all resident producers in the economy plus any 
product taxes (less subsidies) not included in the valua-
tion of output. It is calculated without making deduc-
tions for depreciation of fabricated capital assets or for 
depletion and degradation of natural resources. Value 
added is the net output of an industry after adding up 
all outputs and subtracting intermediate inputs.

GDP (US$) GDP converted to US dollars using the 
average official exchange rate reported by the Inter-
national Monetary Fund. An alternative conversion 
factor is applied if the official exchange rate is judged 
to diverge by an exceptionally large margin from the 
rate effectively applied to transactions in foreign cur-
rencies and traded products. See GDP (gross domestic 
product).

GDP index One of the three indices on which the hu-
man development index is built. It is based on GDP 
per capita (PPP US$). For details on how the index is 
calculated, see Technical note 1.

GDP per capita (PPP US$) See GDP (gross domestic 
product) and PPP (purchasing power parity).

GDP per capita (US$) GDP (US$) divided by midyear 
population. See GDP (US$).

GDP per capita annual growth rate Least squares an-
nual growth rate, calculated from constant price GDP 
per capita in local currency units.

Gender empowerment measure (GEM) A compos-
ite index measuring gender inequality in three basic 
dimensions of empowerment—economic participa-
tion and decision-making, political participation and 
decision-making and power over economic resources. 
For details on how the index is calculated, see Techni-
cal note 1.

Gender-related development index (GDI) A compos-
ite index measuring average achievement in the three 
basic dimensions captured in the human development 
index—a long and healthy life, knowledge and a decent 
standard of living—adjusted to account for inequalities 
between men and women. For details on how the index 
is calculated, see Technical note 1.

Gini index Measures the extent to which the distribu-
tion of income (or consumption) among individuals or 
households within a country deviates from a perfectly 
equal distribution. A Lorenz curve plots the cumulative 
percentages of total income received against the cumu-
lative number of recipients, starting with the poorest 
individual or household. The Gini index measures the 
area between the Lorenz curve and a hypothetical line 
of absolute equality, expressed as a percentage of the 
maximum area under the line. A value of 0 represents 
perfect equality, a value of 100 perfect inequality.

GNI (gross national income) The sum of value added 
by all resident producers in the economy plus any prod-
uct taxes (less subsidies) not included in the valuation 
of output plus net receipts of primary income (compen-
sation of employees and property income) from abroad. 
Value added is the net output of an industry after add-
ing up all outputs and subtracting intermediate inputs. 
Data are in current US dollars converted using the 
World Bank Atlas method.

Health expenditure per capita (PPP US$) The sum 
of public and private expenditure (in PPP US$), di-
vided by the population. Health expenditure includes 
the provision of health services (preventive and cura-
tive), family planning activities, nutrition activities and 
emergency aid designated for health, but excludes the 
provision of water and sanitation. See health expendi-
ture, private; health expenditure, public; and PPP (pur-
chasing power parity).

Health expenditure, private Direct household (out of 
pocket) spending, private insurance, spending by non-
profit institutions serving households and direct service 
payments by private corporations. Together with public 
health expenditure, it makes up total health expendi-
ture. See health expenditure per capita (PPP US$) and 
health expenditure, public.

Health expenditure, public Current and capi-
tal spending from government (central and local) 
budgets, external borrowings and grants (including 
donations from international agencies and non-gov-
ernmental organizations) and social (or compulsory) 
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health insurance funds. Together with private health 
expenditure, it makes up total health expenditure. See 
health expenditure per capita (PPP US$) and health ex-
penditure, private.

HIPC completion point The date at which a country 
included in the Debt Initiative for Heavily Indebted 
Poor Countries (HIPCs) successfully completes the 
key structural reforms agreed on at the HIPC deci-
sion point, including developing and implementing a 
poverty reduction strategy. The country then receives 
the bulk of its debt relief under the HIPC Initiative 
without further policy conditions.

HIPC decision point The date at which a heavily in-
debted poor country with an established track record 
of good performance under adjustment programmes 
supported by the International Monetary Fund and 
the World Bank commits, under the Debt Initiative for 
Heavily Indebted Poor Countries (HIPCs), to under-
take additional reforms and to develop and implement 
a poverty reduction strategy.

HIPC trust fund, bilateral pledges to the A firm 
obligation undertaken by an official donor to provide 
specified assistance to the HIPC trust fund. Bilateral 
commitments are recorded in the full amount of ex-
pected transfer, irrespective of the time required for the 
completion of disbursements.

HIV prevalence The percentage of people ages 15–49 
who are infected with HIV.

HIV/AIDS prevalence, pregnant women ages 
15–24 attending antenatal care in clinics in capital 
city Percentage of blood samples taken from women 
that test positive for HIV during routine sentinel sur-
veillance at selected antenatal clinics. Data are median 
values of all antenatal clinics in the cities specified and 
are from national surveillance reports and database of 
census bureau.

Human development index (HDI) A composite index 
measuring average achievement in three basic dimen-
sions of human development—a long and healthy life, 
knowledge and a decent standard of living. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1.

Human poverty index (HPI-1) for developing coun-
tries A composite index measuring deprivations in the 
three basic dimensions captured in the human develop-
ment index—a long and healthy life, knowledge and a 
decent standard of living. For details on how the index 
is calculated, see Technical note 1.

Human poverty index (HPI-2) for selected high-
income OECD countries A composite index measur-
ing deprivations in the three basic dimensions captured 
in the human development index—a long and healthy 
life, knowledge and a decent standard of living—and 
also capturing social exclusion. For details on how the 
index is calculated, see Technical note 1.

Illiteracy rate, adult Calculated as 100 minus the 
adult literacy rate. See literacy rate, adult.

Immunization, one-year-olds fully immunized 
against measles or tuberculosis One-year-olds in-
jected with an antigen or a serum containing specific 
antibodies against measles or tuberculosis.

Imports of goods and services The value of all goods 
and other market services received from the rest of 
the world. Includes the value of merchandise, freight, 
insurance, transport, travel, royalties, licence fees and 
other services, such as communication, construction, 
financial, information, business, personal and govern-
ment services. Excludes labour and property income 
and transfer payments.

Income poverty line, population below The percent-
age of the population living below the specified poverty 
line:

• $1 a day—at 1985 international prices (equivalent 
to $1.08 at 1993 international prices), adjusted for 
purchasing power parity.

• $2 a day—at 1985 international prices (equivalent 
to $2.15 at 1993 international prices), adjusted for 
purchasing power parity.

• $4 a day—at 1990 international prices, adjusted 
for purchasing power parity.

• $11 a day (per person for a family of three)—at 
1994 international prices, adjusted for purchasing 
power parity.

• National poverty line—the poverty line deemed ap-
propriate for a country by its authorities. National 
estimates are based on population weighted sub-
group estimates from household surveys.

• 50% of median income—50% of the median 
adjusted disposable household income. See PPP 
(purchasing power parity).

Income or consumption, shares of The shares of in-
come or consumption accruing to subgroups of popula-
tion indicated by deciles or quintiles, based on national 
household surveys covering various years. Consumption 
surveys produce results showing lower levels of inequal-
ity between poor and rich than do income surveys, as 
poor people generally consume a greater share of their 
income. Because data come from surveys covering dif-
ferent years and using different methodologies, compar-
isons between countries must be made with caution.

Infant mortality rate The probability of dying be-
tween birth and exactly one year of age, expressed per 
1,000 live births.

Internally displaced people People or groups of people 
who have been forced or obliged to flee or to leave their 
homes or places of habitual residence, in particular as a 
result of or in order to avoid the effects of armed conflict, 
situations of generalized violence, violations of human 
rights or natural or human-made disasters, and who have 
not crossed an internationally recognized state border.

Internet users People with access to the worldwide 
network.

Labour force All those employed (including people 
above a specified age who, during the reference period, 
were in paid employment, at work, self-employed or 
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with a job but not at work) and unemployed (including 
people above a specified age who, during the reference 
period, were without work, currently available for work 
and seeking work).

Legislators, senior officials and managers, female 
 Women’s share of positions defined according to the 
International Standard Classification of Occupations 
(ISCO-88) to include legislators, senior government 
officials, traditional chiefs and heads of villages, senior 
officials of special interest organizations, corporate 
managers, directors and chief executives, production 
and operations department managers and other depart-
ment and general managers.

Life expectancy at birth The number of years a new-
born infant would live if prevailing patterns of age-
specific mortality rates at the time of birth were to stay 
the same throughout the child’s life.

Life expectancy index One of the three indices on 
which the human development index is built. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1.

Literacy rate, adult The percentage of people ages 15 and 
above who can, with understanding, both read and write 
a short, simple statement related to their everyday life.

Literacy rate, youth The percentage of people ages 
15–24 who can, with understanding, both read and write 
a short, simple statement related to their everyday life.

Literacy skills, functional, population lacking The 
share of the population ages 16–65 scoring at level 1 on 
the prose literacy scale of the International Adult Lit-
eracy Survey. Most tasks at this level require the reader 
to locate a piece of information in the text that is iden-
tical to or synonymous with the information given in 
the directive.

Malaria cases The total number of malaria cases report-
ed to the World Health Organization by countries in 
which malaria is endemic. Many countries report only 
laboratory-confirmed cases, but many in Sub-Saharan 
Africa report clinically diagnosed cases as well.

Malaria prevention, children under age 5 The 
percentage of children under age 5 sleeping under 
insecticide-treated bednets.

Malaria treatment, children under age 5 with fever 
 The percentage of children under age 5 who were ill 
with fever in the two weeks before the survey and re-
ceived antimalarial drugs.

Market activities Defined according to the 1993 re-
vised UN System of National Accounts to include em-
ployment in establishments, primary production not in 
establishments, services for income and other produc-
tion of goods not in establishments. See non-market 
activities and work time, total.

Maternal mortality ratio The annual number of 
deaths of women from pregnancy-related causes per 
100,000 live births.

Maternal mortality ratio, adjusted Maternal mor-
tality ratio adjusted to account for well documented 
problems of underreporting and misclassification of 
maternal deaths, as well as estimates for countries with 
no data. See maternal mortality ratio.

Maternal mortality ratio, reported Maternal mortal-
ity ratio as reported by national authorities. See mater-
nal mortality ratio.

Medium-variant projection Population projections 
by the United Nations Population Division assuming 
medium-fertility path, normal mortality and normal 
international migration. Each assumption implies 
projected trends in fertility, mortality and net migra-
tion levels, depending on the specific demographic 
characteristics and relevant policies of each country 
or group of countries. In addition, for the countries 
highly affected by the HIV/AIDS epidemic, the im-
pact of HIV/AIDS is included in the projection. The 
UN Population Division also publishes low- and high-
variant projections. For more information, see http://
esa.un.org/unpp/assumptions.html.

Military expenditure All expenditures of the defence 
ministry and other ministries on recruiting and train-
ing military personnel as well as on construction and 
purchase of military supplies and equipment. Military 
assistance is included in the expenditures of the donor 
country.

Non-market activities Defined according to the 1993 
revised UN System of National Accounts to include 
household maintenance (cleaning, laundry and meal 
preparation and cleanup), management and shopping 
for own household; care for children, the sick, the elder-
ly and the disabled in own household; and community 
services. See market activities and work time, total.

Official aid Grants or loans that meet the same stan-
dards as for official development assistance (ODA) 
except that recipient countries do not qualify as recipi-
ents of ODA. These countries are identified in part II 
of the Development Assistance Committee (DAC) list 
of recipient countries, which includes more advanced 
countries of Central and Eastern Europe, the countries 
of the former Soviet Union and certain advanced devel-
oping countries and territories.

Official development assistance (ODA) disbursed, 
net Disbursements of loans made on concessional 
terms (net of repayments of principal) and grants by 
official agencies of the members of the Development 
Assistance Committee (DAC), by multilateral institu-
tions and by non-DAC countries to promote economic 
development and welfare in countries and territories in 
part I of the DAC list of aid recipients. Includes loans 
with a grant element of at least 25% (calculated at a rate 
of discount of 10%).

Official development assistance (ODA), per capita 
of donor country Official development assistance 
granted by a specific country divided by this country’s 
total population. See official development assistance 
(ODA) disbursed, net.
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Official development assistance (ODA) to basic 
social services ODA directed to basic social services, 
which include basic education (primary education, early 
childhood education and basic life skills for youth and 
adults), basic health (including basic health care, basic 
health infrastructure, basic nutrition, infectious disease 
control, health education and health personnel devel-
opment) and population policies and programmes and 
reproductive health (population policy and administra-
tive management, reproductive health care, family plan-
ning, control of sexually transmitted diseases, including 
HIV/AIDS, and personnel development for population 
and reproductive health). Aid to water supply and sani-
tation is included only if it has a poverty focus.

Official development assistance (ODA) to least de-
veloped countries See official development assistance 
(ODA) disbursed, net and country classifications for 
least developed countries.

Official development assistance (ODA), untied 
 Bilateral ODA for which the associated goods and ser-
vices may be fully and freely procured in substantially all 
countries and that is given by one country to another.

Patents granted to residents Refers to documents 
issued by a government office that describe an inven-
tion and create a legal situation in which the patented 
invention can normally be exploited (made, used, sold, 
imported) only by or with the authorization of the pat-
entee. The protection of inventions is generally limited 
to 20 years from the filing date of the application for 
the grant of a patent.

Physicians Includes graduates of a faculty or school of 
medicine who are working in any medical field (includ-
ing teaching, research and practice).

Population growth rate, annual Refers to the average 
annual exponential growth rate for the period indicat-
ed. See population, total.

Population, total Refers to the de facto population, 
which includes all people actually present in a given 
area at a given time.

Population, urban The midyear population of areas 
classified as urban according to the criteria used by each 
country, as reported to the United Nations. See popula-
tion, total.

PPP (purchasing power parity) A rate of exchange 
that accounts for price differences across countries, al-
lowing international comparisons of real output and 
incomes. At the PPP US$ rate (as used in this Report), 
PPP US$1 has the same purchasing power in the do-
mestic economy as $1 has in the United States.

Private flows, other A category combining non-debt-
creating portfolio equity investment flows (the sum of 
country funds, depository receipts and direct purchas-
es of shares by foreign investors), portfolio debt flows 
(bond issues purchased by foreign investors) and bank 
and trade-related lending (commercial bank lending 
and other commercial credits).

Probability at birth of not surviving to a specified 
age Calculated as 1 minus the probability of surviving 
to a specified age for a given cohort. See probability at 
birth of surviving to a specified age.

Probability at birth of surviving to a specified age 
 The probability of a newborn infant surviving to a spec-
ified age if subject to prevailing patterns of age specific 
mortality rates.

Professional and technical workers, female Women’s 
share of positions defined according to the Internation-
al Standard Classification of Occupations (ISCO-88) 
to include physical, mathematical and engineering sci-
ence professionals (and associate professionals), life sci-
ence and health professionals (and associate profession-
als), teaching professionals (and associate professionals) 
and other professionals and associate professionals.

Refugees People who have fled their country because 
of a well founded fear of persecution for reasons of their 
race, religion, nationality, political opinion or member-
ship in a particular social group and who cannot or do 
not want to return. Country of asylum is the country in 
which a refugee has filed a claim of asylum but has not 
yet received a decision or is otherwise registered as an 
asylum seeker. Country of origin refers to the claimant’s 
nationality or country of citizenship.

Research and development expenditures Current 
and capital expenditures (including overhead) on cre-
ative, systematic activity intended to increase the stock 
of knowledge. Includes fundamental and applied re-
search and experimental development work leading to 
new devices, products or processes.

Researchers in R&D People trained to work in any 
field of science who are engaged in professional research 
and development (R&D) activity. Most such jobs re-
quire the completion of tertiary education.

Royalties and licence fees, receipts of Receipts by 
residents from non-residents for the authorized use of 
intangible, non-produced, non-financial assets and pro-
prietary rights (such as patents, trademarks, copyrights, 
franchises and industrial processes) and for the use, 
through licensing agreements, of produced originals of 
prototypes (such as films and manuscripts). Data are 
based on the balance of payments.

Sanitation, improved, population with sustainable 
access to The percentage of the population with access 
to adequate excreta disposal facilities, such as a connec-
tion to a sewer or septic tank system, a pour-flush latrine, 
a simple pit latrine or a ventilated improved pit latrine. 
An excreta disposal system is considered adequate if it is 
private or shared (but not public) and if it can effectively 
prevent human, animal and insect contact with excreta.

Science, math and engineering, tertiary students in 
 The share of tertiary students enrolled in natural sci-
ences; engineering; mathematics and computer sciences; 
architecture and town planning; transport and commu-
nications; trade, craft and industrial programmes; and 
agriculture, forestry and fisheries. See education levels.
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Seats in parliament held by women Refers to seats 
held by women in a lower or single house or an upper 
house or senate, where relevant.

Smoking, prevalence The percentage of men and 
women who smoke cigarettes.

Telephone mainlines Telephone lines connecting a 
customer’s equipment to the public switched telephone 
network.

Terms of trade The ratio of the export price index to 
the import price index measured relative to a base year. 
A value of more than 100 means that the price of ex-
ports has risen relative to the price of imports.

Tuberculosis cases The total number of tuberculosis 
cases reported to the World Health Organization. A 
tuberculosis case is defined as a patient in whom tu-
berculosis has been bacteriologically confirmed or di-
agnosed by a clinician.

Tuberculosis cases cured under DOTS The percent-
age of estimated new infectious tuberculosis cases cured 
under the directly observed treatment, short course 
(DOTS) case detection and treatment strategy.

Tuberculosis cases detected under DOTS The per-
centage of estimated new infectious tuberculosis cases 
detected (diagnosed in a given period) under the di-
rectly observed treatment, short course (DOTS) case 
detection and treatment strategy.

Under-five mortality rate The probability of dying 
between birth and exactly five years of age, expressed 
per 1,000 live births.

Under height for age, children under age five 
 Includes moderate and severe stunting, defined as more 
than two standard deviations below the median height 
for age of the reference population.

Under weight for age, children under age five 
 Includes moderate underweight, defined as more than 
two standard deviations below the median weight for 
age of the reference population, and severe under-
weight, defined as more than three standard deviations 
below the median weight.

Undernourished population People whose food in-
take is chronically insufficient to meet their minimum 
energy requirements.

Unemployment Refers to all people above a specified 
age who are not in paid employment or self-employed, 
but are available for work and have taken specific steps 
to seek paid employment or self-employment.

Unemployment, long-term Unemployment lasting 
12 months or longer. See unemployment.

Unemployment rate The unemployed divided by the 
labour force (those employed plus the unemployed).

Unemployment rate, youth Refers to unemployment 
between the ages of 15 or 16 and 24, depending on the 
national definition. See unemployment.

Wage employment in non-agricultural sector, per-
centage of total non-agricultural employees, female 
 Women’s share in paid non-agricultural employment. 
People in paid non- agricultural employment are those 
who during a specified reference period (for example, 
one week) performed some work for wage or salary in 
cash or in kind, as well as persons who, having already 
worked in their present job, were temporarily not at 
work during the reference period for reasons such as ill-
ness or injury, holiday or vacation, strike or lockout, ed-
ucational or training leave, maternity or parental leave, 
reduction in economic activity, temporary disorganiza-
tion or suspension of work (bad weather, mechanical or 
electrical breakdown, shortage of raw materials or fuels) 
and the like and who had a formal attachment to their 
job as evidenced by one or more of the following criteria: 
the continued receipt of a wage or salary; an assurance of 
return to work following the end of the contingency or 
an agreement as to the date of return; or a short duration 
of absence from the job. Non-agricultural employment 
refers to employment in industry or services as defined 
according to the International Standard Industrial 
Classification system (revisions 2 and 3). Industry refers 
to mining and quarrying, manufacturing, construction 
and public utilities (gas, water and electricity). Services 
refer to wholesale and retail trade; restaurants and ho-
tels; transport, storage and communications; finance, 
insurance, real estate and business services; and com-
munity, social and personal services.

Water source, improved, population without sus-
tainable access to Calculated as 100 minus the per-
centage of the population with sustainable access to an 
improved water source. Unimproved sources include 
vendors, bottled water, tanker trucks and unprotected 
wells and springs. See water source, improved, popula-
tion with sustainable access to.

Water source, improved, population with sustain-
able access to The share of the population with reason-
able access to any of the following types of water supply 
for drinking: household connections, public standpipes, 
boreholes, protected dug wells, protected springs and 
rainwater collection. Reasonable access is defined as the 
availability of at least 20 litres a person per day from a 
source within 1 kilometre of the user’s dwelling.

Women in government at ministerial level Includes 
deputy prime ministers and ministers. Prime min-
isters were also included when they held ministerial 
portfolios. Vice presidents and heads of ministerial-
level departments or agencies were also included when 
exercising a ministerial function in the government 
structure.

Work time, total Time spent on market and non-mar-
ket activities as defined according to the 1993 revised 
UN System of National Accounts. See market activities 
and non-market activities.
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Countries in the human development aggregates a

classification	of	countries

Argentina

Australia

Austria

Bahamas

Bahrain

Barbados

Belgium

Brunei Darussalam

Bulgaria

Canada

Chile

Costa Rica

Croatia

Cuba

Cyprus

Czech Republic

Denmark

Estonia

Finland

France

Germany

Greece

Hong Kong, China (SAR)

Hungary

Iceland

Ireland

Israel

Italy

Japan

Korea, Rep. of

Kuwait

Latvia

Lithuania

Luxembourg

Malta

Mexico

Netherlands

New Zealand

Norway

Panama

Poland

Portugal

Qatar

Saint Kitts and Nevis

Seychelles

Singapore

Slovakia

Slovenia

Spain

Sweden

Switzerland

Tonga

Trinidad and Tobago

United Arab Emirates

United Kingdom

United States

Uruguay
(57 countries or areas)

Albania

Algeria

Antigua and Barbuda

Armenia

Azerbaijan

Bangladesh

Belarus

Belize

Bhutan

Bolivia

Bosnia and Herzegovina

Botswana

Brazil

Cambodia

Cape Verde

China

Colombia

Comoros

Congo

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Equatorial Guinea

Fiji

Gabon

Georgia

Ghana

Grenada

Guatemala

Guyana

Honduras

India

Indonesia

Iran, Islamic Rep. of

Jamaica

Jordan

Kazakhstan

Kyrgyzstan

Lao People’s Dem. Rep.

Lebanon

Libyan Arab Jamahiriya

Macedonia, TFYR

Malaysia

Maldives

Mauritius

Moldova, Rep. of

Mongolia

Morocco

Myanmar

Namibia

Nepal

Nicaragua

Occupied Palestinian 

Territories

Oman

Pakistan

Papua New Guinea

Paraguay

Peru

Philippines

Romania

Russian Federation

Saint Lucia

Saint Vincent and the 

Grenadines

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Saudi Arabia

Solomon Islands

South Africa

Sri Lanka

Sudan

Suriname

Syrian Arab Republic

Tajikistan

Thailand

Timor-Leste

Togo

Tunisia

Turkey

Turkmenistan

Uganda

Ukraine

Uzbekistan

Vanuatu

Venezuela

Viet Nam

Zimbabwe
(88 countries or areas)

Angola

Benin

Burkina Faso

Burundi

Cameroon

Central African Republic

Chad

Congo, Dem. Rep. of the

Côte d’Ivoire

Djibouti

Eritrea

Ethiopia

Gambia

Guinea

Guinea-Bissau

Haiti

Kenya

Lesotho

Madagascar

Malawi

Mali

Mauritania

Mozambique

Niger

Nigeria

Rwanda

Senegal

Sierra Leone

Swaziland

Tanzania, U. Rep. of

Yemen

Zambia

(32 countries or areas)

High human development (HDI 0.800 and above) Medium human development (HDI 0.500–0.799) Low human development (HDI below 0.500)

a  Excludes the following UN member countries for which the human development index cannot be computed: Afghanistan, Andorra, Iraq, Kiribati, the Democratic Republic of Korea, Liberia, Liechtenstein, Marshall Islands, the 
Federated States of Micronesia, Monaco, Nauru, Palau, San Marino, Serbia and Montenegro, Somalia and Tuvalu.
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Andorra

Australia

Austria

Bahamas

Bahrain

Belgium

Brunei Darussalam

Canada

Cyprus

Denmark

Finland

France

Germany

Greece

Hong Kong, China (SAR)

Iceland

Ireland

Israel

Italy

Japan

Korea, Rep. of

Kuwait

Luxembourg

Malta

Monaco

Netherlands

New Zealand

Norway

Portugal

Qatar

San Marino

Singapore

Slovenia

Spain

Sweden

Switzerland

United Arab Emirates

United Kingdom

United States
(39 countries or areas)

Albania

Algeria

Antigua and Barbuda

Argentina

Armenia

Azerbaijan

Barbados

Belarus

Belize

Bolivia

Bosnia and Herzegovina

Botswana

Brazil

Bulgaria

Cape Verde

Chile

China

Colombia

Costa Rica

Croatia

Cuba

Czech Republic

Djibouti

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Estonia

Fiji

Gabon

Georgia

Grenada

Guatemala

Guyana

Honduras

Hungary

Indonesia

Iran, Islamic Rep. of

Iraq

Jamaica

Jordan

Kazakhstan

Kiribati

Latvia

Lebanon

Libyan Arab Jamahiriya

Lithuania

Macedonia, TFYR

Malaysia

Maldives

Marshall Islands

Mauritius

Mexico

Micronesia, Fed. Sts.

Morocco

Namibia

Northern Mariana Islands

Occupied Palestinian 

Territories

Oman

Palau

Panama

Paraguay

Peru

Philippines

Poland

Romania

Russian Federation

Saint Kitts and Nevis

Saint Lucia

Saint Vincent and the 

Grenadines

Samoa (Western)

Saudi Arabia

Serbia and Montenegro

Seychelles

Slovakia

South Africa

Sri Lanka

Suriname

Swaziland

Syrian Arab Republic

Thailand

Tonga

Trinidad and Tobago

Tunisia

Turkey

Turkmenistan

Ukraine

Uruguay

Vanuatu

Venezuela
(91 countries or areas)

Afghanistan

Angola

Bangladesh

Benin

Bhutan

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Cameroon

Central African Republic

Chad

Comoros

Congo

Congo, Dem. Rep. of the

Côte d’Ivoire

Equatorial Guinea

Eritrea

Ethiopia

Gambia

Ghana

Guinea

Guinea-Bissau

Haiti

India

Kenya

Korea, Dem. Rep.

Kyrgyzstan

Lao People’s Dem. Rep.

Lesotho

Liberia

Madagascar

Malawi

Mali

Mauritania

Moldova, Rep. of

Mongolia

Mozambique

Myanmar

Nepal

Nicaragua

Niger

Nigeria

Pakistan

Papua New Guinea

Rwanda

São Tomé and Principe

Senegal

Sierra Leone

Solomon Islands

Somalia

Sudan

Tajikistan

Tanzania, U. Rep. of

Timor-Leste

Togo

Uganda

Uzbekistan

Viet Nam

Yemen

Zambia

Zimbabwe
(61 countries or areas)

Countries in the income aggregates a

High income (GNI per capita of $9,386 or more in 2003) Middle income (GNI per capita of $766–9,385 in 2003) Low income (GNI per capita of $765 or less in 2003)

a World Bank classification (effective 1 July 2004) based on gross national income (GNI) per capita. Excludes Nauru and Tuvalu because of lack of data.
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Afghanistan

Algeria

Angola

Antigua and Barbuda

Argentina

Bahamas

Bahrain

Bangladesh

Barbados

Belize

Benin

Bhutan

Bolivia

Botswana

Brazil

Brunei Darussalam

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Cameroon

Cape Verde

Central African Republic

Chad

Chile

China

Colombia

Comoros

Congo

Congo, Dem. Rep. of the

Costa Rica

Côte d’Ivoire

Cuba

Cyprus

Djibouti

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Equatorial Guinea

Eritrea

Ethiopia

Fiji

Gabon

Gambia

Ghana

Grenada

Guatemala

Guinea

Guinea-Bissau

Guyana

Haiti

Honduras

Hong Kong, China (SAR)

India

Indonesia

Iran, Islamic Rep. of

Iraq

Jamaica

Jordan

Kenya

Kiribati

Korea, Dem. Rep.

Korea, Rep. of

Kuwait

Lao People’s Dem. Rep.

Lebanon

Lesotho

Liberia

Libyan Arab Jamahiriya

Madagascar

Malawi

Malaysia

Maldives

Mali

Marshall Islands

Mauritania

Mauritius

Mexico

Micronesia, Fed. Sts.

Mongolia

Morocco

Mozambique

Myanmar

Namibia

Nauru

Nepal

Nicaragua

Niger

Nigeria

Occupied Palestinian 

Territories

Oman

Pakistan

Palau

Panama

Papua New Guinea

Paraguay

Peru

Philippines

Qatar

Rwanda

Saint Kitts and Nevis

Saint Lucia

Saint Vincent and the 

Grenadines

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Saudi Arabia

Senegal

Seychelles

Sierra Leone

Singapore

Solomon Islands

Somalia

South Africa

Sri Lanka

Sudan

Suriname

Swaziland

Syrian Arab Republic

Tanzania, U. Rep. of

Thailand

Timor-Leste

Togo

Tonga

Trinidad and Tobago

Tunisia

Turkey

Tuvalu

Uganda

United Arab Emirates

Uruguay

Vanuatu

Venezuela

Viet Nam

Yemen

Zambia

Zimbabwe
(137 countries or areas)

Least developed 
countries a

Afghanistan

Angola

Bangladesh

Benin

Bhutan

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Cape Verde

Central African Republic

Chad

Comoros

Congo, Dem. Rep. of the

Djibouti

Equatorial Guinea

Eritrea

Ethiopia

Gambia

Guinea

Guinea-Bissau

Haiti

Kiribati

Lao People’s Dem. Rep.

Lesotho

Liberia

Madagascar

Malawi

Maldives

Mali

Mauritania

Mozambique

Myanmar

Nepal

Niger

Rwanda

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Senegal

Sierra Leone

Solomon Islands

Somalia

Sudan

Tanzania, U. Rep. of

Timor-Leste

Togo

Tuvalu

Uganda

Vanuatu

Yemen

Zambia
(50 countries or areas)

Countries in the major world aggregates

Developing countries

a United Nations classification based on UN-OHRLLS 2005.
b Excludes the Czech Republic, Hungary, Mexico, Poland, Slovakia and Turkey.

Central and Eastern 
Europe and the 
Commonwealth 
of Independent 
States (CIS)
Albania

Armenia

Azerbaijan

Belarus

Bosnia and Herzegovina

Bulgaria

Croatia

Czech Republic

Estonia

Georgia

Hungary

Kazakhstan

Kyrgyzstan

Latvia

Lithuania

Macedonia, TFYR

Moldova, Rep. of

Poland

Romania

Russian Federation

Serbia and Montenegro

Slovakia

Slovenia

Tajikistan

Turkmenistan

Ukraine

Uzbekistan

(27 countries or areas)

OECD
Australia

Austria

Belgium

Canada

Czech Republic

Denmark

Finland

France

Germany

Greece

Hungary

Iceland

Ireland

Italy

Japan

Korea, Rep. of

Luxembourg

Mexico

Netherlands

New Zealand

Norway

Poland

Portugal

Slovakia

Spain

Sweden

Switzerland

Turkey

United Kingdom

United States

(30 countries or areas)

High-income OECD 
countries b

Australia

Austria

Belgium

Canada

Denmark

Finland

France

Germany

Greece

Iceland

Ireland

Italy

Japan

Korea, Rep. of

Luxembourg

Netherlands

New Zealand

Norway

Portugal

Spain

Sweden

Switzerland

United Kingdom

United States

(24 countries or areas)
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Developing countries in the regional aggregates

Arab States
Algeria

Bahrain

Djibouti

Egypt

Iraq

Jordan

Kuwait

Lebanon

Libyan Arab Jamahiriya

Morocco

Occupied Palestinian 

Territories

Oman

Qatar

Saudi Arabia

Somalia

Sudan

Syrian Arab Republic

Tunisia

United Arab Emirates

Yemen

(20 countries or areas)

East Asia and 
the Pacific
Brunei Darussalam

Cambodia

China

Fiji

Hong Kong, China (SAR)

Indonesia

Kiribati

Korea, Dem. Rep.

Korea, Rep. of

Lao People’s Dem. Rep.

Malaysia

Marshall Islands

Micronesia, Fed. Sts.

Mongolia

Myanmar

Nauru

Palau

Papua New Guinea

Philippines

Samoa (Western)

Singapore

Solomon Islands

Thailand

Timor-Leste

Tonga

Tuvalu

Vanuatu

Viet Nam

(28 countries or areas)

South Asia
Afghanistan

Bangladesh

Bhutan

India

Iran, Islamic Rep. of

Maldives

Nepal

Pakistan

Sri Lanka

(9 countries or areas)

Latin America and 
the Caribbean
Antigua and Barbuda

Argentina

Bahamas

Barbados

Belize

Bolivia

Brazil

Chile

Colombia

Costa Rica

Cuba

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

El Salvador

Grenada

Guatemala

Guyana

Haiti

Honduras

Jamaica

Mexico

Nicaragua

Panama

Paraguay

Peru

Saint Kitts and Nevis

Saint Lucia

Saint Vincent and the 

Grenadines

Suriname

Trinidad and Tobago

Uruguay

Venezuela

(33 countries or areas)

Southern Europe
Cyprus

Turkey

(2 countries or areas)

Sub-Saharan Africa
Angola

Benin

Botswana

Burkina Faso

Burundi

Cameroon

Cape Verde

Central African Republic

Chad

Comoros

Congo

Congo, Dem. Rep. of the

Côte d’Ivoire

Equatorial Guinea

Eritrea

Ethiopia

Gabon

Gambia

Ghana

Guinea

Guinea-Bissau

Kenya

Lesotho

Liberia

Madagascar

Malawi

Mali

Mauritania

Mauritius

Mozambique

Namibia

Niger

Nigeria

Rwanda

São Tomé and Principe

Senegal

Seychelles

Sierra Leone

South Africa

Swaziland

Tanzania, U. Rep. of

Togo

Uganda

Zambia

Zimbabwe
(45 countries or areas)
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 Indicator table indicator  Indicator table indicator

index	to	indicators

a
 18 Agriculture, OECD country support to domestic

  Armed forces 

 23  index

 23  total

  Arms transfers, conventional 

   exports 

 23   share

 23   total

 23  imports, total

B
 6, 8 Births attended by skilled health personnel

 7 Birthweight, infants with low

c
  Carbon dioxide emissions 

 22  per capita

 22  share of world total

 13 Cellular subscribers 

 12 Children reaching grade 5

  Condom use rate, at last high-risk sex

 9  men

 9  women

 14 Consumer price index, average annual change in 

 6 Contraceptive prevalence 

  Contributing family workers 

 28  men

 28  women

  Crime, population victimized by 

 24  assault

 24  bribery (corruption) 

 24  property crime

 24  robbery

 24  sexual assault

 24  total 

D
  Debt relief,

 18  bilateral pledges to the HIPC trust fund 

 18  gross bilateral debt forgiveness 

  Debt service, total

 19  as % of exports of goods and services and net income  

 from abroad

 19, 20  as % of GDP

e
 28 Economic activity rate, female

 28  as % of male rate

 28  index 

  Education expenditure, public 

 11, 20  as % of GDP

 11  as % of total government expenditure

 11  pre-primary and primary

 11  secondary

 11  tertiary

 1 Education index

 30 Elected or appointed to parliament, year first woman

 30 Election, year women received right to stand for

 22 Electricity consumption per capita

  Employment, by economic activity

   agriculture

 28   men

 28   women

   industry 

 28   men

 28   women 

   services 

 28   men

 28   women 

 22 Energy use, GDP per unit of 

  Enrolment ratio, gross 

 1, 33  combined primary, secondary and tertiary

 25   female

 25   male 

   tertiary

 27   female ratio 

 27   ratio of female to male

  Enrolment ratio, net 

 12, 33  primary
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 Indicator table indicator  Indicator table indicator

 27   female ratio

 27   ratio of female to male

 12  secondary

 27   female ratio

 27   ratio of female to male

 22 Environmental treaties, ratification of

  Exports 

 16  high technology

 16  of goods and services

 16  manufactured

 16  primary

F
 5, 33 Fertility rate, total

 19 Foreign direct investment, net inflows of

 22 Fuel consumption, traditional 

G
 1 GDP index

  GDP per capita 

 14  annual growth rate

 14  in US$

 1, 14, 33  in PPP US$

 14   highest value during 1975–2003

 14   year of highest value

  GDP, total 

 14  in PPP US$ billions

 14  in US$ billions

 26 Gender empowerment measure (GEM)

 25 Gender-related development index (GDI)

H
  Health expenditure 

 6  per capita

 6  private

 6, 20  public

 9, 33 HIV prevalence

 1 Human development index (HDI)

 2  trends in

 3 Human poverty index (HPI-1) for developing countries

 4 Human poverty index (HPI-2) for selected OECD countries

 31 Human rights instruments, status of major international

i
 3 Illiteracy rate, adult 

 8 Immunized, one-year olds fully

 6  against measles

 6  against tuberculosis

 16 Imports of goods and services 

  Income, estimated earned

 25  female

 25  male

 26  ratio of female to male 

  Income inequality measures 

 15  Gini index

 15  income ratio, richest 10% to poorest 10%

 15  income ratio, richest 20% to poorest 20%

  Income or consumption, share of 

 15  poorest 10%

 15  poorest 20%

 15  richest 10%

 15  richest 20%

 8, 10 Infant mortality rate

 23 Internally displaced people

 13 Internet users

l
 32 Labour rights conventions, status of fundamental

 26 Legislators, senior officials and managers, female

 1, 10, 33 Life expectancy at birth

 25  female

 25  male

 1 Life expectancy index

 1, 12, 33 Literacy rate, adult

 25, 27  female

 27  female as % of male 

 25  male

 12 Literacy rate, youth

 27  female 

 27  female as % of male 

 4 Literacy skills, functional, people lacking

M
  Malaria

 9  cases 

 9  prevention, children under age five with insecticide-treated  

 bed nets 

 9  treatment, children under age five with fever treated with  

 antimalarial drugs 

  Maternal mortality ratio 

 10  adjusted

 10  reported 

 20 Military expenditure

 30 Ministerial level, women in government at
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 Indicator table indicator  Indicator table indicator

o
  Official development assistance (ODA) disbursed, net 

 17  as % of GNI

 17  per capita of donor country

 17  to basic social services

 17  to least developed countries

 17  total

 17  untied bilateral

  Official development assistance (ODA) received (net 

disbursements)

 19  as % of GDP

 19   per capita

 19   total

 6 Oral rehydration and continued feeding, children with diarrhea 

receiving

P
 13 Patents, granted to residents

 6 Physicians

  Population

 5  ages 65 and above

 5  annual growth rate 

 5, 33  total

 5  under age 15

 5  urban

  Poverty, income 

 3  population living below $1 a day 

 3  population living below $2 a day 

 4  population living below $4 a day

 4  population living below $11 a day

 4  population living below 50% of median income

 3  population living below national poverty line

 19 Private flows, other

 26 Professional and technical workers, female

R
  Refugees 

 23  by country of asylum

 23  by country of origin

  Research and development (R&D) 

 13  expenditures

 13  researchers in

 13 Royalties and licence fees, receipts of 

S
 7 Sanitation, population with access to improved 

 12 Science, math and engineering, tertiary students in

 26 Seats in parliament held by women

 30  lower or single house

 30  upper house or senate

  Smoking, prevalence of 

 9  men

 9  women

  Survival 

 3  probability at birth of not surviving to age 40

 4  probability at birth of not surviving to age 60 

   probability at birth of surviving to age 65

 10   female

 10   male

T
 13 Telephone mainlines 

  Trade,

   goods imports by developed countries,

    from developing countries,

 18    share of total imports 

 18    total 

    from least developed countries

 18    share of total imports 

 18    total 

 16  terms of 

  Tuberculosis cases

 9  cured under DOTS

 9  detected under DOTS

 9  total

U
 8, 10, 33 Under-five mortality rate

 7, 8 Under height for age, children under age five

 7, 33 Undernourished population 

 3, 7 Under weight for age, children under age five

 21 Unemployed people

 4 Unemployment, long-term 

 21  men

 21  women

  Unemployment rate

 21  total

 21  average annual 

 21  female % of male 

   youth

 21   total

 21   female % of male 

V
 30 Vote, year women received right to
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 Indicator table indicator  Indicator table indicator

W
  Water source, improved 

 3  population without sustainable access to

 7, 33  population with sustainable access to

  Women’s economic and political participation 

 26  female legislators, senior officials and managers

 26  female professional and technical workers

 26  seats in parliament held by women

 30   lower or single house

 30   upper house or senate

 30  women in government at ministerial level

 30  year first woman elected or appointed to parliament

 30  year women received right to stand for election

 30  year women received right to vote

  Work time 

   men

 29   market activities

 29   non-market activities

 29   total

   total

 29   market activities

 29   non-market activities

   women

 29   as % of male

 29   market activities

 29   non-market activities

 29   total
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Goals and targets from the Millennium Declaration Indicators for measuring progress Indicator table

Goal 1 Eradicate extreme poverty and hunger

Target 1

Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people whose

income is less than $1 a day

1. Proportion of population below $1 (PPP) a day

2. Poverty gap ratio (incidence × depth of poverty)

3. Share of poorest quintile in national consumption

3

15

Target 2

Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people who

suffer from hunger

4. Prevalence of underweight children under five years of age

5. Proportion of population below minimum level of dietary energy consumption

3, 7

7 a, 33 a

Goal 2 Achieve universal primary education

Target 3

Ensure that, by 2015, children everywhere, boys and girls alike, will be able 

to complete a full course of primary schooling

6. Net enrolment ratio in primary education

7. Proportion of pupils starting grade 1 who reach grade 5

8. Literacy rate of 15- to 24-year-olds

12, 33

12

12

Goal 3 Promote gender equality and empower women

Target 4

Eliminate gender disparity in primary and secondary education,

preferably by 2005, and to all levels of education no later than 2015

9. Ratio of girls to boys in primary, secondary and tertiary education

10. Ratio of literate women to men ages 15–24

11. Share of women in wage employment in the non-agricultural sector b

12. Proportion of seats held by women in national parliaments

27 c

27 d

30

Goal 4 Reduce child mortality

Target 5

Reduce by two-thirds, between 1990 and 2015, the under-five mortality rate

13. Under-five mortality rate

14. Infant mortality rate

15. Proportion of one-year-old children fully immunized against measles

10, 33

10

6

Goal 5 Improve maternal health

Target 6. Reduce by three-quarters, between 1990 and 2015, the maternal 

mortality ratio

16. Maternal mortality ratio

17. Proportion of births attended by skilled health personnel

10

6

Goal 6 Combat HIV/AIDS, malaria and other diseases

Target 7

Have halted by 2015 and begun to reverse the spread of HIV/AIDS

18. HIV prevalence among pregnant women 15–24 e

19. Condom use rate of the contraceptive prevalence rate

19a. Condom use at last high-risk sex

19b. Percentage of 15- to 24-year-olds with comprehensive correct knowledge of HIV/AIDS

20. Ratio of school attendance of orphans to school attendance of non-orphans ages 

10–14

9

Target 8

Have halted by 2015 and begun to reverse the incidence of malaria and 

other major diseases

21. Prevalence and death rates associated with malaria

22. Proportion of population in malaria-risk areas using effective malaria prevention and 

treatment measures

23. Prevalence and death rates associated with tuberculosis

24. Proportion of tuberculosis cases detected and cured under directly observed 

treatment, short course (DOTS)

9 f

9 g

9 h

9

Goal 7 Ensure environmental sustainability

Target 9

Integrate the principles of sustainable development into country policies and 

programmes and reverse the loss of environmental resources

25. Proportion of land area covered by forest

26. Ratio of area protected to maintain biological diversity to surface area

27. Energy use (kilograms of oil equivalent) per $1 GDP (PPP)

28. Carbon dioxide emissions per capita and consumption of ozone-depleting 

chlorofluorocarbons (ODP tons)

29. Proportion of population using solid fuels

22 i

22 j

Target 10

Halve by 2015 the proportion of people without sustainable access to

safe drinking water and sanitation

30. Proportion of population with sustainable access to an improved water source, urban 

and rural

31. Proportion of population with access to improved sanitation, urban and rural

7 k, 33 k

7 l

index	to	Millennium	Development	Goal	indicators	in	the	indicator	tables
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Goals and targets from the Millennium Declaration Indicators for measuring progress Indicator table

Target 11

By 2020 to have achieved a significant improvement in the lives of at least 

100 million slum dwellers

32. Proportion of households with access to secure tenure

Goal 8 Develop a global partnership for development

Target 12

Develop further an open, rule-based, predictable, non-discriminatory trading 

and financial system.

Includes a commitment to good governance, development, and poverty 

reduction—both nationally and internationally

Official development assistance

33. Net ODA, total and to least developed countries, as a percentage of OECD/DAC 

donors’ gross national income GNI

34. Proportion of total bilateral, sector-allocable ODA of OECD/DAC donors to basic social 

services (basic education, primary health care, nutrition, safe water and sanitation)

35. Proportion of bilateral ODA of OECD/DAC donors that is untied

36. ODA received in landlocked countries as proportion of their gross national incomes

37. ODA received in small island developing States as proportion of their gross national 

incomes

Market access

38. Proportion of total developed country imports (by value and excluding arms) from 

developing countries and from the least developed countries, admitted free of duties

39. Average tariffs imposed by developed countries on agricultural products and textiles 

and clothing from developing countries

40. Agricultural support estimate for OECD countries as a percentage of their gross 

domestic product

41. Proportion of ODA provided to help build trade capacity

Debt sustainability

42. Total number of countries that have reached their HIPC decision points and number 

that have reached their HIPC completion points (cumulative)

43. Debt relief committed under HIPC Debt Initiative m

44. Debt service as a percentage of exports of goods and services

17 n

17

17

18

19

Target 13

Address the special needs of the least developed countries.

Includes: tariff- and quota-free access for least-developed countries’ 

exports; enhanced programme of debt relief for HIPCs and cancellation of 

official bilateral debt; and more generous ODA for countries committed to 

poverty reduction

Target 14

Address the special needs of landlocked countries and small island 

developing states

Target 15

Deal comprehensively with the debt problems of developing countries 

through national and international measures in order to make debt 

sustainable in the long term

Target 16

In cooperation with developing countries, develop and implement strategies 

for decent and productive work for youth 

45. Unemployment rate of 15- to 24-year-olds, male and female and total 21 o

Target 17

In cooperation with pharmaceutical companies, provide access to affordable 

essential drugs in developing countries

46. Proportion of population with access to affordable essential drugs on a sustainable 

basis

Target 18

In cooperation with the private sector, make available the benefits of new 

technologies, especially information and communications

47. Telephone lines and cellular subscribers per 100 people

48a. Personal computers in use per 100 people

48b. Internet users per 100 people

13 p

13

a Tables 7 and 33 present this indicator as undernourished people as percent of total population.
b Table 28 includes data on female employment by economic activity.
c Table presents female (net or growth) enrolment ratio as percent of male ratio for primary, secondary and tertiary education levels separately.
d Table presents data on female youth literacy data as percent of male rate.
e Tables 9 and 33 present HIV prevalence among people ages 15–49.
f Table includes data on malaria cases per 100,000 people.
g Table includes data on children under age five with insecticide-treated bed nets, and children under age five with fever treated with anti-malarial drugs.
h Table includes data on tuberculosis cases per 100,000 people.
i Table presents this indicator as GDP per unit of energy use (2000 PPP US$ per kilogram of oil equivalent).
j Table includes data on carbon dioxide emissions per capita.
k Tables 7 and 33 include data on population with sustainable access to an improved water source for urban and rural combined.
l Table includes data on population with sustainable access to improved sanitation for urban and rural combined.
m Table 18 includes data on bilateral debt relief pledges to the HIPC trust fund, and gross bilateral debt forgiveness.
n Table includes data on official development assistance (ODA) to least developed countries as percent of total ODA.
o Table includes data on unemployment rate of 15- to 24-year-olds as total and female rate as percent of male rate for OECD countries only.
p Table presents telephone lines and cellular subscribers separately. 

index	to	Millennium	Development	Goal	indicators	in	the	indicator	tables
(continued)
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72

103

160

60

34

83

3

17

101

50

43

139

30

67

9

91

162

134

113

68

131

63

33

55

175

169

130

148

5

105

171

173

37

85

69

132

142

167

47

163

45

52

29

31

14

150

70

95

82

119

Albania

Algeria

Angola

Antigua and Barbuda

Argentina

Armenia

Australia

Austria

Azerbaijan

Bahamas

Bahrain

Bangladesh

Barbados

Belarus

Belgium

Belize

Benin

Bhutan

Bolivia

Bosnia and Herzegovina

Botswana

Brazil

Brunei Darussalam

Bulgaria

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Cameroon

Canada

Cape Verde

Central African Republic

Chad

Chile

China

Colombia

Comoros

Congo

Congo, Dem. Rep. of the

Costa Rica

Côte d'Ivoire

Croatia

Cuba

Cyprus

Czech Republic

Denmark

Djibouti

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Equatorial Guinea

Eritrea

Estonia

Ethiopia

Fiji

Finland

France

Gabon

Gambia

Georgia

Germany

Ghana

Greece

Grenada

Guatemala

Guinea

Guinea-Bissau

Guyana

Haiti

Honduras

Hong Kong, China (SAR)

Hungary

Iceland

India

Indonesia

Iran, Islamic Rep. of

Ireland

Israel

Italy

Jamaica

Japan

Jordan

Kazakhstan

Kenya

Korea, Rep. of

Kuwait

Kyrgyzstan

Lao People's Dem.  Rep.

Latvia

Lebanon

Lesotho

Libyan Arab Jamahiriya

Lithuania

Luxembourg

Macedonia, TFYR

Madagascar

Malawi

Malaysia

Maldives

Mali

Malta

Mauritania

Mauritius

Mexico

Moldova, Rep. of

Mongolia

Morocco

Mozambique

Myanmar

Namibia

Nepal

Netherlands

New Zealand

Nicaragua

Niger

Nigeria

Norway

Occupied Palestinian Territories

Oman

Pakistan

Panama

Papua New Guinea

Paraguay

Peru

Philippines

Poland

Portugal

Qatar

Romania

Russian Federation

Rwanda

Saint Kitts and Nevis

Saint Lucia

Saint Vincent and the Grenadines

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Saudi Arabia

Senegal

Seychelles

Sierra Leone

Singapore

Slovakia

Slovenia

Solomon Islands

South Africa

Spain

Sri Lanka

Sudan

Suriname

Swaziland

Sweden

Switzerland

Syrian Arab Republic

Tajikistan

Tanzania, U. Rep. of

Thailand

Timor-Leste

Togo

Tonga

Trinidad and Tobago

Tunisia

Turkey

Turkmenistan

Uganda

Ukraine

United Arab Emirates

United Kingdom

United States

Uruguay

Uzbekistan

Vanuatu

Venezuela

Viet Nam

Yemen

Zambia

Zimbabwe

104

121

161

38

170

92

13

16

123

155

100

20

138

24

66

117

156

172

107

153

116

22

35

2

127

110

99

8

23

18

98

11

90

80

154

28

44

109

133

48

81

149

58

39

4

59

146

165

61

96

174

32

152

65

53

115

114

124

168

129

125

136

12

19

112

177

158

1

102

71

135

56

137

88

79

84

36

27

40

64

62

159

49

76

87

74

126

77

157

51

176

25

42

26

128

120

21

93

141

86

147

6

7

106

122

164

73

140

143

54

57

89

94

97

144

78

41

15

10

46

111

118

75

108

151

166

145

HDI rank
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